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Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Übergangswirtschaft. und Private abgeschreckt, sich um ausländische Ware 
zu bemühen.) „Wiener Handelsblatt“, 16. August. 


Die Konjunktur nach dem Kriege. (Die gegenwärtige Gefahren der Übergangswirtschaft. (Richtet sich gegen 
Geldfülle verleitet zu falschen Auffassungen über die den Vorschlag, daß die deutsche Warenausfuhr von 
Kriegswirkungen. Viele Werte sind vernichtet; Ver-| cine; Zentralausfuhrgesellschaft ausgehen soll. Eine 
schiebung des Einkommens zum Nachteile des Mittel-| derartige Bevormundung der Ausfuhr müßte diese 
standes. Nach dem Kriege wird der Arbeiter mehr | namhaft schmälern. Der Vorwurf des zu starken Ex- 
für Lebensmittel ausgeben müssen und weniger für| ports wohl ungerechtfertigt, da die Regierung selbst 
Industrieprodukte aufwenden können als vor dem| aus Valutagründen die Ausfuhr fördert. Daß der hohe 
Weltkriege.) „Wiener Handelsblatt“, 11. August. Gewinn, der von den Industriellen durch die Wechsel- 

Ersatzindustrien nach dem Kriege. (Die Ersatzindu- kurse bei der Ausfuhr erzielt wird, auch dem Reiche 
strien, denen es gelungen ist, für viele wichtige Roh-| durch Bemessung der Inlandspreise, z. B. bei Kohle 
stoffe. Ersatz zu schaffen, die vor Kriegsausbruch aus zu gute kommen: soll, sei ein gerechtfertigtes Ver- 
dem Auslande hereinkamen, sollten nach Friedens-| langen.) „Mitteilungen des Kriegsausschusses der 
schluß ihre Tätigkeit nicht einstellen, da sonst der deutschen Industrie“ (Berlin), 21. Juli. 
hierbei gemachte Kapitalsaufwand verloren wäre; | Eine Zusammenlegung von Spielwarenfabriken? (Nach 
ferner sei der Weiterbestand dieser Industrien im| einer Mitteilung des Syndikus der Liegnitzer Handels- 
Interesse der Valuta und der Unabhängigkeit vom kammer, Dr. Neuhaus, vom 1. August werden der 
“ Auslande wünschenswert.) „Die Seife“ (Wien),| Zusammenlegung der Betriebe insbesondere unter- 
15. August. worfen sein: Bäckereien, Fleischereien, Schlossereien, 

Die Beschwerden gegen die Zentralen mehren sich. (Die) Tischlereien, Möbelfabriken, Klavierfabriken, Textil- 
„Özeg“ soll angeblich Lieferungsverträge zu billigen, betriebe, Brauereien, Färbereien, Spielwarenfabriken, 
freilich als „unverbindlich“ bezeichneten Preisen ab-| Druckereien, Ziegeleien. Noch keine klare Äußerung 
schließen und dann unter Berufung auf Wechselkurs-| der Regierung hinsichtlich der Entschädigungsfrage.) 
schwankungen für die gelieferten Waren Rechnungen „Sportgerät und Spielzeug“ (Berlin), 2. August. 
in doppelter Höhe schicken. Die Baumwollzentrale | Neuentwicklung im Verkehrsgewerbe. (Die Warenver- 
habe drei Viertel der von einem Kaufmann aus dem|  kehrsbureaus, welche für alle Spediteure arbeiten, be- 

neutralen Auslande verschafften Ware beschlagnahmt | kommen in Österreich und Ungarn den Auslands- 
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verkehr mehr und mehr in die Hand. Die Spediteure 
sollten sich zusammentun um auch in der Nachkriegs- 
zeit unnötige Konkurrenzierungen dort, wo .es tunlich 
ist, zu. vermeiden.) „Zoll- und Speditionszeitung“ 
(Wien), 12. August. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 


mächte. 


Die wirtschaftlichen Beziehungen nach dem. Kriege. 


(Obwohl man Handelsfreiheit wünscht, wird eine Ver- 


“ stärkung des staatlichen Einflusses unvermeidlich sein. 


Erwägungen 


Die Meistbegünstigungsklausel dürfte verschwinden. 
Wirtschaftliche Beziehungen werden von politischen 
beeinflußt werden. Die Wirtschafts- 
konferenz in Rom hat wenig Positives geleistet.) 
„Wiener Handelsblatt“, 20. August. 


Handelskrieg in Hongkong. (Gelegentlich einer Be- 


ratung der Hongkonger Handelskammer über Han- 
delskriegsmaßnahmen gegen Deutschland verrieten 
die hierbei gehaltenen Reden und vorgebrachten Vor- 
schläge mit geradezu kindlicher Offenheit: ein Haupt- 
grund des Hasses der britischen Geschäftswelt gegen 
die Deutschen ist deren großartiges Kreditsystem. 
Seit Verdrängung der Deutschen überwiegt wieder das 
Kassengeschäft, wogegen sich die Chinesen auflehnen 
und sogar weitsichtigere Engländer Bedenken äußern.) 
„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 17. August. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Französische Unternehmungen in Deutschland. (Deutsch- 


land schreitet auf Grundlage einer Verordnung vom 
14. März 1917 zur Liquidierung feindlichen und 
darunter auch französischen Eigentums im Deutschen 
Reich, angeblich weil Frankreich für die Veräußerung 
deutschen Eigentums in England verantwortlich ge- 
macht werden soll. Wenn damit die Solidarhaftung 
der Alliierten ausgesprochen werden soll, so würde 
das zu einer gegenseitigen Liquidierung der Unter- 
nehmungen der beiden kriegführenden Parteien führen, 


die eine spätere wirtschaftliche Annäherung un- 
möglich machen würde.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
14. August. 

Das internationale Versicherungswesen im Kriege. 


Luxuswarenindustrie 


(Maßnahmen gegen die im Lande befindlichen feind- 
lichen Versicherungsanstalten schädigen in erster Linie 
die eigenen Staatsangehörigen. Daher dürfen in der 
Union die feindlichen Versicherungsanstalten unter 


Aufsicht der dortigen einzelstaatlichen Versicherungs- | 


ämter arbeiten, in Deutschland unter Aufsicht des 
Privatversicherungsamtes. Erst spät entschloß sich 
Frankreich, die Weiterzahlung der bei Versicherungs- 
gesellschaften der Mittelmächte eingegangenen Ver- 
pflichtungen zu gestatten. Dagegen hat England die 
Maßnahmen des Wirtschaftskrieges auf das inter- 
nationale Versicherungswesen in vollster Schärfe zur 
Anwendung gebracht.) Ludwig Schönbergers „Börsen- 
und Handelsbericht“ (Wien), 12. August. 


Sonstige Handelspolitik. 


und Luxuswareneinfuhr. (Der 
Staat wird die Einfuhr aller irgendwie entbehrlichen 
Gegenstände verhindern, was für die heimische Luxus- 
industrie einen erhöhten Schutz mit sich bringt; der 
inländische Markt wird ihr zufallen und sie wird 
dadurch später exportfähiger werden.) „Die Zeit“ 
(Wien), 14. August. 


Der Abschluß des schweizerisch-deutschen Wirtschafts- 


in 


abkommens. (Genaue Angaben über die Gegenstände 
dieses bis Ende April 1918 gültigen Abkommens, und 


Fa OR 


zwar liefert Deutschland monatlich 200.000 # Kohle 
zu 90 Francs die t, größere Mengen Eisen [zu einem 
um 200 Francs die t erhöhten Preis] und Stahl sowie 
Halbfabrikate aus beiden, Kalisalze und Thomasmehl, 
Zink, Ton, Soda, Kaolin, Benzol und einige andere 
Chemikalien; die Schweiz gewährt eine Vorschuß- 
anleihe durch Vermittlung der schweizerischen 
Kohlenzentrale, die in eine Aktiengesellschaft von 
60 Millionen Frances umgewandelt wird, ferner 
Lebensmittel, wie Käse und andere Molkereierzeug- 
nisse, Zucht- und Nutzvieh, auch Ziegen, Gemüse- 
und Obstkonserven, Schokolade, frisches Dörrobst, 
Most, Honig, sodann Fabrikate, wie Aluminium [aus 
der von den Mittelmächten gelieferten Tonerde], 
Karbid, Ferrosilizium, Ferrochrom etc.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 23. August. 


Bestrebungen der schweizerischen Industrie zur Um- 


gehung des deutschen Zwischenhandels. (Sie finden 
nicht nur in der stürmisch deutsch-feindlichen West- 
schweiz, sondern auch im kühleren Holland statt; es 
seien hiegegen „Sicherheiten“ zu fordern.) „Deutsche 
volkswirtschaftliche Korrespondenz“ (Berlin), 
24. August. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Gemeindehnanzen und Kriegszulagen. (Eine Erhöhung 


der Umlagen auf den Mietzins oder der Zuschläge 
zur Hauszinssteuer würde den großen Kriegsfinanz- 
bedarf der Gemeinde Wien weit glatter decken, als die 
mühsame Zusammenstoppelung einer Reihe von 
Einzelsteuern; eine solche Erhöhung sei aber aus 
sozialpolitischen Gründen als unmöglich zu be- 
trachten.) „Die Zeit“ (Wien), 29. August. 


Besteuerung und Parlamentarismus. (Neueinführungen 


von Finanzsteuern waren in Deutschland immer der 


Hebel zu innerpolitischen Umwälzungen; die großen. 


Steueranforderungen der Friedenszeit werden ein 
starkes Mitbestimmungsrecht des Reichstages er- 
fordern. Wenn die Parlamentarisierung nicht früher 
kommt, so wird sie auf dem Wege der Friedenssteuer- 
probleme kommen müssen.) Geheimer Regierungsrat 
Dr. Julius Lissner. „Berliner Tageblatt“, 21. August. 


After War Finance. (Nach „After War Problems“, von 


einer Reihe hervorragender Mitarbeiter wie Lord 
Cromer, Professor A. Marshall etc. Besprechung 
zweier von Artur Sherwell M. P. und Marshall ver- 
faßten Beiträge zu diesem Werk. Ersterer wirft der 
Regierung Verschwendung vor und fordert gründliche 
Reformen durch Einsetzung einer ständigen, aus Par- 
lamentsmitgliedern bestehenden Kommission für 
Finanzfragen. Er wie Marshall sind gegen indirekte 
Steuern, welche die Armen stärker treffen als die 
Reichen. Marshall stellt die Finanzlage Englands als 
durch den Krieg stark verschlechtert hin. Er bringt 
ins einzelne gehende Steuerpläne vor, darunter’ auch 
mäßige Zölle zum Schutz junger Industrien, trotz 
seiner Gegnerschaft gegen das Schutzzöllnertum an 
sich.) „The Economist“ (London), 7. Juli. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


Das Filialsystem der Münchner Großbanken. (Das von 


den Münchner Großbanken vor Kriegsausbruch be- 
folgte System der Filialgründungen in der Provinz 
hat durch den Weltkrieg keine Änderungen erfahren. 
Auch im Jahre 1916 kamen solche Gründungen vor; 
diese Bankstellen befaßten sich ganz besonders mit 
der Werbetätigkeit für die Unterbringung der Kriegs- 
anleihen und für den Absatz von Pfandbriefen,) 
„Münchner Neueste Nachrichten“, 12. August. 
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Reorganisation des schweizerischen Hypothekenkredit- 


wesens. (Die von den Hypothekenbanken ausgege- 
benen rasch kündbaren Obligationen führen zu 
Schwierigkeiten bei Kündigung der Hwypothekar- 
darlehen; der in der Schweiz bisher weniger übliche 
langfristige Pfandbrief soll bei ersten Hypotheken 
durch einen unter staatlicher Aufsicht von der Banken- 
vereinigung herausgegebenen Landeszentralpfandbrief 
ersetzt werden. Die kurzfristigen Obligationen sollen 
für zweite Hypotheken und die Ausiandsbeleihungen 
Verwendung finden; für letztere sollen Kurssiche- 
rungshypotheken geschaffen werden.) - „Frankfurter 
Zeitung“, 23. August. 

Die Kapitalszeichnung in England im ersten Semester 
1917. (lm ersten Halbjahr 1917 wurde der englische 
Geldmarkt, abgesehen von den Anleihen der Regie- 
rung, mit 10,800.000 £ in Anspruch genommen gegen 
12,600.000 im Jahre 1916. Gesamtsumme der gezeich- 
neten Beträge umfaßte in der ersten Hälfte 1917 
573 Millionen £ gegen. 1.189,926.000 im Jahre 1916.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 17. August. 

Banques et Societes anonymes russes. (Gute Geschäfts- 
abschlüsse der russischen Banken. Die Dividenden für 
1916 sind weit höher als jene für 1915. Zahlreiche 
Gesellschaften wurden besonders in den Kriegs- 
industrien unter großem Kapitalsaufwand ins Leben 
gerufen. Die chemischen Fabrikationen haben den ver- 
hältnismäßig stärksten Aufschwung erfahren.) „L’Eco- 
nomiste Europeen“ (Paris), 10. August. 


Geld- und Währungswesen. 


währung. Das Nebeneinanderbestehen verschiedener 
Währungen bedeutet eine Erschwerung des Verkehrs; 
das Wertverhältnis des Goldes zu den Münzen kann 
nicht angegeben werden. Der Papierdollar stand ım 
Vorjahre höher als der Silberdollar, kleine Geldstücke 
bedingen gegenüber dem Papier ein Aufgeld von 20 
bis 25 Prozent.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ 
(Berlin), 14. August. 


Preistreiberei. 


Schlagworte. (Ursache der Teuerung ist die Entwertung 


des Geldes. — In den neutralen Ländern, deren 
Staatsfinanzen durch den Krieg gebessert wurden, 
herrscht auch Teuerung; „Erhöhte Preise sind ein 
Anreiz zur Steigerung der Produktion“ auch die 
höchsten Preise können die mangelnden Arbeitskräfte 
nicht ersetzen; ‚Fort mit den Zentralen“ — nicht 
alle Zentralen können in eine Linie gestellt werden, 
so z. B. die Kriegsgetreideverkehrsgesellschaft, die 
weit besser als die ‚„Geos“ arbeitet; — „Rückkehr 
zur Marktfreiheit“ — bei vorgängiger Versicherung 
des Bedarfs der öffentlichen Anstalten und Mindest- 
bemittelten würde für den freien Verkehr so wenig 
übrig bleiben, daß nur die Reichen die verlangten 
Preise bezahlen könnten; „Kaufmännischer Geist und 
kaufmännische Organisation in der Staatsverwaltung“ 
— kaufmännischer Geist, auf Verdienen gerichtet, 
steht in Widerspruch zu den staatlichen gemein- 
nützigen Zwecken etc.) Von Dr. A. Langer. „Danzers 
Armee-Zeitung“ (Wien), 9./16. August. 


Wiederherstellung unseres Geldwertes? (Zur Verzinsung ; r & 
und Tilgung der Kriegsanleihen angeblich. die .dau-| Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


ernde Hochhältung der Preise, damit auch der Löhne! Die wirtschaftliche Zukunft unserer Kolonien. Der 


und sonstigen Einkommen [mit Ausnahme derjenigen 
der Rentner] sowie Vermögen ein unentbehrliches 
‘* Hilfsmittel.) Von Oberleutnant Dr.‘ Richard Strobl. 
„Grazer Tagblatt“, 24. August. 

Die Kriegskosten und die Geldentwertung. (Je größer 
die Kriegskosten sind, desto stärker muß die An- 
passung der Einkommen und Vermögen an die neuen 
Erfordernisse des Staatshaushaltes sein, welche die 
Warenpreise in die Höhe treiben. Die Mehr- und die 
Vielfachbesteuerung bringen durch Überwälzung der 
Lasten auf die Konsumenten eine Teuerung mit sich, 
die ihrerseits das Gehalts- und Lohnniveau hebt. Der 
Export wird später das Disagio und die Geldentwer- 
tung beheben können.) Dr. Alfred Schwoner. „Der 
österreichische Volkswirt“ (Wien), 25. August. 
Goldbewegung und Kriegstinanzierung. (Deutschland 
sucht [nach dem „Statist“] ‘sein Gold möglichst im 
Lande zu behalten, während die Ententestaaten es 
bisher stark exportierten, wie aus den Ausweisen der 
Notenbank Hollands, Spaniens, der Schweiz hervor- 
geht. Die Vereinigten Staaten führen das Gold, das 
ihnen zuströmt, als Generalzahlmeister der Entente, 
wieder aus; doch wird nunmehr von englischer Seite 
gewünscht, daß die amerikanische Goldausfuhr be- 
schränkt werde.) „Berliner Börsen - Courier“, 
17. August. 

Valutasorgen unserer Exportindustrie. (Der blühende 
Schweizer Ausfuhrhandel ist infolge von Verlusten, 
die aus der fortschreitenden Entwertung der Valuten 


der kriegführenden Staaten entstehen, nicht immer | 


gewinnbringend. Man sucht sich jetzt gegen Verluste 
dadurch zu schützen, daß man Bezahlung in Schweizer 
Schecks oder Tragung eventueller Kursverluste ver- 
langt und hofft auf ein geschlossenes Vorgehen der 
Interessenten.) Von Dr. öcon. publ. Artur Stampfli. 
„Schweizer Exportrevue“ (Zürich), II. August. 

Wöährungsschwierigkeiten in China. (China hat eine 


Silberwährung, außerdem eine Papier- und Hilfsgeld- 


Der finanzielle 


Exportorganisationsversuche 


Außenhandel der deutschen Kolonien betrug 1913 zwar 
nur !/, Milliarde gegenüber 21 Milliarden des Deut- 
schen Reiches, ist aber sehr entwicklungsfähig. Die 
Erzeugung von Baumwolle, Hanf, Kautschuk, Kakao 
macht Fortschritte und Mittelafrika soll fünfmal so 
viel Rinder ernähren können als das Deutsche Reich.) 
„München-Augsburger Abendzeitung“ (München), 
30. Juli. 

und wirtschaftliche Niedergang Ruß- 
lands. (Starker Rückgang des Rubelkurses. Im Frieden 
kostete ein Schilling 94°6, im August 1917 207 Ko- 
peken. In ganz Rußland herrscht das Bestreben, Geld 
entweder in Ware oder rasch zurückziehbar in den 
Banken anzulegen. Die Kreditinstitute kommen da- 
durch in eine schwierige Lage und suchen den Geld- 
zufluß durch Herabsetzung des Zinsfußes zu hemmen. 
Rückgang der. Kohlenförderung, Sinken der Produk- 
tion industrieller Fertigerzeugnisse, starke Ein- 
schränkung der Erdölgewinnung:) „Frankfurter Zei- 
tung“, 14. August. 


Exportförderung. 


während des Krieges. 
(Frage gestreift, inwiefern der Einfuhrhandel dem- 
nächst die Herrschaft im internationalen Handelsver- 
kehr festhalten werde; sodann die höchst planmäßigen 
und wohlüberlegten britischen Bemühungen zur Aus- 
fuhrförderung besprochen, wobei eine namhafte Ver- 
besserung des britischen Konsulardienstes und eine 
rücksichtslose Entwicklung der Handelsspionage eine 
große Rolle spielt.) Von Dr. Alfred Schwoner. „Das 
Handelsmuseum“ (Wien), 23. August. 


Leidensgeschichte der Gläubigerschutzzentrale für die 


südöstlichen Okkupationsgebiete. (Im Frühjahr 1916 
wurde die österreichisch-ungarisch-deutsche Gläu- ' 
bigerzentrale mit drei gesonderten Territorialkomitees 
gebildet; es wurden Forderungen von mehr als 50 Mil- 
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Industrieförderung 


lionen K angemeldet. Leider ermöglichte die bureau- 
kratische Verschleppung aller Maßregeln, insbesondere 
der verspätete Abbau des Moratoriums, daß die greif- 
baren Aktiven verschwunden sind. In den anderen 
okkupierten Ländern, wie Rumänien, Polen, Mon- 
tenegro, war die Eintreibung erfolgreicher als in Ser- 
bien.) Von Philipp Weiß. „Pester Lloyd“, 23. August. 
Penetration Economique allemande. (Furcht vor Über- 
flutung der Schweiz durch deutsche Häuser, die von 
dort aus die Geschäfte wieder aufnehmen wollen; auch 
die Beeinflussung der Presse wird befürchtet, was 
durch den großen Annoncenapparat der deutschen 
Firmen möglich sei. Endlich würden die höheren Lehr- 
anstalten im deutschen Sinne bearbeitet.) „La Tri- 
bune de Geneve“, 10. August. 

British Enterprise in Spain. (Hinweis auf die großen 
Möglichkeiten des Hafens von Cadiz als Vermittlungs- 
stelle zwischen Südamerika und Europa nach der Aus- 
schaltung Hamburgs; für das britische Kapital be- 
stehe dort sehr günstige Gelegenheit, sich in der 
Schaffung von Hafenanlagen und Gewährung von 
Bankkredit zu betätigen.) „Ihe Chamber of Com- 
merce Journal“ (London), Juli 1917. 


Industrieförderung. 


Mitteleuropäischer gewerblicher Rechtsschutz. (Ein ge- 
eigneter Punkt zum Ansetzen des Hebels für die 
Schaffung Mitteleuropas wäre die Errichtung eines 
gemeinsamen Institutes für gewerblichen Rechtsschutz. 
Ein mitteleuropäisches Patentamt könnte auch zu mehr 
Sparsamkeit mit hochqualifizierten Arbeitskräften ver- 
helfen.) Von Regierungsrat Dr. Lach, Berlin. ‚Mittel- 
europa“ (Berlin), 14. August. 

und Industriesuwanderung. (Die 
Münchner Handelskammer beschäftigt sich mit der 
Industriefürderung, so z. B. durch Eintreten für bal- 
digste Durchführung der Binnenwasserstraße Rhein— 
Main—Donau. Derzeit wird von manchen auswärtigen 
Industrieunternehmungen geplant, der besseren Er- 
nährungsverhältnisse wegen für Kriegsdauer nach 
Bayern zu übersiedeln. Solche Niederlassungen will 
die Handelskammer nicht nur für kurze Frist, sondern 
auch für längere Zeit festhalten, da nur ständig ver- 
bleibende Unternehmungen für das Land von Nutzen 
sind.) „München-Augsburger Abendzeitung“ (Mün- 
chen), 5. August. 

Kriegssorgen des deutschen Handwerks. (Behufs Er- 
sparnis an Rohstoffen [Kohle] und Arbeitskräften 
wird von amtlicher Seite die Zusammenlegung von 
Handwerksbetrieben betrieben. Der Handwerkerstand 
sieht in diesem Vorschlag eine Gefährdung seines Be- 
standes und fordert: Beschränkung der Zusammen- 
legung auf die dringlichsten Fälle, Befragung der 
Handwerkskammer in jedem einzelnen Fall, Ent- 
schädigung der stillgelegten Betriebe und Förderung 
der Wiederaufnahme der Arbeit in diesen, sobald 
Rohstoffe und Arbeitskräfte wieder ausreichend vor- 
handen sein sollten.) Von Thomas Esser. „Kölnische 
Volkszeitung“, 13. August. 

After-War Industry. (Besprechung der Beiträge von 
Garnett, Chapman und Roberts, M. P. zu dem 
Sammelwerk „After War Problems“ über britische 
Industriefragen nach Friedensschluß. Garnett fordert 
mehr wissenschaftliche Forschung und systematische 
Ausbildung zur Hebung der Produktionskraft und 
Kaufkraft des Landes. Chapman glaubt an eine ver- 
hältnismäßig günstige Industrieentwicklung nach 
Friedensschluß. Roberts behandelt das Verhältnis 
zwischen Kapital und Arbeit vom Standpunkte der 
Leistungsfähigkeit der Industrie ohne Rücksicht auf 
die Gewerkschaftsregeln.) „The Economist‘“ (London), 
21. Juli. 
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Teuerungsaufschläge 
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Agrarpolitik. 


Eine Zentralbankanstali der deutschen Landwirtschaft 


Österreichs. (In Bayern habe eine ähnliche Anstalt, 
die Bayrische Zentraldarlehenskasse in München, 
welche die bestehenden Raiffeisenkassen, Zentralge- 
nossenschaftskassen, Bauernbanken etc. zusammen- 
fabt, für die Landwirtschaft vorteilhaft gewirkt und im 
Jahre ı915 einen Umsatz von 1388 Millionen Mark 
erzielt; ähnliches sei auch für Deutschösterreich zu 
empfehlen.) „Deutsches Volksblatt“ (Wien), 
29. August. 


Ländlicher Besitzwechsel im Kriege. (Unter den Land- 


wirten ist die Verkaufslust gestiegen; Kriegsgewinner 


erwerben Grund und Boden. Als Verkäufer sind mehr | 


Spekulanten aufgetreten als alte Großgrundbesitzer. 
Vor Überschätzung der landwirtschaftlichen Kon- 


- junktur wird gewarnt, weil die Leutenot zunimmt und 


wenig Hoffnung vorhanden ist, künftighin viele 
Wanderarbeiter aus dem Osten zu erlangen.) „Handel 
und Industrie“ (München), 4. August. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Drei Jahre Geschäftsaufsicht. (Nach dem Berliner „Kon- 


fektionar“ wird von einem Mißbrauch erzählt, der 
auch in Österreich vorkommen soll: beim Ansuchen 
um Geschäftsaufsicht reicht der Geschäftsmann eine 
verhältnismäßig günstige Bilanz ein, die dieses An- 
suchen rechtfertigt; sobald er die Geschäftsaufsicht 
erhalten hat, bringt er kurze Zeit später eine weit 
schlechtere Bilanz, auf deren Grundlage der Zwangs- 
ausgleich abgeschlossen wird. Das geschäftsunkundige 
Gericht wird durch die zweite Bilanz getäuscht.) 
„Wiener Handelsblatt“, 24. August. 

und schwebende Lieferungen. 
(Wenn kein Vorbehalt vereinbart worden ist, sind 
Schlüsse zu den vereinbarten Preisen zu erfüllen. 
Wenn Verbände Teuerungszuschläge einführen und 
diese rückwirkend machen wollen, ist dies gesetz- 
widrig. Dem deutschen Recht ist die Auffassung, daß 
eine stillschweigende Voraussetzung des Vertrags= 
abschlusses der Fortbestand der seinerzeitigen Ver- 
hältnisse sei, fremd.) Von Justizrat Dr. Fuld. 
„Deutsche Handels-Warte“ (Nürnberg), 2. Juliheft. 


Jugendfürsorge. 


Schaffet Kinderheimstätten im Kriege! (Die Wiener 


„Kinderfreunde“ haben derzeit acht Tagesheimstätten 
und drei Erholungsheimstätten mit fast 3000 Kindern 
im Betrieb. Heime sind nicht schwer zu gründen, da 
passende Lokale und Aufsichtspersonen gerade im 
Kriege leicht zu finden sind. Die Beschaffung des 
Geldes erfolgt durch Zuwendungen der Gemeinde und 
Beiträge der Eltern [40 Heller pro Kind und Tag]. 
Für den kommenden Winter sei es dringend nötig, 
neue Heime ins Leben zu rufen, damit von den 
24.000 Wiener Schulkindern mehr als 3000 verpflegt 
und beaufsichtigt werden könnten.) „Arbeiter-Zei- 
tung“ (Wien), 14. August. 


Studentennot. Gründung einer Gemeinschaftsküche der 


Studentenfürsorge für Kriegswarsen und notleidende 
Studenten beiderlei Geschlechts. (Bittet um die Mittel. 
zur Einrichtung der Geschäftsräume und zum Betriebe 
einer neugegründeten Gemeinschaftsküche der „Stu- 
dentenfürsorge für Kriegswaisen und  notleidende 
Studenten“ beiderlei Geschlechts, da unter den heu- 
tigen Ernährungsverhältnissen diese jungen Leute 
nicht allein für sich sorgen können.) „Neues Wiener 
Tagblatt‘, 23. August. 


Mothers and Children. (Nach dem „Carnegie United | 


Kigdom Trust Report on the Physical Welfare of 
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Mothers and Children“ muß der Kampf gegen die 
Säuglingssterblichkeit in England [man verzeichnet 
gegen 100.000 Todesfälle jährlich] mit der Belehrung 
der Mütter, besonders in sanitären Fragen, beginnen. 
Dies geschieht am besten in den Spitälern, durch Be- 
suche freiwilliger Hilfskräfte bei den Frauen und 
durch Hebammen, die auf dem Lande noch mehr be- 
nötigt werden als in den Städten. Was bisher auf 
diesem Gebiete, einschließlich der einschlägigen Woh- 
nungsfürsorgebestrebungen geschah, war ungenügend.) 
„Ihe Economist“ (London), 7. Juli. 


Bevölkerungspolitik.- 


Teuerungszulage und Gehaltspolitik. (Ist der Ansicht, | 
daß nach der Kinderzahl abgestufte Zulagen, die der 
Staat seinen Angestellten gewährt, eine zu große 
finanzielle Last darstellen; überdies werden hierdurch 
dıe staatlichen Betriebe gegenüber der Privatindustrie 
in eine ungünstige Lage versetzt. Man kann oft beob- 
achten, daß junge Leute der hohen Löhne halber lieber 
in Privatdienst treten und erst, wenn sie verbraucht 
sind, der Altersversorgung wegen in den Staatsdienst 
treten. Daher möge der Staat die Anfangslöhne und 
Gehälter dem anfänglich höheren ortsüblichen Lohn- 
stand anpassen. Im Interesse einer gesunden Bevölke- 
rungspolitik soll auf die Kinderzahl durch Reichs- 
zulagen an alle kinderreichen Familien Rücksicht ge- 
nommen werden, anstatt hiermit Staats- und Ge- 
meindebetriebe allein zu belasten.) Von Bürgermeister 
Dr. Luppe. „Frankfurter Zeitung“, 12. August. 


fl 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Wucher durch unverhältnismäßige Mietzinssteigerung. 
(Der bisherige Begriff des Sachwuchers wurde durch 
einen Beschluß des Obersten Gerichts- und Kassations- 
hofes auch auf unverhältnismäßige Mietzinssteige- 
rungen ausgedehnt; die nach dem österreichischen Ge- 
setz erforderliche „Gewerbsmäßigkeit“ sei auch da- 
durch gegeben, daß der Beschuldigte durch sein Vor- 
gehen eine ständige Einnahmsquelle gewinnt.) 
„Neues Wiener Tagblatt“, 10. August. 


Sozialversicherung. 


Krankenkassen und Kriegsverhältnisse. (Geplante Ände- 
rungen in der gesetzlichen Krankenversicherung: die 
erst seit kurzem in. Kraft getretene Erhöhung des 
Grundlohnes von 5 auf 6 M. und Erweiterung der 
Gehaltsgrenze von 2000 auf 2500 M. Die Kranken- 
kassen sind befugt, die Teuerungsverhältnisse durch 
Erhöhung des Krankengeldes- zu berücksichtigen. 
Unter dem Schutz des sogenannten Leistungsfähig- 
keitsgesetzes vom 4. August 1914 haben die Orts- 
und Landeskrankenkassen gute Ergebnisse erzielt.) ; 
„Kölnische Zeitung‘, 20. August. 

Die Unfallversicherung in der Metallindustrie in der 
Kriegszeit. (Aus den Geschäftsberichten der acht 
Berufsgenossenschaften der deutschen Metallindustrie 
geht hervor, daß die Industrie im Jahre 1913 zu-| 
sammen 1,459.091 Vollarbeiter beschäftigte. Die Zahl 
nahm 1914 und 1915 stark ab und erst 1916 stieg sie 
auf 1,364.024. Die Zahl der Unfälle hat eine wesent- 
liche Zunahme erfahren. Die Renten sind geringer 
geworden; große Verschiedenheiten in den Renten- 
leistungen der einzelnen Berufsgenossenschaften sind 
zu verzeichnen.) „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 
17. August. 

Die Angestelltenversicherung im Jahre 19106. eDie, 

| 
| 


j 


Hauptleistung der deutschen Angestelltenversicherung, 
die Ruhegehälter und Renten, wurde durch den 
nicht berührt. Hauptleistung des Direktoriums bestand 
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in der Erhebung der Beiträge. [Eingezahlte Beträge 
der Arbeitgeber im Jahre 1916 ıı3 Millionen Mark.] 
Die Gewährung eines Heilverfahrens fand sehr häufig 
statt, Kosten des Heilverfahrens betrugen für 1916 
7:4 Millionen Mark. Ferner wurde auch für Kriegs- 
beschädigte gesorgt und man führte diese neuen Be- 
rufen zu.) „Frankfurter Zeitung“, 12. August. 


Sonstige Sozialpolitik. 


Tuberkulose und Krieg. (Gewaltige Zunahme der 
Wiener Tuberkulosetodesfälle im Jahre 1916, insbe- 
sondere bei Militärpersonen. Die Steigerung der 
Tuberkulose unter der Zivilbevölkerung ist auf die 
schlechten Ernährungsverhältnisse zurückzuführen. 
Während sich ım Jahre 1916 die Gesamtzahl der 
Tuberkulosetodesfälle auf 5608 belief, waren im Jahre 
1916 11.523 zu verzeichnen.) „Die Zeit“ (Wien), 
24. August. 

Der Mittelstand und der Krieg. (Während für die in der 
Kriegsindustrie beschäftigten. Arbeiter die Erfüllung 
ihrer patriotischen Pflicht mit einem verhältnismäßig 
hohen Lohnstand zusammenfalle, sei der Mittelstand 
am schwersten durch den Weltkrieg geschädigt, da er 
nach Friedensschluß erst die Schulden wird bezahlen 
müssen, die er durch die ungeheure Preissteigerung 
aufzunehmen gezwungen war.) „Deutsches Volksblatt“ 
(Wien), 26. August. 

Landessenat für Kriegsfürsorge. (Sitzung in Budapest 
vom 23. August unter dem Vorsitz des Ministerpräsi- 
denten Wekerle: ziffernmäßige Angaben über die 
Tätigkeit auf dem Gebiete der Kranken- und Inva- 
lidenpflege; zur Verfügung stehen: Invalidenfonds 6, 
Blindenfonds 3:6, Fonds für Lungenkranke 3, Beitrag 
des Staates für Erziehung der Kriegswaisen I'5 Mil- 
lionen K; die Spenden in steter Zunahme begriffen.) 
„Pester Lloyd“, 24. August. 


Post und Telegraphie. 


Eine Unterredung mit dem neuen Staatssekretär des 
Reichspostamtes. (Derzeit keine Erhöhung der Post- 
gebühren geplant. Künftige Gestaltung des Weltpost- 
vereines ganz ungewiß, möglicherweise dürften die 
Tarifgebühren für den internationalen Postverkehr 
erhöht werden. Umfassende Neuordnung des gesamten 
deutschen Postwesens wird nicht geplant. Nach 
Friedensschluß dürfte ein Teil der zurzeit ım Post- 
dienst beschäftigten Frauen durch Kriegsinvalide er- 
setzt werden.) Von Erich Dombrowski. „,‚Berliner 
Tageblatt“, 18. August. 


Seeschiffahrt. 


Triest und seine Bedeutung für Österreich-Ungarn und 


Süddeutschland. (Triest besitzt für Deutschland, 
namentlich für Bayern große Wichtigkeit. Nahezu 
30 Prozent der deutschen Gesamteinfuhr aus Triest 
entfallen auf Bayern. Eschers kürzlich erschienene 
Schrift über Triests Entwicklungsmöglichkeiten und 
Bedürfnisse sei daher auch für Deutschland von 
großem Interesse.) „München-Augsburger Abend- 
zeitung“ (München), 30. Juli. 


Suezkanal. (Ziffern für 1916: Roheinnahme 89, Betriebs- 


gewinn 54 Millionen Francs; Dividende 90 Frances, 
Durchgangsverkehr 12'3 Millionen t; Wert des Kanals 
712'3, bewegliches und unbewegliches Eigentum 96°3, 
verfügbare und verkäufliche Aktiva 144'3, Gesell- 
schaftskapital 200, ÖObligationsanleihen 3969, Re- 
serven 276°5, Kreditoren 46°8, zu verteilender Gewinn 
22°6, Vortrag 10'3 Millionen Francs.) „Wirtschaft- 
licher Nachrichtendienst“ (Berlin), 9. August. 
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Panamakanal. (Viel Statistik, darunter die Ziffern für 


Uruguay. (Wachstum des Hafenverkehrs von Monte- 


1916: es verkehrten durch den Kanal 1253 Schiffe 
mit 4'90 Millionen Bruttotonnen und 3'93 Millionen 
Nettotonnen sowie 4°93 Millionen Cargotonnen. Die 
Flagge Großbritanniens und der Vereinigten Staaten 
überwiegt bei weitem. Daneben tritt noch jene Nor- 
wegens, Chiles und Japans etwas mehr hervor.) „Wirt- 
schaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 9. August. 


video von 4'6 Millionen t# im Jahre 1900 auf 12'07 
Millionen # im Jahre 1913, Sinken auf nur 6'08 Mil- 
lionen t ım Jahre 1916; möglichst weitgehende Er- 
leichterung des Erwerbs der Flagge Uruguays für aus- 
ländısche Fahrzeuge, dıe aber gewisse Verpflichtungen 
zu gunsten der Volkswirtschaft des Landes |[Schiffs- 
hypothek für Zahlung der Löhne und Steuern, jährlich 
zwei Rundfahrten nach uruguayischen Häfen] über- 
nehmen müssen.) „Wirtschaftlicher Nachrichten- | 
dienst“ (Berlin), 9. August. 


Fortschritt entlegener Gebiete im Schiffbau. (Werften 


— 
-— 


des Weltkrieges namhaft erweitert und für größere 
Schiffsbauten leistungsfähig gemacht, und zwar ge- 

schah dies ın Japan, Mexiko [Veracruz], Spanien 
[|Cadiz, La Calzada], Südamerika, Südrußland 
|Kertsch, Cherson], Kanada und anderen britischen 
Dominions.)  „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ 
(Berlin), 9. August. 


zur Ausbesserung: kleiner Schiffe haben sich a 


eltschiffbau. (Der Unternehmungsgeist im Schiffbau 


und Maschinenbau ist in allen Ländern sehr rege. 
Nach Friedensschluß dürften die Werften Norwegens, 
Dänemarks und Schwedens die besten Aussichten 
haben, den Markt zu beherrschen. In allen Ländern 
wird wohl der Schiffbau weitestgehende Förderung 
durch die Regierungen erfahren.) „Wirtschaftlicher 
Nachrichtendienst“ (Berlin), 9. August: 


Binnenschiffahrt. 


Die Donau als Verkehrsstraße der verbündeten Staaten. 


(Äußert Zweifel darüber, ob die Donau rein wirt- 
schaftlich, nicht nur politisch-militärisch jemals jene 
große Bedeutung erlangen könnte, die von manchen 
Binnenschiffahrtspolitikern angenommen wird; an- 
geblich seien der Steigerungsmöglichkeit des Donau- 
verkehrs enge Grenzen gezogen.) Von Dr. W. Offer- | 


geld. „Mitteilungen aus dem Intendanzwesen“ (Wien), | 
Juli 1917. 


Die Schweiz und das Weltmeer. (Die Schweiz braucht 


Binnenwasserstraßen zum Anschluß an das Meer. 
Während bisher in der Schweiz vorwiegend an den 
Rhein gedacht wurde, wird nun von französischer 
Seite vorgeschlagen, die Rhone schiffbar zu machen 
und im Anschluß daran eine Freihandelszone im Hafen 
von Marseille zu schaffen; dieser Plan wird von der 
Westschweiz mit Beifall begrüßt.) Von Dr. E. Jenny. 
„Münchner Neueste Nachrichten“, 30. Juli. 


Les ports libres en Suisse. (Den Wasserstraßenprogram- 


Die Friedensvorbereitungen der Bahnen. (Die Eisen- 


men aller Großmächte schließt sich ein Schweizer Plan 
an, der die Schaffung dreier Freihäfen, Basel, Genf 
und Locarno, voraussieht. Man prüft die Einwirkung 
auf den Durchfuhrhandel, Eigenindustrie und Staats- 
finanzen. Die romanische Schweiz tritt für das Rhone- 
projekt ein, der Maire von Lyon fordert die Unter- 
ordnung der hydroelektrischen Pläne unter die Schiff- 
fahrtsinteressen.) „Journal de Geneve“, 12. August. 


Eisenbahnwesen. 


bahnen müssen der Abnützung des rollenden Materials 
und der Strecke, kurz allen Erneuerungs- und Ver- 


besserungsarbeiten ihr Augenmerk zuwenden. Die 
Nordbahn, die als Kohlen- und Eisentransporteur, dann 
wegen des Wiederaufbaues von Galizien ungeheure 
Transporte zu bewältigen haben wird, schreitet an die 
Legung eines dritten. Geleises; doch sind die 
Schwierigkeiten infolge des Arbeitermangels und der 
Materialteuerung ungeheuer.) „Die Zeit“ (Wien), 
28. August. 

Arabien ein englisch-deutsch-türkisches Problem. (Not- 
wendigkeit der Eisenbahnbauten in Arabien nach 
Friedensschluß, und zwar besonders der Verlängerung 
der Mekkabahn, um dieses für die Türkei lebensnot- 


wendige und auch in seinem wirtschaftlichen Wert 


unterschätzte Land von 3'15 Millionen km? dauernd 
dem Osmanischen Reich zu erhalten; das Geld darf 


bei diesen Bahnbauten keine Rolle spielen.) Von Ge- 


neralleutnant z. D. Imhoff-Pascha. ‚„Bukarester Tag- 
blatt“, 23. August. 


Lebens- und Genußmittelsowie Ernährungs- 
politik. 


‚Der freie Markt. (Tritt für die Bewirtschaftung -aller 
wichtigen Lebensmittel durch den Staat ein. Da bei 
Brot und Mehl ausgezeichnete Erfolge erzielt wurden, 
sei es nicht einzusehen, warum es bei Marmelade und 
anderen Lebensmitteln nicht gehen sollte, wenngleich 
es feststehe, daß Gegenstände des dringendsten Be- 
darfes von den Behörden eifriger behandelt werden, 
als solche, die auch nur einigermaßen entbehrlich 
scheinen.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 14. August. 


| Ein Bankrott der Marktfreiheit. (Die von einem Teil 


- der Bevölkerung so stürmisch verlangte Marktfreiheit 
würde bewirken: alle Warenpreise müßten eine solche 
Höhe erreichen, daß nur der reiche Teil der Bevölke- 
rung sie bezahlen könnte. Das Fehlschlagen der Markt- 
freiheit ist deutlich an der Obstzufuhr zu ersehen; 
denn die „Geos“ ist erst nach Versagen der Zufuhren 


bei Marktfreiheit zur Beschlagnahme der Obsternte | 


übergegangen.) „Arbeiter - Zeitung“ (Wien), 
18. August. 

Geflügel- und Wildversorgung. (Mangelnde Zufuhr an 
Geflügel nach Wien. Das Kilogramm Fettgans stellt 
sich derzeit um 6 bis 8 K teurer als im Jahre 1916. 
Aus Ungarn kommende Sendungen werden oft ge- 
stohlen und kommen wegen der langen Transportdauer 
oft unverwendbar an. Die Wildversorgung ist un- 
befriedigend, da die Jagdbesitzer mit den Höchst- 
preisen unzufrieden sind. Die ungarischen Wildpreise 
sind namhaft höher als die österreichischen, so daß 
für Hasen der Unterschied bei einem Kilogramm 8 K 
beträgt; dadurch verbleibt alles Wild in Vo 
„Die Zeit“ (Wien), 21. August. 


Ernährungspolitik. und tschechisches Staatsrecht. (Von 


tschechischer Seite wird beklagt, daß die Sudeten- 


länder mit landwirtschaftlicher Erzeugung auch zur 
Versorgung: anderer Kronländer herangezogen werden. 
Demgegenüber wird festgestellt, daß die tschechischen 
Bezirke trotz des besseren Bodens bei Requirierungen 
weniger liefern als die deutschböhmischen. Dagegen 
verlangen die tschechischen Bäckergenossenschaften 
die Aufhebung der Gemeinde- und Genossenschafts- 
bäckereien, da angeblich eine Überproduktion an Brot 


in Tschechisch-Böhmen zu bemerken sei!) „Deutsches 


Volksblatt“ (Wien), 15. August. 


Ein Aufruf polnischer Körperschaften in der Lebens- 
mittelfrage. (Die städtische Bevölkerung Warschaus 
ist auf ein Drittel der Getreidemenge angewiesen, die 
ihr vor dem Weltkriege zur Verfügung stand. Sie 
fordert, daß’ in erster Linie der eigene Verbrauch be- 


friedigt werde und dann erst eine Ausfuhr von Nah- 
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rungsmitteln zulässig „Deutsche Warschauer 


Zeitung“, 14. August. 


sei.) 


Fleischversorgung Mitteleuropas durch Kleinasien. (In 


Getreidemonopol? 


Fa ening von Kohle für die Zuckerfabriken. 


der ganzen Asiatischen Türkei herrschen derzeit die 
Viehzucht betreffend traurige Zustände. Eine Organi- 
sation wurde in Berlin ins Leben gerufen, die ver- 
suchen will, auf dem sehr geeigneten Boden Armeniens 
und Kurdistans Viehzucht zu betreiben, um in späterer 
Zeit aus diesen Gebieten Fleisch beziehen zu können.) 
„München-Augsburger Abendzeitung““ (München), 
15. August. 


Nahrungsmittelindustrien. 


(Die Meinungen über die Zweck- 
dienlichkeit des Getreidemonopols gehen auseinander; 
manche österreichische Müller erhoffen durch das 
Monopol einen Schutz gegen die ungarischen Groß- 
Be) „Österreichisch-ungarische Müllerzeitung“, 
. August. 

(Frage 
der Kohlenlieferungen für die. Zuckerfabriken in der 
Weise gelöst, daß mit Ausnahme der öffentlichen 
Elektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke und mit Aus- 
nahme. der Hausbrandkohle sämtliche Verbraucher- 
gruppen einschließlich der Eisenbahnen eine Verkür- 
zung ihrer Kohlenlieferungen zu gunsten der Zucker- 
fabriken erfahren haben. Beschränkte Hoffnungen hin- 
sichtlich Zuckerversorgung des kommenden Jahres in- 
folge der mäßigen Aussichten der Zuckerrübenernte 
erfordern doppelt sorgfältige Ausnützung der verfüg- 
baren Rübenmengen.) ,„Fremden-Blatt“ (Wien), 
23. August. 


La speculation sur les Vins s’etend et s’aggrave. Il faut 


sevir.. (Die Weinernte dürfte in Frankreich gut 
werden; dennoch steigen die Weinpreise, durch Spe- 
kulanten in die Höhe getrieben, auf einen in Frank- 
reich unerhörten Stand. Weintaxe und Verbot des 
Kettenhandels werden verlangt.) „L’Humanite“ 


(Paris), 6. August. 


Holz. 


Die Forstwirtschaft im Kriege. (Möglichkeit der Spi- 


ritusgewinnung aus Holz auf dem Wege der trockenen 


‚Destillation, Ausbeute an rooprozentigem Alkohol aus 


hundert Kilogramm trockenen Holzes beträgt ungefähr 
zehn Liter, Gegenüber der Spiritusgewinnung aus Kar- 
toffeln soll das Verfahren, zumindest unter den Preis- 
verhältnissen. des Krieges, wettbewerbfähig sein.) 
„Die Zeit‘ (Wien), 16. August. 


Der japanische Schuh in Wien. (Die Schuhversorgungs- 


stelle im Rathaus plant die Einführung der japani- 
schen Regensandalen mit besonders elastischer Holz- 


 sohle. Diese sollen pro Paar zwanzig Kronen kosten 


und durch hohen- Steg und Absatz den Fuß davor be-' 


wahren, in die Nässe zu treten.) „Die Zeit“ (Wien), 
17. August. 


Le foreste d’Italia e la guerra. L’approvvigionamento 


bellico del legname 2 stato una „improvvisazione“. 
(Im Gegensatze zu allen bisherigen Mitteilungen, daß 
infolge der großen Anforderungen an Holz und 
mangels der Einfuhr der ganze Waldbestand Italiens 
bald erschöpft sein dürfte, behauptet Professor Giu- 
seppe di Tellä in einer Veröffentlichung des italieni- 
schen Ackerbauministeriums, daß die Waldausnützung 
in der letzten ‚Zeit rationell durchgeführt worden sei 
und keine. ernste Gefahr für die Zukunft des Wald- 
bestandes vorliege.) „Il Giornale d’Italia“ (Rom), 
9. August. 


Die Kohlenversorgung. 


Der Mangel an Leinenwaren. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


(Schlechte Aussichten für die 


Kohlenversorgung. Trotz der erhöhten Arbeiterzahl 
Rückgang der Kohlenförderung, verursacht durch 


mangelnde Ernährung. Die bei verminderter Arbeiter- 
zahl erhöhte Lieferungsmenge an Kohle im Jahre 1916 
soll auf Kosten des Ausbaues der Gruben erfolgt sein. 
Eintreffen der aus Deutschland zugesagten Kohlen- 

EN 3 ! R ’ 
mengen sei ungewiß.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 
16. August. 


Die Kohlenversorgung Ungarns. (Die bereits bestehen- 


den Kohlenschwierigkeiten Ungarns erfordern die un- 
verbrüchliche Aufrechterhaltung der Lieferungen aus 
Oberschlesien. Die heimische Produktion sei durch 
bessere Ernährung der Arbeiter und erhöhte Leistungs- 
fähigkeit der Eisenbahnen zu steigern.) „Pester 
Lloyd“, 16. August. 


A propos du credit a "Allemagne. (Das Kohlenabkom- 


men, das in der Schweizer frankophilen Presse als 
Kriegskontribution bezeichnet wird, ist einfach ein 
geschäftlicher Abschluß, welcher der Schweiz relativ 
billige Kohle sichert.) „Journal de Geneve“, 
10. August. 


Die Neuorganisation des Kohlentransportes in England. 


(Das am 12. September 1917 in Kraft getretene neue 
englische Verteilungssystem der Kohlenerzeugung soll 
eine bedeutende Frachtersparnis erzielen, indem es die 
Erzeugung möglichst in der Nähe befindlichen Ver- 
braucherkreisen zuweist und so die derzeit sehr langen 
Transportzeiten abkürzt. Die geographische Zersplit- 
terung der englischen Kohlengewinnung dürfte der 
Durchführung des Gesetzes manche Schwierigkeiten 
bereiten.) „Wirtschaftlicher See nuschreni ns 
(Berlin), ı1. August. 


The Worlds Greatest Copper Mine. Chile copper Com- 


pany. (Diese Gesellschaft, die von den nordamerikani- 
schen Guggenheims finanziert ist, besitzt in Chile das 
größte Kupferwerk der Erde. In den letzten zwei Jahren 
bis April 1917 wurden 3,170.000 t Erz gefördert, die 
41.000 t Kupfer lieferten; man strebt aber eine Stei- 
gerung der Erzförderung auf 9?/, Millionen t jährlich 
an. Zu diesem Zweck wird unter anderem ein neues, 
verbessertes metallurgisches Verfahren angewendet, 
wodurch den Erzen 88 Prozent ihres Kupfergehaltes 
bei geringen Kosten entnommen werden können.) 
„Ihe Statist“ (London), 7. Juli. 


Textilindustrie, Konfektion. 


(Tritt für ausgedehnten 
Flachsanbau in Österreich ein. Auf diese Weise sei 
dem Mangel an Leinenwaren eher abzuhelfen als durch 
langwierige und zweifelhafte Versuche mit Ersatz- 
stoffen.) „Arbeiterwille“ (Graz), 24. August. 


Kleider für den Winter. (Die versprochenen Stoffliefe- 


rungen aus Russisch-Polen sind bisher in Österreich 
nicht eingetroffen. Freigabe von Stoffen für Zivil- 
zwecke, desgleichen Bereitstellung von Zubehör und 
Schneiderbedarfsartikeln sei dringend notwendig.) 


„Der Abend‘ (Wien), 16 August. 


Kleider für den Winter. (Den unbemittelten Ständen sei 


Winterkleidung aus guten Stoffen zu billigen Preisen 
zu bieten. Fordert Einführung der Kleiderkarte und 
Schaffung einer Altkleiderstelle nach “deutschem 
Muster, an die jeder, der einen Luxusanzug zu er- 
werben wünscht, vorher einen abgetragenen abliefern 
muß.) „Der Abend“ (Wien), 17. August. 


Cotton in Brazil. (Die noch bedeutend steigerungsfähige 


jährliche Baumwollproduktion Brasiliens 400.000 bis 
500.000 Ballen, von ausgezeichneter Beschaffenheit, 
gut bezahlt auf dem Weltmarkt. Baumwollausfuhr 


er 
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Brasiliens im Jahre 1913 37.000 £, im Jahre 1914 
30.000 t; 1915 und 1916 Ausfuhr wegen ‘der Fracht- 
verhältnisse gering, 1917 wiederum stark gestiegen.) 
„Ihe Statist“ (London), 7. Juli. 

Irische Leinenindustrie. (Die irische Leinenindustrie in 
den Jahren . 1913— 1915 ziemlich gleichgeblieben, 
während jene Englands und Schottlands schon seit 
langem in Rückgang begriffen ist.) „Wirtschaftlicher 
Nachrichtendienst“ (Berlin), 21. August. 


Leder und Lederwaren. 


Schuhe. (Leder für Deckung des Schuhbedarfes sei in 
Österreich genügend vorhanden. Die Preise für Schuhe 
müssen aber unbedingt ermäßigt werden, und zwar 
durch Abbau der Materialkosten bei möglichst weit- 
gehender Ausschaltung des Zwischenhandels und Fest- 
setzung von Höchstpreisen. Eine gut beaufsichtigte 
öffentliche Bewirtschaftung des Leders würde sofort 
preisdrückend wirken.) „Arbeiter-Zeitung‘“ (Wien), 
10. August. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Neue Wege in der Eisenindustrie. (Die ungünstige Lage, 
in der sich in Deutschland vor dem Weltkriege die 
reinen Werke gegenüber den gemischten befanden, 
ist durch die Kriegskonjunktur namhaft gebessert 
worden; die reinen Werke haben aber die erhöhte 
Kapitalskraft häufig dazu benützt, um gemischte 
Werke zu werden und sich dadurch für die Friedens- 
zeit zu sichern.) Von Dr. Felix Pinner. „Berliner 
Tageblatt“, 25. August. 

Internationale Produzentenorganisation und der Krieg. 
(Nach Friedensschluß dürfte mit Auflösung aller 
internationalen Kapitalsgemeinschaften zu rechnen 
sein. Besonders der Metallhandel wird dadurch be- 
troffen werden, da gerade hierin vor dem Weltkrieg 
eine ausgedehnte deutsch-englische Interessengemein- 
schaft [Merton-Konzern] bestanden hat.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 17. August. 

Die Wiederherstellung der zerstörten Kriegsgebiete. 
(Die nordamerikanische Industrie hofft nach Friedens- 
schluß. durch Deckung des Bedarfs der zerstörten Ge- 
biete eine Fortsetzung der Kriegsgewinne zu erzielen, 
da sie z. B. mit einem Maschinenbedarf Belgiens von 
fünfhundert bis sechshundert Millionen Francs rechnet, 
den Deutschlands auf einhündertundfünfzig Millionen 
einschätzt. Doch dürfte die Schweiz im stande sein, 
billiger als die durch die hohen Schiffsfrachten be- 
hinderte Union zu liefern.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
17. August. 


Elektrische Industrie. 


Die Ausnützung der alpenländischen Wasserkräfte für 
Elektrisität und die Landwirtschaft. (Die Ausnützung 
der Wasserkräfte zur Gewinnung von Kraft und Licht 
wäre bei dem herrschenden Kohlen- und Petroleum- 
mangel von der größten Bedeutung; in Österreich 
bleibt diesbezüglich sehr viel zu tun übrig. Verein- 
heitlichung der Elektrizitätsversorgung wäre erforder- 
lich.) „Wiener landwirtschaftliche Zeitung“, 
15. August. 

Die Elektrizitätsversorgung Steiermarks auf gemischt- 
wirtschaftlicher Grundlage. (Steiermark verfügt über 
einen so reichen Vorrat an Wasserkräften, daß es 
Kraftmengen in die benachbarten Kronländer abgeben 
könnte. Es sollen in Steiermark auf gemischtwirt- 
schaftlicher Grundlage [das Zusammenarbeiten von 


öffentlichen und privaten Körperschaften habe sich 
auf diesem elektrotechnischen Gebiete bisher bewährt] 


leistungsfähige Kraftwerke errichtet werden; hinsicht- 


lich der Gründung einer größeren ausbaufähigen Fern- 
leitungsgesellschaft ist es schon im Januar 1917 zu 
Verhandlungen zwischen den steirischen Großkraft- 
erzeugungsstellen gekommen.) „Neues Wiener Tag- 
blatt“, 10. August. 


Die Einschränkung der elektrischen Beleuchtung. (Zum 


Zwecke der Kohlenersparnis sei die elektrische Be- 
leuchtung einzuschränken. Bogenlampen, die keine 
sparsamen l.euchtkörper sind, werden durch Glüh- 
lampen ersetzt. Kohlenfaden- durch Metallfaden- 
lampen. Oft sei die Einführung der Gasfüllungslampen 
[Halbwattlampen], die bei gleicher Leuchtkraft den 
Stromverbrauch auf die Hälfte vermindern, am Platz.) 
Dr. Ing. N. A. Halbertsma. „Frankfurter Zeitung“, 
12. August. 


Chemische Industrie. 


Fettmangel und Knochensammelaktion. (Mangel an 


Fetten nicht nur für die Ernährung, sondern auch für 
die Instandhaltung der Maschinen, Schußwaffen, 
Transportwerkzeuge.e. Knochenzentrale soll alle 
Knochen sammeln; da aber noch immer in Österreich 
jahrlich 2000 Waggons Knochen vergeudet werden, 
wurde ein Verbot der Knochenverbrennung und -ver- 
nichtung erlassen. Aus den so gewonnenen Knochen 
kann Dünger für 66.000 Joch Feld und so viel Fett 
gewonnen werden, daß Pflanzenöl, angeblich sogar 
Butter und Schmalz nicht mehr für die Herstellung 
von Schmierseife verwendet werden müßten.) „Wiener 
Allgemeine Zeitung“, 18. August. \ 


'Karbid- und Kalkstickstoffindustrie. Karbid wird in 


elektrischen Öfen aus Kalk und Kohle gewonnen, 
dient zur Beleuchtung und autogenen Schweißung. 
Auf Rotglut erhitzt nımmt es 25 Prozent Stickstoff 
auf und dient in der Landwirtschaft zur Düngung 
und in der Kriegsindustrie zur Salpetersäurefabri- 
kation. Die Verwertung der Wasserkräfte schreitet 
vorwärts; in Almissa ın Dalmatien besteht ein 
mächtiges Werk, der Kerkafluß wird verwertet; in 
Böhmen und Steiermark, dann in Ungarn [hier durch 
Erdgas] wird auf elektrischem Wege Karbid und 
Kalkstickstoff erzeugt werden.) Von-Rudolf Zhernotta. 
„Fremden-Blatt“, „Die Vedette‘“ (Wien), 25. August. 


Öl-Fett-Seife. (Die kleineren Betriebe der Seifen- 


industrie, die sich von den in der Öl- und Fettzentrale 
vereinigten Großbetrieben schlecht behandelt glaubten 
und dagegen lebhaft ankämpften, haben mit diesen 
einen Ausgleich erzielt; es wurde eine auch von der 
Zentrale [Firma Schicht] unterstützte „Vereinigte 
Erzeuger und Händler von Seife, Waschmitteln, che- 
mischen und chemisch-technischen Produkten, re- 
gistrierte G. m. b. H.“ gegründet.) „Wiener Montags- 
Journal“, 27. August. ; 


Wirtschaftliche Verwertung der Kohle. (Hierzu gehört 


auch die nicht besonders schwierige Gewinnung des 
in Deutschland als Mineral vorfindlichen wertvollen 
Schwefels aus der Kohle, statt ihn als Schwefelwasser- 
stoff nutzlos zu entfernen; dabei großer Schwefel- 
säurebedarf der Kokereien.) Von Dr. Ing. A. Sander. 
„Frankfurter Zeitung“, 19. August. 


Vom Salpetermarkt. (Bericht über die Marktlage; der 


Hochpunkt der Konjunktur scheint erreicht; Preise 
in Amerika etwas höher, in England: unvermindert; 
die sichtbaren Vorräte steigen, die Erzeugung ist 
stationär.) „FHamburgischer Korrespondent“, 
24. August. 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Base und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 


EN MATT. 


Sozialversicherung und andere Versicherung 
Sonstige Sozialpolitik 

Seeschiffahrt 

Binnenschiffahrt 

Post und Telegraphie 

Eisenbahnwesen 

Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungspolitik . . . 
Nahrungsmittelindustrien 

Holz 

Glas, Keramik 

Baugewerbe, Steine, Erden 

Bergbau und Hüttenwesen 

Textilindustrie, Konfektion 

Papier 

Leder und Lederwaren 

Kautschuk 

Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate 
Elektrische Industrie 

Chemische Industrie 

Petroleum, Mineralöle 


Übergangswirtschaft 

Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und wirtschaft- 
liche Annäherung der Zentralmächte 

Wirtschaftskrieg im Weltkrieg 

Sonstige Handelspolitik 

Maße und Gewichte 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktienwesen. .. . 
Geld- und Währungswesen 
Preistreiberei 


ee 
Industrieförderung 

Agrarpolitik 

Rechtspolitik im In- und Ausland 
Fremdenverkehr 

Mode 

Jugendfürsorge 
Bevölkerungspolitik 

Wohnungs- und Bodenpolitik 
Ein- und Auswanderung 


nahmen nicht versäumen.) Von Dr. J. Herle. „Mit- 
teilungen des Kriegsausschusses der deutschen In- 
dustrie‘“ (Berlin), 30. Juni. 

Der Wiederaufbau von Hamburgs Handel, Schiffbau und 
Industrie. (Hamburgs Welthandel beruht auf der 
Pflege persönlicher Beziehungen. Hamburg verlangt: 
Freiheit des Handels, der Schiffahrt, der Produktion; 
im Reichsamt für Übergangswirtschaft Gleichmäßig- 
keit in der Vertretung des Großhandels, der Schiffahrt, 
der Indtustrie, der Landwirtschaft, der Verbraucher- 
verbände, des Kleinhandels; Beseitigung staatssozia- 
listischer und kriegswirtschaftlicher Unternehmungen ; 
Berufskonsuln, die erfahrene und seßhafte Kaufleute 
sein sollen; Erschließung neuen Industriegeländes, 
Reichshilfe bei Ausgaben, die Hamburg im allge- 
meinen Interesse übernimmt.) „Hamburgischer Kor- 
respondent“, 22. August. 


Übergangswirtschaft. 


Kriegswirtschaftliche Notwendigkeiten. (Die Kriegs- 
gesellschaften sollen dienende Glieder der Allgemein- 
heit sein und müssen von der Reichsverwaltung über- 
wacht werden, weil die Milliardenwirtschaft der Ge- 
sellschaften der Kontrolle nicht entbehren kann. 
Ebenso 'ist die Beaufsichtigung aller ernährungswirt- 
schaftlichen Organe unerläßlich.) Von Kommissions- 
2 Os Tippel.= / „Deutsche Zetune” (Berlin), 
10. August. 

Kaufleute und Beamte. (Die Ausbreitung der Staats- 
monopole und die drohende Monopolisierung des 
Innen- und Außenhandels ertöten den Unternehmungs- | 
geist. Die Mechanisierung des Lebens ist nicht überall 
durchführbar. Monopole für Petroleum und Kali 
mögen notwendig sein, im allgemeinen arbeitet der 
Kaufmann aber besser und billiger als der Monopeolist.) 
Von Privatdozent Dr. A. Wirth. „Deutsche Handels- 
Warte“ (Nürnberg), 2. Juliheft. : 

Gefahren der behördlichen Zwangssyndizierung in der 
Übergangswirtschaft. (Richtet sich gegen die Ein- 
führung von Zwangssyndikaten [z. B. in der Schuh- 
industrie] in den deutschen Exportindustrien; die| U-Boot-Wirkung und Kolonialbesitz. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


(Die britischen 


nach Friedensschluß nötige Erhöhung der Ausfuhr 
würde durch die verteuernden, schwerfälligen Zwangs- 
syndikate gehemmt werden. Der Reichskanzler, dem 
die rechtzeitige Auflösung der während des Welt- 
krieges entstandenen Zwangssyndikate anheimgestellt 
sei, möge den richtigen Zeitpunkt für diese Maß- 


Bemühungen einer Rohstoffsperre gegen Deutschland 
nach dem Weltkriege, unterstützt durch den tatsäch- 
lichen Mangel an Schiffsraum, machen für Deutsch- 
land die Wiedererlangung seines Kolonialbesitzes be- 
sonders wichtig.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
27. August. | 


Das neue staatliche Budget. 
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Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Großbritan- 
nien und den Neutralen. (Das britische Reich ist eine 
Gemeinschaft von Völkern und strebt ihre Verschmel- 
zung nicht an. Doch wird das Bedürfnis einer ge- 
naueren Ordnung des Zusammenlebens immer fühl- 
barer. Der große Wirtschaftsbund des Reiches dürfte 
zu einer Zollbegünstigung der Kolonien und einem 
gemäßigten. Schutzzollsystem mehr fiskalischen Cha- 
rakters im Mutterlande führen. Die Neutralen haben 
angeblich keine Ursache zu Besorgnis.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 20. August. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Die Behandlung der Schweizer Ausfuhr. (Ist der An- 
sicht, daß den Forderungen der Societe Suisse de Sur- 
veillance von schweizerischer Seite allzusehr zum 
Schaden des schweizerischen Außenhandels nach- 
gegeben werde. Besonders die Interessen der Mittel- 
und Ostschweiz müßten mehr Berücksichtigung finden. 
Infolge der. Unterbindung des Außenhandels der 
Schweiz mit den Ententeländern sind in der Schweiz 
die Devisenkurse der Ententestaaten gefallen.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 17. August. 


Sonstige Handelspolitik. 


Wirtschaftspolitische Annäherung Hollands an die 
Entente. (Die maßgebenden holländischen Kreise 
hätten sich durch Drohungen der Ententeblätter mit 
Wirtschaftskriegsmaßregeln nach dem Weltkrieg 
bange machen lassen, so daß Holland größere Mengen 
von Vieh nach England, von Käse nach Frankreich 
ausführe und sich auch in. sonstiger Beziehung der 
Entente wirtschaftlich zu nähern suche; Deutschland 
möge seine für Holland so wichtigen Zufuhren von 
Kohle, Eisen und Stahl nur im Austausch für Lebens- 
mittel senden.) „Hamburger Nachrichten“, 28. August. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Der nachläufige Vor- 
anschlag. (Bedenken über die Seltsamkeit geäußert, 
daß der österreichische „Voranschlag“ zwei Monate 
nach Beendigung des Finanzjahres kommt, für das er 
verfaßt wurde. Eigentliche Kriegskosten sind darin 
nicht miteinbegriffen, sondern es wird nur die Kriegs- 
wirtschaft hinter der Front dargestellt. Immerhin sei 
diese Veröffentlichung ein Fortschritt gegenüber der 
grundsätzlichen Geheimhaltung finanzieller Dinge 
unter dem Ministerium Stürgkh.) „Die Zeit“ (Wien), 
30. August. 

Die deutsche Kriegsfinanzpolitik. (Im Interesse des 
deutschen Staats- und Währungskredits sei schleunige 
Beschlußfassung über Staatseinnahmen im Betrage 
von acht Milliarden Mark nötig, und diese neuen 
Einnahmen seien unverzüglich einzuheben; Deutsch- 
land sei hierin gegenüber Großbritannien und Italien 
im Rückstand geblieben.) Von Dr. Kuczynski. „Deut- 
sche Politik“ (Weimar), 17. August. 
Zuckermonopol. (Einnahme Deutschlands aus den 
Steuern auf Zucker vor dem Weltkriege ungefähr 
196 Millionen Mark jährlich. Dieser Betrag könnte 
angeblich, nach Ausführungen des Zuckerfachmannes 
Alfred Oehne, bloß durch Erhöhung der Steuern aus- 
giebiger vermehrt werden als durch ein Staatsmonopol. 
Ein solches würde als staatlicher Betrieb mit erhöhten 
Produktionskosten arbeiten und wäre gegenüber dem 
Auslande nicht konkurrenzfähig.) „Deutsche Zeitung“ 
(Berlin), 17. August. 

Kriegskosten und ihre Deckung. (Die großen Kriegs- 
kosten wurden in Deutschland hauptsächlich durch 
langfristige Anleihen, in England mehr durch schwe- 


Das ausländische Silbergeld in der Schweiz. 


bende Schulden und starke Steuererhebungen ge- 
deckt; Frankreich hat kaum ein Viertel seiner 
Kriegsausgaben durch konsolidierte Anleihen aufge- 
bracht. Nach dem Kriege wird man versuchen, die 
dauernden Lasten durch eine einmalige Vermögens- 
abgabe zu beseitigen oder zu verringern, was bei den 
Mittelmächten leichter sein wird als bei der Entente, 
die sich an das Ausland verschuldet hat.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 20. August. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 
Das Bankenjahr 1916. Die Rechnungsabschlüsse der 
hauptstädtischen Geldinstitute. (Diese Abschlüsse 


weisen Ende 1916 gegen Ende 1915 eine riesige Zu- 


nahme des Postens „Gläubiger“ auf; auch „Einlagen“ 
und „in laufender Rechnung“ haben namhaft zuge- 
nommen; das Aktienkapital hat sich um rund 90, das 
Leihkapital um 94, das Betriebskapital um 184 Mil- 
lionen K erhöht; bedeutende Steigerungen im „Wert- 


. papierstand“ und in „Vorschüssen auf Wertpapiere“ 


lassen die starke Tätigkeit bei Unterbringung der 
Kriegsanleihen ersehen.) Von Oskar Banfı. „Pester 
Lloyd‘, 28. August. 


Französische Maßnahmen zum Schutze der Besitzer von 


Inhaberpapieren. (Bestimmungen über die Zulassung 
von Titeln und Coupons aus dem- Ausland, über den 
Handel mit Wertschriften in Frankreich und die 
Sperre der Auszahlung von Kapital und Zinsen an 
jede andere als die sperrende Person etc.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 21. August. 


Geld- und Währungswesen. 


Das Gold im Kriege. (Der Goldvorrat des Deutschen 


Reiches wurde mehr und mehr in der Reichsbank 
zentralisiert; rund eine Milliarde Gold dürfte während 
des Krieges an das Ausland abgegeben worden sein; 
ein weitergehender Goldexport wäre jedoch bedenklich. 
Die Bestrebungen zur Verbesserung der Zahlungs- 
bilanz sind aussichtsreich. Die Entente hat einen 
großen Teil ihres Goldes nach Amerika exportiert; 
dieses wird nach Eintritt Amerikas in die Reihe der 
Feinde der Mittelmächte der Entente wieder zur Ver- 
fügung gestellt.) Von Georg Münch. „Vossische Zei- 
tung“ (Berlin), 19. August. 


Das ausländische Silbergeld in der Schweiz. (Bemühun- 


gen der zur lateinischen Münzunion gehörenden 
Ententestaaten, ihre Schuld an die Schweiz mittels 
unterwertigen Silbergeldes abzutragen, wodurch 
der schweizerische Geldumlauf verschlechtert wird; 
in ähnlicher Weise sind große Mengen kubani- 
schen Silbergeldes während des Weltkrieges nach 
Spanien geflossen.) Von Oberfinanzrat Dr. Schwarz- 
wald. „Neue Zürcher Zeitung“, 29. August. 

(Die 
Schweiz wird mit unterwertigem Silbergeld der 
anderen Teilnehmer der lateinischen Münzunion über- 


schwemmt, ohne auch nur den Prägenutzen von diesem || 


Silbergeld zu haben; da ein baldiges Aufhören des 
Disagios der anderen Teilnehmer dieser Union gegen- 


über der Schweiz nicht zu erwarten ist, hat die Eid- || - 


genossenschaft mit einer dauernden Verschlechterung 
ihres Währungswesens und mit einer Abdrängung von 
der reinen Goldwährung zu rechnen.) Von Oberfinanz- 
rat Dr. Schwarzwald. „Neue Zürcher Zeitung“, 
30. August. 


Das Disagio der dänischen Kronen in Schweden. (Die 


dänische Krone steht in Stockholm auf 89 Öre, was 
auf die Hemmung der dänischen Goldausfuhr nach 


Schweden zurückgeführt wird.) „Hamburgischer Kor- | 


respondent“, 21. August. 
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Flucht des Rubels aus Rußland. (Die Überflutung der 


Auslandsmärkte mit Rubelnoten führt zu deren Ent- 
wertung. Die Verbote des Rubelexports und der 
Wechselpreisgeschäfte haben dazu geführt, daß der 
Rubel in Paris nicht mehr notiert wird: Die drohende 
Zwangsanleihe verleitet die besitzenden Klassen zum 
Versuch, ihre Gelder im Auslande in Sicherheit zu 


bringen.) „Kölnische Volkszeitung“, 21. August. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Die wirtschaftliche Zukunft unserer Kolonien. (Die 


deutschen Schutzgebiete waren vor Kriegsausbruch im 
Aufblühen begriffen. 1904 betrugen die Einnahmen 
13'85, die Ausgaben, abgesehen von den Kosten des 
Eingeborenenaufstandes in Deutsch-Südwestafrika, 
47 Millionen M. 1912 beliefen sich die Einnahmen 
auf 64'52, die Auslagen auf 87°63 Millionen M. Der 
Baumwoll-, Hanf-, Kautschuk- und Kakaovanbau 
boten kurz vor Beginn des Weltkrieges vielver- 
sprechende Aussichten.) „Mitteilungen des Kriegs- 
ausschusses der deutschen Industrie“ (Berlin), 14. Juli. 


Arbeitermangel und wirtschaftlicher Fortschritt in der 


Türkei. (Ungeheure Flächen fruchtbaren Bodens liegen 
brach, weil es an Menschen fehlt. Die Wasserbau- 
techniker bezweifeln, daß Mesopotamien in groß- 
zügiger Weise bewässert werden könne, weil dann die 
Schiffahrt aufhörte. Die Bewässerungstechnik ’er- 
fordert eine langjährige Schulung und Gewöhnung; 
man muß vom Kleineren zum Größeren fortschreiten. 
In Kleinasien regnet es übrigens mehr als in Kalı- 
fornien, wo man erfolgreich Landbau betreibt.) „Der 
österreichische Volkswirt“ (Wien), 25. August. 


Spaniens Industrie während der Kriegszeit. (Starke Ent- 


wicklung des ; spanischen Bergbaues von Eisen-, 
Kupfer-, Blei-, Silber-, Zinkerzen u. s. w. Ausbau des 
Bahnnetzes und der Elektrizitätsanlagen; letztere ar- 
beiten sowohl mit nordamerikanischem als auch fran- 
zösischem Kapital. Die Textil-, Zucker-, Stahl- und 
keramischen Industrien sind im Aufblühen begriffen. 
Neue Fabriken, besonders solche zur Automobil- und 
Flugzeugherstellung sind entstanden.) „Berliner Tage- 
blatt“, 24. August. 


Außenhandel Spanisch-Marokkos im Jahre 1916. (So- 


wohl die Ausfuhr aus Spanisch-Marokko als auch die 
Einfuhr dorthin hat im Jahre 1916 im Vergleich zu 
1915 stark zugenommen. Spanien hat derzeit noch die 
lebhaftesten Handelsbeziehungen zu Spanisch-Ma- 
rokko, doch ist Großbritannien daran bereits stark be- 
teiligt, während Frankreichs Anteil unbedeutend 
blieb.) „Hamburgischer Korrespondent“, 25. August. 


Neu-Guinea und die zukünftige Bedeutung unserer Ko- 


lonien. (Gegen die Aufgabe von Deutsch-Neuguinea 
im Friedensschluß, das von Natur aus, namentlich 
wenn (durch Heranziehung malaiischer Arbeitskräfte 
aus Holländisch-Ostindien befruchtet, ebenso wertvoll 
sei, wie etwa Java, und das nicht gegen afrikanischen 
Landbesitz ausgetauscht werden sollte.) Von Doktor 
Richard Thurnwald. „Berliner Tageblatt“, 26. August. 


Exportförderung. 


Die Bedeutung der Leipziger Messe. (Eine Einrichtung, 


die auf alter Erfahrung, vielem Fleiß und Talent be- 
ruht ünd nicht nachgemacht werden kann. Die Neu- 
tralen bemühen sich, die Beziehungen zur Leipziger 
Messe zu vertiefen; die Frühjahrsmesse zeigte gerade- 
zu einen Warenhunger,. Die Messe ist während des 
Krieges zu einer Reichsangelegenheit geworden; Meß- 
amt und Reichsunterstützung werden ihren Ausbau be- 


schleunigen.) Von Jan Eyssen. „Deutsche Lodzer | 


Zeitung“, 19. August. 
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ı Zur siebenten Leipziger Kriegsmesse. (Die auf der 


Leipziger Messe vielfach in Verkehr und auch ins 
Ausland gebrachten Luxuswaren,; so z. B. Porzellan- 
waren, seien vom Standpunkt der Stützung der 
Wechselkurse ebenso gut zu brauchen, wie Kohle und 
Eisen, könnten aber von Deutschland leichter entbehrt 
werden; die Leipziger Messe ein ungemein wertvoller 
Behelf für Deutschlands Handelsbeziehungen zum 
Ausland.) Von Artur Noorden. „Berliner Tageblatt‘, 
24. August. 


Deutschlands künftige Werbetätigkeit auf dem Welt- 


markt. (Zur Verbesserung der amtlichen Vertretung 
der deutschen Handelsinteressen im Auslande sei die 
Unterordnung der Konsularkorps unter das diplomati- 
sche abzuschwächen. Die Vertreter Deutschlands 
sollten im Auslande, nach bewährtem britischen 
Muster möglichst viel private Interessen mit den- 
jenigen des Deutschen Reiches zu verknüpfen wissen. 
Auch mögen die deutschen Unternehmer und Kapita- 
listen in jenen Auslandsstaaten, wo sie sich eine be- 
deutende Stellung erobert haben, nicht in Äußerlich- 
keiten auffallend hervortreten, da dies die Einheimi- 
schen verstimme und der feindlichen Propaganda Ge- 
legenheit zu erfolgreichem Eingreifen gäbe) Von 
br. Karl  Hornung. „Handel und Industrie“ 
(München), ı1. August. 


Die Aufgaben der Handelsjournalistik. (Der Wunsch, 


Mißständen im Handel entgegenzutreten, ständige 
Fühlung mit der Geschäftswelt zu behalten, Zweifel- 
haftes aufzuklären, unbestechlich im weitesten Sinne 
des Wortes zu sein, um unabhängig berichten zu 
können, stellen an den Handelsjournalisten hohe An- 
forderungen. Der Krieg hat den Beruf einerseits er- 
schwert, anderseits interessanter gemacht, da eine 
Fülle neuer Fragen in der Kriegsübergangszeit eine 
objektive Berichterstattung erfordern.) „Frankfurter 
Zeitung“, 18. August. 


Zur Frage der Exportförderung. (Die Schweizer Export- 


gesellschaften waren mit Ausnahme der Schweizeri- 
schen Exportgesellschaft in Zürich nicht langlebig; 
letztere bestand von 1857 bis 1881. Große Schwierig- 
seiten liegen in der Heranziehung eines geeigneten 
Personals, in der Transport- und Kreditfrage, in der 
Organisation der überseeischen Verkaufsstellen, in der 
Konkurrenz der Mitglieder der Gesellschaft innerhalb 
derselben. Gute Dienste haben Trustgesellschaften ge- 
leistet, die fremde Unternehmungen finanzieren, welche 
dann Käufer der ausländischen Muttergesellschaft 
werden und bleiben.) ‚Neue Zürcher Zeitung“, 
24. August. 


La Bataille Economique de Demain. (Entnimmt einem 


Buch von Viktor Boret unter obigem Titel den Plan 
einer großen Bank, die den Industriellen und Kauf- 
leuten Frankreichs nach Friedensschluß jene Kredite 
vermitteln soll, die zu diesem Zeitpunkt von ihnen 
benötigt werden und auf anderem Wege nach den bis- 
herigen Bankeinrichtungen Frankreichs kaum erlangt 
werden könnten. Örtliche Ausschüsse in den wichti- 
geren französischen Plätzen sollen der in Paris zu 
errichtenden Bank behilflich sein.) L’Economiste 
Europeen“ (Paris), 17. Augtist. 


‚otre expansion commerciädle a Vexterieur apres la 


guerre et les banques d’exportation. (Die Organisation 
des Exporthandels ist eine Notwendigkeit. Der 


deutsche Handel hat sich mit Hilfe der deutschen 


Banken entwickelt, die sich besonders in Süd- tind 
Nordamerika der Erleichterung des Exporthandels 
widmeten. Man hat in Frankreich von einer staatlichen 
Exportbank und von einem Anbau an die Bank ' von 
Frankreich gesprochen, der den Export fördern soll. 
Frankreich sollte aber in bescheidenerer Weise be- 
ginnen; Die Exportkaufleute seien zu gruppieren und 
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die Interessenten [Kommissionäre, Exporteure, Indu- 
strielle] sollten ihr Kapital zusammenschießen, um 
allmählich das nötige finanzielle Gerüst des Export- 
handels sich selbst zu schaffen.) „L’Economiste 
frangais“ (Paris), 18. August. 


Industrieförderung. 


Die wirtschaftliche Entwicklung Bayerns in Vergangen- 
heit und Zukunft. (Die namhaften Menschenverluste 
Bayerns, von 1840—1910: 765.000 Personen, weisen 
auf das Fehlen lohnender Erwerbsmöglichkeiten in- 
folge allzu langsamer Industrialisierung des Landes 
hin. Doch hat sich nicht nur der Ertrag der Land- 
wirtschaft während der letzten Jahre gesteigert, auch 
Handel, Gewerbe, Industrie und Verkehr haben einen 
starken Aufschwung genommen.) Von Dr. Julius 
Luebeck. „Bayrische Handelszeitung“ (München), 
18. August. 


Englands Industrie nach dem Kriege und die deutsche |. 


Verteidigungsstellung. (Die englische Industrie ist im 
Kriege von der Regierung völlig umgestaltet worden, 
durch stärkere Verbandsbildungen, Zurückdrängung 
des Zwischenhandels und durch weitgehende Aus- 
nützung der Kriegserfahrungen. Diese leistungs- 
fähigeren Einrichtungen sollen auch nach Friedens- 
schluß aufrechterhalten werden. Obwohl hiermit 
deutsches Vorgehen nachgeahmt werde, habe die 
deutsche Industrie auf das hin nach Kräften an 
ähnlichen und stärkeren Hilfsmitteln für den Wett- 
bewerb auf dem Weltmarkt nach Friedensschluß zu 
arbeiten.) „Mitteilungen des Kriegsausschusses der 
deutschen Industrie“ (Berlin), 9. Juni. 


Agrarpolitik. 


Verwendung Kriegsbeschädigter und genesender Mann- 
schaften in der Landwirtschaft. (In Deutschland soll 
die Zuführung der Kriegsbeschädigten zu bisher von 
ihnen nicht betriebenen landwirtschaftlichen Berufen 
durch die private Kriegsbeschädigtenfürsorge und 
durch die Vermittlung der Zeitschrift „Ausstellungs- 
nachrichten“ geleistet werden, die täglich vom Kriegs- 
ministerium herausgegeben werden; genesende Mann- 
schaften sollen nur für Stunden zu Arbeiten auf den 
in der Nähe des Lazarettes befindlichen Gehöften ver- 
wendet werden.) „Deutscher Reichsanzeiger‘“ (Berlin), 
28. August. 

Der klagende Lloyd George und der frohlockende Lloyd 
George. (Der Niedergang der englischen Landwirt- 
schaft ist keine Folge des Freihandels, sondern der 
ungerechten Bodenverteilung, die es möglich macht, 
daß weite Flächen zu Jagd-, Fischerei- und Weide- 
zwecken verwendet werden. Der hohe englische 
Hektarertrag rührt daher, daß nur die besseren Böden 
unter den Pflug genommen werden. Der Ernteertrag 
Deutschlands an Körnerfrüchten ist fünf- bis sieben- 
mal so groß als jener Großbritanniens.) „Arbeiter- 
Zeitung“ (Wien), 23. August. 

Rumäniens bäuerliche Landwirtschaft. Das landwirt- 
schaftliche Betriebskapital. (Eingehende ziffernmäßige 
Angaben, aus denen die rückständige Wirtschaft und 
‚nıangelhafte Ernährung der rumänischen Bauern- 
schaft hervorgeht; entnommen aus „Rumäniens 
bäuerliche Landwirtschaft“ von Dr. G. Jonescu-Sisesti, 
Bukarest 1912.) „Agrarul“ (Bukarest), 19. August. 
Deutsches Leben in Rußland. (Die Zukunft des süd- 
russischen Deutschtums hängt von der Entwicklung 
der ukrainischen Bewegung ab, da die Ukrainer der 
deutschen landwirtschaftlichen Individualwirtschaft 
näherstehen als die der Dorfgemeinschaft zuneigenden 
Großrussen. Bei völliger Loslösung der Ukraine von 


. Eberhard Kraus. 
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Rußland wäre für die deutschen Kolonisten viel Gutes 
zu erhoffen. Auch für die Pflege der Handelsbezie- 
hungen zwischen Deutschland und Rußland könnten 
die Deutschrussen wertvolle Dienste leisten.) Von 
„Deutsche Warschauer Zeitung“, 
14. August. 


Fremdenverkehr. 


Reiseziele nach dem Kriege. (Der Deutsche und Öster- 


reichische Alpenverein mahnt die Reisenden und 
Touristen, nach dem Friedensschluß statt der feind- 
lichen Länder mehr die Heimatsgebiete (Alpen, Kar- 
pathen, Dalmatien etc.) zu bereisen. Demselben 
Zwecke dient auch eine von der Alpenvereinsbücherei 
in München eröffnete Ausstellung. An dieser hat sich 
auch die bulgarische Regierung beteiligt.) „Ost- 
deutsche Rundschau“ (Wien), 25. August. 

Vecole höteliere de Lucerne. (Die Schülerzahl dieser 
Schule im Jahre 1916 [145, davon 135 Schweizer] 
war seit dem Jahr 1915 gestiegen; besonders in den 
Kursen ‚„Tischbedienung‘“ und „besondere Dienst- 
leistungen“; abgenommen hat die Zahl im Kochkurs. 
Auch Sprachen werden gelehrt. Ein lebhafter Besuch 
der Schule wäre erwünscht, damit die Schweizer nach 
dem Krieg auf diesem Gebiet den- Wettbewerb mit 
den Ausländern aufnehmen könnten. Da das Schul- 
geld herabgesetzt werden mußte, sollten außer der 
Bundesregierung und der deutschen auch die romani- 
schen Kantone, die dies bisher verweigert haben, die 
Schule mit Geld unterstützen.) „La Tribune de Ge- 
neve“, 19. und 20. August. 


Jugendfürsorge. 


| Krieg und Ernährung. (Der Verfasser hat während neun 


Jahren die Schüler eines Budapester Gymnasiums als 
Schularzt beobachtet. Im Weltkrieg hat sich das jähr- 
liche Längenwachstum der Schüler im Durchschnitt 
nicht verringert. Die jährliche Gewichtszunahme hat 
aber in den Jahren 1914/15 und 1916/17 abgenommen, 
hauptsächlich wegen der zu Ende der beiden Schul- 
jahre plötzlich stark gesteigerten Verwendung des 
Maismehles.) Von Privatdozent Dr. Adolf Juba. 
„Pester Lloyd“, 23. August. 


The nation’s children and our duty towards them. (In 


England und Wales ist die Kindersterblichkeit von 
95 auf 100 im Jahre 1912, auf IIO pro 1000 im Jahre 
1915 gestiegen. IgII—I914 entfiel ein Viertel aller 
Todesfälle auf Kinder unter fünf Jahren; es starben 
575.678 Kinder, davon ein Viertel unter einem Jahr. 
Besonders groß ist die Sterblichkeit bei den Kindern 
der Armen, hervorgerufen durch ungünstige, gesund- 
heitsschädliche Ernährungsverhältnisse, erbliche 
Krankheiten, die Unfähigkeit vieler Mütter, die 
Kinder zu stillen. Die medizinische und finanzielle 
Hilfe für Mütter und Kind müsse bedeutend ver- 
bessert werden.) „The Nineteenth Century“ (London), 
Juni. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Schutz dem Mieterschutz! Ein Erlaß des Justizministers. 


(Das Justizministerium hat an den Wiener Magistrat, 
auf eine Anregung der Hausbesitzervereine hin, An- 
sichten über die Auslegung der Mieterschutzverord- 
nung geäußert, die dem Standpunkt der Mieter minder 
günstig seien als die bisherige Rechtsübung. Dies be- 
fremde umsomehr, als sich die Mietämter schon bisher 
zumeist dem Standpunkt der Vermieter stark näherten. 
Eine noch weitergehende Begünstigung der Vermieter 
nähme dem gesetzlichen Mieterschutz fast. jeden 
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Wert.) Von Dr. Fritz Winter. „Arbeiter-Zeitung“ 
(Wien), 21. August. 


The health of the nation and the national insurance act. 


(Die Krankenversicherung hat die an sie gestellten 
Erwartungen nicht erfüllt, weil man mehr Palliative 
als Vorbeugungsmittel anwendet. Weder die ärztliche 
noch die Sanatoriumsbehandlung genügen. Mutter- 
schaftsfürsorge, Krankenunterstützung und Strafen 
bei schlechter Behausung der Arbeiter haben wenig 
befriedigende Resultate ergeben. Auch die Schaffung 
eines Gesundheitsministeriums werde wenig nützen, 
wenn man nicht den Quellen der Krankheiten nach- 
geht, insbesondere der schlechten Behausung und dies 
sei nur durch Kenntnis der lokalen Verhältnisse 
möglich, also lokalen Sanitätsbehörden, welche sich 
den Selbstverwaltungskörpern angliedern.) „Ihe 
Nineteenth Century“ (London), Juli. 


Sozialversicherung und andere Versiche- 


rung. 


Zur Arbeitslohnversicherung in Deutschland. (Un- 


möglichkeit, während des Weltkrieges die Arbeits- 
losenversicherung in Deutschland einzuführen, da kein 
Anhalt betreffs Anschwellen der Erwerbslosigkeit 
nach erfolgter Demobilisierung vorhanden sei. Es 
empfehle sich daher, Pläne zur Verteilung der heim- 
kehrenden Arbeitskräfte auszuarbeiten, ferner nicht 
allzu dringende Wiederaufbauarbeiten in den zer- 
störten Gebieten auf die Zeit nach Friedensschluß zu 
verschieben. Eine große Schwierigkeit bei der Ein- 
führung der Arbeitslosenversicherung liege darin, daß 
der Versicherte den Versicherungsfall selbst herbei- 
führen könne. Doch sei diese Schwierigkeit nicht un- 
überwindbar.) „Handel und Industrie“ (München), 
11. August. 


Die praktischen Versuche einer Arbeitslosenversicherung 


auf öffentlichrechtlicher Grundlage. (Es gibt bisher 
drei Arten von Arbeitslosenversicherung. Erstens: in 
England und dem Kanton St. Gallen eine obligatori- 
sche für einzelne Industrien, die sich nicht schlecht 
bewährt haben soll; zweitens: selbständige Arbeits- 
losenkassen mit freiwilligem Beitritt; drittens: Zu- 
schüsse an Berufsvereine mit Arbeitslosenunter- 
stützung. Da die nichtorganisierten Arbeiter von der 
freiwilligen Versicherung nicht im erwünschten Um- 
fange Gebrauch machen, dürfte sich für die Zukunft 
wohl eine [kommunale] Arbeitslosenversicherung 


‚ mit Beitrittszwang für alle ansässigen Arbeiter am 


meisten empfehlen.) Von Dr. jur. et rer. pol. Walter 
v. Chlebowski. „Deutsche Warschauer Zeitung“, 
I. September. 


. Versicherungswesen. (Die britischen Feuerversicherungs- 


gesellschaften hatten im Jahre 1916 gute Ergebnisse 
und verzeichnen mit besonderer Genugtuung, daß der 
Weltkrieg dem in den letzten Friedensjahren be- 
deutend gestiegenen Anteil der deutschen Rückver- 
sicherungsgesellschaften ein Ende bereitet habe.) 
„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 
21. August. 


Sonstige Sozialpolitik. 


Epileptikerasyle. (Notwendigkeit der Errichtung ungari- 


scher Epileptikerasyle. Vor dem Weltkrieg wurde die 
Zahl dieser Kranken in Ungarn auf hunderttausend ge- 
schätzt, nunmehr dürften sie durch die Not des Welt- 
krieges auf hundertfünfzigtausend gestiegen sein.) 
Von Dr. Moritz Turnowsky. ,„Pester Lloyd“, 
19. August. 


Neue Methoden zur Prüfung der Arbeitsleistung. (Im 


Sinne der Vorschläge Taylors werden von den Wirt- 


schaftspsychologen Bischoff und Imre eine Reihe von 
Versuchen empfohlen, um Ermüdbarkeit, Aufmerksam- 
keit, Ausbildungsfähigkeit in Handfertigkeiten und 
angeborene Geschicklichkeit, schnelle Auffassung, 
gutes Gedächtnis etc. in ziffernmäßiger Abstufung bei 
den einzelnen Arbeitskräften festzustellen.) „Pester 
Lloyd“, 24. August. 


Sozialpolitik der Zukunft. (Die organisierte Arbeiter- 


schaft ist zu einer Macht geworden; sie hat in der 
Stunde der Not das Vaterland nicht im Stich gelassen. 
Die Tarifgemeinschaft, die gegenseitige Anerkennung 
als ebenbürtige Organisation haben Unternehmer und 
Arbeiter zusammengeführt und am Bestande des 
Reiches interessiert. Die Arbeitgeber müssen ihre Or- 
ganisationen festigen, um zukünftigen Stürmen ge- 
wachsen zu sein.) Von Dr. W. Stein. „Handel und 
Industrie“ (München), ır. August. 


Organisation des Arbeitsnachweises. (Bei den Schluß- 


verhandlungen des deutschen Reichstagsausschusses 
für Handel und Gewerbe wurde von der Mehrheit be- 
hauptet, daß die Arbeitsnachweise der Arbeitgeber 
meist von den Arbeitgebern als Kampfmittel, Maß- 
regelungsbehelf etc. verwendet würden; die Regierung 
spare die Einrichtung paritätischer Arbeitsnachweise 
für die Zeit der zu erwartenden schweren Lohnkämpfe 
nach dem Krieg auf,-um dann den Arbeitern etwas 
bieten zu können. Ein Mehrheitsbeschluß verlangt 
daher, vom Standpunkt der Neuorientierung“, den 
Erlaß einer Bundesratsordnung behufs Sicherstellung 
der paritätischen Verwaltung der Arbeitgebernach- 
weise.) „Mitteilungen des Kriegsausschusses der 
deutschen Industrie“ (Berlin), 23. Juni. 


Verband schweizerischer Konsumvereine. (Umsatz des 


Verbandes schweizerischer Konsumvereine von 50’I9 
Millionen Francs im Jahre 1915 auf 74'65 Millionen 
im Jahre 1916 gestiegen. Die Zahl der Verbandsver- 
eine hat zugenommen und diese benützen im stei- 
genden Maße die Zentralstelle. Der 50 Prozent höhere 
Umsatz ist auf die Übernahme von neuen Artikeln 
[Milch] und auf die starke Preissteigerung aller Be- 
darfsgegenstände zurückzuführen.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 16. August. 


The coming revolution. (Die russische Revolution war 


nur eine erste Eruption, der andersgeartete folgen 
werden. In England wird es eine soziale und indu- 
strielle Revolution sein, deren erste Anzeichen schon 
vor dem Krieg zu verzeichnen waren. Der Dreibund 
zwischen Bergarbeitern, Eisenbahnern und Transport- 
arbeitern im Jahre 1912 führte zu einem Vordringen 
des Syndikalismus. Im Krieg, der eine Einstellung 
des Kampfes auf drei Jahre mit sich brachte, hat die 
Regierung das Vertrauen beider Teile verloren. Wenn 
keine Verständigung eintritt wird ein verschärfter 
Kampf zwischen Kapital und Arbeit nach dem Krieg 
einsetzen. Die wahrscheinlichen Forderungen werden 
die Abschaffung des Oberhauses, die Verstaatlichung 
der Bergwerke, Bahnen und Kanäle und vielleicht 
sogar die des Grundes und Bodens sein; dann bessere 
Volkserziehung und Wegsteuerung der arbeitsfreien 
Rente.) „The Nineteenth Century‘ (London), Juli. 


Seeschiffahrt. 


Zum Wiederaufbau der deutschen Handelsflotte. (Um 


den Wettbewerb mit der durch den Weltkrieg außer- 
ordentlich gestärkten Schiffahrt der Neutralen auf- 
nehmen zu können, wird es für Deutschland notwendig 
sein, vorwiegend Fahrzeuge guter Beschaffenheit zu 
bauen. Zu diesem Zwecke ist der gleichzeitige Bau 
von Fracht- und Passagierdampfern auf derselben 
Werft zu vermeiden und in dieser Beziehung eine 
strenge Arbeitsteilung durchzuführen. Die bestehenden 
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Notre marine marchande. 


Ausbau der Großschiffahrtsstraße im Maintale. 


Werften werden den gesteigerten Bedarf nicht be-| Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


friedigen können, daher sollten neue gegründet 
werden.) Von Dr. ing. h. c. Julius Egger. „Ham- 
burger Nachrichten“, 17. August. 

(Die französische Handels- 
flotte kann kaum ein Sechstel der nötigen Einfuhr 
Frankreichs bestreiten. Ihre Vermehrung stößt infolge 
des Mangels an Werftarbeitern und insbesondere an 
Baustoffen auf große Schwierigkeiten. Einschränkung 
anderer Industrien zu gunsten des Schiffsbaues und 
Erwerbung ausländischer Schiffe nötig; hierfür seien 
besondere Vertreter Frankreichs nach den auswärtigen 
Schiffsmärkten, je einer für jedes Land, zu entsenden.) 
„Le Temps“ (Paris), 5. August. 

Nachteilige Wirkung des Krieges auf Englands Handel 
und Schiffahrt. (Die Trampdampfer werden zu Re- 
gierungsfrachtsätzen requiriert; der Außenhandel geht 
der Menge nach rasch zurück und dient in erster 
Linie Kriegszwecken. Der Industrie und dem Handel 
wurden im Jahre 1916 statt 40 Millionen f Frachtraum 
nur 14—15 Millionen ft zugeführt.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 21. August. 


Binnenschiffahrt. 


Ausarbeitung eines ausführlichen Entwurfes für den 
Rhein—Main—Donau-Kanal bis zur Reichsgrenze bei 
Passau steht bevor. Der Großschiffahrtsweg, der die 
Nordsee mit dem Schwarzen Meere in Verbindung 
bringen soll, könnte in drei Jahren vollendet sein. Eine 
Wasserstraße vom Main nach der Saale und der Elbe 
würde keine größeren Schwierigkeiten bereiten als der 
Donau—Oder—Elbe-Kanal; es 
führung der Mainkanalisierung bis Bamberg der 
Legung der mitteleuropäischen Hauptwasserstraße 
durch Bayern vorgearbeitet werden.) „Münchner 
Neueste Nachrichten“, 13. August. 

Glossen zur Benützung des Donauweges für die Trans- 
porte nach dem Balkan und der Levante. (Ungarische 
Kaufleute haben Schleppkähne beladen und mit allerlei 
Waren nach dem Balkan geschickt. Die deutschen 
Kaufleute sollten auch den billigeren Donauweg be- 
nützen, da ıhnen für die Ausfuhr nach dem Balkan 
viel zu wenig Eisenbahnwagen zur Verfügung stehen. 
Es möge nun daran gegangen werden, sowohl in 
Regensburg als auch in Wien und Budapest Vorkeh- 
rungen zu treffen und von dort Ware auf Motor- 
schiffen und Schleppkähnen nach Bulgarien, Make- 
donien und in die Türkei zu senden.) Von Eugen 
Löwinger. „Die freie Donau“ (Regensburg), 
15. August. 

Rhone—Rhein-Schiffahrt. (Mehrere Vereinigungen ar- 
beiten sowohl ım deutschen wie im französischen Teil 
der Schweiz für die Schaffung des Wasserweges von 
der französischen Grenze bei Chancy bis zum Rhein; 
die Hälfte dieser Strecken ist schiffbar, 135 km sind 
zu verbessern. Frankreich will die Rhone bis Lyon 
kanalisieren.) „Neue Zürcher Zeitung“, 14. August. 


Post und Telegraphie. 


La poste aerienne. (Im Frieden werde infolge der Ver- 
besserung der Luftschiffahrt eine Luftpost, besonders 
für den Briefverkehr in Tätigkeit treten. Dabei seien 
Flugzeuge den Luftschiffen vorzuziehen, sowohl wegen 
der größeren Geschwindigkeit jener als auch deshalb, 
weil die Beförderung durch Luftschiffe infolge der 
bedeutenderen Kosten der Luftschiffe ein höheres 
Porto erfordere.) Von Robert Doucet. „Le Monde 
Economique“ (Paris), ı1. August. 


(Die| 


Deutschland und die Seehscherei. 


sollte durch Fort-| 


politik. 


Die Frage der Versorgung mit Schweinefleisch und 


Fetten. (Die bosnische ‘Landesregierung hat dafür 
Sorge getragen, daß jede Beamtenfamilie für 300 bis 
350 K, gegen monatliche Gehaltsabzüge von 50 K, im 
Spätherbst ein Schwein bekommt, um für den Winter 
ein Mindestmaß von Selchfleisch und Fett zu haben.) 
„Bosnische Post“ (Sarajewo), 24. August. 


Die Kartoffelversorgung im Erntejahr 1917/18. (In 


Deutschland wird, nach einer anscheinend recht zu- 
‚ersichtlichen Schätzung, für das Jahr 1917/18 mit 
einer Kartoffelernte von 40 bis 45 Millionen ? ge- 
rechnet. Davon müßten 12 Millionen # für die mensch- 
liche Ernährung [3?/, kg für Kopf und Woche], 
7 Millionen t für die Aussaat verwendet werden. Ab- 
züglich der Kartoffeln zu Brennereizwecken blieben 
noch ungefähr ı5 Millionen t als Reserve für die 
menschliche Ernährung, Heeresbedarf und als Vieh- 
futter.) „Deutsche volkswirtschaftliche Korrespon- 
denz‘“ (Berlin), 22. August. 


Zur Versorgung mit Spätkartoffeln. (Deutschland ist der 


größte Kartoffelproduzent der Erde. Die diesjährige 
Ernte wird auf 40 Millionen ? geschätzt. Da es sich 
in der Hauptsache darum handelt, 48 deutschen Groß- 
städten 4 Millionen t Kartoffeln, d. i. ı?/, Pfund pro 
Tag und Kopf zu sichern, so wäre eine Beschlag- 
nahme von 10 Prozent der Ernte ausreichend; diese 
sollte im Einvernehmen mit den Kommunalverbänden 
von der Reichskartoffelstelle geregelt werden.) ‚Von 
G. Oetelshofen. „Kölnische Zeitung“, 22. August. 

(Die wesentlichste 
Ursache des seit Sommer 1916 auf den deutschen 
Märkten bemerkbaren Mangels an Seefischen sei das 
Ausbleiben der norwegischen Herkünfte. Seither habe 
sich England, in deutschfeindlicher Absicht, 85 Pro- 
zent der Ausfuhrmenge der norwegischen Fischerei- 


erzeugnisse zu sichern gewußt.) „Bayrische Handels- 


zeitung‘ (München), 18. August. 


Schmuggelhandel und Munitionsbetriebe. (Die deutschen 


Munitionsbetriebe suchen die Leistungsfähigkeit ihrer 
Arbeiterschaft durch Ankäufe von Lebensmitteln zu 
hohen Preisen [Phantasiepreisen] zu verbessern, ohne 
daß man von einer kräftigen Gegenwirkung der amt- 
lichen Stellen gegen dieses Verfahren hörte, das ge- 
eignet ist, die allgemeine Versorgung zu erschweren.) 
„Arbeitsmarktkorrespondenz“ (Berlin), 28. August. 


Der Kriegsausschuß für Verbraucherinteressen. (Trat in 


seiner Sitzung in Berlin am 25. August für Ver- 
braucherkammern ein.) „Vossische Zeitung“ (Berlin), 
26. August. 


Laub als Viehfutter. (Durch das Sammeln von frischem 
Laub, so z. B. von Buchen- und Eichenblättern könnten 
die Futtermittel [Heu] um fast zwanzig Prozent ge- 


streckt werden, ohne daß der Nährwert des Dar- 
gebotenen vermindert würde.) Von Geheimen Medi- 


zinalrat Professor Dr. v. Noorden. „Deutsche War- 


schauer Zeitung“, 14. August. 


Kritische Bemerkungen zur letzten Rede Lloyd Georges 


über die Getreidevorräte und Mehrerzeugung in Eng- 
land. (Die Zahlen, die der englische Premier angibt, 
sind irreführend; er scheint die nach England 
schwimmenden Getreidesendungen in die Vorräte ein- 
zubeziehen; der Rückgang des Brotverbrauchs sei auf 
dessen Ungenießbarkeit zurückzuführen; die Anbau- 
fläche für Getreide habe sich nicht vermehrt; Lloyd 
George werfe in der Angabe des voraussichtlichen 
Ernteertrages Kartoffeln und Getreide zusammen; 
überdies seien die Ernteaussichten infolge Regen- 
wetters in England ungünstig.) Von Leonhard Neu- 
mann. „Hamburgischer Korrespondent“, 23. August. 
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Weinexport 


Muß Norwegen eine Rationierung der Lebensmittel ein- 


führen? (Nach der im Juli geäußerten Ansicht von 
Professor Torup seien in. Norwegen Fette, Zucker, 
Getreide und Mehl, Kartoffeln gegen Bezugskarten 
abzugeben; bei Fleisch, Fischen und Milch sei diese 
Notwendigkeit vorläufig noch nicht vorhanden.) 
„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 17. August. 


Das Ernteprogramm der Vereinigten Staaten für das 


Jahr 1918. (Das Gesamtergebnis der nordamerikani- 
schen Ernte an Halmfrüchten wird für 1917 auf 
125°7 Millionen £ [gegen 133°5 Millionen # für 1915] 
geschätzt. Für das Jahr 1918 soll angeblich eine Er- 
höhung der Weizenproduktion um 34 Millionen # statt- 
finden. Da auch England, der stärkste Weizen- 
abnehmer womöglich zur Befriedigung seines Be- 
darfes im eigenen Lande kommen wolle, so wäre, nach 
einem amtlichen Washingtoner Bericht, angeblich mit 
einer starken Überproduktion an Weizen zu rechnen; 
doch dürften diese für die Entente rosigen Hoffnungen 
am Mangel an Saatgut und Arbeitskräften in Nord- 
amerika und noch mehr in Großbritannien scheitern.) 
Von Leonhard Neumann. „Berliner Börsen-Courier“, 
16. August. 


Paraguay-Tee oder ‚Mate‘. (Der Paraguay-Tee, in Bra- 


silien ein weitverbreitetes Getränk, kommt an Wohl- 
geschmack zwar dem chinesischen Tee nicht gleich, 
soll aber der Gesundheit zuträglicher sein als dieser 
und sei als Teeersatz zu empfehlen.) „Wiener All- 
gemeine Zeitung“, 18. August. | 


Nahrungsmittelindustrien. 


Reichshopfenstelle und Mindestpreise. (Der österreichi- 


sche Hopfenanbau ‘hat durch Stilliegen der in- 
ländischen Brauerei und durch die Verhinderung der 
Ausfuhr schwer gelitten. Die neugeschaffene Reichs- 
hopfenstelle [entstanden aus der „Deutschen Hopfen- 
verkehrsgesellschaft m. b. H.“ in Saaz und aus der 
„Böhmischen Hopfenein- und -verkaufsgesellschaft“] 
wird mit Staatshilfe die Ernte von 1917 zu Mindest- 
preisen aufhäufen und zwecks Stützung der Preise bis 
nach Friedensschluß aufbewahren.) Von Direktor 
Theodor Gauba. „Reichspost“ (Wien), 22. August. 


Reichshopfenstelle und Mindestpreise. (Da die schwin- 


dende Biererzeugung den Hopfenverkehr einschränkt, 
ist die Anbaufläche in Saaz um ein Drittel zurück- 
gegangen, die Hopfenpreise sind tief. Eine staatlich 
unterstützte Valorisationsaktion ermöglicht die Ein- 
lagerüng des Hopfens bis zum Eintritt einer besseren 
Konjunktur. 
denen der Verkauf nicht stattfinden darf. Im Frieden 
könnte Hopfen wieder ein Exportartikel werden, der 
40—50 Millionen K fremder Valuta hereinbringt.) 
Von Direktor Theodor Gauba. „Allgemeine Zeit- 
schrift für Bierbrauerei und Malzfabrikation“ (Wien), 
25. August. 


und Valuta. (Glänzende Weinernte in 
Ungarn. Man rechnet mit der Ausfuhr von angeblich 
ı!/, Millionen hl Wein nach Deutschland. Dies würde 
einen Eingang von ungefähr einer halben Million 
Mark ausmachen, was im Interesse der Valuta eine 


sehr erfreuliche Aussicht wäre.) „Die Zeit“ (Wien), 


26. August. 


Abnorme Zustände auf dem deutschen Weinmarkt. (Die 


deutschen Weinpreise sind durch Kettenhandel und 
andere Arten der Preistreiberei, z. B. Weinversteige- 
rungen der Erzeuger auf das Zehnfache des Friedens- 
standes gestiegen, so daß Wein zu einem Luxusgetränk 
der Wohlhabenden geworden ist.) „Pester Lloyd“, 
28. August. 
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Ungarns 


Die Kohlenversorgung der Hauptstadt. 


Die 


Festsetzung von Mindestpreisen, unter 
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Baugewerbe, Steine, Erden. 


Kohlenversorgung. (Die Kohlenversorgung 
Ungarns dürfte im kommenden Winter voraussichtlich 
nicht schlecht sein; bedauerlich sei daher die von der 
Regierung angeordnete unzweckmäßige Einschränkung 
der Kohlenlieferungen an die Gaswerke. Wichtig wäre 
vor allem, der Ziegelindustrie mehr Kohlen zuzu- 
führen als bisher, damit nach Friedensschluß die Bau- 
tätigkeit ungesäumt in größerem Umfang aufgenom- 
men werden könnte.) „Pester Lloyd“, 26. August, 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Die Kohlenversorgung Ungarns. (Ungarn befürchtet für 


den Winter Kohlennot, da es teilweise auf die Zufuhr 
aus Österreich und Deutschland angewiesen ist. Ver- 
langt wird: die Steigerung der Eigenproduktion durch 
Entkebung von Arbeitern und möglichst gute Ernäh- 
rung dieser, ferner Bereitstellung der Bahnzüge [be- 
sonders um die Mineralölraffinerien zu versorgen], 
Sparsamkeit der - Verbraucher.) „Pester Lloyd“, 
19. August. 

Der Zustand 
bleibt verworren. — Ein Communique der Kohlen- 
kommission. — Subskribierung der Kohlenvorräte. 
(Unsicherheiten und Schwankungen in der amtlichen 
Kohlenpolitik. Die maßgebenden Kreise können sich 
für Budapest zur Rationierung der Kohlen und zu 
Kohlenkarten nicht entschließen, hat aber doch 
wiederum eine Aufschreibung der Kohlenvorräte für 
den ı. September angeordnet.) „Neues Pester Journal“, 
30. August. 


Die Frage der Kohlenversorgung im Haushaltungsaus- 


schuß. (Wünsche der Reichstagsabgeordneten nach 
stärkerer Beurlaubung von Kohlenbergarbeitern und 
deren besserer Ernährung. Besorgnisse über zu weit 
gehende Zusammenlegung der Betriebe und über den 
Rücktritt des arbeiterfreundlichen, aber bei der 
Schwerindustrie unbeliebten Leiters des Kriegsamtes, 
Gröner; Helfferich erklärt als leitenden Grundsatz: 
keine erheblichen Einschränkungen beim Hausbrand, 
bei den Gas- und Verkehrsanstalten.) „Kölnische 
Volkszeitung“, 25. August. 

montanindustriele Lage Polens während des 
Krieges. (Der Kohlenbergbau Polens, unter deutscher 
und österreichischer Verwaltung mit den neuesten 
technischen Erfindungen versehen, ist im Aufblühen 
begriffen. Die Eisenindustrie, bei Kriegsausbruch 
außer Betrieb gesetzt, konnte sich wenig entwickeln; 
nur einzelne Hochöfen arbeiten.) „Deutsche War- 
schauer Zeitung“, 21. August. 


Hollands Kohlenversorgung durch Deutschland. (In 


Holland daran gedacht, Arbeiter nach Deutschland zu 
schicken, um dort Kohlen zu gewinnen, und diese Ar- 
beiter von Holland aus zu ernähren; Langwierigkeit 
der Verhandlungen über Lieferung deutscher Kohle 
gegen holländische Lebensmittel; in Holland zahl- 
reiche Betriebseinstellungen und -Beschränkungen des 
Eisenbahnverkehrs; Wut der holländischen Entente- 
blätter über die unvermeidliche deutsch-holländische 
Annäherung.) „Hamburger Nachrichten“, 23. August. 


La rarete des combustibles mineraux et Vutilisation du 


lignite. (Die in Frankreich sich beständig ver- 
schärfende Notlage im Steinkohlenverbrauch macht 
die Heranziehung von Braunkohle besonders wün- 
schenswert, von der sich reiche Lager in Frankreich 
und auch in Tunis vorfinden. In anderen Ländern, vor 
allem in Deutschland werde Braunkohle hauptsächlich 
in Form von Briketts schon seit längerer Zeit zur 
großen Zufriedenheit der Verbraucher verwendet.) 


Von Daniel Bellet. „L’Economiste frangais“ (Paris), 
18. August. 


Kohle. (Englische Meldungen über die Kohlenversor-, 


gung Großbritanniens. Im Inlande gelten Höchst- 
preise. Beim Verkauf müßten die Gruben angeben, 
wohin die Kohlen verschickt werden sollen; auch für 
den. Verkauf nach den verbündeten Ländern vorge- 
schriebene Preise. Alle städtischen Behörden hätten das 
Recht der Kohlenverteilung an Arme. Nach dem neuer 
Kriegsgewinngesetz dürfen die Grubenbesitzer nur 
5 Prozent des Kriegsgewinnes behalten; dem gegen- 
über die um 130 Prozent erhöhten Arbeiterlöhne. Die 
Kohlenarbeiter von Cardiff faßten Beschluß gegen 
etwaige Verwendung von Bergleuten an der Front.) 
„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 
21. August. 
Chinesischer Bergbau. (Viel Statistik über den Bergbau 
Chinas im Jahre 1916. An erster Stelle steht Antimon, 
dann folgen Zinn, Kupfer, Kohlen, Eisenerz, Queck- 
silber. Die Produktion dürfte infolge der politischen 
Verhältnisse stark zurückgegangen sein; ausgeführt 
wurden im Jahre 1916: Antimon 23.462 t, Zinn 
4717 t, Kupfer 31.491 t, Kohle ı'3 Millionen t, Eisen- 
erze 279.000 t, Quecksilber 175 t, Zink 762 t.) „Wirt- 
schaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 14. August. 
Die Lage des Kupfermarktes. (Die gleitende Lohnskala 
der amerikanischen Kupferarbeiter sicherte ihnen 
während Kriegsdauer sehr hohe Löhne; seit der 
Schließung der Londoner Metallbörse werden die 
Preise von den Regierungen Englands und Amerikas 


willkürlich herabgesetzt, was eine Verringerung der- 


Löhne mit sich brachte. Große Arbeiterausstände und 
Rückgang der Produktion sind die Folge hiervon.) 
„Die Zeit“ (Wien), 25. August. 


® 


Textilindustrie, Konfektion. 


Die Unabhängigmachung der heimischen Textilindustrie 
vom ausländischen Rohmaterial. (Empfiehlt möglichst 
starken Anbau von Flachs und Hanf, um daraus 
Qualitätserzeugnisse zu schaffen, die zwar teurer als 
die früher aus Jute und Baumwolle hergestellten 
Gegenstände, aber auch weit haltbarer wären als diese 
und die erhöhten Arbeitslöhne eher vertragen könnten, 
zumal nach dem Kriege Jute und Baumwolle nur 
schwer und zu hohen Preisen zu haben sein werden.) 
Von Leo Fuchs. „Pester Lloyd“, 17. August. 


Die Mindestlöhne in der Textilindustrie. (In der deut- 


schen Textilindustrie werden trotz der hohen Gewinste, 
die diese in den drei Kriegsjahren erzielte, niedrige 
Löhne gezahlt. In manchen Betrieben beträgt der 
Stundenlohn 10-35 Pfennig. Die Textilarbeiter 
streben daher die Festsetzung von Mindestlöhnen an; 
doch finden sie hierfür weder bei den Schlichtungs- 


ausschüssen, noch bei den, Kriegsämtern Unter- 
stützung.) „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 
21. August. 


Wolle. (Die britische Wollindustrie war bereits im Juli 
durch den Rohstoffmangel, eine Folge des Untersee- 
bootkrieges, schwer betroffen; daher Verringerung der 
Arbeitszeit in den Wollwarenfabriken, Einschränkung 
der Erzeugung für den bürgerlichen Bedarf unter Be- 
vorzugung des militärischen.) „Wirtschaftlicher Nach- 
richtendienst“ (Berlin), 21. August. 

Übergangswirtschaft und Stickereiüindustrie. (Da die 
Spitzen- und Stickereiindustrie nur geringer Rohstoff- 
mengen bedarf und diese mit viel Arbeitsaufwand 
derart verarbeitet, daß sie wertvollere, im Ausland 
verhältnismäßig leicht absetzbare Güter darstellen, ist 
sie für die Zeit der Übergangswirtschaft, die mit Roh- 
stoffen sparen und das Ausfuhrgeschäft pflegen muß, 


werden.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 


Brief aus Deutschland. 


Hartmann. „Kölnische Volkszeitung“, 


Wasserkraft und Industrie in Schweden. (Schweden, das 
mit Erfolg nördlich gelegene Eisenbahnstrecken elek- 


Warschauer Zeitung“, 25. 


-- wiegt; 
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überaus geeignet.) „Wiener Handelsblatt“, 31. August. 


Die Kleiderfrage. Stofwucher und Kleiderbezugsrege- 
‘lung. (In Wien ungeheure Preissteigerung der Kleider- 


stoffe und infolgedessen der Kleider; Stoffknappheit; 
reiche Warenlager dürften bei Spediteuren verborgen 
sein; viel Ware wandert nach Ungarn; aus den reichen 
Lagern Russisch-Polens kommen keine Stoffe nach 
Österreich.) „Reichspost“ (Wien), ı. September. 


Ausstellung von Papiergewebeerzeugnissen in Breslau. 


(Die Anmeldungen der Spinner, Weber und Konfek- 
tionäre zu dieser Ausstellung sehr zahlreich. Die 
Haltbarkeit der als Ersatz für eine Reihe von Textil- 
stoffen wohl auch nach Friedensschluß brauchbaren 
Papiergewebe sei vorzüglich und auch bei der Fär- 
bung entsprächen sie allen billigen Anforderungen. 
Sie könnten zu den verschiedensten Kleidungsstücken, 
ferner zu Wäsche, Säcken, Segeltuch etc. verwendet 
29. August. 


Leder und Lederwaren. 


(Schuhknappheit in Deutsch- 
land. Zusammenschluß aller Schuhwarenhandlungen 
zu Handelsgesellschaften auf Grund einer Bundes- 
ratsverordnung. Der Zentralstelle müssen alle Schuh- 
vorräte angeboten werden, und diese übernimmt ge- 
rechte Verteilung. Getragene Schuhe werden der Be- 
kleidungsstelle zugeführt; sie sind, nach Ausbesse- 
rung, billiges Schuhwerk für die arme Bevölkerung. 
Die Erzeugung von Ersatzsohlen ist stark gestiegen.) 
„Der Schuh“ (Wien), 20. August. 


Elektrische Industrie. 


Elektrizitätsein- und -ausfuhr. (Die Einfuhr findet durch 


Hochspannungsfernleitungen statt; die Ausfuhr soll 
durch Zölle ‘erschwert werden. Ein Elektrizitäts- 
monopol soll die Versorgung. des ganzen Reiches nach 
den Grundsätzen größter Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit, desgleichen auch die Einfuhr und 
Ausfuhr von Elektrizität regeln.) Von Dr. Richard 
21. August. 


trifizierte, schreitet nun, um sich vom Bezug der 
englischen Kohle tunlichst unabhängig zu machen, zur 


vermehrten Verwendung der Wasserkraft zu motori- 
schen und industriellen Zwecken sowie bei Verhüttung 


von Eisenerzen geringeren Eisengehaltes.) „Der Ak- 
tionär“ (Frankfurt am Main), 19. August. 


Chemische Industrie. 


Die Seifenfrage. (In Polen werden trotz des Verbotes 
.. der Herstellung von 


Fettseifen solche aus Butter 
fabriziert; hierdurch wird die Ernährung Polens un- 


: günstig beeinflußt und der Absatz der Ersatzmittel 


[Waschpulver und Kaolinseife] erschwert.) „Deutsche 
August. 


Petroleum, Mineralöle. 


= Petrole et la Guerre. (Der Dieselmotor scheint in der 
Seeschiffahrt allmählich die Dampfmaschine zu ver- 


weil er nur den vierten Teil der letzteren 
er macht vom Kohlenbezug unabhängig und 
einen viel weiteren Aktionsradius der 
Handelsschiffe. Die Petroleumproduktion hat daher 


drängen, 


. eine ungeheure Bedeutung erlangt.) „Le Semaphore 


de Marseille“, 22. August. 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Wohnungs- und Bodenpolitik ER re a 19a chemischer Indüstrie wer... N za ae I 
ser arlerunS een 133 Betroleum, -Mineralöle. 7.7, 5 » m Muse de een 


Übergangswirtschaft. achten; Selbständige und Bauern wären wohl zuerst 
zu entlassen. Besondere Schwierigkeiten: allen die 


Die Frage der Zusammenlegung der Betriebe. (In| richtige Arbeit zu verschaffen, Austausch der Kriegs- 


Berlin fanden Verhandlungen über Zusammenlegung gefangenen, Verwertung der ungeheuren Bestände an 
von Betrieben der Rohzuckerfabriken zwecks Er- Lebensmitteln, Kleidern, Pferden, Automobilen etc., 
sparung von Brennstoffen statt. Ein‘ derartiger Plan| Überführung der Kriegsindustrien in Friedensindu- 
sei undurchführbar und auch ein Versuch augenblick- strien.) „Die Zeit“ (Wien), 24. August. 


lich höchst gefährlich. Eine demnächst stattfindende | Die Aufgaben des Ungarisch-deutschen Wirtschaftsver- 
Versammlung der Messingwerke dürfte ein Abkommen bandes. (Ziel des Ungarisch-deutschen Wirtschafts- 
über die Vereinigung von Betrieben schließen. Die verbandes: Vorbereitung der im Unsicheren schwe- 


„Wirtschaftliche Vereinigung deutscher Messing- benden, entscheidend wichtigen Friedenswirtschaft. 
werke‘ wolle diese Maßregel selbst durchführen. Die Unsicher, weil fraglich, ob auf kollektivistischer oder 
deutschradikale Partei des österreichischen Abge-) individualistischer Grundlage. Parteipolitik sei der 
ordnetenhauses erhebt bei der. Regierung Vorstellun- Wirtschaftspolitik unterzuordnen.) Von Dr. Ladislaus 
gen gegen Zwangszusammenlegungen mit Hinblick Frank, Rechtsanwalt. „Wirtschaftszeitung der Zen- 
auf die Schädigung” des Mittelstandes.) „Fremden- tralmächte“ (Wien), 17. August. 
blatt“ (Wien), 24 August. Wirtschaftliche Aussichten. (Infolge der Erschwerungen 
Handelsstand und Staatswirtschaft. (Am Verbandstag| des Auslandsverkehrs werde in Deutschland nach dem 
der Handelsschutz- und Rabattvereine Deutschlands Kriege der Binnenmarkt an Bedeutung stark ge- 
vom 12. August wurden folgende Ansichten geäußert: winnen. Luxusverbrauch und -Erzeugung werden zeit- 
staatliche Bewirtschaftung hätte Vergeudung, Ver-| weilig zurückgehen. Infolge des starken Ausfalls an 


teuerung und Verschwinden der Waren zur Folge, der Arbeitskräften dürften die Arbeitslöhne lange Zeit 
Handel werde zum Schleichhandel, Höchstpreise und) -hoch bleiben. Zum Ausgleich von Angebot und Nach- 
Rationierung des Verbrauches seien. zu mißbilligen. frage auf dem Arbeitsmarkt werden Staatsaufträge 
Nach Aufhebung der Zentralen sei die Wiederher- dienen müssen. Das Fehlen ausländischer Rohstoffe 
stellung des Kleinhandels und Kleingewerbes mittels werde die Herstellung mancher Fertigfabrikate er- 
Gewährung  ausgiebiger Kredithilfe erforderlich.) schweren, an deren Stelle solche aus einheimischen 


„Wiener Handelsblatt“, 31. August. Rohstoffen [Erzeugnisse der Eisenindustrie, chemi- 
Demobilisierung und Volkswirtschaft. (Rücksicht auf} schen Fabrikationen ete.] auszuführen seien. Der Um- 
Alter, Familienstand und Qualifikation sind zu be- stand, daß infolge des Mangels an Schiffsraum 
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häufiger als früher Überlandwege benützt werden 
dürften, werde Deutschland als dem „Land der Mitte“ 
zu gute kommen.) Von Professor Dr. Franz Oppen- 
heimer. „National-Zeitung“ (Berlin), 29. August. 
Die Übergangswirtschaft. (Gegen den Berliner Zen- 
tralisınus. Man scheint die Zentralisierung des Wirt- 
schaftslebens auch nach dem Kriege ins Auge zu 
fassen. Ein  Übergangswirtschaftsparlament von 
256 Personen mit 21 Ausschüssen wird allmächtig 
verfügen; in ihm sind die angesehendsten Finanzleute, 
Industriellen, Reeder, Transportfachmänner, ja sogar 
Handwerker vertreten; sie werden über die wichtige 
Verteilung des Rohstoffes entscheiden. Aber auch der 
Großhandel sollte berücksichtigt werden.) Von Josef 
M. Jurinek, München. „Deutsche Tageszeitung“ 
(Berlin), 31. August. 

Rohstoffbeschaffung. (Die Rohstoffbeschaffung während 
des Krieges und nach Friedensschluß stößt wegen der 
Valutabeschaffung auf oft unüberwindliche Schwierig- 
keiten. Hauptprobleme der Übergangswirtschaft 
werden einerseits die Kontingentierung des Rohstoff- 
imports, anderseits die Sicherung der unentbehrlichen 
Rohstoffe sein. Die diesbezüglich herrschende Un- 
sicherheit hat dazu geführt, daß bereits abgeschlossene 
Vorkäufe teilweise an Ausländer weiterverkauft 
wurden; es wäre erwägenswert, den Importeuren die 
Wahl zu lassen, einen Teil der Rohstoffe im eigenen 
Betrieb zu verwenden oder. die ganze Menge an die 
Rohstoffwirtschaft betreibende öffentliche Stelle ab- 
zutreten.) Von Dr. Felix Pinner. „Berliner Tageblatt“, 
18. August. 

Außenhandelsprogramme. (In der Übergangszeit soll viel 
erzeugt und wenig verbraucht werden. Riesige Roh- 
stoffmengen müssen eingeführt, das stehende und das 
rollende Material der Eisenbahnen muß erneuert 
werden. Die Konkurrenz Nordamerikas und Japans im 
Export wird fühlbar sein. Die Union will die Ausfuhr- 
industrien kartellieren, damit sie am Weltmarkt ver- 
eint auftreten.) „Handel und Industrie“ (München), 
18. August. 

Die Rohstoffbeschaffung und die neutralen Staaten. (Die 
Ententestaaten hoffen durch Verfügung über große 
Rohstoffmengen nach Friedensschluß kräftiger auf 
dem Weltmarkte zu sein als die Mittelmächte. Diese 
werden, wenn auch mit großen Geldopfern, nach 
Kriegsende sich die nötigen Rohstoffe auf eigenen 
Schiffen verschaffen müssen und dürften hierbei 
hinter den Ententestaaten nicht allzuweit zurück- 
bleiben. Die neutralen Staaten sind durch die beider- 
seitigen Sperren der Schiffahrtsstraßen im Rohstoff- 


bezug sehr behindert worden. In allen Staaten dürfte | 


die Rohstoffbeschaffung von der Regierung in die 
Hand genommen werden, jedenfalls dürfte es auf den 
Rohstoffmärkten zu heftigen Konkurrenzkämpfen 
zwischen den einzelnen Industriestaaten kommen.) 
Von Eugen Löwinger. „Handel und Industrie“ 
(München), 25. August. 

La Demobilisation commerciale. (Man spricht in Frank- 
reich viel von der Notwendigkeit, den Export zu ver- 
mehren, hält aber die Leute über vierzig Jahre unter 
den Fahnen, die allein befähigt wären, das französi- 
sche Wirtschaftsleben wieder in Schwung zu bringen. 
Ebenso wie man den Landwirt beurlaubt, damit er 
seine Felder bestellen und die Ernte einbringen kann, 
müßte man das mit den Industriellen, Kaufleuten und 
Handwerkern tun, die im gleichen Alter stehen.) „Le 
Semaphore de Marseille.“ 15.—16. August. 
Reflexions sur la guerre economique. (Für Deutschland 
infolge des Mangels an Arbeitskräften und ausländi- 
schen Rohstoffen kaum möglich, Vorräte für die Aus- 
fuhr nach Friedensschluß zu sammeln. Das stark ver- 
mehrte deutsche Papiergeld dürfte nur schwer ein- 


An Friedrich Naumann. 


gelöst werden, da Deutschland nach dem Weltkrieg 
seine Vorräte aus dem Auslande zu ergänzen habe. 
Frankreich sollte Vorbereitungen treffen, um an 
Deutschland liefern zu können; doch sei bisher von 
solchen Vorbereitungen wenig zu sehen.) „Le Sema- 
phor de Marseille“, ıı. August. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 


mächte. 


Auf Gedeih und Verderb. (Das Verhältnis zwischen dem 


Deutschen Reich und Österreich-Ungarn sei durch 
engere Beziehungen, so in Wirtschaft, Heerwesen und 
Machtpolitik, zu festigen, da die einfache Fortdauer 
des bisherigen rein diplomatisch-politischen Bündnisses 
eher zu einer gewissen Entfremdung führen könnte.) 
Von Professor Dr. Willy Hellpach. ‚„Vossische Zei- 
tung“ (Berlin), 31. August. 

(Unter weltbürgerlichen und 
innerpolitisch-liberalen Redensarten kaum verborgene 
Anfeindung des mitteleuropäischen Zoll- und Wirt- 
schaftsbündnisses in Form eines höflichen Angriffes 
gegen Naumann.) Von Professor Dr. S. Saenger. 
„Berliner Tageblatt“, 4. September. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Die chinesische Kriegserklärung. (Zugleich mit der 


chinesischen Kriegserklärung wurde eine Anzahl von. 
Verordnungen erlassen, die gegen die Deutschen in 
China den Krieg auf wirtschaftlichem Gebiet eröffnen; 
doch sei kaum zu erwarten, daß diese Maßregeln 
streng durchgeführt werden. Ein besonders unange- 
nehmes Verbot des Handels mit dem Feinde scheint 
in China noch nicht zu bestehen, mag den Deutschen 
auch schon längst der Auslandshandel unmöglich ge- 
macht worden sein; sie hätten sich dafür um so mehr 
mit dem chinesischen Inlandshandel beschäftigt.) 
„Frankfurter Zeitung“, 26. August. 


Chinesische Anleihen in Deutschland. (Der Anschluß 


Chinas an die Gegner Deutschlands ist in wirtschaft- 
licher Hinsicht bedeutsam, weil Deutschland sich 
wiederholt an chinesischen Anleihen beteiligt hat und 
wichtige kommerzielle und finanzielle Interessen in 
China besitzt.) „Neue Zürcher Zeitung“, 28. August. 


Die chinesische Staatsschuld. (Der größte Teil der chi- 


nesischen Staatsschuld und der industriellen Werte in 
China ist in Händen von Ausländern, weil der Chinese 
ein unausrottbares Mißtrauen gegen seinen Staat und 
dessen Staatsbeamte hat. In Zukunft dürften Japan 
und die Union die zur Erschließung des Landes nötigen 
Kapitalien beistellen.) „Berliner Börsen-Courier“, 
29. August. h 


Die Weltdiskontschraube. (Die Hoffnungen, die von der 


Entente auf die finanzielle Hilfe der Union gesetzt. 
wurden, erfüllten sich nicht, da sich der nordameri- 
kanische Kapitalsmarkt weit weniger leistungsfähig 
erweist, als erwartet wurde. Die erste norrdamerikani- 
sche Kriegsanleihe noch zu 3?/, Prozent untergebracht, 
für die nächste eine Verzinsung von 4 und 4!/, Pro- 
zent unvermeidlich. Der Dollarkurs auf den neutralen 


Börsen nicht unbedeutend gefallen.) „Der Tag“ 
(Berlin), 26. August. 
Die Zukunft der mexikanischen Anleihen. (Trotz der 


nicht ganz erfolglosen Bemühungen der mexikani- 
schen Regierung, die Währung zu verbessern und An- 
leihen [angeblich dreißig Millionen Pfund Sterling] 
zur Bestreitung des Schuldendienstes und zur Unter- 
stützung des Eisenbahnwesens aufzunehmen, seien die 
Aussichten der mexikanischen Anleihen vorerst wenig 
günstig, mag auch nach Friedensschluß Mexikos 
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Volks- und Staatswirtschaft einer namhaften Besse- 
rung entgegengehen.) „Berliner Tageblatt“, 
29. August. 


Der Finanzbedarf des Weltkrieges und seine Deckung. 


(Der Unterschied in der Geldbedarfsdeckung des 
Weltkrieges im Vergleich zu früheren Kriegen liegt 
vor allem in der starken Bevorzugung der Kredit- 
maßnahmen gegenüber den Kriegssteuern. Die einzige 
neuentstandene Steuer sei in Deutschland die Kriegs- 
gewinnsteuer. In Italien und Frankreich haben nicht 
an der Front befindliche Militärpersonen eine be- 
sondere Abgabe zu leisten. Die Einführung neuer 
Staatsmonopole wurde bisher nur vorbereitet.) Von 
Dr. K. Hornung. „Handel und Industrie“ (München), 
25. August. 


Sonstige Handelspolitik. 


Indennita di guerra e trattati di commercio. (Der Um- 


stand, daß sowohl Deutschland als auch andere krieg- 
führende Staaten bereits erklärten, daß die Kriegs- 
schäden auf eigene Rechnung genommen werden 
müßten, sei als Verzicht auf die Kriegsentschädigung 
zu betrachten. Die Verhandlungen über die Handels- 
verträge seien außerhalb der Friedensverhandlungen 
durchzuführen und abzuschließen; denn im Weltkriege 
habe jeder Staat wiederholt merken können, wie 
wichtig es sei, möglichst frei über die wirtschaftliche 
Lage des Staates verfügen zu können.) „L’Economista 
d’Italia“ (Rom), 21. Juli. 


Dauerfriede und Freihandel. (Angeblich gehöre zum 


Dauerfrieden nicht nur der Verzicht auf den Wiırt- 
schaftskrieg nach dem Weltkrieg, sondern auch die 
Einführung völligen Freihandels. Die durch den Welt- 
krieg in ihrer wirtschaftlichen Unabhängigkeit schwer 
geschädigte Schweiz möge mit dem guten Beispiel des 
Freihandels vorangehen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
9. September. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Die Erwerbsteuer im Kriege. (Über Mängel der öster- 


reichischen kontingentierten Erwerbsteuer, wodurch 
Unbestimmtheiten in deren Verteilung auf einzelne 
Steuerpflichtige entsteht. Eine Verbesserung sei mittels 
fester Bemessungsgrundlagen, mit oder ohne Kontin- 
gentierung, anzustreben. Bemängelt schließlich die 
letzte Erhöhung der Erwerbsteuer durch den Kriegs- 
zuschlag von 60 bis 100 Prozent; die „durchgreifende 
Betriebsänderung“ einer Unternehmung, die aus dem 
Kontingent ausgeschieden ist und selbständig besteuert 
wird, wurde von den Steuerbehörden ungleichmäßig 
aufgefaßt, wodurch die Steuerträger zu Schaden und in 


Unsicherheit kamen.) „Kaufmännische Rundschau“ 


(Wien), Augustheft. 


Die Steuerquellen der Zukunft. (Das Deutsche Reich 


wird in Zukunft statt vier etwa zwölf Milliarden M. 
jährlich aufwenden müssen; dies wird durch Erweite- 
rung der Staatswirtschaft durch große Verbrauchs- 
und Aufwandssteuern, wohl auch durch eine Ver- 
mögensabgabe besorgt werden. Die bayrischen Steuern 
samt Zuschlägen werden für große Vermögen statt 
20—30 vielleicht 30—40 Prozent betragen. Jedenfalls 
sei das Reich in der Lage, jährlich 8 Milliarden M. 
mehr an Steuern aufzubringen.) Von Georg Bernhard. 
„Vossische Zeitung“ (Berlin), 19. August. 


Reichsfinangreform. (Aus dringenden Gründen der Er- 


haltung des deutschen Staatskredits seien dem Reiche 
ein eine jährliche Mehreinnahme von etwa acht Mil- 
liarden Mark dauernd sicherndes Finanzprogramm 
nötig, das noch in der gegenwärtigen Legislatur- 
periode Gesetz werden müßte. Die Deckung der Mehr- 


ausgaben sei zu finden: in einer auf zehn Jahre ver-| 


teilten, etwa ein Fünftel des Vermögens umfassenden 
Abgabe, in Besteuerung des Vermögenszuwachses, 
Ausbau der Besitz- und Erbschaftssteuer und gleich- 
mäßiger Heranziehung der Deutschen aller Bundes- 
staaten zur Einkommensteuer.) Von Dr. R. Kuczynski. 
„Berliner Tageblatt“, 31. August. 


Les articles de l’entente Economique franco-italienne. 


(Eine enge politische und wirtschaftliche Verbindung 
Frankreichs mit Italien erwünscht, die unter anderem 
umfassen müßte: Herabsetzung der Zölle bis zur all- 
mählichen völligen Aufhebung; Vereinbarungen kar- 
tellierter Industrien bezüglich weitgehender Arbeits- 
teilung zwischen beiden Ländern; Bildung von Syn- 
dikaten behufs einverständlichen Ausfuhrhandels, 
namentlich in Wein.) „Le Semaphor de Marseille“, 
II. August. 


Industrial Organisation and Empire. (Derzeit bekämpft 


England mehr den deutschen Industrialismus als den 
preußischen Militarismus. Deutschland wird sofort 
nach dem Kriege mit seiner furchtbaren Organisation 
den Kampf um die wirtschaftliche Vormacht wieder 
beginnen. England muß mit der Freihandelsdoktrin 
brechen und das ganze britische Weltreich im wirt- 
schaftlichen Kampfe zusammenfassen. Erst im Kriege 
ist Greater Britain zum Bewußtsein seiner Zusammen- 
gehörigkeit gekommen; es besitzt alles, was es braucht 
und vor allem verfügt es über Rohstoffe. Eine einheit- 
liche Zoll- und Produktionspolitik sei unerläßlich.) 
Von. George Makgill. „The Nineteenth Century“ 
(London), Juli. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


Kapitalsimport und Aktienexport. (Kaiserlicher Rat 


Leopold Ettinger setzt sich in „Mitteilungen des öster- 
reichischen Aktionärvereines“ für planmäßige Ausfuhr 
österreichischer Wertpapiere nach Deutschland und 
neutralen Ländern ein. Zur Förderung solcher Be- 
strebungen seien allzu hohe Besteuerungen zu ver- 
meiden. Verlangt gleiche Grundsätze für Österreich 
und Ungarn und ein die Aktionäre besser schützendes 
Aktiengesetz; Propaganda für österreichische Aktien 
im Ausland und Schaffung eines Garantiefonds für 
Aktiengesellschaften, denen eine Minimaldividende 
„versichert“ werden soll!) Ludwig Schönbergers 
„Börsen- und Handelsbericht“ (Wien), 2. September. 


Die Kapitalsanlage im Ausland. (Früher achtete man 


nur auf gute Verzinsung, Gewährungen von Kon- 
zessionen, Lieferungen etc.; nunmehr prüft man die 
Marktfähigkeit der Papiere. Frankreich konnte von 
44 Milliarden Auslandsforderungen nur Io Milliarden 
realisieren. Die Schweizer Zulassungsstelle soll die 
Bonität der in der Schweiz zur Anlage kommenden 
Papiere prüfen und ein Verbot gegen schwer mo- 
bilisierbare Anlagen aussprechen. Ein Syndikat 
Schweizer Großbanken sollte die Realisierungsmöglich- 
keit der Papiere nach dem Kriege gewährleisten, eine 
selbständige Schutzstelle für schweizerische Wert- 
schriften geschaffen werden.) Von Fritz Ehrensperger. 
„Neue Zürcher Zeitung“, 10. August. 


Geld- und Währungswesen. 


Die Währung im Kriege. Äußerungen des General- 


sekretärs der Österreichisch-ungarischen Bank. (Die 
Metalldeckung der Noten ist unerläßlich; die Wieder- 
herstellung der Valuta wird durch eine 20—25pro- 
zentige Vermögensabgabe stattfinden. Die Auslands- 
verschuldung der Monarchie hat sich nicht erheblich 
erhöht; die Beseitigung des Disagios vorausgesetzt, 
werden sich die Mittelmächte schneller erholen als die 
Ententeländer. Die Eröffnung des Donauverkehrs bis 
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Sulina wird günstige wirtschaftliche Folgen haben.) 
„Reichspost“ (Wien), 28. August. 


Die Wiederherstellung unseres Geldwertes. (Die neuerer 
Zeit mehrfach vertretene Lehre nachdrücklich Dbe- 
kämpft, die Staatswirtschaft könne sich durch Fest- 
haltung eines hohen Preisstandes helfen, der auch die 
Einkommen und Vermögen in die Höhe setze; ein 
derartiges Verfahren würde unsere Wettbewerbsfähig- 
keit und Kaufkraft auf dem Weltmarkt lähmen und 
zu sehr verderblichen Folgen führen.) „Grazer Tag- 
blatt“, 29. August. 

Bargeldlose Zahlung. — Barzahlung. (Der agnoszierte 
Scheck bedeutet eine wichtige Förderung des bargeld- 
losen Verkehrs; er soll aber keine Privatbanknote 
sein, die auf bestimmte Beträge, sondern auf den 
ganzen Betrag der Schuldigkeit lautet und auf das 
Konto des Zahlungsempfängers gutgeschrieben, also 
nicht bar einkassiert wird. Eine unerläßliche Vor- 
bedingung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs ist aber 
die Barzahlung, d. h. Vermeidung überflüssiger Kre- 


ditierungen, die vor dem Kriege keineswegs die Regel |. 


war und sich einbürgern sollte.) Von Dr. Anton 
v. Palitschek. „Neue Zürcher Zeitung“, 21. August. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


L’inerzia del governo dopo la missione. (Der geringe 
wirtschaftliche Nutzen sei bedauerlich, den - Italien 
aus der italienischen Mission nach den Vereinigten 
Staaten gezogen habe. Die Hilfe der Union dürfte 
während des Weltkrieges durch die Unterseeboote sehr 
geschmälert werden, und hinsichtlich des Zuflusses 
nordamerikanischer Kapitalien nach dem Weltkrieg 
habe man gleichfalls nicht sehr viel zu erwarten.) 
„L’Economista d’Italia“ (Rom), 21. August. 


Handel: und Produktion Südafrikas in letzter Zeit. (Die 
Einfuhr nach Südafrika hat während der letzten 
Jahre, besonders 1915 und 1916 stark zugenommen, 
woraus Durban besonders großen Nutzen zog. Die 
Ausschaltung der deutschen Einfuhr kam hauptsäch- 
lich dem japanischen Handel zu gute. Infolge der 
spärlichen Einfuhr aus Großbritannien ist die Nach- 
frage nach Bedarfsgegenständen für den Bergbau 
groß. Die Goldgewinnung erfuhr eine starke Steige- 
rung. Die vermehrte Bergbautätigkeit reizte die ein- 
geborenen [schwarzen] Arbeiter an, Lohnerhöhungen 
zu verlangen, die eine Stillegung einzelner Betriebe 
und damit eine Verminderung der Goldausfuhr be- 
wirken können. Zahlreiche Einzelangaben über die 
landwirtschaftlichen Verhältnisse und das mit 
Schwierigkeiten kämpfende Budget der südafrikani- 
schen Union für 1917/18.) „Wirtschaftsdienst“ 
(Hamburg), 17. August. 
Mauritius. (Viele statistische Angaben über die wirt- 
schaftliche Lage der britischen Inselkolonie Mauritius. 
1914—1916 zog die Insel großen Vorteil aus günstigen 
Zuckerrohrernten und hohen Kriegspreisen für Zucker. 
Der größte Teil des früher nach Indien ausgeführten 
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scher Industrieller befürwortet ein selbständiges 
Reichsamt für Handel, Industrie und Schiffahrt; be- 
kämpft die von der sächsischen Regierung gebilligte 
Äußerung Helfferichs,, wonach das Reichsamt des 


Innern, ohne Gründung einer solchen selbständigen 
Zentralstelle, besser einzurichten sei.) „Sächsische In- 


dustrie“ (Dresden), August. 


Schwierigkeiten im merkantilen Verkehr mit Deutsch- 


land. (Der preußische Generalstab hat zwar die 
Schwierigkeiten bei der Paßerlangung für die Ange- 
hörigen der Modebranche beseitigt, jedoch ergeben 
sich immer wieder neue Anstände, so z. B. ın der 
Papierbranche, welche österreichischen Importeuren 
die Erfüllung ihrer Lieferungsverträge unmöglich 
machen.) „Wiener Handelsblatt“,.23. August. 


Vertretung des Kleinhandels. (Der deutsche Handelstag 
befaßte sich mit der Frage, ob es empfehlenswert 'sei, 


die Einrichtung der Kleinhandelsausschüsse mehr aus- 
zubauen oder eigene Kleinhandelskammern ins Leben 
zu rufen. Das letztere sei nach Ansichten der Re- 
ferenten nicht empfehlenswert, da solche Kleinhandels- 
kammern eine große finanzielle Belastung für den 
Kleinhandel bilden würde und Streitigkeiten mit den 
Handelskammern nicht zu vermeiden wären.) „Ham- 
burgischer Korrespondent“, 23. August. 


Concurrence aux produits allemands et austro-hongroise. 


Spanien. (Nach einem französischen Konsularberichte 
wurde der spanische Markt bisher von deutschen und 
österreichischen Kaufleuten beherrscht, da diese sich 
den Bedürfnissen der Einheimischen angepaßt hatten. 
Dasselbe den Franzosen empfohlen. Nötig vor allem: 
Feststellung der in Spanien gangbaren Waren, An- 
zeigen in den spanischen Zeitungen, spanisch ge- 
schriebene Prospekte, Maueranschläge, Verbreitung 
französischer Zeitungen in Spanien, ständige Aus- 
stellungen französischer Waren in allen größeren 
Städten Spaniens, weitgehender Kredit an die Käufer. 
Aufzählung der Waren, die Frankreich nach Spanien 
ausführen könnte.) „Le Semaphore de Marseille“, 
17. August. € 


Englands Handel mit Persien während des Krieges. (Die 


nach Persien bestimmten englischen Waren nach 
Norwegen gebracht, dort umgepackt und als Post- 
pakete über Rußland versandt; für nordamerikanische 
Ware ähnliches angestrebt. Der Karawanenweg Tra- 
pezunt—Erzerum langwierig und unbeliebt.) „Der 
Neue Orient‘ (Berlin), 23. Juli. 


Der Ausfuhrhandel nach Ägypten in englisch-ägyptischer 


Beleuchtung. (Britische Pläne zur Erweiterung des 
Ausfuhrgeschäftes nach Ägypten: man will die Rolle 
der vor dem Weltkrieg einflußreichen, nunmehr auf- 
gelösten deutschen und österreichischen Firmen ein- 
nehmen, durch öftere Bereisung des Landes die wert- 
volle „eigene Anschauung“ gewinnen, die bankmäßige 
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mehrere britische Industriezweige zu einem gemein- 
samen Vorgehen auf dem ägyptischen Markt bewegen.) 
„Der Neue Orient“ (Berlin), 23. Juli. 


Zuckers ging auf Rechnung der britischen Regierung | Concurrence aux produits allemandes et austro-hongrois. 


nach England. Denselben Weg nahm die Ausfuhr an 
Melasse und Rum. Für die in gleicher Menge wie im 
Frieden angepflanzte Vanille fehlte es an Absatz- 
möglichkeiten. Der Agavenanbau bewährte sich, bei 
guten Preisen des Faserstoffes, als vorteilhaft für die 
Insel.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 17. August. 


Exportförderung. 


Denkschrift des Verbandes Sächsischer Industrieller über 
Maßnahmen zur Stärkung der wirtschaftspolitischen 
Stellung Sachsens im Reiche. (Der Verband sächsi- 


Ägypten. (Nach Mitteilüingen eines französischen 
Handelsberichterstatters: die Einfuhr der meisten 
Waren, die früher aus Frankreich bezogen wurden 
[Konfektionswaren, Strumpfbänder, Mieder, Hüte, 
Parfüms und pharmazeutische Waren], haben im Ver- 
laufe des Weltkrieges die anderen Ententestaaten, vor 


allem England und Italien, übernommen. Frankreich 


werde sıch sehr anstrengen müssen, um dieses Aus- 
fuhrgeschäft wieder zu gewinnen, besonders da auch 


Ägypten selbst sich immer mehr der Erzeugung ein-. 


zelner dieser Waren zuwende.) 


„Le Semaphore de 
Marseille“, 11. August. i 


‚Gefährdete 
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Industrieförderung. 


Kriegserfindungen. (24. März 1916 österreichisches Ver- 
bot der Auflegung von Patentschriften zur öffentlichen 
Einsichtnahme, weil dies der Spionagetätigkeit der 
Entente Material biete. Einbezogen in das Verbot aller 
Patente, deren Bekanntgabe an unsere Feinde die 
Landesverteidigung oder sonstwie das öffentliche Inter- 
esse gefährde.) „Neues Wiener Tagblatt“, 3. Sep- 
tember. 

Die Einführung der Meldepflicht für Heeresaufträge in 
Bayern. (Um einen genauen Überblick über die je- 
weilige Lieferungsfähigkeit der bayrischen Produ- 
zenten zu gewinnen, ıhnen den entsprechenden Anteil 
an Heereslieferungen zu sichern und die von den 
preußischen Beschaffungsstellen gesetzten Termine 
einhalten zu können, wird der Meldezwang ausge- 
sprochen. Die Kriegslieferanten haben die seit 
Kriegsbeginn erhaltenen und noch laufenden sowie 
die nur übernommenen Aufträge zu melden.) Von 
Dr. Edmund Simon: „Bayrische Handelszeitung“ 
(München), 18. August. 

La Semaine Suisse. (Unter diesem Namen wurde bereits 
im Juni eine gemeinnützige, keinen Profit anstrebende 
Gesellschaft begründet. Sie will durch messeähnliche 
Veranstaltungen [ventes-expositions] dem Handel und 
der Industrie der Schweiz zu Hilfe kommen.) „Journal 
de Geneve“, 30. August. 


Agrarpolitik. 


Beitrag der. Städte zur Lebensmittelerzeugung. (Regt 
die Schaffung von Kleinfarmen in der Nähe großer 
Städte an. Solche kleine Siedlungen seien, wenn unter- 
einander genossenschaftlich verbunden, aller Vorteile 
der Großwirtschaft, wie Bewässerung, billiger Dünger- 
und Saatbeschaffung, teilhaftig, die intensivste Form 
der Bodenbewirtschaftung. Hierdurch Versorgung der 
Städte mit billigem Gemüse und wohltätige Wirkung 
auf Gesundheit der auf dem Lande angesiedelten Fa- 
milien gewährleistet.) Dorns ‚„Volkswirtschaftliche 
Wochenschrift“ (Wien), 31. August. 

Die Landwirtschaft und die Handelspolitik Italiens. (Be- 
spricht die produktionsfördernden Grundsätze, welche 
die italienische Landwirtschaft in Zukunft beobachten 
soll, um den Anforderungen der wirtschaftlichen 
Wiederherstellung nach dem Weltkrieg gewachsen zu 
sein. Auf Getreide, Holz und Baumwolle wäre be- 
sonders zu achten.) „L’Economista‘ d’Italia“. (Rom), 
11. August. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Volkskraft. (Allgemeine Berufsvormund- 
schaft muß der mangelhaften Fürsorge für uneheliche 
Kinder abhelfen.) Von Magistratsrat Dr. Schönberner. 
„Vossische Zeitung“ (Berlin), 1. September. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Reichswohnversicherung. (Eine deutsche - Reichswohn- 
versicherung soll den ungünstigen Wohnungsverhält- 
nissen der kinderreichen Familien abhelfen, da bis 
30 Prozent des Einkommens der Arbeiterschaft für 
Mietzins aufgehe. Die Wohnungsversicherung sei mit 
der Invalidenversicherung organisch zu. verbinden. 
Alle Ledigen und Verheirateten, die nicht mehr als 
drei Kinder-sesitzen, hätten Zahlungen zu leisten, aus 
denen die kinderreichen Familienväter oder Mütter 
Renten erhalten. Die Hälfte der Zahlungen soll, wie 
bei den übrigen Sozialversicherungen, der Arbeitgeber 
beistellen.) Von Wilhelm Pieper, Düsseldorf. „Kölni- 
sche Volkszeitung“, 3. September. 


Basler 


Die neuen 


Versicherung gegen Fliegerschäden. 


Wohnungsgenossenschaft. (Die Basler Woh- 
nungsgenossenschaft besitzt nach ı17jährigem Bestand 
18 Gebäude mit 88 Wohnungen und einem Geschäft. 
Die Häuser sind teils auf eigenen Gründen der Ge- 
sellschaft, teils auf solchen errichtet, die vom Basler 
Kanton für mindestens 30 Jahre im Erbbaurecht über- 
lassen wurden. Die Gesellschaft vermag die Wohnun- 
gen zu billigen Preisen an ihre Mitglieder abzugeben, 
da sie kein auf Gewinn gerichtetes Unternehmen ist.) 
„A cooperation“ (Basel), 27. Juli. 


Ein- und Auswanderung. 


Einwanderungsgesetze der Vereinigten 
Staaten. (Das neue Einwanderungsgesetz vom April 
1917 erschwert den. Zustrom in die Vereinigten 
Staaten durch die Erhöhung der beim Eintritt ıns 
Land zu zahlenden Kopfsteuer von vier auf acht 
Dollar, durch die Vornahme einer Leseprüfung, durch 
Verbot der Anlockung von Einwanderern mittels Zei- 
tungsankündigungen u. s. w. Alle diese gegen die 
europäischen Einwanderer gerichteten Bestimmungen 
dürften es den Ländern Europas erleichtern, die nach 
Friedensschluß so notwendigen Arbeitskräfte in der 
Heimat zu behalten.) „Hamburgischer Korrespondent‘, 
6. September. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Der Streit um die Angestelltenversicherung. (Stimmen 


hierüber: ein ungenannter Autor ist der Meinung, 
man möge ersparnishalber und aus sozialen Gründen 
die deutsche Angestelltenversicherung als selbständige 
Einrichtung aufheben und sie mit der Invalidenver- 
sicherung vereinigen. Gegen diesen Vorschlag äußert 
sich Blankenstein: die Vereinigung der beiden An- 
stalten würde zwar die ungünstige Lage der Invaliden- 
versicherung einigermaßen verbessern, aber dafür die 
Angestellten zu einer Herabminderung ihrer An- 
sprüche nötigen.) „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 
22. August. 


Unfallversicherung der landwirtschaftlichen Arbeiter. 


(Schwierigkeiten der italienischen Unfallversicherung 
für Landarbeiter: deren Unfälle anders geartet und an 
Zahl geringer als die der Fabriksarbeiter; die Bezüge 
der Landarbeiter ungleichmäßig nach den Jahreszeiten 
und den einzelnen Gegenden Italiens. Das geplante 
Gesetz über die Unfallversicherung der Landarbeiter 
unbedingte, dringende Notwendigkeit.) „L’Economista 
d’Italia“ (Rom), 8. August. 

(Eine Entschädi- 
gungspflicht des Staates für Fliegerschäden gibt es 
in Deutschland einstweilen noch nicht, es werden nur 
ım Bedürfnisfalle an die Betroffenen gemäß dem 
Kriegsschadenfeststellungsgesetze, ohne Anerkennung 
eines Rechtsanspruches, Entschädigungen ausgezahlt. 
Die privaten Versicherungsgesellschaften haben die 
Versicherung gegen Fliegerschäden neuester Zeit nur 
auf Grundlage des vollen Feuerversicherungswertes, 
in den Kreis ihrer Tätigkeit aufgenommen.) „Frank- 
furter Zeitung“, 26. August. 


Sonstige Sozialpolitik. 


Ein Weg zur Lösung der Beamtenfrage. (Die Gehälter 


der öffentlichen Beamten seien gemäß den Schwan- 
kungen des Geldwertes auf Grundlage von Index- 
ziffern festzustellen; diese Ziffern wären Haushalts- 
rechnungen zu entnehmen, welche die Beamtenvereine 
bei ihren Mitgliedern zu sammeln haben.) „Der Tag“ 
(Berlin), 22. August. 
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Das Hilfswerk in Ostpreußen. 


Arbeitslöhne und Arbeitsleistungen im revolutionären 


Die 


nach der Befreiung des Landes von den Russen be- 
gonnen, und zwar mit einer Neuregelung des Schaden- 
ermittlungsverfahrens. Das Hilfswerk wurde ausge- 
dehnt auf die Landwirtschaft, deren Viehstand be- 
sonders gelitten hatte; dem Handel kam man durch! 
Gründung einer Kriegskreditbank zu Hilfe; eine 
Kriegskohlengesellschaft wurde gegründet; für das 
Handwerk, die gesundheitlichen Zustände und endlich 
für den Wiederaufbau der zerstörten Gebäude wurde 
gesorgt. So war bis 1916 die Hälfte aller auf dem 
flachen Lande zerstörten Gebäude fertiggestellt.) Von! 
Dr. Paul Landau. ‚„Hamburgischer Korrespondent“, | 
23. August. 


Rußland. (Viel Lohnstatistik; riesige Lohnsteige- 
rungen stünden in Rußland Verringerungen der Er- 
zeugung gegenüber; die sozialdemokratischen Führer 
seien angeblich der Meinung: je mehr die russischen ! 
Industriellen zu grunde gerichtet werden, desto billiger | 


(Dieses wurde gleich' Zum Stande des U-Boot-Krieges. (Nicht die Aushunge- 


rung Englands, sondern die für Englands Meeres- 


stellung bedrohliche fortgesetzte Schiffsraumvernich- _ 


tung Zweck des uneingeschränkten Unterseeboot- 
krieges. Die Behauptung, daß seine. Erfolge ent- 
täuschen, sei unzutreffend, da der durchschnittliche 
Tonnageverlust die vom deutschen Admiralstab ver- 
anschlagte Monatsziffer um durchschnittlich 50 Pro- 
zent übersteigt. Trotz den umfangreichen englischen 
Schiffsneubauten [man rechnet mit einem dreifach 
größeren Bauergebnis für das zweite Halbjahr 1917 
gegenüber dem ersten Halbjahr 1917] dürfte der 
englische Außenhandel schwer leiden. Die drückenden 
Schwierigkeiten der Beschaffung von Nahrungsmitteln 
und Rohstoffen dürften für England von Monat zu 
Monat zunehmen.) „Der österreichische Volkswirt“ 
(Wien), 1. September. 


Binnenschiffahrt. 


könnte der Staat ihre Betriebe erwerben.) „Deutsche | Die Kanalverbindung zwischen. Weichsel und Dnjestr. 


Lodzer Zeitung“, 27. August. 


Seeschiffahrt. 
Spaniens Schiffahrt und der U-Boot-Krieg. (Die durch 
den Weltkrieg bewirkte günstige Wirtschaftslage 


Spaniens wirkt- befruchtend auf den Schiffbau. 1913 
umfaßte die spanische Flotte 840.995 t, IQI6 25.020 E. 
Die Zunahme wäre ohne den Verkauf und die Ver- 
senkung von Schiffen [173.570 t] noch größer ge- 
wesen. Erhöhung des Aktienkapitals der Schiffahrts- 
gesellschaften und Ausbau des Liniennetzes. Die Ver- 
hängung der Sperre über die Küsten der Entente- 
länder veranlaßte die Reeder zur völligen Einstellung 
der Fahrten. Nach Kriegsende rechnen sie mit. 
günstiger Geschäftslage, da die Frachtlöhne infolge | 
des ungenügenden Schiffsraumes hoch bleiben dürften.) 
Von Marineschriftsteller Max Schloß. it inasen) 
aus dem Intendanzwesen“ (Wien), Juli. 

indische Küstenschiffahrt. (Starke Entwicklung 
dieser Schiffahrt [mit einem Kapital von angeblich ! 


(Voraussetzung für den Bau des Kanals wäre die 
Verbesserung des Weichsel- und Dnjestrlaufes; es 
müßte darauf gesehen werden, daß der Kanal von 
Anfang an für größere Schiffe [wenigstens 600 1] 
benützbar sei. Seine Endpunkte: Danzig und Akker- 
man oder Odessa; er würde somit eine wesentliche 
Förderung des Verkehrs zwischen Preußen, Polen und 
Galizien einerseits, dem Balkan und Orient ander- 
seits bedeuten.) Von Dr. Hermann Steinert.) „Deut- 
sche Warschauer Zeitung“, 23. August. 


Danzig nicht polnischer Hafen, sondern Hafen für Polen. 


(Die Entente werde nach Friedensschluß, gemäß dem 
Warschauer „Glos“, die Einfuhr von Rohstoffen nach 
Polen fördern. Hierfür Danzig der geeignetste Bezugs- 
hafen. Aus der Rohstöffversorgung Polens werde 
Deutschland Nutzen ziehen. Daher Notwendigkeit 
einer Verständigung über bevorrechtete Stellung 
Polens ın Danzig, ähnlich wie 
Salonich 19T3— 1915.) „Der Weltmarkt“ (Hannover), 
21. August. 


70 Millionen Pfund Sterling], während der letzten T,ebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


zwei Jahrzehnte, neuerdings besonders durch Motor- 
schiffe gefördert; 1916/17 in den indischen Häfen ver- 
laden 4'15, ausgeladen 5'89 Millionen # im Werte von 
2408'8 und 1496°5 Millionen Rupien; besondere Zu- 
nahmen in Kalkutta.) „Wirtschaftlicher Nachrichten- 
dienst“ (Hamburg), 23. August. 
Wirkung des U-Boot-Krieges auf die französische 
Schiffahrt. (In Frankreich wurde im Ministerium 3 


öffentliche Arbeiten ein Unterstaatssekretariat des See- | D 


transportwesens und der Handelsmarine als Zentral- 
stelle für alle Angelegenheiten der Handelsmarine neu 
geschaffen. Die erste Tat dieser neuen Stelle war die 
Gründung eines Reederbeirates, der, abgesehen von 
seiner beratenden Hilfstätigkeit, auch bei Beschaffung 
der großen Summen helfen soll, die zur Vergrößerung 
der Handelsflotte nötig sind. Geplant wird ferner die 
Gründung einer Gesellschaft französischer Reeder in 
den Vereinigten Staaten, die mit ihrem privaten 
Kredit bei den dortigen staatlichen Schiffsankäufen 
behilflich sein soll. Die Regierung verschärft noch die 
Staatsaufsicht über die Handelsschiffahrt zur gründ- 
lichen und vernünftigen Ausnützung der gesamten 
französischen Handelsflotte, da stets der Vorwurf 
wenig planmäßiger Verteilung der Transporte erhoben 
wurde. So wird über die Rückfahrt der Salonichschiffe 
ohne Ladung geklagt. Die so lange versprochene Hilfe 
Englands betreffs der zum- Schiffbau nötigen Materia- 
lien dürfte ausbleiben.) ‚„Wirtschaftsdienst“ (Ham- 
burg), 17. August. 


Ostgalizisches. 


politik. 


Zur geplanten Erhöhung der Milchpreises. (In Steier- 


mark über 44 Heller für den Liter hinaus; sie sei 
nicht durch eine Zwangs- oder Notlage der Bauern- 
schaft begründet, sondern ein Beutezug gegen die 
städtische Bevölkerung.) „Arbeiterwille“ (Graz), 
2. September. 


eutschböhmens Lebensmittelverhältnisse. (Trotz seines 


geringen Getreidebaues liefert Deutschböhmen im Ver- 
hältnis zu den widerstrebenden tschechischen Teilen 
des Landes viel Getreide ab. Schuld daran trage die 


mildere Art der Requisition oder vielmehr Getreide- 


aufnahme in den tschechischen Bezirken. Statistische 
Angaben über den Rückstand der tschechischen Be- 
zirke.) Von Abgeordneten V. Kraus. „Neue Bahnen“ 
(Wien), 25. August. 


Das Elend im Erzgebirge. (Es sei bereits bis zu Hunger- 


krankheiten und Zurückgreifen auf unbekömmliche, 


unergiebige Nahrungsmittel, wie Wiesenkräuter in - 


Salzwasser gekocht, ausgeartet; schleunige Zufuhr 


von Mehl und Kartoffeln sowie. bessere Belieferung 


der Kriegsküchen ın Schmiedeberg, Kupferberg etc. 
sei nötig.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), I. September. 
(Die Lemberger Stadtverwaltung ver- 
langt von der Regierung ein Ausfuhrverbot für Nah- 
rungsmittel aus Galizien, obwohl einerseits in diesem 
Kronlande in mancher Beziehung angeblich noch 
Überfluß herrscht und anderseits viele Galizianer sich 


jene Serbiens in 
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in den westlichen Teilen des Reiches aufhalten.) „Ost- 
deutsche Rundschau“ (Wien), 26. August. 

Der Gefrierfleischweltmarkt im Kriege. (Der Einfuhr 
von Gefrierfleisch ‚wird nach Friedensschluß eine er- 
höhte Bedeutung für die Ernährung der Bevölkerung 
zukommen, da die Fleischbestände dringend der Scho- 
nung bedürfen werden. Von größter Wichtigkeit ist 
hierfür die Entwicklung des Überseefleischmarktes 
unter der Einwirkung des nordamerikanischen 
Fleischtrusts.) „Die Zeit“ (Wien), 23. August. 

Frühdruschprämien. (Im Deutschen Reich waren Prä- 
mien von 60 und 40o M. für die Ablieferung von neuem 
Getreide im Monat August ausgesetzt worden, da man 
annahm, daß zu diesem Zeitpunkte Knappheit 
herrschen würde infolge des Verbrauches der Ernte 
von 1916. Diese Prämien erfolgreich; weit über Er- 
warten große Getreidemengen abgeliefert. Die in der 
Provinz eingelagerten Getreidemengen, die wegen 
Überlastung der großen Mühlen nicht sofort ausge- 
mahlen werden können, sind vor Schaden zu behüten.) 
„Vossische Zeitung“ (Berlin), 22. August. 

Lloyd Georges Rechenkunststücke. (Lloyd Georges 
sprach kürzlich von dem im Vergleich zum Ernte- 
jahr 1916/17 stark vermehrten Vorrat an Getreide, 
der sich in England befinde; doch dürfte es sich 
hierbei nach anderen englischen Quellen zum größten 
Teil um Kartoffeln handeln, deren Nährwert weit 
geringer ist als derjenige des Brotgetreides. Überdies 
drohe der Kartoffelernte in einer sich ausbreitenden 
Kartoffelkrankheit eine große Gefahr.) Von Leonhard 
Neumann. „Berliner Börsen-Courier“, 23. August. 

Maismangel in Italien. (Mais spielt in der Volksernäh- 
rung Italiens eine sehr bedeutsame Rolle. Schon die 
Maisernte des Jahres 1916 konnte den Bedarf des 
Landes nicht decken, 1917 wird dies noch weniger 
der Fall sein. Ursache: Mangel an geeigneten Dünge- 
mitteln, deren Einfuhr, gleich der Maiseinfuhr selbst, 
infolge des Mangels an Schiffsraum kaum gesteigert 
werden könne.) ,„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
17. August. 

Die staatliche Regelung des Verkehrs mit Käse und 
deren Rückwirkung. (Die neuen in Italien erlassenen 
Verordnungen über den Verkehr mit Käse, die zur Er- 
leichterung der Ernährung dienen sollen, werden in 
einem Protest des Verbandes der Käseerzeuger Italiens 
als eine Katastrophe für die Käseindustrie Italiens 
bezeichnet.) „Il Sole‘ (Mailand), 12. August. 

L’ente centrale del consumi e il commercio. (Befürchtun- 
gen neuerlicher Beeinträchtigung des ohnedies schon 
durch zahllose Kriegsverfügungen schwer betroffenen 

Re - italienischen Handelsstandes infolge der in Aussicht 

y genommenen, mit großen Befugnissen ausgestatteten 

IE italienischen Zentralstelle der Verbraucherverbände.) 

Be „ll Sole“ (Mailand), 27. Juli. 

Br Die amtliche Zentrale der Verbraucherverbände und das 

= Ernährungsamt in Italien. (Beschluß des italienischen 

Ernährungsamtes, eine amtliche Zentrale der Ver- 

2: braucherverbände zu gründen. Bestimmung der 

Satzungen durch den Ernährungsminister anstatt durch 

eine hierfür ernannte fachmännische Kommission 

werde dem Plane jeden Wert nehmen.) „L’Economista 
d’Italia“ (Rom), 8. August. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Hochausgemahlenes Mehl und Vollkornbrot. (Die neuer- 
dings in Deutschland angeordnete erhöhte Ausmahlung 
des Kornes wird wohl auch nach dem Kriege beibe- 
halten werden. Geschieht diese Ausmahlung derart, 
daß die Kleiezellen geöffnet werden, wird das hieraus 
gebackene Brot recht nahrhaft. Es sei daher darauf 
zu dringen, daß dieses bisher noch selten angewandte, 


weil mit Änderungen der Mahltechnik verbundene 
Verfahren ganz allgemein angewendet werde.) Vou 
Regierungsrat Rühl. „Berliner Tageblatt“, 20. August. 


Kohlenversorgung und Zuckerindustrie. (Trotz der 


Kohlenknappheit sei es nicht zu empfehlen, den Raf- 
finerien weniger Kohle zuzuteilen und Rohzucker in 
den Handel zu bringen. Gerade in der Zeit mangel- 
hafter Ersatzstoffe sei für die Bevölkerung guter 
Zucker von großer Wichtigkeit.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 26. August. 


Le projet de monopole de lalcool. (Die. bezüglichen 


französischen Vorschläge fassen einander wider- 
sprechende Ziele ins Auge: höhere Staatseinnahmen 
und Verringerung des Alkoholismus; nur eines von 
beiden Zielen kann erreicht werden. Die Zuckerrüben- 
brenner wollen hohe, die anderen Industriellen niedrige 
Alkoholpreise. Es besteht die Gefahr, daß Spiritus aus 
Kalziumkarbid hergestellt wird und daß der zu hoch. 
taxierte Alkohol durch Surrogate verdrängt wird.) 
„Le Semaphore de Marseille“, 21. August. 


Holz. 


Geänderte Richtlinien in der Holzbringung. (Verkehrs- 


schwierigkeiten nach dem Kriege werden Holzbeförde- 
rung mittels der in den letzten Jahrzehnten aufge- 
lassenen Floß- und Trifteinrichtungen erzwingen. 
Hierfür das Material im Wald selbst vorhanden. Ge- 
ringere Güte geflößten und getrifteten Holzes nicht so 
wichtig. Hauptsache: Erleichterung der Konzessionie- 
rung.) „Kontinentale Holzzeitung“ (Wien), I. Sep- 
tember. 


Die Holzreserven der staatlichen Domänen ‚Italiens. 


(Luzzatti behauptet, bereits im Jahre 1869 die An- 
reguug gegeben zu haben, die italienische Forstaus- 
nützung zu verbessern, und bespricht die Maßnahmen, 
die von den Ministerien Minghetti [1869], Sella 
[1871], Raineri [1910] auf seine Anregung hin ge- 
troffen wurden [unveräußerliche Staatswälder] und 
beklagt den derzeitigen traurigen Zustand der italieni- 
schen _Waldwirtschaft.) „Il Sole“ (Mailand), 
15. August. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Die Liquidation der großindusiriellen Werke van de 


Wendel und der Stahlwerksverband. (Die Lothringer 


de Wendel-Werke [Steinkohlenzechen, Hüttenwerke 


und Eisenerzfelder]|- gehören zu den größten Unter- 
nehmungen der Montanindustrie in Deutschland mit 
einem auf 300—400 Millionen M. geschätzten Ver- 
mögenswert. Damit nun nicht bei der angeordneten 
Liquidation dieses französischen Besitztums der Staat 
durch Erwerb dieser Industriemasse eine stärkere 
Stellung auf dem Kohlen- und Eisenmarkte gewinne, 
tritt der Stahlwerksverband als Bewerber für den An- 
kauf der Werke auf.) „Kölnische Volkszeitung“, 
29. August. 


La produzione mineraria italiana durante la guerra. 


(Trotz der Teuerung der Bergwerkserzeugnisse habe 
die italienische Bergbautätigkeit mit Ausnahme des 
Kohlenbergbaues im allgemeinen in Italien während 
des Weltkrieges wenig zugenommen, und zwar haupt- 
sächlich mangels genügender Arbeitskräfte. Die 
Kriegsgefangenen könnten zu diesen Arbeiten mit 
Vorteil herangezogen werden.) „Il Sole“ (Mailand), 
22. August. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Zur Frage der Zwangssyndizierung der Seidenindustrie. 


(Die traurige, durchaus unfreie, fast jedes Selbst- 
verfügungsrecht der Unternehmer ausschließende und 
ihre wirtschaftlichen Aussichten schädigende Lage 
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jener Industrien beklagt, in denen Zwangssyndizie- 
rungen stattfinden, und die Seidenindustriellen [in 
Zuschriften an die „Frankfurter Zeitung“) gewarnt, 
der Regierung ein derartiges Vorgehen hinsichtlich 
der Seidenindustrie mahezulegen.) „Frankfurter Zei- 
tung“, 26. August. 

La produzione del cotone. (Die im Laufe des vorigen 
Jahrhunderts wiederholt in Italien unternommenen 
Versuche, den Baumwollanbau einzuführen, könnten 
nach Friedensschluß, mit Aussicht auf Erfolg und 
zum Vorteil der italienischen Volkswirtschaft, wieder 
aufgenommen werden.) „L’Economista d’Italia“ 
(Rom), 3. August. 

Die Ausfuhr der Seidengespinste. (Seitdem im Ausland 
Einschränkungen der Einfuhr von Seidenerzeugnissen 
angeordnet wurden, italienische Seidenindustrie in 
höchst schwieriger Lage. Regierung und Interessenten 
mit allen Mitteln am Werk, um die Alliierten zu be- 
wegen, dieser wichtigen italienischen Industrie ent- 
gegenzukommen, was jedoch großen Schwierigkeiten 
zu begegnen scheint.) „Il Sole“ (Mailand), 12. August. 

Die Aussichten der zukünftigen Entwicklung der Baum- 
wollwarenausfuhr. (Eine nach Indien gesandte italieni- 
sche Mission wurde mit dem Studium zukünftiger Aus- 
fuhr der industriellen Erzeugnisse Italiens dorthin be- 
traut. Vorliegender von E. Tabasso-Volterra gezeich- 
neter Bericht aus Kalkutta behandelt die Aussichten 
der Ausfuhr der Baumwollerzeugnisse und betont die 
Schwierigkeiten, welche die zu erwartende Erhöhung 
der Zölle ın Indien für Italiens Ausfuhr dorthin mit 
sich bringen wird.) „Il Sole“ (Mailand), 18° August. 


Papier. 


Die Krise der italienischen Verlegerindustrie. (Beltrami, 
aus der Verlagsfirma Treves in Mailand, bespricht die 
derzeitigen Schwierigkeiten des Verlagsgewerbes in 
Italien: Mühseligkeit des Bücherbezugs aus dem Aus- 
land; Sammlung Tauchnitz durch eine englische 
Büchersammlung der Firma Treves ersetzt; viele 
Schriftsteller ım Feld, 
Papiers und Erhöhung der Druckereiarbeiterlöhne.) 
„Il Sole“ (Mailand), 12. August. 


Leder und Lederwaren. 


Die Ledernot und die Grager Schuhmachermeister. (In 
der letzten Versammlung der Grazer Schuhmacher- 
genossenschaft mit grober Besorgnis "besprochen: 
Ledermangel in Steiermark, drückende Preisbildung 
des Leders, Beschlagnahme des Sohlenleders, Zuwei- 
sung minderwertigen und der Menge nach ungenügen- 
den Materials durch die Lederzentralen, Niedergang 
des Schuhmachergewerbes, mangelhafte Ersatzmittel, 
Holzschuhe, Mangel an Füutterstoffen, hohe Zwirn- 
preise etc.) „Arbeiterwille“ (Graz), 5. September. 

Der Verband zum Einkauf auswärtiger Häute. (Zur Be- 
waltigung der Schwierigkeiten, die der Versorgung 
Italiens mit auswärtigen Häuten entgegenstehen, hat 
der Verband der italienischen Gerbereiindustrie ein 
besonderes Konsortium ins Leben gerufen, das sich 
zur Aufgabe stellt, mit großem Geldaufwand und mit 
Hilfe der Regierung die Einfuhr überseeischer Häute 
zu ermöglichen. Ähnlichkeit dieses Konsortiums mit 
der österreichischen Lederzentrale.) „Il Sole“ (Mai- 
land), 15. August. - 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Industrielle Vorbereitungen für die Friedensarbeit. (Das 
Hauptarbeitsfeld der österreichischen Maschinenindu- 
strie nach Friedensschluß der Inlandsmarkt. Um- 
fassende Vorbereitungen für die Friedenszeit. Be- 
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riesige Preissteigerung des| 


triebserweiterungen häufig, besonders in der Auto- 


mobilindustrie. Schädlichkeit einer, hohen Automobil- 
steuer bei dem Pferdemangel. Geringe Schwierigkeit 
der Rohmetallbeschaffung; denn Eisen und Stahl hin- 
länglich vorhanden und Ersatzmetalle für das fehlende 
Kupfer gefunden.) „Die Zeit‘ (Wien), 5. September. 
Die schweizerische Automobilausfuhr im Jahre 1916. 
(Von 1914 auf 19135 Steigen der Schweizer Automobil- 
und Motorradausfuhr bei abnehmender Einfuhr. 1916 
Rückgang der Ein- und Ausfuhr auf 1'46 und 25'32 
Millionen Frances; immerhin noch Verdoppelung der 
Ausfuhr gegenüber dem letzten Friedensjahr, Einfuhr 
hingegen ein Fünftel derjenigen von 1913. An die 
Stelle Frankreichs trat 1916 als wichtigstes Herkunfts- 
land das Deutsche Reich [40 Prozent], Österreich- 


Ungarn an sechster Stelle. An erster Stelle bei der 


Ausfuhr steht Frankreich; Österreich-Ungarn an 
dritter; infolge weiteren Rückganges der Ausfuhr in 
den ersten drei Monaten 1917 Notwendigkeit für die 
Schweiz, ihre Automobilindustrie für die Friedens- 
zeit gegenüber etwaigen Schutzzöllen des Auslandes 
auf neuen Grundlagen einzurichten.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 31. August. 


Elektrische Industrie. 


Waässerkraftverwertung. (Neue Pläne zur Verwertung - 


der österreichischen Wasserkräfte, so jener bei Faal 


durch die Steiermärkische Elektrizitätsgesellschaft zur. 


Versorgung von Graz, der Ennswasserkräfte zur Ver- 

sorgung Wiens. Ziel der in Bildung begriffenen 

„Österreichischen Aktiengesellschaft für die Verwer- 

tung von Wasserkräften“: Verwertung der Donau- 

wasserkräfte bei Wallsee.) „Der Morgen“ (Wien), 
1203 September: 

Neue städtische Elektrizitätswerke und Provinsial-Groß- 
kraftwerke. (Trotz der offensichtlichen finanziellen 
Vorteile der Provinzial-Großkraftwerke für den Ver- 
braucher könne angeblich aus Sicherheitsgründen auf 
die viel teurer arbeitenden kleineren städtischen Elek- 
trizitätswerke nicht verzichtet werden.) Von Karl Be- 


scherer, Zeitz. „Anzeiger für Berg-, Hütten- und Ma-. 


schinenwesen‘“ (Essen), 5. September. 


Chemische Industrie. 


Mangel an Gerbstoffen und die synthetische Gerbsäure 
Deutschlands. (Verfasser deutet auf die Schwierigkeit 
hin, sich in Italien die nötigen Gerbstoffe zu be- 
schaffen und hebt die Bedeutung hervor, die das 
„Neradol“ [synthetischer Gerbstoff aus Teerprodukten] 
in Deutschland bereits vor dem Kriege gehabt habe.) 
„Il Sole“ (Mailand), 20. und 21. August. 

Die chemische Industrie der Niederlande. (In den 
Niederlanden habe sich die chemische Industrie [nach 
einem Vortrag von Professor G. H. Boldingh auf 
einem holländischen Naturforscherkongreß] erst ın 
den letzten Jahren entwickelt; doch stehe sie derzeit 
vielleicht an Umfang, keineswegs aber hinsichtlich der 
Leistungsfähigkeit und des finanziellen Erfolges hinter 
denen des Auslandes zurück. Sehr aussichtsreich für 
Holland werde besonders nach dem Kriege die Her- 
stellung von Zwischenprodukten der Farbstoffindustrie 
sein.) „Neue Zürcher Zeitung“, 24. August. 

Regelung des Schwefelhandels durch amtliche Preise. 


(Die Verfassung des gemäß dem Gesetz vom Jahre 
1910 gegründeten sizilianischen Konsortiums zur Re- _ 


gelung des dortigen  Schwefelgeschäftes wurde 
während des Krieges bereits mehrmals geändert. Am 
11. August 1917 eine Reihe amtlicher Bestimmungen 
betreffs der Preise und sonstiger Verkaufsbedingungen 
erlassen.) „Il Sole“ (Mailand), 18. August. 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Übergangswirtschaft. 


Der Tag der Zentralen. (Tritt im Gegensatz zur üblichen 
Bekämpfung der österreichischen kriegswirtschaft- 
lichen Zentralen für deren besseren Ausbau und ihre 
parlamentarische Überwachung ein.) „Arbeiter-Zei- 
tung“ (Wien), 12. September. 

Bemerkungen zur Kriegs- und Zwangswirtschaft. (An 
Stelle der Zwangsbewirtschaftung sollen autonom ver- 
waltete Fachorganisationen treten. Zum Anreiz der 
Erzeugung müsse man die Preise weiter steigen lassen, 
besonders jene der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 

“ die angeblich durch die Höchstpreise gegenüber den 
Fabrikaten entwertet werden. Anständiger Zwischen- 
handel verbillige die Waren durch Anregung von 
Konkurrenz. Preßfreiheit auch für Vertreter der 
Unternehmerinteressen.) Von Kommerzialrat Julius 
Meinl. „Die Seife‘ (Wien), 29. August. 

Einfuhr entbehrlicher Gegenstände. (Mahnung des Ver- 
eines „Eisernes Österreich“, in der kommenden 
Friedenszeit auch nach Aufhebung der Einfuhr- 
verbote für entbehrliche Waren diese möglichst wenig 
zu beziehen. Notwendigkeit der Feststellung, welche 
Waren auch im Frieden während einer mehr oder 
weniger langen Frist entbehrlich seien.) „Wirtschaft- 
liche Korrespondenz des Vereines „Eisernes Öster- 
reich“ (Wien), August. 

Große Ziele — große Entschlüsse. (Für die Übergangs- 
wirtschaft rascheste Ausnützung der sich bietenden 
Gelegenheiten durch schnelle Demobilisierung und 


Rohstoffbeschaffung verlangt, ohne zu viel Ängstlich- 
keit hinsichtlich des Währungselends. Rohstoffeinfuhr 
müßte allerdings anfangs überwiegen. Dem selbstver- 
ständlichen Bestreben, sofort nach dem Krieg die 
frühere Höhe des inländischen Verbrauches wieder zu 
erlangen, sei nicht nachzugeben; die Einfuhr für den 
Inlandsverbrauch sei möglichst herabzusetzen.) Von 
Dr. Felix Pinner. „Berliner Tageblatt“, 1. September. 


Staatswirtschaft und Übergangswirtschaft. (Nach An- 

sicht des „Verbandes des Hamburger Einfuhrhandels“ 
. staatliche Bewirtschaftung des deutschen Handels un- 

zweckmäßig. Technische Schwierigkeiten bei Zu- 
sammenarbeit von Beamten und Kaufleuten; höhere 
Kosten staatlicher Betriebe gegenüber privaten. Un- 
möglichkeit staatlicher Konjunkturspekulationen 
wegen deren Gefährlichkeit. Schwierigkeit, die Ab- 
sichten von Monopolsgesellschaften vor ausländischen 
Verkäufern geheimzuhalten.) „Hamburger Korrespon- 
dent“, 5. September. 

Die Kriegs- und Übergangswirtschaft und die Detail- 
kaufmannschaft. (Mangels jeder zweckmäßigen Or- 
ganisation hat die freie Wirtschaft versagt. Die Zen- 
tralen und die fortschreitende Gruppierung der Kon- 
sumenten müssen zum Niederbruch des Kleinhandels 
und in weiterer Folge des Großhandels führen. Es 
sollten daher sozial wirtschaftende Einkaufsgenossen- 
schaften als dauernde Kleinhandelsorganisationen ins 
Leben gerufen werden.) Von Johann Feldmann. 
„Reichspost“ (Wien), 2. September. 
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Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Das deutsche Mühlengewerbe für ausreichende Mehl- 
zölle. (Der „Verband deutscher Müller“ äußert in 
einer Eingabe an den deutschen Botschafter in Wien 
Besorgnisse darüber, daß im Gefolge der mitteleuro- 
päischen Annäherung die deutschen Zölle auf Mehl 
aus Österreich-Ungarn aufgehoben werden könnten; 
macht Vorschläge für Höhe und Abstufung der Mehl- 
zölle.) „Hamburgischer Korrespondent“, 3. September. 

Die „Überhitzung“ der Ausfuhrbestrebungen. (Von 
diesem unaufgetauchten Schlagwort könne ernstlich 
gar nicht die Rede sein, da Deutschland nach Friedens- 
schluß, zur Deckung seines gewaltigen Einfuhrbedürf- 
nisses, gar nicht genug ausführen könne; man könne 
sich Mitteleuropa vorbehaltlich der Klippe der Meist- 
begünstigungsfrage gefallen lassen.) „Deutsche Ex- 
port-Revue“ (Berlin), 31. August. 

Deutsche und englische Interessen in der Weltwirtschaft. 
(Aus christlichnationalen Arbeiterkreisen wird ge- 
schrieben: Verständigung zwischen England und 
Deutschland über ihre Weltwirtschaftsinteressen nach 
Friedensschluß für beide Teile vorteilhaft, für Groß- 
britannien Rückendeckung durch Deutschland, bei den 
ihm durch den nordamerikanischen und russischen Im- 
perialismus drohenden Gefahren erwünscht. Deutsch- 
land müsse sich durch Anschluß an England gegen die 
Möglichkeit eines neuerlichen Weltkrieges schützen.) 
„Kölnische Volkszeitung“, ı. September. 

Wilson und die Ententekriegsziele. (Die Antwort des 
Unionspräsidenten Wilson auf die Friedensnote des 
Papstes enthalte einen Verzicht auf die Wirtschafts- 
kriegsbeschlüsse der Pariser Wirtschaftskonferenz 
vom Juni 1916, was in Paris und London einige Un- 
ruhe hervorgerufen habe, aber von einigen, den Wirt- 
schaftskrieg verurteilenden englischen liberalen Zei- 
tungen als bedeutsam unterstrichen worden sei.) 
„Frankfurter Zeitung“, 8. September 1917. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Deutsche Schuldner liquidierter feindesländischer Fir- 
men. (Deutsche sollen zu Zahlungen zu gunsten eng- 
lischer Liquidationen nur "dann verpflichtet werden, 
wenn dem keine Billigkeitsgründe entgegenstehen, 
wenn von feindlichen Ausländern nicht Außenstände 
oder Vermögenswerte vorenthalten werden. Eine 
Pflicht zur Zinsenzahlung auf Sperrkonto bis zur end- 
gültigen Auseinandersetzung besteht jedenfalls.) 
„Hamburgischer Korrespondent‘, 31. August, 


Abwehr französischer Verhetzungsversuche in der 
Schweiz. (Die deutsche. Handelskammer für die 
Schweiz mit dem Sitze in Genf kämpft gegen die von 
dortigen französischen und italienischen Zeitungen 
sowie von den Handelskammern der Ententeländer in 
der Schweiz betriebene Hetze gegen deutsche. Ge- 
schäftstätigkeit in der Eidgenossenschaft. Im Inter- 
esse der Förderung der deutsch-schweizerischen Han- 
delsbeziehungen erfreulich, daß kürzlich eine Reihe 
deutscher Firmen der deutschen Handelskammer in 
Genf beigetreten sind.) „Deutsche volkswirtschaftliche 
Korrespondenz“ (Berlin), 31. August. 

Concurrence aux produits allemands et austro-hongrois. 
(Nach französischem Konsularbericht aus Täbris: Vor 
dem Weltkriege Deutschland und Österreich-Ungarn 
mit ungefähr einem Drittel an der Einfuhr der wich- 
tigsten persischen Provinz Aserbeidschän beteiligt. 
Im Kriege Veränderung zu gunsten der Ententeländer, 
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besonders Rußlands; nur die Türkei behauptete einiger- 


maßen ihre Stellung. Frankreich im Jahre 1915/16, | N 


trotz. der Beliebtheit der französischen Waren in 
Persien, an siebenter Stelle unter den Einfuhrstaaten 
hinter Deutschland, da der Postpaketverkehr Persiens 
nahezu gänzlich eingestellt worden sei.) „Le Sema- 
phore“ (Marseille), 21. August. 


Portugal gegen den scharfen Handelskrieg. (Portugiesi- 


sches Einfuhrverbot gegen die, nach ihrer Rohstoff- 
zusammensetzung, zu mehr als fünf Prozent aus 
Feindesland stammenden Waren. Bald aber Aufhebung 
des Verbots für jene Waren, deren Ursprung unsicher 
sei. Damit ermöglicht, vom Einfuhrverbot abzusehen, 
sobald es der portugiesischen Volkswirtschaft schadet.) 
„Deutscher Außenhandel“ (Berlin), 20. August. 


Sonstige Handelspolitik. 


Zur Bewertung unserer Kolonien. (Möglichkeit für 


Deutschland, einen namhaften Teil der. Rohstoff- 
einfuhr zu angemessenen Preisen aus den deutschen 
Kolonien zu beziehen. Bisherige Beteiligung der 
deutschen Kolonien an deutscher Kolonialwareneinfuhr 
drei Prozent, doch die für die Bewirtschaftung des 
Mutterlandes nutzbare Bewirtschaftung der Kolonien 
erst in den Anfängen. Daher Aussicht auf größere Be- 
teiligung der deutschen Kolonien an Rohstoffversor- 
gung des Mutterlandes in absehbarer Zeit.) „Ham- 
burgischer Korrespondent“, 31. August. 


Agricoltura e Industria. (Luigi Lojacano verlangt für 


die Zeit nach Friedensschluß industrielle Schutzzölle 
in Italien. Beweis der Nützlichkeit dieser Zölle auch 
für die Landwirtschaft: die günstige Entwicklung der 
französischen Landwirtschaft seit Errichtung des auto- 
nomen Zolltarifs von 1892 und Deutschlands in der 
Zeit der Schutzzollpolitik. Englische Landwirtschaft 
angeblich durch Freihandel zerstört. Ohne Schutzzölle 
Vernichtung der italienischen Industrie zu erwarten; 
hierdurch wäre den ausländischen Industrien ermög- 
licht, dem industriearmen Lande hohe Preise, und zwar 
auch für Bedarfsgegenstände der Landwirtschaft, auf- 
zuerlegen.) „La Tribuna“ (Rom), 21. August. 


L’independance economique. (Die Selbstgenügsamkeit 


sei während des Weltkrieges in den einzelnen Staaten 
und Staatengruppen theoretisch in den Vordergrund 
getreten, aber tatsächlich sogar bei den Mittelmächten 
nur ım beschränkten Ausmaß verwirklicht worden; 
nach Friedensschluß werde hiervon noch weniger die 
Rede sein können.) „La. Tribune de Geneves 
24. August. 


La Bataille Commerciale. (Fraglich, ob nach Friedens- 


schluß England oder die Vereinigten Staaten jene Stel- 
lung im Welthandel einnehmen werden, die nach An- 
sicht der Entente für Deutschland durch den Weltkrieg 
verloren gegangen sei. Für den Sieg der Union spräche - 
ihr Reichtum an Rohstoffen; ein Hindernis seien ihre 
hohen Produktionskosten. Sieger jenes Land, das auf 
dem Weltmarkte billiger verkaufen werde.) „Le Sema- 
phore de Marseille“, 15./16.. August. 


Ouesti di politica commerciale post-bellica. (Der Friede 


mag zwar zu einem Einvernehmen zwischen allen 
Völkern, wird aber kaum zu einem dauernden wirt- 
schaftlichen Bündnis zwischen den einzelnen Staaten 
führen. Jedes Land wird bestrebt sein, die inländische 
Erzeugung möglichst zu heben und die Einfuhr einzu- 
schränken, soweit es überhaupt ausführen kann und 
einführen muß. Die Neigung zur wirtschaftlichen Un- 
abhängigkeit, die sich besonders bei den romanischen 
Völkern während des Weltkrieges gezeigt habe, dürfte 
nicht so bald wieder verschwinden.) „L’Economista 
d’Italia“ (Rom), 23. August. 


Das österreichische Budget. 
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Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


(Infolge Mehraufwandes 
für den Schuldendienst und die Unterhaltsbeiträge 
weist das für 1916/17 aufgestellte Budget ein Defizit 
von 3344'18 Millionen K auf. Die Einnahmen aus den 
direkten Steuern sind stärker gestiegen als aus den 
indirekten Steuern. Der Ertrag der Zuckersteuer und 


‘ des Tabakmonopols hat stark zugenommen; die Bier- 


steuer wirft aber weniger ab. Nach Friedensschluß ist 
ein günstigerer Steuererfolg zu erwarten, wenn die 
Produktion gehoben und eine erträglichere Lebens: 
haltung wieder erreicht sein wird.) „Der österreichi- 
sche Volkswirt“ (Wien), I. September. 


Steuerpläne in Österreich. (Die großen „Kriegsgewinste“ 


und die Ausschreitungen der Börse hatten den kapitals- 
feindlichen Zug in Österreich verstärkt; scharfe, viel- 
leicht sogar überscharfe Steuerbelastungen des Er- 
werbslebens seien daher zu erwarten.) „Berliner Tage- 
blatt“, ıı. September. 


Kapitalsabwanderung und Kapitalsbeschränkung. (Manche 


wollen sich der Kriegsgewinnsteuer entziehen, indem 
sie ausländische Guthaben erwerben und damit aus- 
wandern, was vor Erlag der Steuer in Deutschland 
verboten ist. Die Beschränkungen der Kapitalswande- 
rungen führen aber zu scharfen Gegenmaßregeln; 
Österreich braucht fremdes Kapital und sollte lieber 
einige Kapitalisten auswandern lassen, als die Frei- 
zügigkeit des Kapitals untergraben helfen.) „Die 
Zeit“ (Wien), 8. September. 


Die wirtschaftliche Entwicklung Bayerns in V ergangen- 


heit und Zukunft. (Die Hebung des Wohlstandes geht 
mit der Industrialisierung des Landes Hand in Hand. 
Seit 1885 hat sich das Volkseinkommen verdoppelt 
und beträgt jetzt mehr als 20 Milliarden Mark; die 
Grundsteuer, die 1870 noch zwei Drittel der direkten 
Steuern trug, ist auf ein Fünftel gefallen; die Ein- 
kommensteuer erbringt 53?/, Millionen, die Grund- 
steuer 5'/, Millionen Mark. Gewerbe und Handel sind 
die Stützen des Steuersystems und werden sie auch 
immer mehr für die Wehrkraft, da nur mehr 39'6 
Prozent der Militärtauglichen vom Lande stammen.) 
Von Dr. Julius Luebeck. „Bayrische Handelszeitung“ 
(München), ı.. September. 


Weiterausbau der Kriegsgewinnbesteuerung. (Bisherige 


Bankdepositen und Kapitalsrentensteuer. 


Kriegsgewinnsteuer sei zu wenig ergiebig, da viele 
Unternehmungen nach wie vor die gleich hohen Ge- 
winste ausweisen; Vorschlag, die Kriegsgewinnsteuer 
aufzuschieben, die Gewinne aufzuspeichern und erst 
später einzuziehen. Aufspeicherung könnte durch 
Pflichterwerb und Aufbewahrung von Kriegsanleihe 
geschehen, ebensc wie bei der Kriegssteuerrücklage.) 
„Frankfurter Zeitung“, 25. August. 

(Das Kredit- 
bedürfnis der Gemeinden müsse zu gunsten der Kriegs- 
anleihe zurücktreten. Straßburg hat nun ein 5pro- 


Die 
Geldmarkt. (Die finanzielle Zukunft Großbritanniens 


der Rest wird durch Vorschüsse der Bank von Frank- 
reich, schwebende und kurzfristige Schulden, endlich 
durch Steuern gedeckt. Im Ausland wurden rund vier 
Milliarden Francs Schatzscheine untergebracht. Die 
Entwertung der Währung war in Frankreich geringer 
als in den anderen kriegführenden Staaten des Kon- 
tinents.) „Hamburgischer Korrespondent“, 30. August. 
internationalen Moachtverschiebungen auf dem 


wird verschieden beurteilt; die einen preisen die un- 
gebrochene Finanzkraft des Landes, die anderen sehen 
das Ende seiner führenden Stellung auf dem Weltgeld- 
markt voraus. Großbritannien sei als Kreditgeber aus- 
geschaltet, Japan und Amerika würden seine Erbschaft 
antreten. Die große Staatsschuld müßte getilgt werden, 
doch seien die Steuern schon allzu hoch, das Land werde 
verarmen. Seit dem Eingreifen der Union sei die Lage 
noch ungeklärter geworden.) „Wirtschaftlicher Nach- 
richtendienst“ (Berlin), 25. August. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


Kapitalsaufstempelung. (Anlaß: Ansuchen der „Galicia“ 


um Aufstempelung der Aktien von 200 K auf 340 K 
aus Rücklagen und Reingewinn des letzten Geschäfts- 
jahres. Weist auf Broschüre „Das Aktiennominale“ 
von Dr. H. Schreiber und Emil Hofmannstal hin, die 
Nennwert als Scheinwert bezeichnet, der erst durch 
Aufschlag zum Sachwert wird. Durch die Aufstempe- 
lung sollen aufreizend hohe Dividenden vermieden 
werden, aber die Regierung setzt solchem Vorgehen 
aus steuerrechtlichen Gründen Widerstand entgegen.) 
Ludwig Schönbergers „Börsen- und Handelsbericht“ 


- (Wien), 2. September. 
Der Sektionschef. (Richtet heftige Angriffe gegen den 


Übergang ausgedienter hoher Staatsbeamter in die 
Verwaltungen österreichischer Großbanken; dies er- 
wecke zumindest den Verdacht der Korruption.) „Der 
Abend“ (Wien), 5. September. 


Die Vorgänge an der Wiener Börse. (Die Ursachen der 


Ausschreitungen der Spekulation liegen in steuerrecht- 
lichen Verhältnissen, welche die Effektenbesitzer ver- 
hindern, Kursgewinne zu realisieren, in der Enge des 
Aktienmarktes und der Fülle des Anlage suchenden 
Kapitals, endlich in der Psychologie des Publikums 
während der Kriegswirtschaft. Erhöhung der Börsen- 
steuer und behördliche Eingriffe werden wenig 
nützen.) „Berliner Börsen-Courier“, 10. September. 


Die Regelung des Börsenverkehrs. (Manche Kurssteige- 


rungen sind gerechtfertigt, viele nicht. Die Kriegs- 
wirtschaft und die Geldfülle wirken preissteigend. Die 
Technik des Börsenverkehrs ist jedoch reformbedürf- 
tig; die Zahl der Börsenagenten hat sich verfünffacht 
und sollte beschränkt werden.) „Pester Lloyd“, 6. Sep- 
tember. 


zentiges Darlehen von 1o Millionen Mark aufgenom-| Deutsche Banken. (Die deutschen Banken hatten ein be- 


men. Es scheint, daß die Großbanken langfristige De- 
positen von Kriegsgewinnern und Kapitalisten haben, 
die ihnen den Abschluß solcher Darlehen gestatten; 
diese wollen der kommenden Kapitalsrentensteuer ent- 
gehen, die auf Depositen keine Anwendung findet. Da 
hier aber Depositen nur maskierte Kapitalsanlagen 
darstellen, sollten auf länger als ein Jahr ab- 
geschlossene Depositenverträge der Deklarationspflicht 
unterliegen und zur Steuerzahlung herangezogen wer- 
den.) Von G. Hübner. „Die Bank‘ (Berlin), August. 


Französische Kriegstfinanzen. (Die monatlichen Kriegs- 


ausgaben Frankreichs steigen von 1340 auf 3281 Mil- 
lionen Francs; die gesamten Kriegsausgaben betragen 
bis zum ı. Oktober 1917: 9ı Milliarden. Die kon- 
solidierte Kriegsschuld beträgt nur 216 Milliarden, 


Nasionalizzazione e nominativita delle azioni. 


friedigendes Halbjahrserträgnis, das sich hauptsäch- 
lich auf die Spannung zwischen dem Zinsfuß der Ein- 
lagegelder und der Schatzwechseln des Reiches stützt. 
Kurssteigerungen der Bankaktien seien aber doch un- 
gerechtfertigt, weil an eine Erhöhung der Dividenden 
über das Friedensniveau im allgemeinen nicht gedacht 
werde.) „Frankfurter Zeitung“, 25. August. 


L’aumento dei saggi d’interesse durante e.dopo la guerra. 


(Angeblich sei der Zinsfuß in Italien viel langsamer 
gestiegen als in anderen Ländern, trotz der verhältnis- 
mäßig geringen Kapitalskraft des Landes.) ‚Il Sole“ 
(Mailand, 24. August. 

(Vor- 
schlag Cesare Vivantes, die Herrschaft von Aus- 
ländern in italienischen Aktiengesellschaften ein- 
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Die Sündflut der Rubelscheine. 


zuschränken durch Verbot der Ausgabe von Inhaber- 
aktien und die Verfügung, daß ın den. Verwaltungs- 
räten italienischer Gesellschaften die Mehrheit von 
Italienern gebildet werden müsse. Dieser Vorschlag 
sei ungenügend. Nötig völliges Verbot des Erwerbes 
von Aktien italienischer Gesellschaften durch Aus- 
länder.) „Il Sole“ (Mailand), 31. August. 


Geld- und Währungswesen. 


Die Erneuerung des Bankprivilegiums. (Wünschenswert: 
Provisorische Verlängerung des Statuts der Öster- 
reichisch-ungarischen Bank auf kurze Frist und 
dauernde Festsetzung der Bankgemeinschaft mit 
Ungarn auf 20 Jahre, wie das Wirtschaftsbündnis 
selbst. Erhöhung des Hypothekarkontingents der Bank 
ratsam. Annahme verzinslicher Depositen durch die 
Bank, wenn auch ohne Einfluß auf den Geldwert. Im 
Interesse der Einschränkung des Banknotenumlaufes 
vorteilhaft.) ‚Der österreichische Volkswirt‘ (Wien), 
8. September. 

Der bargeldlose Zahlungsverkehr. (Zur Förderung des 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs in Beamtenkreisen 
wird in Deutschland betreffs der Postbeamten folgender 
Vorschlag gemacht: diese mögen gegen Monatsende 
bei ihren Dienstkassen alle Zahlungen angeben, die 
sie zu Beginn des nächsten Monats für Miete, Steuer, 
Licht, Gas, Versicherungsraten, Wasser und sonstige 
laufende und einmalige Ausgaben zu leisten haben. 
Diese werden von den Kassen im Wege des Post- 
scheckverkehrs geleistet und von den Gehältern der 
Beamten abgezogen. Dieser Vorschlag wäre mit Er- 
folg auch auf andere Betriebe auszudehnen.) „Frank- 
furter Zeitung“, 31. August. 
Übergangswirtschaft. (Die Wiederherstellung der deut- 


schen Valuta werde erfolgen, sobald greifbare 
Friedenshoffnungen vorhanden sein werden. 


mache irrigerweise die deutsche Zahlungsbilanz für 
das Disagio verantwortlich, weil ja der Ausfall in der 
Ausfuhrsmenge durch die Preiserhöhungen wettge- 
macht werde. Die Entwertung der deutschen Valuta 
ab Mai sei auf spekulative Eingriffe seit dem Ein- 
treten der Union in den Weltkrieg zurückzuführen ; 
ihre finanzielle Vormacht werde aber erlahmen. Nach 
Friedensschluß sei der aufgespeicherte Goldschatz der 
Deutschen Reichsbank heranzuziehen, um die Valuta 
allmählich zu verbessern.) „Plutus“ (Berlin), 
29. August. 

Vorschußanleihen und Valutafragen. (Daß die kleine 
Schweiz an Großstaaten Vorschüsse gewährt, ist ein 
überraschender Fall im internationalen Wirtschafts- 
leben, der für die Schweiz bedeutungsvoll ist. Die 
Überwertigkeit der Schweizer Valuta erschwert die 
Ausfuhr, und die jetzige Kapitalsausfuhr kann daher, 
besonders für die Zeit nach dem Kriege, wohltätig 
wirken.) „Neue Zürcher Zeitung“, 31. August. 


Skandinavische Bank- und Handelspolitik während des 


Weltkrieges. (In Schweden Anfang 1917 scharfe 
„Geldsperre“. Einfuhr von Waren statt der Gold- 
einfuhr gegen Warenausfuhr zu erzwingen gesucht. 
In Dänemark und Norwegen Politik der „offenen 
Tür“, das heißt Annahme des fremden Goldes. In 
diesen Ländern daher Nachfrage nach ausländischen 
Zahlungsmitteln, Steigen des Kurses fremder Valuta 
und verhältnismäßige Entwertung der dänischen und 
norwegischen Krone gegenüber der schwedischen, trotz 
der skandinavischen Münzunion. Auch Rückkauf däni- 
scher und norwegischer Wertpapiere aus dem Aus- 
land statt der Wareneinfuhr umfangreich geworden.) 
„Deutsche Export-Revue‘ (Berlin), 31. August. 

(Russische Notenaus- 


gabe vom ersten zum vierten Kriegsjahre vervierfacht. 


Wirtschaftliche Sorgen der Schweiz. 


Man | Frankreichs passive Handelsbilanz. 


Der englisch-französische Handel. 


Staatsausgaben seit der Revolution riesig gestiegen, 
besonders durch Erhöhung der Arbeitslöhne und Mehr- 
ausgaben für Volksernährung. Daneben Rückgang 
der Einnahmen aus Steuern und Gebühren. Papier- 
rubel von der Landbevölkerung zurückgewiesen.) 
„Hamburgischer Korrespondent“, 1. September. 


Australian Mines and the Rise in Silver. (Rückwirkung 


der Silberpreissteigerung auf die australischen Berg- 
werksgesellschaften; die dortige Silbergewinnung 
wenig erweiterungsfähig und verhältnismäßig kost- 
spielig, wird zumeist in Ostasien abgesetzt.) „Ihe 
Times“ (London), 24. August. i 


Preistreiberei. 


Freissteigerung, Handel und Reichsgericht. (Straffällig 


wird, wer unter Berücksichtigung der gesamten Ver- 
hältnisse, insbesondere der Marktlage, einen über- 
mäßigen Gewinn macht. Um in jedem einzelnen Falle 
entscheiden zu können, müßten Vertrauensleute gehört 
werden, Der ehrenwerte Kaufmann habe keine Ur- 
sache, den Berufsgenossen zu schützen, der bewußt 
die Grenzen des Erlaubten überschreitet.) Von Theo- 
dor Althoff, Münster. „Berliner Tageblatt“, 10. Sep- 
tember. . 


Dr 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


(Versorgung der 
Schweiz mit Milch und Fleisch für die nächste Zeit 
gesichert. Noch ungelöst die Kohlenfrage; Plan, die 
bisher wenig verwendete einheimische Kohle zum Ver- 
brauche heranzuziehen. Schwierigkeit der Fettversor- 
gung. Steigerung der Lebensmittelknappheit und der 
Teuerung durch erhöhten Zustrom wohlhabender Aus- 
länder.) „Kölnische Zeitung“, 8. September. 

(Das Passivum, 
das vor dem Kriege ı!/, Milliarden betrug, steigt im 
laufenden Jahre auf 25 Milliarden Francs. Frankreich, 
der frühere Bankier der, Erde, wird Schuldner zahl- 
reicher Länder. Es wird bei der verminderten Ar- 
beitskraft schwer sein, die Schäden des Krieges wieder 
gut zu machen.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 
28. August. 

(Eine Übereinstim- 
mung der französischen und englischen amtlichen 
Außenhandelszahlen findet nicht statt; jedenfalls hat 
aber Frankreich vor dem Weltkrieg mehr nach Eng- 
land ausgeführt als von dort eingeführt, und zwar 
wurden nach England hochwertige Lebens- und Genuß- 
mittel sowie Luxusartikel exportiert und von dort 
Kohlen, Metalle, Maschinen, Rohstoffe bezogen. Im 
Krieg hat sich viel geändert, Frankreich hat sich auf 
die Massenerzeugung geworfen und dabei die Erzeu- 
gung von Qualitätswaren vernachlässigt; viele minder- 
wertige Waren werden eingeführt.) „Plutus“ (Berlin), 
29. August. 


Rigas Handel und Industrie. (Der Handel Rigas ent- 


wickelte sich schneller als jener Petersburgs. Die 
deutsche Flagge führte, Englands Seehandel hatte aber 
den wertvolleren Warenumsatz. In der Ausfuhr spiel- 
ten Holz, dann Eier, in der Einfuhr Maschinen, Kohle, 
Baumwolle, Kautschuk die Hauptrolle. Industrie und 
Handel standen unter deutschem Einfluß.) „Berliner 
Börsen-Courier“, 4. September. 


Das wirtschaftliche Erwachen der Türkei. (Während des 


Weltkrieges sind in der Türkei Bestrebungen zu ver- 
zeichnen, das Wirtschaftsleben von fremden Einflüssen 
möglichst unabhängig zu machen. Der Landwirtschaft, 
dem Bergbau, besonders für Kohle und Schwefel, 
wandte sich erhöhtes Interesse zu; neue Fabriken 
wurden eröffnet, bestehende vergrößert. Eine türkische 


Dr Pr . . 


Jahresversammlung der 


Scarcity and high prices. 


haltung weiter Kreise. 
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Nationalbank, die wohl bald die Notenausgabe- über- 
nehmen dürfte, wurde gegründet, eine türkische natio- 
nale Handelsflötte soll ins Leben gerufen werden.) 
„Der neue Orient‘ (Berlin), 23. Juli. 

Bombayer Handelskammer. 
(Vom 22. März 1917 ; große Hoffnungen auf dauerndes 


Verbundensein mit Ägypten, Mesopotamien, Deutsch-|_ 
. Ostafrika; 


großer Handelsaufschwung des Jahres 
1915/16 dürfte sich 1916/17 nicht in gleichem Maße 
fortsetzen. Stockung des indischen. Eisenbahnbaues 
infolge der Kriegsverhältnisse, aber Erfolge der Be- 
mühungen um Industrieförderung.) „Wirtschaftlicher 
Nachrichtendienst‘“ (Hamburg), 23. August. 


Die wirtschaftlichen Verhältnisse Niederländisch-Indiens 


im Jahre 1916. (Ertrag der Staatsbahnen 3855 Mil- 
lionen Gulden im Jahre 1916 gegen 34'30 Millionen 
im Jahre 1915. Steigerung der Zucker-, Tee- und 
Kautschukproduktion. Kaffee erzielte geringere Preise. 
Tabak- und Reisernte war günstig. Schiffahrt war 
durch den Weltkrieg stark behindert; Ausfuhr durch 
die Einschränkungen beengt, die dem Handel Hol- 
ländisch-Indiens mit dem Mutterland von der Entente 
auferlegt wurden.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
4. September. 


Die Wirtschaftsverhältnisse Chinas seit Ausbruch des 


Krieges. (Entstehung neuer einheimischer Industrie in 
China, Zündholzindustrie arbeitet erfolgreich, Baum- 
wollindustrie leidet unter der ungenügenden eigenen 
Rohstofferzeugung, unter der zu starken Belastung 
mit Binnenzöllen und ähnlichen Abgaben und infolge 
des japanischen Wettbewerbes, Steigerung der Seiden- 
und Teeproduktion, 


(Günstiger Einfluß des Krieges auf die 
Handelsbilanz der Insel Reunion. Im Jahre 1913 Aus- 
fuhr 16°5 Millionen, im Jahre 1916 33°1 Millionen 
Frances. Gleichzeitig Einfuhr von 24°9 auf 23'3 Mil- 
lionen Frances ‚gesunken. Ursache: Verdoppelung der 
Zuckerpreise. 
Insel. Andere Ausfuhrwaren: Manjok, Vanille, äthe- 
rische Öle, Faserstoffe, Kaffee. Wichtigste Einfuhr- 
ware: Reis; andere: Mehl, Petroleum, Kohle, :Salz- 
fische, Jutesäcke, Wein, Seife. Zwei französische, 
eine englische regelmäßige Dampferverbindung. Eine 
Handels- und eine landwirtschaftliche Kammer, zwei 
Banken.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 24. August. 
(Infolge des Schiffsraum- 
mangels Verminderung der argentinischen Aus- und 
Einfuhr, Steigen der Preise, Erschwerung der Lebens- 
Schon vor dem Weltkrieg 
Überproduktion in Argentinien. Infolgedessen dürfte 
die Warenerzeugung Argentiniens Schmälerung er- 


fahren.) „The Times“ (London), 24. August. 
Dearth of shipping. (Wachsende Ansprüche der austra- | 


lischen Arbeiter erschweren häufig die Durchführung 
notwendiger öffentlicher Arbeiten. Teilweise Vernich- 
tung der seit zwei Jahren wegen Schiffsmangels im 
Lande aufgestapelten Weizenvorräte durch Mäuse.) 
„Ihe Times“ (London), 21. August. 


Exportförderung. 


Die Handelshochschule. (Neugestaltung der österreichi- 


schen Handelshochschulen und Handelsakademien 
nötig. Statt der bisherigen gleichmäßigen Ausbildung 
aller Handelsschüler Gliederung des Unterrichtes in 
Kurse, entsprechend den einzelnen Zweigen - des 
Handelswesens, wie Bank-, Versicherungs- und Ver- 
kehrswesen, Ausfuhrhandel etc. von Gunz vor- 
geschlagen. 1874—1878 Versuch einer derartigen 
Unterrichtsteilung an der Wiener Handelsakademie 
gemacht, infolge Kostspieligkeit wieder aufgegeben.) 


.. Rechte.) „Der Handelsagent“ 
Made in Germany. (In den Ländern der en viel- 


Ausbreitung der Bergbautätig-| 
keit.) „Deutsche Export-Revue“ (Berlin), 31. August. | 
La Reunion. 


Zuckerrohr wichtigstes Erzeugnis der| 
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Von Emil Edler v. Gunz. „Spar- und Renten-Zeitung“ 
(Wien), 6. September. 


Das Handelsagentengesetz. (Die Agenten kämpfen seit 
‚ anderthalb Jahrzehnten für 


die Kodifizierung ihrer 
Rechte und Pflichten; der Krieg hat dem Stande 
schweren Schaden gebracht, weil die Geschäfte ver- 
mittelnde Einführungsarbeit überflüssig und das Pro- 
visionnehmen als unanständig angesehen wird. Die 
Agenten verlangen Klarstellung und a: ihrer 
(Wien), I. September. 


fach angenommen: deutsche Waren nach dem Welt- 
kriege im Ausland unter fremder Marke zum Ver- 
kauf gebracht, da sie mit der Bezeichnung ‚Made in 
Germany“ angeblich nur schwer Absatz fänden; gegen- 
teilige Maßregel hier befürwortet: auf die weithin gut 
angeschriebene deutsche Ursprungsmarke sei beson- 
derer Wert zu legen, anstatt die geschäftliche Welt- 
geltung Deutschlands durch schwächliches Vorgehen 
zu gefährden.) Von Dr. F. Gehrke. „Kölnische Volks- 
zeitung“, I. September. 


Die höheren deutschen Auslandsschulen. (Seit dem Jahre 


1870/71 eifrige Bemühungen, den Kindern der Aus- 
landsdeutschen eine Ausbildung zu teil werden zu 
lassen, die der im Vaterland üblichen möglichst ähnlich 
ist. So wurden Schulen, darunter einige mit Einjährig- 
Freiwilligenrecht, in zahlreichen Städten, so z. B. in 
Alexandrien, Barcelona, Davos, London, Rom, Madrid, 
Lüttich, Buenos Aires, Tsingtau, Jerusalem gegründet. 
Diese Anstalten sind meist Propagandaschulen nach 
französischem und englischem Muster; ihre Kosten 
werden vorwiegend von den .nichtdeutschen Schülern 
getragen. Nach Friedensschluß dürfte diesen Schulen 
eine erhöhte politische Bedeutung und daher sorg- 
samere Pflege zukommen.) Von Dr. A. Hoffmann. 
„Deutsche Warschauer Zeitung“, 2. September. 


Die Einkreisungspolitik der Entente auf dem. Balkan. 


(Die Entente suchte schon lange vor dem Krieg, den 
Balkan wirtschaftlich zu erobern. Frankreich hat an 
die Türkei 2!/, Milliarden, an Griechenland !/, Mil- 
liarde, an Serbien ı Milliarde Francs geliehen; jedoch 
waren die Außenhandelsbeziehungen nicht umfang- 
reich. England verstand es, seine Ausfuhr nach den 
Balkanstaaten zu steigern, Rußland, eine stark aktive 
Handelsbilanz zu gewinnen. Nach Serbien versandte 
es im Jahre 1912 um 3'/, Millionen K gegenüber einem 
serbischen Export nach Rußland von nur 52.000 K.) 
„Belgrader Nachrichten“, 26. August. 


Trade relations with Great Britain. (Brasilien für Groß- 


britannien besonders wichtig als Lieferant von Kaffee, 
Kautschuk, Baumwolle, Leder, Fleisch, Bohnen, hartem 
Holz, Braunsteinerzen, Weizen etc. Erforderlich zum 
Ankauf dieser Waren Entsendung einer britischen 
Kommission und deren Fühlungnahme mit den hierin 
schon tätigen Kommissionen anderer Ententestaaten. 
Wichtig bessere Kenntnis des Landes und der portu- 
giesischen Sprache. Engere Handelsbeziehungen einer 
besseren politischen Verständigung mit dem wichtigen 
Fünfundzwanzig-Millionen-Reich förderlich) „The 
Times“. (London), 25. August. 


Industrieförderung. 


Kriegssorgen des deutschen Handwerks. (Stimmen zur 


geplanten Zusammenlegung der Handwerksbetriebe. 
Klagen über wirtschaftlichen Zusammenbruch vieler 
Handwerksmeister und Schädigung ihrer Kredit- 
genossenschaften. Bei der Zusammenlegung seien 
Handwerk und Industrie streng zu trennen, sonst sei 
das Handwerk auf lange Zeit ausgeschaltet. Aus- 
reichende Hilfeleistung für die zwangsweise ge- 
schlossenen Handwerksbetriebe und  Krediteinrich- 
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tungen mit Hinblick auf den Wiederaufbau des Hand- 
werks nach Friedensschluß erforderlich.) „Kölnische 
Volkszeitung“, 29. August. 

Eine reichsrechtliche Regelung des privaten Fachunter- 
richts. (Wird von der klerikalen Zeitung aus födera- 
listischen Gründen bekämpft; es handle sich um einen 
Eingriff von Reichsbehörden ın die den Einzelstaaten 
vorbehaltenen Schuleinrichtungen [gewerbliche und 
kaufmännische Fachschulen] unter dem Vorwand 
übergangswirtschaftlicher Maßnahmen.) „Kölnische 
Volkszeitung“, 28. August. 
Vorbildung und Auslese der höheren Beamten. (Delbrück 
erblickt in seiner kleinen Schrift „Ausbildung für den 
höheren Verwaltungsdienst in Preußen“ die Ursache 
der Mängel der preußischen Verwaltung in der Aus- 
bildung der höheren Verwaltungsbeamten, die früher 
ganz besonders und auch derzeit noch zum Teil mit 
jener für den richterlichen Beruf zusammenfiel und 
deswegen in staatswissenschaftlich-volkswirtschaft- 
licher Beziehung zu wünschen übrig ließ. Er verlangt 
daher die Einrichtung eines besonderen akademischen 
Lehrganges für Verwaltungsbeamte an den Universi- 
täten. Dem wird entgegengehalten, der Grund der 
meisten Übelstände in der Verwaltung liege in der 
Auswahl der höheren Beamten aus einer allzu engen 
Bevölkerungsschicht, nämlich aus den Junkern- und 
Korpsstudenten.) ,„Vossische Zeitung“ (Berlin), 
30. August. 


Die Zukunft des deutsch-schweizerischen Handels. Die 


„Emanzipation“ der schweizerischen Industrie. Die 
Markteroberung durch Ententeländer. (Die ın der 
Schweiz neuerstandenen Industrien arbeiten zumeist 
technisch mangelhaft, nur um den dringenden Bedarf 
im eigenen Land und im Ausland zu hohen, sehr nutz- 
bringenden Preisen zu decken. Im Frieden werden 
diese Fabriken den Wettbewerb der sorgfältiger ar- 
beitenden deutschen Industrie nur schwer aushalten 
können. Ausnahme: die bereits glänzend einge- 
arbeiteten schweizerischen Farbenfabriken. Überhaupt 
sei das deutsche Verbot der Ausfuhr von Farbwaren 
ein Fehler gewesen, da es zur Begründung nicht zu 
verachtender einschlägiger Industrien in Nordamerika 
und Japan reizte.) „Berliner Tageblatt‘, 1. September. 


Die Schweizerwoche und die Industrie. (Zweck der vom 


27. Oktober bis 4. November 1917 in allen Kantonen 
der Eidgenossenschaft stattfindenden „Schweizer- 
woche“ ist es, den Bewohnern des Landes Umfang 
und Güte der heimischen Erzeugung vor Augen zu 
führen und den Schweizer Markt auch im heftigeren 
Wettbewerb der Nachkriegszeit behaupten zu können.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 9. September. 

„Archiv — Bestrebungen im feindlichen Ausland. 
(Französischer Plan der Gründung einer Informations- 
und Literaturzentralstelle in Form von sachlich gut- 
geordneten, übersichtlichen Verzeichnissen aller tech- 
nischen Literaturwerke. Derartiges Unternehmen sei 
nach „Engineer“ zur Führung des Wirtschaftskampfes 
auch für England nützlich. In Brüssel waren zu Be- 
ginn des Weltkrieges Verzeichnisse über acht bis neun 
Millionen Schriften vorhanden.) Mitteilungen des 
„Archiv für Schiffbau und Schiffahrt“ (Hamburg), 
15. Juli. 


Agrarpolitik. 


Zur Bestellung landwirtschaftlicher Konsulenten. (Für 
die Hebung der Bodenkultur, deren Notwendigkeit im 
Weltkrieg jeder fühlt, geschieht noch viel zu wenig. 
Die nunmehrige Bestellung von Konsulenten wäre nur 
ein kleiner Schritt zur Besserung, wenn die Einwir- 
kung auf die Landwirte beratend und die Tätigkeit 
gegenüber den Vorgesetzten berichtend bliebe, könnte 


Das Existenzminimum in der Landwirtschaft. 


- aber durch ein mehr initiatives Eingreifen zur Hebung 


der Wirtschaft und zur Beseitigung der Rückständig- 
keit an Wichtigkeit gewinnen.) 
schaftliche Zeitung“, 29. August. 


Erhöhter Feuerschutz in der Kriegszeit. (Während des 


Weltkrieges bei knappen Vorräten und erhöhten 
Preisen aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse sei die 
Verhütung von Bränden besonders anzustreben. Für 
die häufig fehlenden Blitzableiter und Feuerlösch- 
apparate sei zu sorgen. Ferner sollte die Landbevölke- 
rung weniger leichtsinnig als vielfach üblich ist, mit 
Licht, Feuer und Zündhölzern umgehen und Kinder 
hiermit umgehen lassen.) „Österreichische Agrar- 
zeitung“ (Wien), ı. September. 


Kolonisation. (Ein wirksamer Schutz gegen zentrifugale 


Bestrebungen und äußere Feinde wäre für Ungarn die 
innere Kolonisation. Als Ansiedlungsgebiete geeignet: 
Staatsdomänen an den Grenzen, Staatsbesitz in der 
Nähe der Donau, diesem Strome durch Regulierung 
abgerungenes Land und angekaufte Güter. Erfolg- 
verheißender als staatliche seien Besiedlungsunter- 
nehmungen von Gesellschaften und einzelnen. Nach- 
ahmenswert, besonders für kirchlichen Großgrund- 
besitz, das Beispiel der deutschen Rittergutsbesitzer in 
den baltischen Provinzen, die ein Drittel ihrer Güter 
für Bauernansiedlungen abgetreten haben. Förderns- 
wert von den Siebenbürger Sachsen unternommene 
Kolonisation. Als Ansiedler empfehlenswert: deutsch- 
russische Bauern, um deren Gewinnung sich derzeit 
die deutsche Regierung bemüht.) Von Dr. Karl Wolff. 
„Pester Lloyd“, ı. September. 


Landwirtschaft und Lebensmittel. (Angebliche Zunahme 


der holländischen Rindviehbestände: 2,321.000 Stück 
im April 1917 gegen 2,026.900 im Jahre 1910. Starke 
Viehausfuhr sei, besonders im Interesse der nach 
Friedensschluß zu erwartenden starken Nachfrage 
nach Zuchtvieh, zu vermeiden. Ferner sei Kohle aus 
Deutschland her nur im Austausch gegen Molkerei- 
produkte erhältlich.) „Wirtschaftlicher Nachrichten- 
dienst“ (Berlin), 28. August. 


Die Frage der ländlichen Arbeit in Frankreich. (1916 


wurde in Frankreich wegen der starken Abnahme des 
Ackerlandes in den vom Feinde nicht besetzten Ge- 
bieten ein Gesetz über die Zwangsbestellung unbebaut 
gebliebener Grundstücke erlassen. Die zum Anbau ge- 
eigneten Grundstücke sowie die nötigen Maschinen, 
Zugtiere etc. werden von den Gemeinden angesehenen 
Landwirten des Ortes zugewiesen. Um dem hierbei 
sehr störenden Mangel an Arbeitskräften abzuhelfen, 
sind Einwanderungsämter errichtet worden, die im 
ersten Halbjahr 1916 52.000 landwirtschaftliche und 
25.400 industrielle Arbeiter aus dem Auslande nach 
Frankreich brachten.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 
31. August. 


mänien hält man im allgemeinen 5 ha Grund 
für genügend, um für eine Familie ohne fremde Ar- 
beitskräfte einen Lebensunterhalt zu erwirtschaften; 
doch ist die Bodenkultur so erbärmlich, daß nur eine 


tüchtige, dem Bauern leider fehlende Fachbildung ihn. 


dazu befähigte, mit 5 ha ein menschenwürdiges 
Dasein zu führen.) „Agrarul“ (Bukarest), 2. Sep- 
tember. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Die Kompetenz der Gerichte im Wasserrecht. (Die Ab- 


grenzung der Kompetenz zwischen Gerichts- und Ver- 
waltungsbehörde ist nicht immer leicht. Es kommen 
eben mannigfache administrative, polizeiliche Fragen, 
Rücksichten auf das öffentliche Interesse, Enteig- 
nungen und Schadenersatzansprüche in Betracht. Im 


„Wiener landwirt- 


(In Ru- 


ar 
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Bemühen, diese Reibungsflächen zu verringern, wer- 
den sich Gerichts- und Verwaltungsbehörden finden 
müssen.) Von Dr. Bruno Schönfeld. „Die Wasserwirt- 
schaft“ (Wien), I. September. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Zur militärischen Jugenderziehung. (Alle auf die Jugend- 


fürsorge bezüglichen Geschäfte, die derzeit an das 
Arbeits-, das Unterrichts-, das Handelsministerium, 
an das Ministerium des Innern und an das Ministe- 
rıum für Volksgesundheit aufgeteilt sind, sollten dem 
Unterrichtsministerium übertragen werden, das in ein 
„Ministerium für Volkserziehung‘ zu verwandeln und 
mit dem Ministerium für Volksgesundheit in enge 
Verbindung zu bringen sei. Die militärische Jugend- 
fürsorge enthalte zu viel Drill, daher möge die Ar- 
beiterschaft lieber eine vorwiegend gesundheitliche 
Jugendfürsorge schaffen und damit eine staatliche 
Einmischung auf diesem Gebiete überflüssig machen.) 
„Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 3. September. 


Ein einheitliches deutsches Jugendrecht. (Eine kürzlich 


erschienene Schrift von Dr. Felisch fordert ein neues 
deutsches Jugendgesetz. Nicht ein Sondergesetz über 
die Bestrafung der Jugend oder ein Jugend- und 
Schutzgesetz sei erforderlich, sondern ein Gesetzbuch, 


“ das in lückenloser Zusammenfassung alle einschlägi- 


gen Vorschriften des bürgerlichen und öffentlichen 
Rechtes enthält, mit Einschluß von reichsgesetzlichen 
Maßnahmen zu gunsten der Jugend, wie Vorbeugung, 
Schutzerziehung, Arbeit, Eingriffe in die Rechte der 
Gewalthaber, Schaffung von werner) 
„Der Tag“ (Berlin), 4. September. 


Krieg und Zwangserziehung. (Im Deutschen Reiche be- 


obachtete man zu Beginn des Weltkrieges hinsichtlich 
der Zuweisung von Kindern zur Zwangserziehung 
einige Zurückhaltung, doch Änderung seit Beginn des 
Jahres 1915/16, in dem 1935 Kinder der Zwangs- 
erziehung überwiesen wurden gegen 1838 im Jahre 
1914/15. Unter den Kindern sind solche, deren krimi- 
nelle Veranlagung durch die vermöge des Weltkrieges 
geschaffenen Verhältnisse besonders gefördert wurde, 
und solche, deren Vernachlässigung auf die Kriegs- 
dienstleistung des Vaters zurückzuführen ist.) Von 
Hugo Schotte. „Die Neue Zeit“ (Stuttgart), 31. August. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Wohnungs-Höchstpreise. (Höchstpreise für Wohnungen 


nicht angebracht. Hausbesitzer könnten dann nach 
Muster der Schiffahrtsgesellschaften auf die entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten der Neubauten und auf den 
Materialwert rechnen, so daß eine allgemeine Mieten- 
steigerung kaum zu vermeiden wäre. Ferner müßte der 
Staat bei öffentlicher Regelung der Mietspreise als 
Gegenleistung auch für die Beschaffung von Hypo- 
theken sorgen und bei etwaigen Kreditkündigungen 
aus eigenen Mitteln behilflich sein; das wichtigste 
Hilfsmittel sei aber eine den Wohnungsmarkt durch 
Angebot beeinflussende staatliche Wohnungs- und An- 
siedlungspolitik.) Von Ludwig Eschwege. „Die Bank“ 
(Berlin), August. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Aufschiebung des Inkrafttretens der gesamten Versiche- 
.rungsordnung? 


(Versicherungskreise wünschen eine 
Verschiebung des für I. Januar IgI® vorgesehenen 
Inkrafttretens der neuen österreichischen Versiche- 
rungsordnung. Diese Verschiebung unvermeidlich 
durch die Papiernot, die bis zu 400—500 Prozent er- 
höhten Papierpreise, die Verminderung der Anzahl 
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gelernter Buchäruckereiarbeiter ; hierdurch rechtzeitige 
Herstellung der erforderlichen großen Drucksorten- 
auflagen kaum möglich.) Ludwig Schönbergers 
„Börsen- und Handelsbericht‘‘ (Wien), 2. September. 
Versicherung anormaler Leben. (Versicherung 
anormaler Leben, das heißt von Personen, die bisher 
nur unter fallweise festgesetzten Prämien von den Ge- 
sellschaften angenommen wurden, in Österreich durch 
die Errichtung des österreichischen „Verbandes zur 
Versicherung anormaler Leben“, in Deutschland durch 
die, Gründung der Gesellschaft „Hilfe“ ermöglicht. 
Hierdurch gelangten fast alle früher abgelehnten Fälle, 
etwa ein Fünftel der Gesamtheit, zur Versicherung.) 
„Die Zeit“ (Wien), 6. September. 


Zur Versicherung minderwertiger Leben in Österreich. 


(873 Anträge zur Versicherung minderwertiger Leben 
beim österreichischen „Verband zur Versicherung 
anormaler Leben“ im ersten Halbjahr 1917 ein- 
gelaufen; durchschnittliche Versicherungsumme 8450 
Kronen; 60 Prozent der gestellten Anträge, mit 
63 Prozent der Versicherungsbeträge, wurden an- 
genommen.) Dorns ‚Volkswirtschaftliche Wochen- 
schrift“ (Wien), 7. September. 


Ein Wort zur: Frage der Obstbaumversicherung. (Bisher 


drei Gründe gegen die Versicherung der Obstbäume: 
Geringe Feuersgefahr; bei den verhältnismäßig niedri- 
gen Obstpreisen werden die Prämien unverhältnis- 
mäßig hoch; Schwierigkeiten einer wirklich zutref- 
fenden Schätzung des Wertes der Obstbäume. Aber 
durch die starken Erhöhungen der Obstpreise werden 
die Versicherungsgesellschaften angeregt, diesem Ver- 
sicherungszweig wieder näherzutreten.) Von Doktor 
K. Luttenberger. „Berliner Börsen-Courier“, 6. Sep- 
tember. 


Sonstige Sozialpolitik. 


Die internationalen Gewerkschaften Österreichs während 


der Kriegszeit. (Nach einem Bericht der österreichi- 
schen Gewerkschaftskommission haben sich die öster- 
reichischen Gewerkschaften vielfach schon vom an- 
fänglichen schädlichen Einfluß des Weltkrieges erholt. 
Ihre Mitgliederzahl ist zwar gegenüber dem letzten 
Friedensjahr etwa um drei Fünftel gesunken, doch 
ist I9I6 im Gegensatz zum Jahr 1914 die Verlustzahl 
an männlichen Mitgliedern weit hinter der Zahl der 
zum Kriegsdienst Einberufenen zurückgeblieben und 
diejenige der weiblichen Mitglieder sogar gestiegen. 
Auch aus der Finanzgebarung der Gewerkschaften 
läßt sich eine gewisse Besserung entnehmen.) „Ar- 
beiter-Zeitung‘“ (Wien), 2. September. 


Von den Beschwerdekommissionen. (Obwohl die gewerk- 


schaftlich organisierten Arbeiter ihre Streitfragen mit 
den Unternehmern am liebsten durch die Organisation 
und deren Vertrauensmänner erledigen, haben die Be- 
schwerdekommissionen reichlich zu tun, besonders in 
den Werken, wo es den Arbeitern bisher untersagt 
war, Mitglied einer Gewerkschaft zu werden [Skoda- 
Werke, Kohlengruben]. Vielfach sei es ‘gelungen, 
Forderungen der Arbeiterschaft mit Hilfe der Kom- 
missionen durchzusetzen; häufig werde aber von den 
Kommissionen im Sinne der Unternehmer vorge- 
gangen.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 2. September. 


Der Dienstbotenmarkt im Kriege. Mangel an männ- 


lichem Personal. (Während zu Anfang des Krieges 
unter den Wiener Dienstboten vielfach Arbeitslosig- 
keit herrschte, wuchs allmählich die Nachfrage, die 
bezüglich des männlichen Personals schwer befriedigt 
werden konnte. In der allerletzten Zeit scheint unter 
den weiblichen Dienstboten wieder das Angebot zu 
steigen, da sie durch die schwierige Lebensmittelbe- 
schaffung bisweilen sogar zur Annahme auch minder 
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Die Schwerindustrie und die Universitäten. 


gut entlohnter Posten mit voraussichtlich guter Ver- 
pflegung veranlaßt würden.) „Die Zeit“ -(Wien), 
2. September. 


Kredithilfe für die kriegszerstörten Gegenden in den 


Karpathen und in Siebenbürgen. (Die zerstörten Ge- 
genden brauchen vor allem einen billigen Kredit, um 
sich das Unentbehrliche anschaffen zu können, was 
aber durch das zehnjährige Belehnungsverbot un- 
möglich gemacht werde. Es empfiehlt sich, die Be- 
wohner nicht daran zu gewöhnen, alles als Geschenk 
anzunehmen; sie mögen der eigenen Kraft vertrauen.) 
Von Graf Karl Khuen-Hedervary. „Pester Lloyd“, 
26. August. 


Die Löhne während des Krieges. (Wenige Monate nach 


Beginn des Weltkrieges Rückgang der Arbeitslöhne, 
von da an fortdauernde Steigerung auf 146 Prozent, 
gegenüber dem Stand von März 1914 bis September 
1916. Gleichzeitige Erhöhung der weiblichen Durch- 
schnittslöhne auf ı54'ı Prozent. Verhältnismäßig 
stärkste Steigerung des männlichen Arbeitslohnes in 
der elektrischen Industrie auf 164°6 Prozent. Die 
Löhne der Arbeiterinnen stiegen hier sogar auf 174'5 
Prozent.) „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 
30. August. 


Industrie und Hilfsdienstgesetz. (Arbeitgeber einzelner 
deutscher Industrien wünschen Abschaffung des Ab- 
satzes. 3 des $ 9 des Hilfsdienstgesetzes, wonach es 
den: Arbeitern freisteht, aus einem unter dem Hilfs- 
dienstgesetz stehenden Betriebe in einen anderen zu 
treten, falls dort höhere Löhne gezahlt werden; hier- 
durch ein stetiges Zuströmen der Arbeiter in die 
Rüstungs- und Eisenindustrien, während andere Be- 
triebe, wie z. B. die Kohlenindustrie, über Arbeiter- 
mangel klagen. Doch Eingehen auf diesen Wunsch 
sehr schwierig. Ausschaltung der Freizügigkeit der 
Arbeiter aus sozialen Gründen nicht möglich. Bei Er- 
höhung der Preise der Produkte der klagenden Indu- 
. strien wäre Rückwirkung auf die anderen unvermeid- 

lich; Herabsetzung der Löhne in den bevorzugten In- 
_ dustrien schwierig, solange Kosten der Lebenshaltung 
nicht herabgemindert.) „Berliner Tageblatt“, 
30. August. 


Die Rüstungsindustrie gegen das Hilfsdienstgesetz. (In 
einer Sitzung der Rüstungsindustriellen in Düsseldorf 
am 19. August wurde die Aufhebung der in $ 9 des 
Hilfsdienstgesetzes enthaltenen Beschränkungen der 
Freizügigkeit der Arbeiter beantragt. Hiermit würde 
vom Hilfsdienstgesetz wenig übrig bleiben; Genug- 
tuung der Arbeiterschaft hierüber.) „Vorwärts“, „Ber- 
liner Volksblatt“, 1. September. 


(Umsich- 
greifen einer von Arbeitgebern begünstigten national- 
ökonomischen ‚Richtung, die sich gegen die von den 
Kathedersozialisten gegründete Schule wendet: Pro- 
duktionspolitik gegen Sozialpolitik. Dies bedeute eine 
Gefahr für die Voraussetzungslosigkeit der Forschung 
und Lehre, da die neue Richtung unter dem Einfluß 
der Vertreter der Schwerindustrie stehe. Ihre Ver- 
suche, den Lehrstuhl Brentanos in München mit einer 
ihnen genehmen Person zu besetzen, eine schwere Be- 
drohung der Arbeiterschaft.) „Berliner Tageblatt“, 
5. September. 


Die geschichtliche Entwicklung der Großeinkaufsgesell- 
schaft dänischer Konsumvereine. (Die nach englischem 
Vorbild ins Leben gerufenen Konsumvereine, die sich 
aber vornehmlich auf dem Lande ausbreiteten, schrit- 
ten nach längeren Kinderkrankheiten zur Schaffung 
einer Zentrale in Kopenhagen; derzeit macht die 
Großeinkaüfsgesellschaft einen Jahresumsatz von 
20 Millionen Kronen, alle 900 angeschlossenen Ver- 
eine einen- solchen von 33 Millionen Kronen.) Von 


Archiv für Schiffbau 


Ing. agr. Eduard Krast. „Österr. landwirtschaftl. Ge- 
nossenschaftspresse“ (Wien), 30. August. 


Le agitazioni. e le organizzazioni degli impiegati privatı. 


(Frühjahr 1916 Vereinigung des Verbandes der 
Handelsangestellten und Handlungsdiener sowie des 
Werbeausschusses der Privatangestellten, um gemein- 
sam ihren Angehörigen bessere Lebensbedingungen zu 
verschaffen. Durch allzu große Nachgiebigkeit gegen- 
über den Unternehmern und Uneinigkeit bisher ge- 
ringe Erfolge.) „Avanti“ (Milano), 12. August. 


Seeschiffahrt. 


Zur Hausse in Schiffahrtsaktien. (Durch die Hausse- 


bewegung in österreichischen Schiffahrtsaktien werde 
der Regierungseinflluß auf die künftige Frachtenpolitik 
erschwert; die Behauptung, daß die Höhe der Frachten 
vom internationalen Markt abhängig, sei für die 
Übergangswirtschaft falschh nur zur Wiederan- 
knüpfung an alte spekulative Behelfe nach dem Welt- 
krieg dienlich und rechne nicht mit der tatsächlichen 
Machtfülle der Regierung. Empfiehlt Maßhalten 
zwischen Hochfracht und Schleuderfracht.) Von Dr. 
K.R. v. Frey, Triest. „Reichspost“ (Wien), 4. Sep- 
tember. 


Ein neues Marineunterstützungsgeset2. (Unterstützung 


der österreichischen Handelsmarine gegen Frankreich 
und Italien, die an der Subventionspolitik festhalten, 
nötig. Regierungsvorlage vom Io. September für drei- 


- jährige Verlängerung des Ende 1916 abgelaufenen 


Marineunterstützungsgesetzes.. Kontingentserhöhung 
für Bauzuschüsse. Verbot der Übertragung eines 
etwaigen unverbrauchten Teiles des Kontingents über 
1921. Recht der Staatsverwaltung auf Aufhebung oder 
Herabsetzung der Reisezuschüsse für bestimmte Fahr- 
ten oder Warengattungen nach drei Monate vorher er- 
folgter Veröffentlichung derartiger Verfügungen. Dar- 
lehen für Reeder. Verpflichtung der Reeder, nicht- 
aktive Seeoffiziere bei Anstellungen zu bevorzugen.) 
„Die Zeit“ (Wien), 11. September. 

und Schiffahrt, _ eingetragener 
Verein. (Gründung eines Archivs für Schiffbau und 
Schiffahrt in Hamburg am 5. Juli 1917. Es soll Nach- 
richten sammeln über alle Fragen des praktischen Be- 
triebes von Schiffbau und Schiffahrt. Inhalt: nur Tat- 
sachen und tatsächliche Mitteilungen.) Mitteilungen 
des „Archivs für Schiffbau und Schiffahrt“ (Hlam- 
burg), 15. Juli. 


Der Norddeutsche Lloyd und der Krieg. (Die hohen, bis 


zu 6 Prozent ansteigenden Versicherungsprämien sind 
übertrieben; der Lloyd hat einen Teil aller seiner 
Dampfer in Selbstversicherung, über einen gewissen ‘ 
Betrag hinaus aber auch bei englischen Gesellschaften 
versichert. Die vom Reich angeforderten Schiffe 
werden während der Kriegsdauer vom Reiche ver- 
sichert. Nach dem Krieg wird die Handelsschiffahrt 
vom Londoner Markt unabhängig gemacht werden. Die 
Berliner „Securitas“ siedelt nach Bremen über.) 
„Handel und Industrie“ (München), 25. August. 


Das Frachtrabattsystem in der Seeschiffahrt und seine 


dringende Reform. (Das Frachtrabattsystem bedürfe 
nach Friedensschluß dringend einer Erleichterung. 
Es soll den Verfrächtern freistehen, bei dringenden 
Lieferungen ohne Verlust des ganzen Frachtrabattes 
auch Schiffe, die nicht den Konferenzlinien angehören, 
zu benützen, fails der Nachweis erbracht wird, daß 
auf ‚diesen die Verschiffung rascher durchzuführen 
sei.) „Handel und Industrie“ (München), 25. August. 


Vorschläge für die Lösung des Frachtrabattproblems. 


(Die kartellierten Großreeder, die Reichshilfe ver- 


. langen, sollten Entgegenkommen gegen die Verfräch- 


ter zeigen. Die aufgelaufenen Rabatte, die sie ihren 
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Kunden gewähren, wenn sie sich nicht der Dienste von 


Außenseitern bedienen, sollten den Verladern auch, 


dann nicht in allen Fällen vorenthalten werden, wenn 
sich diese vom Pool lossagen. Ein aus Reedern und 
Exporteuren paritätisch zusammengesetztes Schieds- 
gericht könnte in strittigen Fällen entscheiden.) 
„Deutsche Export-Revue“ (Berlin), 31. August. 


Die Selbständigmachung des deutschen Versicherungs- 


marktes. (Für die nächste Zukunft dürfte die längst 
vorbereitete große Hamburger Seeversicherungsgesell- 
schaft ,„Seegilde“ endlich ins Leben treten, um die 
endgültige Trennung der deutschen Seeschiffahrts- 
interessen von dem Weltversicherungsinstitut Lloyds 
in London sicherzustellen.) „Handel und Industrie“ 
(München), I. September. 


Schweizer Seetransport- und Verkehrsfragen und Triest. 


(Der Schweiz steht außer Rotterdam und den weniger 
leistungsfähigen französischen Häfen, wie Bordeaux, 
Nantes, Cette und Marseille, nur der stets überlastete 
Hafen von Genua zur Verfügung. Die Adriahäfen, be- 
sonders Triest, könnten billiger und namentlich Triest 
könnte rascher bedienen, was nach Friedensschluß sehr 
in die Wagschale fallen wird.) Von Eugen Löwinger. 
„Dorns Volkswirtschaftliche Wochenschrift“ (Wien), 
7. September. 


Zur Frage der schweizerischen Handelsflotie. (In An- 


betracht des derzeitigen allgemeinen Mangels an 
Schiffsraum wird in der Schweiz der Bau von Schiffen 
eigener Flagge empfohlen. Die in der Schweiz selbst 
nicht beschaffbaren Materialien könnten von auswärts 
bezogen, die meisten Arbeiten in- schweizerischen 
Werkstätten durchgeführt werden. Nützliche Be- 
schäftigung für den schweizerischen Maschinenbau. 
Die Zusammensetzung der Schiffe müßte allerdings in 
den Häfen geschehen. Die Bemannung der Schiffe böte 
keine unüberwindlichen Schwierigkeiten.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 28. August. 


Nouvelles considerations sur la Marine marchande. 


(Aufsatz von Charles Roux in „Revue des Deux 
Mondes“ über „Die Gefahr der französischen Handels- 
marine“. Die französischen Häfen ungenügend für die 
Aufnahme größerer Warenmengen. Zur Behebung 
dieses Übelstandes großartige Bautätigkeit der Han- 
delskammern, unter Verwendung deutscher Kriegs- 
gefangener als Arbeiter. Nötig: Selbstverwaltung der 
Hafenstädte, Schaffung zollfreier Zonen für Durch- 
fuhrwaren; erwünscht: Änderung des Zollwesens zu 
gunsten der französischen Handelsflotte. Vorteilhaft 
wäre angeblich Abschaffung der Lotsentätigkeit. 
Staatliches Unterstützungswesen bei Schiffsausrüstun- 
gen neu zu regeln. Verpflichtung einiger vom Staate 
unterstützter Schiffahrtsgesellschaften, Staatsbeamte 
zu ermäßigten Preisen zu befördern, für diese Gesell- 
schaften angeblich sehr drückend.) „Le Semaphore de 
Marseille“, 8. August. 


Großbritanniens Furcht vor dem deutschen Wettbewerb. 


(Aus Furcht vor dem Wettbewerb deutscher Linien- 
dampfergesellschaften nach Friedensschluß Zusam- 
menlegung englischer Reedereien zu Schiffahrtstrusts. 
So sind fünf Gruppen zu durchschnittlich je andert- 
halb Millionen Tonnen Schiffsraum entstanden.) 
„Deutsche Export-Revue“ (Berlin), 31. August. 


Wie steht der U-Bootkrieg? (Hält Großbritannien bis 


Ende September 1917 aus, dann schöpft es aus seiner 
eigenen Ernte für drei Monate Erleichterung; von 
Ende Dezember an habe es aber, bei gleichbleibender 
deutscher Unterseeboottätigkeit, mit immer größeren 
Schwierigkeiten zu rechnen und könnte Ende März 
nicht mehr den für die Kriegführung nötigen Schiffs- 
raum aufbringen.) Von Kapitän zur See a. D. v. Kühl- 
wetter. „Kölnische Zeitung‘, 12. September. 


Nordische Schiffahrt und Amerika. (Absperrung 
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Deutschlands der Entwicklung des skandinavisch- 
amerikanischen Verkehrs günstig. 1916 dreimal soviel 
[265 dänische] Schiffe im Hafen von New York an- 
gelaufen als in irgend einem Friedensjahr. Aktien- 
kapital der 1914 gegründeten Schweden—Amerika- 
Linie verdreifacht [von 8 auf 24 Millionen Kronen]. 
Schiffahrtslinien nach Chile und Mexiko. Norwegisch- 
amerikanische Linie machte im Jahre 1916 55 Ozean- 
reisen. Ankauf und Bau norwegischer Schiffe auf 
nordamerikanischen Werften. Gründung einer Nor- 
wegisch-amerikanischen Bank in New York, Nor- 
wegischen Seeversicherungsgesellschaft in Nord- 
amerika.) „Handel und Industrie“ (München), 8. Sep- 
tember. 


Die küstenländischen Häfen Finnlands. (Die bedeutend- 


sten Häfen am Finnischen Meerbusen: Helsingtors, 
die Hauptstadt mit großen Hafenanlagen, Wiborg, 
wichtig für die Holzausfuhr, Hangö für den Butter- 
versand. An der Ostsee: am wichtigsten Abo. Am 
Bottnischen Meerbusen: mehrere kleinere Häfen, über 
die vor dem Weltkrieg hauptsächlich Holz und land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse nach Schweden und 
Deutschland verschifft wurden. Schilderung der Hafen- 
anlagen auf den einzelnen Plätzen.) „Das Schiff“ 
(Berlin), 31. August. 


Von der italienischen Schiffahrt. (In Italien, das schon 


vor dem Krieg, wenn auch mit verhältnismäßig ge- 
ringem Erfolg, der Schiffahrt eine ausgiebige staat- 
liche Unterstützung zu teil werden ließ, wurde diese 
in den beiden letzten Kriegsjahren nicht erhöht. Da- 
durch werde es Italien vielleicht nicht möglich sein, 
mit einer bedeutenden Handelsflotte in den Frieden 
einzutreten.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
25. August. 


La Marina mercantile italiana. (Bei Friedensschluß die 


Handelsflotten der meisten Staaten wahrscheinlich ım 
selben Stande wie 1914. Hingegen einige Zeit erhöhte 
Frachtraumnachfrage wegen des gesteigerten Bedarfes 
an Überseewaren. Später bei abnehmender Nachfrage 
empfindlicherer Wettbewerb. - Für diese Zeit Schutz 
der nationalen Schiffahrt gegenüber der ausländischen 
nötig. Unzweckmäßiger Vorschlag, die im Schiffbau 
oder Ankauf fremder Schiffe angelegten Kriegs- 
gewinne anderer Industrien von der Kriegsgewinn- 
steuer auszunehmen. Ungerecht gegen ältere Werften 
die kostenlose Zuweisung von Bauplätzen zur Errich- 
tung neuer. Zusammenschluß aller italienischen Reede- 
reien an sich nützlich, sei nicht durch den Staat zu 
erzwingen.) „L’Economista d’Italia“ (Rom), 4. Sep- 
tember. 


Der Stand der italienischen Handelsflotte nach italieni- 


schen Quellen. (Nach italienischer Berechnung ver- 
fügbarer Schiffsraum der italienischen Handelsflotte 
Ende Juni 1918 975.000 Tonnen, das heißt verfügbarer 
bewegter Schiffsraum im Jahre 5°8 Millionen Tonnen, 
gegenüber einem Bedarf von 18 Millionen Tonnen. 
Zweifelhafte Hoffnung Italiens, durch ausgedehntere 
Verwendung von italienischer Braunkohle den Bedarf 
an Steinkohlen für@Schiffszwecke einzuschränken.) 


„Fremden-Blatt“ (Wien), 14. September. 


Massenfabrikation im Schiffbau. (Die Schaffung einer 


Reihenerzeugung im deutschen Schiffbau nach engli- 
schem oder amerikanischem Muster sei erstrebenswert, 
da hierdurch die Herstellung der Schiffe wahrschein- 
lich beschleunigt und verbilligt werden könnte. Hin- 
gegen dürfte die geplante Standardisierung in der engli- 
schen und der nordamerikanischen Schifferzeugung 
wenig Aussicht auf Erfolg haben.) Von dipl. Ing. 
H. Gruber. „Frankfurter Zeitung“, 26. August. 


Das Schiffbauproblem. (Die Nachrichten der Entente- 


blätter, daß auf Werften der Vereinigten Staaten eine 
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Das bedrohte Welteinheitsporto. 


Ernährungsamt und Ackerbauministerium. 


Tonnage von 2'25 Millionen t Handelsschiffe im Bau | 
sei, mag vielleicht richtig sein; aus mannigfachen 
Gründen sei es aber höchst zweifelhaft, daß diese 
Schiffe auch nur halbwegs rechtzeitig, d. h. binnen 
9—12 Monate, fertiggestellt sein werden.) „Vossische 
Zeitung“ (Berlin), 27. August. 


Binnenschiffahrt. 


Belgische Binnenschiffahrtsfragen. (In Belgien werde 
die Verhinderung der Maaskanalisierung durch Hol- 
land und der Ausbau des belgischen Kanalnetzes für 
Schiffe von 600—1000 Tonnen gewünscht. Antwerpen 
soll unmittelbar mit dem Rhein verbunden werden.) 
„Österreichische Eisenbahn-Zeitung“ (Wien), I. Sep- 
tember. 


Eisenbahnwesen. 


Aufruf der amerikanischen Regierungskommission an 
das russische Volk. (Aus der Union ist nach Ausbruch 
der russischen Revolution eine Kommission bewährter 
Eisenbahnmänner nach Rußland gegangen. Aufruf der 
Kommission mit Vorschlägen zur Verbesserung des 
russischen Eisenbahnwesens. Zum Bau von Loko- 
motiven und Wagen gewährten die Vereinigten 
Staaten an Rußland einen Kredit von 750 Millionen 
Rubel. Dadurch habe die Union das russische Eisen- 
bahnwesen in ihre Hand bekommen.) „Zeitung des 
Vereines deutscher Eisenbahnverwaltungen‘“ (Berlin), 
1. September. 


Amerikanische Bahnen. (Die Sanierung der notleidenden 


Bahnen geht überraschend schnell vor sich. Die 
Zwangsverwaltung soll aufgehoben werden, sobald 
man einen Ausgleich mit den Hypothekargläubigern 
zu stande gebracht haben werde, wobei das Investi- 
tionsbedürfnis der Bahnen Befriedigung findet.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 1. September. 


Post und Telegraphie. 


(Frankreich plant ein 
Entente-Einheitsporto von 10 Centimes für einfache 
Briefe. Als Gegengewicht wird der Ausbaır des zwi- 
schen Deutschland und Österreich-Ungarn bestehen- 
den Posttarifs zu einem mitteleuropäischen Tarıf vor- 
geschlagen, bis sich später die Idee des Welteinheits- 
portos und der Weltbriefmarke wieder durchringen 
werde.) Von Karl Kellermann. ‚Echo‘ (Berlin), 
30. August. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 
politik. 


Warum Getreidemonopol ... warum nicht Mehlmonopol? 
(Bekämpft einen für das Getreidemonopol eintretenden 
Aufsatz von Eduard Braun, Generaldirektor der 
Schoellerschen Mühlen, im „Österreichischen Volks- 
wirt“. Vorzug eines Mehlmonopols gegenüber einem 
Gretreidemonopol. Erstens technisch leichter durchführ- 
bar. Durch Getreidemonopol den Bauern in seiner 
Freiheit zu beschränken, sei unrecht, da er erst durch 
den Gelderwerb und die Schuldentilgung im Welt- 
krieg wirklicher Besitzer seines Anwesens geworden.) 
„Wiener Montags-Journal“, 10. September. 

(Dem Er- 
nährungsamte sei Einfluß nicht nur auf die Herbei- 
schaffung und Verteilung der Lebensmittel, sondern 
auch auf die Vermehrung ihrer Erzeugung einzuräu- 
men. Das Ackerbauministerium, dem die Produktions- 
förderung zukommt, stehe zu sehr unter agrarıschem 
Einfluß. Nur bei Vereinigung der Produktionsförde- 


Das Mehrproduktionsproblem 


rung mit der Herbeischaffung. und Verteilung der 
Lebensmittel in einer Hand sei Erfolg zu erwarten.) 
„Zeitschrift für Staats- und Volkswirtschaft“ (Wien), 
2. September. 


Quertreibereien gegen die Kartoffelaufbringung. (Gegen 


die von den Wiener bürgerlichen Zeitungen geforderte 
Marktfreiheit für Kartoffel behufs Anreizes der er- 
zeugenden Landwirte, nachdem die Bedürfnisse des 
Heeres und der „Mindestbemittelten“ gedeckt seien; 
denn nach den bisherigen Erfahrungen bedeute dies 
eine Begünstigung der Wohlhabenden und schwere Be- 
nachteiligung der mittleren und ärmeren Schichten.) 
„Arbeiter-Zeitung“ (Wien), I. September. 


Gegen die Doppelversorgung. Unterredung mit Landes- 


ausschuß Bielohlawek. (Die Doppelversorgung der in 
Gasthäusern und Gemeinschaftsküchen Verpflegten 
mittels privater Ankäufe und Hamstereien müsse, an- 
gesichts der großen Nahrungsmittelschwierigkeiten der 
übrigen Bevölkerung, abgestellt werden, wahrscheinlich 
durch Ausdehnung des Kartensystems, wie Gasthaus- 
karten u. dgl.) „Wiener Mittags-Zeitung“, 6. Sep- 
tember. ; 


Tabakersatzmittel. Bevorstehendes Verbot des V erkaufes. 


(Tabakersatzmittel werden jetzt nicht nur von 
Apotheken und Lebensmittelhändlern, sondern auch 
von Tabaktrafiken verkauft, wozu aber letztere nicht 
berechtigt sind. Ein Verbot des Finanzministeriums 
wird diesen Verkauf ausdrücklich beseitigen. Das Mi- 
nisterium des Innern erblickt ın diesem Handel eine 
Gefahr für die Gesundheit der Bevölkerung und wird 
den Verkauf der Tabakersatzmittel überhaupt ver- 
bieten.) „Die-Zeit“ (Wien), 4. September 


Laubheu als Futterersatz. (Die österreichische Futter- 


mittelzentrale hat Merkblätter mit Anleitungen zum 
Laubheusammeln herausgegeben; dieses kann aber 
kaum als einziges Futter, sondern nur als Ergänzung 
zu Gras, Heu etc. verwendet werden. Am besten eignet 
es sich zur Ziegenfütterung, am wenigsten für Pferde 
und Schweine.) „Neues Wiener Journal“, I. Sep- 
tember. 

als politischer Faktor. 
(Unzulänglichkeit der während des Weltkrieges in 
Bulgarien errichteten Ernährungsdirektion, der-die er- 
forderliche Exekutionsgewalt fehle. Daher Schwierig- 
keit, die landwirtschaftliche Erzeugung so zu be- 
einflussen, daß eine Mehrerzeugung ermöglicht werde. 
Notwendig hierzu die Errichtung eines Wirtschafts- 
zentralamtes mit weitgehender Machtbefugnis.) Von 
N. Christow, Sofia. „Wirtschaftszeitung der Zentral- 
mächte“ (Wien), 24. August. 


Die Herstellung von Kraftstroh und seine Bedeutung 


für die Ersparnis von Brotgetreide. (Durch Freilegung 
der Rohfasern von anderen Bestandteilen könne Stroh 
in ein für Pferde leicht verdauliches und -nahrhaftes 
Futter verwandelt werden. Ein. Zentner Stroh habe 
dann einen Futterwert von zwei Zentnern Roh- 
kartoffeln. Das Verfahren zur Herstellung derartigen 
Kraftstrohs sei einfach, die Errichtung von Kraft- 


strohfabriken auch in Warschau möglich und er- 
wünscht.) „Deutsche Warschauer Zeitung“, 
30. August. 


Die Druschprämie. Zwei Drittel der Ernte bereits abge- 


liefert. (Die gute Beschaffenheit verbürge Deutsch- 
land eine besondere Bekömmlichkeit des Brotes und 
seine höhere Ausnützbarkeit; abweichende Ansichten 
aus Bäckerkreisen.) „Vossische Zeitung“ (Berlin), 
30. August. 


Die Teuerung in der Schweiz. Massendemonstration der 


Arbeiter. (Teuerungsdemonstrationen in der Schweiz. - 
Arbeiter verlangen Einführung von Höchstpreisen für 
die wichtigsten Lebensmittel, wie Kartoffel, Fleisch, 
Butter, Fett, Obst, ferner Rationierung und Sparmaß- 


La politica dei consumi. 


Die Lohnmiühlen 


Die k. k. Futtermittelfabrik in Belgrad. 


27. SEPTEMBER 1917] 


nahmen für Brennstoffe. Die Forderung, den Hand- 
arbeitern doppelte Brotration zu bewilligen, wird von 
der Regierung als unzulässige Benachteiligung der 
übrigen Bevölkerung bezeichnet.) „Die. Zeit“ (Wien), 
7. September. 

(Vollständiger Mißerfolg der 
Politik des Leiters des italienischen Commissariato 
degli approvvigionamenti [Ernährungsamtes] Canepa. 
Geplante Einführung der Brotkarte in ganz Italien zur 
Verringerung des Getreideverbrauches um ein Fünftel 
seiner jetzigen Höhe sei unzweckmäßig. Freigabe des 
Handels mit Getreide nötig.) „L’Economista d’Italia“ 


» (Rom), 31. August. 


Nahrungsmittelindustrien. 


und deren Gebarungsweise. (Das 
Mahlen ohne Mahlbescheinigung wird vom Nieder- 
österreichischen Mühlenverband gebrandmarkt und 
auch von der „Österreichischen Müller-Zeitung“ ver- 
urteilt; jedoch wird auf die schwierige Lage der 
Selbstversorger hingewiesen, die oft 6—8 Wochen 
keine Mehlbescheinigung erhalten.) „Österreichische 
Müller-Zeitung“ (Wien), 9. September. 


Die Entkeimung von Mais und Getreide zum Zwecke der 


Ölgewinnung. (In Österreich Entkeimung des Maises 
und anderer Getreidearten durch die Mühlen, die dafür 
eigens entlohnt werden, Keime werden nur den zuni 
Futter bestimmten Getreidemengen entnommen. Die 
gewonnenen Öle nicht nur für technische Zwecke, 
sondern auch zur menschlichen Ernährung geeignet. 
Bis Ende Februar 1917 aus den Maiskeimen gewonnen: 
10.965 g Maiskeimöl, 45.210 g Maiskeimkuchen, 
32.799 q Maiskeimschrot, Die Verarbeitung von Ge- 
treidekeimen geringfügig.) „Österreichische Agrar- 
zeitung“ (Wien), 1. September. 

(April 1917 
wurde in Belgrad eine k. u. k. Futtermittelfabrik ins 
Leben gerufen, durch Zusatz von Abfallprodukten 
|Maiskolben, Stengel, Laub, Mais- und Buchenkerne, 
Eicheln, Blutmehl] die Futtermittel zu strecken, ohne 
deren Nähr- und Verdauungswert zu vermindern. 
Pferde- und Kuhfuttermittel hergestellt, die ungefähr 
die Hälfte ihres Gewichtes an Hafer und Mais er- 
sparen sollen.) „Die Seife“ (Wien), 29. August. 


Die Lage der deutschen Malzindustrie. (Schlechte Lage 


der deutschen Malzindustrie, diese bei der Gersten- 
zuteilung ausgeschlossen, da sie kein Endprodukt her- 
stelle. Nur jene Gerste vermälzt, die von den Brau- 
ereien zugewiesen wird: Lohnmälzerei. Die Brauereien 
beschäftigen lieber ihre eigenen Mälzereien zum 
Schaden der anderen. Fordert gleichmäßige Zuteilung 
von Arbeit an alle Betriebe.) „Kölnische Zeitung“, 
31. August. 


Zur Lage des Zuckermarktes. (Die Erhöhung des Rüben- 


anbaues wurde nicht durchgesetzt, die genügende 
Kohlenzufuhr den Fabriken nicht gesichert. Gegen das 
Zusammenlegen von Rohzuckerfabriken und die Liefe- 
rung von sogenanntem „Edelzucker“, tatsächlich nicht- 
raffiniertem Zucker, unmittelbar an den Verbrauch 
wird Stellung genommen.) ‚„Hamburgischer Kor- 
respondent“, 6. September. 


Die Fettfrage in Deutschland im französischen Lichte. 


(Aufsatz der Pariser ‚Petite Republique“ über die 
Fettfrage in Deutschland: Fettgewinnungsanstalten 
in den besetzten Gebieten hinter der Front von der 
Militärintendanz errichtet.-. Sammeln von Knochen 
durch die Berliner Schuljugend. Knochenprodukten- 
Handelsgesellschaft in Berlin, mit Filialen in der Pro- 
vinz, Ablieferungspflicht für verdorbene Öle, Fette, 
Wurstwaren etc. Anlage von Fettfängern in den Ka- 
nälen.) „Die Seife“ (Wien), 5. September. 
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Strafprozesse gegen Nahrungsmittelfabrikanten. „Er- 


satz-" und „Sparmittel“. (Die Bundesratsverordnung 
vom 26. Juni 1916 bedroht den Vertrieb von Nah- 
rungsmitteln unter einer zur Täuschung geeigneten 
Bezeichnung mit Strafe; Streitfrage, ob es bei ge- 
wissen Erzeugnissen, z. B. bei Suppenwürfeln auf den 
Geschmack oder auf den Nährwert ankomme, ferner 
ob im Gebrauch des Wortes „Ersatzmittel‘ statt „Spar- 
mittel“ eine Täuschung der Käufer läge; dies erzeugt 
große Unsicherheit in der deutschen Nahrungsmittel- 
industrie.) „Berliner Tageblatt“, 28. August. 


Die Zuckerfrage im britischen Reich. (Der Rückgang 


der englischen Zuckerversorgung und die Teuerung 
des Zuckers beruhten auf der Abschneidung der Ein- 
fuhr von Rübenzucker; an dessen Stelle ist zum Teil 
Kolonialzucker getreten, der in England mehr als 
früher raffiniert wird. Die Union lieferte 270.000 t 
raffinierten Zucker.) „Hamburgischer Korrespondent‘, 
25. August. 


|Die Frage des Fortbestandes der Brüsseler Zucker- 


konvention. Der Verein der deutschen Zuckerindustrie 
befürwortet im Gegensatz zum Syndikat der franzö- 
sischen Zuckerfabrikanten das Weiterbestehen der 
Konvention. Beitritt Englands; Auf- 
hebung der mittelbaren russischen Ausfuhrprämien. 
Gegenüber der Gefahr des Wettbewerbes des Rohr- . 
zuckers, dessen Erzeugung von 1913/14 bis 1916/17 
um 15 Prozent gestiegen, gleiche Behandlung des 
Rohr- und Rübenzuckers bei den britischen Zoll- 
ämtern nötig. Erwünscht einstweilige Verständigung 
der kriegführenden Mächte auf dem Friedenskongreß.) 
„Frankfurter Zeitung“, 28. August. 


Bedingungen: 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Gasheizung statt Kohlenfeuerung. (In Österreich ist mit 


einem Ausfall von 5 Millionen t Kohlen gegen den 
Frieden zu rechnen; Verminderung der Produktion 
um 1,600.000 t, der Einfuhr um 2,400.000 f. Der Be- 
darf an Kohle stark gestiegen, bei Kriegsindustrien 


oft um 300 Prozent. Ersparnis an Brennstoffen am 


besten durch Umgestaltung der derzeitigen Heiz- 
technik in Gasfeuerung zu erzielen. Auch für die In- 
dustrie wäre die Gasfeuerung vorzuziehen, da die 
üblichen Brennvorrichtungen meist nur etwa 30 Pro- 
zent der erzeugten Wärme ausnützen.) Von Ing. 
Professor Otto W. Fischer. „Reichspost“ (Wien), 
26. August. 


Das Bergbauwesen im k. u. k. Okkupationsgebiete in 


Serbien. (Die k.. u. k. österreichische Militärverwal- 
tung hat sechs serbische Bergwerke [Kohle, Schwefel, 
Blei, Kupfer, Zink, Silber] übernommen, die Anlagen 
ausgebessert und den Abbau nach kurzer Frist be- 
gonnen. Z. B. wurde das Kohlenbergwerk Vlaska ini 
Dezember 1915 übernommen, im Februar 1916 wurde 


‘die erste Kohle bereits auf der Bahn verfrachtet, und 


derzeit wird sie schon nach Ungarn 
„Pester Lloyd“, 25. August. 


ausgeführt.) 


Kohle. (Die Frage, ob man kriegsindustrielle Betriebe 


einstellen oder die Hauswirtschaften leiden lassen 
solle, wird zu gunsten der Kriegsproduktion ent- 
schieden. Die Einschränkung der Kokserzeugung wäre 
möglich, in der Kohlenausfuhr, die derzeit eine politi- 
sche Rolle spielt, seien höhere Preise zu erzielen; man 
sollte die exportierenden großen Firmen besser als 
bisher überwachen. Die Kohlenfrage sei augenblicklich 
die Grundfrage der Kriegswirtschaft.) „Plutus“ 
(Berlin), 29. August. 


Die Kohlenversorgung Frankreichs für den bevorstehen- 


den Winter. (Frankreich ist betreffend die Kohlen- 
versorgung optimistisch. Das Wachstum der für 
Frankreich tätigen Kohlenflotte, die vermehrte in- 


Die Kleiderordnung. 


Zur Lage der englischen Baumwollindustrie. (Der Con- 
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ländische Förderung durch Mehreinstellung von Ar- 
beitern, die in drei achtstündigen Schichten fördern 
sollen, die Verbesserungen in den Schiffentladungen, 
die Anlage von Kohlendepots in den Departements, 
endlich das behördliche Verteilungssystem sollen über 
die Schwierigkeiten des Winters hinweghelfen.) 
„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 24. August. 

Les Mines du Canada. (Der kanadische Bergbau hat 
während des Weltkrieges einen gewaltigen Auf- 
schwung genommen, leidet aber unter Arbeitermangel 
und hohen Löhnen; er ist außerordentlich entwick- 
lungsfähig, besonders für Kohle, Kupfer, Blei, Gold, 
Nickel.) „Le Monde Economique“ (Paris), 25. August 


Textilindustrie, Konfektion. 


Die Lahmlegung der Wirkwarenindustrie. (Vollständiger 
Stillstand der österreichischen Wirkwarenfabriken; 
Preise gegen Friedenszeit um das Zwölffache ge- 
stiegen. Deutsche Strümpfe stiegen um 150 Prozent, 
österreichische um 700 Prozent. Richtpreise ergebnis- 
los, da keine Garne und auch keine geeigneten Ersatz- 
stoffe vorhanden. Abhilfe der Knappheit nur durch 
Freigabe von Garnen der Heeresverwaltung moglich.) 
Von Ferdinand Popper. „Allgemeine URZEEL, Zeitung“ 
(Wien), 31. August. 

(Die neue Kleiderordnung soll 
auch die Bestimmung treffen, daß für neue Kleider ein 
altes Kleiderstück abzuliefern sei. Dadurch wird aber 
die so notwendige Verbrauchseinschränkung nicht er- 
zielt; die gesperrte Ware, die noch zu den alten 
Preisen abgegeben werden kann, müßte den Minder- 
bemittelten vorbehalten werden.) „Arbeiter-Zeitung“ 
(Wien), 4. November. 


Die geplante Textil-Konsumsteuer. (Notwendigkeit nach 


Friedensschluß, Luxuswebwaren für die Ausfuhr zu 
erzeugen. Dies durch die nach einer Mitteilung des 


ungarischen Finanzministers für Ungarn geplante 
Textilkonsumsteuer, welche die Unternehmertätig- 


Österreich dürfte dem 
„Allgemeine Textil- 


keit sehr erschweren werde. 
ungarischen Beispiel folgen.) 
Zeitung“ (Wien), 7. September. 


Rotterdam als zukünftiger Baumwollmarkt. (In Rotter- 


dam großes Lagerhaus für Baumwolle vorbereitet und 
ein Ausschuß für den Baumwollmarkt bestellt; die 
Baumwolle selbst wird freilich während des Welt- 
krieges den Holländern von der ’britischen Regierung 
auf das knappste, kaum genug für den eigenen Bedarf, 
zugemessen. Vor dem Krieg Rotterdam kein Baum- 
wollmarkt, für die Zeit nach Friedensschluß große 
Hoffnungen.) „Allgemeine Textilzeitung“ (Wien), 
31. August. 


trol Board für die britische Baumwollindustrie hat 
wegen erschwerter Rohstoffeinfuhr eine Produktions- 
einschränkung auf 60 Prozent des gegenwärtigen Be- 
triebes angeordnet. Wahrscheinlich Änderung der Ver- 
ordnung zu gunsten der Industrie. Nach Angabe des 
Board of Trade trotz aller Schwierigkeiten Juli 1917 
Ausfuhr von Baumwollgeweben [469,087.000 Yards] 
gegenüber Juli 1916 nur unwesentlich verringert, 
gegenüber Juli 1915 gestiegen; ähnliche Verhältnisse 
der Garnausfuhr, die Juli 1917 14,073.400 lbs be- 
trug.) „Neue Zürcher Zeitung“, 30. August. 

Englands Baumwoll-Herrschaft in Gefahr. (Nach nord- 
amerikanischer Meldung Wettbewerb der Union wach- 
sende Gefahr für die britische Baumwollindustrie. 
Vor dem Weltkrieg lieferte England zwei Drittel aller 
auf dem Weltmarkt zur Ausfuhr gebrachten Baum- 
wollwaren, die Union zwei Drittel aller rohen Baum- 
wolle und fünf Prozent der ins Ausland gelangenden 
Baumwollerzeugnisse. Ausfuhr englischer Baumwoll- 
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Riesenflugzeuge. 


Die Elektrizität im Dienste der 
Mehrproduktion. (Elektromotoren nicht nur für land- 
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waren 1913 7, 1916 5!/, Milliarden Yards [619 und 
577 Millionen Dollar]. Hingegen Steigen der Baum- 
wollwarenausfuhr der Union von 54 Millionen Dollar 
im Jahre 1913 auf ıı2 Millionen im Jahre 1916. 
Gleichzeitig Abnahme der Einfuhr. In der Ausfuhr 
überwiegen grobe Gewebe.) „Wirtschaftlicher Nach- 
richtendienst“ (Hamburg), 1. September. 


Leder und Lederwaren. 


Der Voolksschuh. Freigabe von Leder für die V olksschuh- 


erzeugung. (Aus währungspolitischen Gründen ist es 
österreichischen Kaufleuten untersagt worden, Schuhe 
aus der Schweiz zu beziehen. Drohende Schuhnot. 
Eine geringe Menge Leder wurde vom Kriegsmini- 
sterium für die Zivilbevölkerung freigegeben. Ein- 
führung der Schuhkarte sei geplant.) „Die Zeit“ 
(Wien), 6. September. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


(Die in Rußland gebauten großen 
Doppeldecker mit 4 Motoren können 1800 kg Nutzlast 
mit einer Geschwindigkeit von 130 km in der Stunde 
fortbewegen; sie werden serienweise in Riga und 
Petersburg hergestellt. Die hohen Erwartungen, welche 
man an sie knüpft, haben sich bisher im Krieg nicht 
erfüllt.) Von Regierungsrat dipl. Ing. Reiniger. „Ber- 
liner Tageblatt“, 5. September. 


Die japanische Maschinenindustrie und ihre Reflex- 


bewegung auf England und den fernen Osten. (Japan 
entwickelt sich mit Regierungsunterstützung zu einem 
ernsten Konkurrenten Englands. Elektrische Apparate 
werden auf dem australischen Markt angeboten. Doch 
ist der Mangel an Eisen fühlbar, weil die lohnende 
Munitionsausfuhr nach Rußland zuerst berücksichtigt 
werden muß und der Eisenverbrauch überhaupt ge- 
stiegen ist.) „Österreichische Polytechnische Zeit- 
schrift“ (Wien), Juli. 


Elektrische Industrie. 


landwirtschaftlichen 


wirtschaftlich industrielle Produktion, wie Mühlen, 
Zuckerfabriken, Brauereien etc., sondern auch für 
eigentlich landwirtschaftliche Arbeiten von Wichtig- 
keit, wie Betrieb von Berieselungs- und Entwässe- 
rungspumpen, Dresch-, Futterschneide- und Butter- 
knetmaschinen u. a. Einfache Bedienung, stete Bereit- 
schaft, geringes Gewicht und kleiner Raumbedarf 
Vorzüge des Elektromotors. Um auch in der ungari- 
schen Landwirtschaft eine stärkere Verbreitung der 
behufs Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
so wichtigen elektrischen Anlagen herbeizuführen, 
empfiehlt es sich, für billige Stromanschlüsse, Muster- 
wirtschaften mit elektrischen Betrieben, Erleichterung 
der Käufe von Motoren für Kleinbetrieb durch Raten- 
zahlung Sorge zu tragen.) Von Ing. Oskar v. Menczer. 
„Pester Lloyd“, 6. September. 


Chemische Industrie. 


Internationale Produsentenorganisationen und der Krieg. 


(Die Nobel-Dynamite Comp. Ltd. in London, eine 
Holding Corporation, die mit dem Konzern der Köln- 
Rottweiler Pulverfabriken im Kartell war; im Jahre 
1915 dieses Verhältnis gelöst. Plan der englischen 
Sprengstoffwerke, sich zu einem Trust zusammen- 
zuschließen. In Deutschland übernahm die Dynamit- 
A.-G. mit 36 Millionen Mark Kapital die englischen 
Interessen. ; 
Sprengstoffindustrie auf Farbstoff vorgesehen.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 7. September. 


- VERANTWORTLICHER REDAKTEUR: DR. EMIL LOEW. — DRUCK VON CHRISTOPH REISSER’S SÖHNE, WIEN V, 


Nach dem Weltkrieg ist Umstellung der 


RT t. 


Ta ANDELSN 


u > 


A Ya ee LS A 


If 4 n = Rama FA 
D 


Rd 
m nn 


AuDE Mm ie: Br en 


Herausgegeben von der Direktion des k. k. österr. della 


NR. 18. 


WIEN, 4. OKTOBER 1917. 


BEILAGE ZU NR. 40. 


Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Ausiandes. 
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Übergangswirtschaft. 


Arbeitsvermittlung nach dem Kriege. 
schluß dürften in Österreich viele Arbeiter und Ar- 
beiterinnen brotlos werden, wenn die heimkehrenden 
Krieger wieder an ihre alten Stellen kommen. Abhilfe 

gegen Überschwemmung des Arbeitsmarktes von ge- 
steigerter Bautätigkeit und vor allem von großzügi- 
ger, nach böhmischem Muster durchgeführter Ar- 
beitsvermittlung zu erwarten.) „Reichspost“ (Wien), 
12. September. 


Die Übergangswirtschaft. (Beteiligung der Bundes- 

staaten an der Einrichtung des deutschen Reichskom- 
missariates für Übergangswirtschaft notwendig. 
‚Dieses besteht aus kleinem Beirat von 8 und großem 
Beirat von 250 Personen, mit 21 Unterausschüssen, 
größtenteils Vertreter der Finanzwelt und Industrie. 
Fast abgeschlossen statistische Erhebungen über 
Friedensverbrauch der Rohstoffe als Grundlage für 
die mit Bezugscheinen zu regelnde Rohstoffverteilung 
nach dem Weltkrieg. Freiwerden des Handels er- 
wünscht, Förderung der Ausfuhr durch rasche De- 
mobilisierung der Industriearbeiter nötig.) Von Josef 
M. Jurinek, München. „Deutsche Tageszeitung“ 
(Berlin), 31. August. 

Überweisung von Valuta und Schiffsraum an den 
deutschen Handel. (Von der Hamburger „Bürger- 
schaft“ wird in einer Übermittlung an den Senat ge- 
fordert, bei den Reichsbehörden dafür einzutreten, daß 


(Nach Friedens- 


die Einfuhr nach Kriegsende dem freien Handel über- 
lassen bleibe, da nur dieser durch seine alten Ge- 
schäftsbeziehungen erfolgreich gegen offenen oder ver- 
steckten Wirtschaftskrieg werde auftreten können.) 
„Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 31. August. 
Zeitfragen. Luxus und Kapitalsbildung. (Nicht nur das 
Sparen nach französischer Art, auch der Verbrauch 
wirkt kapitalbildend, da sich Erzeuger und Händler 
durch ihn bereichern; die Bildung der Plutokratie, 
die in einem verbrauchenden Lande schneller vor 
sich geht, befördert die Luxusindustrie. Nach dem 
Kriege wird der Kapitalsbildung durch Sparen ein 


besonderes Augenmerk geschenkt werden müssen.) 
„Wirtschaftszeitung der Zentralmächte“, 7. Sep- 
tember. 

Industrie und Handel. (Äußerungen kaufmännischer 


Verbände für baldige völlige Freiheit des Handels. 
Der Hamburger Großhandel gegen die Genossenschaf- 
ten, obwohl der freie Handel hauptsächlich durch 
Kartelle und Syndikate bedroht. Annehmbar die For- 
derung Zentralisierung des behördlichen Ge- 
nehmigungszwanges.) „Vorwärts“, „Berliner Volks- 
blatt“, 5. September. 

Reichsbund deutscher Textildetaillistenverbände. (Vor- 
sitzender Oskar Tietz bespricht in der ersten Bundes- 
versammlung am 4. September die auf weitere Ein- 
schränkungen der Selbständigkeit des Einzelhandels 
während der Übergangswirtschaft abzielenden Bestre- 
bungen; die Anerkennung des Reichsbundes als einzige 


nach 
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Vertretung des gesamten deutschen Detailhandels in 
der Textilwarenbranche unumgänglich. Verlangt Än- 
derung der Preisbeschränkungsverordnung, hierbei 
Heranziehung von Fachleuten; fordert ein Kartellamt, 
dem der Reichsbund sorgfältig erwogene Vorschläge 
unterbreiten soll.) „Berliner Tageblatt“, 4. September. 
Unzufriedenheit im englischen Handel. (Durch die 
Unterordnung des Handels unter die Kriegserforder- 
nisse und die zunehmende Lahmlegung des freien 
„Verkehrs fühlt sich die Geschäftswelt bedroht; sie 
murrt gegen die bureaukratischen Eingriffe und sehnt 
sich nach der verlorengegangenen Handelsfreiheit zu- 
rück.) „Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 31. August. 
Englische Abrüstungssorgen. (Die Schwierigkeit, die 
weißen und farbigen Truppen aus den Übersee- 
besitzungen heimzuschaffen und sie während der 
langen Zwischenzeit zu ernähren, eine Bedrohung des 


britischen Arbeitsmarktes nach Friedensschluß; daher |- 


langsame Demobilisierung gewünscht; Sehnsucht 
Australiens nach seinen in Europa befindlichen 
Arbeitskräften.) Von Professor Dr. Alfred Manes, 
Berlin. „Pester Lloyd“, ıı. September. 

Amerikanische Geschäftshoffnungen. (Die amerikanische 
Geschäftswelt hofft bei der Wiederherstellung der ver- 
wüsteten Teile Europas große Bestellungen zu er- 
halten, insbesondere Maschinenlieferungen für Belgien, 
Polen, Frankreich sogar Deutschland. Doch dürfte mit 
dem Eintritt Amerikas in den Krieg seine Konkurrenz- 
fähigkeit geschwunden sein, ganz abgesehen davon, 
daß der nötige Schiffsraum fehlen würde.) „Kölnische 
Zeitung“, 29. August. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Deutschland und die österreichisch-ungarischen Finan- 
zen. (Gegen die in Ungarn verbreitete Ansicht, daß 
die Stützung der Finanzen Österreich-Ungarns durch 
Deutschland [,Bereinigung der Finanzfrage“] den 
handelspolitischen Verhandlungen zwischen beiden 
Ländern vorangehen müsse; beide Arten von Ver- 
handlungen müßten vielmehr Hand in Hand gehen.) 
Von Professor Dr. Robert Liefmann, Freiburg ı. Br. 
„Wirtschaftszeitung der Zentralmächte“ (Wien), 
31: August. 

Politischer Einwände gegen „Mitteleuropa“. (In 
Deutschland blicke man mit sehr übertriebener Be- 
sorgnis auf gewisse, gegen Mitteleuropa gerichtete 
Strömungen unter den Slawen, namentlich Tschechen, 
ferner unter Pazifisten, Westlern etc. Österreich- 
Ungarns; in Deutschland sollten einzelne Un- 
geschicklichkeiten untergeordneter Stellen vermieden 
werden [so zum Beispiel in der Frage der Pässe für 
österreichische Geschäftsreisende nach neutralen 
Ländern], die diesen Strömungen eine unfreiwillige 
Förderung zuführen; der mitteleuropäische Wirt- 
schaftsbund diene nur der Abwehr, nicht dem An- 
griff.) Von Professor Dr. Rudolf Kobatsch, Wien. 
„Wirtschaftszeitung der  Zentralmächte“ (Wien), 
21. September. 

Polen und sein wirtschaftliches Gleichgewicht: (Kon- 
greßpolens Industrie unter russischer Herrschaft 
durch kniffliche Tarifpolitik von Rohstoffversorgung 
aus Rußland abhängig gemacht, von Galizien und 
Schlesien abgeschnitten; nunmehr müsse sich Polen 
zum Verbindungsglied zwischen „Mitteleuropa“ und 
„Halbasien“ entwickeln.) Von Dr. Freiherrn von 
Mackay. „Hamburgischer Korrespondent“, 20. Sep- 
tember. 

Polen. (Enger Zusammenhang der polnischen Frage 
mit der Entscheidung über das wirtschaftliche und 


politische Verhältnis Deutschlands und Österreich- 
Ungarns untereinander.) „Der österreichische Volks- 
wirt“ (Wien), 22. September. 


Die Lösung der Balkanfrage. (Tritt für Balkanbund 


ein, der ein Riegel gegen das vielen ungarischen 
Sozialdemokraten als „‚militaristisch-hochschutzzöll- 
nerisch“ verhaßte „Mitteleuropa“ sein soll.) Von 
Josef Diner-Denes, Budapest. „Die Friedenswarte“, 
August/September. 


An unsere Leser. (Die Schriftleitung' kündigt, vom Ge- 


danken Berlin—Bagdad ausgehend, eine lebhafte 
Werbetätigkeit für Ungarns Einfuhr- und Ausfuhr- 
handel in Mitteleuropa, auf der Balkanhalbinsel und 
in der Türkei an.) „Der ungarische Volkswirt“ 
(Budapest), 5. September. 


Deutsch-türkische Wirtschaftsbeziehungen. (Deutsch- 


land müsse mit Hintansetzung seiner Ausfuhrinter- 
essen um der Lebensfähigkeit der Türkei willen Zu- 
geständnisse in Zollfragen machen. Das deutsche 
Kapital müsse sich gefallen lassen, daß seinem hem- 
mungslosen Betätigungsdrang durch die türkische 
Gesetzgebung aus sozialen Rücksichten willen Schran- 
ken gesetzt werden.) „Hamburgischer Korrespon- 
dent‘, 17. September. 


Dämmernde handelspolitische Erkenntnis. (Angeblich 


seien die britischen Versuche, eine Reihe besonderer 
deutscher Erzeugnisse, die bis zum Weltkrieg aus 
Deutschland bezogen wurden, nunmehr selbst herzu- 
stellen, durchaus mißlungen; hiedurch sei der Wirt- 
schaftskrieg nach dem Weltkrieg sinnlos geworden.) 
„Deutsche Lodzer Zeitung“, 22. September. 


Das Rohstoffmonopol unserer Feinde. (Das Rohstoff- 


monopol. der Entente große Gefahr für rasches und 
leistungsfähiges Wiederaufleben der deutschen In- 
dustrie. Eine der wichtigsten Aufgaben der deutschen 
Friedensunterhändler, die rücksichtslose Geltend- 
machung eines derartigen Monopols im Frieden zu 
verhindern.) „Münchner Neueste Nachrichten“ (Mün- 
chen), 25. August. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Wirtschaftsbrief aus der Schweiz. Das deutsch-schweize- 


rische Abkommen und die Wirtschaftsschmerzen der 
Eidgenossenschaft. (In der Schweiz Erkenntnis er- 
wacht: Man hat nicht an günstige Vorrechte und Ab- 


schlüsse, eine glänzende Zukunft zu denken, sondern ; 


sich um das nackte Durchhalten, um die Versorgung 
bis zum Friedensschluß zu bemühen; die Neutralen 
unfreiwillige Mitkämpfer des Weltkrieges geworden.) 
„Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 15. September. 


Zahlungsverbot und Zwangsverwaltung. (Deutsche 


Zwangsverwalter oder Liquidatoren feindlicher Unter- 
nehmungen im Deutschen Reiche verlangen auch von 
österreichischen Schuldnern Zahlung, was aber gegen 
die österreichische Vorschrift verstößt. Ohne Einwil- 
ligung des Finanzministeriums wäre eine Zahlung zu 
vermeiden; eventuell könnte die Schuldsumme bei der 
Österreichisch-ungarischen Bank oder der Postspar- 
kasse erlegt werden.) Von Kammerkonsulenten 
Dr. Emil Perels. „Neues Wiener Tagblatt“, ıı. Sep- 
tember. 


Sonstige Handelspolitik. 


Europäische Möglichkeiten. Unsere künftigen Handels- 


beziehungen mit Holland und den skandinavischen 
Staaten. (Für Deutschland in der kommenden 
Friedenszeit gesteigerter Nahrungsmittelbezug aus 


den benachbarten neutralen Ländern der Fracht- || 
ersparnis wegen nötig und behufs Anbahnung einer _ 
starken deutschen Fabrikatenausfuhr dorthin wün- 


Holland. 


Englische 
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schenswert; vor dem Weltkrieg das freihändlerische 
Großbritannien Hauptabsatzgebiet jener Nahrungs- 
mittel.) Von Professor Dr. Franz Eulenburg, Aachen. 
„Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 31. August. 


La denonciation dela convention de Bruxelles. (Hoffent- 


lich werde die Kündigung der Brüsseler Zucker- 
konvention durch Frankreich nicht die Wiedereinfüh- 
rung der Prämien für die französische Zuckerausfuhr 
nach sich ziehen. Es sei eine schlechte Politik, den 
Zucker im Inland zu doppelt so hohen Preisen auf 
den Markt zu bringen, als im Ausland.) „Le Sema- 
phore de Marseille“, 4. September. 

Nord e sud nella politica commerciale dell’Italia. (In- 
dustrielle Schutzzölle nach Friedensschluß keine 
Schädigung der Landwirtschaft Süditaliens. Vor dem 
Weltkrieg angeblich ungefähr vier Fünftel der süd- 
italienischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse im 
Inland verbraucht. Für die Landwirtschaft Süditaliens 
Vermehrung der Aufnahmsfähigkeit der norditalie- 
nischen Industriegegenden durch industrielle Schutz- 
zölle vorteilhaft. Ziel der italienischen Handelspolitik: 
keine Zollbenachteiligung der besonderen landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse Süditaliens in den nörd- 
licheren Staaten Europas.) „La Tribuna“ (Rom), 
12. August. 

Unsere Wirtschaftsinteressen in Marokko. (Berücksich- 
tigung der wirtschaftlichen Interessen Deutschlands 
in Marokko bei den Friedensverhandlungen nötig. 
Wachsender Anteil Deutschlands am Außenhandel 
Marokkos: 1915 7, 1912 31 Millionen Francs. Nam- 
hafter Anteil deutschen Geldes an der Erschließung 
des Landes, eine Anzahl von Fabriken zur Bearbei- 
tung von Landeserzeugnissen und für Baumaterialien 
sowie Handelshäuser in Marokko von deutscher Seite 
gegründet. Demnächst Getreideeinfuhr aus Marokko 
für Deutschland besonders wichtig.) „Mitteilungen 
des Kriegsausschusses der deutschen Industrie“ 
(Berlin), ı1. August. 


Die Bedeutung des Kongo für Belgien. (Amtliche bel- 


gische Kreise knüpfen große Hoffnungen für die 
Wiederherstellung der belgischen Handels- und In- 
dustriemacht an eine eifrigere Bewirtschaftung des 
an Erzeugnissen aller Art so reichen Belgisch-Kongo.) 
„Nachrichten der Auslandspresse‘“ (Berlin), ıı. Sep- 
tember. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Staat und V olksvermögen nach dem Kriege. (Die riesige 


Kriegsverschuldung macht alle Großstaaten gleich; 
die Mittelmächte in dieser Beziehung sogar ver- 
hältnismäßig besser daran, als die Ententestaaten. 
Anderseits die Entente auch nach dem Weltkrieg 
durch das starke Band wechselseitiger Verschuldung 
zusammengehalten, was zu vorsichtiger Auffassung 
hinsichtlich der wirtschaftlichen Auslandsbeziehungen 
nach Friedensschluß nötigt.) Von Professor Dr. Franz 
Sommeregger, Klagenfurt. „Reichspost“ (Wien), 
20. September. 

(Kreditgewährung durch das Ausland nach 
dem Weltkrieg erschwert, fast unwahrscheinlich. Die 
überseeischen Erzeugungsländer dürften zumeist Be- 
zahlung durch Warenaustausch wünschen. Zuerst 
werde man die Rohstoffe in Ermanglung von Fertig- 
waren mit Gold bezahlen müssen. Notwendig daher 
Kapitalserhöhung der „Nederlandschen Handels- 
Maatschappij“.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ 
(Berlin), 28. August. 

Eingeständnisse der Wirtschaftslähmung. 
(England, das früher seine Kriegskosten hauptsächlich 
durch Steuern aufbrachte, deckt jetzt nur 19 Prozent 
durch Steuern; es gebe täglich pro Kopf der Bevölke- 


Rußlands verzweifelte Finanzlage. 


Kriegskosten, 


Das rumänische V olksvermögen. 


Brasiliens 


rung 3 Schilling aus und nehme nur 9 Pence ein. Der 
Rest werde zum großen Teil durch schwebende Ver- 
schuldung bei den Banken gedeckt, was zur Inflation 
führe. Der englische Außenhandel werde immer pas- 
siver und gehe der Menge nach zurück. Zu bezahlende, 
aber versenkte Waren werden bei der Einfuhr ebenso- 
wenig angeführt wie Regierungseinkäufe. Das Amt für 
Übergangswirtschaft heißt in England Amt für 
Wiederherstellung der Wirtschaft.) Von Marzell 
Nagel. „Pester Lloyd“, 29. August. 

(Rußlands Bank- 
notenumlauf am ı. Juli 1917 14, seine Staatsschuld 
Anfang September rund 4o Milliarden Rubel. Täglich 
erzeugen in der Reichsdruckerei 8000 Arbeiter bei 
glänzenden Löhnen mehr als 60 Millionen Rubel; 
„Freiheitsanleihe‘“ ein Mißerfolg.) „Deutsche Lodzer 
Zeitung“, 21. September. 


Nationalisierung der spanischen äußern Schuld. (Spanien 


will seine Geldfülle und die Überwertigkeit seiner Va- 
luta ausnützen, um die in Frankreich befindlichen 
560 Millionen Pesetas seiner Staatsschuld zurückzu- 
kaufen. Frankreich hofft dadurch den Stand seiner 
Valuta in Spanien zu verbessern und etwas Gold in 
die Kassen der Bank von Frankreich lenken zu 
können.) „Kölnische Zeitung“, 31. August. 

Noteninflation und Gründungsheber in 
Italien. (Kriegskosten Italiens seit Beginn des Welt- 
krieges bis 30. Juni 1917 25 Milliarden Lire; ıo Mil- 
liarden schwebende Schulden; 4!/, Milliarden neue 
Noten seit Weltkriegsausbruch. Alle Notenbanken in 
steigendem Maße zur Finanzierung des Krieges 
herangezogen, Rekordhöhe des Agios, industrielle Be- 
lebung und Börsenhausse, Bestrebungen zur Förde- 
rung der Schiffahrt durch Ausbau von Häfen und 
Gründung neuer Reedereien.) „Frankfurter Zeitung“, 


| 9. September. 
Die Schuldenlast Rumäniens. (Bis 1913 belief sich, 


nach Professor Stere, die rumänische Staatschuld auf 
18 Milliarden Lei. Während des Weltkrieges dürfte 
die Schuldenlast auf ungefähr 6°9 Milliarden gestiegen 
sein. Neue Anleihen seien in England und Japan auf- 
genommen worden, wären in Nordamerika geplant. 
Nach Friedensschluß dürfte Rumänien mit einer 
Schuld belastet sein, die einen Schuldendienst von 
700 Millionen Lei erfordert. Aus eigener Kraft dürfte 
das schwer betroffene Land dieser Last nicht ge- 
wachsen sein. Am ehesten könnte Deutschland helfen.) 
„Bukarester Tagblatt“, 4. September. 

(Nach Berechnungen 
von Dr. J. N. Anghelesco aus dem Jahre 1915 
26 Milliarden Lei oder eigentlich 282 Milliarden, 
wovon 2'2 Milliarden zumeist im Ausland befind- 
licher Staatsschuld abgezogen wurden. Zusammen- 
setzung in Milliarden Lei: Unbeweglicher städtischer 
Besitz ı'5, ländlicher 19, Eisenbahnen und Schiffe 1, 
Bergwerke ı'3, Handel und Industrie 5, Edelmetalle 
und Münzen sowie Forderungen an das Ausland o’3. 
Bedeutende Verschlechterung dieser Sachlage durch 
die namhaften Kriegsschäden und die Schuldaufnah- 
men der Jassyer Regierung, so daß das rumänische 
Volksvermögen derzeit nur 18—2o Milliarden Lei 
betragen dürfte.) ‚Bukarester‘ Tagblatt“, 17. Sep- 
tember. 


Amerikas Finanzlasten im Kriege. (Die Union braucht 


im ersten Kriegsjahr Io Milliarden Dollar neue Ein- 
nahmen, die sie sich durch eine drückende Be- 
steuerung, innere Anleihen und Notenausgaben be- 
schaffen dürfte. Mit der Inflation steigt die Teuerung 
und voraussichtlich die Kriegsabneigung der Massen.) 
„Frankfurter Zeitung“, I. September. 

Haushaltungsvoranschlag 1918. (Brasilia- 


nische Pläne, den Fehlbetrag im Bundeshaushalt 


Pensionierte Staatsbeamte in Geldinstituten. 


Auslandskapital und Finanzpolitik. 


Ersatzmittel und Exportware. - 
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durch Erhöhung der Stempel- und Patentabgaben so- 
wie jener auf Butter, Gewebe und Zucker zu decken; 
die finanziellen Schwierigkeiten durch Brasiliens Ein- 
tritt in den Weltkrieg vergrößert.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 19. September. 

Kapital und Arbeit nach dem Kriege. (Große Kapitals- 
investitionen sind erforderlich, wenn die Produktivität 
auf die höchsterreichbare Stufe gehoben werden soll. 
Eine Auslandsanleihe dürfte auf Schwierigkeiten 
stoßen. Österreich muß . aus eigener Kraft die 
nötigen Kapitalren herbeischaffen durch Steuern, Ver- 
mögensabgabe und Investitionsanleihen. Die Arbeiter 
haben das höchste Interesse an der Kapitalsbeschaf- 
fung; eine förderalistische Wirtschaftsordnung muß 
Staat, Unternehmer und Arbeiter zusammenführen.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“, September. 


Stadtverordnetenversammlung. Lesung des Haushalts- 


planes. (Haushaltsplan von Lodz für 1918: Einnah- 
men und Ausgaben je 6222 Millionen Mark, hiervon 
Verpflegungsdepartement 18°67, Brotzentrale 17'607 Mil- 


lionen. Unter Ausgaben in Millionen Mark: Haupt- 
verwaltung 0'618, Armendeputation 8'090, Unter- 
stützung der Reservistenfamilien 4, Finanz- 


Rechnungsdeputation 2'535, Schuldeputation 3°07, Bau- 
deputation 0'838, Gesundheitsdeputation 3'13, Eın- 
quartierungsdeputation 2'27 etc. Haupteinnahmen: 
Finanz- und Rechnungsdeputation 21°93 Millionen 
Mark.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 21. September. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
wesen. 


(Gesetz- 
entwurf der Deutschradikalen gegen Übertritt hoher 
Staatsbeamter in Privatunternehmungen in mancher 
Beziehung zu streng. Jedem Staatsbeamten sei zu ge- 
statten, unter Verzicht auf Pension einen volle 
Arbeitskraft beanspruchenden Posten bei privater 
Gesellschaft anzunehmen. Verbot erforderlich der An- 
nahme von Sinekuren als Lohn für früher geleistete 
Dienste oder für Verwertung von Verwaltungserfah- 
rungen und älteren Beziehungen zum Nutzen des 
Privatunternehmens.) ‚Der österreichische Volks- 
wirt“ (Wien), 8. September. 

Deutschlands wirtschaftliche Entwicklung im Kriege. 
(Beurteilt gemäß den Ziffern der Kapitalsanlagen 
[Neugründungen und Kapitalserhöhungen] der 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und Gesellschaften m. b. H.: Juli 1914 bis 
Ende 1915 schwerste Zeit der Not mit 802'6 Mil- 
lionen Mark gegen 19657 Millionen vom 1. Januar 
1913 bis Ende Juni 1914; Anfang Januar 1916 bis 
Ende Juni 1917 mit 1096 Millionen Mark Zeit der 
Sammlung und Erstarkung.) Von Fab. Landau. 
„Hamburgischer Korrespondent“, 18. September. 
(Die auswärtigen 
Kapitalsanlagen vor dem Weltkrieg als ein wichtiges 
Hilfsmittel der Machtpolitik betrachtet und nament- 
lich in Frankreich von diesem Standpunkt aus dem 
Regierungseinfluß unterworfen; doch im Weltkrieg 
haben Schuldnerländer gegen ihre Gläubigerländer 
Krieg geführt oder sich wenigstens von diesen nicht 
zur Bundesgenossenschaft drängen lassen, so Griechen- 
land unter König Konstantin.) Von Dr. Ernst Makai, 
Direktorstellvertreter der Ungarischen Bank- und 
Handels-Aktiengesellschaft. „Der ungarische Volks- 
wirt‘ (Budapest“, 5. September. 


Geld- und Währungswesen. 


(Empfiehlt die Bereit- 
haltung großer Warenbestände der mannigfachsten 
Art, in Anbetracht des Rohstoffmangels der Welt- 


Zur Streckung der Sıilberwährung in China. 


Zur Steigerung des Silberpreises. 
Scheidemünzenausprägungen der Ententestaaten und# 
stark. 
Rupie in Ägypten ein- 


kriegszeit, namentlich solche aus Ersatzstoffen, - um 
diese Vorräte nach Friedensschluß in die von Waren 
entblößten Auslandsstaaten zu versenden und so die 
deutsche Währung zu verbessern.) „Sportgerät und 
Spielzeug“ (Berlin), 16. September. 


Polen. Mark oder Rubel. Eine polnische Stimme für die 


Mark. (Die polnische Mark sei, trotz, entgegenstehen- 
der Ansicht- zahlreicher Polen, auf viel besser ge- 


sicherten Grundlagen,- als der russische Rubel, zumal || 


Rußlands militärische Niederlage bereits außer 
nn stehe.) „Deutsche Warschauer Zeitung“, 
. September. 


Zn Rückgang der englischen Valuta. (Nach Ausbeileh 
des Weltkrieges 1914 die Golddeckung der von der 


Bank von England herausgegebenen Noten, nach Ab- 
zug der indischen, ägyptischen, japanischen und süd- 


amerikanischen Währungsfonds und Staatsguthaben, 


tatsächlich nur 30—33 Prozent, 1916 gar nur 16 Pro- 
zent. Das ‚„Transvaalgold“ zur Deckung nicht aus- 
reichend. Daher Mißtrauen im neutralen Ausland, 
Rückgang der englischen Währungsgeltung.) „Der 
Aktionär“ (Frankfurt am Main, 16. September. 


und) Reichsbank-Reformen. (Tritt für die Umwandlung der 
einer Privatbank mit 


deutschen Reichsbank aus 
staatlicher Gewinnbeteiligung in eine rein staatliche 
Einrichtung ein; will den „nutzlos schlummernden“ 
Goldschatz der Bank durch. andere sicherstellende 
staatliche Vermögenswerte, wie Eisenbahnen, Forste 


u. Ss. w. „ersetzen“.). Von Dr. Heinrich Pudor.’ „Der 


Weltmarkt“ (Hannover“, ı. September. 

(Durch 
die zu verzweifelten Maßnahmen greifende britische 
Finanz- und Währungspolitik Britisch-Indien zuerst 
der Goldgrundlage |[,‚Entfremdung“ des in London be- 
findlichen indischen Geldwährungsfonds], sodann aber 


auch der Silbergrundlage seiner Währung beraubt; 


denn durch die starken britischen Ausprägungen von 
Silberscheidemünzen behufs Münzgewinn, wohl auch | 


durch ähnliche Ausprägungen der anderen Entente- 
länder, wurde der Silberpreis derart gesteigert, 
die Silberrupie bereits Anfang September 1917 
18 Pence gleichkam, statt der gesetzlichen 16 Sn 
Eine bodenlose Verwirrung des indischen und damit 
wohl auch des gesamtasiatischen Handels wird die 
Folge hievon sein.) „Hamburger Nachrichten“, 
12. September. ; 


Die Kosten der mexikanischen Revolution. (Die Papier- 
und zwar echte und falsche, während 
‚des Bürgerkrieges seit Frühjahr 1913 umfaßten rund 


geldausgaben, 


672 Millionen mexikanische Dollar. Hierzu kamen 
noch kleinere Mengen ‚‚wilder“ Papiergeldausgaben 


einzelner Befehlshaber und Städte. Viele Zahlungen 


ohne Belege geleistet. Nachdrückliche Sparsamkeit 
der gegenwärtigen Regierung, 


setzungen. Revolutionäre Zahlungsverpflichtungen 


gegen das Ausland pünktlich erfüllt. Vereinheitlichung 
des Papiergeldumlaufes mit Metallgarantie. Wieder- | 


einführung der Metallwährung seit 1. Dezember 1916 


daß Ih 


auch Gehaltsherab- | 


angebahnt. Carranza suchte beim Kongreß Genehmi- | 


gung für 300 Millionen mexikanische Dollar An- 
leihen an, darunter 100 Millionen als Metallreserve 
für den Papiergeldumlauf.) 
8. September. 
(Ursachen: starke 
neutralen Länder seit Beginn des ‚Weltkrieges; 
aktive Handelsbilanz Indiens; 
geführt und zur Auszahlung des Truppensoldes in 
Mesopotamien, Ägypten, Makedonien verwendet; 


Thesaurierung der Münzen. in allen kriegführenden 3 
Ländern, besonders im Orient; Silberkäufe Chinas in 
Nordamerika während der letzten Monate. Wirkung: || 


„Frankfurter Zeitung“, | 
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Abfluß von Gold nach Indien.) „Frankfurter Zeitung“, ] Statistique industrielle sur Smyrne. (Textilindustrie be- 


10. September. 

Rückgang der Silbergewinnung im Kriege. (Während 
des Weltkrieges ist die Union der größte Silberlieferant 
der Erde geworden, deren gesamte Erzeugung von 
223,900.000 Unzen im Jahre 1913 auf 179,574.000 
Unzen im Jahre 1915 und 172,384.000 Unzen im 
Jahre 1916 zurückging, bei gleichzeitiger Steigerung 
jener der Vereinigten Staaten von 6680 auf 72'88 
Millionen Unzen.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 21. August. 


Preistreiberei. 


Geschäftliche Stagnation. (Kundmachung von Richt- 
preisen ‘für Baumwollsamt, Näh- und Stickseide. 
Wahrscheinliche Folge, ähnlich wie bereits bei 
Schuhen und Kleidungsstücken, das Verschwinden 
dieser Waren vom Markte und Abwanderung nach 
Ungarn, wo keine Richtpreise. Freigebung der in den 
staatlichen Zentralen aufgestapelten Fertigfabrikate 
erwünscht.) „Die Zeit“ (Wien), 13. September. 

Abbau des Schleichhandels. (Erhöhung der Höchst- 
preise vorgeschlagen, die zum Nutzen der ärmeren 
Bevölkerung durch scharfe steuerliche Belastung. der 
wohlhabenderen Volksteille ausgeglichen werden 
sollen.) Von Karl Ernst Knatz. „Vossische Zeitung“ 
Berlin), 19. September. 

Zeitgemäßes. (In das Handelsregister der Stadt Zürich 
wurden im Jahre 1914 42, im Jahre 1917 116 Ein- 
fuhr- und Ausfuhrfirmen neu eingetragen. Bei der 
Dehnbarkeit dieser Geschäftsbezeichnung wohl 
manche dieser Geschäftshäuser dem preistreibenden 
Schiebertum angehörig, das sich in allen Schweizer 
Städten immer mehr ausbreite.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 6. September. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Aus dem holländischen Wirtschaftsleben. (Ernährungs- 
schwierigkeiten Hollands; Arbeitslosigkeit, hervor- 
gerufen durch Kohlenmangel; Lahmlegung zahl- 
reicher Handelsbetriebe; Rückgang der holländischen 
Handelsflotte im Jahre 1916 um 9483 t. Wöchentlicher 
Durchschnitt der Amsterdam anlaufenden Schiffe im 
Sommer 1913: 64, Sommer 1917: 5.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 15. September. 

Spaniens wirtschaftliche Lage am Schlusse des dritten 
Kriegsjahres. (Anwachsen des spanischen National- 
reichtums während des Weltkrieges. Günstige Ent- 
wicklung der Industrie, Steigerung der Ausfuhr. Un- 
günstige Lage der Beamten, Rentenbezieher und jener 
Arbeiter, deren Einkommen und Löhne nicht gestiegen 
sind.) „Hamburgischer Korrespondent“, 18. Sep- 
tember. 

Die Wirtschaftspolitik der türkischen Regierung. (Tür- 
kische Regierung begünstigt alle der Hebung der 
Landwirtschaft, besonders des Baumwollanbaues 
dienenden Bestrebungen; Schwierigkeiten, die der 
Industrieförderung entgegenstehen; diese wegen 
Kohlenmangels fast nur an der Küste oder an Eisen- 
bahnlinien möglich. Allmähliche Verdrängung der 
Fremden aus dem Wirtschaftsleben der Türkei ge- 
fördert durch Sprachpolitik der Regierung. Bevor- 
stehende Veröffentlichung eines Handelsvertrages 
mit Deutschland. Einführung eines neuen Scheck- 
gesetzes, Währungreform. Begonnen Ausbau türki- 
scher Häfen. Beabsichtigt Vereinheitlichung der 
Maße und Gewichte sowie Errichtung türkischer 

Handelskammern im Ausland.) „Das Handels- 
museum“ (Wien), 6. September. 


deutendste Industrie Smyrnas; sehr entwicklungs- 
fähıg, da Rohstoffe im Vilajet Smyrna vorhanden; 
starker Absatz der durch Zölle geschützten Gewebe im 
Lande möglich. Wichtig ferner Mühlen-, Metall- und 
chemische Industrien, Erzeugung von Kisten für den 
Versand von Feigen und Trauben und vor allem die 
Teppichindustrie.) „Iktissadiat“, „Medjmoussi“ (Kon- 
stantinopel), 30. August. 


Moderne Staatskunst und Weltwirtschaftspolitik. Chinas 


Kraft und Schwäche. (Die Kraft liegt im Reichtum 
an Rohstoffen, besonders Kohle und Eisenerz sowie 
an arbeitstüchtigen Menschen, die Schwäche in der 
finanziellen Verwirrung, die durch die jungchinesi- 
schen, sachunkundigen Phantasten noch gesteigert 
worden sei.) Von Dr. Freiherrn v. Mackay. „Deutsche 
Exportrevue“ (Berlin), 15. September. 


Coolonies et protectorats. Le mouvement commercial du 


Dahomey en 1916. Chiffres definitifs. (Die Einfuhr 
der französischen Kolonie Dahomey betrug im Jahre 
1916 17,388.783 Francs, um 6°8 Millionen mehr als 
im Jahre 1915; die Ausfuhr 18,881.049 Francs, um 
57 Millionen mehr. Beteiligung Frankreichs am Ge- 
samthandel ı2'3 Millionen Francs.) „Le Semaphore 
de Marseille“, 27. August. 


Colonies et protectorats. Afrique equatoriale francaise. 


Le depart de M. Merlin. (Günstige Lage von Franzö- 
sisch-Kongo trotz des Weltkrieges. Der Außenhandel 
im Jahre 1917 voraussichtlich größer als im Jahre 
1913. Im Jahre 1916 Überschuß der staatlichen Ein- 
nahmen über die Ausgaben. Vorteilhaft für die 
französische Kolonie die Besitzergreifung von 
Deutsch-Kamerun.) ‚Le Semaphore de Marseille“, 
5. September. 


Le colossal essor du commerce exterieur des Etats-Unis. 


(Der Außenhandel der Vereinigten Staaten [ohne 
Edelmetalle] im Jahre 1916 über 46, jener Groß- 
britanniens 32, Frankreichs ı5 Milliarden Francs. 
Ausfuhr der Union zum Teil auch durch Preissteige- 
rung von 2'8 Milliarden Dollar 1914/15 auf 63 Mil- 
liarden 1916/17 gestiegen. Größte Zunahmen in Ex- 
plosivstoffen, Getreide und Chemikalien. Einfuhr fast 
nur durch Preiserhöhung gestiegen. Überschuß der 
hauptsächlich aus Großbritannien stammenden Gold- 
einfuhr gegenüber der Goldausfuhr: ıgı4/ı5 25, 
1916/17 685 Millionen Dollar. 977 Millionen Dollar 
Goldeinfuhr im Jahre 1916/17. Goldausfuhr nach 
Westindien, Spanien, Kanada, Südamerika und 
Japan.) ,„L’Economiste francais“ (Paris), I. Sep- 
tember. 


Über die Verhältnisse in Bolivien. (Günstige wirtschaft- 


liche und politische Stimmung in Bolivien und Chile 
für Deutschland, und zwar in Bolivien trotz des Ab- 
bruches der diplomatischen Beziehungen vermöge der 
persönlichen Politik des Staatspräsidenten; die Deut- 
schen in Südamerika voll Zuversicht für Wieder- 
anknüpfung der Handelsbeziehungen nach Friedens- 
schluß; Vortrag des bisherigen deutschen Gesandten 
in Bolivien, v. Sanden, auf der Hamburger Börse am 
18. September.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
20, September... 


Exportförderung. 


Kredit auf die deutschen Forderungen an feindliche 


Ausländer. (Die deutschen Exportfirmen sind ver- 
stimmt, weil die Reichsregierung die beteiligten Kreise 
an die Kriegsbanken verwies, während die Bank von 
England um 2!/, Milliarden Mark Wechsel der eng- 
lischen Exporteure diskontierte und die Flüssig- 
machung der Buchforderungen bis zu 50 Prozent in die 
Wege geleitet hat. Es kommt der Exportkaufmann- 


Le Werkbund allemand &ü 
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schaft in Deutschland insbesondere darauf an, daß sie 
jederzeit Kredit auf ihre Außenstände haben kann, 
was nach Friedensschluß von Bedeutung sein wird.) 
„Hamburger Nachrichten“, 1. September. 

Weltkrieg und Außenhandel. (24 wirtschaftliche Ver- 
bände in Hamburg haben sich zusammengetan und 
fordern Reichsgarantie für 50 Prozent ihrer guten 
Außenstände, damit sie durch die Banken belehnt 
werden können. Die Exporteure werden nach dem 
Kriege nötig sein, um Deutschlands Weltstellung 
wieder aufzubauen; die Erfüllung ihres Wunsches 
liegt im Interesse der deutschen Volkswirtschaft.) |, 
„Handel und Industrie“ (München), 8. September, 
Nochmals die Frage der Gründung einer Exportbank. 
Grundsätze für die künftige Kreditbewilligung im 
Überseegeschäft. (Schädigung des deutschen Ausfuhr- 
geschäftes vor dem Weltkrieg durch die mechanische 
Art der Erteilung von Kreditauskünften; hierdurch 
erhielt eine größere Anzahl von Ausfuhrfirmen die 


gleiche Auskunft über die Zahlungsfähigkeit desselben | 


überseeischen Käufers [gut für so und so viel Mark] 
und überhäufte ihn mit Waren bis zur Zahlungs- 
unfähigkeit. Man dürfe aber auch nicht vergessen, 
daß entgegenkommende Krediterteillung ein Haupt- 
hebel für den Aufschwung des deutschen Ausfuhr- 
handels gewesen sei.) „Deutsche Exportrevue“ (Ber- 
lin), 15. September. 

Sorgen der deutschen Exportindustrie. (England habe 
während des Krieges einen Ausbau seines schon vor- 
her ausgezeichneten Nachrichtendienstes durch- 
geführt. Die ‚Commercial Intelligence Branch“ des 
Handelsamtes werde von einem Beirat von erfahrenen 
Praktikern gestützt und das Gebäude dieser Abteilung 
liegt inmitten der City von London. Demgegenüber 
stehe die kläagliche Einrichtung der „Zentralstelle für 
den Außenhandel“ ın der Luisenstraße in Berlin. Bei 
Gründung eines Reichswirtschaftsamtes dürfte Zu- 
sammenfassung von Sozial- und Wirtschaftspolitik 
zu einem Vorherrschen des sozialpolitischen Gesichts- 
punktes führen, -während der produktionspolitische 
Zug und die Exportförderung verkümmern würden.) 
Von Dr. Johannes März, Dresden, Syndikus des Ver- 
bandes sächsischer Industrieller. „Wirtschaftszeitung 
der Zentralmächte“, 7. ‚ September. 

Berne. (Die Leistungen der 
Ausstellung des deutschen Werkbundes in Bern seien, 
von wenigen besseren Stücken abgesehen, nicht im 
Verhältnisse zu den großen Kosten [150.000 Francs] 
dieser Veranstaltung gewesen; sie sei vielleicht in- 
folge der ablehnenden Haltung der „interessierten 
schweizerischen Kreise“ minder großartig ausgestaltet 
worden als ursprünglich geplant gewesen sei.) „La 
Tribune de Geneve“, 31. August. 

„Förderung der Auslandsstudien.“ Die Wirtschafts- 
wissenschaften im Universitätsunterricht. (Notwendig 
Ausbau des volkswirtschaftlichen Hochschulunter- 
richtes nach der Seite der Rechtswissenschaft |[bür- 
gerliches Recht, Handels-, Wechsel-, Zivilprozeß- und 
Konkursrecht, Steuerfragen] und der kaufmännischen 
Privatwirtschaftslehre, wie Buchführung, kaufmän- 
nische Bilanz, Bank- und Börsentechnik etc. Wirt- 
schaftskunde des Auslandes in Form einer vierstündi- 
gen Vorlesung als Ergänzung 'einer ebenfalls vier- 
. stündigen Wirtschaftskunde Deutschlands wünschens- 
wert.) Von Dr. sc. pol. et jur. Hoffmann, Dozent an 
der Handelshochschule Leipzig. „Berliner Tageblatt“, 
16. September. 

Die Qualität des Exports nach dem Kriege. (Nach dem 
Muster des amtlichen Japans den polnischen In- 
dustriellen als Mittel zur Ausführförderung sorg- 
fältige Bedachtnahme auf gute Beschaffenheit der 
Ausfuhrwaren empfohlen, was freilich, bei der Be- 


Italienische Handelskammer in Zürich. 


sonderheit der polnischen Verhältnisse, mit großen 
Schwierigkeiten verbunden sei.) „Deutsche Lodzer 
Zeitung“, 20. September. 
(Italienische 
Handelskammer in Zürich, im Sommer 1917 ge- 
gründet, befaßt sich mit Vorbereitungen für eine 
italienische Musterausstellung in Zürich und eine 
ebensolche schweizerische Ausstellung in Mailand so- 
wie mit einer Binnenschiffahrtsstraße vom Luganosee 
über den Mailänder Hafen bis zum Meere.) „Mit- 
teilungen des österreichisch-ungarischen Handels- 
verbandes in der Schweiz“ (Zürich), August. 


Representation economique a l’etranger. (Empfiehlt im 


Anschluß an einen Vorschlag der „Neuen Zürcher 
Zeitung“ die Ernennung von Handelsattaches oder 
Handelsberichterstattern bei den wichtigsten Gesandt- 
schaften in der Schweiz.) „Journal de Geneve“, 5. Sep- 
tember. nr 


La penetration Economique allemande. Conclusions. (An- 


gebliche Beherrschung der Schweizer Großindustrie 
durch deutsche Finanzeinflüsse. Dies dürfe nicht ge- 
duldet werden. Notwendig, den Ententestaaten Ge- 
währ zu bieten, daß die mit „Made in Switzerland“ 
bezeichneten Waren nicht etwa tatsächlich deutschen 
Ursprungs. Andernfalls Einfuhrschwierigkeiten für 
schweizerische Waren in den Ententestaaten.) „La 
Tribune de Geneve‘“, 6. September. 


L’apres-guerre. Cohncurrence aux produits allemands et 


austro-hongrois. Grece. (Das kommerzielle Bureau 
der französischen Orientarmee hat in Athen ein 
französisches Handelsmuseum gegründet, dessen Ein- 
richtung vom französischen Handelsbureau in Salo- 
nich besorgt wird.) „Le Semaphore de Marseille“, 
27. August. 


Förderung des Außenhandels nach dem Kriege. (Be- 


spricht die großartige Katalogsammlung des britischen 
Handelsamtes, Musteraustellungen 
österreichischer Waren, die derzeit an Bedeutung zu- 
nehmenden- Vorzugszölle für Großbritannien in den 
britischen Kolonien, die britischen Trade Commissio- 
ners und Auskunftsstellen in den eigenen Übersee- 
besitzungen, die britischen Handelskammern im nicht- 
britischen Ausland; im ganzen eifrige und erfolg- 
versprechende Bemühungen, die Ausfuhr zu fördern.) 
Eine Artikelfolge von Dr. Alb. Stange, volkswirt- 
schaftlicher Syndikus, Hamburg. „Der Weltmarkt“ 
(Hannover), 1. September. 


Trade after the war. (Der Entwurf für das in England 


neu zu errichtende Department of Commercial In- 
telligence ein für die Ausfuhrförderung vorteilhafter 
Ausgleich zwischen Auswärtigem Amt und Board of 
Trade, da die überseeischen Handelskommissäre des 
Board of Trade und die Konsularbeamten nunmehr 
einer einheitlichen Leitung unterstünden.) „Morning 
Post“ (London), 24. August. 


Exportbanken. (Die British Trade Corporation, welche 


die von deutschen Banken geübte langfristige Kredit- 
gewährung für den Ausfuhrhandel nachahmen will, 


sei in Anbetracht. der Eigentümlichkeit der englischen 


Verhältnisse wenig aussichtsreich. Die geplante Grün- 
dung einer Exportbank zur Durchführung eines nach 


englischem Muster eingerichteten Geldüberweisungs- 


verkehrs nach überseeischen Ländern nur als Aus- 


fuhrgeschäftsstelle aller deutschen Großbanken erfolg- 


versprechend; diese Banken aber einem solchen Zu- 
sammengehen abgeneigt.) Von Dr, Felix Pinner. 


„Wirtschaftszeitung der Zentralmächte“ (Wien), 
31. August. 
Les commandements du commergant Japonais. (Eine 


Anzahl von Ratschlägen und Vorschriften, die mehr 


auf Industrieförderung, Hebung des Ackerbaues, Er- 
leichterung der Kreditwirtschaft hinauslaufen, als 


(deutscher und 
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eine Ausfuhrförderung im engeren Sinne des Wortes! Notleidende Patente. (Schädigung der Inhaber vieler 


sind. Auch Naivitäten, wie „Ein Mittel sei zu finden, 
um die Ausfuhr von Schundware zu verhindern‘“.) 
„Le monde Eeconomique“ (Paris), 18. August. 


Spanien und Amerika. (Bedauern der spanischen Presse, 


daß die spanische Industrie die gerade während des 
Weltkrieges so aussichtsreiche Bearbeitung der 
Märkte des romanischen Amerika gegenüber Kriegs- 
lieferungen für die Entente hintangesetzt habe.) 
„Kölnische Zeitung“, 20. September. 


Mexiko. (Zur Förderung des französischen Handels in 


Mexiko, nach einem französischen Konsularbericht 
nötig: Plakatierung in den Straßen, Anzeigen in den 
Zeitungen, spanisch geschriebene Kataloge mit Ab- 
bildungen und Preisangaben in mexikanischer Wäh- 
rung, Gründung von Handelsagenturen an mehreren 
Orten, jährliche Entsendung spanisch sprechender, 
gut bezahlter Handelsreisender, Geschenke für die 
mexikanischen Käufer. Am gangbarsten billige Waren 
mit gefälligem Äußeren.) „Le Semaphore de Mar- 
seille“, 1. September. 


Industrieförderung. 


Land und Gemeinde für den Gewerbestand. (Zur 


Wiederaufrichtung des Gewerbestandes in Wien und 
Niederösterreich von der autonomen niederösterreichi- 
schen Landesverwaltung wurde ein Kredit in der 
Höhe von 20 Millionen Kronen in Aussicht genom- 
men. "Während des Weltkrieges stellte der nieder- 
österreichische Landesgewerbeförderungsdienst den 
Genossenschaften der Kleingewerbetreibenden die 
Mittel zur Verfügung, sich an den Heereslieferungen 
zu beteiligen. Besondere Fürsorge für Kriegsinvalide.) 
„Korrespondenz des Piusvereines“ (Wien), 4. Sep- 
tember. 


Die Entwicklung des gewerblichen Genossenschafts- 


wesens. (Nach längeren Anfangsschwierigkeiten hat 
das freie Genossenschaftswesen innerhalb des deut- 
schen Kleingewerbes und Kleinfabrikantentums starke 
Verbreitung gefunden, die gerade durch die Welt- 
kriegsschwierigkeiten noch gefördert wurde. Im Jahre 
1914: 438 Genossenschaften mit 48 Millionen Mark 
Vermögen; im Jahre 1915 bei den ı5 Zentralkassen 
des Hauptverbandes 595 Millionen Mark Umsatz und 
40.454 Mitglieder. Im Jahre 1915 hatten die Roh- 
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Millionen Mark Umsatz.) „Kölnische Volkszeitung“, 
20. September. 


Bayerns Handel und Industrie nach dem Kriege. (Die 


Handelsorganisationen sollen auch Aufträge ver- 
schaffen und Rat erteilen und nicht bloß große Fir- 
men fördern. Da alle kommerziellen Maßnahmen in 
Berlin entschieden werden, braucht Bayern dort eine 
eigene kommerzielle Vertretung. Es wäre bedenklich, 
wenn Berlin alle Kräfte des Reiches aufsaugen würde, 
wie dies in Paris zum Schaden der französicshen Pro- 
vinz geschah.) „Handel und Industrie“ (München), 
I. September. 


Die Zukunft der italienischen Industrie und des Handels. 


(Während des Weltkrieges Aufblühen einer Reihe von 
italienischen Industrien bei Fehlen des Wettbewerbes 
der Mittelmächte im In- und Ausland. Starkes An- 
wachsen der Passivität der italienischen Handels- 
bilanz. Kohlennot reizt zur Ausnützung der Wasser- 
kräfte und zur Pflege der Binnenwasserstraßen an. 
Durch den Po Verbindung Mailands mit dem Adriati- 
schen Meere hergestellt. Die neu entstandenen In- 
dustrien fordern zu ihrer dauernden Erhaltung Zoll- 


. schutz.) „Kölnische Zeitung“, 28. August. 


aus der Zeit vor 1914 stammender Patente durch Ver- 
hinderung der Erzeugung während des Weltkrieges. 
Vorschlag, zu ihrer teilweisen Entschädigung den 
Gebührenlauf für Patente zu hemmen und Geltungs- 
dauer der Patente von 15 auf 20 Jahre zu verlängern, 
was in Frankreich schon durchgeführt ist.) „Münch- 
ner Neueste Nachrichten“ (München), 31. August. 


Fabriksgründung in der Türkei. (Rechtliche Vor- 


schriften und Schwierigkeiten, die bei einer Fabriks- 
gründung in der Türkei in Frage kommen: Sprachen- 
recht [Zwang zur weitgehenden Verwendung der 
türkischen Sprache], Industrieförderungsgesetz und 
damit zusammenhängende Steuer- und Zollerleich- 
terungen, Verwicklungen des türkischen Grundeigen- 
tumsrechtes, Notwendigkeit sorgfältiger Erkundigun- 


gen bei Kennern des Landes und des betreffenden Ge- 


schäftszweiges, Vermeidung von Malariaorten.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ (Wien), Sep- 
tember. 


Agrarpolitik. 


Über Grundverkehrskommissionen. (Die kaiserliche Ver- 


ordnung vom 9. August 1915, die dem Übergang 
selbständiger Bauernwirtschaften an Grundstück- 
händler steuern soll, vermag gegen die Schleichwege 
und Schlauheiten dieser Leute nicht durchzugreifen, 
weshalb gewisse Veränderungen der Verordnung vor- 
geschlagen werden; sogar rediiche Käufer sollten 
nicht nur Kapitalskraft, sondern auch eine gewisse 
Fachkenntnis nachzuweisen haben.) „Wiener Land- 
wirtschaftliche Zeitung“, 12. September. 


Die landwirtschaftlichen Verhältnisse Steiermarks. 


(Die Landwirtschaft hat sich seit Gründung der 
Landwirtschaftsgesellschaft im Jahre 1819 kräftig 
entwickelt. Im Oberland herrscht die Viehzucht vor, 
im Mittelland kommt Obst- und Getreidebau hinzu, 
während im Unterland Wein- und Obstbau in den 
Vordergrund tritt. Die Zucht von Rindern und 
Schweinen macht Fortschritte; der Krieg hat die 
Landwirtschaft zurückgeworfen, aber auch gezeigt, 
daß noch manches rückständig ist.) „Wiener Land- 
wirtschaftliche Zeitung“, 8. September. 


Land- und Forstwirtschaft. (Unentbehrlichkeit der 


Bienen zur Bestäubung der Saaten und Obstbäume. 
Vorschlag, die durch Ausdehnung der Anbauflächen 
weggefallenen Bienenweiden, wie Heide, Moor- und 
Ödländer, durch Bepflanzung von Straßen und Plätzen 
mit Honig und Pollen spendenden Bäumen sowie 
durch Hebung der Obstzucht zu ersetzen.) „Deutscher 
Reichsanzeiger“ (Berlin), 13. September. 


Englands Landwirtschaftsplan für 1918. (Für das Jahr 


1918 erhofft man in England die Nutzbarmachung 
einer ausreichenden, um 2°6 Millionen Acres gegen 
1917 vergrößerten Anbaufläche, um die Selbsternäh- 
rung für den schlimmsten Fall sicherzustellen. Für 
die einzelnen Grafschaften sei die beabsichtigte An- 
bauvergrößerung genau anzugeben.) „Nachrichten 
der Auslandspresse‘“ (Berlin), 21. August. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Die Abnahme der Prozesse im Kriege. (Im Deutschen 


Reiche Mahnsachen um 16°4, gewöhnliche Prozesse 
um 40'3, Wechselprozesse um 861 Prozent gesunken. 
Konkurssachen werden durch die Weltkriegsverhält- 
nisse stark verschleppt. Ende 1916 waren 5209 Ver- 
fahren nicht beendet, darunter 77 Prozent über- 
jährige.) „Hamburger Nachrichten‘, 13. September. 
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Jugend- und Kinderfürsorge. 


Kinderaustausch. (Kinderaustausch nicht nur nützlich 
für die einzelnen Kinder, die dadurch fremde Sprachen 


und Sitten erlernen, sondern für die ganze Mensch-| 


heit vom Gesichtspunkt der nationalen Verständigung 
und Friedensförderung.) Von Rechtsanwalt Dr. Ale- 
xander Turnoswky, Maros-Väsärhely. „Das junge 
Europa“ (Berlin), Heft VI/VII. 


La protection de l’enfance. (Zum Schutze der Kinder 
nötig: Unterricht in der Kinderpflege in den Volks- 
schulen, Belehrung der Mütter durch Ärzte und Heb- 
ammen und vor allem Beaufsichtigung der Mütter in 
ihrem Heim durch freiwillige, erfahrene Frauen. 
Wichtig: Bekämpfung der im Kriege zunehmenden 
Trunksucht der Frauen.) „Le monde &conomique“ 
(Paris), 1. September. 


Bevölkerungspolitik. 


Volksgesundheit und soziale Fürsorge. Das neue Mini- 
sterium. (Das neu‘zu errichtende Ministerium für 
Volksgesundheit und soziale Fürsorge sollte womög- 
lich einen Arzt an der Spitze haben; wäre dies aber 
undurchführbar, so mögen die hierfür in Betracht kom- 
menden Abteilungen unter ärztlicher Leitung stehen. 
Sämtliche Angelegenheiten, die Volksgesundheit und 
soziale Fürsorge betreffen und bisher an mehrere 
Ministerien verteilt waren, dem neuen Ministerium 
einzufügen, das zur Überwachung der Gesundheits- 
pflege im ganzen Reiche „Reichssanitätsinspektoren‘“ 
zu bestellen hat. Möglichst nachdrücklicher Einfluß 
auf den Gemeindesanitätsdienst wünschenswert.) Von 
Hofrat Dr. Anton Weichselbaum. „Die Zeit“ (Wien), 
8. September. 


Sterbende Mütter. (In Budapest eine planmäßige Hilfs- 
tätigkeit für arme schwangere Frauen, die an chroni- 
schen, eingewurzelten Krankheiten leiden, in Angriff 
genommen; neben Herz- und Nierenleiden wird vor 
allem an Lungenschwindsucht gedacht; jeder einzelne 
Fall bedeutet Rettung von zwei Leben oder wenig- 
stens von einem.) „Pester Lloyd“, 19. September. 


La depopulation. (Um der Bevölkerungsabnahme Frank- 
reichs zu steuern, sei nach einem Bericht der franzö- 
sischen medizinischen Akademie die Bekämpfung 
der künstlichen Fruchtabtreibung unzureichend; nötig 
staatliche Unterstützung der Mütter und  kinder- 
reichen Familien.) „Le monde economique“ (Paris), 
1. September. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Die zunehmende Wohnungsnot. In sechs Monaten keine 
leerstehenden Wohnungen mehr. — Der Magistrat 
tritt für die Ausweisung der Fremden ein. (Für die 
Zeit nach Friedensschluß lägen der Wiener Ge- 
meindeverwaltung eine Anzahl brauchbarer 
nungs- und bodenpolitischer Anregungen 


vor.) 
„Fremden-Blatt“ (Wien), 25. September. 


Die Wohnungsfrage nach dem Kriege, (Eine Mieten- 
steigerung größeren Stils in Wien nach Friedens- 
schluß unwahrscheinlich, wenn nicht unmöglich, ob- 
‘wohl auch dann die Wiener Hausbautätigkeit großen 
Schwierigkeiten begegnen werde.) Äußerungen des 
Direktors des Hausherrenvereines. ‚Wiener All- 
gemeine Zeitung“, 19. September. 


Die Wohnungsnot. (Während des Krieges Zunahme 
der Budapester Bevölkerung um 40.000 Köpfe; Woh- 
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nungsnot nach Friedensschluß zu befürchten; Hilfs- 
mittel: Ausgabe städtischen Bodens durch die Ge- 
meinde an Baulustige im Baurecht, gegen Rückfall 
von Grund und Gebäude an die Gemeinde nach 50 
Jahren; Überlassung der im Militärbesitz befindlichen 
Baumaterialien und der Militärbaracken an die Ge- 
meinde.) „Pester Lloyd“, 10. September. 


Sorgen der Wohnungsmieter. (Die deutschen Miet- 
schlichtungsämter nicht zahlreich genug, daher gegen- 
über den massenhaften, dringenden Anforderungen 
der Mieter und Vermieter überlastet; Plan, vorläufig 
auch die Amtsgerichte als Einigungsämter heran- 
zuziehen.) „Deutsche volkswirtschaftliche Korrespon- 
denz““ (Berlin), 14. September. c 


Der Weg der Kriegerheimstätten. (In England gesetz- 
liche Maßnahmen vorgeschlagen, um für die Zeit 
nach dem Weltkrieg für 250 Millionen Pfund Ster- 
ling Wohnhäuser zu bauen. In Deutschland derzeit 
Bautätigkeit für Privatzwecke fast vollkommen lahm- 
gelegt. Ein Gesetz erwünscht, daß dem Staate das, 
Vorkaufsrecht bei Landverkäufen sichert. Derart 
kämen die zur Erbauung von Kriegerheimstätten 
nötigen Gründe in die Hände der gemeinnützigen 
Landgesellschaften.) „Deutsche Warte“ (Berlin), 
2. September. 


Der Weg der Kriegerheimstätten. (Fordert zum Eintritt 
in den für die Kriegerheimstättensache führenden 
Bund deutscher Bodenreformer auf; berichtet über 
die günstige Entwicklung der Kriegerheimstätten in 
Hirschberg in Schlesien.) „Deutsche Warte“ (Berlin), 
9. September. 


Ein- und Auswanderung. 


Die Bevölkerungsverteilung in Polen. (Die dauernde 
Auswanderung aus Kongreßpolen in den letzten 
Jahren vor dem Weltkrieg gering, sank I908—I912 
von 35.600 auf 32.000 Personen bei einer. Gesamt- 
bevölkerung von rund 13 Millionen; um so größer die 
zeitweilige Auswanderung; überwiegend Land- 
arbeiter nach Preußen: ım Jahre 1912: 360.000 Per- 
sonen, was zu Arbeitermangel in Polen selbst führte) ; 
„Deutsche Lodzer Zeitung“, 22. September. 


KEIN 


Sozial- und andere Versicherung. 


Hilfsbereitschaft. Die Tagung deutscher Ortskranken- 
kassen. (Vom 17. September; Hauptaufgabe der 
Kassen; Bekämpfung der Lungenschwindsucht, der 
Trunksucht, der Geschlechtskrankheiten, des Woh- 
nungselends; auch der Geburtenrückgang sei ins 
Auge zu fassen.) „Kölnische Zeitung“, 20. September. 


Arbeits-Heilkolonien. (In Deutschland soll geplant 
sein, den Arbeitern Gelegenheit zu bieten, in Heil- 
kolonien chronische Leiden auszuheilen, während sie 
ihren Beruf ausüben, ohne in die häuslichen schlech- 
ten Lebensverhältnisse zurückkehren zu müssen. Die 
Kosten solcher Heilstätten sollen angeblich nicht allzu 
hoch sein und wären von den Kranken, den Versiche- Bi 
rungsgesellschaften und dem Staate zu tragen. Nach || 
Friedensschluß könnten die großen österreichischen | 
Flüchtlingslager leicht in derartige Arbeits-Heil- || 
kolonien umgestaltet werden.) Vom Landsturm-Ober- 
arzt Dr. Alfred Neumann, derzeit Kommandant eines 
Epidemielaboratoriums der Salubritätskommission des 
1. Armeekommandos. „Österreichische Rundschau“, 
1. September. 


Die Leistungen der Lebensversicherungsbeiriebe im || 
Kriege. (Leistungen der deutschen Lebensversicherungs- | 
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Aus der Heimat der „Unterstützungsweiber“. 


Die Militarisierung des 


Erfahrungen mit der Frauenarbeit in der Kriegsindustrie, 
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Pour les victimes civiles de la guerre. 
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gesellschaften während des Weltkrieges bedeutend. ' 
Infolge Kriegssterblichkeit Mehraufwand von 2350| 
Millionen Mark; Entgegenkommen 
Prämienzahlungen der Kriegsteilnehmer ; Aufbringung 
von Kriegsanleihen bis Ende 1916 562 Millionen 
Mark eigener Zeichnungen, mit Einschluß der ge- 
worbenen Gelder über zwei Milliarden Mark.) 
„Handel und Industrie“ (München), 8. September. 


Sonstige Sozialpolitik. 


(Arger, 
zu Volkskrankheiten führender Notstand im Erz- 
gebirge, wo man schon im Frieden von einem Elends- 
gebiet sprechen konnte; staatliche Abhilfsmaßregeln 
dringend erforderlich.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 
20. September. 


Arbeitsverhältnisses. (Die 
deutsche Arbeiterschaft gewarnt, durch Häufung von 
Zänkereien in den Betrieben den Scharfmachern der ; 
Schwerindustrie behilflich zu sein, die Militarisierung 
des Arbeitsverhältnisses durchzusetzen; durch die 
Militarisierung würden auch Menge und Güte der 
Erzeugung leiden.) „Arbeitsmarkt-Korrespondenz“ 
(Berlin), 24. September. 


| 
| 


| 
| 
| 


mit besonderer Berücksichtigung des Gießereiwesens. 
(Starke Verwendung von Frauen ın den deutschen | 
Gießereien. Neu eintretende Arbeiterinnen besser | 
durch Frauen als durch Meister oder Arbeiter abzu- 
richten, da die männlichen Unterweiser zuviel für 
selbstverständlich halten. Gute Erfahrungen mit Aus- | 
dauer und Geschicklichkeit der Frauen.) Von Kurt 
Abeking in Frankenthal (Pfalz). „Stahl und Eisen“, 
deutsche Eisenhüttenwesen, 


30. August. 


(Verordnung 
vom 28, April 1916 zur Unterstützung der durch 
Kriegsereignisse betroffenen Zivilpersonen [Ver- 
wandte der Soldaten und Kriegsdienstleister]. Not- 
wendig allgemeine Bekanntgabe, wo diese Unter- 
stützung zu erhalten sei. Der französische Staat 
müsse zwar Entschädigung seiner zu Schaden ge- 
kommenen Angehörigen und Bestrafung der Täter im 
Friedensvertrag fordern, doch für die einzelnen Be- 
schädigten selbst sorgen.) „Le Semaphore de Mar- 
seille“, 5. September. 


England. (Der Kongreß der Vertreter der nationalen 


Gewerkschaftsverbände der Ententemächte besprach 


“die Verlegung des internationalen Sekretariats aus 
Berlin; zu diesem Zwecke soll ein internationaler 


Kongreß in Bern abgehalten werden. Vorerst aber 
sollen sich die Gewerkschaften aller dem internatio- 
nalen Verband angegliederten Länder mittels eines 
schriftlichen Referendums über die geplante Ver- 
legung äußern. Die Leitung der Arbeiten wäre den 
schweizerischen Gewerkschaften zu übertragen.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 13. September. 


Die Gründe des wirtschaftlichen Zerfalls Rußlands und 


die Mittel, um ihn aufzuhalten. (In Rußland Millionen 
Menschen durch Kriegsdienstpflicht ihrem Beruf ent- 
zogen, aber unbeschäftigt. Erwünscht, diese in kriegs- 
notwendigen Betrieben, Eisenbahnen, Kohlengruben, 
Fabriken etc. zu verwenden, zumal sie der Militär- 
gerichtsbarkeit unterständen. Reinertrag solcher Be- 
triebe für den Staat, nur gewisser Anteil daran für 
die Besitzer.) „Deutsche Warschauer Zeitung“, 
13. September. 


betreffs der Seeschiffahrt in Österreich-Ungarn. 


Schweizerische Ozeananschlußfragen. 


Marine merchande. Il nous faut des bateaux. 


Die englische Schiffahrtspolitik 


Niederländisch-Indien. 


Deutsche 


Seeschiffahrt. 


(Rauminhalt der 
österreichisch-ungarischen Handelsflötte im Jahre 
1900: 269.421 Nettotonnen, im Jahre 1913: 630.511 
Nettotonnen. Dieser Aufschwung auf die Entwick- 
lung des Außenhandels und die unverhältnismäßig 
kostspielige Subventionspolitik der Regierung zurück- 
zuführen. Die Schiffahrtsgesellschaften durch den 
Weltkrieg schwer geschädigt. Der Schiffsraum soll 
nach Friedensschluß durch einen Bund der Linien- 
reedereien und jener der freien Fahrt verteilt werden. 
Das Auswanderungsgeschäft, vor Kriegsausbruch in 
ausländischen Händen, soll nunmehr einer neu- 
gegründeten einheimischen Linie zugewiesen werden.) 
„Hamburgischer Korrespondent“, 6. September. 


Die Zustände in unserer Handelsmarine. (In den Schift- 


fahrtsgesellschaften Österreichischer Lloyd, Austro- 
Americana, Istria-Trieste nur zum geringen Teile 
deutsche Kapitäne beschäftigt. Fehlen einer deutschen 
nautischen Schule trägt mit Schuld daran; Überwiegen 
des Italienischen ın Sprache und Volkstum innerhalb 
der österreichischen Schiffahrt; seltsame Vorgänge 
kurz vor der italienischen Kriegserklärung im Jahre 
1915, wodurch mehrere österreichische Handelsschiffe 
in italienische Hände gerieten.) „Grazer Tagblatt“, 
14. September. 


(Schweizerische 
Pläne und Hoffnungen wenig aussichtsreich, in einem 
süd- oder westfranzösischen oder italienischen Hafen 
[Genua] Hafenobrigkeitsrechte, nach dem Muster der 
serbischen Rechte in Salonich 1913—I915, zu er- 
langen, wie auch der Rhoneschiffahrtsweg keine sehr 
große Hilfe für die Schweiz; für sie bleibe der Rhein 
als Hauptzugangsweg zum Atlantischen Ozean die 
Hauptsache.) „Zeitung des Vereines deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen“ (Berlin), 5. September. 

(Nötig 
rasche Vermehrung der französischen Handelsflotte. 
Hierzu Rückberufung aller Werftarbeiter von der 
Front erforderlich.) Du vice-admiral Besson, dans le 
Gaulois. „Le Semaphore“ (Marseille), 5. September. 


nach dem Kriege. 
(Staatliche Herrschaft über die Handelsflotte bei 
einiger Dauer, nach „Financial News“ vom 31. August, 
von schädlicher Wirkung; nötig Schaffung und Er- 
haltung von allgemein zugänglichen Kohlen- und Erd- 
ölstationen an allen Küsten, Verbot des Verkaufes 
britischer Schiffe an Ausländer mindestens während 
fünf Jahre nach Friedensschluß, britische Schiffs- 
ausbesserungswerften nur für britische Schiffe durch 
zwei Jahre nach Friedensschluß etc.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 19. September. 


Die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse im Jahre 1916. (Schwierige Lage der holländi- 
schen Schiffahrt. Sehr ungünstig die Sperrung des 
Suezkanals. Schädlicher Zeitverlust durch Anhalten 
holländischer Schiffe in britischen Häfen. Ver- 
schiffungsschwierigkeiten für die Erzeugnisse der 
holländischen Kolonien.) „Nachrichten für Handel 
und Industrie“ (Berlin), 8. September. 


U-Boot-Macht. (Nicht Großkampfschiffe, 
sondern U-Boote sind in Zukunft zum Schutz des 
deutschen Überseehandels erforderlich, daher Erbau- 
ung einer großen Zahl solcher Schiffe notwendig.) 
„Kölnische Volkszeitung‘, 2. September. 


Neubauten von Schiffen. (Am ı. Juli 1916 in den Ver- 


einigten Staaten 385 Stahldampfer im Bau oder be- 
stellt, mit 1,225.784 t [gegen 76 Schiffe mit 310.089 t 
am ı. Juli 1915], darunter aber 80 Petroleumtank- 
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Der Donau 


Mitteleuropäische Verkehrspolitik. 


dampfer mit 500.608 t. In allen Ländern der Erde,|Der Güterverkehr 


mit Ausnahme des Vierbundes, 728 Schiffe „mit 
1,667.524 t von Oktober 1916 bis April 1917 fertig- 
gestellt.) „Österreichisch-ungarische Konsularkorre- 
spondenz“ (Wien), 4. September. 


Binnenschiffahrt. 


Gegen die erhöhten Donautarife. (Entgegen der Ansicht 


des Abgeordneten Dr. Steinwender Erhöhung der 
Schiffahrtstarife der Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft infolge der erhöhten Eisenbahntarife, behufs 
Regelung des wechselseitigen Wettbewerbes, nötig.) 
„Allgemeiner Tarif-Anzeiger“ (Wien), 2. September. 


Main—Rheinkanal in österreichischer Be- 
leuchtung. (Bekämpft die in Österreich vielfach an- 
zutreffende Ansicht, daß die Herstellung leistungs- 
fähıger Binnenschiffahrtsstraßen mehr der Einfuhr 
nach Österreich-Ungarn als seiner Ausfuhr zu gute 
kommen werde.) „Die freie Donau“ (Regensburg), 
I. September. 


(Man braucht die 
Bedeutung des Überseeverkehrs nicht zu unterschätzen, 
um auch der zentraleuropäischen Verkehrsentwick- 
lung das Wort zu reden. Der Verkehr über die trocke- 
nen Landesgrenzen hat manche Vorteile: Verkehrs- 
spesen bleiben im Lande, größere Sicherheit. Eine 
Drehung der Achse des Weltverkehrs sei wahrschein- 
lich, Süddeutschland und Österreich müßten die Ge- 
legenheit ausnützen.) Von Geheimen Öberregierungs- 
rat Dr. Gottfried Zoepfl, Professor der Staatswissen- 
schaften an der Universität Berlin. „Die freie Donau“ 
(Regensburg), I. September. 


Hafentransportfragen. (Güter müssen nicht nur in ratio- 


neller Weise hergestellt, sondern auch transportiert 
werden. Im Hafenumschlagsverkehr, zum Beispiel in 
dem zu erweiternden Baseler Hafen, spielen rasch 
arbeitende Verladungsmaschinen eine große Rolle. 
Zeitgewinn heißt hier Raumgewinn.) „Die freie 
Donau“ (Regensburg), I. September. 


Rumäniens Interesse an der Neugestaltung der Donau- 


frage. (Auf Rumänien entfällt mehr als die halbe 
Länge der Donau, das heißt 1300 Kilometer. Die 
Kanalverbindungen der Donau mit der Oder, dem 
Rhein, der Weser und Elbe für Rumänien hochbedeut- 
sam, da hierdurch die Ausfuhr nach Mitteleuropa 
namhaft erleichtert wäre. Dagegen könnte Rumänien 
deutsche Kohle auf der Donau billiger beziehen als 
vor dem Weltkrieg die englische über die Darda- 
nellen.) „Bukarester Tagblatt“, ı1. September. 


Binnenschiffahrt und Berieselung in der Türkei. (Im 


allgemeinen überwiegen, beim ziemlich trockenen 
Klima der Türkei, die Bewässerungsarbeiten über die 
Angelegenheiten der Binnenschiffahrt, die nur in 
Südmesopotamien, am Euphrat und Tigris, etwas 
größere Aussichten hat.) „Der ungarische Volkswirt“ 
(Budapest), 5. September. r 


Eisenbahnwesen. 


zen 


Das internationale Eisenbahnfrachtrecht besteht im 


Kriege rechtsverbindlich in Kraft. Eine Zuschrift 
des Berner Zentralamtes. (Dies durch die vom 
21. August datierte Beantwortung einer Anfrage 
sichergestellt, die von der Schriftleitung des „All- 
gemeinen Tarifanzeigers“ an das Berner „Zentral- 
amt für den internationalen Eisenbahntransport“ ge- 
richtet wurde.) „Allgemeiner Tarifanzeiger“ (Wien), 
2. September. 


Die Zuckerpreise werden erhöht. 


Wichtige Fragen unserer Lebensmittelversorgung. 


auf den Berliner Straßenbahnen. 
(Gute Erfahrungen in Berlin hinsichtlich des Güter- 
verkehrs und der Postpaketbeförderung auf den 
Straßenbahnen während der Nacht seit Herbst 1916.) 
„Zeitung des Vereines deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen“ (Berlin), 12. September. 


Post und Telegraphie. 


Die Telephonmisere. (Mangel an Beamtinnen und an 


Material zur Erneuerung der Apparate verursachen 
Störungen des Wiener Telephonbetriebes. Fern- 
leitungen durch Staats- und Militärgespräche fast 
vollkommen in Anspruch genommen. Besserung erst 
für die Zeit nach Friedensschluß zu erwarten, bis der 
automatische Verkehr völlig durchgeführt sein wird.) 
Unterredung mit Hofrat Barth Edlen v. Wehrenalp. 
„Neues Wiener Journal“, 17. September. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


politik. 


(Die Erhöhung der 
Zuckerpreise durch die der Rübenpreise bedingt; die 
der Rübenpreise durch jene der Kartoffelpreise her- 
vorgerufen; die der Kartoffelpreise durch Erhöhung 
der Futtermittelpreise erzwungen; die der Futter- 
mittelpreise durch Fehlen einer Höchstpreispolitik 
für Fleisch ermöglicht; in diesem Mangel der Kern 
aller Mißstände der österreichischen Ernährungs- 
politik.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 22. September. 


Warenzuweisung und Produktionsförderung. Ein Vor- 


schlag. (Jene ländlichen Gemeinden, die mehr Nah- 
rungsmittel abliefern, seien bei der Zuteilung von 
Tabakwaren, Zucker, Saccharin, Spiritus, Petroleum 
und anderer zentral bewirtschafteter Gegenstände zu 
bevorzugen.) „Die Zeit“ (Wien), 22. September. 


Der Ernährungszustand der arbeitenden Klassen in den 


Industriegebieten der Sudetenländer. Verhandlung 
auf der Parteikonferenz in Brünn. (Spricht von einer 
Aushungerung des Industrievolkes durch den passiven 
Widerstand der dortigen Landwirte gegen behördliche 
Maßnahmen; dieser Widerstand werde von den 
tschechisch-agrarischen Politikern zu nationalistischen 
Zielen mißbraucht.) Über diesen Punkt berichtet 
Hackenberg. „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 20. Sep- 
tember. 


Unterredung mit einem ungarischen Agrarier. Der Öster- 


reich zugedachte ungarische Lebensmittelüberfluß. 
(Ungarn dürfte, nach Julius Rubinek, Leiter des 
ungarischen Landesagrikulturvereines, einen gewissen, 
allerdings nicht bedeutenden Teil seines Ernteertrages 
an Österreich überlassen, vor allem aber verzichtet es 
auf den ihm zufallenden Weizenüberschuß aus 
rumänischen Ernte. Fettlieferungen dürften ebenso 
groß wie im Vorjahre sein. Die günstige Weinernte 
soll nach währungspolitischen Gesichtspunkten ver- 
wendet werden.) „Neues Wiener Journal“, 8. Sep- 
.tember. 


(In 
Deutschland beabsichtigt, jeder Person fünf Kilo- 
gramm Kartoffeln wöchentlich vor Einbruch des 
Frostes zur Einlagerung zuzuweisen. Ferner plant 
man eine Herabsetzung der Gemüsepreise.) „Kölnische 
Volkszeitung“, 24. August. 


Unsere Ernährung im vierten Kriegsjahr. (Die Brotkarte 
hat sich in Deutschland vollkommen bewährt. Bei der 
Kartoffelversorgung habe man sich zu bemühen, daß 
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bis zum Winter jede Familie ihren Winterbedarf 
[bis Mitte März] eingelagert habe, da die Kartoffeln 
sonst beim Transport zu sehr dem Froste ausgesetzt 
wären. Die in den letzten Wochen erhöhte Fleisch- 
versorgung sei auf Kosten des Viehbestandes erfolgt. 
Die Milch- und Butterversorgung dürfte sich ständig 
verschlechtern. Empfiehlt die Beschlagnahme der ge- 
samten Obst- und Gemüseernte.) „Kölnische Zeitung“, 
29. August. 


Getreidebewirtschaftung und Monopolgerüchte. (Nur 


wenige große Getreidehändler fanden in Deutschland 
während des Weltkrieges lohnenden Verdienst; die 
meisten durch die öffentliche Bewirtschaftung völlig 
ausgeschaltet. Befürchtungen betreffs Einführung 
eines Kraftfuttermonopols.) ,‚Vossische Zeitung“ 
(Berlin), 12. September. 


Die Versorgung der Zivilbevölkerung. (Die mit 'Nah- 


rungsmitteln zu versorgende rumänische Zivilbevölke- 
rung [3,781.000 Seelen] wohnt überwiegend, 3,241.000 
Köpfe, auf dem flachen Lande und nur 540.000 in 
Städten. Diese städische Bevölkerung kommt ungefähr 
der Einwohnerzahl einer deutschen Stadt zweiten 
Ranges gleich. Die Versorgung mit Getreide und 
Hülsenfrüchten sei leicht, dagegen die mit Fleisch 
schwierig. Die hohen Preise seien nicht gerecht- 
fertigt.) „Agrarul“. (Bukarest), 26. August. 


Amerikanische Ausfuhrverbote. (In den Vereinigten 


Staaten läßt man, trotz kleiner Weizenernte, die Mehl- 
ausfuhr nach den Ententestaaten zu, da man in der 
großen Maisernte von 3248 Millionen Bushels einen 
kräftigen Rückhalt auch für den eigenen Brotgetreide- 
bedarf hat. Gründe der gemeldeten Stockungen der 
großen Mühlen in Minneapolis: die Washingtoner 
Regierung hat Weizenhöchstpreise erlassen, ohne Be- 
schlagnahme auszusprechen; daher Verschwinden des 
Weizens vom Markt.) „Vossische Zeitung“ (Berlin), 
19. September. 


Die Brotversorgung bei uns und unseren Feinden. 


(Mittlere Brotgetreideernte für Deutschland. Im 
Frieden erzeugte England 20 Prozent des eigenen Be- 
darfes an Weizen,. 100.000 t wöchentliche Getreide- 
einfuhr. Ernte 1917 für England ungünstig. In 
Italien Schwierigkeiten betreffs der Einfuhr. Franzö- 
sische Ernte um etwa 4 Millionen t geringer als der 
Durchschnitt. Erntefehlbetrag der Ententeländer zu- 
sammen ungefähr ı3 Millionen f. Die beiden letzten 
Ernten der Vereinigten Staaten ungenügend, daher 
ausreichende Lieferungen nach Europa unwahrschein- 
lich.) „Kölnische Zeitung“, 13. September. 


Getreideverhältnisse im Auslande. (Maßregeln Wilsons, 


um Getreidelieferung an die Verbündeten zu ermög- 
lichen: Verbot des Terminhandels mit Weizen an der 
Chicagöer Börse, Gründung einer Zentraleinkaufs- 
gesellschaft. Plan, den Betrieb der Elevatoren und 
Mühlen von einer Regierungserlaubnis abhängig zu 
machen. Bisher anscheinend geringer Erfolg dieser 
Verfügungen, daher Drohung, den freien Getreide- 
handel im Lande ganz zu verbieten.) Von Leonhard 
Neumann. „Hamburgischer Korrespondent“, 6. Sep- 
tember. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Die Enquete zur Besprechung der Sperre für Obst und 


Obstprodukte.e (Behördliche Bewirtschaftung des 
Obstes und Dörrobstes in Bosnien. Höchstpreise, die 
der allgemeinen Teuerung angemessen seien. Nur dort, 
wo keine Vorrichtungen zum Dörren des Obstes vor- 
handen, Branntweinbrennerei erlaubt. Auch Obst- 
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branntwein sei in öffentliche Bewirtschaftung zu 
nehmen.) „Bosnische Post“ (Sarajevo), 2. September. 


Das Dörren von Obst und Gemüse im Haushalte. (Das 


Dörren von Gemüse und Obst, d. h. die Wasserent- 
ziehung durch Wärme, eine in der Zeit des Zucker- 
mangels besonders empfehlenswerte Aufbewahrungs- 
art. Verfahren sehr einfach am Herdfeuer. 100 kg 
Äpfel liefern 10—ıı kg Ringäpfel, ebensoviel Bohnen 
8—10 kg getrocknete Ware, Spinat nur 3—4 kg 
Trockengemüse etc.) Von Karl Schmerda, Militär- 
agronom, Pernik-Studena. „Deutsche Balkan-Zeitung“ 
(Sofia), 6. September. 


Die Zuteilung von Rohzucker. (Der Plan, die Zucker- 


raffınerien aus Gründen der Kohlenersparnis einzu- 
stellen, verfehlt, da Rohzucker dem menschlichen 
Magen nicht zuträglich und zum Einkochen von Obst 
nicht geeignet; ferner käme man dadurch um die Me- 
lasse, ein wertvolles Futtermittel.) „Kölnische Zei- 
tung“, 13. September. 


Versorgung des Landes mit Käse. (Schwierigkeiten der 


schweizerischen Käseversorgung trotz der Zusammen- 
fassung des dortigen Käsegeschäftes in der „Ge- 
nossenschaft schweizerischer Käseexportfirmen“, die 
im Jahre 1916/17 an den Inlandsverbrauch 144.155 q 
Käse abgab; Beanstandung der von der Genossen- 
schaft erzielten Gewinste mit größtenteils gemein- 
nütziger Verwendung dieser Gewinste entschuldigt.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 5. September. 


Empire Sugar. (Die Londoner Abteilung der Society of 


Chemical Industry hat einen aus hervorragenden 
Fachmännern bestehenden Ausschuß eingesetzt, um 
die Möglichkeiten der Zuckererzeugung innerhalb des 
britischen Weltreiches und der Deckung des briti- 
schen Bedarfes aus den Überseebesitzungen genau 
festzustellen; besonders die Aufmerksamkeit auf 
Australien, Südafrika und Britisch-Westindien ge- 
lenkt.) „The Statist‘““ (London), 28. Juli. 


Die rumänische Weinernte 1917. (Befriedigender Ertrag 


zu erwarten; kräftige Unterstützung des rumänischen 
Weinbaues durch die Besatzungsbehörden; Beschlag- 
nahme der Weinernte und Weinbestände; im Jahre 
1916 auf 87.792 ha wenig Wein, nur 3/, Millionen hl 
für 55 Millionen Lei gegen den Durchschnittsbetrag 
von Un bis ıt/, Millionen hl, gewonnen, aber von 
guter Beschaffenheit.) „Bukarester Tagblatt“, 18. Sep- 
tember. 


Holz. 


Holsreichtum und Kohlennot. (Mangels Arbeitskräfte 


verfault viel brauchbares Brennholz in den Wäldern, 
während die österreichischen Städte im Winter 
1917/18 von einer furchtbaren Kohlennot bedroht sind; 
Freiwillige müßten zur Sammlung des Klaubholzes 
aufgeboten werden, das bei den Waldbesitzern von 
Staats wegen unentgeltlich einzufordern wäre.) „Neues 
Wiener Tagblatt“, 22. September. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Industrielle Kohlenversorgung. (Umfangreiche Erwer- 


bungen von Kohlengruben durch österreichische In- 
dustrielle zur Sicherung gegen Kohlennot; besonders 
in der Eisen- und Stahl- sowie sonstigen metallurgi- 
schen Industrie, ferner in der Mineralölraffinerie und 
Zuckerindustrie während der letzten Monate dieses 
Verfahren eingeschlagen.) „Die Zeit“ (Wien), 
20. September. 
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Über Ungarns Mineralschätze. (In: Ungarn alte Gold- 
bergwerke vorhanden, die reiches Erträgnis bei 
moderner sachgemäßer Betriebsweise liefern könnten; 
nähere Angaben über die Harkotschen Werke in 
Siebenbürgen; derzeitiges Durchschnittsergebnis: 5 g 
Gold pro t, das angeblich noch sehr steigerungsfähig 
sein soll.) „Osmanische Post“ (Wien), 14. September. 


Stinnes und Thyssen an der Wasserkante. Export und 
Import mit eigenen Dampfern. (Die Beteiligung 
deutscher Kohlenmagnaten am deutschen Reederei- 
geschäft, ein geschickter Gegenzug gegen den briti- 
schen Plan, die deutsche Schiffahrt durch Vorent- 
haltung der Verfrachtung britischer Kohle matt zu 
setzen.) „Deutsche Exportrevue‘“ (Berlin), 15. Sep- 
tember. 


Kohlenvergasung als Einkommensquelle für das Reich. 


(Der durch volle Ausnützung der Kohle erzielbare 
Jahresgewinn beträgt über sieben Milliarden Mark; 
das Reich sollte sich einen Teil dieses Nutzens sichern. 
Eine gute Dampfmaschine verwertet nur 14 Prozent 
der Energie der Kohlen, die Gaskraftmaschinen bis 
zu 35 Prozent. In der bisher vergeudeten Kohle liegt 
die größte Arbeitsmacht Deutschlands.) „Vorwärts“, 
„Berliner Volksblatt“, ıt. September. 


Die Rohstoffgrundlagen der Eisenindustrie. (Vertritt den 


Standpunkt, daß für das Gedeihen der Eisenindustrie 
weniger der Erzreichtum als die Kohlenlager von Be- 
deutung seien. Daher werde Deutschland, das vor 
dem Weltkrieg Erze aus Frankreich bezogen und 
Koks dorthin geliefert habe, auch nach Friedens- 
schluß in günstigerer Lage sein als Frankreich und 
das Erzgebiet von Briey nicht zu behalten brauchen.) 
„Berliner Tageblatt“, 13. September. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Die Kleiderkarte. Abschluß der Vorarbeiten und Fertig- 


stellung der Verordnung. (Amtliche Versuche mit 
Kleidung aus Papiergarn- und Mischgeweben, d. h. 
aus Papier- und Textilabfällen: nach mehreren 
Wochen keine augenfällige Abnützung, verliert frei- 
lich, nach Nässe und Regen, bald die Fasson. Doch 
große Mengen billiger Volksbekleidungsstücke her- 
stellbar.) „Die Zeit“ (Wien), 15. September. 


Wie Deutschland die Einfuhr von Wiener Mode- und 
Textilwaren verhindert. (Die Schwierigkeiten dauern 
an. Den Wiener Firmen wird es praktisch unmöglich 
gemacht, ihre Berliner Kunden prompt zu bedienen. 
Der Erwerb von Waren im Betrage über 1000 M, be- 
darf der Einwilligung der Reichsbank.) „Wiener 
Handelsblatt“, 13. September. 


Zur Papiergarnindustrie. (Die während des Weltkrieges 


neu entstandene Papiergarnindustrie will auf der 
Breslauer Messe nachweisen, daß sie im stande sei, 
den Rohstoff für eine große Anzahl bisher aus fremden 
Textilstoffen hergestellten Gegenständen, wie Garne, 
Stoffe für Kleider und Wäsche, Säcke, Seilerwaren 
u. s. w. zu bieten. Die betreffs Färben und Waschen 
gehegten Bedenken sollen  unzutreffend sein.) 
„Wiener Handelsblatt“, 16. September. 


Papier. 


Einschränkung des Papierverbrauches. (Der Buch- und 


Zeitschriftenverlag, die Reklame aller Art, die Ver-|. 


wendung von Schreibpapier und Drucksorten in Ge- 
schäfts- und Amtsverkehr, der Verbrauch von Ver- 
packungsmaterial treibe noch viel Verschwendung, die 
bei der bestehenden Papiernot hintangehalten werden 


sollte.) 


Die Kautschukmärkte der Zukunft. 
Monopolstellung Londons auf dem Kautschukmarkt | 


Seife für Knochen. 


Mangel an künstlichen Düngemitteln in der französı- 
schen Landwirtschaft auch eine Folge des U-Boot- || 


„Wochenblatt 


für 
(Biberach), 25. August. 


Schluß mit der Wohlfahrtspostkarte! (Durch die fort- 


währenden Ausgaben von Wohltätigkeitspostkarten 
werden die Postkartenhändler schwer geschädigt, da 
der Absatz unmittelbar an die Verbraucher ging. Der- 
zeit sei sogar kein Papier für solche Wohltätigkeits- 


karten mehr vorhanden.) „Papiergewerbe-Zeitung“ 


(Wien-Berlin), ı. September. 


Leder und Lederwaren. 


handel. (Schuhe infolge der Höchstpreise aus Öster- 
reich nach Ungarn abgewandert; keine Gegenmaß- 
regeln dagegen getroffen; viel zu wenig Leder für die 
Zivilbevölkerung freigegeben, die im Winter 1917/18 
fast nur über Holzschuhe verfügen werde) Nach 
Mitteilungen des Herrn Jos. Reschovsky, Chefs der 
Firma S. Reschovsky, Wien, und Vizepräsidenten des 
Vereines österreichischer Schuhwarenhändler. „Der 
Schuh“ (Wien), 20. September. 


Kautschuk. 


(Seit 1916 die 


Papierfabrikation“ 


Die neue Lederhöchstpreisverordnung und der Schuh- || 


der Erde erschüttert; selbständige Märkte in Singa- | Sri 


pore, Batavia, Colombo, New York erstanden. Havre 


und Hamburg Zukunftsnebenbuhler. Steuermaßnahmen 


im Malaiischen Staatenbund gegen nichtbritische Be- 
sitzer von Kautschukplantagen zu Ende 1916, genannt 
War Taxation 
14. September. 


Chemische Industrie. 


5 kg Knochen 10 dkg Seife im Tausch zu geben und 


„Deutsche Warschauer Zeitung“, 20. September. 


ı Fettversorgung von Übersee. (Vor Ausbruch des Welt-. 
krieges wurde ein großer Teil des deutschen Fett- 
bedarfes durch die Lieferungen überseeischer Pflanzen- 


fette gedeckt. Ein nicht unbedeutender Teil hiervon 
kam aus deutschen Kolonialgebieten [13'6 Millionen 
Mark], die auch nach Friedensschluß eine wichtige 
Rolle ın der deutschen Fettversorgung spielen dürften.) 
„Hamburgischer Korrespondent“, 16. September. 


Krieges. (Besonders infolge des Rückganges der 


Phosphatgewinnung in Algier und Tunis von 375 


Millionen £ im Jahre 1913 auf 2’05 Millionen t ım 


Jahre 1916; auch französische Salpetereinfuhr aus | 


Chile infolge des Mangels an Schiffsraum sehr stark 
rückgängig.) ‚Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 14. September. Sr 


Die Industrie der ätherischen Öle und künstlichen Riech- g | 


stoffe in Frankreich. (Die Industrie ist im Südosten 
des Landes am stärksten und hat eine gewisse Kon- 
kurrenz in Spanien, Italien und Dalmatien; in 
Deutschland ist trotz des ungünstigen Klimas der 
Kultur der betreffenden Pflanzen Aufmerksamkeit zu- 


gewendet worden.) Von Dr. K. Löffl, Berlin. „Deut- | 


sche Parfümerie-Zeitung“ (Berlin), 31. August. 


Enactment.) „Kölnische Zeitung“, 3 


(In Deutschland vom Kriegsaus- 
schuß für Öle und Fette der Versuch gemacht, für 


so den Fettgehalt der Knochen nutzbar zu machen.) 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Übergangswirtschaft. 


Die „Überprüfung“ der Zentralen. (Die Kritik richtet 


_ sich heute ebenso gegen die Wirtschaft der Zentralen |. 


wie gegen die Überprüfungskommission, welche sich 
ihre Aufgabe viel zu leicht gemacht habe. Ein Lokal- 
augenschein und Prüfung der Gebarung wäre nötig 
gewesen.) „Reichspost“ (Wien), 23. September. 

Der Handel und die Demobilisierung. (Bei der Ent- 
lassung des Heeres seien die Kaufleute als Anreger 
der Volkswirtschaft zuerst zu berücksichtigen.) 
„Wiener Handelsblatt“, 25. September. 


Warenherstellung. (Früher suchte man in Deutschland 
kleinere, auch minder leistungsfähige Betriebe ‘um 
einer falschen Sozialpolitik willen zu erhalten; nun- 
mehr müssen die aus militärischen Rücksichten er- 
forderlichen Zwangszusammenlegungen um so empfind- 
licher und eingreifender sein.) „Die Konjunktur“ 
(Berlin), 20. September. 

Staatswirtschaft und Übergangswirtschaft. (Erhebliche 
Gebiete der Ein- und Ausfuhr müßten zunächst , in 
staatliche Verwaltung genommen werden; doch gehe 
man im Organisieren und im In-die-staatliche-Verwal- 
tung-nehmen zu weit. Der Staatsbetrieb arbeitet 
weniger zweckmäßig und zu teuer. Die Heranziehung 
tüchtiger Kaufleute. sei nötig und beim Übergangs- 
geschäft geradezu unerläßlich.) „Deutsche Tages- 
zeitung“ (Berlin), 19. September. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 


mächte. 
Handelspolitik nach dem Kriege. (Die übliche hansea- 
tische Ängstlichkeit, der deutsche „Welthandel“ 


könnte durch ein „aufreizend“ wirkendes mitteleuro- 
päisches Wirtschaftsbündnis auf Grundlage von Vor- 


zugszöllen leiden.) Von Otto Friedeberg. ‚„Ham- 
burger Nachrichten“, 27. September. 
Schutzmöglichkeiten für die Industrie ım zollfreien 


Mitteleuropa. (Hilfsmittel für schwächere Industrien 
beim Mangel einer Zwischenzollinie: Die Tätigkeit 
der Devisenzentralen und der Kriegsgesellschaften, 
Kartellierungen und Rayonierungen, Wirksamkeit 
des Staates als Besteller; doch keine Ausartung dieser 
Hilfsmittel in einen heimtückisch-eigensüchtigen 
Überschutz.) Von Dr. Walter Schotte. „Mittel- 
europa“ (Berlin), 18. September. 

Wege der Zukunft. (Wirtschaftsbund Deutschlands und 
Österreich-Ungarns, allenfalls bei Aufrechterhaltung 
einer Zwischenzollinie, auf Grund gegenseitiger zoll- 
politischer Zugeständnisse durchführbar. Hilfsmittel 
hierzu: Kartellbildung, Kontingentierung, Markt- 
abgrenzung; in Österreich Änderung des Rechtes der 
Erwerbsgesellschaften, der Wettbewerbsgesetzgebung, 
des Patentrechtes nötig. Wichtig auch Neuregelung 
der Verkehrspolitik, Kanalbauten.) Von Dr, Paul 
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Bensch, M.-Gladbach. ‚„Reichspost“ (Wien), 14. Sep- 
tember. 

Die Welttyrannei der Angelsachsen. - (Ein großes Ko- 
lonialreich der Mittelmächte in Mittelafrika sei das 
beste Hilfsmittel dagegen.) Von Dr. Karl Wolff, 
Mitglied des Magnatenhauses. „Pester Lloyd“, 
29. September. 


Sonstige Handelspolitik. 


L’independance &conomique de la future Pologne. (Eine 
Veröffentlichung von Dr. Josef Freilich [Paris 
1917] stellt aus Gebieten der drei Teilungsmächte ein 
neues Polen von 42 Millionen Menschen zusammen, 
mit einer jährlichen industriellen Erzeugung von 
5t/, Milliarden Francs im ehemaligen Kongreßpolen 
allein; Fülle von Naturschätzen und Arbeitskräften.) 
„La Tribune de Geneve, 8. September. 

 Independance economique et production nationale. (Die 


wirtschaftliche Unabhängigkeit Frankreichs schwierig | 


zu erzielen. Der Schutzzoll soll anregend und nicht 
einschläfernd wirken; Frankreich muß den Hektar- 
ertrag seiner Felder steigern, .neue Bergwerke er- 
schließen und seine Wasserkräfte ausnützen, darf 
die Geschäfte nicht mehr fremden Banken überlassen; 
gewisse Schlüsselindustrien innerhalb der chemischen 
und metallurgischen Industrien die Voraussetzung für 
Schaffung einer Menge anderer Produktionszweige.) 
„La Tribune de Geneve“, 17. September. 

Die _Wirtschaftspohtik der skandinavischen Länder. 
(In den drei skandinavischen Königreichen Besorgnis 
vor wechselseitigen besonderen Schiffahrtsbegünsti- 
gungen der Ententestaaten nach Friedensschluß; 
wechselseitige Begünstigungen der drei Länder 
untereinander nicht sehr aussichtsvoll; Haupt- 
auskunftsmittel daher Ausdehnung nach den Märkten 
Rußlands und des romanischen Amerika.) „Export“ 
(Berlin), 18. September. 

Avant et apres la guerre. (Der Imperialismus der herr- 
schenden Klassen und die deutschen Behelfe der 


Exportpreise, Exportprämien und Exporttarife werden | Die Geldentwertung und die Effektenbewegung im 


als Ursache des Weltkrieges bezeichnet. Wenn die 
Deutschen diese Behelfe nicht mehr anwenden, son- 
dern die Nordamerikaner, Franzosen und Engländer, 
so werden sie um nichts besser. Vergessen wir nicht, 
daß die Erde leicht dreimal soviel Bewohner er- 
nähren könnte als vorhanden sind und daß Friede 
und Freihandel der Menschheit bessere Zeiten bringen 
könnte.) „Paris-Geneve“ (Geneve), 17. September. 


anschwellenden Gewinne zu verschleiern, was aber 
die Spekulation erfährt und zu Höherbewertungen 
der Papiere ausnützt. Es gibt keine Außenstände, fast 
kein Geschäftsrisiko. Abschreibungen, Rückstellungen, 


Kapitalsverwässerungen . und Kriegsgewinnsteuern 


sind ungenügend. Es sollten nach italienischem Vor- 
gang die Dividendenhöhe begrenzt und höhere Ge- 


winne in Kriegsanleihe angelegt werden.) „Die 


Bank“ (Berlin), September. 


Neuordnung des französischen Steuersystems. (Vor- 


schläge von Polycrate im Septemberheft der „Revue“, 
unter anderm: hohe Erbsteuer besonders für Seiten- 
verwandte und Freunde; Gründeranteile des Staates 
bei Errichtung von Gesellschaften in Frankreich und 
von auswärtigen Anleihen; Unterstützungen an 
Reedereien etc. künftighin nicht in Form von Ge- 
schenken, sondern von Aktienzeichnungen; staatliches 
Handelsmonopol in überseeischen Erzeugnissen.) 
„Nachrichten der Auslandspresse‘“ (Berlin), 14. Sep- 
tember. 


L’impöt sur le revenu. Les premiers resultats d’une 
grande reforme. (Bis Anfang August 1917 ergaben 


560.000 Einbekenntnisse zur französischen Ein- 
kommensteuer ein Gesamteinkommen von sechs Mil- 
liarden Francs; 200.000 Einbekenntnisse eines Ein- 
kommens unter dem Existenzminimum von 3000 
Francs.) „La Depeche“ (Paris), 15. September. 


\Wirtschaftliches aus Griechenland. (Griechenland, das 


vor Venizelos letzter Regierung in Deutschland ein 
Darlehen erhielt, sucht jetzt bei der Entente und 
durch innere Anleihen unter Verpfändung einiger 
Zolleinnahmen Geld zu erhalten. Die Aufrechterhal- 
tung des Auslandszinsendienstes bereitet Schwierig- 


Kriegsgewinnsorgen. (Die Unternehmungen suchen die || 


keiten.) ‚Deutsche Levante-Zeitung“ (Hamburg), || 


I. September. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


Kriege. (Gegen die Ansicht, daß die Inflation auch 


die Aktienkurse erhöhen müßte, da doch auch die 


Dividenden in Inflations-Geldzeichen gezahlt werden; 


der derzeitige Haussetaumel der Börse werde späte- || 


stens nach Friedensschluß ein Ende mit Schrecken 
nehmen.) Von kaiserlichen Rat Adolf Wachtel, Mit- 
chef des Bankhauses Landesberger, Wachtel & Co. 
„Wiener Allgemeine Zeitung“, 19. September. 


Handelspolitik. (Sicherung der Auslandszufuhren für | Das englische Kapital in Rußland. (England hat sich 


Schweden durch die nach der nordamerikanischen 
Kriegserklärung erlassenen Ausfuhrverbote der Union 
erschwert. Unterhandlungen zwischen den Vereinigten 
Staaten und Schweden bisher erfolglos, da Schweden 


auf den Verkehr mit den Zentralmächten nicht ver- 


zichten will. Mitte September skandinavischer Han- 
delskongreß in Stockholm zur Beratung über ge- 
meinsames Vorgehen in handels- und währungspoliti- 
scher Beziehung und eine gemeinsame Handelsgesetz- 
gebung.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 14. Sep- 
tember. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Goldene Worte! Wie man im Ausland über die Behand- 
lung der Industrie in Österreich urteilt. (Nach Auf- 
satz der „Schweizerischen Arbeitgeber-Zeitung“ in 
Österreich infolge der alten hohen Ertragssteuern die 
industrielle Betätigung weniger vorteilhaft als 
jene der Rentenkapitalisten und Beamten. Diese 
Schädigung der Industrie werde noch verschärft 
durch die neue Kriegsgewinnsteuer.) ‚Die Arbeit“ 
(Wien), 16. September. 


erst seit 1906, als Rußland in finanzieller Bedrängnis 
war, mehr für Russenwerte interessiert und es ver- 
standen, Waldgüter und wirtschaftliche Unter- 
nehmungen billig zu erwerben. Noch im Jahre 1910 
betrug Englands Besitz an russischen Werten nur 


38 Millionen Pfund Sterling oder ein Prozent der 


englischen Kapitalsanlagen im Ausland. Während 


des Krieges ist die Verschuldung Rußlands an Eng- 


land stark gewachsen.) Von Dr. Ernst Schultze. „Mit- || 


teilungen des Kriegsausschusses der deutschen In- . 


dustrie“ (Berlin), 28. Juli. 


Geld- und Währungswesen. 


Das Disagio der Krone. Die Regulierung der öster- 


reichisch-ungarischen Währung. (Die Hauptsache sei, 


daß Österreich-Ungarn Sicherheit erhalte, daß die in | 
Deutschland während des Weltkrieges aufgenomme- 


nen Schulden von mehr als vier Milliarden Mark nur 
in bequemen, langen Fristen zurückzuzahlen seien; 
die im Krieg eingebürgerten Relationen zwischen 
Krone und Mark mögen vorläufig bestehen bleiben.) 
„Mitteleuropa“ (Berlin), 18. September. 
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Die Festigung der deutschen Markwährung in der 
Schweiz. (Hierzu nach Beschluß der deutschen Han- 
delskammer für die Schweiz vom 27. Juli 1917 er- 
forderlich: Förderung des deutschen Ausfuhrhandels; 
Aufhebung des Verbotes der Deutschen Reichsbank, 
Rechnungen für Ausfuhrwaren in deutscher Wäh- 
rung auszustellen; Einfuhrverbot für deutsche 
Effekten; Ergänzung der Tätigkeit der Berliner 
Devisenzentrale durch fachmännische Stelle in der 
Schweiz; diese soll den Markkurs beobachten und be- 
einflussen mittels Ankaufes deutscher Wechsel im 
Falle überwiegenden Angebots.) Von Dr. Otto Heyn, 
Nürnberg. „Bayerische Handelszeitung‘ (München), 
15. September. 

Aufgaben der Zukunft. (Beschaffung von Goldguthaben 
für Deutschland nach Friedensschluß zur Bezahlung 
der nötigen Rohstoffeinfuhr erforderlich. Verkauf 
der öffentlichen deutschen Anleihen an das Ausland 
bei dem gegenwärtigen Valutastand zu arge Einbuße 
an Volksvermögen. Geschicktes Vorgehen bei den 
Friedensverhandlungen könne die wirtschaftliche 
Lage Deutschlands günstig gestalten. Notwendigkeit 
lebhafter Handelsbeziehungen des Deutschen Reiches 
zum Ausland, auch über jene zu Mitteleuropa hin- 
aus.) Von Professor Dr. Franz Öppenheimer. „Na- 
tional-Zeitung“ (Berlin), 7. September. 


bewilligungen ; daneben bedeutende, militärisch in- 
stradierte Sendungen. Statistische Angaben über den 
Privatwarenverkehr. Einfuhr nach Serbien haupt- 
sachlich: Kolonialwaren, Zucker, Papier, Wagen- 
fette, Wein, Heizstoffe, Erden, Mineralöle, Kon- 
fektions-, Holz- und Eisenwaren, elektrische Ma- 
schinen, Chemikalien. Wichtigste Ausfuhrwaren: Ge- 
würze, Geflügel, Getränke, Eßwaren, Holzkohle, 
Garne, Baumwoll-, Holz- und Eisenwaren, chemische 
Hilfsstoffe, Abfälle.) Von Dr. A. v. Sch. „Belgrader 
Nachrichten“, 8. September. 


Eine Studienreise nach Anatolien. (Ungeheure kultu- 


relle und wirtschaftliche Arbeit in Kleinasien zu 


- leisten, um die dortige verarmte, unwissende oder in 
falschen Richtungen [zähester Anhänglichkeit an 


Überlebtes, blinde Nachahmung alles Europäischen] 
befindliche Bevölkerung zu brauchbaren, wirtschaft- 
lich gedeihenden, körperlich gesunden Staatsbürgern 
zu machen, die für Staat und Volkstum zu hohen 
Leistungen bereit sind.) Äußerungen des Professors 
Ismail Hakki Bei, Vorsitzenden des Vereines für 
nationale Erziehung. ,„Osmanischer Lloyd“ (Kon- 
stantinopel), 18. September. 


Exportförderung. 


Die hohe spanische Valuta. (Frankreich will durch) Zur Aktualität von Auskünften. (Gesetzlich festzu- 


Verkauf seiner spanischen Werte die Unterwertigkeit 
seiner Valuta gegenüber den Pesetas beseitigen. Die 
spanischen Börsenkreise sind jedoch gegen diese Ent- 
schuldungsaktion, welche die Spekulation erschweren 
ra „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
I. August. 

en hraakune des be hischen Exports aus Valutarück- 
sichten. (Um das Verhältnis zwischen Pfund Sterling 
und Rupie nicht noch weiter zu ungunsten des 
Pfunds zu verschlechtern, übt die angloindische Re- 
gierung auf die indischen Banken einen Druck aus, 
damit diese dem dortigen Ausfuhrhandel ihre Dienste 
nicht mehr zur Verfügung stellen; verminderte Ab- 
gabe von Councils der indischen Regierung in 
London.) „Österreichisch-ungarische Exportrevue“ 
(Wien), September. 


 Preistreiberei. 


Der gerechte Preis. (Über die Notwendigkeit der amt- 
lichen Preisfestsetzung gehen die Ansichten aus- 
einander; die Bedürfnisse der Produktion wurden 
aber beim Getreide den Verbraucherinteressen ge- 
opfert; die Höchstpreise bleiben hinter den Ge- 
stehungskosten zurück.) „Wiener Landwirtschaft- 

II liche Zeitung“, 15. September. 

| Schiebertum und Ausländerkontrolle. (Maßregel gegen 

das von Ausländern in der Schweiz betriebene preis- 

steigernde Schiebertum. Jeder Ausländer, der in der 

Schweiz, ohne selbst Erzeuger oder Verbraucher zu 

sein, Waren kauft, verkauft oder vermittelt, muß eid- 

genössisches Gewerbepatent haben und nach Vor- 
schrift Bücher führen. Vermögens- und Einkommen- 
steuerpflicht für Ausländer.) „Neue Zürcher Zeitung“, 

12. September. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Der Privatwarenverkehr Serbiens während des Krieges. 
(Vor dem Weltkrieg aktive Handelsbilanz Serbiens 
gegenüber Österreich-Ungarn. Im Kriege seit der 
Eroberung des Landes Warenverkehr geregelt durch 
Warenverkehrszentrale des Militär-Generalgouverne- 
ments in Belgrad und deren Exposituren in Wien 
und Budapest; angeschlossen k. u. k. Devisen- 
zentralen. Privatwarenverkehr gebunden an Ausfuhr- 


| 


setzen, daß bei jeder Auskunft von der Auskunftei 
der Tag der letzten Erkundigung anzugeben sei; un: 
genügend, wenn letzte Erkundigung nur Einzelheiten 
betraf. Auskünfte dürften nur auf Grund höchstens 
drei Monate alter Erkundigungen erteilt werden.) 
„Wiener Handelsblatt“, 7. September. 


Die British Trade Corporation. Ihr Zweck, ihr Arbeits- 


kreis und ihr innerer Zwiespalt. (Die British Trade 


Corporation als Bankinstitut gegründet; ihre Auf- 


gabe: Unterstützung des britischen Ausfuhrhandels 
durch Kreditgewährung, Errichtung von Informations- 
bureaus im Ausland etc. Das Kapital zu ihrer Grün- 
dung von den Banken: unter der Bedingung beigestellt, 
daß die British Trade Corporation nicht mit ihnen 
in Wettbewerb durch Aufnahme reiner Bankgeschäfte 
trete. Von der Handelswelt die Forderung aufgestellt, 
die British Trade Corporation dürfe nicht selbständig 
Handelsgeschäfte betreiben. So, zweifach gebunden, 
verliere sie an Bedeutung für das britische Ausfuhr- 
geschäft.) „Der Welthandel“ (Berlin), 31. August. 


American International Corporation. (November 1915 


Gründung der American International Corporation, 
eines nordamerikanischen Unternehmens größten 
Stils. Ihre eigene Tätigkeit und die ihrer zahlreichen 
Untergesellschaften umfaßt: Bankgründungen in der 
Union und in Südamerika mit ausgedehntem tech- 
nischen, kaufmännischem und Kreditinformations- 
wesen; Eisenbahnbauten in Rußland und China, Er- 
schließung von Ölfeldern in China; Ausfuhragenturen 
für Maschinen und Werkzeuge nach Rußland, Frank- 
reich, Italien und der Schweiz, Ausfuhrgesellschaften 
für Obst, Terpentin und vieles andere; Obstplantagen, 
Erwerb von Handelsschiffen, Bau von Kriegs- 
schiffen etc.) „Weltwirtschaftliches Archiv“ (Jena), 
September. 


Industrieförderung. 


Internationale Produzentenorganisationen und der Krieg. 


(Im Flaschenkartell führten die Deutschen, im Spiegel- 
glaskartell Franzosen und Belgier. Die Zigaretten- 
fabrik Jasmatzi war Besitz der British-American 
Tobacco Co. Diese monopolartigen Gebilde sind zur 
Auflösung gekommen. Die Organisationen wurden 
durch den Krieg in andere Bahnen gedrängt. Die Be- 
herrschung des Weltmarktes durch die deutsche Er- 


a, 


I) 


Der deutsche Werkbund in der Schweiz. 
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zeugung optischer Gläser, die Kopraverarbeitung und 
die Farbenindustrie durch Deutschland ging teilweise 
verloren; Deutschland wiederum nicht mehr an- 
gewiesen auf englische Kohle, englisches Weißblech, 
englische Spinnmaschinen und teilweise sogar aus- 
ländische Spinnstoffe.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
14. September. 


des deutschen Werkbundes in Bern. (Nach wenig 
wohlwollendem, ‚neutralem“ Urteil [,Journal de Ge- 
neve“] sehr rühmenswert: Bucheinbände, Buch- 
druckereiarbeiten, Gläser, Steingeschirr, Keramik, 
Silberarbeiten, einzelne Inneneinrichtungen und vor 
“allem die Baukunst, die in der Ausstellung auf zahl- 
reichen Photographien neuer deutscher Bauten zu be- 
wundern war.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 13. Sep- 
tember. 

Die wirtschaftliche Zukunft der Türkei. (Nach der 
„Revue Suisse d’exportation“ nationalpolitische Be- 
strebungen der türkischen Regierung für Schaffung 
einer rein türkischen Unternehmer- und Kapitalisten- 


klasse; doch werde die Türkei nach Friedensschluß 
des fremden Kapitals- und Unternehmungsgeistes 
bedürfen. Die neuen Einfuhrzölle hauptsächlich 


gegen ausländische Ware minderer Güte gerichtet, 
deren Herstellung in der Türkei durch eine Reihe 
kunstgewerblicher und gewerblicher Lehranstalten 
gefördert werden soll.) „Nachrichten der Auslands- 
presse“ (Berlin), 25. September. 


Agrarpolitik. 


Meinungsaustausch. Über die Einführung des Tabak- 
baues in Österreich. (Behauptung der deutschen 
Sektion des mährischen Landeskulturrates, daß die 
Tabakregie die Einführung des Tabakbaues in Mäh- 
ren hinausschieben wolle, unrichtig. Vor Anbauver- 
suchen eingehende Erkundigung nötig. Tabakbau 
in Östgalizien und Bukowina seit 1904, in Dalmatien 
seit I9II zurückgegangen.) „Österreichische Agrar- 
zeitung“ (Wien), 18. September. 

Bäuerliche Leistungen und amtliche Gegenleistungen. 
(Da den Bauern als „Selbstversorgern“ zahlreiche 
Nahrungsmittel entzogen werden, müssen sie die 
ihnen zugänglichen, wie Butter, Milch, Eier, zum 
Schaden der Städter umsomehr verbrauchen; viele 
Mißgriffe und überflüssige Verstimmungen hätten 
durch ‚„Bauernbeiräte“ vermieden werden können; 
nach dem „Schwarzwälder Boten“). „Die Konjunk- 
tur“ (Berlin), 20. September. 

La terre, garante de notre independance. (Die der- 
zeitige Nahrungsmittelnot der Schweiz infolge des 
Weltkrieges legte es nahe, ohne Rücksicht auf rein 
wirtschaftliche Erwägungen den stark einge- 
schrumpften Getreidebau der Eidgenossenschaft mit 
allen Mitteln zu fördern.) „La Tribune de Geneve“, 
21. September. : 
Produzione e produttivitä delle nostre terre. (Es wird 
hervorgehoben, daß die Ertragsfähigkeit der Land- 
wirtschaft Italiens eine gewaltige Steigerung er- 
fahren könnte. Doch sei hierzu eine Modernisierung 
der Landwirtschaft nötig.) „L’Economista d’Italia“ 
(Rom), 3. September. 


Fremdenverkehr. 


Der Fremdenverkehr Ungarns. (Aus währungspoliti- 


schen Gründen [Anlockung der Fremden, Fest- 
haltung der Einheimischen] nach Friedensschluß 
Hebung -des ungarischen Fremdenverkehrs nötig. 


Wünschenswert: Förderung der Kurorte durch das 
Großkapital, großzügige Reklame und Verpflegungs- 


Ausstellung | 


Die Wiener Schulkinderspeisung. 


Vortrag des Dr. Baernreither. 


Zur Einführung der Wehrpflicht in Kanada. 


Zur Frage der hauptstädtischen Wohnungsnot. 
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einrichtungen, erstklassige Ausstattung der Hotels; 
Besserung .der Verkehrsverhältnisse, Ausgestaltung 
der ärarischen Bäder, Neueinrichtung der Bahnhofs- 


restaurants, größere Reinlichkeit der Provinzgast- 
höfe. Zur Schaffung von Kur- und Badeorten allen- 
falls auch zwangsweise Enteignung der Grundbe- 


sitzer.) Von Dr. Zoltän v. Urbanovich, Direktor der 
Ungarischen Bank- und Handels-Aktiengesellschaft. 
„Pester Lloyd“, 16. September. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Ein Mahnwort an 
den Wiener Gemeinderat. (Notwendigkeit der Spei- 
sung und Bekleidung der Wiener Schulkinder; er-. 
forderlich hierzu von Lehrern und Eltern gemeinsam 
vorzunehmende Erhebungen über die Bedürftigkeit 
der Kinder. Dringend nötig Enthebung der front- 
dienstuntauglichen Lehrer.) „Arbeiterzeitung“ 
(Wien), 23. September. 

(Über ein österreichi- 
sches Ministerium der Volksgesundheit und sozialen 
Fürsorge sowie über ein geplantes Jugendamt als 
Verbindungsglied zwischen allen einschlägigen Be- 
strebungen der Staats- und Selbstverwaltung sowie 
der freien Liebestätigkeit; die Verwahrlosung der 
Jugend sei entschieden zu bekämpfen.) „Neues Wie- 
ner Tagblatt“, 29. September. 


Vormundschaftsräte in Bosnien und der Hercegovina. 


(Zusammensetzung der neuen Vormundschaftsräte 
in Bosnien: Vertreter der Gemeinden, Leiter der Ele- 
mentarschulen und Mektebs, Mitglieder des Lehr- 
körpers der höheren Schulen, ein Arzt, Seelsorger 
aller Bekenntnisse. Wahl der Mitglieder für je fünf 
Jahre. Ihre Aufgaben: Beaufsichtigung der Lebens- 
verhältnisse der Jugend mittels Nachfragen, Be- 
ratung der Vormünder und Eltern, Anzeigen von 
Pflichtwidrigkeiten der Vormünder, Berufsberatung‘ 
der Jugend, Unterbringung der Minderjährigen in 
passende Berufe.) „Bosnische Post“ (Sarajevo), 
28. September. 


Bevölkerungspolitik. 


(Bisher 
450.000 Mann kanadischer Truppen in Europa, 
400.000 in Kriegswerkstätten, zusammen ein Achtel 
der Bevölkerung. In England ein Zehntel der Be- 
völkerung zum Kriegsdienste an der Front und ım 
Hinterland herangezogen. Auf Grund des jüngst 
angenommenen Wehrpflichtgesetzes für Kanada Aus- 
hebung von weiteren 100.000 Mann. Vergrößerung 
des schon bestehenden Arbeitermangels, Schädigung 
der Landwirtschaft, Zurückbleiben Kanadas gegen- 
über anderen Staaten, besonders gegenüber der Union 
befürchtet.) „Hamburger Nachrichten“, 20. Sep- 
temiber. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 

(Zur 
Behebung der Wohnungsnot in Budapest Ausdehnung 
des Aufenthaltsverbotes für Ausländer auf die Be- 
wohner der ungarischen Provinz erwünscht. Zur 
Unterbringung ärmerer Kriegsflüchtlinge und staat- 
lich unterstützter Familien die mit elektrischer Bahn 
leicht erreichbaren Sommerfrischen außerhalb der 


Stadt brauchbar. Für Neubauten müsse die Regierung 
das Baumaterial aus den Armeebeständen oder durch 
Requirierung aus Privatbesitz beschaffen sowie Fach- 
militärischer Führung noch 
Ödön 


unter 
Kriegszeit 


arbeitergruppen 


während der beistellen.) Von 


Stalistiche di neutrali. La 
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Hollos, Direktor der Pester Ungarischen Kommerzial- 
bank. „Pester. Lloyd“, 20. September. 

Zur Heimstättenfrage. (Nach Landesrat von Laer in 
„Weltkrieg und Sozialpolitik“ liegt Hauptschwierig- 
keit der deutschen Heimstättenfrage im Unterschied 
zwischen ländlichen und städtischen Siedlungen, im 
Landmangel und der Landteuerung in der Nähe der 
Fabrikstädte. Wünscht, daß die kommunalen Ver- 
bände Landbeschaffung in die Hand nehmen.) Von 
Julius Weisweiler (Kreuznach). „Kölnische Volks- 
zeitung“, 26. September. 


Ein- und Auswanderung. 


La Main-d’Oeuvre etragere. (Die nach Frankreich 
einwandernden fremden Arbeitskräfte, ohne welche 
das Land nicht mehr wirtschaften kann, werden von 
den französischen Arbeitern als Lohndrücker ungern 
gesehen. Die Italiener sind seit Kriegsbeginn durch 
Spanier, Kabylen und Asiaten ersetzt worden. Es 
wäre schrecklich, wenn die aus dem Felde heim- 
kehrenden Franzosen dadurch ins Elend herabge- 
drückt würden.) „La Depeche“ (Paris), 16. Sep- 
tember. 

republica Argentina nel 
1916. (Obwohl Argentinien während des Krieges bei 
weitem nicht so gelitten hat wie andere Staaten, so 
konnte es infolge Abnahme der Einwanderung aus 
seiner vorteilhafteren Lage keinen großen Nutzen 
ziehen.) „L’Economista d’ Italia“ (Rom), 6. Sep- 
tember. 

Zur Lage in Marokko. (Im Nordosten Marokkos, nahe 
der algerischen Grenze, lebhafte Besiedlungstätigkeit 
und landwirtschaftliche Ausnützung durch zahlreiche 
algerische Großlandwirte; Entstehung einer Anzahl 
von Ortschaften, Automobilstraßen, viele Brunnen- 
anlagen, Steppen in fruchtbaren Boden verwandelt; 
ın Spanisch-Marokko geringere Tätigkeit, abgesehen 
vom Bergbau im Melilla-Gebiet.) „Export“ (Berlin), 
18. September. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Sozialversicherung und Kleinwohnungsnot, In Deutsch- 
land und Österreich nach Friedensschluß voraus- 
sichtliche Wohnungsnot, besonders Mangel an Klein- 
wohnungen. Bau von Kleinwohnungen für die Bau- 
geld- und Hypothekengeber wenig nutzbringend, da- 
her von Privaten wenig gefördert. Notwendig Heran- 
ziehung von sozialen Versicherungsinstituten zur 
Beistellung der nötigen Geldmittel. In Österreich 
hierzu Unfallversicherungsanstalten besonders be- 
rufen.) „Arbeiterschutz“ (Wien), I. September. 

Krankenkassen und Apotheker. Eine Warnung an die 
Kassenmitglieder. (Die österreichischen Kranken- 
kassenmitglieder vor folgendem Vorgehen der mit der 
derzeitigen Höhe der Arzneitaxen unzufriedenen 
Apotheker gewarnt: diese erheben von den Arznei- 
mittel abholenden Mitgliedern Zuschläge mit der Be- 
zeichnung „Gebühren“, die diesen nachher von den 
Krankenkassen nicht ersetzt werden können. Die Be- 


zahlung dieser Gebühren sei zu verweigern.) „Ar- 
beiter-Zeitung“ (Wien), 30. September. 
Tagung der deutschen. Revisions-Ingenieure. (Für Un- 


fallverhütung in den Industriebetrieben am 26. Sep- 
tember in Weimar; beklagt: Mangel an Revisions- 
beamten sowie an Material und Arbeitskräften zur 
Herstellung von Schutzvorrichtungen; Entschädigung 
der unfallverletzten Kriegsgefangenen unterliege 
einer späteren internationalen Regelung.) ‚„Vossische 
Zeitung“ (Berlin), 27. September. 


Schwarze Schatten! 


Die Frage eines Arbeitstarifgesetzes. 


Sparewang. _ Die 
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Sonstige Sozialpolitik. 


Nachtarbeit und Großbetrieb in der Brotbäckerei. (Ver- 


bot der Nachtarbeit für den Großbetrieb der Brot- 
bäckereien würde im Frieden die Gütererzeugung ver- 
mindern, die Erzeugungskosten erhöhen. Daher für 
die Dauer nicht wünschenswert. Notwendig Um- 
wandlung der Zwölf- in eine Acht- oder noch besser 
Sechsstundenschicht und Verbot der Nachtarbeit für 
weibliche und jugendliche sowie solche Arbeiter, die 
ein gewisses Lebensalter überschritten haben oder ge- 
sundheitlich geschwächt sind.) „Der Konsumverein“ 
(Wien), 12. September. 


Gegen die Einführung der durchgehenden Arbeitszeit. 


(Die im Interesse der Kohlenersparung geplante Ein- 
führung der ungeteilten Arbeitszeit nach Ansicht der 
Kölner Handelskammer unzweckmäßig. Bei Zentral- 
heizung Wegfall der Mittagspause geringe Erspar- 
nis, dagegen bei frühem Geschäftsschluß Heizung der 
Wohnungen der Angestellten nötig. Ernährung der 
Angestellten bei den geringen Brotrationen . durch 
Wegfall des warmen Mittagessens erschwert. Ver- 
kürzung der Arbeitszeit mache bei Arbeitermangel 
Erledigung der Geschäfte unmöglich. Störend früher 
Geschäftsschluß infolge Eintreffens vieler Postsachen 
erst am Nachmittag.) ‚Kölnische Zeitung“, 15. Sep- 
tember. 

(In der deutschen chemischen In- 
dustrie nach Jahresbericht der Berufsgenossenschaft 
trotz großer Kriegsgewinne geringe Lohnerhöhun- 
gen, für Vollarbeiter von 1913 bis 1916 achtzehn Pro- 
zent. Zunahme der Unfälle; gegenüber 55 auf je 
1000 Vollarbeiter im Jahre 1913 58 im Jahre 1916.) 
Von: G. Heinke. „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 
16. September. 

(Schwierige Fra- 
gen der zwangsweisen Ausdehnung des Tarifvertrages 
auf Nichtorganisierte, der Haftbarkeit der Gewerk- 
schaften für Vertragsverletzungen, der Abschwächung 
des Klassenkampf-Bewußtseins; eine gesetzliche Rege- 
lung, die dem Tarifvertrag als solchem freundlich ist, 
wünschenswert; Tarifvertrag seı eine Rechtsquelle, 
nicht nur ein Rechtsverhältnis.) Von Dr. Hugo Sinz- 
heimer. „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 9. Sep- 
tember. 


Kriegsblinde und Schwerbeschädigte an Maschinen. 


(Möglichkeit der Beschäftigung Schwerbeschädigter 
und Kriegsblindecre an Bohrmaschinen, Drehbänken, 
Stanzen, Gewindeschneidemaschinen, Stempel- und 
Exzenterpressen etc. Durch Arbeit Blinder vielfach 
auch für die Betriebe Nutzen erzielbar. Vorrichtungen 
zum Schutz der Blinden vor Gefährdung an den Ma- 
schinen leicht anzubringen.) Von Ingenieur P. M. 
Grempe, Berlin. „Frankfurter Zeitung“, 16. September. 
soziale Bedeutung des Volksspar- 
wesens. (Das Sparkassenwesen ein Glied in der Reihe 
sozialpolitischer Maßnahmen. Nur anständig ge- 
zahlte Arbeiter können sparen; besonders die Kriegs- 
löhnungen der Jugendlichen ermöglichen eine Rück- 
lage. Nicht sparfähig sind Arbeiterinnen und Ar- 
beiter, die Kinder unter 14 Jahren haben. Sparzwang 
militärisch im allgemeinen erfolgreich durchgeführt. 
Ein Gesetzentwurf über Sparzwang für Jugendliche 
und Unverheiratete zu empfehlen.) Von General- 
sekretär Dr. Linse, Mainz. „Deutschlands Erneue- 
rung“ (München), September. . 


Seeschiffahrt. 
Schiffahrtsfragen. (Der von den österreichischen 
Schiffahrtsgesellschaften geplanten rücksichtslosen 


Ausnützung des Schiffsraummangels' soll durch einen 
im Abgeordnetenhause eingebrachten Vorschlag ent- 


SR 
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Das alte Lied. 


Die türkische Küstenschiffahrt. 


‚gegengetreten werden, wonach der gesamte Schiffs- 
raum in bezug auf Fahrten, Frachten und Tarife unter 
staatliche Überwachung zu stellen sei.) „Reichspost“ 
(Wien), 30. September. 

(Notwendigkeit der Errichtung einer 

deutschen Schiffahrtsschule an der Adria, da in der 

Triester italienischen Schiffahrtsschule für Deutsche 

kein Fortkommen möglich sei.) „Grazer Tagblatt“, 

14. September. 

Die Notlage der französischen Handelsmarine.  (Ge- 

winste der französischen Reedereien während des 

Weltkrieges weit magerer und unsicherer als die der 

britischen, italienischen und neutralen. Französisches 

Hilfsgesetz für die Schiffahrt vom April 1917 mit 

weitreichenden, aber schließlich vielleicht doch nicht 

genügenden finanziellen Opfern des Staates; Gesetz- 
entwurf über Schiffs-Hypotheken) Von E. Trott- 

Helge. „Österr.-ungar. Export-Revue“ (Wien), Sep- 

tember. 

Frankreichs und Italiens Handelsflotte. (Nach Angaben 

von Professor Frescura in der „Bataille“ italienische 

Einfuhr im Jahre 1916 ı8 Millionen t, davon 6 Mil- 
lionen f mittels italienischer Schiffe. Verlust der italie- 

nischen Handelsflotte bis Sommer 1917 350.000 t, 

Zuwachs durch Ankauf ausländischer und Beschlag- 

nahme feindlicher Schiffe 450.000 t. Bau neuer Schiffe 

käme erst nach Friedensschluß in Betracht. Verluste 

der französischen Handelsflotte bis Juni 1917 460.000 t, 
Zuwachs durch Bau, Ankauf und Beschlagnahme 

883.000 t.) „Vossische Zeitung“, 14. September. 

(Türkische Gesetzvor- 
lage, die Küstenschiffahrt ausschließlich türkischen 
Gesellschaften zu überlassen. Nötig hierzu: Gründung 

einheimischer Schiffahrtsgesellschaften. Ausschließung 
fremder Fahrzeuge von der Binnenschiffahrt derzeit 

untunlich. Bedeutendste Schiffahrtsgesellschaft gegen- 
wärtig „Sir Sefain“ unter Leitung eines deutschen 

Fachmannes, von der Regierung begünstigt.) Von 

Tekin Alp, Konstantinopel. „Wirtschaftszeitung der 
Zentralmächte“ (Wien), 14. September. 


Die amerikanische Schiffsbau-Industrie an der Arbeit. 


(Schwierigkeiten der nordamerikanischen Schiffsbau- 
industrie infolge des Mangels an geschulten Ar- 
beitern, dem die Erhöhung der Löhne nicht abhelfen 
könne, DBeabsichtigt innerhalb zweier Jahre, neben 
mehreren hölzernen 400 stählerne Schiffe zu bauen. 
Monatlich sollen angeblich 100.000 Bruttoregister- 
tonnen fertiggestellt werdem) „Hamburgischer Korre- 
spondent“, 15. September. 


Binnenschiffahrt. 


Großschiffahrt und Wasserkraftausnützung. Die Wasser- 
kraftausnützung soll die Schiffahrt nicht wesentlich 
erschweren. Regulierung der Flüsse auf Niederwasser, 
Herstellung von Seitenkanälen, Flußkanalisierung, 
Einbau rasch laufender Turbinen, endlich Talsperren 
zur Wasseransammlung seien den örtlichen Verhält- 
nissen entsprechend zu verwenden.) Von Stadtbaurat 
Flintsch, Passau. „Die freie Donau“ (Regensburg), 
I. September. 

Zur Frage der Leistungsfähigkeit von Eisenbahnen und 
Wasserstraßen. (Die Bahnen sollen durch die Kanäle 
eine wertvolle Entlastung erfahren. Die Leistungs- 
fähigkeit der Kanäle hänge von den Schiffshebevor- 
richtungen an den Schleusen ab; die Verdreifachung 
der Kammern sei oft wegen Wassermangels unmög- 
lich. Hingegen könnten mechanische Hebevorrich- 
tungen über diese Schwierigkeit hinweghelfen.) „Zei- 
tung des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen“ 
(Berlin), 19. September. 


L’actwalite. 


L’Echec du tunnel sous La Manche. 


Die „nordische W eltlinie“. 


Volksküchen. 


Requirierung der Schweine. 


Les conditions de T’independance €cono- 
(Wirtschaftliche Unabhängigkeit nicht durch 
sondern vor allem 


mique. 
Absperrung von der Außenwelt, 


durch Beherrschung von Verkehrswegen zu erreichen. | 


Für die binnenländische Schweiz am wichtigsten: 
Neutralisierung von Flüssen [Rhein] mit dem Recht, 
an deren Ufern schweizerische Hafenplätze, Lager- 
häuser etc. auch außerhalb der Eidgenossenschaft zu 
errichten; Schaffung eines Schweizer Seehafens 
[Berre an der Rhöne-Mündung] nach Art der serbi- 
schen Zone im Hafen von Salonich; Beherrschung des 
eigenen Eisenbahnwesens durch Beseitigung aller dar- 
auf bezüglichen Vorrechte des Auslandes.) „La Tri- 
bune de Geneve“, 13. September. 


Eisenbahnwesen. 


(Die englische Re- 
gierung hat sich gegen den Bau eines Tunnels unter 
den Ärmelkanal ausgesprochen. Der Tunnel für die 
wirtschaftlich hochwichtige und politisch ausschlag 
gebende britische Schiffahrt, durch Einschränkung 
ihrer Bedeutung als einziges Verbindungsmittel des 
Inselreiches, schädlich. Für Frankreich ist das Schei- 
tern dieses Planes bedauerlich.) ‚Le monde econo- 
mique“ (Paris), 1. September. 

(Die kürzeste Linie London- 
Petersburg ging vor dem Kriege über Vlissingen und 
Berlin; jetzt plant man eine Verbindung via Grimsby 
per Trajektdampfer nach Gothenburg, dann nach 


Stockholm und Kapellskär, per Schiff nach Abo in | 


Finnland und von dort zu Lande nach Petersburg. 
Diese Verbindung würde -aber um drei Stunden, über 
Bergen sogar um elf Stunden, länger dauern als die 
alte Linie über Berlin. Von Dr. R. Hennig, Libau. 
„Deutsche Export-Revue“ (Berlin), 15. September. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


politik. 


Gründung von Zentralfachverbänden für den gesamten 


Handel in Getreide, Futtermitteln und Mehl. (Grün- || 
dung von zwei Zentralfachverbänden für Getreide und || 
Futtermittelhandel sowie Mehlhandel mit dem Sitz in | 
Wien; Mitglieder: Vertrauensmänner vorgeschlagen 
von den Börsen und Handelskammern, ernannt vom 
Handelsminister; Aufgabe: Schutz der Standes- und 
wirtschaftlichen Interessen aller Berufsangehörigen, 
die durch die Einschränkung des privaten Handels zu- 
gunsten staatlicher Bewirtschaftung geschädigt wür- 
den; insbesondere Mitarbeit bei der Deckung des Ge- 
treidebedarfes in der Übergangswirtschaft. „Fremden- 
blatt“ (Wien), 13. September. 

(Für den ausnahmslosen Zwang zum Be- 
such der Gemeinschaftsküchen; größere Erleichterung 
für die ehrlichen, anständigen Personen auch der wohl- 
habenden Schichten und ein Ende für Hamsterei und 
Austauschwirtschaft.) Von Dr. Franz Haiser, 
Scheibbs. „Ostdeutsche Rundschau“ (Wien), 20. Sep- 
tember. 

(Die Höchstpreise für 
Schweine blieben wirkungslos, weil Selcher und 
Fabrikanten zu 2—3 K über den Höchstpreis ein- 
kauften. Dem hat die Schweineübernahmskommission 
des Kriegsministeriums abgeholfen. Nun wird aber 
der Mais für die Pferde requiriert; eine industrielle 
Mästung ist daher ausgeschlossen. Man muß die ein- 
zustellenden Schweine requirieren und ausmästen, 
sonst ist der ärgste Fettmangel zu erwarten.) Von 
Johann von Serbav, Ministerialrat a. D. ,‚‚Pester 
Lloyd“, 20. September. 
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Kartoffelversorgung und Volksernährung. (Die vom 
Kriegsernährungsamt der Berliner Bevölkerung zuge- 
wiesene Kartoffelmenge von 3!/, kg für eine Person 
wöchentlich sei zu wenig, mindestens 5 kg erforder- 
lich; auf dem Land werde zuviel verfüttert; der Kar- 
toffelpreis von 20 Mark für 100 kg sei viel zu hoch.) 
„Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 7. September. 

Die schweizerische Geflügelzucht vor einer Katastrophe. 
(Rückgang der schweizerischen Geflügelzucht vom 
Sommer 1914 bis Sommer 1917 65—70 Prozent. Ur- 
sache: Mangel an Futtermitteln; vor dem Weltkriege 
Preis von 100 kg Weizen 20 Francs, derzeit 100 kg 
Mischfutter 96 Francs. Infolge des geringen Futters 
verminderte Legetätigkeit der Hennen. 
flügel wegen Futtermangels geschlachtet. Wünschens- 
wert, daß den Geflügelzüchtern die beschädigt ankom- 
menden Sendungen von Weizen, Mais und sonstigen 
als Futter verwendbaren Stoffen durch das Volks- 
wirtschaftsdepartement überlassen würden.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 19. September. 

Plus de rigueur contre les accapareurs! (Strengere Aus- 
forschung und Bestrafung der zahlreichen privaten 
und gewerblichen [Gastwirte] Hamsterer,- sei für die 
Lebensmittelversorgung der breiten Massen der 
Schweiz ein dringendes Bedürfnis.) ‚La Tribune de 
Geneve“, 8. September. : 

Norwegen. (Geplante Einschränkung der nordameri- 
kanischen Ausfuhr nach den neutralen Staaten auf 

. eine von der Union in physiologischen Nährmittelein- 
heiten [Fetten, Eiweiß, Kohlehydrate] zu berechnende 
Menge eine große Gefahr für die Nahrungsmittelver- 
sorgung Norwegens. Stocken des skandinavischen 
Holzhandels infolge der durch den Unterseebootkrieg 
erzwungenen englischen Einfuhrverbote für Holz. 
Norwegische Konservenfabriken durch englische und 


nordamerikanische Ausfuhrverbote für Weißblech 
schwer getroffen. Preissteigerung von Kohle und 
Koks der Fischerei schädlich.) „Wirtschaftsdienst‘“ 


(Hamburg), 14. September. 

Die russischen Monopole. (Trotzdem das russische 
Reichsgetreidemonopol von maßgebenden Persönlich- 
keiten Rußlands als Mißerfolg bezeichnet wird, über 
neue staatliche Monopole beraten. Geplant Monopol 
für Donezkohle, für den Handel mit landwirtschaft- 
lichen Maschinen und Geräten, Verwandlung aller 
Mühlenunternehmungen in Lohnmühlen auf Rechnung 

_ der Getreidemonopol-Verwaltung, Beschlagnahme der 
Futtermittel und Monopol für Butterhandel.) „Wirt- 
schaftsdienst“ (Hamburg), 14. September. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Sugar. (Zuckerverbrauch Englands vor Ausbruch des 
Weltkrieges ungefähr zwei Millionen #, davon 
70 Prozent Rübenzucker. Sinken dieser Einfuhr in 
1916 auf 25 Prozent. Ersatz dafür Rohrzucker, be- 
sonders aus Kuba, im ganzen anderthalb Millionen t; 


Einfuhr. Im Jahre 1916 65, in den letzten Friedens- 
jahren 45 Prozent des eingeführten Zuckers in Eng- 
land raffiniert.) „The Statist“ (London), 4. August. 

| Spanisches Olivenöl. (Olivenöl in den letzten Jahren 

vor dem Weltkrieg kein sehr bedeutender Gegenstand 
des Welthandels, da von den Erzeugungsländern bei 
einer Erzeugung von 8 Millionen hl nur ı Million hl 
ausgeführt wurde; erfolgreicher Wettbewerb tropi- 
scher Öle. 1913—1916 durch deren Ausbleiben im 
Weltkrieg fast Verdreifachung der spanischen Oliven- 
ölausfuhr von 30 auf 89 Millionen kg, hauptsächlich 
nach: Union, Argentinien, Frankreich, England. Spa- 
nische Olivenölgewinnung im Durchschnitt der letzten 
Jahre etwa 200 Millionen kg.) „Wirtschaftsdienst“ 
(Hamburg), 14. September. 
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Holz. 
Die Bukowinaer Holzindustrie. (Millionenschaden der 
Bukowinaer Holzindustrie, 200.000—250.000 m? 
Rundholz und 80.000 m® Schnittmaterial von den 


Russen in der Richtung nach Odessa ohne Bezahlung 
und Requisitionsscheine weggeführt. Zerstörung der 
meisten Brettsägen, Wegführung der Maschinen. 
Hauptbesitzer der Bukowinaer Wälder und größter 
Leidtragender: der griechisch-orientalische Religions- 
fonds.) „Frankfurter Zeitung“, 19. September. 

Das Holzverwertungsamt in Budapest. (Die zur He- 
bung der Kronenwährung geplante Monopolisierung 
der ungarischen Holzausfuhr nach Friedensschluß 
durch das „Kreditinstitut ungarischer Holzhändler“ 
sei Schädigung der Holzhändler. Verkauf des Holzes 
durch diese Banken vergrößere die Spesen, daher auch 
für den Staat unvorteilhaft.) „Kontinentale Holz- 
zeitung“ (Wien), 15. September. 

Verbesserung der Valuta durch dew Holzexport. Ar- 
beiter der ungarischen Holzindustrie und diese nur 
schwer mit Lebensmitteln zu versorgen; deshalb in 
Siebenbürgen große Mengen Holz unverwertet. Holz- 
preise in Deutschland, Balkanländern, neutralem Aus- 
land infolge der Währungsverhältnisse lohnender als 
die Inlandspreise. Dringend nötig Verfügungen für 
Brennholzversorgung Ungarns. Trotz großem Fässer- 
bedarf für die gute ungarische Weinlese sei Ausfuhr- 
erlaubnis für Faßholz zur Verbesserung der Wäh- 
rung erforderlich.) „Pester Lloyd“, 23. September. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Die Rohstoffgrundlagen der Eisenindustrie. _\Voraus- 
sichtlich Erschöpfung der Erzvorräte Deutsch-Loth- 
ringens in 50—60 Jahren; dadurch Hemmung der 
deutschen Kohlenindustrie, deren stärkster Abnehmer 
die Eisenindustrie ist. Deutschland daher auf das Erz- 
becken von Briey angewiesen.) „Berliner Tageblatt“, 
17. September. 

Das linke Rheinufer und Frankreich. (Zum großen Teil 
die französische Sehnsucht nach dem linken Rhein- 
ufer eine solche nach den dortigen deutschen Bergbau- 
schätzen, insbesondere Kohle, aber auch Kali, Asphalt, 
Eisenerz etc. in Elsaß-Lothringen, der bayerischen 
Pfalz und der Rheinprovinz; bezügliche französische 
schriftstellerische Äußerungen erwähnt.) „Ostdeutsche 
Rundschau“ (Wien), 21. September. 

Kohlen und Brennholz in Rumänien. (Bei Rumäniens 
Eintritt in den Weltkrieg nur ungefähr 40.000 £ aus- 
ländischer Kohle im Lande vorhanden; diese und die 
später geförderte einheimische Kohle hauptsächlich 
für Eisenbahnen, Fabriken und Mühlen verwendet. 
Privathaushaltungen in erster Linie auf Brennholz an- 
gewiesen. In Bukarest von der deutschen Militärver- 
waltung drei Abgabestellen für Kohle eingerichtet.) 
„Bukarester Tagblatt“, 24. September. 

Um die durch das Salzsyndikat in Frank- 

reich hervorgerufene Teuerung des Salzes einzu- 

schränken, von den Sozialisten vorgeschlagen, ein 
staatliches Monopol für die Salzgewinnung und den 

Salzverkauf zu schaffen, was der Aufsatz heftig be- 

kämpft.) „Le Monde Economique“ (Paris), 18. August. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Einfuhr von Spinnpapier. Verhandlungen über Regelung 
der Spinnpapiereinfuhr aus Schweden nach Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn. Als Monatsmenge in 
Aussicht genommen fünf bis sechshundert Waggons 
zur Aufteilung. Dies erschwert durch Streit, ob nach 
Quotenverhältnis oder Leistungsfähigkeit der beider- 
seitigen Industrien zwischen Österreich und Ungarn zu 
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Rohseidennot. 


Die Wiener Schuhnot. 


teilen sei.) „Allgemeine Textil-Zeitung“ (Wien- ei Die gegenwärtig gen Schuhwarenpreise.. 


.zig), 21. September. 
Die papierene Schneiderei. (Wachsende Nahendieiehe 
Papiergarnstoffe zu benützen. Ihre Preise ungefähr 
4—10K für den Meter je nach der Breite des Stoffes. 
Die Erzeugungskosten I—2 K für den Meter, also 
starke Preistreiberei. Papierersatz für Kleiderstoffe, 
Wäsche, Strümpfe, Säcke, Wachstuch etc.) „Öster- 
reichische Volkszeitung“ (Wien), 23. September. 
Die Bekleidungsfrage. (Die Kleidervorräte in Bosnien- 
Hercegovina durch Ausfuhr nach Ungarn auf ein 
Mindestmaß gebracht und ım Lande selbst dtrch 
Kettenhandel unmäßig verteuert; diesen Mißständen 
suchen zwei am 25. September veröffentlichte Verord- 
nungen der Landesregierung zu begegnen, von denen 
sich die eine gegen Ausfuhr und Kettenhandel wendet, 
die andere gegen das willkürliche Schließen der Ver- 
kaufsgeschäfte für längere Zeit auftritt.) „Sarajewoer 
Tagblatt“, 26. September. 
Der Aufschwung der vogtländischen und sächsischen 
Tüllindustrie. (Vor dem Weltkriege in Deutschland 
nur Baumwolltülle erzeugt, Seidentülle aus Frankreich 
eingeführt. Derzeit rasche Entwicklung der Seiden- 
tüll-Erzeugung in Sachsen; schwarzer, buntbedruckter 
Seidentüll als Ersatz der fehlenden lichten Baumwoll- 
stoffe in starker Nachfrage.) ‚Wiener Handelsblatt“, 
28. September. 
(Trotzdem die Schweiz der Forderung 
der Entente, Durchfuhr und Ausfuhr von Seidenwaren 
nach den Mittelmächten [bis auf kleine, gestattete 
Mengen] zu verbieten, durchaus nachkam, wurde ihr, 
entgegen den Pariser Abkommen vom 9. August und 
4. September 1917, seit Ende Juni kein Ballen Roh- 
seide aus Italien zugeführt; schwerster Schlag für die 
schweizerische Seidenindustrie. „Neue Zürcher Zei- 
tung“, 23. September. 


Leder und Lederwaren. 


Der Schuhwucher. (Die Schuhe aus Österreich zu Phan- 
tasiepreisen nach Ungarn und Russisch-Polen ver- 
kauft, daher entleeren österreichische Höchstpreise nur 
den Markt; Neigung der Schuhfabriken, hohe Leder- 
preise zu bezahlen, da sie prozentuale Zuschläge zu 
den Selbstkosten machen dürfen; Lob der in Czegled 
und Großwardein errichteten städtischen Schuherzeu- 
gungsstätten, die gute Schuhe zu 30—36 K das Paar 
verkaufen.) ‚„Arbeiterzeitung“ (Wien), 21. Septeinber. 
Bevorstehende Aktion des Bür- 
germeisters bei der Regierung. (Es gibt in Wien Ver- 
bände, die ihren Mitgliedern gutes Schuhwerk zu 35 K 
das Paar zur Verfügung stellen können, weil sie von 
der Regierung zweitklassiges, für Militärzwecke weni- 
ger taugliches, aber noch immer brauchbares Leder er- 
halten; die Gemeinde Wien will durch ähnliche Ver- 
anstaltungen zu gunsten der breiten Massen dem 
Wucher des Schuhhandels entgegentreten.) „Die Zeit‘- 
(Wien), 30. September. 

Zur Geschäftslage der Lederindustrie. (In den letzten 
zwei Monaten lebhaftere Tätigkeit im deutschen 
Ledermarkt. Plan eines Zwangssyndikates fallenge- 
lassen, desgleichen die Zusammenlegung der Betriebe. 
Für Übergangswirtschaft und Versorgung der Bevöl- 
kerung mit Leder im kommenden Winter Maßnahmen 
getroffen. Förderung der Herstellung von Ersatz- 
sohlen. Zusammenschluß der Schuherzeuger zu einem 
Zwangssyndikat habe sich als Fehler erwiesen. Glän- 
zende Geschäftslage der Schuhindustrie; Lederzwi- 
schenhandel in mißlicher Lage.) „Kölnische Zeitung“, 
29. September. 


Gesteinsbohrer im Felde. 


Gas und Azetylen. 


(Das zur Her- 
stellung von einem Paar Schuhe erforderliche Leder 
koste in Deutschland zwar nur sieben bis acht Mark; 
aber bei der hinzukommenden starken Verteuerung 
durch das Zugehör dennoch die Friedenspreise um 
hundert Prozent überschritten. Teurer käme Auslands- 
ware zu stehen; für diese hat die Gutachtenkommission 
[für Schuhwarenpreise] die Kleinhandelszuschläge 
niedriger bemessen als für inländische Ware; „Ham- 
burgischer Korrespondent“, s6. September. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Gründung eines oberösterreichischen Sensenkartells. (In 


Oberösterreich gemeinsame Veranstaltungen zur För- 
derung der Ausfuhr geplant, kein die Inlandspreise 
verteuerndes Kartell; die österreichische Sensenerzeu- 
gung habe minder hohe Inlandspreise als der deutsche 
Wettbewerb.) „Reichspost“ (Wien), 25. September. 
(Um in den Dolinen den Re- 
serven den nötigen Schutz gegen Fliegerbomben und 
feindliche Artillerie zu sichern, werden Kavernen ge- 
bohrt. Die Maschinen werden mit komprinierter Luft 
oder mit Elektrizität angetrieben.) 
ungarische Kriegskorrespondenz'“ 
tember. 


(Wien), 27.-Sep- 


Der Bedarf der Landwirtschaft ar, Motormaschinen und 


die Unbrauchbarkeit der amerikanischen Maschinen. 
(Die französische Landwirtschaft nach dem Kriege 
wird viele Maschinen brauchen, um über den Mangel 
an Arbeitskräften und Zugvich hinwegzukommen. Art 
und Zahl der Maschinen müssen sich der Betriebs- 
größe und den lokalen Verhältnissen anpassen; die 
Maschinen sollen billig und solid sein. Die nord- 
amerikanischen Maschinen sind scharfsinnig erdacht, 
aber wenig dauerhaft, weshalb viele Klagen vorkom- 
men.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
24. August. 5 


Chemische Industrie. 


Das erste Reichselektrizitätswerk. (Der deutsche Reichs- 


fiskus erwirbt die zur Gruppe der Allgemeinen Elektri- 
zitätsgesellschaft gehörenden 
gesellschaft“, um deren Kohlengrubenbesitz und dar- 
auf gestützten Elektrizitätswerke für den Betrieb der 
Reichsstickstoffwerke zu verwerten. Bemerkung des 
Dr. Walter Rathenau vom 3. Juli über die Unzweck- 
mäßigkeit, hierfür statt billiger unerschöpflicher 
Wasserkräfte Kohlengruben in der Nähe Berlins zu 
verbrauchen.) „Berliner Tageblatt“, 27. September, 
(Beimischung von Azetylengas zu 
dem gewöhnlich verwerteten Steinkohlengas beim 
gegenwärtigen Kohlenmangel der Schweiz erwünscht, 
wesentliche Steigerung der Heizkraft. Herstellung 
von Kalziumkarbid mittels des in den Sonımermonaten 
vorhandenen Überschusses an Wasserkräften. Ver- 
wendung der Elektrizität zum Kochen wegen der in- 
folge Kupfermangels undurchführbaren Umgestaltung 
der Leitungen derzeit nicht möglich.) ‚Neue Zürcher 
Zeitung“, 13. September. 


Petroleum, Mineralöle. 


Die Befreiung der Erdölgebiete von Bitkow und Solol- 


wina. (Erdölgruben von Bitkow und Nadworna [Ga- 
lizien] während der Russenherrschaft von August 
1916 bis Juli 1917 nahezu unversehrt geblieben. \Vor- 
rat der Gruben bei Besetzung 1'7 Milisonen kg, bei Be- 
freiung 0'9 Millionen. Die Russen entnahmen den 
Gruben 14 Millionen kg, ohne sie zu bezahlen. Die 
Gruben von Solotwina vollständig zerstört.) „P”etro- 
leum“ (Berlin-Wien), 5. September. 
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Übergangswirtschaft. wirtschaftliche Korrespondenz“ (Berlin), 28. Sep- 


Gegen Zwangskartelle und Monopole. 
Düsseldorfer Handelskammer gegen Zwangssyndi- 
zierung, Verbot neuer Industriegründungen sowie 
Monopolisierung großer Industriezweige und wich- 
tiger Rohstoffe in Händen des Staates. Das freiwillige 
Syndikat höchst wertvoll, die Zwangssyndizierung 
gleichbedeutend mit Ausschaltung der persönlichen 
Tüchtigkeit in Handel und Industrie) „Berliner 
Börsen-Courier“, ı. Oktober. 


Die Konzentration der Betriebe als Kriegszwang. (Durch 
Zusammenlegung der Betriebe, insbesondere der 
Brauereien, sei in Deutschland viel Kohle erspart und 
noch mancher sonstige Vorteil erzielt worden. Die 
vorläufig zwangsweise Zusammenlegung, die nach ge- 
setzlicher Bestimmung höchstens bis drei Jahre nach 
Friedensschluß bleiben soll, dürfte später freiwillig 
aufrechterhalten werden und die deutsche Volkswirt- 
schaft weit leistungsfähiger machen, als sie bisher 
war.) „Deutsche Balkan-Zeitung“ (Sofia), 27. Sep- 
tember. 


(Äußerung der 


Die Zwangsverwaltung in der Industrie. (Die Zwangs- 
verwaltung der Industrie ist sobald als möglich zu be- 
seitigen. Die angebliche Autonomie der Syndikate be- 
deutet in der Praxis die monopolistische Vorherr- 


schaft einiger weniger großer und das Todesurteil 
über eine Menge kleinerer Betriebe.) „Deutsche volks- 


tember. 

Umwälzung der Betriebsformen. Im Gewerbe und ım 
Detailhandel. (Kleingewerbe und Detailhandel wäh- 
rend des Weltkrieges nur auf Ausnützung der Ge- 
schäftslage bedacht; daher Selbsthilfe der Ver- 
braucher durch Engrosbezüge, Errichtung von Ge- 
meinschaftsküchen, Reparaturwerkstätten etc. Nur 
durch Verkauf guter und billiger Ware könnten viel- 
leicht Kleingewerbe und Detailhandel diese Einrich- 
tung minder notwendig machen und so nach Friedens- 
schluß ihre alte Kundschaft zurückerobern.) „Die 
Zeit“ (Wien), 16. September. 

Die Folgen des Abbruches der deutsch-amerikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen. (Vor Kriegserklärung für 
500 Millionen Mark Rohstoffe, Getreide, landwirt- 
schaftliche Maschinen etc. für deutsche Rechnung in 
der Union lagernd; daher durch den Kriegszustand 
Erschwerung der Übergangswirtschaft eingetreten.) 


„Bayerische Handelszeitung“ (München), 15. Sep- 
tember. 
L’actualite. Notre politique Etrangere. L’apres guerre. 


(Wirtschaftspolitische Aufgaben der Schweiz in der 
Friedenszeit seien insbesondere von den Parlamen- 
tariern der Schweiz emsig vorzubereiten: Binnen- 
wasserverbindungen und Eisenbahnverbindungen mit 
dem Ausland, Erneuerung der Handelsverträge, 
Sicherstellung der schweizerischen Warenherkunft 
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_ [marque suisse], ein Ausschuß für Übergangswirt- Verzichtfrieden und Welthandel. (Ein „Verzichtfrieden“ 


Polens wirtschaftliche Selbständigkeit. 


schaft etc.) „La Tribune de Geneve“, 14. September. 


Die Umbildung der englischen Wirtschaft. (Ein Mi- 
nister für „Wiederaufbau“ wird als Stellvertreter des 
Premiers die einheitliche Ordnung der Friedenswirt- 
schaft vorbereiten. Wer die Verantwortung für die 
Leitung großer Unternehmungen trägt und einen 
Stab von Angestellten unter seiner Obhut hat, soll 
nicht mehr nach Willkür entscheiden können. Der 
heutige Übermerkantilismus bedeutet gegenüber dem 
Individualismus der Vorkriegszeit eine Umwälzung 
in den leitenden Grundsätzen der Staats- und Volks- 
wirtschaft Englands.) ‚„Wirtschaftsdienst“ (Ham- 
burg), 14. September. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Mitteleuropa und die Ostmächte. (Möglichkeiten der 
Loslösung Rußlands vom geplanten Wirtschaftskrieg 
der Entente nach dem Weltkrieg seien vorhanden; in 
dieser Beziehung gütliche Einigung mit Rußland 
über die polnische Frage wichtig; zu erwarten, daß 
sich das mit der russischen Agrarverfassung zu- 
sammenhängende riesige Ausdehnungsbedürfnis Ruß- 
lands mehr nach Osten als nach Westen wende.) Von 
Dr. jur. et phil. A. Human, Syndikus der Handels- 
kammer, Darmstadt. „Wirtschaftszeitung der Zentral- 
mächte“ (Wien), 21. September. 

(Die polnische 
Industrie durchaus nicht auf Fortbestand des Zu- 
sammenhanges mit Rußland angewiesen; besonders 
die Moskauer Textilindustrie ihr scharfer Gegner. 
Polen hat zu seinem wirtschaftlichen Wiederaufbau 
die Verbindung mit so kapitalskräftigen Gebieten, wie 
es die Mittelmächte sind, nötig.) „Deutsche Lodzer 
Zeitung“, 28. September. 


Serbien und die Handelspolitik der Zentralmächte. 
(Serbien vermochte bis zum Weltkrieg seine handels- 
politische Selbständigkeit erfolgreich gegen die Be- 
mühungen . Österreich-Ungarns um Zollvereinigung 
und Vorzugszölle zu verteidigen, wenn auch Öster- 
reich-Ungarn die 1905 geplante serbisch-bulgarische 
wirtschaftliche Annäherung hintertreiben konnte. 
Nunmehr dürfte das vergrößerte Bulgarien eher einen 
Zollverein mit der Türkei und. Griechenland an- 
streben.) Von Dr. Walter Pinner, Berlin. „Wirt- 
schaftszeitung der Zentralmächte“ (Wien), 21. Sep- 
tember. 


Englands Weltherrschaft und ihre Krisis. (Ein nord- 
amerikanisches Reich, das außer dem derzeitigen Be- 
sitz der Union auch die Küstenländer und Inseln des 
Meerbusens von Mexiko sowie des Karaibischen 
Meeres umfaßt und auch Kanada in Abhängigkeit 
bringt, in Washington geplant und im Werden; dieses 
Reich ein wirtschaftlicher und politischer Neben- 
buhler des mittelmächtlichen Bundes Berlin—Bagdad 
von erstem Rang; hierdurch aber auch das lockere 
britische Weltreich in zweite Linie gerückt.) Von 
Dr. Freiherrn v. Mackay. „Export“ (Berlin), 18. Sep- 
tember. 


Die Zukunft der deutschen Kolonien. (Maßgebende 
Persönlichkeiten Großbritanniens aus wirtschaftspoli- 
tischen Gründen auch derzeit noch gegen Rückgabe 
der deutschen Kolonien. Anderseits in England 
Furcht, daß die deutsche Auswanderung nach Ver- 
lust der Kolonien andere Gebiete der deutschen Volks- 
wirtschaft dienstbar machen werde.) „Deutsche 
Lodzer Zeitung“, 25. September. 


Hilfe für Sequestrierte. 


müßte Deutschlands weltwirtschaftliche Stellung ıin- 
folge der Schwierigkeiten der Rohstoffbeschaffung und 


des geplanten Boykotts gegen den deutschen Außen- 


handel dauernd schwächen. Als Friedensbedingung sei 
eine Naturalentschädigung in Rohstoffen unentbehr- 
lich.) „Hamburgischer Korrespondent“, 4. Oktober. 


Ein Vorschlag zur Versorgung Rußlands mit amerika- 


nischen Industrieerzeugnissen. (Die Vereinigten 
Staaten mögen an Rußland derart eine Anleihe ge- 
währen, daß sie ihm Fabrikate liefern. Nur durch 
Beistellung dringender Bedarfsgegenstände wären 
russische Bauern bereit, ihre Erzeugnisse herzugeben 
und der drohenden städtischen Hungersnot abzuhelfen. 
Russische Industrie nicht im stande, größere Mengen 
zu liefern.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ 
(Berlin), 22. September. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Der Treuhänder für das feindliche Vermögen. (Eine vom - 


Reichsamt des Innern ressortierende Behörde, die Ver- 
geltungsmaßregeln im Handelskrieg ausübt; sie be- 
zweckt Erfassung und Verwaltung des feindlichen 
Vermögens, Kontrolle seiner Bewegungen, Verhütung 
seines Abflusses in das feindliche Ausland, Befriedi- 
gung deutscher .Gläubiger, Vermeidung der Verschleu- 
derung feindlichen Eigentums.) Von Oberkonsistorial- 
rat Dr. jur. Nieders, Berlin. „Deutsche Wirtschafts- 
Zeitung“ (Berlin), 15. September. 


Der gefürchtete deutsche Kaufmann. (Der Weltkrieg ist 


die objektivierte Furcht vor dem deutschen Kaufmann, 
der unerbittliche Wirtschaftskrieg die Anerkennung 
seiner Überlegenheit, die nicht sequestrierbar ist.) 
„Österreich-ungarische Export-Revue“ (Wien), 5. Ok- 
tober. 


Schutz der Auslandsdeutschen. (Die in den Kolonien ge- 


schädigten Deutschen erhalten eine Reichsentschädi- 
gung; folgerichtig müßten alle im feindlichen Aus- 
land durch Sequestration getroffenen Deutschen ent- 


schädigt werden, besonders weil sie sich nicht natura- 


lisieren ließen. Die Engländer, Erfinder des Systems, 
sich am Privatvermögen der Ausländer zu vergreifen; 
bei Friedensschluß müsse eine wechselseitige Auf- 
hebung der Sequestrationen vereinbart werden.) Von 
Ernst v. Heydt. „Vossische Zeitung‘ (Berlin), 7. Sep- 
tember. 


(Durch neutrale Vermittlung soll. der sequestrierte 
Besitz vor willkürlicher Auflösung und grundsätz- 


licher Liquidation, das heißt Verschleuderung, ge- 


schützt werden. Frankreich hat im Elsaß ı?/, Milliar- 
den Mark Grundeigentum, Deutschland dagegen in 


Frankreich nur wenige Kapitalien, in Italien aber 


zwei Milliarden Lire angelegt. Die Geschädigten in 
allen Ländern treiben die Regierungen zu nachdrück- 
lichen, aber bedenklichen Gegenmaßregeln.) 
Zürcher Zeitung“, 24. September. 


Die Kontrolle und Überwachung der Deutschen in New 


York. (Die Reichsdeutschen in New York sind bisher 
keinerlei Unannehmlichkeiten ausgesetzt gewesen. Die 
Stadt sucht den Deutschen Beschäftigung zu ver- 
schaffen und sie, wenn nötig, zu unterstüzen; wenige 
haben ihre Stellung verloren. Handwerker sind ge- 
sucht, Handlungsgehilfen und Buchhalter sind schwerer 


unterzubringen. Die Deutschen benehmen sich takt- 
‚ voll und suchen sich den Maßnahmen und Wünschen 
„Deutsche Wirtschafts- II 


der Regierung anzupassen.) 
Zeitung“ (Berlin), 15. September. 
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Sequester oder Liquidation? 


„Neue 
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Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Zugunsten der ungarischen Mühlen. (Getreideeinfuhr- 
scheinsystem in Ungarn derart angestrebt: Nach Aus- 
fuhr von Mehl zollfreie Einfuhr einer gleichwertigen 
Getreidemenge zulässig. Dies für die nach Friedens- 
schluß nötige Vorratswirtschaft schädlich, da durch 
solche Ausfuhrprämie das Land bald nach der Ernte 
von Getreide entblößt würde. Süddeutsche Befürch- 
tungen, daß der dortige Getreidemarkt durch öster- 
reichisch-ungarische Einfuhrscheine unter die Herr- 
schaft der ungarischen Großmühlen käme.) „Prager 
Tagblatt“, 5. Oktober. 


Rußland und Amerika. (Anteil der Union am Handel 


Nordost-Sibiriens schon vor dem Weltkrieg be- 
deutend. Seit der russischen Revolution [Regelung 
der Judenfrage] weitgehende Unterstützung und Be- 
herrschung Rußlands durch nordamerikanische Finanz- 
kraft. Einnahmen der sibirischen Eisenbahn an die 
Union verpfändet. Bedeutung dieser Bahnlinie zeigt 
das Anwachsen der russischen Einfuhr über die asia- 
tische Grenze, von 159 Millionen Rubel im Jahre 1914 
auf 966 Millionen Rubel im Jahre 1916.) „Hamburgi- 
scher Korrespondent“, 28. September. 


Einigung über die französisch-italienische Einfuhr. 


(Nach fruchtlosen Einigungsversuchen der Regierun- 
gen Frankreichs und Italiens über den beiderseitigen 
Warenaustausch der Ausgleich von privaten Ver- 
bänden [französische Weinproduzenten, italienische 
landwirtschaftliche Vereinigungen, italienische und 
französische Seidenfabrikanten etc.] mittels Ein- 
gehens auf zahlreiche fachliche Einzelheiten zustande- 
gebracht und von den Regierungen durch Verordnung 
vom 13. Juni 1917 durchgeführt; trotz diesem franzö- 
sischen Entgegenkommen sei für Italien nach 
Friedensschluß die Wiederanknüpfung der Geschäfts- 
verbindungen mit den Mittelmächten unentbehrlich.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue* (Wien), 
5. Oktober. 


La nuova politica doganale dell’Italia. (Künftige italie- 


nische Zollpolitik: Notwendigkeit gründlicher Ände- 
rung des bisherigen Handelsvertragsystems durch 
Einführung eines autonomen Zolltarifs mit zweifacher 
Kategorie von Höchst- und Mindestzöllen, da an der 
Hand der Lehren des Weltkrieges eingesehen werden 
muß, daß die Ideologie der freihändlerischen Theorien 
gründlich abgewirtschaftet habe und nur die Unersätt- 
lichkeit Deutschlands begünstigte, dessen Ausfuhr 
nach Italien die italienische Ausfuhr nach Deutsch- 
land schon in den Jahren 1907 bis 1912 fast um das 
Doppelte überstieg.) „La Tribuna“ (Rom), 4. August. 


Kolonisierungs- und Ansiedlungsversuchen mäßig er- 
folgreich; Bosnien-Hercegovina keine Kolonie, son- 
dern europäische Erwerbung; Mangel einer fachlich 
eingerichteten Auswandererfürsorge kein Anzeichen 
besonderer Befähigung in dieser Hinsicht; zur Er- 
reichung großer kolonialpolitischer Ziele nicht nur ein 
siegreicher Frieden, sondern auch Eintracht inner- 
halb der Monarchie und, als Schrittmacher für den 
Staat, eine kapitalsstarke, ernst zu nehmende Koloni- 
sierungsgesellschaft erforderlich.) „Österreichisch- 
ungarische Exportrevue“ (Wien), 5. Oktober. 


Kolonialpolitische Phantasien. (Eine Denkschrift öster- 


reichischer Wirtschaftspolitiker, wonach Österreich- 
Ungarn Kolonialbesitz zur Selbstversorgung mit Roh- 
stoffen brauche, wird belächelt, da die derzeitigen 
innerpolitischen Schwierigkeiten der Monarchie zu 
derartigen Kraftäußerungen nach außen hin kaum ein- 
laden; derartige Vorschläge seien durchaus welt- 


fremd.) Von Dr. Paul SERETEN „Grazer Tagblatt“, 
3. Oktober. 


Gegen die Schaffung eines Getreideeinfuhrscheinsystems.| Die Rückgabe der deutschen Kolonien. Zur Frage des 


„Status quo ante“. (Den Kern des künftigen deutschen 
Kolonialreiches hätten Deutsch-Ostafrika und Bel- 
gisch-Kongo nebst einigen angrenzenden Gebieten zu 
bilden; die Besitzungen am und im Stillen Ozean, viel- 
leicht sogar Deutsch-Südwestafria, seien kaum wieder 
zu gewinnen und müßten als Austauschgegenstände 
betrachtet werden.) Von Dr. Karl Peters, kaiserlicher 
Reichskommissär a. D. „Hamburgischer Korrespon- 
dent“, 2. Oktober. 


Der Weltkrieg und die Zukunft der Kolonien. (Britische 


Pläne, den Mittelmächten die deutschen Kolonien, 
Teile von ElIsaß-Lothringen, Südtirol, Triest, Palä- 
stina, Mesopotamien um sehr hohe Geldbeträge abzu- 
kaufen, was noch immer billiger wäre, als eine unab- 
sehbare Fortdauer des Weltkrieges.) „Bukarester Tag- 
blatt, 2. Oktober. 


Le concourse de la production coloniale. (In den ersten 


zwei Jahren des Weltkrieges geschah nicht viel, um 
die französischen Kolonien zur Aushilfe für das 
Mutterland heranzuziehen. In Nordafrika fehlen die 
Arbeitskräfte, besonders die Italiener, im Kongo die 
Eisenbahnen, in Madagaskar die Schiffe. Indochina 
wird erst im vierten Kriegsjahr zur Lieferung von 
Reis, Holz, Metallen veranlaßt. Marokko hat sich gut 
gehalten und leidet weniger unter der Schiffsnot als 
Algier und Tunis.) „Le Monde Economique“ (Paris), 
22. September. 


England auf der Suche nach Rohstoffen. (Imperial In- 


stitute in London macht in Verbindung mit Kriegs- 
ämtern Untersuchungen über die Rohstoffe, welche die 
24 Länder des ‚„Oversea Empire“ England liefern 
könnten. Ägypten: Steigerung des Flachsanbaues; 
Queensland: Kopra; Seychellen-Inseln: antiseptisches 
Thymol, bisher aus Deutschland bezogen; Sansibar 
und Pemba: Gewürze: Südaustralien: Papier; Süd- 
afrika: Pottasche aus Holz. Errichtung eines neuen 
ähnlichen Instituts in Ägypten.) „Der neue Orient“, 
25. August. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Kriegsgewinnsteuer und Vermögensabgabe. (Jammert 


über die Pläne des Abgeordneten Dr. Steinwender, 
wonach ein namhafter Teil der österreichischen 
Kriegsschulden durch eine progressive Vermögens- 
abgabe [10 bis 30 Prozent] gedeckt werden soll und 
verzeichnet mit Genugtuung die kühle Zurückhaltung 
des Finanzministers Dr. Wimmer gegenüber dieser 
Abgabe.) „Wiener Handelsblatt“, 27. September. 


Neue Kolonialprobleme. (Österreich-Ungarn bisher mit| Erstaunliche Steuerpläne. (Heftige Beschwerde dar- 


über, daß die österreichische Finanzverwaltung die 
Kriegslasten hauptsächlich nur durch indirekte 
Steuern decken wolle und der Vermögensabgabe kühl 
gegenüberstehe.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 28. Sep- 
tember. ; 


Dr. Alfred Schwoner: Die Vermögenssteuer in natura. 


(Die Vermögensabgabe könnte in Österreich nur auf 
Grundlage der bekannten Vorschläge Goldscheids in 
durchgreifender, nutzbringender Weise verwirklicht 
werden, und zwar mittels Hypothekenbestellung auf 
unbewegliches Besitztum durch Abstempelung der 
Aktien, Kurse etc. und die Quote der Steuer und 
gleich große Neuausgabe von Aktien zu gunsten des 
Staates etc. Das Einkommen aus den Staatsschulden 
könnte nicht an der Quelle erfaßt werden; dies wäre 
Staatsbankerott. Es müßte bei den einzelnen Besitzern 
aufgenommen werden.) „Österreichische Rundschau“ 
(Wien), ı. Oktober. 
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Staatsfinanzielle Quacksalbereien. (Scharfer Tadel der 
unverantwortlichen, unverständigen Schreibereien eines 
Wiener Montagblattes, das in Form einer Herab- 
setzung des Geldwertes den österreichischen Staats- 
bankerott empfahl. Dieser Versuch, der Vermögens- 
abgabe auszuweichen, nur dem Staate, den breiten 
Massen und auch der überwiegenden Mehrzahl der 
wohlhabenden Kreise werde zum schwersten Schaden 
gereichen; dies aus dem Beispiel von ı8ıı und all- 
gemeinen Erwägungen gefolgert.) „Der österreichische 
Volkswirt“ (Wien), 6. Oktober. 

Achtung, Steuerpolitiker! (Scharfe Zurückweisung eines 
Versuches der „Neuen Freien Presse“ vom 6. Oktober, 
die Vermögensabgabe durch zweideutige Ratschläge an 
den Finanzausschuß des österreichischen Abgeordneten- 
hauses abzuschwächen und durch Hinausschiebung 
der Frist in eine etwas höhere Einkommensteuer zu 
verwandeln. Gegen naheliegende Versuche, Ver- 
mögensstücke zu verschleppen, sei eiligstes Eingreifen 
nötig.) „Reichspost“ (Wien), 6. Oktober. 


Steuern. (Auch die gewaltigsten, während des Krieges 
möglichen Steuererhöhungen, etwa eine Milliarde 
Kronen, werden gegenüber dem österreichischen 
Mehrbedarf versagen, der drei Milliarden betrage; 
erst nach Friedensschluß werde in dieser Beziehung 
Ordnung gemacht werden können.) „Die Zeit“ 
(Wien), 25. September. 

Hohe Kriegslasten nach erhöhtem Nationaleinkommen. 
(Nach‘ Berechnung von Professor Fellner das Na- 
tionaleinkommen Ungarns vor Ausbruch des Welt- 
krieges 67 Milliarden Kronen. Bei Berechnung der 
Kriegskosten in entwertetem Geld auch das auf dem 
Preisstand beruhende Nationaleinkommen höher zu 
berechnen. Die vom Bodenertrag und Industrie leben- 
den 87 Prozent der Bevölkerung hätten daher ein 
erhöhtes Einkommen zur Bestreitung der Kriegs- 
lasten.) „Der ungarische Volkswirt“ (Budapest), 
20. September. 


Die Besteuerung der Industrie in Ungarn durch die 
Kriegsgewinnsteuer. (Gegen die Steuer wird nur in- 
soweit Stellung genommen, als sıe eine einseitige Be- 
lastung der Aktiengesellschaften in sich schließt. Es 
müßten Einzelpersonen und Agrarier genau so heran- 
gezogen werden, wenn die Belastung der ungarischen 
Industrie, die übrigens gegenüber der älteren öster- 
reichischen Industrie einer Schonung bedarf, als ge- 
rechtfertigt und erträglich angesehen werden soll.) 
Aus einer Unterredung mit Dr. Max Fenyö, Direktor 
des Landesverbandes ungarischer Fabriksindustrieller. 
„Fremdenblatt“ (Wien), 25. September. 


Kriegskostendeckung und Reichsfinanzreform. (Die Ver- 
. mögensverschiebungen während des Krieges sind nicht 

genau bekannt. Eine Vergrößerung der Produktion ist 
unerläßlich; deutsche Organisationfähigkeit und Tech- 
nik haben sich bewährt. Indirckte Steuern und Mono- 
pole sind nötig, Verkehrssteuern bedenklich. Rentner 
sind stärker heranzuziehen als das werbende Kapital. 
Die unvermeidliche Vermögensabgabe soll auch in 
nicht staatlichen Werten geleistet werden können.) 
„Der Tag“ (Berlin), 3. Oktober. 


Staatliche Wertpapierkurse und Kriegssteuer. (Unter- 
nehmungen in Form von Aktiengesellschaften zahlen 
viel höhere Steuern als das gleiche Unternehmen in 
Form eines Privatbetriebs. Aktiengesellschaften wer- 
den mit dem Kurswert in die Steuerberechnung ein- 
gesetzt und hohe Kurssteigerungen werden als Kriegs- 
gewinn versteuert. Es bleibt den Aktienbesitzern oft 
nichts übrig, als ihre Papiere zu veräußern; so müßten 
deutsche Industriepapiere ins Ausland kommen.) 
„Deutsche volkswirtschaftliche Korrespondenz“ (Ber- 
lin), 28. September. 


Außenhandel und Kriegsfinanzierung. 


Einführung einer Vermögenssteuer. (Die neue mäßige 


Vermögenssteuer in Polen tatsächlich nur eine Ein- 
kommensteuer in besonderer Form, umfaßt den 
Grund- und Hausbesitz, das landwirtschaftliche und 
gewerbliche Anlage- und Betriebskapital, das sonstige 
Kapitalsvermögen und den Kapitalswert der Renten. 
Einbezogen nur Vermögen, die nach Abrechnung der 
Schulden mindestens 75.000 M. betragen. Durch 
Wegfall der russischen Immobiliensteuer Erleichte- 
rung der Lasten für die Bevölkerung.) „Deutsche 
Lodzer Zeitung“, 25. September. 


Für eine Vermögensbeschlagnahme "in England. (Ebenso 


mitleidslos, wie während des Weltkrieges Menschen- 
leben in Anspruch genommen wurden, sei nachher-in 
Großbritannien das durch den Krieg im Werte ge- 
stiegene Privatvermögen durch eine progressive Ver- 
mögensabgabe zur Tilgung der Kriegsschulden heran- 
zuziehen.) ‚„Reichspost‘“ (Wien), 5. Oktober. 


Nochmals das rumänische Nationalvermögen. (Professor 


Stere in der „Lumina“ erklärt Schätzungen des 
rumänischen Nationalvermögens von 18 bis 20 Mil- 
liarden Lei als unrichtig, viele eingebildete und nega- 
tive Luxuswerte enthaltend. Man könne nur auf acht 
Milliarden landwirtschaftlichen unbeweglichen Be- 
sitztums und auf zwei Milliarden beweglichen Be- 
sitzes rechnen. Demgegenüber der Betrag von zehn 
Milliarden Kriegsschulden und älterer Schulden ein- 
fach erdrückend.) „Bukarester Tagblatt“, 23. Sep- 
tember. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- | 


wesen. 


Woher kommen unsere Milliarden? (Im Weltkrieg die 


in Deutschlands Industrie, Handel und Landwirtschaft 
angelegten Kapitalien durch Einstellung vieler Be- 
triebe und Einschränkung des Außenhandels zum Teile 
freigeworden. Maschinen und Betriebsmittel vielfach 
von der Heeresverwaltung angekauft und in bares Geld 
umgesetzt. Die für Kriegszwecke ausgegebenen Be- 
träge größtenteils im Lande geblieben. Daher Ansamm- 
lung riesiger Guthaben bei Geldinstituten.) Von Karl 
Mommsen, Mitglied des preußischen Abgeordneten- 
hauses, Direktor der Mitteldeutschen Kreditbank, 
Berlin. „Deutsche Lodzer Zeitung“, 30. September. 


Einschränkung der Borgwirtschaft auch nach dem Kriege. 


(Die Gewohnheit, bar oder nach kurzer Frist zu zahlen, 
sollte beibehalten werden, weil sie das Geschäft auf 
gesunde Grundlage stellt und den Käufer nicht dazu 
verleitet, über seine Kräfte einzukaufen. Ob die nach 
dem Kriege zu erwartende Geldknappheit die Durch- 
führung dieser Reform ermöglichen werde, steht dahin.) 
„Deutsche Wirtschafts-Zeitung“ (Berlin), 15. Sep- 
tember. 

(Der Wert des 
englischen Außenhandels steigt, weil die Preise in die 
Höhe gehen. Das Anwachsen der Einfuhr ist an- 
gesichts der Verschlechterung der Zahlungsbilanz ein 
ernster Faktor. Die Union, die sich allerdings im 
Kriege bereichert hat, kann auch nicht unbeschränkt 


Kredit geben, umsomehr, als der Vermögenszuwachs | 


dort zum Stillstand gelangt ist. Rückgang der Kurse | 
der Wertpapiere und des Dollarwechsels sowie der | 
Ausfuhrfähigkeit der Union.) Von Artur Norden. | 
„Berliner Tageblatt“, 29. September. Pr 


Bulgarische Aktiengründung. (Im ersten Halbjahr 1917 
große Anzahl neuer Aktiengesellschaften hauptsächlich [I 


in Sofia gegründet. Diese Bewegung hält weiter an. || 
Überfülle flüssigen Kapitals infolge guten Absatzes 
der bulgarischen landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Be- || 


Valutafragen. 


Exportmöglichkeiten in Ungarn. 


18. OKTOBER 1917] 


denken hinsichtlich des verhältnismäßig niedrigen No- 


minalwertes nicht weniger dieser Aktien; erfolgreicher- 


Beschluß der bulgarischen Banken, behufs Eindäm- 
mung der Spekulation die Interimsscheine neugegrün- 
deter Aktiengesellschaften nicht zu belehnen; noch 
bessere Abhilfe: Eröffnung der Fondsbörse in Sofia.) 
„Bulgarische Handels-Zeitung“, 25. September. 


Frankreichs Kapitalspolitik in Rumänien. (Frankreich 


hat im Gegensatz zu Deutschland den Aufstieg Ru- 
mäniens durch Kapitalszufuhr wenig unterstützt; 
75 Prozent der rumänischen Staatsschuld sind in 
Deutschland; Frankreich hat in der Petroleumindustrie 
45, Deutschland 160 Millionen Lei angelegt.) „Buka- 
rester Tagblatt“, 30. September. 


Geld- und Währungswesen. 


Die Erfüllung von Zahlungsverpflichtungen in ausländi- 


schen Währungen. (Entscheidung des österreichischen 
Obersten Gerichtshofes als falsch bezeichnet, wonach 
Verbindlichkeiten österreichischer Firmen in aus- 
ländischer Währung, die vor dem Kriege begründet 
und nach seinem Beginn fällig geworden sind, nach dem 
Kurse des letzten amtlichen Börsentages vom 24. Juli 
1914 zu begleichen seien.) Von k. k. Kommerzialrat 
Heinrich Rosenberg. „Kaufmännische Zeitschrift“ 
(Wien), I. Oktober. 


(Kurzfristige Verschuldung Österreich- 
Ungarns an Deutschland infolge der im Weltkrieg 
kontrahierten Valutaanleihen ungefähr vier Milliarden 
Kronen.- Um hierdurch entstandenes Abhängigkeits- 
verhältnis Österreich-Ungarns zu beseitigen, nötig: 
Konsolidierung der schwebenden österreichisch-unga- 
rischen Schulden an Deutschland. Dies erschwert 
durch Weigerung der meisten deutschen Banken und 
Wechselstuben, Kronenbeträge einzulösen.) „Die 
Zeit“ (Wien), 29. September. 


Der Abbau der Valuta. (Nicht die Passivität des Außen- 


handels trägt Schuld an der Verschlechterung der 
österreichisch-ungarischen Valuta, sondern die große 
Menge von Noten, die in den okkupierten Gebieten in 
Umlauf sind; diese kommen über Deutschland, Belgien 
und die Türkei auf deutsche Märkte und vermehren 
das Kronenangebot. Verminderung des Notenumlaufs 
bestes Mittel, den Wert der Krone zu verbessern.) Aus 
einer Unterredung mit Dr. Elemer Hantos, Staats- 
sekretär im königlich ungarischen Handelsministerium. 
„Fremdenblatt“ (Wien), 29. September. 


Ungarn. Die Valutafrage. (Vorschläge von General- 


direktor Hofrat Dr. Anton Eber im „Nyugat“: Ent- 
lastung der Österreichisch-ungarischen Bank durch 
sofortige Tilgung von drei Milliarden Kronen ihrer 
Vorschüsse an  Österreich-Ungarn; weitreichende 
Veränderung der Grundsteuer und anderer direkter 


- Steuern zur scharfen Erfassung des beweglichen und 


unbeweglichen Vermögens, ganz abgesehen von den 
Einbekenntnissen; Vermögensabgabe auf die großen 
Vermögen.) „Deutsche Balkan-Zeitung“ (Sofia), 
20. September. 
(Als Ausfuhrgegen- 
stände Ungarns zur Besserung der Währungsverhält- 
nisse in Betracht zu ziehen: Wein [Voranschlag für 
die diesjährige Ausfuhr ein bis zwei Milliarden, 
Bedingung mäßige Preise] ; Holz; ferner, bisher 
versagte Ausfuhrbewilligung vorausgesetzt, Gerb- 
stoffe, Kälbermagen, Bugholzmöbel; Ausfuhr von 
Papier derzeit durch Mangel an Eisenbahnwagen ge- 


' hemmt, jene elektrischer Glühlampen durch Mangel 


an Rohstoffen und Arbeitern. Möglich ferner Ausfuhr 
von Bitterwasser, Schwefelsäure, Fruchtsäften, Holz- 
kohle, Stroh, Leim, Fichtenrinde, Teerprodukten, 
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Reisstroh, Nüssen, Geflügelfedern.) „Der ungarische 
Volkswirt“ (Budapest), 20. September. 


Unsere Währung nach dem Kriege. (Die Preiserhöhungen 


fußen auf der gesteigerten Nachfrage nach Waren, und 
diese ist eine Folge der Neuschöpfung von Noten; sie 
hätte sich vermeiden lassen, wenn der Staat sich die 
Mittel durch Steuern und Kriegsanleihe verschafft 
hätte. Doch wäre dies ein Leidensweg für die Volks- 
wirtschaft gewesen. Nach dem Kriege schlagen manche 
eine deutsche Goldkernwährung vor nach österreichisch- 
ungarischem und indischem Muster; doch solche Wäh- 
rung ohne internationales Ansehen, würde dem Mark- 
wechsel nicht die gleiche Bedeutung sichern wie den 
Goldwechseln der führenden Länder. Daher die erste 
Aufgabe deutscher Währungspolitik, die alte Parität 
wiederherzustellen. Zentralisation des Goldschatzes in 
der Reichsbank wünschenswert, starre Dritteldeckung 
vielleicht aufzugeben.) Von Dr. Richard Hauser, 
Berlin. „Bank-Archiv‘“ (Berlin), ı. Oktober. 


Le papier suisse de guerre. (Für die Schweiz, wo Papier- 


geld nicht vermehrt wurde, folgender, einigermaßen 
kühner, vom Blatt als „diskutabel“ bezeichneter, wäh- 
rungspolitischer Plan zur Bekämpfung der Teuerung: 
Ausgabe eines neuen Papiergeldes ohne Metalldeckung 
für den inländischen Verkehr; ‘dieses gegenüber dem 
alten im selben Verhältnis zu vermehren, in dem Preise 
und Löhne steigen. Die Besitzer sollten es bei den 
Staatsbanken gegen neues umtauschen dürfen und be- 
kämen zum Beispiel bei Preis- und Lohnsteigerung 
um 30 Prozent für alte Banknoten im Werte von 
100.000 Francs neues Kriegspapier im Werte von 
130.000 Francs.) Von A. Theulot. „La Tribune ‘de 
Geneve“, 26. September. 


Das Disagio der dänischen Krone in Schweden. (Aus 


einem Leitaufsatz des bekannten schwedischen Wirt- 
schaftspolitikers Gustav Cassel in „Svenska Dag- 
bladet“: Klagt darüber, daß sich Dänemark der 
schwedischen Goldzurückweisungspolitik nicht an- 
schließe. Hierdurch habe in erster Linie Dänemark, 
sodann aber auch Schweden Schaden erlitten, und die 
Aufrechterhaltung der skandinavischen Münzunion sei 
gefährdet.) „Berliner Börsen-Courier“, 2. Oktober. 


Fremde Devisenmärkte und der Rubelkurs. (New York 


und Lodz einzige Märkte mit einiger günstigen Stim- 
mung für den Rubelkurs. Die anderen Ententebörsen 
zeigen den Rubel in beständigen Schwankungen und 
fast unaufhörlichem Rückgang; scherzhaft in Genf die 
Devise „Petrograde“ mit „Devise Retrograde“ be- 


. zeichnet.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 28. September. 
Comment remplacer l’Or. (Französische Staatsschuld 


nach Friedensschluß ungefähr ı5o Milliarden Francs, 
Gesamtstaatsschuld der Entente dann ungefähr 500 
Milliarden. Gold als Münze und anderweitig ver- 
arbeitet auf der ganzen Welt ungefähr 55 Milliarden. 
Daher Notwendigkeit, zur Deckung der Schulden neues 
Zahlungsmittel zu schaffen, das in allen Staaten 
gleiches Vertrauen genießt, wie bisher das Gold. Hier- 
für Silber besonders geeignet.) „La Depeche“ (Tou- 
lose), 24. September. 


India and the Rupee. (Seit dem Verbot der freien 


Silberprägung im Jahre 1893 Wert. der Rupie bei 
ı sh 4 d und Pfund Sterling gleich 15 Rupien. Nun 
kostet die Rupie in London ı sh 5 d, weil Indien große 
Forderungen aus der Warenverschiffung an England 
und die Alliierten hat. Starke Steigerung des Silber- 
preises lege nahe, ähnlich wie dies in Ägypten mit 
Erfolg geschah, zur Papierwährung  überzugehen:) 
„Ihe Economist“ (London), I. September. 


Noch einmal die Silberfrage. (Derzeit haben infolge 


der Preissteigerung des Silbers die meisten, seiner- 
zeit unterwertig. ausgeprägten Silbermünzen einen 


174 WIRTSCHAFTSPOLITISCHES ARCHIV. [18. OKTOBER 1917. 


höheren Preis, als ihrem Nennwert entspricht; 
Mexiko, wo.noch immer der Papierpeso kein festes 
Verhältnis zum Silberpeso hat, könnte sich glänzend 
aufraffen, wenn nicht seine Silbergewinnung durch 
die inneren Unruhen von 79:03 Millionen Unzen im 
Jahre ıgıı auf 35 Millionen Unzen im Jahre 1916 
gefallen wäre.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 14. September. 

Die Silberkrisis. (Das indische Silberausfuhrverbot 
wurde durch japanische Versuche erzwungen, die 
überwertig gewordenen indischen Rupien gegen Gold 
einzutauschen; Gefahr der Silberentblößung Asiens 
und Europas durch die asiatischen Hortsammler.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 21. September. 


Preistreiberei. 


Der Kriegswucher. Stellungnahme des Reichstages. (Der 
Wucherbegriff einwandfrei durch ein Gesetz fest- 
zulegen. Rückerstattung übermäßiger Gewinne oft 
nicht durchführbar. Dem Staate als Vertreter der All- 
gemeinheit der Wuchergewinn zuzusprechen, falls ein 
besonderer Geschädigter nicht mehr zu ermitteln.) 
„Berliner Tageblatt“, 3. Oktober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Kriegseindrücke in Polen. (Außerordentlich günstige 
Aussichten für die Wirtschaftspolitik der Mittel- 
mächte in Polen und in den übrigen, sich von der russi- 
schen Hauptmasse etwa ablösenden, derzeit noch for- 
mell westrussischen Gebieten. Die polnischen Fabriken 
hinsichtlich der Maschinen und sonstigen Biedarfes 
auf Deutschland angewiesen, doch alles dort minder 
sorgfältig eingerichtet, als in Deutschland üblich. 
Auch großer polnisch-westrussischer Kapitalsbedarf 
kaum anderswoher als aus Deutschland zu befriedigen. 
Dort große Naturschätze an Holz, Erzen, Kohle.) Von 
Professor Dr. Bredt, Marburg, Mitglied des preußi- 
schen Hauses der Abgeordneten. „Wirtschaftszeitung 
der Zentralmächte“ (Wien), 28. September. 

Die Volkswirtschaft Montenegros. (Tätigkeit der k. u. k. 
Verwaltung in Montenegro: Pflege der ganz herunter- 
gekommenen Viehzucht, Versuche, den sehr erweite- 
rungsfähigen Tabak- und Olivenanbau in die Höhe zu 
bringen. Bau einer Bahn zwischen Cattaro und Cetinje, 
der nach Friedensschluß große Bedeutung als Waren- 


beförderungsmittel zukommen wird.) „Deutsche Bal-; 


kan-Zeitung“ (Sofa), 26. September. 

Die nwewe Türkei. Ökonomische Entwicklungstendenzen. 
(Wirtschaftlicher Fortschritt der Türkei am &#hesten 
in Landwirtschaft und Bergbau erzielbar. Unter- 
stützung des Bauernstandes durch Errichtung kleiner 
dörflicher Kreditgenossenschaften, durch Ent- und 
Bewässerungen. Aussichtsreich Anbau von Baum- 
wolle und Zuckerrohr. Industrielle Entwicklung ge- 
hemmt durch Mangel an geeigneten Arbeitern; starke 


Belastung des Verbrauches durch den neuen Zolltarif. 


Zur Entwicklung des Bergbaues Einfuhrfreiheit für 
Bergbaumaschinen nötig. Trotz großen Schwierig- 
keiten Bergbau auf Silber, Kohle, Chrom, Mangan, 
Blei und Schwefel im Fortschreiten begriffen.) Von 
Syndikus Dr. P. Mohr, Berlin. „Wirtschaftszeitung 
der Zentralmächte“ (Berlin), 28. September. 

Notices &conomiques sur le Japon (Rapport de la lega- 
tion de Suisse & Tokyo). Prix des denrees. (Riesige 
japanische Preissteigerungen von Sommer 1916 bis 
Mai 1917 nmamentlich in Metallen, Baumaterialien 

‚and Webwaren, weniger in Getreide und anderen 


"Nahrungsmitteln; Reis, ım Juli 1914 20 Yen, wurde 


Januar-Mai 1917 mit Yen 1650 bis 1860 bezahlt.) 
„Schweizerisches Handelsamtsblatt“ (Bern), 22. Sep- 
tember. 


Das Ausfuhrgeschäft in den Rotmeer-Ländern. (Wäh- 


rend des Weltkrieges Abfluß des Silbergeldes [Maria 


Theresientaler, Rial und mexikanische Dollars] ausden | 


Ländern am Roten Meere nach London. Vor dem 
Kriege Leder und Felle größtenteils nach der Union 
ausgeführt. Im Weltkrieg durch Mangel an Schiffs- 


‘raum Stocken der Ausfuhr; Vernichtung der Vorräte 


durch Mangel an Naphthalin; erst im Jahre 1916 
Wegführung eines Teiles der angehäuften Waren nach 
der Union möglich.) „Der neue Orient“ (Berlin), 
15. September. - 


British South Africa (Chartered) Comp. (Regierungs: 


vorschüsse an die British South Africa Comp. zu bis- 
her 700.000 Pfund Sterling zu gleichen Bedingungen 
wie die Vorschüsse an die Dominions. Einfuhr der 
British South Africa Comp., das heißt Rhodesias, im 
Jahre 1916 3,628.022, Ausfuhr 5,317.286 Pfund 
Sterling. Steigerung der Ein- und Ausfuhr gegenüber 
1915: 18 und 14 Prozent. Erweiterung des Maisbaues, 
der Viehzucht, Orangen- und Zitronenkultur, des Berg- 


- baues, der Asbestförderung, Chrom-, Blei- und Kupfer- 


gewinnung in Rhodesia.). ‚„Wirtschaftlicher Nach- 
richtendienst‘“ (Berlin), 20. September. 


Kanada. (Kanada hat seine große Krieg cken ge- 


habt, aber 100.000 kräftige Männer eingebüßt. Infolge 
wirtschaftlicher Streitgegenstände, wie Lachsfang, 
Elektrizitätslieferung, Rohstoffausfuhr, hat das Ver- 
hältnis zur Union sich nicht gebessert, während sich 
die Beziehungen zum Mutterland gefestigt haben.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ Wien), 
5. Oktober. 


Neue Produktionszweige in BEE (Starkes An- 


wachsen der brasilianischen Ausfuhr während des 
Weltkriegs. Gefrierfleischausfuhr im Jahre 1916: 
33.000 t. Kohlenausfuhr nach Argentinien seit Auf- 
hören der englischen Kohlenlieferung. Manganausfuhr 
im Jahre 1914: 184.000 t, im Jahre 1916: 503.000 t. 
Gesteigerte Ausbeutung der brasilianischen Eisenerz- 
felder. Im Jahre 1914 noch keine Ausfuhr von 
Bohnen, im Jahre 1916 Bohnenausfuhr 46.000 Sack. 
Zuckerausfuhr im Jahre 1914: 32.000 t, im Jahre 


1916: 54.000 t. Hingegen Rückgang der Baumwoll- || 


und Kautschukausfuhr.) „Plutus“ (Berlin), 12, Sep- 
tember. 


Exportförderung. 


Exportförderung und Konsularwesen. (Die mitteleuro- 


päische „wirtschaftliche Verbrüderung“ soll bis zur 
Gemeinsamkeit der Ausfuhrförderungstätigkeit gehen, 
also ein Arbeiten „zur gesamten Hand“ in der Kon- 


sularberichterstattung, in der Betätigung der Handels- || 


museen etc.) „Wiener Handelsblatt“, 4. Oktober. 


Reichswirtschaftsamt. (Notwendigkeit der Teilung des 


deutschen Reichswirtschaftsamtes in zwei selbstän- 
dige Reichswirtschaftsämter: für Handelspolitik, für 
Sozialpolitik. Regelung des Verhältnisses zwischen 


Auswärtigem Amt und Reichswirtschaftsamt, dessen || a 


Tätigkeitsbereich umfassen soll: Neueinrichtung des‘ 
Konsularwesens, Vermehrung der Handelssachver- 
ständigen, Errichtung von Handelskammern im Aus- | 
land, Wirtschaftspropaganda im Ausland.) Von Pro- 
fessor Dr. Max Apt, Berlin. „Frankfurter Zeitung“, 
26. September. 


Deutschland und die überseeischen Beziehungen. (Die 


privatwirtschaftlichen Verluste der deutschen Kauf- 
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mannschaft müssen ersetzt, die Beziehungen zu aus- 
ländischen Häusern wieder hergestellt und Rohstoff- 
versorgung durch das Reich im Einvernehmen mit der 
Kaufmannschaft erzwungen werden.) „Hamburger 
Nachrichten“, 29. September. 


Zwischenexportgeschäfte. (Zur Förderung der deutschen 


Ausfuhr nach Friedensschluß notwendig: Gründung 
ausländischer, besonders überseeischer Verkaufs- 
stellen [Zwischenexportgeschäfte]| nach Art der 
Schweizerischen Handels- und Industriegesellschaft 
für Brasilien und der British Trade Corporation. Die 
Finanzierung dieser Stellen von Banken vorzunehmen. 
Ihre Beamten sollen Sitte und Sprache des fremden 
Landes kennen. Mehrsprachige Warenpreisberichte, 
Billigkeit der Waren, kurze Lieferfrist nötig. Günstig 
für die Ausfuhr der Mittelmächte der niedrige Stand 
der Mark- und Kronenwährung.) „Tageblatt“ 
(Leipzig), 28. September. 


Unser Vertrauensmann für Polen auf der Leipziger 


Messe. (Das Warschauer Zweigbureau des Handels- 
vertragvereines war auf der Leipziger Herbstmesse 
vertreten erteilte durch einen Vertrauensmann Aus- 
künfte und veranstaltete eine Ausstellung aller aus- 
fuhrfreien Waren Polens.) „Deutscher Außenhandel“ 
(Berlin), 20. September. 


Die Auswahl der Diplomaten. (Empfohlen der britische 


Brauch, die Konsuln und Diplomaten innerhalb inner- 
lich zusammenhängender Gebiete zu belassen, in die 
sie sich nach Sprache und Sitte einzuleben haben 
und innerhalb deren sie emporrücken sollen, wie 
romanisches Amerika, angelsächsische Staaten, Ost- 
asien, näherer Orient, Europa; hierdurch werde es 
möglich, in den einzelnen Angelegenheiten mehr 
durch persönlichen Verkehr, am besten in der 
Landessprache, statt durch trockene, wenig ein- 
drucksvolle Noten zu wirken.) „Hamburger Nach- 
richten“, 22. September. 


(Die Hauptaufgabe des Unternehmens 
sollte darin bestehen, die ungeheuren Außenstände der 
deutschen Exportwelt im Ausland flüssig zu machen. 
Im übrigen haben die Methoden des deutschen Export- 
handels dadurch Rechtfertigung erfahren, daß sie die 
Gegner nunmehr nachahmen; die Bank braucht dem- 
nach die Zahlungskonditionen nicht zu verbessern.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ (Wien), 
5. Oktober. 


Chambres de commerce. (Keine amtlichen Einrichtungen 


zu Zwecken der schweizerischen Ausfuhrförderung, 
wie Handelsabteilung im Bundesamt für Volkswirt- 
schaft, Gesandtschaften, Konsulate, könnten die als 
freie Verbände zu errichtenden Handelskammern im 
Ausland ersetzen.) „La Tribune de Geneve“, 22. Sep- 
tember. 


L’influence allemande en Suisse. (Erfolg der halbamt- 


lichen deutschen Handelsstellen in der Eidgenossen- 
schaft. Trotz einzelner Geschmacklosigkeiten glän- 
zendes Ergebnis der deutschen Werkbundausstellung 
in der Schweiz. Die Ausstellung mit Kapital von 
240.000 Mark eingerichtet.) „Paris-Geneve“ (Geneve), 
28. September. 


Eine holländische Handelskammer für die Schweiz. 


(September 1917 Gründung einer holländischen 
Handelskammer für die Schweiz in Zürich. Aufgabe: 
Anknüpfung unmittelbarer Handelsbeziehungen zwi- 
schen den niederländischen Kolonien und der Schweiz 
als Absatzgebiet für Rohstoffe aus Holländisch-Ost- 
indien; Förderung des Verkehrs zwischen Holland 
und der Schweiz; Auskunftserteilung über wirtschaft- 
liche, verkehrs- und handelspolitische Fragen.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 28. September. 


Chambre de Commerce francaise. 


„Balkania“, 
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Förderung des Außenhandels nach dem Kriege. (Frank- 


reich beabsichtigt, den deutschen Außenhandel dauernd 
zu bekämpfen; eine ständige Ausstellung in der 
Schweiz geplant; Kaufleute sollen erzogen werden, 
gut unterrichtete, sprachkundige Kaufleute reisen und 
Bestellungen der Deutschen und Österreicher zu er- 
halten trachten; ausgedehnte Propaganda durch die 
Alliance frangaise.) Eine Artikelfolge von Dr. Alb. 
Stange, volkswirtschaftlicher Syndikus, Hamburg. 
„Der Weltmarkt“ (Hannover), 15. September. 


(Die französische 
Handelskammer in Genf will einem Austausch ihrer 
Monatschrift mit „Paris-Geneve“ nicht zustimmen, 
was letztgenanntes Blatt als eine Verleugnung jener 
öffentlicher Interessen empfindet, zu deren Gunsten 
die Kammer von der Regierung jährlich 7500 Francs 
erhält.) „Paris-Geneve“ (Geneve), 27. September. 

Warenverkehrs- und Industriepalast für 
Kunst, Industrie, Handel und Gewerbe in Sofia. (Das 
Unternehmen stellt sich die Aufgabe, zunächst in 
Sofa, später in Konstantinopel einen Palast zu 
schaffen als Mittelpunkt für den Außenhandel Bul- 
gariens und der Türkei. Wer sich an dem Unter- 
nehmen beteiligt, wird die Vorteile einer bulgarischen 
Firma genießen, bulgarische Verkäufer, Vertreter, 
Reisende zur Verfügung haben. Erhoffter Umsatz 


40 Millionen jährlich.) ‚„Austro-orientalische Handels- 
Zeitung“ (Wien), 28. September. 


Industrieförderung. 


Ein Mahnruf. (Besonders wichtig für notwendige künf- 


tige Belebung des deutschen Ausfuhrhandels jener 
Industrien, die nur inländische Rohstoffe verarbeiten, 
so Erzeugung keramischer Waren, die sich seit Be- 
ginn des Weltkrieges auf ausschließliche Verarbeitung 
deutschen Tons und Kaolins einrichtete) Von Ge- 
neraldirektor Ph. Rosenthal, Vorsitzenden des Ver- 
bandes keramischer Gewerbe in Deutschland. „Ber- 
liner Tageblatt“, 2. Oktober. i 


Kunstgewerbe und Oualitätsarbeit. (Die Verwirk- 


lichung des alten Planes, Kunstgewerbe und Qua- 
litätsarbeit auf der Leipziger Messe gesondert zur 
Vorführung zu bringen, kann durch getrennte Aus- 
stellung innerhalb der Messe stattfinden. Leipziger 
Messe bisher einzige Möglichkeit, sämtliche Ein- und 
Verkäufer bestimmter Industrien gleichzeitig zu 
treffen und ihre Anregungen und Wünsche entgegen- 
zunehmen.) Ein Vorschlag zur Leipziger Messe, Von 
Hans Kropf, Köln. „Frankfurter Zeitung“, 28. Sep- 
tember. 


Agrarpolitik. 


Der Getreidebau Serbiens unter österreichisch-ungari- 


scher Milhitärverwaltung. (Serbien derzeit ein Glied 
im mitteleuropäischen Wirtschaftsgebiet; der Bauer 
verkauft seine Produkte zu weit höheren Preisen als 
vor dem Weltkrieg. In dem von Österreich-Ungarn 
besetzten Teile werden !/, Million ha, etwa ein 
Fünftel der Gesamtfläche, bebaut. Im Jahre 1916 
wurde durch die k. u. k. Wirtschaftsstationen das 
entvölkerte Land mit Maschinen, Geräten, Saatgut 
versorgt, herrenloses Land in eigener Regie bebaut. 
Im Jahre 1917 Ernte um 20 bis 30 Prozent größer 
als im Vorjahr; Serbien wird durch die Okkupation 
einen dauernden kulturellen Vorteil haben.) „Volks- 
wirtschaftliche Rundschau“ (Beilage der „Belgrader 
Nachrichten“), 30. September. 


Die Flucht aus der Landwirtschaft. 


Contro la carestia. 
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(Für die Unter- 
bindung der Freizügigkeit der landwirtschaftlichen 
Arbeiter nicht nur während der Kriegsdauer, sondern 
auch in der Übergangswirtschaft; dies sei angeblich 
eine unumgängliche produktionspolitische Notwendig- 
keit zur Aufrechterhaltung der „Landwirtschaft“ und 
zur Sicherung der Ernährung.) „Der Tag“ (Berlin), 
2. Oktober. 


Transformazioni agrarie e sociali per ıl dopo guerra. 
(Agrarische Aufgaben des italienischen Staates nach 
dem Kriege gegenüber dem Kleingrundbesitz: Hebung 
des Proletariats der landwirtschaftlichen Lohnarbeiter 
durch Beteiligung derselben am Ertrage des Grundes 
und Bodens im Wege des Kolonenverhältnisses und 
gesetzliche Festsetzung wesentlicher Merkmale dieses 
Verhältnisses, namentlich in dem Sinne, daß der Um- 
fang des Kolonatsgrundstückes von Gesetzes wegen 
nicht größer und nicht kleiner sein dürfe, als der 
Arbeit angemessen ist, die der Kolone und seine 
Familienmitglieder, mit Ausschluß jeglichen, von ihm 
besoldeten Lohnarbeiters, zu leisten im stande seien.) 
„Il Sole“ (Mailand), 7. September. 


Basi scientifiche della politica di 
produzione e della polizia dei consumi. (Notwendig- 
keit der Änderung des Landwirtschaftssystems be- 
hufs besserer Ernährung des italienischen Volkes: 
Die kriegswirtschaftlichen Verbote der Schlachtung 
des Jungviehs stellen sich als immer verderblicher 
heraus. Je größer die Hungersnot, desto nötiger die 
Verminderung des Viehbestandes behufs Umwand- 
lung der Wiesen und Weiden in Ackerboden. Auch 
Hühnerzucht einzuschränken; weit empfehlenswerter 
die Schweine- und Gänsezucht. Verwendung von 
Kunstdünger, besonders Verwertung der bisher- in 
Italien fast unausgenützten menschlichen Fäkalien 
zur Düngung erheblich zu steigern. Wichtig Ver- 
wandlung des Grases in Trockenheu, die mit großem 
Substanzverlust verbunden, durch Aufbewahrung der 
Futtermittel in grünem Zustand in rationell ein- 
gerichteten Silos zu ersetzen. „L’Economista d’Italia“ 
(Rom), 8. Juni. 


La Grande Politica delle Acque. (Notwendigkeit besserer 
Ausnützung der Wasserkräfte Italiens behufs Ver- 
minderung der Kohleneinfuhr; durch Ausführung 
großartiger Wasserbauarbeiten, jedoch mit aller 
hygienischen Umsicht, soll die ausgiebigere Boden- 
berieselung nicht die Plage der Malaria in den :so 


zahlreichen Sumpfgebieten verschärfen.) „Il Sole“ 
(Mailand), 8. September. 
Fremdenverkehr. 
Zur Frage unseres Fremdenverkehrs. Vergangenheit 


und Zukunft. “(Vor dem Weltkrieg Ungarn durch 
Mangel an Bahnen, Straßen und Reklame fast völlig 
vom Fremdenverkehr ausgeschaltet. Forderungen für 
die Zukunft: Zielbewußte, weitblickende Verkehrs- 
politik; internationale Reisebureaus von Banken ge- 
leitet und vom  Staate unterstützt; gastfreundliches 
Entgegenkommen der Gesamtbevölkerung erforder- 
lich; ein neues Bädergesetz mit Begünstigungen nach 
dem Beispiel des Industrieförderungsgesetzes; über 
das ganze Land ausgebreitete Organisationen für 
Fremdenverkehr. Bäderwesen und Fremdenverkehr 
dem Geschäftskreis des Ministerpräsidiums zuzu- 
weisen.) Von Dr. Eduard Weiß, Direktionsmitglied 
des Ungarländischen Balneologenvereines. „Pester 
Lloyd“, 26. September. 


Die Rumänen in den Vereinigten Staaten. 


Die privaten Versicherungsunternehmungen 
Schweiz. (Im Jahre ı915 in der Schweiz 105 private 
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Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Der Wiener Wohnungsmangel. Geeignete und ungeeig- 


nete Sanierungsprojekte. (Drohende Wohnungsnot 
für Wien. Im April 1917 noch 8000 freistehende 
Wohnungen, September nur knapp 3000. Abhilfe nur 
vom Staate zu erwarten; die Landes- und Gemeinde- 
verwaltungen zu schwer belastet, für Privatkapital 
aber kein Anreiz zur Bautätigkeit vorhanden.) „Die 
Zeit“ (Wien), 4. Oktober. 


Ein- und Auswanderung. 


(Von den 
neuen, gegen Analphabeten gerichteten Einwande- 
rungsbestimmungen der Vereinigten Staaten werden 
die Rumänen stark betroffen, deren Auswanderung 
nach der Union in den letzten zehn Jahren sehr be- 
deutend zugenommen [338'6 Prozent]. Auch lebhafte 
Auswanderung der Rumänen Ungarns. Beide zu- 
sammen im ersten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts 70- 
bis 100.000 Köpfe. Da sich Rumänen zumeist als 


‘ landwirtschaftliche Arbeiter betätigen, dürfte sich ihr 


Fehlen immerhin bemerkbar machen.) Von Dr. Ernst 
Schultze, Hamburg. „Bukarester Tagblatt“, 28. Sep- 
tember. ; 


Sozial- und andere Versicherung. 


Die Krankenkassen in der Bukowina. (In den östlichen 


Kronländern bedauerliche Krankenkassenverhältnisse. 
Unternehmer wissen sich der Zahlungspflicht häufig 
zu entziehen, so daß Kassen unfähig sind, Kranken- 
gelder zu beschaffen. Novelle zum Krankenkassen- 
gesetz nimmt auf Galizien und Bukowina keine Rück- 
sicht. Zum Beispiel wären Beschränkungen der Listen 
für Rekurs der Unternehmer und Beschleunigung des 
Rechtsverfahrens sehr erwünscht, um  Verschlep- 
pungen hintanzuhalten, wodurch die Kassen, nach 
jahrelangen Streitigkeiten, öfters einem zahlungs- 
unfähigen Unternehmer oder gar nur Strohmann 
gegenüberstehen.) Von Maurycy Fast, Storozynetz. 
„Arbeiterschutz“ (Wien), 29. September. 


Ruhegehaltsversicherung für Privatangestelle in Däne- 


mark. (In Dänemark soll die Pensionsversicherung 
der Privatangestellten auf freiwilliger Grundlage 
durch eine Aktiengesellschaft „Pensionsforsikrings- 
anstalten“ übernommen werden, die unter Mitwir- 
kung der großen Vereinigungen des Handels, der In- 
dustrie und der Schiffahrt ins Leben gerufen werden 
soll. Verzinsung des Aktienkapitals auf 5 Prozent be- 
schränkt, Leitung der Anstalt ehrenamtlich. Fraglich, 
was mit den Versicherungsansprüchen 
gestellten geschieht, der aus einem versicherten in 
ein unversichertes Unternehmen übertritt.) „Handel 
und Industrie“ (München), 22. September. 


in der 
Versicherungsgesellschaften, 96 davon konzessioniert, 


die anderen verzichteten auf die Konzession ; 66 fremde, 
darunter 33 deutsche, 22 französische Gesellschaften. 


März ıgı5 Verbot der Verwendung ziffernmäßiger || 
Nettokostenaufstellungen im Anwerbebetrieb. Bundes- || 
verordnet Hinter- 


ratsbeschluß vom Oktober 1915 
legung von Kautionen der konzessionierten ausländi- 
schen Lebensversicherungsgesellschaften. Ende 1916 
bestanden diese Kautionen zu einem Viertel aus 
schweizerischen Werten; dies eine Folge der Unter- 


eines An- 
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schiede der Währungsverhältnisse der europäischen 
Staaten. Verminderung der Kaufkraft des Geldes 
den Versicherungsgesellschaften schädlich; Abhilfe: 
Währungsreform.) „Neue Zürcher Zeitung“, 20. 
September. 


Sonstige Handelspolitik. 


Gutachten: des Niederösterreichischen Gewerbevereines 
über den Gesetzentwurf, betreffend die Arbeitszeit der 
Frauen und Jugendlichen. (Lehnt den Entwurf mit 
folgender Begründung ab: Solange in den Kon- 
kurrenzländern Österreichs nicht die gleichen Ar- 
beiterschutzbestimmungen durchgeführt werden, diese 
zu starke Belastung der einheimischen Industrie. 
Während des Weltkriegs die Einführung solcher Ver- 
besserungen infolge Arbeitermangels ausgeschlossen.) 
„Wochenschrift des Niederösterreichischen Gewerbe- 
vereines“ (Wien), 20. September. 

Stellenvermitilungs-Zentrale. (Dringend nötig Gründung 
von kaufmännischen Stellenvermittlungs-Zentralen 
unter paritätischer Leitung von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern. Die Stellensuchenden müßten dortselbst 
Proben ihrer Leistungsfähigkeit liefern.) „Wochen- 
schrift“ des niederösterreichischen Gewerbevereines 
(Wien), 6. September. 

Naturalwirtschaft. (Die Naturalentlohnung setzt sich 
bei vielen Großbetrieben durch und dürfte einen Teil 
der Beamten und Arbeiter von den Störungen des 
Weltmarktes unabhängig machen. Nach Friedens- 
schluß sollten Naturalwohnungen geschaffen und Mi- 
litärbäckereien, Schlächtereien, Werkstätten zur Er- 
zeugung von Kleidern, Schuhen, Wäsche für staat- 
liche Angestellte verwendet werden.) ‚Die Zeit“ 
(Wien),, 30. September. 

Arbeiterinnen gesucht. (In Bosnien Steigen der Nach- 
frage nach Arbeiterinnen, besonders Hilfsarbeiterin- 
nen für Nähen, Flicken, Flechten, Sanitätsdienst 
u.s.w.; Taglohn vier Kronen. Daneben freiwillige Be- 
schäftigungslosigkeit der Kriegsunterstützung ge- 

nießenden Frauen und Bettelei.) ‚Bosnische Post“ 

} (Sarajewo), 21. September. 

Zur Organisationsfrage der Bankbeamten Bosniens. 
(Eine starke Standesorganisation aller Bank-, Spar- 
kassen- und Versicherungsbeamten in Bosnien-Herce- 
govina sei nötig, um den schweren Druck des 
seinen Angestellten wenig freundlich gegenüber- 
stehenden Großkapitals auszugleichen.) ‚„Sarajewoer 
Tagblatt“, 23. September. 

Der Staat und der Arbeitsmarkt nach dem Kriege. 
(Wäre der Friede vor einem halben Jahre gekommen, 
hätte Amerika mit Kapital aushelfen können. Jetzt 
erwächst dem Staate die Aufgabe, die Kapitalien zu 
beschaffen, um die Gütererzeugung in Schwung zu 
bringen. 30 bis 40 Milliarden hierzu nötig. Die nicht 


E 2 in der Privatwirtschaft Unterzubringenden sollen 
Br unter militärischer Leitung auf Äckern, in Berg- 
Bet werken, Banken etc. weiterarbeiten. „Die Bank“ 
b; Ei (Berlin), September. 


Pausenlose Arbeitszeit. (Diese würde in erster Linie 


% den Unternehmern zu gute kommen; Ersparnis IO 
Er: bis 12 Prozent der Brennmaterialien. Arbeiter müssen 
d% daher bei dieser Neueinführung gesetzliche Verkür- 


Be zung des Arbeitstages und Abschaffung der Über- 

41 stunden verlangen; sonst wäre mit einer starken Zu- 
‚nahme der Betriebsunfälle, hervorgerufen durch 
Übermüdung, zu rechnen.) Von Adolf Braun. „Die 
neue Zeit“ (Stuttgart), I4. September. 

Soziales. Frauen an Holzbearbeitungsmaschinen. (Ver- 

MR wendung von Frauen an Holzbearbeitungsmaschinen 


äußerst gefährlich. Kriegsamt bestimmte für Mün- 
chen: zwar kein grundsätzlicher Einwand gegen die 
Verwendung von Arbeiterinnen in der Holzindustrie, 
diese aber an gefährlichen Maschinen, wie Kreis- 
sägen, Abrichtmaschinen, Fräsmaschinen, Bandsägen, 
nur dann zu beschäftigen, falls Arbeiter zu den orts- 
üblichen Löhnen nicht erhältlich. Nach Friedensschluß 
muß der Kampf gegen die Unfallgefahren dieses In- 
dustriezweiges von der männlichen Arbeiterschaft 
wieder aufgenommen werden.) „Vorwärts“, „Berliner 


Volksblatt“, 3. Oktober. 


Friedensvorbereitungen der Volkswohlfahrtspflege. 


(Kriegstagung des „Deutschen Vereines für Armen- 
pflege und Wohltätigkeit“ in Berlin in zweiter Sep- 
temberhälfte. Für die Übergangszeit nötig: Fortzah- 
lung der Löhnung an entlassene Mannschaften wäh- 
rend dreier Monate, dazu für Verpflegung und Klei- 
dung täglich 1-50—2 Mark; Besoldung der Offiziere 
durch weitere drei Monate; Familienunterstützung 
drei Monate unbekümmert um Nachweis der Be- 
dürftigkeit; bei Tod vor Entlassung Familienunter- 
stützung fortzuzahlen bis Hinterbliebenenbezüge zuge- 
sprochen oder in erster [oder zweiter] Instanz abge- 
lehnt. Zur Arbeitslosenunterstützung heranzuziehen: 
Gewerkschaften für Angestellte, gelernte und unge- 
lernte Arbeiter; für ungelernte: Gemeinden und 
Kreise; für Selbständige und Angehörige freier Be- 
rufe: die Mittelstandshilfe. Unterstützung Jugend- 
licher an Bedingung allgemeiner und beruflicher Fort- 
bildung zu knüpfen.) „Vorwärts“, „Berliner Volks- 
blatt“, 22. September. 


Nochmals: Die _Kriegsteilmehmerorganisation der 


Kriegervereine. (Gegen das angebliche amtliche Be- 
streben, die Kriegervereine in einen Bund [Kyff- 
häuser-Bund] mittels geldlicher Lockmittel, wie 
öffentlich-rechtlicher Charakter, Monopol für Samm- 
lungen etc., zu bringen, der den konservativ-reaktio- 
nären Parteibestrebungen nahestehen soll.) „Vor- 
wärts“, „Berliner Volksblatt“, 21. September. 


Hinter den Kulissen der französischen Kriegsorgani- 


sation. (12 schwedische Eisenarbeiter berichten über 
ihre Erfahrungen in französischen Munitionsfabriken ; 
mangelhafte Zeitausnützung und Hygiene, Unord- 
nung, Wortbruch gegenüber den genannten Arbeitern, 
die auf einmal als Gefangene behandelt wurden.) 
„Pester Lloyd“, 5. Oktober. 


Arbeitsmarkt und Löhne in der Union. (In den Ver- 


einigten Staaten häufiges Heiraten der jungen Leute, 
um der Wehrpflicht zu entgehen. Streikbewegung 
nimmt zu, blutiger Zusammenstoß in Montana. Er- 
höhung der Löhne im Staate New York von April bis 
Mai 1917 3!/,Prozent, wobei Zahl der Arbeiter um 
ı Prozent geringer.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
21. September. 


Seeschiffahrt. 


Unverständliche Beschönigungsversuche. (,„Gazzetta di 


Trieste“ behauptet, daß der Österreichische Lloyd und 
andere von Italienern geleitete österreichische Schiff- 
fahrtsgesellschaften trotz schlechten Benehmens ein- 
zelner Personen im großen und ganzen durchaus 
patriotische Unternehmungen seien; durch die Über- 
gabe der Schiffe „Atlanta“ und „Eugenie“ der Austro- 
Americana an Italien sei angeblich kein österreichi- 
sches Interesse verletzt worden. Dies wird in vor- 
liegendem Aufsatz als leerer Beschönigungsversuch 
höchst trauriger Vorgänge bezeichnet.) „Grazer Tag- 
blatt‘, 4. Oktober. 


Zum Gesetzentwurf wber 


Die türkische Seeschiffahrt. 
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Triest und Innerösterreich. (Die auch den österreichi- 
schen Italienern gebührende nationale Autonomie dürfe 
nicht soweit gehen, Triest in die Hände einer Klique, 
wie zur Vorkriegszeit, zu bringen; die bedeutenden 
Opfer, die Österreich allzeit für Triest gebracht 
hat, berechtigen den Staat, in diesem Hafen die Ent- 
scheidung in der Hand zu behalten, so daß auch der 
wirtschaftlich wichtigen deutschen Bevölkerung Triests 
ungehemmte Betätigungsmöglichkeit gesichert werden 
könne.) Von Professor Dr. Paul Samassa. „Fremden- 
blatt“ (Wien), 7. Oktober. 


die „Wiederhersteliung der 
deutschen Handelsflotte“. (Der ..Kriegsausschuß der 
Deutschen Werften“ wendet sich ın einer Eingabe an 
den Staatssekretär des Innern gegen Vorschlag des 
Professors W. Laas, Schiffe aus dem Auslande zu be- 
ziehen; dies wäre nicht nur vom Währungsstandpunkt 
bedauerlich, sondern entspräche auch nicht den sehr 
steigerungsfähigen Leistungsmöglichkeiten der deut- 
schen Schiffsbauanstalten.) ‚„Hamburgischer Korre- 
spondent“, 27. September. 


Zur Wiederherstellung der deutschen Handelsflotte. (Bei 
parlamentarischen Erörterungen über die Vorlage zur 
Wiederherstellung der deutschen Handelsflotte Haupt- 
streit darüber, ob Unterstützungsgelder als Darlehen 
[Wunsch der Sozialdemokraten] oder ohne Rück- 
zahlungspflicht [Wunsch der meisten bürgerlichen Ab- 
geordneten] zu geben seien; im letztgenannten Sinne 
entschieden; Beschlußanträge zu gunsten der gesund- 
heitlichen Bedürfnisse der Schiffsmannschaft und be- 
hufs Förderung der Werftbauten während der Kriegs- 
und Übergangswirtschaft angenommen.) „Hamburger 
Nachrichten“, 4. Oktober. 


Die Weltschiffahrt nach dem Kriege. (Scharfer Wett- 
bewerb der englischen Handelsflotte nach Friedens- 
schluß mit der deutschen, die während des Krieges 
ihre Schiffsbestände nicht abgenützt, sondern instand- 
gehalten und mit Hilfe der Regierung erweitert hat. 
Die Sätze auf dem internationalen Frachtenmarkt 
dürften auch von der Lösung der Kohlenfrage und 
von der Höhe der Versicherungsprämien abhängen.) 
„Handel und Industrie“ (München), 22. September. 


„England und die Frage des Schiffsraums.“ (Der deut- 
sche Unterseebootkrieg gegenüber England nach dieser 
britisch-amtlichen Darstellung angeblich erfolglos. Die 
Bevölkerung Großbritanniens leide keine Entbehrung 
an Lebensmitteln; kein Baumwollmangel. Verringe- 
rung der britischen Einfuhr durch Aufhören oder Ein- 
schränkung der britischen Ausfuhr nach Deutschland 
und Skandinavien ausgeglichen. Aufschwung der 
britischen Landwirtschaft. Beschleunigung des Baues 
von Handelsschiffen durch Standardisierung. Auch 
stehe England der Schiffsraum fast der ganzen Welt 
zur Verfügung.) (Mitgeteilt vom britischen General- 
konsulat Zürich.) „Neue Zürcher Zeitung“, 26. Sep- 
tember. 


(Statistik des letzten, ver- 
hältnismäßig friedlichen Jahres 1911: 129.688 Segel- 
schiffe mit 2,041.145 t und 55.782 Dampfer mit 
56,137.124 t; hiervon entfielen auf Konstantinopel 
221.280 Segelschiffe mit 423.571 t und 14.164 Dampfer 
mit 19,284.743 t [darunter 22.399 türkische Schiffe mit 
768.681 t], auf Häfen des Roten Meeres 1,063.808 t, 
des Persischen Golfes 277.551 t, wobei die beiden letzt- 
genannten Ziffern ohne Segelschiffe. Große Hoffnun- 
gen auf den Aufschwung der Schiffahrt der Mittel- 
mächte in den türkischen Häfen nach Friedensschluß 
gesetzt.) „‚Bulgarische Handelszeitung“, 22. Sep- 
tember. 


Neutralisierte Zufahrtswege zum Meere. 


Die Höchstpreise für Obst. 
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Schiffsbauentwicklung in Japan. (Mai 1917 11.677 japa- 


nische Handelsschiffe [Dampfer und Segelschiffe] 
mit 2,295.596 t. Aufschwung des Schiffsbaues; im 
Jahre 1915 98.213 t Dampfer vom Stapel gelassen, im 
Jahre 1916 246.234 t. Abhängigkeit des japanischen 
Schiffsbaues von der nordamerikanischen Stahlindustrie. 
Hierdurch Schwierigkeit für Japan infolge gesteiger- 
ten Schiffsbaues der Union seit der nordamerikanischen 
Kriegserklärung an Deuschland.) ‚„Wirtschaftsdienst“ 
(Hamburg), 14. September. 


La liberte des mers. (Die Freiheit der Meere bedeute die 


Abschaffung des Kaperrechts, gegen die sich England 
wehrt. 
Nordamerikaner waren immer für die Unverleztlich- 
keit des Eigentums zur See. England werde nichts ver- 
lieren, wenn das Kaperrecht endlich fallen sollte.) 
„Journal de Geneve“, 26. September. 


Binnenschiffahrt. 


(Die in den 
Friedenserörterungen vielfach auftauchende Frage 
der Neutralisierung der Zufahrtswege, das heißt Fluß-, 
Eisenbahn- oder Kanalwege, zum Meere für binnen- 
ländische Staaten könnte leicht dazu führen, daß die 
Hoheitsrechte des Staates, auf dessen Gebiet der 
neutralisierte Weg liegt, zu gunsten des Binnenstaates 
abgeschafft oder wenigstens stark beeinträchtigt wür- 
den. Daher sei in dieser Beziehung Vorsicht geboten.) 
„Österreichisch-ungarische Exportreyue“ 
5. Oktober. 


Eisenbahnwesen. 


Das anglo-russische Konkurrenzprojekt zur Bagdadbahn. 


(Geplanter Bahnbau Hock van Holland—Berlin— 
Warschau—Moskau—Orenburg— Taschkent— Kagan- 
mündung des nordafghanischen Kundusflusses—Pe- 
schauer— Delhi; 5695 englische Meilen in sechs Tagen 
zurückzulegen. Andere Pläne für Bahnbau längs der 
nordöstlichen Küste des Kaspischen Meeres über 
Chiwa und Bokhara nach dem Hindukusch von 4918 
Meilen oder durch die Kaukasusgebiete und Persien 
5500 Meilen.) „Der neue Orient“ (Berlin), 25. August. 


Post und Telegraphie. 


Die Bestrebungen zur Schaffung eines deutschen Codes. 


(Die in ausschließlicher Verwendung stehenden eng- 
lischen Codes sollen durch einen Telegrammkürzer er- 
setzt werden, der deutsche und österreichische Spezial- 
verhältnisse berücksichtigt und nach den Bedürfnissen 
des Exporthandels zugeschnitten ist.) „Österreichisch- 
ungarische Exportrevue“ (Wien), 5. Oktober. 


Lebens- und Genußmittelsowie Ernährungs- 


politik. 


(Die Obsthöchstpreise des 


Ernährungsamtes für Steiermark viel zu hoch, ein Ge- 
schenk für die überraschten Bauern, wenn auch diese 
Preise den Wiener Verhältnissen entsprechen mögen.) 
Von E. H. „Grazer Tagblatt“, 30. September. 


Schon Hugo Grotius verlangte sie 1609, die 


(Wien), 


Bi 
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Das Warenlager im vierten Kriegsjahr. (Die Konsum- 
vereine sollten in Anbetracht der angeblich un- 
günstigen Geschäftsaussichten die Rückvergütung ein- 
schränken oder überhaupt keine ausschütten. Nach 
Friedensschluß könnte Entwertung des teuer er- 
worbenen Lagers eintreten, und dies zwinge zur vor- 
sichtigen Zurückhaltung.) ‚Der Konsumverein“ 
(Wien), 26. September. 


Zur Regelung der Volksernährung. (Gibt Zahlen über 
den Friedensverbrauch der wichtigsten Nahrungsmittel 
und über den Verbrauch in Kriegszeiten. Mangel durch 
verschiedenartigste Umstände hervorgerufen; z. B. 
dürftige Kartoffelversorgung trotz guter Ernte des 
Jahres 1917 [54 Millionen t], auf Minderausfall der 
Haferernte, gestiegenen Bedarf der Armeepferde, be- 
deutend erhöhte sonstige WVerfütterung zurückzu- 
führen.) Von Dr. Walter Claasen. „Deutsche Politik“ 
(Weimar), I. September. 


Vorratswirtschaft. (Deutsche Vorratswirtschaft mit 
Kraftfuttermitteln und Getreide nach Friedensschluß 
für den Staat sehr kostspielig. Geringere Unkosten 
einer Vorratswirtschaft durch private Händler; diese 
zu verpflichten, 3 Prozent des jährlichen Umsatzes 
dauernd auf Lager zu halten. Unkostenzuschlag für 
jede ? des Umsatzes von 25 Pfennig sehr belastend, 
da der Nutzen häufig nur 25—50 Pfennig.  Nötig 
daher staatliche Beisteuer, etwa 5 M. für jede Lager- 
tonne, wodurch Unkosten für jede # des Umsatzes auf 
ungefähr 17 Pfennig ermäßigt.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 20. September. 


Das „Straßburger System“. Lebensmittelpreise und Ver- 
mögensverhältnisse. (Die Ausgleichung der Ver- 
mögensunterschiede bei Warenbeschaffung findet 
durch Abstufung der Lebensmittelpreise statt. Reiche 
zahlen mehr als den Gestehungspreis, Arme weniger. 
In Ungarn werden Kartoffeln an Arme etc. um zehn 
Kronen pro q unter dem Höchstpreis abgegeben.) 
„Neues Pester Journal“, 20. September. 


Hollands Getreideeinfuhr aus Übersee. (1911—1913 
Durchschnitt der jährlichen überseeischen Getreide- 
einfuhr Hollands 4"/,, 1915 und 1916 ungefähr je 
2*/, Millionen t. Davon 800.000 t Weizen von der Hilfs- 
kommission für den besetzten Teil Belgiens erworben. 
Ende 1916 in Holland Einschränkung des freien 
Handels für fast alle Getreidearten und Futtermittel 
durchgeführt; Ankauf der holländischen Ernte von 
1916 durch die Regierung. Befriedigende Erfolge der 
Regierungsmaßnahmen zur Verhütung von Preis- 

' treibereien; im Laufe des Jahres 1916 nur mäßiges 
Steigen der Preise.) „Österreichisch-ungarische Kon- 
sularkorrespondenz“ (Wien), 15. September. 


Französische Ernährungsverhältnisse. (Die noch bis 
vor einem Jahre wenig veränderten altgewohnten, be- 
haglichen Ernährungsverhältnisse Frankreichs wer- 
den, nach französischen Zeitungsstimmen selbst, im- 
mer ungünstiger und dürften im Winter 1917/18 den 
Stand der gleichzeitigen österreichischen Ernährung 
erreichen.) „Neues Wiener Tagblatt“, 29. September. 


Die kommende Getreidenot in Frankreich. (Weizen- 
ernte 1917 in Frankreich 3°9 Millionen t gegen 7°9 
Millionen t im Jahre 1914. Auch Ernte anderer Halm- 

- früchte [Mengkorn, Roggen, Gerste, Hafer] stark 
zurückgegangen; Verlangen nach Freilassung von 
300.000 Ackerbauern vom Militärdienst zur Steigerung 
der Getreideerzeugung.) Von Leonhard Neumann. 
„Berliner Börsen-Courier“, 4. ‚Oktober. 


. 


EZEREZLEETEN 


Die Teuerung in Schweden. Enorme Preissteigerungen. 
(Trotz günstiger Ernte große Knappheit in Nahrungs- 


yo 
u 


a 


mitteln, namentlich in Fett, Getreide, Gemüse, Kolo- 
nialwaren; dagegen günstige Kartoffelernte und vor- 
läufig, infolge Futtermangels, viel Fileisch;' hohe 
Preise in allen Nahrungsmitteln.) „Die Zeit“ (Wien), 
28. September. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Bezug von Zuckerrübensamen aus dem Deut!schen 


Reich. (Man befürchtet in Österreich große Schwierig- 
keiten für die Zuckerindustrie infolge des Rückganges 


“der Rübensamenerzeugung in Deutschland und der 


hierdurch etwa bewirkten deutschen Ausfuhrverbote.) 
„Wochenschrift des Zentralvereines für die Rüben- 
zuckerindustrie* (Wien), 26. September 


Die heurige Weinernte. (Warnt die Weinbauer, zu hohe 


Preisforderungen zu stellen, damit sie nicht mit grc- 
ßeren Vorräten in den Frieden hineinkämen; dies er- 
gäbe bei den in ganz Europa i. J. 1917, im Vergleich 
zu 1916, weit günstigeren Ernten einen verlustreichen 
Preissturz.) „Fremdenblatt“ (Wien), 27. September. 


Dünnbier gegen „Bierersatz“. (Bier unersetzlich, durch 


Bierersatzstoffe nicht zu ersetzen. Empirische Rezepte 
daher von vornherein wenig wertvoll. Rohstoffmangel 
erzwang aber Sparvorgang der „Einfachbier“-Berei- 
tung, d. h. die technisch schwierige, bei Vergärung 
viel Sorgfalt erfordernde Biererzeugung aus ver- 
dünnter Würze mit ihrer unregelmäßigen Gärung; 
außerdem noch möglich Bierverdünnung mit wässe- 
rigen Hopfenlösungen.) „Allgemeine Zeitschrift für 
Bierbrauerei und Malzfabrikation“ (Wien), 29. Sep- 
tember. 


Die Lage der Obsitkonservenindustrie. (Notwendigkeit 


der Freigabe größerer Mengen Zuckers an die Obst- 
konservenfabrikation in Ungarn, die eine der aus- 


. sichtsreichsten Industrien des Landes sei. Zur Besse- 


rung der Währungsverhältnisse wäre Ausfuhr zucker- 
haltiger Obstmarmelade jener von Zucker vorzu- 
ziehen.) Von Direktor Martin Grünwald. „Pester 
Lloyd“, 28. September. 


Zur Fett- und Ölversorgung in der Schweiz. (Regt das 


Sammeln von Bucheckern durch Schulkinder an; aus 
den Buchensamen könnten etwa 40 Waggonladungen 
Speiseöl oder 250 Waggonladungen „Nußbutter“ ge- 
wonnen werden, die als Brotaufstrich oder zum 
Kochen verwendbar. Auch Fichten-, Kiefer- und 
Lärchensamen kämen in der Schweiz für Ölgewinnung 
in Betracht.) „Die Seife“ (Wien), 19. September. 


Holz. 


L’Approvvigionamento dei combustibili vegetali. (Die 


Unzulänglichkeit der italienischen Brennholz- und 
Torferzeugung nötige zur Schlägerung der italieni- 
schen Wälder bis zur äußersten Grenze der Möglich- 
keit.) „Il Sole“ (Mailand), 24. Juli. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Die Entstehung, Lagerstätten und Gewinnung der Stein- 


kohle. (Dr. Alb. Stange in Hamburg veröffentlicht 
eine Zusammenstellung seiner bekannten didaktischen 
Tabellen über die Steinkohle. Die lehrreichen Dia- 
gramme sind durch eine Reihe von Tabellen aus dem 
Werke „Deutschlands Steinkohlenfelder und Stein- 
kohlenvorräte“ von Dr. Fritz Frech vervollständigt, 
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enthalten eine Übersicht über die Entstehung, Ge- 
winnung sowie technische Ausnützung der Steinkohle 
und belehren über Bedeutung des deutschen Kohlen- 
bergbaues.) „Der Weltmarkt“ (Hannover), 15. Sep- 
tember. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Nach den Schweinen die Schafe. (Infolge der Kriegs- 
verhältnisse ist in Deutschland die Schafhaltung und 
damit auch die Rohwollgewinnung stark gestiegen; die 
Rohwolle vielfach auf dem Land selbst auf alten 
Spinnrädern versponnen; das Verlangen der Behörden, 
die gesamte Rohwolle gegen Bezugsscheine auf Woll- 
garne „zu angemessenen Preisen“ restlos abzuliefern, 
wirke erbitternd und verführe die Landbevölkerung zu 
trotziger Geheim- und Zurückhaltung eines Teiles der 
selbstgewonnenen Rohwoll-Vorräte.) „Der Tag“ (Ber- 
lin), 21. September. 


Die Münchener Alb eRleidan Eee (Seit März 1917 
arbeitet die Münchener Altbekleidungsstelle. Nach- 
frage übertrifft den Vorrat. Für heimkehrende Krieger 
werden große Bestände bereit gehalten. Leitung ehren- 
amtlich durch südbayerische Lieferungsgenossenschaft 
für das Schneidergewerbe. Erhaltungskosten durch 
Zuschlag zum Verkaufspreis gedeckt. Monatlicher Ab- 
satz etwa 6000 M.) „Bayerischer Kurier“ (München), 
20. September. 


Sulla Possibilita di una esportazione laniera in Russia. 
(Da die Deutschen die industriellen Betriebe Polens, 
namentlich in Lodz und Warschau so gründlich zer- 
stört haben, werde sich Rußlands großes Bedürfnis 
nach Wollwaren stets gewaltig steigern. Die italieni- 
sche Wollwarenindustrie infolge des Krieges mächtig 
gewachsen, was z. B. schon die Errichtung einer 
Börse für Wollversteigerungen [die bisher nur in 
London, Havre und Antwerpen stattfanden] in Genua 
beweise. Daher könnten viele italienische Wollwaren 
rach Rußland, namentlich Südrußland ausgeführt 
werden, während die bisher fast ausschließlich nach 
Japan ausgeführte kaukasische und turkestanische 
Wolle aller Feinheitsgrade in Italien glatten Absatz 
fände. Dem bisherigen Mangel an russisch-italieni- 
schen Wollhandelsbeziehungen müsse abgeholfen 
werden.) „Il Sole“ (Mailand), Juni. 


Leder und Lederwaren. 


Warum die Lederwaren so teuer sind. (Deutsche Zei- 
tungsmitteilungen wiedergegeben über riesige Ge- 
winste der deutschen Lederverteilungsgesellschaften 
und ihrer leitenden Personen, wodurch die Verteue- 
rung der Schuhe und anderer Lederwaren zu erklären 
wäre.) „Deutsches Volksblatt“ (Wien), 2. Oktober. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Berichte über türkische Wirtschaft. Steigender Bedarf 
an Maschinen in der Türkei nach dem Kriege, (Tür- 
kische Volkswirtschaft leidet unter Arbeitermangel. 
Diesem abzuhelfen zwei Möglichkeiten: Vergrößerung 
der Arbeitsleistungen jedes einzelnen [viele arbeits- 
»cheue Personen] ; Verwendung von kraftsparenden 
Maschinen. Solche für Landwirtschaft, Baumwoll- 
spinnereien, Webereien, '[ucherzeugung, keramische 
Industrie, Bergwerksanlage, Ölgewinnung und Seifen- 
siedereien, sodann Werkzeugmaschinen aller Art wird 
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. dem Welteisenmarkt an.) „Deutsche Lodzer Zeitung“, 


Die Entwicklung der chemischen Industrie in Japan. 


Die Aufhebung des japanischen Ausfuhrverbotes auf. 


La racine de reglisse. (Süßholzgewinnung in Türkisch- 


- saft. Hauptabnehmer 


Phosphathandel im Kriege. 


- man nach Friedensschluß aus dem Ausland beziehen 


müssen.) „Der Neue Orient“ (Berlin), 25. August. 


Die amerikanische Schwerindustrie und der Krieg. (Die 


Union steht mehr als je an der Spitze der Stahl und E 
Eisen produzierenden Länder und will vom nächsten || 
Jahre an so viel erzeugen, wie ganz Europa; der | 
Schiffsbau nach dem Weltkrieg soll mindestens ver- Ei 
dreifacht werden. Die Union strebt die Führung auf 


25. September. . 
Ki. 

Chemische Industrie. = 

Die Zwangsgesellschaft in der Seifenindustrie. (Bei Be 
gegenwärtigem Mangel an Rohstoffen für die Seifen- | 
erzeugung Gründung einer Zwangsgesellschaft für || 
Seifenerzeugung in Deutschland erwünscht. Durch ein- |) ve 
"heitliche Verpackung und Einheitsmarke eine Ver- Frog 


einfachung der Erzeugung bewirkt. Allenfalls Über- 
nahme von Maschinen aus stillgelegten Betrieben in || 
arbeitende nötig. Höhe des in der deutschen Seifen- | 
industrie angelegten Kapitals ungefähr 300 Mil- a 
lionen Mark.) „Die Seife“ (Wien), 19. September. 


(Japan hat es verstanden, während des Weltkrieges |) 
seine chemische Industrie zu entwickeln. Schon vor 
dem Kriege hat die Agrikulturchemie im Reis- und 
Teeanbau erfolgreich Eingang gefunden. Nunmehr |) 
wurde durch eine achtprozentige Regierungsgarantie | 


eine Fabrik für Farbstoffe und eine andere für’ 
pharmazeutische Präparate -ins Leben gerufen.) | 
„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), |} 


22. September. 


Chemikalien und Arzneimittel. (Japanische Regierung | 
durch wenig redliche Art der Ausfuhrindustrien ihres | 
Landes zur Einrichtung einer strengen Ausfuhrüber- 
wachung veranlaßt, um das Vertrauen des Auslande, 
in die während des Weltkrieges immerhin etwa 
stärker verbreiteten japanischen Waren zu heben; die 
japanischen Chemikalien und Arzneimittel so schlecht 
erzeugt, daß die Regierung auf deren Ausfuhrüber- 
wachung lieber verzichtete und deren Versendung nach 
verbündeten und neutralen Ländern völlig freigab.) "|| 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ (Wien), 


5. Oktober. 


Asien, besonders im Vilajet Aidin, jährlich | 
35.000—40.000 t. Ausfuhr über Smyrna 18.000 bis. 
25.000 t Süßholzwurzeln, 10.000—15.000 t Süßholz- 
Nord- und Südamerika mit 
80 Prozent.) „Iktissadiat Mehjinouassi“ 


(Konstanti- 
nopel, 14. September. 


(Im Jahre 1913 Welt- 
erzeugung von Phosphaten 7 Millionen #, im Jahre 
1915 nur 3'/, Millionen t. Einfuhr Deutschlands aus EN u 
den Vereinigten Staaten vom I. August 1913 bis 
30. April 1914 266.000 t, 1914/15 nur 1000 t. Der 
deutsche Bedarf zur Hälfte gedeckt durch Thom: 
mehl. Frankreichs Phosphateinfuhr von 1,153.000 
inı Jahre 1913 auf 286.000 t im Jahre 1916 zurück- 
gegangen. Schwere Schädigung der französischen 
Landwirtschaft. Aussetzung von Belohnungen für 
die Auffindung neuer Phosphatlagerstätten in 
Deutschland, durch”preußische Regierung und be- 
teiligte Kreise.) ,„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
21. September. R. 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Übergangswirtschaft. Die Organisierung der Übergangswirtschaft. (Ungari- 


Unsere Rohstoffbezüge nach dem Kriege. (Die Ent- 
wertung unserer Valuta zwingt zur Zurückhaltung 

- bei Importen und zur Förderung der Ausfuhr von 

Holz, Zucker, Eiern, Malz u. s. w. Erprobte Fach- 
leute sollen die Regierung bei der schweren Ent- 
scheidung, welche Importe die wichtigsten seien, be- 
raten. Die wirtschaftliche Bundesgenossenschaft mit 
dem Deutschen Reiche kann vieles erleichtern.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ (Wien), 
5. Oktober. 

Organisierung des Speditionsgewerbes für die Kriegs- 
und Übergangswirtschaft. (Offizielle Aufforderung 
an die Spediteure und Möbeltransporteure Österreich- 


scher Senat für Übergangswirtschaft in Fachabtei- 
lungen gegliedert, deren Referenten Fachorgane der 
größeren wirtschaftlichen Körperschaften [Handels- 
kammern, Industriellenverbände etc.]. Erste Senats- 
sitzung voraussichtlich Mitte Oktober. Aufgaben des 
Ministeriums für Übergangswirtschaft: Abrüstung 
von Menschen und Material, Ausgleich zwischen Er- 
zeugung und Verbrauch, Unterbringung der heim- 
kehrenden Arbeiter, Arbeitsvermittlung, Inangriff- 
nahme öffentlicher Arbeiten, Studium der Währungs- 
fragen, Rohstoffbeschaffung, Hebung der Seeschiff- 
fahrt und besonders Fiumes.) Von Bela Földes, 
königlich ungarischer Minister für Übergangswirt- 
schaft. „A Monarchia“ (Budapest), 25. September. 


Ungarns, sich dem am 15. Juni 1917 im Einver-| Das Preisniveau nach dem Kriege. Eine wichtige Frage 


nehmen mit der Regierung gegründeten W irtschafts- 
ausschuß der Kaufmannschaft anzuschließen. Wich- 
tigkeit dieses Anschlusses für die so nötige Beteili- 

- gung der Spediteure an den Beratungen über die 
Übergangswirtschaft.) „Zoll- und Speditions-Zeitung“ 
(Wien), 7. Oktober. 

Industrie und Übergangswirtschaft. (Zum Abbau der 
Preise nötige Herabsetzung der Löhne bei Mangel 
namentlich an höherstehenden Arbeitern nur langsam 
möglich; erfolgversprechender: vermehrte Anwen- 
dung maschineller Arbeit. Erhöhte Beteiligung der 
Staatsbetriebe an Friedenserzeugung ein neuer Wett- 
bewerb für die Industrie.) „Die Zeit“ (Wien), 13. Ok- 
tober. 


bei der Wiederaufnahme unserer Ausfuhr. (AII- 
gemeine Preissteigerung während des Weltkrieges 
hervorgerufen durch Warenknappheit und Vermeh- 
rung der Zahlungsmittel. Infolge Arbeiter- und Roh- 
stoffmangels sowie hohen Zinsfußes auch nach 
Friedensschluß kein sehr großer Rückgang der Löhne, 
Preise und Gestehungskosten zu erwarten. Ver- 
schlechterung der Markwährung werde Steigerung 
der Ausfuhr nach Friedensschluß bewirken. Herab- 
drückung der Preise nur möglich durch privat- und 
volkswirtschaftliche Sparsamkeit, Vermeidung un- 
nützer Ausgaben für Arbeitskräfte, Reklame etc. 
Möglich nur Abschluß von Meistbegünstigungs-, nicht 
von Tarifverträgen. Der hohe Preisstand erfordere 
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Abkehr von bisheriger Schutzzollpolitik. Belastung 
der Erzeugung durch Steuern und Abgaben tunlichst 
zu vermeiden.) Von Professor Dr. Franz Eulenburg, 
Achen. „Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 28. Sep- 
tember. ; 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Eine vernünftige englische Stimme zur Frage des An- 
schlusses Polens an das Weltmeer. (Nach „The New 
Statesman“ für einen dauerhaften Frieden notwendig: 
Gewährleistung politischer Rechte für Deutsche, die 
ım selbständigen Polen, und für Polen, die in Deutsch- 
land leben; ferner „wirtschaftliches Wegerecht“ für 
Polen auf der Weichsel und den deutschen Eisen- 
bahnen nach Danzig und der Ostsee. Beide Bedin- 
gungen durch „Liga der Nationen“ zu erfüllen.) 
„Deutsche Politik“ (Weimar), 5. Oktober. 

Das ausländische Kapital in Frankreich. (Nach Vor- 
schlag des Ausschusses für Handels- und Industrie- 
gesetzgebung der Pariser Handelskammer Bildung 
französischer Aktiengesellschaften durch Aktionäre 
fremder Staatsangehörigkeit nur unter erschwerenden 
Bedingungen hinsichtlich Dividendenverteilung und 
handelsgerichtlicher Überwachung zu gestatten. Über- 
dies sei ein Viertel des Kapitals von Franzosen zu 
zeichnen; drei Viertel der Vorstandsmitglieder und 
Beamten, das geschäftsführende Vorstandsmitglied, 
der Betriebsleiter und Sekretär hätten Franzosen zu 
sein.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
2. Oktober. 

Die Neutralen als wirtschaftliche Helfershelfer Deutsch- 
lands nach dem Kriege. (Befürchtungen der „Reforme 
Economique“, die deutsche Geschäftswelt werde sich 
nach Friedensschluß der Schweiz als Vermittler für 
den deutschen Handel bedienen und Erzeugnisse in 
der Schweiz errichteter deutscher Fabriken als eid- 
genössische Waren verkaufen. Nach „Reforme Econo- 
mique‘ soll in Frankreich zur Boykottierung Deutsch- 
lands falsche Ursprungsangabe bei Waren und Unter- 
lassung der Ursprungsangabe strafbar sein; keines- 
falls sei von Deutschland angestrebte „internationale 
Marke“ zu dulden.) „Deutsche Exportrevue‘“ (Berlin), 
28. September. 

Etats-Unis. Resserrement du blocus contre l’ Allemagne. 
(Bemühungen der Washingtoner Regierung, großen, 
reichen, deutschen Unternehmungen im romanischen 
Amerika, die dort für die deutsche Sache eintreten, 
die Mittel hierfür zu entziehen und zu diesem Zwecke 
auf die Regierungen der betreffenden Länder durch 
Einstellung der nordamerikanischen Kohlenversen- 
dungen dorthin einen Druck auszuüben.) „L’Econo- 
miste Europeen“ (Paris), 21. September. 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Der Einfuhrzoll auf ausländische Kunstwerke. (Vor 
dem Weltkrieg größter Überschuß der deutschen 
Kunstwerkeeinfuhr gegenüber der Ausfuhr im Ver- 
kehr mit Österreich-Ungarn. Überwiegen der deutschen 
Ausfuhr nur gegenüber der Union und Rußland. Ge- 
planter deutscher Einfuhrzoll auf ausländische Kunst- 


werke bei Höhe von 20 Prozent und der notwendigen | - 


Ermäßigung gegenüber Österreich-Ungarn und angeb- 
lich auch neutralen Staaten verspreche für Zeit nach 
Friedensschluß Ertrag von zwei Millionen Mark. Dies 
kein Ersatz für zu befürchtende Gegenmaßregeln 
anderer Staaten; höchstens im Zusammenhang mit 
Luxussteuern als Ausfluß steuerpolitischer Gerechtig- 
keit annehmbar.) 
8. Oktober. 


Die Vermögensabgabe. 


Wie bezahlen wir unsere Kriegsunkosten? 


Brasilianische Finanzen. 


Die Reform der Effektenumsatzsteuer. 


) 
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Das Streben der Türkei nach wirtschaftlicher Selbstän- 


digkeit und die Stellung des deutschen Handels. 
(Streben der Türkei nach wirtschaftlicher Selbstän- 
digkeit durch Aufhebung der Kapitulationen und Er- 
richtung eines die inländische Erzeugung schützenden 
Zolltarıfs. Durch wirtschaftliches Aufblühen werde 
die. Türkei zu einem besseren Abnehmer deutscher 
Waren. Nötig für deutsche Kaufleute in der Türkei: 
Kenntnis der türkischen Sprache und fein entwickeltes 
Taktgefühl.) Von Ottomanus. ‚Der neue Orient“ 
(Berlin), 15. September. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


der siebenten Kriegsanleihe von der Vermögens- 
steuer. (Angeblich könnte auf diesem Wege der Staat 


durch ein besonders gutes Ergebnis der siebenten 


Kriegsanleihe weit mehr gewinnen, als er aus der 
Unterstellung dieser Anleihe unter die Vermögens- 
steuer Nutzen zu ziehen vermöchte; dies besonders 
empfehlenswert, wenn ein Teil dieser Anleihe als 
ewige Rente ausgegeben würde, wogegen sich aber 
inzwischen das österreichische Abgeordnetenhaus er- 
klärt hat.) „Neues Wiener Journal“, 7. Oktober. 
(Eine aus- 
giebige einmalige Vermögensabgabe, durch die ein 
großer Teil der Kriegs- und sonstigen Schulden mit 
einem Schlage beglichen werde, sei der zermalmenden 
Überlastung der Bevölkerung mit hohen, dauernden, 
direkten- und indirekten Steuern vorzuziehen, zumal 
die Volkswirtschaft nicht bloß auf Vermögen, sondern 
auch auf persönlicher Leistungsfähigkeit beruhe, die 
von der Vermögenssteuer nicht angetastet werde.) 
Von Bankdirektor Max Gäl, Szeged. „Neues Pester 
Journal“, 10. Oktober. 


A Levy on Capital. Death .Duties in Lifetime. (Vor- 


schlag, eine Vermögenssteuer derart einzuheben, daß 
alle Vermögen (der lebenden Steuerträger einer pro- 
gressiven Erbsteuer unterworfen werden, gemäß der 
Annahme, sie seien an einem bestimmten Tage ge- 


storben.) „The Manchester Guardian“, 22. September. 
(Goldbudget des brasiliani- _ 


schen Finanzministeriums durch Aufnahme des äuße- 
ren Zinsendienstes stark in Anspruch genommen. 
Überschuß der Verbrauchsabgaben im Jahre 1916 fast 


12.000 Contos (zu 1000 Milreis). Einnahmen aus Ein- 


kommensteuer, Staatsbahnen und Häfen ebenfalls im 
Wachsen. Einnahmen aus Einfuhrzöllen im Jahre 
1916: 52.200 Gold- und 79.422 Papiercontos. Seit 
Ausbruch des Weltkrieges jährlich im Durchschnitt 
Rückgang der Einfuhrzolleinnahmen: 150.000 Contos. 
Daher werde für 1918 mit beträchtlichem Abgang ge- 
rechnet.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Ber- 
lın), 18. September. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


(Besuch der 
Reichsratsabgeordneten Dr. Steinwender, Dr. Schlegl 
und Neunteufel auf der Wiener Börse am 12. Oktober, 
um anläßlich der Effektensteuervorlage die technische 
Abwicklung des Börsengeschäftes kennenzulernen. 


Steinwender erklärt, das Abgeordnetenhaus werde die . | 
Sätze der Regierungsvorlage namhaft erhöhen und | 


außerdem etwas ähnliches wie die französische Kote- 


steuer schaffen, was 30 bis 40 Millionen Kronen ein- 


bringen soll.); Äußerungen des Reichsratsabgeord- 
neten Dr. Steinwender. „Wiener Allgemeine Zeitung“, 
12. Oktober. | 


„Hamburgischer Korrespondent“, | Sonntagsbriefe vom Schottenring. Die Vorgänge an der 
Börse und die ungarische Gefahr. (Die ungeheuren 


Ein Vorschlag auf Befreiung’ 


Türkisch-nationale Bankengründung. 


 „Wakufbank“ und „Genossenschaftsbank“. 


- gemeine deutsche Gewerbe-Zeitung“ 
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Gewinste der Landwirtschaft und des Lebensmittel- 
handels Ungarns bewirkten dort Geldüberfluß; dieser 


- nicht nur zu zügellosem Börsenspiel, sondern auch 


zum Ankauf österreichischer Industrie- und sonstiger 
Aktien verwendet; hierdurch Gefahr einer Hörigkeit 
der österreichischen Volkswirtschaft an rücksichtslos 
vorgehende ungarische Geldmänner geschaffen.) 
„Wiener Sonn- und Montags-Zeitung“, 15. Oktober. 
(Gründung meh- 
rerer nationaltürkischer Banken seit I9IO: ,„Volks- 
bank“, „Türkische Bank“, beide ohne Bedeutung; 
„Lürkische National-Bank“, diese hauptsächlich mit 
englischem Kapital; ‚Türkische National-Kredit- 
bank von Konia“, „Türkische National-Bank von 
Aidin“, „Indschir Müstasil Cooperatif Schirket“, 
Bedeu- 
tendste Neugründung die „Osmanische National- 
Kreditbank A.-G.“ mit einer Viertelmillion Pfund 
Aktienkapital; zur Zeichnung besonders kleine Sparer 
herangezogen. Diese Bank soll, nach Ablauf der Kon- 
zession der Ottomanbank, Staatsbank mit Recht der 
Nötenausgabe werden.) „Der neue Orient“ (Berlin), 
15. September. 


Geld- und Währungswesen. 


Staatshaushalt und Kriegskosten in Österreich. (Die 


seit Vertagung des österreichischen Parlaments vor 


. sich gegangene Entschleierung einer Reihe von Ge- 


heimnissen im staatlichen Finanz- und Währungs- 
wesen habe sehr nützlich gewirkt, indem die Auf- 


_ merksamkeit mit allem Nachdruck auf das Haupt- 


übel, die übermäßige Ausgabe von Banknoten, gelenkt 
wurde. Dieses Übel sei auch nicht allein durch plan- 
mäßige große Ausfuhr zu heilen, da die von der In- 
flation im Inland bewirkte Verteuerung verhältnis- 
mäßig größer sei als die Erhöhung der Kaufkraft der 
fremden Währungen durch das Disagio der Krone.) 
„Hamburgischer Korrespondent“, 6. Oktober. 


Die Gefahr der Papiergeldüberschwemmung. (In Ruß- 


land landwirtschaftliche Erzeugnisse vielfach nicht 


. für Papiergeld, sondern nur auf dem Tauschweg für 


Industriewaren erhältlich. In Moskau alle Industrie- 
waren von der Stadtverwaltung beschlagnahmt, um 
dafür Getreide einzutauschen. Bei hohen Preisen der 
Fabrikate hiermit starke Verteuerung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse bewirkt.) „Deutsche Zei- 
tung“ (Berlin), 18. September. 


Preistreiberei. 


Der Oberste Gerichtshof über die Preise der Klein- 


gewerbetreibenden. (Nach Entscheidung des Obersten 
Gerichtshofes sei dem Kleingewerbetreibenden zu ge- 
statten, Verkaufspreise soweit zu erhöhen, daß er die 


Kosten seines notwendigen persönlichen Bedarfes be- 


streiten könne. Dieses oberstgerichtliche Urteil, bei 
derzeitigem Steigen der Löhne und Beamtengehalte, 
im Sinne sozialer Gerechtigkeit zu begrüßen.) „All- 
(Reichenberg), 
1. Oktober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Die dänische Industrie während des Krieges. (Infolge 


der Kohlennot und des Ausbleibens ausländischer Roh- 
stoffe Einschränkung der dänischen Industrie, Still- 
legung der Betriebe in Margarin- und Ölindustrie, 
große Schwierigkeiten der Erzeugung von Textil- und 
Eisenwaren, der Leder- und Schuhfabrikation, der 
Tonindustrie, Schokoladen- und Zuckerwarenerzeu- 


. gung, der Glasfabrikation und der Bau- und Möbel- 


tischlerei. Befriedigend nur Entwicklung der Papier- 


industrie, des Mühlenbetriebes und der Herstellung 
von Holzschuhen. Besondere Gefährdung der däni- 
schen Volkswirtschaft durch Eintritt der Union in den 
Weltkrieg.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Ber- 
lin), 28. September. 


Wirtschaftliche Möglichkeiten auf dem Balkan. (Schnelle 


Entwicklung der bulgarischen und serbischen Industrie 
nicht wahrscheinlich wegen Fehlens der technischen 
Vorbedingungen ünd des Vorherrschens der zahl- 
reicher Arbeitskräfte bedürfenden Landwirtschaft. 
Vorhanden bisher in Bulgarien: elektrische Industrie, 
Brauerei, Zuckerfabrikation, Dampfmühlen, Erzeu- 
gung von Spiritus, Öl, Leder, Seifen, Maschinen, 
Kartonnagen, Wollwaren, Möbel, Zigarettenpapier. In 
bulgarischem Staatsbetrieb sechs Eisenbahnreparatur- 
Werkstätten. Vor dem Weltkrieg vielfach belgisches 
Kapital in Bulgarien tätig. Als Ausfuhrindustrien des 
Balkans nach West- und Mitteleuropa bedeutsam: 
Müllerei, Konserven, Seilerei, Teppiche, Rosenöl.) 
Von Artur Dix, Sofia. „München-Augsburger Abend- 
zeitung“ (München), 27. September. 


Rhodesien. (Geplante Vereinigung von Nord- und Süd- 


rhodesien wegen Verschiedenheit der beiden Länder 
wenig vorteilhaft. Südrhodesien weit mehr als Nord- 
rhodesien von Weißen bewohnt. Im Jahre 1913 Ein- 
fuhr Südrhodesiens 2,887.000, Nordrhodesiens 263.000 
Pfund Sterling; Ausfuhr Südrhodesiens 3,297.000, 
nach Abzug der Mineralien 230.000 Pfund Sterling; 
Ausfuhr Nordrhodesiens 196.000, nach Abzug der 
Mineralien 99.000 Pfund Sterling. Ausfuhrwaren 
Südrhodesiens: hauptsächlich Mais, frische Früchte; 
jene Nordrhodesiens: Mais, Mehl, Rindvieh und 
tierische Erzeugnisse, Rohbaumwolle.) „Wirtschafts- 
dienst“ (Hamburg), 21. September. 


Exportförderung. 


Eine Schweizerreise während des Krieges. (Der Mangel 


einer Werbetätigkeit für die Zeitungen Österreich- 
Ungarns in der Schweiz stellt dort die wirtschaft- 
lichen und politischen Kräfte der habsburgischen 
Monarchie in ein weit ungünstigeres Licht, als den 
Tatsachen entspricht. Besser arbeitet in dieser Be- 
ziehung Deutschland, geradezu überwältigend die 
Entente, namentlich Frankreich.) a Rund- 
schau“ (Wien), 17. Oktober. 


Sozialreform und Behördenorganisation. Auch ein Ka- 


pitel der „Neuorientierung“. (An Stelle der von der 
deutschen Reichsregierung geplanten Zerlegung des 
Reichsamtes des Innern in ein Reichswirtschaftsamt 
für Handels- und Wirtschaftspolitik sowie Sozial- 
politik und ein Reichsamt des Innern für innerpoli- 
tische, militärische, kulturelle und wissenschaftliche 
Angelegenheiten vorgeschlagen: Für Außenhandel 
und Schiffahrt, mit Einschluß der bisherigen 
handelspolitischen Abteilung des Auswärtigen Amtes, 
ein Reichshandelsamt, ferner ein Reichsamt des 
Innern für inländische Wirtschaftspolitik, politische 
und sozialpolitische Angelegenheiten.) Von Dr. Otto 
Kriegk, Bremen. „Deutsche Politik“ (Weimar), 
21. September. 


Die schweizerisch-türkischen Beziehungen. Eine Unter- 


redung mit dem türkischen Gesandten in Bern. 
(Unterredung des türkischen Gesandten in Bern, 
Fuad Selim Bey, mit dem Verfasser. Der Gesandte 
betont das vorwiegend wirtschaftlich-kulturelle Wesen 
der schweizerisch-türkischen Beziehungen, erwartet 
Hilfe beim wirtschaftlichen Neuaufbau der Türkei 
von schweizerischen Geschäftskreisen und Vertretern 
freier Berufe. Die Türkei werde keinesfalls dem 
schweizerischen Handel verschlossen sein. Das von 
türkischen und schweizerischen Patrioten geschaffene 
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„Bureau economique et industriell de Turquie“ in 
Lausanne sowie die von diesem Bureau heraus- 
gegebene Monatschrift „Revue de Turquie‘“ bemühen 
sich um die Förderung der schweizerisch-türkischen 
Handelsbeziehungen. Den kulturellen Beziehungen 
dienen zahlreiche türkische Studenten an schweizeri- 
schen Lehranstalten.) Von Dr. Max Rudolf Kauf- 
mann. „Neue Zürcher Zeitung“, 28. September. 


Des chambres de commerce en Russie. (In 34 russischen 


Städten durch den Minister für Handel und Industrie 
Handelskammern ins Leben gerufen, denen nicht nur 
russische, sondern auch neutrale und verbündete 
Händler und Industrielle angehören dürfen. Rußland 
bisher der einzige große Handels- und Industriestaat, 
der keine solchen besaß.) „Le Monde Economique“ 
(Paris), 15. September. 


Industrieförderung. 


QOualitätsarbeiter nach dem Kriege. (Nach dem Welt- 
krieg dürften viel zu wenig Qualitätsarbeiter vor- 
handen sein. Industrie und Staat werden darangehen 
müssen, diesem Mangel durch Gründung von Muster- 
werkstätten, Fortbildungsschulen für Lehrlinge, Tages- 
klassen für die aus dem Felde heimkehrenden Meister 
und DBetriebshilfsbeamten abzuhelfen.) „Helios“ 
(Wien), 9. September. 

Schweigerwoche. (Zweck der für die Zeit vom 27. Ok- 
tober bis 4. November festgesetzten ‚„Schweizer- 
woche“: den Absatz eidgenössischer Erzeugnisse in 
der Schweiz zu fördern. Keine Fremdenfeindlichkeit, 
doch müsse die Schweiz möglichst weitgehende Be- 
friedigung ihrer Bedürfnisse durch einheimische 


Ware anstreben.) „Neue Zürcher Zeitung“, 25. Sep- 
tember. 


Agrarpolitik. 


Entschuldung von Grund und Boden. (10. Oktober 1917 
Tagung einer vom Ackerbauministerium veranstalte- 
ten Enquete über Entschuldung von Grund und 
Boden; vertreten: Landeshypothekaranstalten, -Spar- 
kassenverbände, Verbände der landwirtschaftlichen 
Genossenschaften und Raiffeisenkassen Österreichs. 
Beschluß: künftig seien Realkredite von Gesetzes 
wegen auf Amortisationshypotheken, Grundschulden 
mit Tilgung, zu beschränken; Ausgabe von Spar- 
einlagebüchern durch Aktienbanken sei abzuschaffen.) 
„Fremdenblatt“ (Wien), ır. Oktober. 
Landwirtschaftlicher Betrieb im Kriegsgebiet. (Die zu 
unmittelbaren Kriegsoperationen nicht benötigten Sol- 
daten und Offiziere des Armeebereiches nach Befehl 
der deutschen Heeresverwaltung zu landwirtschaft- 
lichen Arbeiten verwendet. Einteilung der brachliegen- 
den Grundflächen in „Rayons“; diese seien Fach- 
männern unter den Offizieren unterstellt, welche die 
Arbeiten zu leiten und das Arbeitsmaterial herbeizu- 
schaffen haben. Besonders betrieben: Anbau von 
Brotfrüchten, Hafer, Kartoffeln, Gemüse und Pflege 
der Forstwirtschaft.) Von Dr. H. R. Fleischmann, 
Wien. „Deutsche Balkan-Zeitung“ (Sofia), 4. Oktober. 
La terra ai contadini. (Im Gegensatz zu der weitverbrei- 
teten Ansicht, daß es zur Förderung der italienischen 
Landwirtschaft nötig sei, den Großgrundbesitz unter 
die Bauern zu verteilen, vielmehr wünschenswert: 
bessere Organisation der Landwirtschaft durch Grün- 
dung von Aktiengesellschaften zur Bewirtschaftung 
‘des Bodens und Verbreitung landwirtschaftlich-tech- 
nischer Kenntnisse unter der Landbevölkerung. Der 
italienische Großgrundbesitz besser bewirtschaftet als 
das Bauernland.) Von Apelle. „L’Economista d’Italia“ 
(Rom), 25. August. 


Questions agricoles. Les reformes necessaires en faveur || 
des ouvriers. (Zur Besserung der Lage der franzö- || 


sischen Landarbeiter dringend nötig: Bekämpfung der 
regelmäßigen Arbeitslosigkeit während einzelner 
Jahreszeiten; gleichmäßige Lohnerhöhung in allen 
Gegenden Frankreichs; Einführung des Wochen- und 
Monatslohnes an Stelle bisher üblicher längerer 
Fristen; Prämien für längere Dienstzeit und fleißige 
Arbeit; Unterstützung kinderreicher Arbeiterfamilien 
durch den Dienstherrn; Abschaffung der Alkohol- 
ausgabe durch den Arbeitgeber; Besserung der Woh- 
nungsverhältnisse.) „L’Echo de Paris“, 28. September. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Presse und Geschäftsaufsicht. (Nach deutschem Gesetz 


vom 14. Dezember 1916 galt Bekanntmachung der 
Verhängung der Geschäftsaufsicht als verboten. Dies 
häufig von Schuldnern zu unredlichem Vorgehen aus- 
genützt. Nach neuerer authentischer Gesetzesauslegung 
Veröffentlichung der Geschäftsaufsichten und ihrer 
Aufhebung in Zeitungen zulässig.) „Handel und In- 
dustrie“ (München), 29. September. 


Fremdenverkehr. 


Zur Fremdenverkehrsfrage in Bosnien und der Herce- 


govina. (Nötige Vorbereitungen, um nach Friedens- 
schluß Fremde nach Bosnien-Hercegovina zu ziehen: 
Ausgestaltung der Eisenbahnen, Einführung von 
Autolinien, Seilbahnen. Dieses Gebiet hätte genügend 
landschaftliche Reize und berühmt gewordene Kampf- 
stätten, um bei geschickter Reklame ein anziehendes 


Ziel für Vergnügungsreisende zu werden.) „Saraje- 


voer Tagblatt‘, 3. Oktober. 


Ou sera le siege de "Office suisse du Tourisme. (Der 
Sitz des zu schaffenden Zentralamtes für die Förde- 


rung des Fremdenverkehrs, der für die schweizerische 
Zahlungsbilanz von höchster Bedeutung ist, soll in 


einen der sechs bedeutendsten Mittelpunkte der Frem- 
denverkehrs verlegt werden. Genf hofft als Sieger 
hervorzugehen.) „Journal de Geneve“, 28. September. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Kostkinder. (Städtische Fürsorge für „Kostkinder“ 


keineswegs genügend zur Behebung des immer, wach- 
senden Kinderelends in Wien. Abhilfe wäre Errich- 
tung von Kinderdörfern für verwahrloste, verwaiste, 


gefährdete und kranke Kinder nach englischem, deut- 
schem, schwedischem oder norwegischem Muster. 


Staat und Gemeinde sollten den Grund zur Verfügung 
stellen und monatlich 40 K für jedes Kind beisteuern.) 


Von Anitta Müller. „Der Morgen“ (Wien), 8 Ok- 


tober. 


Bevölkerungspolitik. 


Schutz für Mutter und Kind. Die Entschließungen des 


Reichstagsausschusses für Bevölkerungspolitik. (Ge- 
mäß Verhandlungen des „Reichstagsausschusses für 


Bevölkerungspolitik“ für Deutschland nötig: Acht- 


oder Zehnstundenschicht für Frauen, völlige Ruhe zu- 
mindest jeden zweiten Sonntag, Ausgestaltung der 
Wöchnerinnenfürsorge und Reichswochenhilfe, Schutz- 


vorschriften für Frauen bei Beschäftigung mit gifti- 


gen und explosiven Stoffen, Ausbau der Beratungs- 
stellen für Säuglingsfürsorge, der Schulkinderpflege 


und des Kinderhortwesens, Besserung der Lage der 


unehelichen Kinder durch zahlreiche Maßnahmen des 
bürgerlichen und Verwaltungsrechtes.) Von Hans 


Siukovich, Mitglied des Reichstages. „Berliner Tage- | 


blatt“, 5. Oktober. 
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Die Ausländer in Zürichs Bevölkerung. (Zürichs Be- 
völkerung schweizerischer Staatsangehörigkeit wäh- 
rend der ersten drei Jahre des Weltkrieges von 
133.618 auf 151.088 gestiegen; Ausländer von 69.647 
auf 57.768 zurückgegangen. Stärkster Rückgang bei 
den Deutschen, gleichgeblieben: Österreicher und 
Ungarn. Ausländer im Frieden meist in Werkstätten, 
Fabriken und Bureaus tätig, im Weltkrieg mehr in 
der Öffentlichkeit sichtbar und daher für zahlreicher 
gehalten als tatsächlich der Fall.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 5. Oktober. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Zur Schaffung der Bautätigkeit. (Staat möge private 
Bautätigkeit unterstützen und nicht durch Unter- 
bindung der Spekulation hemmen. Die Höhe der 
Grundstückspreise angeblich nebensächlich. Nach dem 

1 Weltkrieg böte sich günstigste Gelegenheit, Budapest 
in großzügiger Weise zu regulieren.) Von Joh. Hein. 
„Pester Lloyd“, 15. September. 

Realkreditreform und © Wohnungsgesetzgebung in 
Preußen. (Deutsche Reichsgesetze und Gesetze der 
preußischen Regierung zu gunsten der Wohnungs- 
reform bezwecken vornehmlich: Förderung des Klein- 

hauses; Ausdehnung der staatlichen Wohnungs- 

fürsorge auf immer weitere Volkskreise; Beteiligung 
des Staates mit Stammeinlagen an gemeinnützigen 

Bauvereinigungen; Zonenbauordnung und Abände- 

; rungen der Bauordnungen nach der Größe der Häuser; 

i staatliche Bürgschaft für zweitstellige, auf mindestens 

zehn Jahre gegebene Tilgungshypotheken an gemein- 

nützige Bauvereinigungen; Zusammenschluß der 

Eigentümer fertiger und im Bau befindlicher Häuser 

zu Kreditgenossenschaften [Stadtschaften], die auch 

staatlich zu unterstützen seien.) „Deutsche Arbeit“ 

(Prag), September. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Ärztefrage und Krankenversicherung. (Österreichische 
Ärzte verlangen von den Krankenkassen freie Ärzte- 
wahl, da Vertrauen des Patienten wichtiger Heil- 
faktor sei, ferner dadurch Abhängigkeitsverhältnis 
des Arztes von der Kasse behoben würde. Dagegen 
wird eingewendet: Abhängigkeit von den Mitgliedern 
weit schlimmer; bisweilen sogar Versuche, diese zu 
gewinnen, wodurch die Kassen finanziell belastet 
würden; hierdurch Verdienst der einzelnen Kassen- 
ärzte völlig ungleich.) Von Dr. Leo Verkauf. „Ar- 

 beiterschutz“ (Wien), 18. August. 

Zur Schadensermittlung durch Sachverständige. (Nach 
deutschem Reichsgesetz Schadensabschätzung durch 
Sachverständige rechtsverbindlich für Versicherungs- 
gesellschaften, außer bei offenbarer Abweichung von 
den Tatsachen. Anmeldung zu grunde gegangener 
Gegenstände zur Schätzung nur innerhalb einer be- 
stimmten Frist nach ihrer Beschädigung statthaft.) 
Von Dr. Hans Lieske, Leipzig. ‚Berliner Börsen- 
Courier“, 4. Oktober. 

Friedensgerüchte. Wette und englischer Versicherungs- 
sport. (Die mit dem Weltkrieg in Verbindung stehen- 
den Wetten in Großbritannien vielfach in Versiche- 
rungsform gekleidet und daher bei den Londoner 
Lloyds eingegangen. Aber auch ernste Bedürfnisse 
der auf den Krieg eingestellten Industrie in der Form 
von Versicherungswetten befriedigt, die mit Hinblick 
auf einen bestimmten: Friedenstermin eingegangen 
wurden.) Von Dr. K. Luttenberger, Versicherungs- 
techniker, DBerlin-Schöneberg. „Berliner Börsen- 
Courier“, ıı. Oktober. 


Sonstige Sozialpolitik‘). 


Demobilisierung. (Deutsche und österreichische Gewerk- 


schaften fordern, daß kein Arbeiter nach Friedens- 
schluß länger zurückbehalten werde, als militärisch 
unbedingt erforderlich. Die österreichischen Forde- 
rungen gehen grundsätzlich auf Entlassung nach 
Altersklassen, unter etwaiger Bevorzugung einiger 


"besonders wichtiger Arbeitergruppen, die deutschen 


sowohl auf weitgehende Berücksichtigung einzelner 
Berufszweige als auch bestimmter Arbeitergruppen. 
Beide verlangen ausgiebige staatliche Fürsorge für 
die heimkehrenden Kriegsteilnehmer, unter besonderer 
Berücksichtigung der Arbeitsvermittlung, der Ent- 
schuldung der heimkehrenden Kriegsteilnehmer, 
Wiederherstellung des gesetzlichen Arbeiterschutzes, 
und zwar besonders Beseitigung der Arbeitszeit- 
verläangerungen.) Von Julius Deutsch. „Der Kampf“ 
(Wien), Oktober. 


Wirtschaftliche Demobilmachung. (Vorschläge für die 


Demobilisierung des deutschen Heeres: Entlassung 
aus dem Heeresdienst nach volkswirtschaftlicher Be- 
deutung des Berufes und der Stellung innerhalb des 
Berufes; Leiter und Techniker von Betrieben mit 
einem Stamme von Facharbeitern die ersten, dann 
Landwirte, Staats- und Gemeindebeamte, Angehörige 
des Verkehrsgewerbes, Studenten, Schüler etc.; Ver- 
heiratete zu bevorzugen. Angestellten-Bedarfslisten 
seien den Generalkommandos einzureichen. Bei Stel- 
lenlosigkeit dürfen Mannschaften bis zu vier Monaten 
unter den Fahnen bleiben. Weitergewährung der 
Dienstbezüge während eines Monats nach Entlassung, 
Erteilung von Erholungsurlauben an gesundheitlich 
Geschwächte, Beaufsichtigung der Träger anstecken- 
der Krankheiten.) ‚Berliner Tageblatt“, 29. Sep- 
tember. 


Seeschiffahrt. 


Die Deutschen und Triest. (Wichtigkeit der deutschen 


Kolonie in Triest nicht nach ihrer nicht sehr großen 
Zahl, sondern nach ihren namhaften wirtschaftlichen 
Leistungen zu bemessen: Erfolgreicher Wettbewerb 
mit dem Nordweg über die Nordseehäfen; bedeutende 
Förderung des Triester Handels in Zucker, Malz, 
Südfrüchten; Schiffahrtsverbindungen mit Nord- und 
Südamerika, Ablenkung des Auswandererverkehrs 
über Triest. Nach Friedensschluß werden altansässige 
Triester italienischer und slawischer Zunge sowie die 
dort tätigen Deutschen aus Österreich-Ungarn in 
gutem Einvernehmen am Wiederaufbau‘ der Triester 
Handelsgröße zu arbeiten .haben.) Von Dr. K. R. von 
Frey, Triest. „Reichspost“ (Wien), 14. Oktober. 


La vendita delle navi mercantili austro-ungariche. (In 


Vorwegnahme einer Niederlage Österreich-Ungarns 
im Weltkrieg wird der Bestand unserer Handelsflotte 
bereits zum italienischen hinzugeschlagen; die schwei- 
zerischen Pläne einer eigenen Handelsflotte werden 
verspottet.) „Il Sole“ (Mailand), 5. Julı. 


Übergangswirtschaft. (Für deutsche Übergangswirtschaft 


staatliche Regelung der Handelsschiffahrt nötig, je- 
doch nicht Verstaatlichung der privaten Schiffahrt, 
sondern größerer Einfluß des Staates auf die pri- 
vaten Schiffahrtsgesellschaften: Anmeldepflicht freien 
Schiffsraumes, Erteilung von Anweisungen auf Be- 
nützung des Schiffsraumes durch staatliche Zentral- 
stelle im Verein mit einer zu gründenden Vereinigung 
der Reedereien. Beschränkung der Fahrten einzelner 
Dampfergesellschaften auf bestimmte Linien sei nicht 
zu gestatten.) „Plutus“ (Berlin), 26. September. 


Die anglo-kontinentale Schiffahrt im Ärmelkanal und 


der Unterseebootkrieg. (Störung der Schiffahrtsverbin- 


1) Aus Versehen wurde in der Nummer vom ır. Oktober ıg17 diese 
Abteilung irrtümlich mit »Sonstige Handelspolitik« bezeichnet, 


Paket-Rohrposten. 
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dung zwischen Großbritannien und dem Festland 
durch die deutschen Unterseeboote. Zum Schutze vor 
ihnen die Fahrten meist in der Nacht mit abgeblende- 
ten Lichtern bei möglichst großer Geschwindigkeit 
unternommen. Infolge Mangelhaftigkeit dieser Schutz- 
maßregeln Plan des Calais—Dover-Tunnels wieder 
aufgetaucht. Vorarbeiten in Calais angeblich schon be- 
gonnen.) Von Dr. Egon Abel. „Urania“ (Wien), 
15. September. 

Amerikas Holzschiffe. (Die Vereinigten Staaten kaum 
im stande, die geplanten Holzschiffe in größerer An- 
zahl herzustellen, da es hierzu trockenen und reichlich 
abgelagerten Holzes bedarf, ferner solche Schiffe 
monatelang auf Stapel stehen müssen, bevor sie be- 
plankt werden können; endlich derzeit in keinem 
Lande so viele und so gut ausgebildete Arbeiter, wie 
für diese Bauten erforderlich wären.) Von H. Mewville, 
Berlin. „Die freie Donau“ (Regensburg), 15. Sep- 
tember. 


Binnenschiffahrt. 


La navigation interieure de Turquie. (Eine türkische 
Regierungsvorlage, betreffend Schiffbarmachung von 
Flüssen. Die Flüsse der Türkei in erster Linie zu Be- 
wässerungszwecken, in zweiter für den Verkehr 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Geplant Ausbau des 
Euphrat, ferner des Tigris in der Nähe von Bagdad. 
Wegen geringeren Umfanges dieser Arbeiten auch die 
Kosten niedriger als jene der ägyptischen und nord- 
amerikanischen Flußregulierungen.) D’eclarations de 
Suleiman Sirri Bey. „La Revue Financiere“ (Kon- 
stantinopel), II. August. 


Eisenbahnwesen. 


Wirtschaftliche Möglichkeiten auf dem Balkan. (Das 
Innere der Balkanhalbinsel bei Mangel an ausgebau- 
ten Wasserwegen für den Verkehr auf Landstraßen 
und Eisenbahnen angewiesen. Das Eisenbahnwesen 
vor dem Weltkrieg noch wenig ausgebildet: in Alt- 
serbien 936, in Altbulgarien 1930 km, in Makedonien 
und Thrakien noch weniger, in Albanien gar keine 
Eisenbahnlinien. Im Weltkrieg bedeutende Ausgestal- 
tung des Bahnnetzes durch bulgarische Eisenbahn- 
truppen.) Von Artur Dix, Sofia. „München-Augsburger 
Abendzeitung‘“ (München), ı. Oktober. 


Post und Telegraphie. 


(Technische Besprechung der zu 
schaffenden pneumatischen Paketrohrpost nach ameri- 
kanischem Muster. Die Pakete werden in großen 
Städten mit einer Geschwindigkeit von 30 bis 60 km 


pro Stunde befördert. Trassierungsgesichtspunkte, 
Fahrkanäle, Fahrmaterial, Apparate, Störungs- 
behebung, Maschinenstationen etc. erörtert.) Von 


ÖOberpostinspektor Dr. Ing. Schweighofer, München. 
„Lechnik und Betrieb‘ (Stuttgart), 3. Oktober. 

Holland unter britischem Drucke. (Kabelsperre von der 
Entente über das hierdurch schwer betroffene Holland 
verhängt, um deutsche Durchfuhr von Sand und Kies 
über Holland nach Belgien zu verhindern und hollän- 
disch-deutsche wirtschaftliche Vereinbarungen zu 
stören. Die offiziösen „Hamburger Nachrichten“ er- 
klären, daß Holland hierbei von Deutschland jede 
wirtschaftliche „und sonstige“ Unterstützung zu er- 
warten habe.) „Hamburger Nachrichten“, 16. Oktober. 
Das britische Imperium und seine radiotelegraphischen 
Verbindungen. (Zu Beginn des Weltkriegs Übernahme 
der radiotelegraphischen Verbindungen der englischen 


Marconischen „Wireless Telegraph Company“ durch | 


Die Bedeutung der Kartoffeltrocknungsindustrie. 


Die 


die britische Regierung. Wichtigste Stationen: Lon- 
don; Clifden in Irland und Poldhu in Cornwall zur 
Verbindung mit der kanadischen Station Glace-Bay. 
Zur Verbindung mit Afrika und Indien: Gibraltar, 
Malta, Kairo, Aden, Singapore, Hongkong; davon 
Abzweigungen nach Pretoria in Südafrika, Bangalore 
in Ostindien. Verbindung mit Australien durch Station 
Wellington auf Neuseeland; Verbindung von Suva 
auf der größten Fidschi-Insel mit Vancouver und San 
Francisco.) Von Egon Abel, Wien. „Die Flagge“ 
(Wien), Oktober. 


Lebens- und Genußmittelsowie Ernährungs- 


politik. 


Ansammlung von Fleischreserven. Für den Winter und 


das Frühjahr. (Wegen Futtermangels für die nächste 
Zeit in Österreich große Viehschlachtungen zu er- 
warten. Konservierungsanstalten dürften diese Fleisch- 
mengen nicht bewältigen können; daher zeitweilige 
Aufhebung der fleischlosen Tage naheliegend.) „Die 
Zeit“ (Wien), 5. Oktober. 


Die Ernährungsfrage. Amtliche Mitteilung der Landes- 


regierung. (Infolge großer Dürre müßte Bosnien- 
Hercegovina für Wirschaftsjahr 1917/18 10.000 Wag- 
gons Brotfrucht und Mehl aus Ungarn einführen; ım 
Frieden jährlich 4000 Waggons eingeführt; un- 
genügend auch inländische Kartoffel- und Gemüse- 
ernte; Kraftfutter für Pferde und Hornvieh ist durch- 
aus einzuführen; Behebung des Fettmangels durch 
Ausnützung der Buchelmast wahrscheinlich; Fleisch- 
versorgung des Landes gesichert.) „Sarajevoer Tag- 
blatt“, 8. Oktober, 


Die hohen Obstpreise. (Schuld an den hohen Obstpreisen 


in. Deutschland trägt Einteilung in Qualitätsgruppen, 
die den .Erzeugern überlassen bleibt. Daher fast alle 
Früchte als Edelobst bezeichnet; doch sind Erzeuger 
häufig nicht im stande, das Obst gut zu verpacken, so 
daß es oft in schlechtem Zustand auf den Markt 
kommt.) „Hamburger Nachrichten“, 3. Oktober. 


Deutsche Landwirtschaft und Schweinehaltung. (Zur Fett- 


gewinnung und zur Schonung des Rinderbestandes soll 
die deutsche Schweinehaltung auf 35 Millionen Stück 
gebracht werden; die hierzu nötigen 5 Millionen £ 
Gerste seien in Kurland und Litauen zu gewinnen.) 
„München-Augsburger Abendzeitung“ (München), 
15. September. 


Das Ferkelschlachten. (Da derzeit Futtermangel herrscht, 


dürfen Ferkel unter 15 kg ohne Erlaubnis geschlachtet 
werden. Die größeren Schweine können über den 


Winter durchgefüttert werden, und im Frühjahr wird 


dann wieder ein Schlachtverbot für Ferkel aus- 
gesprochen. In der Zeit der Fettnot bietet das Fleisch 
der Ferkel willkommenen Ersatz.) „Der Tag“ (Berlin), 
9. Oktober. 


Nahrungsmittelindustrien. 


(Von 
den eingelagerten Kartoffeln gehen in Österreich un- 
gefähr 15 Prozent verloren [4,875.000 g bei regel- 
mäßiger Friedensernte]. Durch Trocknungsanlagen 
dieser Verlust zu vermeiden. Die 4,875.000 q liefern 
ungefähr 1,200.000 g Trockenprodukte, wie Mehl, 
Flocken, Gries. In Schweden und Deutschland zahl- 
reiche Trockenanlagen vorhanden, in Österreich nur 
wenige kleinere Anlagen.) ‚„Fremdenblatt“ (Wien), 
4. Oktober. . 
Strohaufschließung. 
Stroh die halbe Menge eines Futtermittels erhältlich, 
dessen Nährwert dem der Stärke gleichkomme. Schil- 
derung mehrerer Verfahren der Strohaufschließung 


(Durch Aufschließung von 
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und ihrer Kosten. Unter gewöhnlichen Friedensverhält-| Die neuen bulgarischen Kohlenbergwerke. (Deutsch-bul- 


nissen nicht lohnend, doch bei Futterknappheit wäh- 


rend des Wellkzieses ein beachtenswertes Aushilfs- 
mittel.) „Wiener Landwirtschaftliche Zeitung“, 6. Ok- 


 tober. 
Günstige Ergebnisse von Back- und Kochversuchen mit 


Pflanzenmehl. (Unter den Pflanzenmehlen, die zu 
Backversuchen verwendet wurden, dürften die Mehle 
aus dem Samen von Chenopodium [Gänsefuß], Lu- 
zerne und etlichen Grassamen sowie das Mehl aus der 
ganzen Serradellapflanze eine wenn auch nur be- 
scheidene, Bedeutung haben. Bei der Brotbereitung 
können 7 bis 10 Prozent dieses Mehles beigegeben 
werden.) „Deutscher Reichsanzeiger“ (Berlin), 8. Ok- 
tober. 


Holz. 


Das neue türkische Forstgesetz. (Jene türkischen Wal- 


dungen, deren sachgemäße Bewirtschaftung derzeit 
unmöglich, nach neuem Forstgesetz nicht anzutasten. 
Ausbeutung der Staatsforste an Privatpersonen über- 
tragbar ; ausländische Gesellschaften müssen innerhalb 
dreier Monate zur Hälfte des Betriebskapitals Teil- 
nehmer osmanischer Staatsangehörigkeit beiziehen. 
Wenn dies nicht möglich, nach Ablauf der Frist Ver- 
kauf der Aktien auch an Ausländer statthaft. Anstel- 
lung. österreichisch-ungarischer Forstmänner durch 
die türkische Regierung.) „Deutsche Levante-Zeitung“ 
(Hamburg), 16. September. 


Glas, Keramik. 


Die keramische Industrie während der Übergangswirt- 


schaft. (Große Bedeutung der keramischen Industrie 
der Mittelmächte für die Übergangswirtschaft infolge 
des hohen Wertes. der keramischen Waren im Ver- 
hältnis zu ihrem Gewicht; wichtig ferner, daß die 
Keramik keiner ausländischen Rohstoffe bedarf. 
Wegen der Kohlennot beabsichtigte Stillegung einzel- 
ner Betriebe für die Übergangswirtschaft schädlich, 
weil zur Wiederaufnahme der Tätigkeit Stab gelernter 
und eingeübter Arbeiter nötig. Gegen Stillegung 
spreche auch Bedeutung, welche die Scherben der von 
den feinkeramischen Betrieben zum Brennen ihrer Er- 
zeugnisse benötigten Kapseln für die kriegswichtige 
Herstellung feuerfester Tonwaren besitzen.) Von C. 
Tostmann. „Österreichische Glas- und Keramik- 
Industrie“ (Haida), 1. Oktober. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Die Heizungs- und Beleuchtungsfrage vom Standpunkt 


der Physiologie. (Verwöhnung der mitteleuropäischen 
Völker und auch der Russen durch starke Heizung im 
Winter, wodurch die Anpassung an niedrige Tempera- 
turen, wie Sie in Italien üblich, verhindert werde. Alle 
neueren Kulturvölker hätten ihre Augen durch Licht- 
überfülle verwöhnt, im Gegensatz zur älteren Talg- 
kerzen- und bestenfalls Petroleumbeleuchtung. Ein- 


 schränkung des. Lichtverbrauches habe nach bestimm- 


ten Ziffern vorzugehen, nicht Prozentsätze der vor- 
jahrigen Beleuchtung vorzuschreiben.) Von Professor 
Dr. A. Bethe, Frankfurt. „Frankfurter Zeitung“, 
9. Oktober. 


_ Elsaß-Lothringen. (Ein wichtiger Grund des franzö- 


sischen Strebens nach Wiedergewinnung von Elsaß- 
Lothringen ist,das Vorkommen von Kali; Oberelsaß 
in französischen Händen würde die deutsche Monopol- 


garisches Abkommen vom 17. August 1917 über Aus- 
nützung der bulgarischen Kohlenbergwerke. Diese für 
Kriegsdauer der deutschen Militärbehörde überlassen, 
die der bulgarischen Regierung monatlich mindestens 
24.000 t zu liefern hat. Hierdurch Kohlenversorgung 
Bulgariens sichergestellt; Erleichterung des Verkehrs 
auf den Eisenbahnen, die bisher deutsche Kohlen nach 
Bulgarien brachten.) „Deutsche Balkan-Zeitung“ 
(Sofia), 3. Oktober. 


Les richesses minieres de la Turquie. (Die Türkei ist an 


Mineralien reich, aber an Brennmaterial und geeig- 
neten Arbeitskräften arm; Kohlenlager (bei Heraklea), 
Eisen, sehr viel Kupfer, Petroleum und Asphalt in 
Mesopotamien, Salz, Marmor, Schwefel, Quecksilber, 
a „Revue de Turquie“. „Questions economi- 
ques“ (Lausanne), September. 


In dem Bergwerk des Krösus. (Im uralten Bleibergwerk 


Balia Maden in Kleinasien, Bleierz, Manganeisenerz, 
Chromeisenerz, Kupfererz, Zinnerz und Boraxstein 
gefunden. 40 bis 70 Prozent der Erze Blei. Auf eine t 
Blei kommen etwa 250 dg Silber und 20 dg Gold, die 
ın deutschen Scheideanstalten ausgeschieden werden. 
Spuren antiken Bergbaues [Diadochen, Krösus] noch 
reichlich vorhanden. Die ganze Stadt Balia ein Zu- 
gehör zum Bergwerk.) Mitteilungen eines Briefes aus 
Vorderasien. „Reichspost“ (Wien), 14. Oktober. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Ancora a proposita di Cotonicultura. (Nötig Steigerung 


des Baumwollanbaues ın Sizilien, allenfalls auch in 
trockenen Gegenden der Insel, obwohl die aus solchen 
Gegenden gewonnene Baumwolle schwer zu verarbeiten 
ist. Errichtung von Versuchsanstalten für Baumwoll- 
gewebe durch die Textilfabrikanten wünschenswert, 
da Regierungsgelder hierfür kaum erhältlich sein 
dürften.) „Il Sole‘ (Mailand), 19. August. 


Kapokanbau in Kleinasien und den Mittelmeerländern. 


(Kapok zur Herstellung von Matratzen und Mantel- 
füllungen sehr geeignet; gegen Eindringen von 
Wasser widerstandsfähiger als Jute. Anbau einfach, 
keine sorgfältige Pflege erforderlich; Kapokbaum 
nicht nur in Kleinasien, sondern auch in der Euro- 
päischen Türkei, in Bulgarien, ja sogar in Istrien und 
Dalmatien fortkommend.) Von Direktor Otto A. R. 
Cantzler, Rathenow. „Handel und Industrie“ (Mün- 
chen), 22. September. 


Egypts Restriction. The Liverpool Scheme. (Die von der 


angloägyptischen Regierung verfügte starke Ein- 
schränkung des Baumwollanbaues ernste Frage für 
die Baumwollfeinspinner Englands. Von 1914/15 bis 
1917/18 sank Durchschnittsertrag des Feddan von 
3'69 nur auf 3°60 Kantar und das Ernteergebnis nur 
von 6'46 auf 6 Millionen Kantar. 1918/19 wird 
aber Anbaufläche nur 1'35 Millionen Feddan be- 
tragen gegen 1'68 Millionen im Jahre 1917/18.) „The 
Manchester Guardian“, 22. September. 


Papier. 


Über die Gewinne der österreichischen Papierfabriken. 


(Steigerung der Preise für besseres Schulbücherpapier 


von 1913 auf 1916: 330 Prozent. Ähnliche Preissteige- 


rung bei allen Papierarten. Ursache hiervon das im 
April ı915 gebildete Kartell der österreichischen 
Papierfabrikanten, Vermehrung des Reingewinnes ein- 
zelner Papierfabriken seit Beginn des Weltkrieges bis 
zum Jahre 1916 um das Drei- und Achtfache.) 
„Papiergewerbe-Zeitung“ (Wien-Berlin), 1. Oktober. 


stellung im internationalen Kaligeschäft durchbrechen.) | Treibriemen und Zellstoffriemen. (Vorträge des Leiters 
| „Deutsche Zeitung“ (Berlin), 8. September. der Riemenfreigabestelle in Berlin, Bergassessors 
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Die konfszierten Schuhe. 


Hupfeld und eines dortigen technischen Referenten 
Leutnants Dr. Steinmetz über den notwendig gewor- 
denen Ersatz der bisherigen Ledertreibriemen durch 
andere Rohstoffe. Bewährt haben sich insbesondere 


Riemen aus Zellstoff, das heißt Papier, sodann solche 


aus Textilose. Zweigorganisationen der Freigabestelle 
in den besetzten Gebieten geschaffen. Besonders hohen 
Ansprüchen könnten freilich nur Lederriemen Genüge 
leisten. Dies aber nur ein kleinerer Teil des Bedarfes.) 
„Deutsche Warschauer Zeitung“, 12. Oktober. 

Le industrie in Crisi. L’industria editoriale del libro. Cio 
che ne pensa il commandator U. Hoepli. (Trotz 
Schwierigkeiten der italienischen Verlagsindustrie in- 
folge Arbeiter- und Papiermangels Steigerung der 
Herausgabe wissenschaftlicher Bücher. Nachfrage 
besonders lebhaft nach Büchern über Chemie, Technik, 
Hygiene und Geschichte.) „Il Sole“ (Mailand), 
7. September. 


Leder und Lederwaren. 


Die Tätigkeit der Schuh- 
zentrale. (Scharfe Durchsuchungen der Budapester 
Schuhwarenfabriken und Schuhwarenhandlungen führ- 
ten zur Konfiskation größerer Mengen verheimlich- 
ter oder nicht vorschriftsmäßig ausgestatteter Schuhe 


von freilich zumeist minderwertiger Beschaffenheit 
und sehr hohen oder sehr niedrigen Nummern. An- 
gebliche Gründe des Budapester Schuhmangels: Drei 


Jahre hindurch Wuchergeschäfte mit Leder betrieben; 
fehlende Regelung des Ausfuhrgeschäftes; ungeheure 
Schuh- und Ledermengen nach Österreich versandt.) 
„Neues Pester Journal“, 7. Oktober. 
Die wachsende Sportgerätenot. (Anregung, von den 
neutralen Ländern Fußbälle im Austausch gegen Kohle 
zu beziehen, da sonst die für die Jugend angeblich so 
gesunden Spiele unterbleiben müßten.) „Sportgerät 
und Spielzeug‘ (Berlin), 7. Oktober. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


L’horlogerie Suisse en Turquie. (Fehlen einer Uhren- 
industrie in der Türkei. Im türkischen Wirtschafts- 
jahr 1913/14 nach türkischer Statistik um 2,061.000 
Frances Uhren eingeführt. Die Schweiz mit neun 
Zehnteln an der Einfuhr silberner, mit je drei Vierteln 
an der Einfuhr goldener und anderer Taschenuhren 
beteiligt. Pendeluhren, Wecker etc. hauptsächlich aus 
Deutschland eingeführt. Österreichisch-ungarischer 
Anteil an der türkischen Uhreneinfuhr 189.000 Francs. 
Nach Schweizer Statistik Uhrenausfuhr der Eid- 
genossenschaft nach der Asiatischen und Europäischen 
Türkei im Jahre 1913: 2,527.511 Frances; Gesamt- 
uhrenausfuhr der Schweiz 183 Millionen Francs.) 
„Revue de Turquie“ (Lausanne), September. 


Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie 
Waren daraus. 


Die Erdnuß. (Anbaugebiete der Erdnuß: Französisch- | 


Westafrika, Indien, China, Vereinigte Staaten. Ver- 
wendung der Erdnuß zu Speisezwecken und Seifen- 
erzeugung. Österreichisch-ungarische Erdnußfabriken 
in. Triest und Fiume, deutsche in Hamburg und 
Mannheim. Französische Einfuhr in den letzten 
Friedensjahren jährlich 300.000 t für 75 Millionen 
Mark, deutsche ‘80.000 t für 20 Millionen Mark, jene 
Österreich-Ungarns 17.000 t für 4’25 Millionen Mark; 
Herkunftsländer für Österreich-Ungarn: Senegambien, 
Koromandelküste, _ China.) 
(Düsseldorf), ı. Oktober. 


„Margarine-Industrie“ 


V egetabilische 


Die Knochenverwertung in Bayern. 5 
gung und Verarbeitung ın Bayern nach Bundesrats- | 


Die französische 


Das Petroleumproblem in England. 3 
erhöhung für Petroleum belastet die Verbraucher, ist || 


Chemische Industrie. 


Der Übergang von der Kriegs- in die 'Friedenswirtschaft. || 


in der Lackbranche. (Die österreichische Lack- 
industrie erfordert bei der Übergangswirtschaft eine 
ganz besondere Behandlung. Infolge der besonderen 
Anforderungen der “einzelnen Betriebe kann die 
schablonenmäßige Verteilung der Rohstoffe, wie dies 
durch die Zentralen geschieht, unmöglich aufrecht- 
bleiben, zumal auch die Frage des Geschäftsgeheim- 
nisses gegenüber den in der Zentrale befindlichen Kon- 
kurrenten in Frage kommt. Zwangsmaßnahmen sind 
auszuschließen und dem Tüchtigen ist möglichst freie 


Bahn zu schaffen. Im Kriege haben sich die kleinen || 


Betriebe sehr entwickelt und die auf Ausfuhr an- 
gewiesenen großen Anlagen vielfach den Betrieb ein- 
gestellt, daher die alten Grundlagen für die Verteilung 
[1914] nicht mehr entsprechen. Eine neue Feststel- 
lung auf veränderter Grundlage unbedingt Baus „Die 
Seife“ (Wien), 3. Oktober. 


Zur neuen Seifenverordnung. Schwierigkeiten in der Fa 


teilung. (Der Kriegsverband der Öl- und Fettindustrie 


schlägt vor, die Bestimmung der Waschmittelmenge, 


welche den Kaufleuten zugewiesen wird, den Er- 
zeugern der Waschmittel zu überlassen.) „Die Seife“ 
(Wien), 3. Oktober. 


Waschmittel. (Verschiedene Pflanzen 
[über 50 Gattungen] enthalten gewisse Stoffe, welche 
die Eigenschaft haben, mit Wasser eine schäumende 
Lösung zu liefern und unlösliche Körperteilchen in 
Emulsion oder Suspension zu bringen; diese Stoffe 
werden „Saponine“ benannt und mit Erfolg . als 
Seifenersatz verwendet. 
künftige Bedeutung als Seifenersatz besonders in 


manchen Industrien nicht gering.) Von Professor H. || 


Pabisch, Wien. „Uranıa“, 6. Oktober. 
(Knochenaufbrin- 


verordnung vom 15. und 16. Februar 1917. Städte er- 
halten für Übernahme der Aufbringung 50 Prozent des 
gewonnenen Fettes ohne Anrechnung in die Fettkarte. 
Im Jahre 1916/17 65 Millionen kg Knochen. in 


Deutschland abgeliefert, 10 Millionen kg technisches || 
Fett gewonnen. Aus Rinderfüßen Fett zur Herstellung | 


von Torpedoschmieröl gewonnen. Entfettete Knochen 
beim Kriegsausschuß für Ersatzfutter in Berlin anzu- 


melden zur Weiterverarbeitung auf Leim und zur Her- || 


stellung von Futter- und Düngemitteln.) „Bayerische 
Staatszeitung‘ (München), 24, September. 


chemische Industrie während des 
Krieges. (Die französischen chemischen Industrien 
haben sich während des Krieges stark entwickelt. Eine 
Reihe von neuen Anlagen wurde errichtet, die voraus- 
sichtlich auch nach dem Kriege weiterbestehen wer- 
den. Große Fortschritte machten, nebst der Spreng- 
stoffindustrie, die Erzeugung von Schwefelsäure, von 
Chlor und Chlorderivaten, von Brom-, Phenol- und 
anderen Teerderivaten. 
gute Aussichten, die Luftstickstoffanlagen können sich 


erst nach der nur im Frieden möglichen besseren Aus- | 


nützung der Wasserkräfte günstiger entwickeln. Kali- 
salze fehlen.) ‚„Hamburgischer Korrespondent“, 9. Ok- 
tober. 


Petroleum, Mineralöle. 
(Die neue Preis- 


aber für die schottische Schieferölgesellschaft von 


a „Nachrichten der Auslandspresse“ Geis) Bi Az 


. September. 


Ihre gegenwärtige und zu- Beh 


Die Phosphatindustrie hat || IR 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
1 8 P 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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5 Übergangswirtschaft. liche Einmischung in den Handel nach Friedensschluß 
’ ..28 . nur in einer möglichst kurz zu bemessenden Uber- 
Freier oder staatlich geleiteter Handel? (Ein Vergleich gangszeit zuläsgig; möglichst ‘beschleunigte Wieder- 
| zwischen Deutschland und Österreich zeigt in Deutsch- aufnahme der atigkeit in stillgelegten Betrieben; die 
Ri land die Vorräte an Nahrungsmitteln weit knappeı Grundsätze def Beschaffung und Zuteilung der Roh- 
als in Österreich, aber weit gleichmäßiger und ge-| stoffe und Fabrikate, der Regelung der Währungs- 
\ rechter verteilt, da in Österreich dem auf Preistreiberei und Schiffsraumfragen in der Übergangswirtschaft 
j \ und Begünstigung der Wohlhabenden bedachten freien, seien schon derzeit festzulegen; von Monopolen sei 
N Handel weit mehr Spielraum belassen ist als in ae zu nehmen.) „Hamburger Nachrichten“, 
er N ee im.) Dipl.-Ing. Oskar Dahlke. „Der Deutsch- . Oktober. 
SE 
gi meis . It x | I= e 
m | eister“ (Berlin), 23. September. Die nächsten Aufgaben der Wirtschaftspolitik. (Forde- 
2 = abi en ur 3 Ian xt daR, - * 5 \ nr . .. 
Wirtschaftlicher _Generalstab. (P lan der ‚Schaffung rungen der deutschen Sozialdemokratie für die Über- 
cines  „Vo.kswirtschaftlichen - Generalstabes“ in gangswirtschaft: Abgesehen von Forderungen, die 
Tele s ; SS Et Ba A Ta » ’ i Ex 
Ungarn. Seine Aufgabe: die wirtschaftlichen Eı auch von bürgerlichen Parteien erhoben werden, Ent- 
fahrungen des Weltkrieges zu. sammeln, zu sichten) - Jassung aus dem Heeresdienste nach wirtschaftlichen 
und zu verwerten; diese Arbeit sei auf die wirtschaft-| Gesichtspunkten; Vertretung der Arbeiterschaft im 
lichen Erfahrungen der kommenden Friedenszeit aus- Beirat des Reichskommissariats für Übergangs- 
zudehnen und auf’ dem Laufenden zu erhalten. Die| wirtschaft und 'in » den Leitungs- und Aufsichts- 
ungarischen Handeis- und Gewerbekammern, die bis-| zentralen; Verstaatlichung der bereits monopolisierten 
her in dieser Beziehung wichtige Vorarbeiten geleistet| Industrien; Erweiterung der Staatsaufsicht über die 
haben, wurden bei der geplanten Einrichtung nicht ge- Banken; bevorzugte handels- und zollpolitische Be- 
nügend berücksichtigt.) Von Eugen Lendvai, leiten- handlung Österreich-Ungarus, Bulgariens und der 
an Er “= ae Sneak und Gewerbe-| Türkei auf dem Fuße der Gegenseitigkeit; entgegen- 
ammer ester Lloyd’, 10. Uktober. kommende Handelsverträge mit Rußland und Ru- 


Eine Kundgebung zu gunsten der freien Betätigung von) wmänien; Beseitigung der deutschen Hochschutzzölle, 
Industrie und Gewerbe. (Kundgebung der Verbände || insbesondere für Lebensmittel; Wegsteuerung der 


des’ deutschen Grolihandels auf einer am &, Oktober,  Kriegsgewinne; Heranziehung des Privatvermögens 
1917 ın Berlin abgehaltenen Versammlung: Staat-| zu einem progressiven Schuldentilgungsbeitrag sowie 


progressive Einkommensteuern ; Ausdehnung der Erb- 
schaftssteuer auf Kinder und Ehegatten; Erbrecht des 
Reiches.) Von Referenten Genossen Heinrich Cunow| 
und Referenten Genossen Wilhelm Keil. „Vorwärts“, 
„Berliner Volksblatt“, 235. September. 

Übergangswirtschaft und Auslandskaufmann. (Bedeutung 
des deutschen Auslandskaufmannes für die nee 
wirtschaft. Die deutschen Geschäftsleute, infolge der 
englischen Seesperre vielfach im Ausland verblieben, 
halten die deutschen Handelsbeziehungen mit den 
Überseeländern teilweise aufrecht. Empfohlen: In der 
Übergangswirtschaft Überwachung und Verteilung des 
Schiffsraumes, ferner Regelung der Ein- und Ausfuhr 
sowie der Währungsfragen, soweit sie sich auf den 
Außenhandel beziehen, nicht einer amtlichen Stelle 
in Berlin, sondern Vertretern des Außenhandels in den 
Hansastädten zu übergeben.) °,Hamburger Nach- 
richten“, 13. Oktober. 

Bayern in der Kriegswirtschaft. (Bayerisches Ministe- 
rium des Äußern mit über zwei Millionen Mark be- 
teiligt Reichsfutterwerken in Regensburg und 
Sulfitspiritusfabriken in Aschaffenburg, Kelheim und 
Redenfelden; Ministerium des Innern mit über fünf 
Millionen Mark an Unterstützung der Presse [Papier- 
versorgung Zeitungen], gemeinnützigen Bau- 
vereinigungen, bayerischer Lebensmittelstelle, bayeri- 
scher Fleischversorgungsstelle, bayerischer Landes- 
saatstelle, lanmdwirtschaftlicher Betriebsstelle für 
Kriegswirtschaft, Reichsbekleidungsstelle, Reichs- 
stelle für Speisefette, Reichssackstelle, Reichstrock- 

. nungsgesellschaft und Reichsstelle für Papierholz.) 
„München-Augsburger Abendzeitung“ (München), 
3. Oktober. 

Pour Vapres-guerre. (Die deutsche Vorbereitung für die 
Übergangswirtschaft in handels-, produktions- und 
währungspolitischer Beziehung viel planmäßiger, ein- 
heitlicher und vorgeschrittener als die bezüglichen 
französischen Bemühungen, die zwar eifrig, aber auf 
viele Stellen, ohne wohlüberlegtes Zusammenarbeiten, 
verstreut und daher minder leistungsfähig seien.) 
„Le Petit Jurassien“ (Moütier), ı1. Oktober. 


an: 


der 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Präferenz oder Meistbegünstigung? (Rede des Geheim- 
rats Dr. v. Matlekovics gegen eine österreichisch- 
ungarisch-deutsche Zollunion und gegen Errichtung 
eines zollpolitischen Vorzugssystems zwischen diesen 
drei Staaten. Anzustreben nach seiner Meinung ein 
auf Meistbegünstigung beruhender Zoll- und Handels- 
vertrag mit Aufhebung überflüssig gewordener Zölle 
und Beseitigung einiger Beschränkungen. des Vieh- 
verkehrs. Dieser Vertrag nıcht vor Friedensschluß 
festzulegen. Bei großer Bedeutung Deutschlands für 
den ungarischen Außenhandel [Deutschland mit 
70 Prozent daran beteiligt] nach Ansicht des ungari- 
schen Volkswirtes Vorzugszollsystem an sich für Un- 
garn am vorteilhaftesten; dieses unbedingt nötig im 
Falle des der Entente geplanten Wirtschafts- 
krieges nach dem Weltkrieg.) „Der ungarische Volks- 
wirt“ (Budapest), 5. Oktober. 

Idealisme et realisme. (Bekämpft die Veröffentlichung 

Professor Charles Gide [La Politique commer- 

ciale apres la guerre], die sich mit einleuchtenden 

Gründen gegen den Wirtschaftskrieg nach dem Welt- 

krieg wendet. Herriot erklärt zwar diese Gründe nicht 

für falsch, meint aber, vorläufig sei es nötiger, den 
schöpferischen Willen der französischen Industrie zu 
starken, als auf die Erleichterung des internationalen 

Handelsverkehrs bedacht zu sein. In der Notlage des 


von 


von 


vo 
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Weltkrieges habe sich die französische Industrie ganz 
unerwartet leistungsfähig gezeigt.) Von Edouard 
Herriot, maire de Lyon, senateur du Rhöne. 3in- 
formation“ (Paris), 25. September. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Ausländische Auskunfteien in Deutschland. (In Deutsch- 
land derzeit noch zwei große ausländische Aus- 
kunfteien, darunter eine nordamerikanische, tätig. 
Entente hat alle ihr erreichbaren deutschen Aus- 
kunfteien zur Betriebseinstellung gezwungen, gleiche 

deutsche Gegenmaßregeln naheliegend, da Kenntnis 
des deutschen Geschäftslebens während des Welt- 
krieges im Ausland durch feindliche Auskunfteien 
verbreitet wird. Notwendig mindestens Sicherheits- 
leistung durch die Auskunfteien; sonst keine Gewähr 
für Einlösung der ihnen im Voraus bezahlten Ge- 
bühren für heftweise ausgegebene Anfragescheine. 
Diese Gebühren jährlich mehrere hunderttausend 
Mark.) Von Rechtsanwalt Dr. jur. A. Königsberger 
(Frankfurt am Main). „Handel und Industrie“ 
(München), 13. Oktober. 

Die schwarzen Listen ein vorzügliches Adressenmaterial. 
(Angeblich in Argentinien die schwarzen Listen der 
Entente mehr eine Empfehlung der im Lande hoch- 
angesehenen deutschen Firmen als eine Belästigung 
für diese. Die dort tätigen britischen und nordamerika- 
nischen Firmen angeblich im Wirtschaftskrieg gegen 
den deutschen Handel nicht sehr eifrig.) ‚Deutsche . 
Zeitung“ (Berlin), 10. Oktober. Ä 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Die englischen Drohungen über den Krieg hinaus. 
(Reichtum Skandinaviens und Finnlands an Eisen- 
erzen, Holz, Wasserkräften, Fischen, Im Jahre 1913 
Handel Deutschlands mit Dänemark 478°9, Norwegen 
244'2, Schweden 459, Finnland 142°9 Millionen Mark, 
zusammen nur um 60 Millionen Mark geringer als 
jener mit Frankreich, trotz dessen weit größerer Be- 
völkerung. Deutsche Ausfuhr nach den nordischen 
Ländern: Elektrische Einrichtungen, Maschinen, Mo- | 
toren, Eisenwaren, Leder, Messingwaren, Steinkohle, 
chemische Erzeugnisse, Webwaren, Zucker, Beleuch- 
tungsartikel, Keramik, Glaswaren. Dänische Ausfuhr 
nach Deutschland: Fleisch, Erzeugnisse der Milch- 
wirtschaft, Pferde; norwegische: Fische, Tran, mittels 
Wasserkraft hergestellte chemische Erzeugnisse, Erze; 


schwedische: Eisenerze, Steine, Erden, Erzeugnisse 
der Holzindustrie; finnländische: Erzeugnisse der 
Milchwirtschaft und Holzindustrie. Bedeutung der. 


nordischen Staaten als Durchgangsländer aus und 
nach Rußland.) Von Dr. R. Jannasch. „Export“ 
(Berlin), 9. Oktober. I 
Die. Gefahr der _angloamerikanischen Wirtschafts 
hegemonie. (Deutschland auf das dringendste auf 
einen großen überseeischen Kolonialbesitz angewiesen, 
um nicht durch die britisch-nordamerikanisch-französi- 
sche Weltbeherrschung von den Rohstoffquellen ab-- 
geschnitten zu werden.) „Bayerischer Courier“ 
(München), 17. Oktober. 


England und Südwestafrika. (In England eher noch an e 


Rückgabe aller anderen afrikanischen Kolonien an 
Deutschland gedacht, als an diejenige von Deutsch- 
Südwestafrika, durch das man Pritisch-Südafrika zu 
einer wirtschaftlich-politischen Macht erster Größe 
abrunden will. Gerade deshalb Deutsch-Südwestafrika 
für Deutschland als weltpolitischer Stützpunkt von 
höchster Bedeutung.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
18. Oktober. 
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Deutsche Kolonialpolitik im  englisch-amerikanischen 
Spiegel. (Ein großes deutsches mittelafrikanisches 
Kolonialreich würde namhafte Ermäßigung der deut- 
schen Kriegsziele in Europa ermöglichen; auch könnte 
dann Deutschland auf ‘offene Tür dort, wo sie den 
Ententestaaten unbequem ist [Marokko, Ägypten, viel- 
leicht auch Indien], leichter verzichten. Dieses deutsch- 
mittelafrikanische Kolonialreich Grundlage eines Ver- 
ständigungsfriedens und der natürliche Verbündete 
der türkisch-arabischen Macht sowie der Staaten des 
romanischen Amerika.) Von Emil Zimmermann. 
„Vossische Zeitung“ (Berlin), 16. Oktober. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Die Kriegsgewinnsteuer. (Diese nunmehr mittels Ver- 
ordnung vom 29. September 1917 auch in Bosnien- 


Hercegovina eingeführt. Die seit I. August I9I4 er- 


zielten höheren Erwerbseinkommen der Gesellschaften, 
Personen und ruhenden Erbschaften unterliegen einer 
außerordentlichen Steuer. Mindestmaß des steuer- 
pflichtigen Personaleinkommens 13.000 K. Steuersatz 
ansteigend bei Personen von 5 bis 45, bei Gesell- 
schaften von 5 bis 40 Prozent.) „Bosnische Post“ 
(Sarajewo), 16. Oktober. 

Kriegsanleihe und Mündelgeld. (Die Vormünder seien 
in der Lage, trotz allen ihre Betätigung sonst hem- 
menden Sicherheitsvorschriften Mündelgelder zur 
Zeichnung von Kriegsanleihe zu verwenden und zu 
diesem Zwecke sogar Darlehen auf Vermögensstücke 
der Mündel aufzunehmen.) Von Geheimem Oberjustiz- 
rat Dr. Thiesing, Berlin. „Frankfurter Zeitung“, 
10. Oktober. 

Neuer türkischer Kriegsvorschuß in Deutschland. (Im 
Weltkrieg deutsche Vorschüsse an die türkische Re- 
gierung in Form von Kassenscheinen gewährt, die 
in die Golddeckung der Deutschen Reichsbank ein- 
gereiht werden dürfen; auf Grundlage dieser Kassen- 
scheine von der türkischen Regierung Papiergeld aus- 
gegeben. Dieses trotz seiner mittelbaren Golddeckung 
entwertet durch Versuche der Kriegsgewinner, ihre 
Papiergeldeinnahmen in Gold umzusetzen. Deshalb 
neuerlicher Vorschuß vom 6. Oktober 1917 in deut- 
schen Reichsschatzscheinen mit Wertangabe in Pfund 
gegen Übergabe von 5o Millionen Pfund türkischen 
Papiergeldes an die türkische Staatsschuldenverwal- 

h tung [Dette publique], das erst nach zwei Jahren 

u ‘ in Verkehr gesetzt werden soll. Hierdurch türkische 

Kriegsschuld an Deutschland von 142 auf 192, mit 
kleineren Verpflichtungen auf ungefähr 200 Millionen 
Pfund oder 4 Milliarden Mark erhöht. Türkische 
Kriegsverschuldung an Österreich-Ungarn 300 Mil- 
lionen Kronen.) „Der österreichische Volkswirt“ 
(Wien), 20. Oktober. 


E Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
| wesen. 


> Vienna as it is to-day. (In Wien große Teuerung der 
Lebensmittel und Textilwaren, Schwierigkeiten des 
Lebensmitteleinkaufes, großer Luxus der Kriegs- 
gewinner in Kleidungsstücken, Richtung zu‘ Kriegs- 
beginn nach einfacherem Leben von den wohlhaben- 
deren Schichten verlassen, erschütternder Eindruck 
und große geschäftliche Schädigung gelegentlich der 
seinerzeitigen Kriegserklärung Rumäniens.) From a 
Correspondent lately returned from Vienna. „The 
Manchester Guardian“, 1. Oktober. | 
Internationaler Kapitalistenkongreß. (Der bekannte Ge- 
werkschaftspolitiker erklärt, man dürfe der Arbeiter- 
schaft ihre Sehnsucht nach Stockholm nicht verargen, 
da Vertreter des deutschen und britischen industriellen 
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Kapitals in der Schweiz im ersten Weltkriegsjahr zu 

langwierigen, verwickelten Besprechungen zusammen- 
gekommen seien, und zwar habe es sich um die Aus- 
einandersetzung innerhalb des einstigen Internatio- 
nalen Nobel-Dynamittrusts in London gehandelt. 
Nach dem von der britischen Regierung gebilligten 
Übereinkommen, wurde den deutschen Trustgenossen 
ein Barbetrag von ungefähr 3,245.000 Mark zu- 
gesprochen.) Von Otto Hue, „Arbeiterwille“ (Graz), 
6. Oktober. 

Weitere Stimmen zur Frage der „swangsweisen Ein- 
ziehung des Kapitals“. (Angesehene englische Finanz- 
blätter, wie „Financial News“ und „Economist“, er- 
heben schwere Bedenken gegen die auch in Groß- 
britannien vorgeschlagene Vermögenssteuer. Diese sei 

‚ eine Konfiskation von denkbar schlechtestem Ein- 
fluß auf die Entwicklung des Geldmarktes, würde 
namentlich diejenigen schädigen, die bei Besitzerwerb 
den wirtschaftlichen Fortschritt des Landes gefördert 
haben, und jene schonen, die ihre Einkünfte voll- 
ständig verbrauchten.) „Nachrichten der Auslands- 
presse‘ (Berlin), 2. Oktober. 

L’Office National des Porteurs de Valeurs Etrangeres. 
(Geringer Schutz französischer Interessen durch das 
genannte Office; dies im Gegensatz zum Vorgehen 
seines englischen Vorbildes, des Council of foreign 
Bondholders, in den Dienst einseitiger Kliquen ge- 
raten und unterstützt Großinteressenten weit mehr als 
die Masse der Beteiligten. Beispiele hierfür das Vor- 
gehen des Office bei Neueinrichtung der Brazil Rail- 
way, der Hypothekenbank des brasilianischen Staates 
Espirito Santo und der Nord Sao Paulo-Bahn.) 
„Frankfurter Zeitung“, 19. Oktober. 

Finanzielles und Wirtschaftliches aus Rußland. (Von 
Anfang März bis Mitte September 1917 in Rußland 
5451 Millionen Kreditbillets ausgegeben. Mitte Sep- 
tember im Umlauf 15.397 Millionen Rubelnoten ohne 
.Golddeckung. Schädigung der Industrie durch Räu- 
mung industrieller Anlagen zu Beginn des Weltkrieges; 
Schwierigkeit der Räumung Petersburgs wegen 
Fehlens der nötigen Verkehrsmittel. Trotz der un- 
günstigen wirtschaftlichen Lage große Neugründungen 
auf industriellem Gebiet, Zusammenschluß und Ka- 
pitalserhöhung von Industrieunternehmungen. Be- 
streben der Ausländer, sich durch Übernahme von un- 
beweglichem Eigentum aller Art in Rußland Pfänder 
zu sichern. Fortsetzung der früheren fiskalischen Mo- 
nopolwirtschaft; Schaffung eines Zuckermonopols.) 
„Frankfurter Zeitung“, 17. Oktober. 

Fieber in der italienischen Kriegswirtschaft. (Zahlreiche 
italienische Neugründungen im Schiffbau, in der 
Schiffahrt, Eisen- und Elektrizitätsindustrie; Kapital 
dieser Gründungen geht bisweilen in die Hunderte 
von Millionen. Dies gefördert durch Heeresaufträge 
und Kriegsgesetzgebung, welche die Dividenden ein- 
schränkt und in neuen Werken angelegte Kriegs- 
gewinne von der Kriegsgewinnsteuer ausnimmt. Be- 
denklich für diese neuen Gesellschaften das Fehlen 
von Kohle und Erzen in Italien, die Vermehrung des 
Papiergeldumlaufs um fünf, der auswärtigen Ver- 
schuldung um sechs Milliarden Lire. Folge dieser 
industriellen Spekulation phantastische Börsenhausse.) 
„Frankfurter Zeitung“, 16. Oktober. 

Mark gegen Dollar. (Im Gegensatz zu Deutschland war 
in den Vereinigten Staaten der Kapitalsmarkt bereits 
vor dem Eintreten in den Weltkrieg durch große Dar- 
lehen an Kriegführende und Neutrale geschwächt; 
seither Sinken der großen Ausfuhr an Kriegsmaterial, 
das im Land selbst gebraucht wird; im Jahre 1917 
die Verhältnisse verschärft durch ungünstige Weizen- 
ernte, hohe Kriegssteuern, Lebensmittelteuerung, Un- 
zufriedenheit der Arbeiter, selbstherrliches Vorgehen 


Die Silberfrage in Frankreich. 
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der Regierung 
von dieser 


auf dem Kapitals- und Warenmarkt, 
erzwungene Preisherabsetzung der Eisen- 
und Stahlfabrikate.) Von Georg Münch. „Vossische 
Zeitung‘ (Berlin), 7. Oktober. 

Les Emprunts Etrangers mis Aux Etats-Unis. (Höhe 
der ausländischen Anleihen September 1917 in der 
Union ın Millionen Dollar: England 11314, Frank- 
reich 7367, Rußland 148°5, Italien 25, Deutschland 
20, Kanada 335, Neufundland 5, Romanisch-Amerika 
1603, Asien 9, neutrale Staaten Europas 35, zu- 
sammen 2605'9 Millionen Dollar. Davon zurück- 


gezahlt 2293 MR Dollar.) „Le Monde Econo- 
mique“ (Paris), 13. Oktober. 


Geld- und Währungswesen. 


Volkswirtschaftliches. Der Ausweg aus dem Chaos. (Der 
Ausweg aus dem Chaos unserer Währungsverlegen- 
heiten angeblich der Übergang zu einer gemeinsamen 
mittelmächtlichen oder noch besser internationalen 
Papierwährung; die Goldwährung sei nur ein Behelf 
britischer Herrschaft - über den ganzen Weltmarkt.) 
Von Plutus. „Wiener Montags-Journal“, 22. Oktober. 
(Zu Beginn des Welt- 
krieges in Frankreich 1650 Millionen Silberfrancs und 
450 Millionen Scheidemünze im Umlauf. Papiergeld- 
umlauf derzeit ıı5 Millionen. Seit Kriegsbeginn um 


350 Millionen Franes Silberstücke, um 8 Millionen 
Franes Kupfergeld geprägt. Trotzdem steigender 
Hartgeldmangel in Frankreich. Französische Re- 


gierung genötigt, während der letzten Hochpreise des 
Silbers in London ein kg Silbermünzen im Nennwert 
von Francs 239'52 mit Francs 223°50 bis 224 zu be- 
zahlen. Daher von Pariser Zeitungen Einstellung der 
Silberankäufe in London und Einschmelzung des 
privaten Silberzeuges gefordert.) ,„Bosnische Post“ 
(Sarajewo), 19. Oktober. 


Preistreiberei. 


Die Handelskammer über die Wirkung der neuen Preis- 
treibereiverordnung. (Beantwortung einer Anfrage der 
Budapester Handelskammer durch die Wiener: Durch 
die Preistreibereiverordnung vom 24. März 1917 
Herabdrückung der Preise nicht erzielt, zumal auch 
allgemeine Produktions- und Verkehrserschwerungen, 
Banknotenmassenausgabe und Agio in gleicher Rich- 
tung wirken; manche Waren noch gestiegen. Auf- 
stellung von Richtpreisen sehr schwierig, da hohe den 
Verbrauchern nicht helfen, bei niedrigen die Ware 
vom Markte verschwindet, und zwar vielfach durch 
Verkauf nach Ungarn.) „‚Fremdenblatt“ (Wien), 
24. Oktober. 

Wiener „Luxuspreise“. Die geheime Lebensmittelbörse. 
(Alle öffentlich bewirtschafteten Lebensmittel im 
Geheimhandel zu riesig hohen Preisen zu haben. Mehl 
von 20 K aufwärts, Zucker 10 K, Butter 30 bis 40 K, 
Tee bis zu 150 K. Anscheinend sehr schwierig, diesem 


Treiben ein Ende zu bereiten.) „Österreichische Volks- 


zeitung“ (Wien), 21. Oktober. 

Geheime Handelskanäle. (Lebhafter Geheimhandel mit 
allen Arten von Textilwaren, besonders durch Leute, 
die der Weltkrieg ihres Einkommens beraubt. Ver- 
derbliche Wirkung dieses Treibens auf die deutsche 
Volkswirtschaft.) ‚Kölnische a ‚9. Ok- 
tober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Die wirtschaftliche Lage Bosniens und der Hercegovina 
im Kriege. (Ausfragung des k. u. k. gemeinsamen 
Finanzministers: Infolge schwach-mittlerer Ernte in 
Bosnien-Hercegovina Versorgung des Landes auf 


Beengung, jedoch 
Vorbereitungen der Landesregierung 


Einfuhr aus Ungarn angewiesen; 
keine Notlage. 


für die Übergangswirtschaft auf landwirtschaftlichem, ‘ 


industriellem und finanziellem Gebiet.) „A Mon aP6BAaE 
(Budapest), 25. September. 


Die gegenwärtigen Zustände in Serbien. (An der Spitze 


der Verwaltung des von Österreich-Ungarn besetzten 
Serbiens das Generalgouvernement, unter ihm zwölf 
Kreiskommandanten. 80 Prozent der Bevölkerung in 
Landwirtschaft beschäftigt, Fehlen eines Großgrund- 
besitzes, 55 Prozent des Grundbesitzes Zwergbesitz. 
Im Jahre 1916. in ha: Äcker 530.386, Weingärten 
111.381, Obstgärten 93.383, Wiesen 207.195, Weiden 
113.613, Wälder 375.847. Bergbau wenig entwickelt. 
Im Jahre .ı9rı 475 Fabriken mit Betriebskapital 
von 20 Millionen Dinar, industrielle Erzeugung 
für das Jahr‘ 1911 mit 35 Millionen Dinar berechnet. 
Ausbau des Verkehrswesens erst kurz vor Ausbruch 
des Weltkrieges begonnen.) Von Dr. Alexander To- 
nelli, Sekretär der Szegeder Handelskammer. „Der 
ungarischce Volkswirt“ (Budapest), 5. Oktober. 


Les importations et les exportations espagnoles, (Spani- 


sche Einfuhr während der sieben ersten Monate der 
Jahre 1915, 1916, 1917: 653, 745 und 878 Millionen 
Peseta. 
802 Millionen Peseta. Einfuhr gestiegen in Fertig- 
fabrıkaten, Ausfuhr in 
rungsmitteln. Schwere Gefährdung der. spanischen 
Volkswirtschaft durch Verfügung der Union, für Aus- 
fuhr nach Spanien keine REES zu erteilen.) „Le 
Semaphore de Marseille“, Oktober. 


Die wirtschaftlichen ne des Krieges in Deutsch 


Ostafrika. (Während des Weltkrieges bei Ausbleiben 
der überseeischen Zufuhr Steigerung der einheimi- 
schen Erzeugung Deutsch-Ostafrikas; besonders rasch 
entwickelt: Reis-, Mtama- und Maisanbau. Fleisch- 
versorgung allen Anforderungen genügend; Verwer- 
tung einheimischer Gemüse für den Gebrauch der 


Weißen; Herstellung von Marmelade aus allerlei 
Früchten, von Dörrobst aus Mango. Ersatz des 
Olivenöls durch Erdnußöl, Erzeugung von braunem 


Zucker aus Zuckerrohr, Steigerung für Salzgewin- 
nung, Bau und Betrieb von Spinnrädern und Web- 
stühlen, Gründung von Gerbereien sowie von Schuh- 
und Seifenfabriken, Schaffung einer Alkohol- und 
Rauchwarenindustrie. Hingegen großer Schaden der 
Pflanzer infolge Arbeitermangels.) Von Dr. E. 
Krenkel. ‚Kölnische Zeitung“, 22. September. 


Le Mexigue. (Unsichere Lage der mexikanischen Volks- 


wirtschaft infolge der mehrjährigen Bürgerkriege. Vor 
1914 Mexiko der erste unter den Silber fördernden 
Staaten, im Jahre 1916 von der Union übertroffen. 
Förderung der Union 72'88, die Mexikos 35'09 Mil- 
lionen Unzen. Offizielle Münzeinheit Mexikos der 
Goldpeso zu 2598 Francs, tatsächlich der Silberpeso 
[244391 g reines Silber] zu Francs 543. In Petro- 
leumerzeugung Mexiko an dritter Stelle; 1913: 26, 
1914: 
700.000 ti. Im Wirtschaftsjahr 
19,577.233, Ausfuhr: 
fuhrwaren 13,088.508 £ Edelmetalle.) Von G. Rou- 
land. „L’Economiste Francais“, 15. September. 


1912/13 Einfuhr: 


Exportförderung. 


Die neue Exportbank in Hamburg. (Aufgabe der im 


Juli 1917 in Hamburg gegründeten Deutschen Export- 
bank: Gewährung von‘ Akzeptkredit an 
firmen; Bevorschussung von Buchforderungen und 
Konsignationen; Rembourskredit für ein- und aus- 
gehende Sendungen; Erichtung von Zweiganstalten 
im romanischen Amerika, Westindien, 


Ausfuhr in diesen Zeiträumen 719, 802 und 


Fertigfabrikaten und Nah- 


30,040.561 £; unter den Aus- 


Ausfuhr-. 


Ostasien, 


21 Millionen Faß. Jährliche Kohlenförderung | 
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Philippinen, Australien, eh, Kanada, Ma- 
rokko; Fühlungnahme mit neutralen und nationalen 
Banken der feindländischen Kolonien; Förderung des 
Baues von Verkehrsmitteln, Beleuchtungseinrich- 
tungen etc. in den Überseeländern.) „Wiener Handels- 
blatt“, 22. Oktober. 


Deutsche Handelskammern im Ausland. (Zur Be- 


kämpfung des englischen Wettbewerbes nach Friedens- 
schluß nötig: Förderung des deutschen Außenhandels 
durch Auslandshandelskammern oder amtliche Han- 
delsstellen. Diese mit Hilfe der Auslandsdeutschen 
den Besonderheiten der einzelnen Länder anzupassen. 
Seit Beginn des Weltkrieges von England 30 Aus- 
landshandelskammern errichtet, 14 in Asien, 9 in 
Europa, je 3 in Südamerika und Afrika. Im Jahre 
1917 Veranstaltung zweier ‘englischer Handelsmessen 
in Glasgow und London.) „Export“ (Berlin), 9. Ok- 
tober. 


Deutsche Konkurrenzmessen für Leipzig. (Plan meh- 


rerer deutscher Städte, Mustermessen in der Art der 
Leipziger Messen zu veranstalten, sei unvorteilhaft. 
In wenigen deutschen Städten außer Leipzig infolge 
der baulichen Anlage Abhaltung der Messen im Stadt- 
innern möglich; dies für Erfolg, wie abschreckendes 
Beispiel Lyons zeigt, nötig. Unmöglich die Belastung 
der Geschäftswelt durch Nötigung, jährlich mehrere 
Messen zu besuchen.) „Der Weltmarkt“ (Hannover), 
1. Oktober. 


Die Handelskammertätigkeit im Kriege und die sich 


daraus ergebenden Reformwünsche. (Den Kammern 
erwuchsen im Kriege neue Aufgaben, denen sie sich 
anzupassen wußten. Den kleineren Handelskammern 
fehlen oft die Mittel, eine Zusammenlegung mehrerer 
Handelskammern. geplant. Industrie- und Klein- 
handelskammern überflüssig, Schaffung einer reichs- 
amtlichen Zentralstelle für alle Kammern nötig.) 
„Süddeutsches Industrieblatt““ (Stuttgart), 3. Oktober. 


Eın neues Handelskammerrecht. (Plan der preußischen 


Regierung, die preußischen Handelskammern nach 
territorialen Gesichtspunkten umzugestalten, ihre Zahl 
[89] einzuschränken, der Regierung Gründung und 
Auflösung der Kammern vorzubehalten. Zerlegung 
der Kammern in einzelne Abteilungen für Handel, 
Industrie, Bergbau, Kleinhandel etc. Freiwillige Um- 
wandlung der in Königsberg, Stettin, Danzig, Tilsit 
und Memel bestehenden ‚kaufmännischen Körper- 
schaften“ in Handelskammern von der Regierung er- 


‘wartet. Aktives Wahlrecht den Frauen zugebilligt. 


Name der Kammern künftig „Handels- und Gewerbe- 
kammern“.) „Berliner Tageblatt“, 18. Oktober. 


Die Notwendigkeit einer Schweizer Exportbank. (Zur 


Förderung der schweizerischen Ausfuhr nötig: Grün- 
dung einer Exportbank nach Muster der British Trade 
Corporation und der in Hamburg geplanten Export- 


bank. Ihre Aufgabe: Gewährung von Vorschüssen 
durch Kontokorrentkredit oder Akzeptkredit gegen 
einfache Export- und Dokumentartratten, gegen 


Warenverpfändung etc. Die nötigen Mittel hätte sich 
die Bank zu beschaffen durch eigenes Kapital, Konto- 
korrent und Depositen. Die den Exportkredit be- 
nützenden Firmen sollten Aktien zeichnen und ein 
Konto halten. Auch Finanzierung der Einfuhr sei 
durch die Exportbank vorzunehmen.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 12. Oktober. 


Wirtschaftliche Auslandsvertretung. (Zweckmäßige Aus- 


bildung der Schweizerischen Handelsattaches drin- 
gend nötig. "Theoretische Ausbildung auf Handels- 
hochschulen, praktische durch Zuteilung an Konsulate 
und später an Gesandtschaften. Zur Sammlung und 
zweckmäßigen Verwertung von. handelspolitischen 
Berichten im Inlande Gründung eines Handelsdeparte- 


Musterausstellungen in der 


Österreichische Edelarbeit und Kunst. 


Rumäniens landwirtschaftliche Leistung. 


ments beim Bundesrate vorgeschlagen.) „Neue Zür- 
cher Zeitung“, 5. Oktober, . 


Die Notwendigkeit einer Schweiger Exportbank. (Die 


schweizerischen Banken sollen nicht sehr viel Eifer 
und Verständnis bei Unterstützung schweizerischer 
Ausfuhrgeschäfte zeigen; daher Gründung einer 
schweizerischen Ausfuhrbank nach dem Muster der 
British Trade Corporation oder der in Hamburg ge- 
planten ähnlichen Bankeinrichtung zu empfehlen.) 
„Neue Zürcher Zeitung‘, 12. Oktober. 


Eine Kommission für Außenhandel. (Bevor große Be- 


träge in kostspielige Einrichtungen zur Förderung des 
schweizerischen Außenhandels gesteckt werden, wäre 
gründliche Erkenntnis aller einschlägigen Verhältnisse 
durch Bildung einer schweizerischen Kommission für 
Ausfuhrhandel sicherzustellen, wo die besten Fach- 
männer ihre Ansichten auszutauschen hätten.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 12. Oktober. 


Zur Frage der Errichtung von Lagern in der Levante. 


(Errichtung von Lagern deutscher Fabriken in der 
Levante besonders für Modeindustrielle, Erzeuger von 
Maschinen und Wirtschaftsgeräten empfehlenswert. 
Zum Ausgleich gegenüber der Bestellung bei den 
Fabriken im Falle des Ankaufes vom Lager kein 
Rabatt bei Rabattsätzen bis zu fünf Prozent. Möglich 
Übernahme der Lager durch eigene Vertreterfirmen, 
die nur Zubußen von den Fabrikanten erhalten und 
allenfalls durch Entsandte der Erzeuger- beaufsichtigt 
werden; ferner möglich Führung des Lagers durch 
den Fabrikanten selbst.) Von F. Linke, Gerlach. 
„Deutsche Levante-Zeitung‘“ (Hamburg), 1. Oktober. 
Türkei. (Veranstaltung 
deutscher Musterausstellungen in der Türkei nicht 
sehr empfehlenswert. Vorteilhafter die Entsendung 
von Vertretern einzelner Firmen mit Warenmustern, 
die von den jeweiligen Platzvertretern zu unterrichten 
wären.) Von Eugen Löwinger. „Deutsche Levante- 
Zeitung‘ (Hamburg), 1. Oktober. 


Industrieförderung. 


(Bericht des 
Handelskammersekretärs Pistor über die Tätigkeit 
des Komitees für österreichische Edelarbeit und Kunst, 
dessen Geschäfte gemeinsam von der Wiener Handels- 
kammer und dem Gewerbeförderungsdepartement des 
niederösterreichischen Landesausschusses besorgt 
werden. Ausstellungen österreichischer Erzeugnisse, 
besonders Wiener Modewaren, österreichisches Kunst- 
gewerbe, hohe Kunst und Musik in Holland, Schweiz, 
Skandinavien, Türkei und Bulgarien. In Modewaren 
Umsatz von 2 Millionen Kronen erzielt. Nötig Er- 
bauung eines österreichischen Pavillons. in Am- 
sterdam.) „Neues Wiener Tagblatt“, 20. Oktober. 


Agrarpolitik. 


(Erhebliche 
Fortschritte der rumänischen Landwirtschaft in den 
letzten Jahrzehnten. 1855 wurden schätzungsweise 
20 Prozent der Gesamtfläche desLandes [13,135.744 ha] 
bebaut, im Jahre 1912 neben 19 Prozent Forstflächen 
über 61 Prozent Getreideanbau. Die verhältnismäßig 
schwachen Ernteergebnisse Rumäniens auf die 
extensive Art des Anbaues zurückzuführen.) „Buka- 
rester Tagblatt“, 13. Oktober. 


Die Schafhaltung in den Alpenländern. (Ratschläge für 


die Haltung, Wartung und Aufzucht der Wolle und 
Fleisch liefernden Gebirgsschafe; diese seien leicht 
zu halten, besonders wenn Überwuchern der Jagd ein- 
geschränkt würde, da sie noch Weiden atsnützen 
können, die Rindern nicht mehr zugänglich.) Von, 
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Dr. Paul Schuppli. „Wiener Landwirtschaftliche Zei- 
tung“. 10. Oktober. 

Kriegswirtschaft im serbischen Okkupationsgebiet. (Der 
serbische Bauer erhält heute Preise, die früher un- 
gekannt waren; der Wucher hat aufgehört. Die Mi- 
litärverwaltung ‘sucht die Kultur zu heben, was auch 
im Interesse der Versorgung Österreich-Ungarns mit 
Lebensmitteln liegt.) „Deutsche Balkan-Zeitung“ 
(Sofia), 3. Oktober. 

Das landwirtschaftliche Personal. (In Rumänien schon 
im Frieden Mangel an tüchtigen höheren Ange- 
stellten ın der Landwirtschaft, wie Verwalter, In- 
spektoren, Hilfsverwalter. Durch Kriegsereignisse 
dieser Mangel noch gesteigert. Vertreter anderer Be- 
rufe, Makler, Geschäftsreisende, Getreideübernehmer, 
Agenten für landwirtschaftliche Maschinen, Bank- 
beamte, die mit Landwirten Geschäfte machten, Steuer- 
einnehmer in den Dörfern etc., die in großer Menge 
während des Weltkrieges Stellen als landwirtschaft- 
liche Verwalter ‚annahmen, meist unbrauchbar.) 
„Agrarul“ (Bukarest), 7. Oktober. 

Türkei. Ein Vortrag über die türkische Landwirtschaft. 
(Im Jahre 1913 Gesamtausfuhr der Türkei 4 Prozent 
der deutschen Gesamteinfuhr; Deutschland an dieser 
Ausfuhr mit einem Fünftel beteiligt, entsprechend 
07 Prozent der deutschen Gesamteinfuhr. Türkische 
Ausfuhr nach Deutschland: Luxusgegenstände, Süd- 
früchte, Zigarettentabak, Teppiche. Landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse aus der Türkei hauptsächlich nach 
England, Frankreich und Nordamerika ausgeführt. 
Wenn auch diese ganze Ausfuhr nach Deutschland 
gelenkt würde, dies für Deckung des deutschen Be- 
darfes an landwirtschaftlichen Gütern nicht aus- 
reichend. Steigerung dieser Ausfuhr wegen Bevölke- 
rungsmangels in der Türkei derzeit nicht leicht mög- 
lich.) „Kölnische Zeitung“, 20. Oktober. 

Die wilden Pferderassen und der Weltkrieg. (Infolge 
nordamerikanischer Massenausfuhr von Pferden nach 
Frankreich und England während des Weltkrieges 
Mangel an Pferden in Mexiko und Mittelamerika, die 
bisher von der Union mit Pferden versorgt wurden. 
Gründung dreier Gesellschaften in Mexiko zur Zucht 
einer derzeit noch wild lebenden Pferderasse Süd- 
amerikas, Alzedos.) „Agrarul“ (Bukarest), 23. Sep- 
tember. 


Fremdenverkehr. 


Der Zuzug von Ausländern in die Schweiz. (Vorschlag, 
während des Weltkrieges in die Schweiz einreisenden 
Ausländern keine Niederlassung, nur kurzfristigen 
Aufenthalt zu gestatten, Ausnahmen nur für Kranke, 
Dies durch Lebensmittel- und Wohnungsknappheit er- 
zwungen; Verbesserung der schweizerischen Zah- 
lungsbilanz und Hebung des Gastgewerbes daneben 
belanglos. In Christiania Ausländern der Aufenthalt 
verboten; ähnliche Verfügung in Budapest.) „Neue 
Zürcher Zeitung“, 13. Oktober. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Großstädtische Meliorationspolitik. (Dringend nötig in 
der Zeit nach Friedensschluß. Verbesserung der groß- 
städtischen Wohnviertel. Durch Abwanderung der 
Bevölkerung aus größeren in kleinere Wohnungen 
Kleinwohnungsnot und Ertragsnot der Grundstücke 
mit größeren Wohnungen; hierdurch Minderung der 
gemeindlichen Steuereingänge. Befestigung des 
Einzelbesitzes nur möglich durch Hebung des Ver- 
kehrs, Verbesserung der Bauordnungen und städti- 
schen Baupläne, durch Neueinrichtung des Real- 
kredits. Abgaben von Grund- und Hausbesitz für 
dessen Unterhaltung und Wertsteigerung heran- 
zuziehen. Wünschenswert: Aufstellung eines eigenen 
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Etats mit besonderen Einnahmen und Ausgaben für 
den Ausbau der Stadt.) 
Martin Wagner. „Der Tag‘ (Berlin), 14. September. 


Eine Würdigung des Hypothekenschutzes. (Nach Rede 


des Abgeordneten Dr. Mayer [Kaufbeuren] in Reichs- 
tagssitzung vom 8. Oktober 1917. Der durch deutsches 
Gesetz von der Versicherungspolizei befreite Hypo- 
thekenschutz eine großangelegte Betätigung der 
Selbsthilfe der führenden Verbände des Haus- 
besitzes und des Baugewerbes und zugleich auch ein 
wertvolles Stück nützlicher Wohnungsfürsorge. Be- 
dingung: Schutzzins höchstens 7°5 bis 15 Promille 


des Bruttoertrages des betreffenden Anwesens.) „Der 


Tag“ (Berlin), 18. Oktober. 


Kleinwohnungsbau nach dem Kriege. (Nach Friedens- 


schluß in Deutschland Not an Kleinwohnungen zu 
erwarten. Baukosten, um 40 Prozent gestiegen, werden 
Bautätigkeit erschweren. Abhilfe durch Schaffung von 
niedrigen, möglichst einfach gebauten Häusern, deren 
Gestehungskosten durch derartige Erleichterungen um 


ıı bis 18 Prozent niedriger wären, als die gewöhnlicher 


Zinshäuser.) „Norddeutsche Allgemeine Zeitung“ 


(Berlin), 16. Oktober. 


Der Weg der Kriegerheimstätten. (Wiedergabe einer 


von der „Beuthener Zeitung“ veranstalteten Erhebung 
über die Wohnungsfrage in Preußisch-Schlesien nach 
Friedensschluß. Fast aus allen Städten dieser Provinz 


wird von drohender Not an Kleinwohnungen und ge- 


meindlichen Gegenmaßnahmen berichtet, wie Bürg- 
schaft für erste und zweite Hypotheken, städtischer 


Bauboden zur Verfügung gestellt, Unterstützung von 


Wohnungsgenossenschaften, Errichtung von Wohn- 
häusern aus eigenen Mitteln, Begünstigung 
Kriegerheimstätten, Erleichterung der Straßenbau- 
kosten etc.) „Deutsche Warte“ (Berlin), 14. Oktober. 


Unangenehme Wahrheiten. (Die Bemühungen der Boden- 


reformer um Kriegerheimstätten hätten deshalb zu 
unterbleiben, weil dadurch angeblich nur große Hoff- 
nungen erweckt werden, die nur zum kleinen Teil 
befriedigt werden könnten.) Von Dr. R. van der 


Borght, kaiserlichem Präsidenten a. D. „Der Tag“ 


‘ (Berlin), 18. Oktober. 


Ein- und Auswanderung. 


Die zionistische Bewegung. (Die zionistische Siedlungs- 


bewegung im südlichen Syrien sei als eine von mäch- 
tigen politischen Kräften getragene und für die Türkei 
wirtschaftlich-kulturell vorteilhafte Strömung von der 
deutschen Regierung zu unterstützen.) „Vossische 
Zeitung“ (Berlin), 18. Oktober. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Die Bewegung gegen die Sonderversicherung der Privat- 


angestellten. (Diese Bewegung ist zu bekämpfen, da 
hieraus für die Angestelltenversicherung kein Nutzen 


zu erwarten sei; Ersparnis an Verwaltungskosten un-. 


bedeutend; Vermutung, daß bedrängte finanzielle Lage 


der Invalidenversicherungsansalten durch Verschmel- 
zung mit der in besserer Lage befindlichen Reichs- 


versicherungsanstalt für die Angestellten erleichtert 
werden soll.) Von Dr. Doormann, Mitglied des Reichs- 
tags. „Berliner Tageblatt“, 23. Oktober. 


Sonstige Sozialpolitik. 


vor und nach dem 
geber; nur wenn alle Länder die gleichen Beschlüsse 
betreffs Verkürzung der Arbeitszeit fassen würden, 
könnten diese Verbesserungen ohne Schaden für die 


Industrie Österreichs durchgeführt werden. Einwir- 


kung der Gewerkschaften auf den Fabriksbetrieb wäre 2 


Von Dipl.-Ing. Dr. Ing. 


vom 2 


Kriege. 


Die Dienstpflicht der 


Die 
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in Schranken zu halten, da zum Beispiel Rückgang 
der englischen Industrie nur auf allzu großen Einfluß 
der Gewerkvereine zurückzuführen sei.) Von: Fritz 
Hamburger, Präsident der Hauptstelle industrieller 
Arbeitgeberorganisationen. „Fremdenblatt“ (Wien), 
30. September. f 


Die „Arbeitgeberfrage“ vor und nach dem Kriege. (Nicht 


soziale Verbesserungen und Einfluß der Gewerkschaf- 
ten haben die englische Industrie gegen die deutsche 
zurückstehen lassen; die Erfolge der Union, trotz 
hohen Löhnen und starken Gewerkschaften, zeigen, 
dab es unter anderm auch auf die besten Maschinen 
ankäme. Österreichische Industrie durch handelspoli- 
tische Fehler, durch überlange, die Arbeiter schwä- 
chende Arbeitszeit, durch Mißstände der öffentlichen 
Verwaltung, nicht aber durch die „konstitutionelle 
Fabrik“ behindert.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 
2. Oktober. SS 
Untauglichen. (In Verordnung 
vom 6. Oktober 1917 spricht sich das österreichische 
Landesverteidigungsministerium die Befugnis zu, alle 
bisher als untauglich bezeichneten männlichen Staats- 
bürger vom 18. bis zum 50. Lebensjahr zu Hilfs- 
diensten einzuberufen. Nach Landsturmgesetz vom 
6. Juni 1886 landsturmpflichtig nur die „wehrfähigen“ 
Männer. In Deutschland von der vaterländischen 
Dienstpflicht eine Reihe von Berufen und Arbeits- 
arten ausgenommen; in Österreich dies in der Ver- 
ordnung nicht ausdrücklich festgelegt.) „Arbeiter- 
Zeitung“ (Wien), 7. Oktober. 


Die Frau im Männerberuf. (Derzeit noch kein endgül- 


tiges Urteil über Brauchbarkeit der Frau in Männer- 
berufen zu fällen. Fehlen der Gewandtheit des Fach- 
mannes bei Herstellung von Geschossen größeren Ge- 
wichts. Nach Friedensschluß dürften Frauen in vielen 
Betrieben wieder durch Männer ersetzt werden.) 
Unterredung mit einer Persönlichkeit des Handels- 
ministeriums. „Neues Wiener Journal“, 4. Oktober. 


Gewerbetreibender oder Heimarbeiter? (Die Polizeikom- 


missariate und magistratischen Bezirksämter Wiens 
bezeichnen anlaßlich der Versorgung mit Brennstoffen 
nur jene Schneidermeister als Gewerbetreibende, die 
Gassenladen haben, und versorgen auch nur diese mit 
Brennstoffen. 
den 16.000 Schneidern Wiens 


Heimarbeiter zu bezeichnen.) 
blatt“, ıı. Oktober. 


nur 1000 nicht als 
„Neues Wiener Tag- 


Die Geschäftssperre in der Kriegszeit. (Im Kleinhandel 


Einführung einer zeitlicheren Geschäftssperre zur Er- 
sparung von Beleuchtung und Beheizung und zum 
Schutze der Angestellten erwünscht. Im Großhandel 
und ın. Bureaus durchgängige Arbeitszeit mit ver- 
kürzter Mittagspause und Geschäftsschluß um 3 oder 
4 Uhr einzuführen.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 
17. Oktober. 


Frage des Arbeitgeber-Arbeitsnachweises in 
Deutschland. (Nach einem auf der Tagung der Arbeit- 
geber-Arbeitsnachweise in Berlin im Juni 1917 er- 
statteten Bericht: Die besten Arbeitsnachweise jene 
der Arbeitgeber, da sie im Gegensatz zu anderen be- 

strebt sind, den geeignetsten Mann an den passend- 
sten Platz zu stellen, ohne Rücksicht auf Bedürftig- 
keit des Arbeiters, Dauer seiner Bewerbung etc. Dies 
sei zur Förderung der Industrie nötig. Die Beamten 
der Arbeitgeber-Arbeitsnachweise, Angestellte der In- 
dustriellen, vertreten deren Interesse und kennen ihre 
Bedürfnisse. Günstig auch die möglichst große Zu- 
sammenfassung: von Angebot und Nachfrage. Durch 
Beschaffung von Streikbrechern als Ersatz für strei- 
kende Arbeiter die Arbeitgeber-Arbeitsnachweise be- 
sonders wichtig.) „Die Industrie“ (Wien), 20. Sep- 


tember. 


Das technische und soziale Werk Henry Fords. 


-in  Grundstücks- 


Eine neue Schiffswerft in Dalmatien. 


Nach dieser Ansicht wären also von. 


(Ent- 
wicklung der nordamerikanischen Detroitwerke Henry 
Fords: 1904 wurden 1708, 1917 750.000 Autos her- 
gestellt. Zeit der Herstellung für einen Motor durch 


technische Einrichtungen von 9 Stunden 20 Minuten 


auf 3 Stunden 10 Minuten herabgedrückt. Gewinn- 
beteiligung der Arbeiter nach Höhe der Arbeitslöhne 
gestaffelt; Kunst Fords, jede Arbeitskraft irgendwie 
schonungsvoll und vorteilhaft zu verwerten, so zum 
Beispiel sogar Lungenkranke.) „Arbeiter-Zeitung“ 


(Wien), 15. Oktober. 


Zur Lage in Argentinien. (Der Ausstand der argentini- 


schen Eisenbahnarbeiter fällt einerseits mit großer 
Teuerung der Lebensbedürfnisse, anderseits mit un- 
günstiger Lage der Eisenbahnen zusammen, die sich 
und Kolonisationsgeschäften ver- 
spekuliert haben. (Gewalttätige Formen dieser Ar- 
beiterbewegung. Mit der Entente in Verbindung 
stehende anarchistische Elemente in Buenos Aires, die 
weniger Arbeiterbewegung als Hetze 
neutralistischen Präsidenten des Landes 
„Frankfurter Zeitung“, 9. Oktober. 


gegen den 


betreiben.) 


Seeschiffahrt. 


(An Stelle des 
Cantiere Navale in Monfalcone, in allzu großer Nähe 
zur italienischen Grenze, von der „Budapester Kom- 
merzialbank“ eine Werft in Spalato geplant, das im 
Jahre 1913 bereits einen Gesamtverkehr ein- und aus- 
laufender Fahrzeuge von 3:64 Millionen t, hiervon be- 
ladene Fahrzeuge 3°45 Millionen ft, hatte. Serbisch- 
dalmatinische Durchzugsbahnen dürften in Spalato 
ausmünden.) „Österreichisch-ungarische Schiffahrts- 
Zeitung“ (Wien), 14. Oktober. 


Das Schiffahrtsentschädigungsgesetz. (Gesetz über eıin- 


malige Beihilfe des Deutschen Reiches für die durch 
den Weltkrieg geschädigten Schiffahrtsgesellschaften 
vom Reichstag in zweiter Lesung angenommen; Höhe 
der Beihilfe etwa ı—ı!/, Milliarden Mark. Weitere 
Vorschläge im Zusammenhang mit der Wiederherstel- 
lung der Handelsflotte: Beteiligung des Reiches am 
Reingewinn der Handelsflotte; Berücksichtigung der 
süddeutschen Industrien; Förderung der Neueinrich- 
tung und Vergrößerung von Werften; Herstellung ge- 
sundheitlich einwandfreier Schiffsoffizierskammern 
und Mannschaftsräume auf den mit Reichshilfe be- 
schafften Schiffen.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
5. Oktober. 


Über die Wiederherstellung der deutschen Handelsflotte. 


(Im Ausschuß des deutschen Reichstages für Handel 
und Gewerbe Verstaatlichung der deutschen Seeschift- 
fahrt nach dem Weltkrieg angeregt ; dies unzweckmäßig, 
da Erlangung einer Monopolstellung wie im Eisen- 
bahnwesen für den Staat bei dem sich über die Landes- 
grenzen erstreckenden Seeverkehr unmöglich. Ertrag 
eines Schiffsmonopols nur gering, da Durchschnitts- 
ertrag der deutschen Großreedereigesellschaften vor 
dem Weltkrieg nur 6 bis 6'/s Prozent betrug und der 
Staat wahrscheinlich teurer arbeiten Nicht 
empfehlenswert Gewinnbeteiligung des Reiches an der 
Schiffahrt, da sie nicht mehr als 5 Prozent jährliche 
Zinsen erzielen werde.) Von Dr. OÖ. Matthies, Syn- 
dikus der Handelskammer. „Hamburgischer Kor- 
respondent“, 5. Oktober. 


würde. 


Die Wiederherstellung unserer Handelsflotte und die 


Werften. (In Deutschland Staatshilfe zur Errichtung 
neuer Werften nicht empfehlenswert, da diese ohnehin 
Hochkonjunktur hinter sich haben und erforderliches 
Kapital zur Erweiterung leicht aufbringen können. 
Durch Staatshilfe wäre Anregung zur Börsenspekula- 
tion gegeben.) „Das Schiff“ (Berlin), 29. September. 
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Beschlagnahme des Schiffsraumes in Frankreich. (Ein- 
fuhrbedarf Frankreichs im Weltkrieg 45 Millionen 
. Nettotonnen; hierfür verfügbar stetig abnehmender 
französischer, englischer, neutraler Schiffsraum von 35 
bis 38 Millionen Nettotonnen. Daher durch Erlab vom 
30. September 1917 französische Regierungskontrolle 
|Beschlagnahme] aller in Frankreich, seinen Kolonien 
und Schutzgebieten verkehrenden Handelsschiffe jeder 
Flagge angeordnet. Hierdurch angestrebte Einschrän- 
kung der Rohstoffeinfuhr schwere Schädigung der 
französischen Industrie.) „Kölnische Zeitung“, 5. Ok- 
tober. 

Unstimmigkeit zwischen England und Amerika. (Die 
2!/, Millionen t, die im Auftrag von England und 
Frankreich gegenwärtig. auf den Werften der Ver- 
einigten Staaten gebaut werden, vom nordamerikani- 
schen Schiffahrtsamte beschlagnahmt; alle Forde- 
rungen Englands und Frankreichs auf Freigabe ın 
Washington abgewiesen.) „Deutsches Volksblatt“ 
(Wien), 10. Oktober. 

Die Bilanz des U-Bootkrieges. (Zu Kriegsbeginn Welt- 
schiffsraum an Schiffen über 2000 1: 33'77 Millionen t; 
davon im Besitz der Mittelmächte: 5'36 Millionen £; 
beschlagnahmt durch die Entente: 1'539 Millionen f; 
daher nach Kriegsbeginn ım Besitz der Entente: 
29°85 "Millionen t. Seit Beginn des Weltkrieges bis 
Ende 1917 in allen Ländern außerhalb der Mittel- 


mächte neugebaut an Schiffen über 2000 t: wahrschein-' 


lich 3:65 Millionen t. Abgang von Schiffen der Entente 
durch nichtkriegerische Ereignisse: 121 Millionen £, 
versenkt bis Juli 1917: 10'452 Millionen #. Zur Ver- 
fügung .der Entente für die europäische Schiffahrt: 
15'418 Millionen it, davon 7'/s Millionen it für. Militär- 
zwecke verwendet; für die Versorgung der Zivilbevöl- 
kerung daher übrig nur 8'918 Millionen: ft.) Von 
Dr. h. c. Alfred Lohmann, Präsident der Deutschen 
Ozean-Reederei. „Vossische Zeitung“ (Berlin), 25. Sep- 
tember. ; 


Eisenbahnwesen. 


Beraubung der Eisenbahngüter. (Beraubung von Gütern 
auf den österreichischen Eisenbahnen durch ihre 
Häufigkeit bereits zu einer Gefährdung der planmäßi- 
gen Abwicklung der staatlich geordneten Kriegswirt- 
schaft geworden; diese Beförderungsgefahr in man- 
chen Geschäftszweigen in die Kosten eingerechnet und 
ein Förderungsmittel der fortschreitenden Teuerung; 
staatliche Bewirtschaftung unentbehrlicher Ver- 
brauchsgegenstände durchkreuzt; planmäßige Abwehr- 
einrichtungen der am Verkehr Beteiligten ‘sind zu 
schaffen.) „Allgemeiner Tarif-Anzeiger‘‘ (Wien), 
21. Oktober. 

Zur bevorstehenden Beschränkung des Personenverkehrs. 
(In Deutschland für Dauer des Weltkrieges Personen- 
tarife der Eil- und Schnellzuge um 100 Prozent er- 
höht. Dies bedingt durch Ausdehnung des deutschen 
Eisenbahnbetriebes über die besetzten feindlichen Ge- 
biete, da trotz aller Anstrengungen erforderliche Ver- 
mehrung des rollenden Materials nicht möglich; 
Mangel an Eisenbahnbediensteten. 70 Prozent der Be- 
nützer von Eil- und Schnellzügen militärische Ur- 
lauber. Weitere Einschränkung des Güterverkehrs 
nicht durehführbar.) „Zeitung des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen“ (Berlin), 17. Oktober. 

Der Schnellzugszuschlag. (In Deutschland keine Auf- 
hebung des Schnellzugszuschlages für geschäftlich 
wichtige Reisen zu erwarten. Einschränkung des Ver- 
kehrs auf keine andere Weise zu erreichen, da Ein- 
führung des Nachweises der Notwendigkeit jeder ein- 
zelnen Reise zu großen überwachenden Beamtenkörper 
erfordern würde; Güterverkehr die Hauptsache.) 
„Berliner Tageblatt“, 19. Oktober. 


Kriegswirkungen auf das Reklamationswesen. 


(Wün- 
schenswert Errichtung eigener Gerichtshöfe in 
Deutschland für Entscheidungen über Frachtreklama- 
tionen. Diese zusammenzusetzen aus Vertretern des 
Kaufmannsstandes, der Eisenbahnbehörden und aus 
Berufsrichtern. Ihre Zuständigkeit umfaßt alle An- 
sprüche, die sıch aus Transport- und Frachtverträgen 
zwischen den Parteien und den Eisenbahnen ergeben.) 
Von unserem Berliner Mitarbeiter. „Zoll- und Spe- 
ditionszeitung‘“ (Wien), 14. Oktober. 


Verkehrsverträge nach dem Kriege. (Innerhalb der Ver- 


kehrsverträge 
verträge und 


unterschieden:  Warenüberlassungs- 
Transportregelungsverträge. In der 


Übergangswirtschaft wird Deutschland bei den erst-. 


genannten Verträgen, die noch immer mehr  Aus- 
tausch- als gewöhnliche Handelsverträge früherer 
Zeit sein werden, zu haben auf: 
große Ausfuhrwertziffern gegenüber möglichst kleinen 
Einfuhrwertziffern; Zahlung in.der vom Gläubiger be- 
vorzugten Währung; Standard-Beschaffenheiten von 
beiderseitigen Handelssachverständigen vertraglich 
festgelegt. Bei Transportregelungsverträgen zu be- 
obachten: Dauernde und wirtschaftlich nützliche Ver- 
kehre zu bevorzugen; Vorsorge gegen einseitige Um- 
gehungen der Verkehrsbedingungen und Errichtung 
versteckter Zollschranken; die Verträge seien, um 
nicht zu Gegenbündnissen aufzureizen, nicht vom 
Reiche, sondern von den einzelnen bundesstaatlichen 
Eisenbahnverwaltungen abzuschließen, deren stark 
überwiegender Hauptbestandteil freilich die preußisch- 
hessische Eisenbahngemeinschaft.) Von Dr. W. H. 
Edwards, Göttingen. „Post“ (Berlin), 13. Oktober. 


sehen 


Die Zukunft der Schmalspurbahnen in Bulgarien. (Wäh- 


rend der zweijährigen Teilnahme Bulgariens am Welt- 
krieg hauptsächlich in den neuen Gebieten zu Kriegs- 
zwecken ein umfangreiches Eisenbahnnetz gebaut; 
hiervon sollen 800 km vollspurig, ungefähr 1200 km 
schmalspurig sein, mit Anschluß an das serbische und 
bosnische Schmalspurnetz; Ende August 1917 bereits 
470 km schmalspuriger Linien fertig; nach Friedens- 
schluß dürften minder wichtige Linien auch im bis- 
herigen Bulgarien selbst schmalspurig gebaut werden.) 
„Zeitung des Vereins deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen“ (Berlin), 10. Oktober 


Die transmesopotamische Eisenbahn Koweit—Bagdad— 


Homs. (Von der Entente geplant Bau einer trans- 


mesopotamischen Bahn von Homs über Bagdad nach 


Koweit. Ihre Länge: 1615 km. Sie folgt von Homs 
nach Bagdad der Karawanenstraße, geht dann über 
Mussejib, Hilleh, Diwanije, Nasrije nach Koweit. 
Kosten für einen km der Strecke Bagdad—Homs 
[970 km] auf 184.000, für einen km der Strecke 
Bagdad—Koweit auf 190.000 Francs geschätzt. Be- 
absichtigt Staatsgarantie von jahrlich 5 Prozent, mit 
Anrecht auf Hälfte des diesen Ansatz übersteigenden 
Reinertrages.) „Zeitung des Vereins deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen“ (Berlin), 26. September. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


politik. 


Die Ausfuhr von Obst und Gemüse aus Böhmen. (Klagen 


der Tschechen, daß starke Ausfuhr von Lebensmitteln 
aus Böhmen stattfinde, unbegründet, da nur Obst und 
auch dieses nur in geringen Mengen nach Deutschland 
und. Wien 

18. Oktober. 


Maßnahmen zur Schweinemästung. (Verfügung des Mi- 


litärgeneralgouvernements von Serbien über die 
Schweinemast: Jeder Schweinemäster hat den Militär- 
behörden die Zahl [höchstens 50] der in Mast genom- 
menen Schweine anzugeben, erhält für jedes Schwein 


Möglichst. 


versandt wurde.) - „Reichspost“ (Wien), | 
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300 kg Mais zu 210 RB, wofür Lebendgewichtszunahme 
von 54 kg zu erzielen. Nach Ablauf der Mastzeit von 
höchstens vier Monaten Übernahme des Schweines 
durch die Heeresverwaltung bei Lebendgewicht von 
So kg zu 4 K, bei Lebendgewicht über 80 kg K 4'5. 
lür Umstehen und Notschlachtungen kein Ersatz; 
bei Nichterreichtung der Gewichtszunahme von 54 kg 
für jedes fehlende kg Strafe 5 K. Mäster darf nach 
Ablieferung von 10 Schweinen eines für eigenen Haus- 
halt mästen, im ganzen nicht mehr als drei.) „Bel- 
grader Nachrichten“, 18. Oktober. 


Wildbret. Die Mängel der Wildversorgung. (Deutsche 


Jagdbesitzer klagen über Verwüstung durch Raubtiere 
und Wilddiebe; Mangel an Jägern; Unzufriedenheit 
der Wildbrethändler mit den Höchstpreisen; zu lang- 
same Eisenbahnbeförderung; Wildbretmangel in 
Berlin.) „Berliner Tageblatt“, 18. Oktober. 


Ein Verbrauchersyndikat in Paris. (Versuch des Vor- 


stehers des 16. Pariser Bezirkes, ein Syndikat der 
Verbraucher gegen die übermäßige Ausbeutung durch 
die Kaufleute zu gründen. Preis von 20 I Äpfel in der 
Provinz ein Franc, in Paris ein 2 90 Centimes; Preis 
eines 1/, kg Weißbrot in Paris zwei Francs.) „Nach- 
richten der Auslandspresse“ (Berlin), 2. Oktober. 


Warum hat England noch keine Brotkarte? (An sich 


nötige Einführung der Brotkarte und gerechte Lebens- 
mittelverteilung in England sei durch Beamtenmangel 
und Unzulänglichkeit des Polizeidienstes erschwert. 
Fleisch derzeit ın genügendem Ausmaß vorhanden, da 
das Vieh wegen Umackerung der Weiden vielfach ge- 
schlachtet werde. Fehlen des Zuckers.) Mitgeteilt von 
Professor Dr. R. Otto, Marburg, M. d. A. „Deutsche 
Politik“ (Weimar), 5. Oktober. 


Englische Brotnöte. (Man ist dort dazu gezwungen, zum 


verspotteten deutschen Kartoffelbrot des ersten Welt- 
kriegsjahres zu greifen, und findet eine Mischung von 
ein Pfund Kartoffelmehl zu 7 Pfund Getreidemehl so- 
gar recht schmackhaft; Mahnruf der Regierung an 
die britischen Landwirte, mehr Getreide zu erzeugen.) 
„Kölnische Volkszeitung“, 18. Oktober. 


Besorgnisse wegen der kanadischen Konkurrenz auf dem 


Getreidemarkt. (Australien, Kanada und Argentinien 
deckten 40 Prozent des Weltbedarfes an Weizen. Der 
Export aus diesen Ländern war zweimal so groß als 
der aus Rußland. 1915/16 war allein die Ausfuhr Ka- 
nadas 2'/amal so groß als die Rußlands im Jahre 
1911/13. Schlechte Aussichten für die Getreideausfuhr 
Rußlands nach dem Weltkrieg.) „Wirtschaftlicher 
Nachrichtendienst“ (Berlin), 14. September, 


Das menschenfreundliche Ausfuhrverbot. (Das nord- 


amerikanische Ausfuhrverbot für Lebensmittel von 
dortigen Zeitungen als ein Druckmittel auf die euro- 
päischen neutralen Staaten bezeichnet, sich dem mili- 
tärıschen Kampfe gegen die Mittelmächte anzu- 
schließen.) „Hamburger Nachrichten“, 15. Oktober. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Der Saccharinschmuggel. Einstellung des Saccharin- 


verschleißes. Die Kaffeehäuser ohne Saccharin. 


- (Saccharin in einer "einzigen Fabrik in Österreich 


[Oderberg] gewonnen. Diese muß ihre Erzeugung 
stark einschränken, da die Heeresverwaltung viel 
Toluol benötigt, aus dem Saecharin hergestellt wird; 
auch die Kohlenzufuhr ungenügend. Der Saccharın- 
mangel doppelt unangenehm zu einem Zeitpunkt, 
der eine Verkürzung der Zuckerration bringt.) „Die 
Zeit“ (Wien), 23. Oktober. 


IF Die Weinpreise. (Weinausfuhrverbot, trotzdem eine Mil- 
IE liarde Kronen ins Land käme, falls nur zwei Millio- 


nen Hektoliter von dem nicht im Inlande benötigten 
Überschuß, der 4°/a Millionen beträgt, zur Ausfuhr ge- 
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langten. Aus Rücksicht auf die Brennereien, Wein- 
bauern und Händler darf auszuführende Menge nicht 
geschmälert werden; Richtpreise viel zu hoch und. 
werden ‚nicht eingehalten.) ‚Der Morgen“ (Wien), 
22. Oktober. 


Zuckerfabrik und Raffinerie Aarberg A.-G. in Aarberg. 


(Verarbeitet teilweise einheimische Zuckerrüben, teil- 
weise Rohrzucker aus Kuba und Java, den die Regie- 
rung zuweist und als raffinierten Zucker dann über- 
nimmt und verteilt.) „Neue Zürcher Zeitung“, 2. Ok- 


Die Lage des Tabakmarktes in der Türkei. (Türkische 


Tabakausfuhr nach Deutschland im Jahre 1916 35 Pro- 
zent der Ernte, Ankauf der ottomanischen Tabakregie 
40 Prozent, der Rest teils nach Österreich-Ungarn aus- 
geführt, teils im Lande verbraucht. Seit Kriegsbeginn 
Preissteigerung in Tabak auf das Sechs- bis Vierzehn- 
fache des Friedenspreises. Neue Abgabe von Io Pro- 
zent vom Werte des Tabaks bei der Ausfuhr, wobei 
sich der Preis eines kg je nach der Sorte zwischen 110 
und 120 Piaster bewegen soll. Dies eine Erschwerung 
des deutschen und österreichisch-ungarischen Tabak- 
bezuges, deren Milderung deutsch-türkische Verhand- 
lungen anstreben.) „Bulgarische Handels-Zeitung“ 
(Sofia), 1. Oktober. 


Holz. 


Holzwirtschaft und Holzindustrie. (Während des Welt- 


krieges Holzbedarf in Deutschland stark durch Ver- 
brauch des Frontheeres, der Waggon- und Wagen- 
fabriken gestiegen. Besonders Papierindustrie bedarf 
zur Herstellung der Ersatzstoffe für Textilzwecke be- 
deutende Holzmengen.) „Handel und Industrie“ 
(München), 29. September. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Elsaß-Lothringen als Industrieland. (Große Bedeutung 


Elsaß-Lothringens für das Deutsche Reich als Acker- 
und Weinland, vor alle maber wegen seiner Eisenerz- 
lager. Die lothringischen Vorräte an Eisenerzen auf 
zwei Milliarden, an reinem Eisen auf 700 Millionen £ 
geschätzt. Vorrat der übrigen deutschen Erzlager 
300 Millionen t reinen Eisens. Vor Beginn des Welt- 
kriegs in Deutsch-Lothringen jährlich über 2o Mil- 
lionen t Eisenerze gefördert, in den übrigen deutschen 
Eisenerzbergwerken 7 Millionen t. Lothringische Mi- 
nette kein hochhaltiges Erz; Wert ihrer Förderung 
nur 54 Millionen Mark. gegenüber 65 Millionen aus 
den übrigen deutschen Eisenerzlagern. Wichtig als 
Düngemittel auch die beim Erblassen der Minette ver- 
bleibende Thomasschlacke; Kalireichtum des Elsah.) 
„Handel und Industrie“ (München), 13. Oktober. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Die Konfektionsindustrie in der Übergangswirtschaft. 


(Nach Friedensschluß Baumwollbezug durch den ge- 
steigerten Verbrauch der Union und Japans sehr er- 
schwert, gleichviel ob Wirtschaftskrieg durchgeführt 
wird oder nicht. Ausgestaltung der Papiergarnerzeu- 
gung, Zusammenschluß der früher Baumwolle ver- 
arbeitenden Firmen, Preisregulierung und Ver- 
teilungsmaßnahmen des Staates dürften erforderlich 
sein.) Von kaiserlichen Rat Artur Lemberger, Prä- 
sident des Vereins der Baumwollweber Österreichs. 
„Allgemeine Textilzeitung“ (Wien), 12. Oktober. 


Fortschritte der Nesselverwertung. (Nesselsammlung 


Österreich-Ungarns im Jahre 1916: 3141 Millionen kg. 
Seither Anbau der Nessel begonnen. Sammelpreise für 
100 kg Stengel 10, Blätter 25 K. Infolge Futternot 
Nessel vielfach auch verfüttert. Futterwert von 100 kg 
Nesseln bei Preis von 100 kg Heu zu ııo K auf 36 K 
berechnet. Vorteilhaft wäre Verwendung der Stengel 
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zur Beschaffung von Textilfasern, der Blätter zu 
Futterzwecken. Nessel in zahlreichen Fabriken Öster- 
reich-Ungarns verarbeitet, hauptsächlich zu Offiziers- 
wäsche, Kaliko und Fußlappen.) „Reichspost“ (Wien), 
23. Oktober. 

Stabilisierung der Preise für die notwendigsten Manu- 
fakturwaren. (12. Oktober 1917 Festsetzung von 
Richtpreisen für Manufakturwaren in Bosnien-Herce- 
govima. Diese angeblich Durchschnittspreise zwischen 
den Friedenspreisen und jenen, die in der letzten Zeit 
gezahlt wurden. Geltungsbereich der Richtpreise: der 
Großhandel; für Kleinhandel Zuschläge von 10 bis 
20 Prozent statthaft. Wünschenswert: Verkauf der 
noch vorhandenen Friedensware zu billigeren Preisen.) 
„Bosnische Post“ (Sarajewo), 13. Oktober. 

Die Regelung des Verkehrs mit Manufakturwaren. (Die 
bosnischen Textilwarenhändler haben der Regierung 
einen Vorschlag gemacht, wie der Bedarf in Bosnien- 
Hercegovina an diesen Waren ohne allzu hohe Ver- 
teuerung gedeckt werden könne, besonders in derzeit 
erhältlichen kriegsmäßigen, also nicht Modestoffen; 
vergebliche Bemühungen der bosnischen Landesregie- 
rung, aus den in den Textilfabriken Österreich-Ungarns 
liegenden, von der „Heeres- und Volksbekleidungs- 
zentrale“ beschlagnahmten großen Beständen [,,Hun- 
derttausende Meter“) etwas zu erhalten.) „Sarajevoer 
Tagblatt“, 15. Oktober. 

Schluß der Breslauer Papiergewebeausstellung. (Ge- 
schäftliche Umsätze auf der Breslauer Papiergewebe- 
ausstellung ungefähr ıo Millionen Mark. Einzelne 
Unternehmer erhielten Aufträge von mehreren hundert- 
tausend Mark. Besonderes Interesse zeigte sich nicht 
nur für zahlreiche, aus Papierstoff hergestellte Waren, 
sondern auch für Papiertextilmaschinen; zahlreiche 
Besucher und Käufer aus Österreich-Ungarn, Polen, 
Belgien, Holland, Schweden.) Von T. ©. G. „Deutsche 
Warschauer Zeitung“, 19. Oktober. 


Ancora a proposito di Cotonicultura. (Nötig Steigerung 


des Baumwollanbaues in Sizilien, allenfalls auch in 
trockenen Gegenden der Insel, obwohl die aus solchen 
Gegenden gewonnene Baumwolle schwer zu ver- 
arbeiten ist. Errichtung von Versuchsanstalten für 
Baumwollgewebe durch die Textilfabrikanten wün- 
schenswert, da Regierungsgelder hierfür kaum erhält- 
lich sein dürften.) „Il Sole“ (Mailand), 19. August. 


Leder und Lederwaren. 


Über die Schuhpreise. (Teuerung der Schweizer Schuh- 
preise hauptsächlich auf die durch die Transport- 
kosten verteuerte Einfuhr des Rohmaterials |[Leder, 
Chemikalien, Garne, Stifte] zurückzuführen; nur ein 
Drittel des schweizerischen Lederbedarfes kann ım In- 
land gedeckt werden; infolge des Rückganges der 
Viehschlachtungen sei weitere Preissteigerung zu er- 
warten. Ausfuhr der Schuhe habe nicht preissteigernd 
gewirkt.) „Neue Zürcher Zeitung“, 6. Oktober. 


Das Elektrihzierungsprogramm der Gemeinde. 
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Die Förderung der Kraftwagenindustrie in Ungarn. 


(Ungarische Kraftwagenindustrie in den Jahren vor 
dem Weltkrieg im Aufblühen begriffen, wurde durch 
folgende Maßnahmen. gefördert: Staatliche Geldunter- 
stützung, Steuerfreiheit für neuerbaute Fabriken, Ein- 
stellung der Kraftwagen in den Dienst der Post. 
Starke Einfuhr von Kraftwagen, Flugzeugen, Motor- 
booten aus Deutschland und Österreich.) „Pester 
Lloyd“, 20. Oktober. 


Die amerikanische Kriegsindustrie. Höchstgesteigerter 


Betrieb. (Dieser besonders im Schiffbau, in Flug- 
zeugen, Maschinengewehren, Motorfahrzeugen zu ver- 


zeichnende Betrieb begegnet ernsten Schwierigkeiten, 


wie Mangel an Arbeitern, namentlich an geschulten 
Arbeitskräften, schlechter Zustand der Eisenbalinen 
der Union, unbefriedigende Lebensmittelverhältnisse, 
Unkenntnis einzelner Erzeugungen, so daß angeblich 
leichte Feldgeschütze bei französischen Firmen be- 
stellt werden müssen.) „Vossische Zeitung“ (Berlin), 
1. Oktober. 


Elektrische Industrie. 


(Fest- 
halten des Wiener Gemeinderates an dem älteren 
Plane, die Stadtbahn in eine elektrische Bahn zu ver- 
wandeln und sie mit einer elektrischen Untergrund- 
bahn und den elektrischen Straßenbahnen vereinigt in 
städtischen Betrieb zu nehmen. Aufwand für Bau der 
Untergrundbahn und Umgestaltung der Stadtbahn auf 


200 Millionen Kronen geschätzt.) Von Dr. Heinrich 


Schreiber. „Wiener Allgemeine Zeitung“, 17. Oktober. 


Un monopole de l’electricite? (Das von der „Revue suisse 


d’Exportation“ vorgeschlagene staatliche Monopol der 
schweizerischen Elektrizitätswerke sei unzweckmäßig. 
Finanziellen Gewinn könne die Bundesregierung dar- 


aus nur auf Kosten der Verbraucher ziehen. Die Frem- pe 


den [Deutschen] könne man auch auf andere Weise 
verhindern, den elektrischen Strom für industrielle 


Zwecke zu benützen.) Von J. B. Walther. 
Geneve“ (Paris), 6. Oktober. 
Chemische Industrie. 
Die deutsche Teerfarbenindustrie, Brasilien und die IE 


Entente. 
nordamerikanische Chemiker, eine Teerfarbenindustrie 


zu begründen; ferner Brasilien angeblich im stande, 


große Mengen mannigfacher pflanzlicher Farbstoffe 


zu liefern. Deutsche Teerfarbenindustrie dürfte den- 


noch Vorsprung behaupten, da nordamerikanische Er- 
zeugung noch keines Wettbewerbes fähig, die pflanz- 
lichen Farben teurer herzustellen sind als die der 
deutschen chemischen Industrie) „Handel und In- 
dustrie“ (München), 13. Oktober. 


Petroleum, Mineralöle. 


„karisse 


(Während .des Weltkrieges bemühen sich 


M 1 rate.| | 
etalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate Die wirtschaftliche Abhängigkeit der Neutralen. (Infolge 


Das Flugzeug nach dem Kriege. (Nach Friedensschluß| Nachgebens der Neutralen gegenüber den Forderungen 


Benützung der Flugzeuge als Verkehrsmittel zur Be- 
förderung von Postsachen und Menschen wahrschein- 
lich. Nötig Schaffung von Flugstraßen und Flughäfen 
in der Nähe der Großstädte. Bei hohen Herstellungs- 
kosten die Flugzeuge stets ein teures, nur wegen 
seiner Schnelligkeit benütztes Verkehrsmittel. Flug- 
zeugausfuhr nur mittels Förderung durch staatlich 
unterstützte Vereine und Wettbewerbe möglich. Er- 
schwert die Entwicklung des Flugwesens durch Ab- 
hängigkeit von den atmosphärischen Verhältnissen.) 
„Fremdenblatt“ (Wien), 21. Oktober. 


der Entente, die Zufuhr nach den Mittelmächten ein- 


zuschränken, Gegenmaßregeln Deutschlands und Öster- 
reich-Ungarns notwendig. Trotz Ärger der Neutralen 


für deutsche Kohlenausfuhr nach neutralen Ländern RE 


unnachgiebig verlangt: Lieferung von Lebensmitteln 
und Rohstoffen sowie Kreditgewährung. Österreichi- 
sche Einschränkung der Ausfuhr von Mineralölen 
große Gefährdung der schwedischen Fischerei; in 
Schweden Petroleum auch in weitem Ausmaß zu Be- 


leuchtungs- und Heizzwecken verwendet.) „Deutsche 


Balkan-Zeitung“ (Sofia), 13. Oktober. 
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Lifte der dem mirtfchaftspolitifchen Arıyiv 
zugekommenen Dersffentlihungen. 


Vom 9. April bis inklu-ive 2o Mai 1917. 


Ferm. Kranold, Zollunion und Agrarpolitik. Dresden, 
„Globus“, Wissenschaftliche Verlagsanstalt. 

Dr. Jul. Landmann, Der schweizerische Kapitalexport. 
Bern, Stämpfli & Co. 

O. Tafrali, Topographie de "Thessalonique. Paris, Paul 
Geuthner, 1913. 

Sprawozdanie c. k. namestnietwa, centrali krajowej dla 
gospodarezej odbudowy Galicyi. Za czas od cezerwca 1916 
do lutego 1917. (Bericht der k. k. Statthalterei, Landes- 
zentrale für den wirtschaftlichen Wiederaufbau Galiziens. 
Für die Zeit von Juni 1916 bis Februar 1917.) 

J. Graf-Lomtano, : Was tat uns England? 
München, Hubers Verlag, 1916. 

Dr. Wald. Kanter, Unter John Bulls Peitsche. 
vor München, Hubers Verlag, 1916. 

Sir Roger Casement, Irland, Deutschland und die Frei- 
heit der Meere und andere Aufsätze. Diessen vor München, 
Hubers Verlag 1916. 

Paul Dehn, England und die Vereinigten Staaten. Ham- 
burg, Deutschnationale Buchhandlung, 1915. 

Dr. Karl Peters, England und Irland. Hamburg, Deutsch- 
nationale Buchhandlung, 1915. 

Paul Dehn, Englands Oberseeherrschaft im Kriege. 

Professor Ed. Heyck, England und Holland. Hamburg, 
Deutschnationale Buchhandlung, 1915. 

Herm. Kirchhoff, England und Skandinavien. Hamburg, 
Deutschnationale Buchhandlung, 1915. 


Diessen vor 


Diessen 


Dr. Lulves, England und Italien. Hamburg, Deutsch- 
nationale Buchhandlung, 1915. 
Dr. E. Schultze, England und Spanien. Hamburg, 


Deutschnationale Buchhandlung, 1915. 

Paul Dehn, England und Frankreich. Hamburg, Deutsch- 
nationale Buchhandlung, 1915. 

Paul Dehn, England und die Balkanstaaten, Griechen- 
land, Rumänien, Bulgarien. Hamburg, Deutschnationale 
Buchhandlung, 1915. _ i 

Paul Dehn, England und die Presse. Hamburg, Deutsch- 
nationale Buchhandlung, 1915. 

Professor Dr. Ing. M. Klosz, Der Allgemeinwert tech- | 
nischen Denkens. Berlin, Deutscher Schriftenverlag, 1916. 

Graf E. Reventlov, Die versiegelte Nordsee. Berlin, 
S. Mittler & Sohn, 1915. 

Dr. Paul Fleischer, Welche Gefahr droht Deutschland 
und seiner Arbeiterschaft von einem unbesiegten England? 
Berlin, Auskunftsstelle Vereinigter Verbände, 1916. 

Aug. v. Thomsen, Die deutsche Flotte. Eine Plauderei. | 
München, J. F. Lehmanns Verlag, 1917. 

Wilh. Seitz, Der Ernst der Stunde. München, Volks- 
ausschuß für rasche Niederkämpfung Englands. 

Dr. J. Neumann-Frohnau, Die Zerschmetterung Deutsch- | 
lands. Berlin, Verlag von Carl Curtius, 1916. | 

Professor E. U. Fabarius, Neue Wege der deutschen | 
Kolonialpoliti® nach dem Kriege. Berlin, Verlag von Carl, 
Curtius, 1910. 

Dr. L. Bergsträßer, Grundbegriffe 
Politik. Berlin, Reichsverlag, 1915. 

Dr. Hans Schippel, Bargeldloser Verkehr, unsere Reichs- 


der auswärtigen 


bank und der Krieg. (Politische  Flugschriften: Be 
deutsche Krieg, von Ernst Jäckh, Heft 81.) Stuttgart, 


Deutsche Verlagsanstalt. 

August Winnig, Die deutschen Gewerkschaften im | 
Kriege. (Politische Flugschriften: Der deutsche Krieg, ! 
von Ernst Jäckh, Heft 87.) Stuttgart, Deutsche Verlags- 
austalt. 

L. Marquart, Die landwirtschaftlichen Verhältnisse Kur- 
lands. Il. Teil. Berlin, Verlag von Paul Parey. Preis 
M. 4:50. 

F. Hennert, Was der deutsche Kaufmann und Unter- 
nehmer über die Türkei wissen soll. München, J. Lindauer, 
1917. 

Deutschlands Zukunft bei einem guten und bei einem 
schlechten Frieden. München, J. F. Lehmanns Verlag, 1917. 
k Bulletin der Studiengesellschaft -für soziale Folgen des 
Krieges, Nr. 3: Die Bevölkerungsbewegung im Weltkrieg. 
l. Deutschland und Frankreich. 


3 Rechenschaftsbericht des Kriegshilfsbureaus des k. k. 
Tg Ministeriums des Innern vom August 1914 bis 31. Januar 
"e 1917. Wien. ; 

Ta Erzherzog Heinrich Ferdinand, Die Wasserstraße Mittel- 
r europas. Als Manuskript. Wien, 1917. 

Bi 2 M. G. Schmidt, Geschichte des Welthandels. III. Auflage. 

Aus Natur und Geisteswelt, Bändchen 118. Leipzig, Verlag 

1 BG. Teubner. 
> - 
est 


Deutschland und China nach dem Kriege. Deutschland 
und das chinesische Geistesleben. Von Paul Rohrbach. — 
Die wirtschaftlichen Aufgaben Deutschlands in China. Von 
W. v. Dewall. (Schriften des Deutsch-Chinesischen Ver- 
bandes E.-V. — 2.) Berlin, Verlag von Carl Curtius, 1916. 

Dr. Franz Freudenfeld, Die Wertzuwachsabgabe von 
Liegenschaften. Wien, Manzsche Verlagsbuchhandlung, 
1917. 

Dr. Adolf Grabowsky, Die polnische Frage. Berlin, Karl 
Heymanns Verlag, 1916. Preis 3 M. 

Professor Dr. H. Großmann, Englands Kampf um den 
naturwissenschaftlichen Unterricht. Stuttgart, Verlag von 
Ferd. Enke, 1917. Preis 3 M. 

Heinrich Margulies, Der Kampf zwischen Bagdad und 
Suez im Altertum. 21. Heft der Deutschen Orientbücherei, 
von Ernst Jäckh, Weimar, Verlag. von Gust. Kiepenheuer, 
T916. 

J. Wolfgang Salzberg, Die Verordnungen über den 
Mieterschutz. Wien, Manzsche Verlagsbuchhandlung, 1917. 
Preis K T'20. 

Charles A. Collmann, Die Kriegstreiber in Wall Street. 
Leipzig, Verlag von Rudolf Schick & Co., 1917. Preis 
M. 180. 

Dr. Moritz Weden, Der Genossenschaftsverband im 
Kriege. Prag, Selbstverlag des Zentralverbandes der deut- 
‚chen . landwirtschaftlichen _ Genossenschaften Böhmens, 
1916.,»Preis.R. 1:03, 

Dr. Erich Zechlin, Die Bevölkerungs- und Grundbesitz- 
verteilung im. Zartum Polen. Berlin, Verlag von Georg 
Reimer, 1916. Preis K 3‘20. 

Grütli-Kalender. für das Jahr 1917. Zürich. Heraus- 
gegeben vom Schweizerischen Grütliverein. Preis 70 h. 

Dr. Paul Leutwein, Mitteleuropa—Mittelafrika. Dresden, 
„Globus“, Verlagsanstalt, 1917. Preis M. 1'50. 

Rud. Goldscheid, Staatssozialismus oder Staatskapitalis- 
mus. Wien, Anzengruber-Verlag Brüder Suschitzky, 1917. 

Max Smolensky, Die dokumentierte Tratte. Zürich, Ver- 
lag von Schultheß & Co., 1916. Preis 5o Pfennig. 

W. Porstmann, Normenlehre. Leipzig, Schulwissenschaft- 
licher Verlag A, Haase, 1517. Preis 6 M. 

Dr. Michael Horlacher, Kriegswirtschaft und Lebens- 
mittelteuerung im In- und Ausland. (Finanz- und volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen, Heft 33.) Stuttgart, Verlag von 
Ferd. Enke, 1917. ‘Preis M. 2°60. 

Heinrich Wendt, Schlesien und der Orient. 
gegeben vom Verein für Geschichte Schlesiens. 
Buchhandlung Ferd. Hirt, 1916. 

Kornelius "Gurlitt, Die Zukunft Belgiens. Berlin, „Der 


Heraus- 
Breslau, 


Zirkel“, Architekturverlag, G. m. b. H., 1917. 


Offizieller Katalog der Schweizer Mustermesse, 15. bis 
29. April 1917. Basel. 

Dr. Paul Rohrbach, Russische Selbstzeugnisse der Feind- 
schaft. (4. Heft: Die russische Gefahr.) Stuttgart, Verlag 
von J. Engelhorns Nchf., 1916. Preis M. 150. 

Englische Dokumente zur Erdrosselung Persiens. Berlin, 
Verlag „Der neue Orient‘, G. m. b. H., 1917. Preis ı M. 

Maurice Vallet, Repertoire de l’Avant-Guerre. Paris, 
Nouvelle Librairie nationale, 1916. Preis 5 Frances. 

Wladimir Ritter v. Schilling-Singalewytsch, Zur Frage 
der Sonderstellung Galiziens. Wien, Verlag von Röttig & 
Sohn (Sopron), 1917. Preis ı K, 


Dr. Ernst Ruzicka, Das eherne Rentengesetz. Wien, 
Manzsche Verlagsbuchhandlung, 1917. Preis 4 K. 
Edgard Troimaux, Sequestres et Sequestres. Paris, 


Librairie de la Societe du Recueil Sirey, 1916. 

Dr. August Freiherr v. Engel, Betrachtungen über den 
staatsfinanziellen Wiederaufbau Österreichs. 23./24. Heft 
der Flugschriften für  Österreich-Ungarns Erwachen. 
Warnsdorf, verlegt bei Eduard Strache, 1917. Preis 2 K. 

Dr. Rudolf Fischer, Die Elektrizitätsversorgung, ihre 
volkswirtschaftliche Bedeutung und ihre Organisation. 
Leipzig, A. Deichertscher Verlag “Werner Scholl, 1916. 
Preis:3 M. 

Alfred Escher, Triest und seine Aufgaben im Rahmen 
der österreichischen Volkswirtschaft. Wien, Manzsche 
Verlagsbuchhandlung, 1917. 

Dr. Otto Freiherr v. Dungern, Rumänien. Perthes’ kleine 
Völker- und Länderkunde zum Gebrauche im praktischen 
Leben. Gotha, Friedrich Andreas Perthes A.-G., Verlags- 
buchhandlung, 1916. Preis 3 M. 


Illyrisch-albanische Forschungen. 2 Bände. Zusammen- 
gestellt von Dr. Ludwig v. Thallöczy. München und 
Leipzig, Verlag von Duncker & Humblot, 1916. Preis 
26 M. 


Albert Sprickerhof, Denkschrift: Der künftige Eisen- 
bahnverkehr zwischen den mitteleuropäischen Staaten und 
dem Morgenlande. Mit 4 Tafeln und einem Plane. Berlin, 
1916. 


“Vom Standpunkt der 
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Buchbefprechungen. 


Die Bedeutung der Ukraine für den Weltkrieg. Von Ges 
heimen Bergrat Professor Dr. F. Frech, Breslau. München 
1917, Verlag J. F. Lelmmann.; 73 Seiten, 2 Karten. 

Nach den auf großer Sachkenntnis beruhenden Angaben 
des Verfassers ist die Ukraine in doppelter Beziehung einer 
der wesentlichsten Bestandteile des russischen Reiches. Sie 
stellt die wichtigste Verbindung Petersburgs mit den an 
Erdöl, Kupfer und Mangan reichen Gegenden des Kaukasus 
dar und ist durch ihre eigenen Bodenschätze unentbehrlich 
für die russische Volkswirtschaft. Drei Viertel des russi- 
schen Kohlenbedarfes werden durch die Kohlen des Donez- 
gebietes gedeckt; zwei Drittel des russischen Steinsalzes, 
ein Drittel des europäisch-russischen Viehstandes und neun 
Zehntel der russischen Getreideausfuhr stammen, aus der 
Ukraine. Auch ihre Eisenerzlager haben ähnliche Bedeu- 
tung. Diese Schrift ist ein wertvoller Behelf zur Erfassung 
der Verhältnisse dieses derzeit weltpolitisch, wie seit jeher 
weltwirtschaftlich hochwichtigen Gebietes. 

Ostasienpolitik der Vereinigten Staaten von Amerika. Von 
Justus Hashagen. Bonn 1917, Verlag A. Marcus und 
E. Weber. 45 Seiten. Preis M. 1'20. 

Die vorliegende Schrift sucht die weitverbreitete, irrige 
Überschätzung der Macht der Vereinigten Staaten zu wider- 
legen. Das Verhalten der Union in Ostasien in Fragen der 
Einwanderungs-, Handels- und Finanzpolitik sei ein Zeichen 
von Schwäche; denn sie weiche seit mehreren Jahrzehnten 
immer mehr vor den Forderungen Chinas und Japans zu- 
rück und gäbe dadurch eine wichtige, teilweise schon im 
achtzehnten Jahrhundert erworbene Stellung preis. Schuld 
daran sei die enge Verbindung mit England, das zu seiner 
deutschfeindlichen Politik der Freundschaft Japans und 
Chinas bedürfe und die Union zu immerwährendem Nach- 
geben gegenüber den beiden ostasiatischen Großmächten ver- 
anlasse. Die Schrift legt den Gedanken nahe, daß die nord- 
amerikanischen Rüstungen im Jahre 1917 mehr gegen Japan 
als gegen Deutschland gerichtet seien. 

Bodenschätze als biologische und politische 
Von Professor ‘Dr. Walter Roth (Greifswald). 
1917, Verlag J. Springer. 39 Seiten. Preis ı Mark. 


Faktoren. 
Berlin 


Die inhaltsreiche kleine Abhandlung, ein erweiterter 
Vortrag, hat sich die ganze Frische der freien Rede be- 
wahrt. Anschaulich werden dem Leser die Bodenschätze 


Deutschlands und jene fremder Länder, die für die deutsche 
Volkswirtschaft Bedeutung haben, vor Augen geführt sowie 
dıe Art ihrer Gewinnung und Verwendung geschildert. Be- 
sonders eingehend in technischer und wirtschaftlicher Be- 
ziehuog werden Kali, Brom, Phosphor, Salpeter behandelt. 
deutschen Kohlen- und Phosphat- 
gewinnung sei es unter anderem wünschenswert, die kleinen 
Gebiete von Longwy-—-Briey—Pont &ä Mousson und 
ein Stückchen des belgischen Kohlenreviers etwa gegen 
anderweitige territoriale Entschädigungen dem Deutschen 
Reiche anzugliedern. 

Der Giroverkehr der deutschen Sparkassen. Von 
Dr. vv Wagner, Öberbürgermeister in Ulm a. D., Vor- 
sitzender der Girokommission des deutschen Sparkassen- 
verbandes. Leipzig 1916, Verlag Veit und Comp. 71 Seiten. 


Preis M. 1:00. 
In eindringlicher, auf Sachkenntnis. gestützter Dar- 
stellung sucht der Verfasser darzutun, daß in jedem Be- 


tracht der Giroverkehr der Sparkassen dem von Wagner 
mit Mißgunst betrachteten Scheckverkehr der Banken 
überlegen ‚sei. Durch diesen Giroverkehr werde die Spar- 
ssmkeit mit barem Gelde am besten verwirklicht und der 
Zahlungsvorgang wesentlich vereinfacht. Daher sei die 
Pflege des Giroverkehrs der Sparkassen nicht nur während 
des Weltkrieges, sondern auch für die kommende Friedens- 
zeit dringend nötig und von größter Bedeutung für die 
deutsche Volkswirtschaft. Hierauf werden Gründung und 
Wesen des württembergischen Giroverbandes eingehend 
geschildert und durch Beifügung mehrerer von diesem ver- 
wendeter Formulare ergänzt. 

Das Geldwesen Spaniens seit dem Jahre 1772. Von Doktor 
Fritz Rühe. Abhandlungen aus dem staatswissenschaft- 
lichen Seminar. Straßburg 1912, Verlag K. J. Trübner. 
304 Seiten. Preis 8 M. 

Diese an Einzelheiten reiche, übersichtlich geordnete, be- 
merkenswerte Arbeit enthält eine ausführliche Geschichte 
des spanischen Geldwesens seit 1772. Kennzeichnend für 
dieses sei der ständige Wechsel der Geldverfassung und der 
Mangel eigener Initiative der spanischen Regierung in Va- 
Iutaangelegenheiten. Spanien folgte meist zögernd dem Bei- 
spiel anderer Länder, zuerst französischem, in den letzten 
zwei Jahren vor dem Weltkrieg häufiger demjenigen Öster- 
reich-Ungarns (vom Standpunkt der chartalistischen Lehren 
gesehen). Die politische Schwäche des Staates, innere Un- 
ruhen, äußere Kriege und die schlechte Lage von Landwirt- 
schaft und Industrie schädigten das Geldwesen, das erst seit 


Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts bei zielbewußter Fi- 
nanzpolitik auf eine gesunde metallische Grundlage gebracht 
werden konnte. Die Arbeit behandelt einen nicht nur in der 
deutschen, sondern, was die ältere Zeit betrifft, auch in der 
spanischen Literatur nahezu unbeachteten Gegenstand. Der 
theoretische Standpunkt des . Verfassers (Knappschüler, 
Chartalist) kommt in der Schrift, abgesehen von der Ein- 
leitung, nur wenig zum Ausdruck. 

Das Inflationsproblem. Von Dr. Friedrich Bendixen, 
Direktor der Hypothekenbank in Hamburg. Verlag ler- 
dinand Enke, Stuttgart 1917. _ 31. Heft der finanzwirtschaft- 
!ichen Zeitfragen. Herausgegeben von G. v."Schanz und 
Julius Wolf. 42 Seiten. Preis M. 1:60. | 

Diese Schrift enthält zahlreiche bemerkenswerte Rinzel- 
neiten, die von viel Sachkunde zeugen. Im ganzen ist sie 
aber doch abzulehnen, da sie, wie die meisten Schriften der 
Knappschule und der dieser Schule nahestehenden Volks- 
wirte, der Vermengung und Vermischung von Geld unl 
Kredit nicht entrinnen kann. Bendixen legt ein großes Ge- 
wicht darauf, daß auch durch eine Überfall von Edelmetall 


und auch bei streng metallistischen Währungsverhältnissen 


durch sogenanntes „Giralgeld“ Inflationen entstehen können. 
Aber im -ersten Fall handelt es sich um die den regel- 
mäßigen internationalen Warenverkehr und Zahlungsaus- 
gleich auf den Kopf stellenden Weltkriegsverhältnisse (Bei- 
spiel Schwedens; das zweite Beispiel der Fdelmetallüber- 
fülle des XVI. Jahrhunderts nach der Entdeckung Amerikas 
enthält keine Krisenerscheinungen, sondern nur einen all- 
mählich, d. h. durch ein Jahrhundert ansteigenden Preis- 
stand; noch sanfter verliefen die. Wirkungen der Erzeu- 
gungsvermehrung der Edelmetalle von 1848-1870). Im 
zweiten Fall geht es um Kreditkrisen und Kreditpolitik, die 
mit Geldpolitik kaum etwas zu tun haben. Aber auch gegen- 
über solchen Kreditkrisen stellen streng metallistische geld- 
politische Grundsätze, die dem bequemen, aber auf einige 
Dauer verderblichen Abhilfsmittel der Schaffung neuer Geld- 
zeichen auf Grundlage staatlichen Kredits hinderlich sind, 
einen gar nicht hoch genug zu bewertenden Schutzdamsm 
dar. 

Einführung in ;das Kriegssteuergesetz vom 21. Juni 1916, 
Eine gemeinverständliche Darstellung seiner wichtigsten Be- 
stimmungen. Von Dr. jur. Georg Mollat, Syndikus der 
Handelskammer und Geschäftsführer des Berg- und Hütten- - 
männischen Vereins zu Siegen. Verlag der genannten 
Handelskammer. Siegen 1917. Preis ı M. 42 Seiten. 

Diese kleine Schrift, eine erweiterte Wiedergabe eines im. 
Januar 1917 gehaltenen Vortrages, enthält eine durch Ta- 
bellen und zahlreiche Beispiele ergänzte allgemein ver- 
ständliche Erklärung des deutschen Kriegssteuergesetzes. 
beigefügt ist eine kurze Darstellung des Anfang 1917 dem 
Reichstag vorgelesten Entwurfes zu einem Kriegssteuer- 
zuschlag. Das Buch ist zur Aufklärung, namentlich a 
nicht vorgebildeter Kreise recht dienlich. 

Summarischer Jahresbericht der Handeis- 
kammer in Olmütz über die Tätigkeit der Kammer und die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Kammerbezirkes im Jahre 
1916. Olmütz 1917. Verlag der genannten Kammer. Y 
187 Seiten. er 

Die Handels- und Gewerbekammer in Olmütz veröffent- 
lichte Ende September 1917 ihren summarischen Jahres- 
bericht über das Jahr 1916, welcher ein anschauliches Bild 
über die Wirksamkeit der Kammer während des abge- 
laufenen Geschäftsjahres und der wirtschaftlichen Lage gibt. 
Die von der Kammer auf den verschiedensten Gebieten 
wirtschaftlicher Fürsorge entfaltete Tät’gkeit wird in einem 
ausführlichen, von dem ersten Sekretär Dr. Hans Krick er- 
statteten Berichte dargestellt. Die allgemeine Geschäftslage 
von Industrie, Handel und Gewerbe schildert der zweite 
Sekretär Dr. 
aller übrigen Kapitel des Buches übernommen hat. 
Druckschrift, der aufschlußreiche statistische Tabellen über 
die Preisgestaltung von Lebensmitteln und Bedarfsartikeln, 
über die Geldbewegung bei den Sparkassen und er das 
kommerzielle Bildungswesen im Kammersprengel u. 
beigegeben sind, rechtfertigt den Schluß, dab die en. 
Handels- und Gewerbekammer bemüht war, auch im ab- 
gelaufenen Jahre ihrer gesetzlichen Aufgabe mit Eifer und 


Erfolg nachzukommen: die Gesamtinteressen von Industrie, 


Handel und Gewerbe wahrzunehmen. 


Dem reichen Inhalt des Berichtes sind zahlreiche kriegs- I 
wirtschaftlich höchst bemerkenswerte Einzelheiten zu ent- 
so die Zuversicht, womit die mährische Maschinen- | 
großen Leistungen der Waggonindustrie während des Welt- 1 


nehmen, 
industrie der  Übergangswirtschaft entgegenblickt; 
krieges, die aber noch steigerungsfähig wären; die ungemein 
großen Kriegsschwierigkeiten der Brauindustrie und Malz- 
fabrikation, die in einer bis Sommer 1917 reichenden Dar- 
stellung besprochen werden; die im Jahre 1916 sogar über 

die Ziffern des Hochkonjunkturjahres 1912 hinausgelangende _ 
Iintwicklung der Eisenindustrie etc. 5 


und Gewerbe A 


Hugo Kann der auch die Bearbeitung | 
Die fl 
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Übergangswirtschaft. 


Die Wirtschaftspolitik. (In Ungarn Rückkehr zu den 
wirtschaftlichen Zuständen, wie vor Beginn des Welt- 
krieges, weder wünschenswert noch möglich. Denn 
diese umfaßten: zwei Drittel des Bodens Großgrund- 
besitz, exklusive Bewirtschaftung, wachsendes land- 
wirtschaftliches Proletariat, Überwuchern der Borg- 
wirtschaft, Vernachlässigung der natürlichen indu- 
striellen Kraftquellen des Landes bei gleichzeitiger 
Begünstigung des Kartellwesens, riesige Rüstungs- 
ausgaben, niedrige Arbeitslöhne und Beamtengehäl- 
ter etc. Ursache der gegenwärtigen Teuerung zum 
Teile die Einmischung des Staates in die Erzeugung, 
den Verkehr und Verbrauch, bei Vernachlässigung 
der Neuregelung der Machtverhältnisse und Einkom- 
mensverteilung. Unmittelbare Kriegskosten bis Som- 
mer 1917 20 Milliarden Kronen.) Auszug aus einem 
Vortrag von Dr. Paul Szende. „Wiener Handelsblatt“, 
27. Oktober. 


Die Produktionssorge. 


(Rückgang des Anbaues, zum 
Beispiel der Zuckerrüben, auf verfehlte Preispolitik 
[namentlich zu hohe Vieh- und Fleischpreise, damit 
auch zu hohe Futterpreise] und auf die nicht ein- 

. heitliche Leitung der Kriegs- und Hinterlandswirt- 
schaft [wichtige Rohstoffgewinnungen, so jene von 

- Holz, Kohle, der Arbeitskräfte beraubt] zurück- 
zuführen, wodurch mannigfache Betriebs- und. Ver- 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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kehrsstörungen sowie Erzeugungsverminderungen 
stattfinden.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 17. Oktober. 

Die Programmrede des Staatssekretärs Elemer Hantos. 
(Auf wirtschaftlichem Gebiet in Ungarn Beaufsich- 
tigung und Neueinrichtung der 34, dem Handels- 
ministerium unterstehenden Zentralen dringlichste 
Forderung; wichtig Verbesserung des Eisenbahn- 
wesens; die neue Tariferhöhung dürfte Mehreinnah- 
men von 100 Millionen Kronen bringen, trotzdem 
Defizit der Staatsbahnen eine Million Kronen. 
Deckung des ungarischen Kohlenbedarfs durch Ein- 
fuhr bei größter Sparsamkeit gesichert. Wirtschaft- 
liche Vereinbarungen mit Deutschland dürfen das 
Verhältnis Ungarns zum übrigen Ausland nicht 
stören.) „Pester Lloyd“, 21. Oktober. 

Bauverbot und Zwangssyndikat. (Gesetzliches Bau- 
verbot für industrielle Werke sei Zwangssyndizierun- 
gen vorzuziehen. Durch Verbot der Errichtung neuer 
Anlagen erhält der Staat das Recht, die Bedürfnis- 
frage bei Errichtung neuer oder Erweiterung vor- 
handener Betriebe zu überprüfen und hierdurch ge- 
meinschädlichen Wettbewerb und überflüssigen Ka- 
pitalsverbrauch zu verhüten: durch Zwangssyndikate 

- greift aber der Staat auch in Erzeugung und Absatz 
der syndizierten Werke ein.) „Tonindustrie-Zeitung“ 
(Berlin), 13. Oktober. 

Die kommende Übergangswirtschaft und der Schweizer 
Export. (Schwierigkeiten für schweizerische Volks- 
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wirtschaft während der Übergangswirtschaft. Tech- 
nische Einstellung der schweizerischen Industrie auf 
Friedensware nicht allzu schwer. Kriegslieferungs- 
verträgen sei eine Übergangsklausel beizufügen be- 
treffs Ausdehnung des Vertrages auf Friedensware. 
Ausfuhrfördernde Entwertung der Währung in den 
meisten Staaten eine Hemmung für Ausfuhr der 
Schweiz mit ihrer hochwertigen Währung. Durch 
Wettbewerb ‚der anderen Länder Gewinnung neuer 
Absatzmärkte erschwert. Schwierigkeit der Rohstoff- 
beschaffung. Nötig Gründung einer zentralen Be- 
hörde zur Vorbereitung der wirtschaftlichen Mab- 
nahmen für  Übergangswirtschaft, die womöglich 
durch Verträge mit den anderen Staaten erleichtert 
werden soll. Diese Behörde soll bestehen aus einer 
Übergangswirtschaftsdivision bei dem Volkswirt- 
schaftsdepartement und einem aus Industriellen, 
Kaufleuten, Technikern, Juristen etc. zusammen- 
gesetzten Volkswirtschaftsrat.) „Schweizer Export- 
revue“ (Zürich), 20. Oktober. 

Die Organisation der holländischen Ausfuhr. (Denk- 
schrift der holländischen Regierung über Errichtung 
einer Ausfuhrzentrale in Holland, die von Vertretern 
der Landwirtschaft, der Industrie und des Handels 
ünter Förderung der Regierung betrieben werden soll. 
Ihre Aufgabe: Regelung der Ausfuhr holländischer 
und ausländischer, nach den Niederlanden zum 
Zwecke der Wiederausfuhr eingeführter Waren; 
hierdurch auch Regelung der Rohstoffeinfuhr möglich. 
Da anstrebenswerte Bezahlung der ausgeführten 
Waren mittels Wareneinfuhr wahrscheinlich nicht in 
genügendem Maße durchführbar, Gründung einer 
Spezialbank zur Finanzierung der Ausfuhr nötig. 
Ausfuhrzentrale für Übergangswirtschaft besonders 


Wasserkräfte von 


Die Dienstbarkeit der Seehandelsneutralen. 


schen Konsulardienstes zu Kampfzwecken; franzö- 


sische Vorschläge zur Einschränkung: der freien wirt- 
schaftlichen Betätigung der [feindlichen] Ausländer 


nach Friedensschluß; Schweiz soll sich durch 
deutschen Kohlen unabhängig 
machen; bereits Eindringen der Union in das Aus- 
fuhrgeschäft der deutschen Elektrizitätsindustrie; 
Nordamerikaner gewinnen bisher aus Deutschland 
bezogene Pottasche als Nebenerzeugnis der Zement- 
fabrikation; Einfluß der großen deutschen Kaffee- 
pflanzungen in Guatemala auf dieses Land gemindert; 
Mißerfolge der Entente bei Herstellung der deutschen 
synthetischen Farbstoffe angeblich durch Benützung 
ausgrezeichneter brasilianischer. Pflanzenfarben wett- 
gemacht; Deutschland müsse ein Gegengewicht in die 
Wagschale werfen: sein Kali, seine Eisenerze [mit 
Briey], seine und Belgiens Kohle, das rumänische 


Erdöl, seine unerreicht gebliebene chemische In- 
dustrie.) „Hamburgischer Korrespondent“, 26. Ok- 
tober. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


(Die See- 
handelsneutralen werden von der Entente entweder 
durch ‘Abmachungen [Lieferungen wertvoller Waren] 
oder durch rücksichtslose Machtpolitik [Beschlag- 
nahme neutralen Schiffsraumes in der Union] ge- 
zwungen, ihre Lieferungen nach Deutschland einzu- 
stellen. Empfiehlt, Kohlenlieferungen Deutschlands zu 
benützen, um bei den Neutralen genügenden Druck 
auszuüben.) Von einem Hanseaten. „Handel und In- 
dustrie“ (München), 20. Oktober. 


wichtig; bei Eintritt normaler Verhältnisse sei sie Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


wieder aufzulösen.) ‚„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
12. Oktober. 

mißvergnügte englische Handel. (Der selbst- 
bewußte, starke britische Handel über die Regierungs- 
einmischung und das Vorgehen der Kriegsgesellschaf- 
ten, denen die größten Fehler und dauernden Schädi- 
gungen wichtiger nationalwirtschaftlicher Interessen 
vorgeworfen werden, ebenso gereizt wie die gleichen 
Kreise in Deutschland und Österreich-Ungarn. Das 
britische Board of Trade wiederum auf dem Stand- 
punkt, die „unnützen Vermittler“, das heißt der Han- 
del, seien nur Schmarotzer der Industrie. Besonders 
scharfe Gegenwehr der Handelskammern in London 
und Liverpool.) „Wirtschaftlicher Nachrichten- 
dienst“ (Berlin), 20. Oktober. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Brief an die „Deutsche Politik“. (Zusammenhang zwi- 
schen freiem Zutritt Deutschlands zum Weltmarkt 
und dem Verzicht auf Annexionen; wenn gegen 
Deutschland nach dem Weltkrieg ein scharfer Wirt- 
schaftskrieg geführt werden sollte, kann es auf Er- 
 weiterung seines wirtschaftlich-politischen Macht- 
bereiches nicht verzichten, da es bereits bis 1930 mit 
einer überwiegend städtisch-industriellen Bevölke- 
rung von 80 Millionen in den alten deutschen Gren- 
zen zu rechnen haben wird; die Schriftleitung ver- 
weist demgegenüber auf das „Selbstbestimmungsrecht 
der Völker“, das Deutschland als Ersatz für An- 


nexionen dienen könnte.) Von einem im Felde be- 
findlichen Unteroffizier. 
Weimar), 26. Oktober. 
Vom drohenden Wirtschaftskrieg (gegen die Mittel- 
mächte, hierüber Einzelheiten: Verbesserungen des briti- 


„Deutsche Politik“ (Berlin- 


Dalmatien. Eine Entgegnung aus industriellen Kreisen. 


(Entgegen einer im „Grazer Tagblatt‘ vom 9. Oktober 
geäußerten Ansicht Abtretung Dalmatiens an Kroa- 
tien für Österreich sehr schädlich, Dalmatien ein 
wenig erschlossenes, an Bodenschätzen reiches Land. 
Bei besserer Pflege der Erzeugung bedeutende dal- 
matinische Ausfuhr an Südfrüchten, Öl, Gemüse,, 
Blumen etc. nach Österreich erzielbar; ferner öster- 
reichische Fabrikatenausfuhr nach Dalmatien steige- 
rungsfähig. Große verkehrspolitische Bedeutung Dal- 
matiens für österreichische Seeschiffahrt und für 
Verbindung Österreichs mit Bosnien-Hercegovina- 
Bemannung der österreichischen Handelsschiffe 
größtenteils Dalmatiner. Wichtigkeit Dalmatiens für 
Fremdenverkehr nach . Friedensschluß. Slawischer 
Einfluß im österreichischen Reichsrat durch Wegfall 
Dalmatiens nur unwesentlich verringert.) „Grazer 


. Tagblatt“, 23. Oktober. 
Die südslawische Frage in wirtschaftlicher Beziehung. 


(Nach dem 1905 ausgebrochenen Zollkrieg zwischen 
Österreich-Ungarn und Serbien, Österreich-Ungarn. 
1909 bis 1913 mit 34 Prozent an der serbischen Aus- 
fuhr, mit 33°5 Prozent an der serbischen Einfuhr be- 
teiligt; Deutschlands Anteil an der serbischen Aus- 
fuhr 217, an der Einfuhr 33 Prozent. Nach Beendi- 
gung des Weltkrieges Zusammenschluß aller Serbo- 
kroaten im Rahmen Österreich-Ungarns, bei gleich- 
zeitiger Neuorientierung der österreichisch-ungari- 
schen Innen- und Wirtschaftspolitik zur Erhaltung 
des Friedens wünschenswert, da Wiederaufrichtung 
Montenegros und eines stark verkleinerten Serbiens 
zu wirtschaftlichen Unzulänglichkeiten und politisch 
bedenklichen Zuständen führen müßte.) Vom Reichs- 
ratsabgeordneten E. V. Zenker, Wien. „Bosnische 
Post“ (Sarajewo), 17. Oktober. 


Das Schicksal des Nordens. (Die durch den Weltkrieg 
dauernd herbeigeführte enge kapitalistische und Han- 


= 


Kolonialbesitz und Seeschiffahrt. 


Die siebente österreichische Kriegsanleihe. 


Zur Finanzlage der Türkei. 


 Österreich-Ungarns 
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delsverbindung zwischen Großbritannien und Ruß- 
land, nach dem Buche „Das Schicksal des Nordens“ 
vom angesehenen norwegischen Juristen Dr. Hermann 
Harris Aall, große Gefahr für Skandinavien. Beide 
Weltreiche werden sich an den eisfreien skandinavi- 
schen Nordküsten die Hand zu reichen suchen. Ruß- 
land wird den norwegischen Varanger Fjord [Gebiet 
von Tromsö|, Großbritannien Narvik besetzen, und 
die seit 1905 in Unfreundlichkeit auseinandergegan- 
genen Königreiche Schweden und Norwegen werden 
unfähig zum Widerstand sein.) „Deutsche Politik“ 
(Weimar-Berlin), 26. Oktober. 


Soll Japan sich wirtschaftlich vom Ausland abschließen? 


(Nach einem Aufsatz des japanischen Universitäts- 
professors Horive Durchführung der wirtschaftlichen 
Absperrung und Selbstversorgung Japans nach Frie- 
densschluß für das Land unmöglich und auch nicht 
wünschenswert. Unmöglichkeit solcher Selbstversor- 
gung hätten auch die Entbehrungen bewiesen, denen 
sich Deutschland, trotz jahrelangen wirtschaftlichen 
Vorbereitungen für den Kriegsfall, derzeit unter- 
ziehen müsse.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 12. Oktober. 

(An geschichtlichen 
Beispielen älterer Kolonialvölker und an der deut- 
schen Kolonialgeschichte des letzten Menschenalters 
nachgewiesen, daß Kolonialbesitz in hohem Ausmaß 
der Schiffahrtsentwicklung des Mutterlandes zu gute 
kommt. Doch gelte dies nur für größere zusammen- 
hängende Kolonialbesitzungen, wie die deutschen 
Kolonien in Afrika, oder für Handelsmittelpunkte, 
wie Tsingtau, nicht für vereinzeltes Kleinzeug wie 
Samoa.) „Hamburgischer Korrespondent“, 24. Ok- 
tober. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


(Besitzer 
von Friedensrenten sollen bei deren Vorweisung, falls 
sie Kriegsanleihe zeichnen, ein halbes Prozent des 
vorgewiesenen und zugleich gezeichneten Betrages 
rückvergütet erhalten; solche Verwendung der Frie- 
densrenten auf diesen zu verzeichnen.) Von Julius 
Schwarz. „Wiener Allgemeine Zeitung“, 30. Sep- 
tember. 


Die Finanzlage der Kriegführenden und die unbegrün- 


dete Hausse an der Amsterdamer Börse. (Der 
„Nieuwe Courant“ vom-7. Oktober findet, daß die 
trostlose Lage der Ententefinanzen, besonders jene 
Rußlands, woran der holländische Kapitalsmarkt 
stark beteiligt ist, im Widerspruch zur lebhaften 
Hausse an der Amsterdamer Börse in der ersten Ok- 
toberwoche stehe. Sogar russische Eisenbahnwerte 
durch Sinken des Rubels auf ein Drittel seines Wertes 
unsicher geworden.) „Nachrichten der Auslands- 
presse“ (Berlin), 19. Oktober. 

(Zu Beginn des Welt- 
krieges in der Türkei ı5o Millionen türkische Pfund 
schwebender und konsolidierter Schulden. Ordent- 
liche Einnahmen vor dem Kriege 30, im Jahre 1917 
21 Millionen. Höhe der bis Ende August 1917 mit 
Deutschland abgeschlossenen Vorschußgeschäfte und 
Anleihen 142, jener mit Österreich-Ungarn 82 Mil- 
lionen türkische Pfund. Öffentliche Kriegsschuld der 
Türkei Ende August 1917: 180, Gesamtstaatsschuld 
330 Millionen. Hinzuzuzählen seither noch deutscher 
Vorschuß von 50 Millionen türkischen Pfund. Monat- 
licher Kriegsbedarf der Türkei im Durchschnitt der 
drei Kriegsjahre 100 Millionen Mark, derzeit jener 
Englands 5000, Deutschlands 3000, Frankreichs 2650, 
1650, Italiens 1000 Millionen 
Mark. Bestreben der türkischen Regierung, die] 
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Zinsenlast der Kriegsschuld bis einige Jahre nach 
Kriedensschluß hinauszuschieben. Durch Abmachun- 
gen mit Deutschland Mindestgrenze des türkischen 
Wechselkurses nach Friedensschluß auf 1845 M. 
festgesetzt.) „Neue Zürcher Zeitung“, 21. Oktober. 


Amerika und. die Fortsetzung des Krieges. (Nach Auf- 


satz von Professor Cassel im „Svenska Dagbladet“ 
infolge der großen nordamerikanischen Darlehen an 
die Ententestaaten und durch die Kriegskosten der 
Union Verwässerung der nordamerikanischen Wäh- 
rung wahrscheinlich. Hierdurch finanzielle Hilfe der 
Union für die Ententestaaten weniger wirksam. Wich- 
tig jedoch nordamerikanische Warenlieferungen an 
die verbündeten Staaten. Diese erleichtert dadurch, 
daß die Ententeregierungen derzeit nicht unmittelbar 
bei den nordamerikanischen Banken um Kredit an- 
suchen, sondern die Unionsregierung mit dem Staats- 
kredit für sie vermittelnd eintritt. Die nordamerika- 
nischen Warenlieferungen bedroht durch Verminde» 
rung der Erzeugng infolge Abganges industrieller 
Arbeitskräfte im Zusammenhang mit dem Kriegs- 
dienst, ferner durch die von der Regierung erzwun- 
genen Höchstpreise, die den gegenwärtigen Preis- 
stand teils festhalten, teils unterschreiten.) „Berliner 
Tageblatt“, ı1. Oktober. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


(Der russische Staat be- 
sonders seit der Revolution durch Duldung ausländi- 
scher Kapitalsanlagen in Rußland in drückende Ab- 
hängigkeit Frankreichs, Englands und der Union ge- 
raten. Durch Großbritannien zuerst russische Einfuhr 
aus Deutschland zu ersetzen gesucht, dann ungeheure 
englische Kapitalsbeträge nach Rußland eingeführt 
zur Ausbeutung von Gold- und Platinbergwerken, 
Eisen- und Bleierzgruben, Kohlenlagern, Kupfer- und 
Silberbergwerken, Naphthalagern; ferner Gründung 
zahlreicher englischer Banken in Rußland. Eindrin- 
gen der Engländer in die öffentliche Verwaltung 
Rußlands; nach Gewährung eines Darlehens an die 
Stadtverwaltung Petersburgs ein allmächtiger engli- 
scher Vertrauensmann in den Magistrat aufgenom- 
men; in anderen Städten ähnliches geplant. Englisches 
Naturalguthaben in Rußland auf zehn Milliarden 
Rubel geschätzt.) Von Lujo Brentano. „Frankfurter 
Zeitung“, 23. Oktober. 


L’Augmentation des Capitaux dans les Entreprises In- 


dustrielles. (Während der russischen Revolution, 
trotz aller Verworrenheit der Verhältnisse, starke 
Kapitalsvergrößerungen der Industriegesellschaften in 
Rußland: Im Mai bei 16 Gesellschaften 4970 Mil- 
lionen Rubel, Juni 65'534 Millionen Rubel bei 19 Ge- 
sellschaften; im Juli freilich nur 14°92 Millionen 
Rubel bei 13 minder wichtigen Gesellschaften, ohne 
daß die in festen Händen verbliebenen neuen Aktien 
auf den Markt gekommen wären; französische Ka- 
pitalisten bemüht, die Befugnis zur Teilnahme an den 
[beim Tiefstand des Rubelkurses] für sie vorteil- 
haften Kapitalserhöhungen bei der russischen Regie- 
rung durchzusetzen.) „Paris-Geneve“, 19. Oktober. 


Geld- und Währungswesen. 


Chronik der Kriegsfinangen. (Aufforderung des nord- 


amerikanischen Bundesreserveamtes an die Banken 
vom 10. August 1917, Goldmünzen und Goldzerti- 
fikate aus dem Verkehr zu ziehen und der Reserve- 
bank in New York zu überweisen, bisher wenig. er- 
folgreich. Goldausfuhrverbot streng durchgeführt, 
Goldrückstellungen für ausländische Rechnung unter- 
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Aus der jüdischen Presse. 


sagt. Banken durch Regierung aufgefordert, Vor- 
schüsse nicht über sechs Prozent zu berechnen.) 
„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), ı2. Oktober. 


Amerika und Europa nach dem Kriege. (Nach Aufsatz 
von Professor George E. Roberts in „American Eco- 
nomic Review“: Gesamtgoldstock der Union Ende 
Juni 1914: 19, ı. November 1916: 2'7 Milliarden 
Dollar. In Europa nach Friedensschluß infolge großen 
Angebotes von Arbeitskräften wahrscheinlich Sinken 
der Preise, Abnahme der Nachfrage nach nord- 
amerikanischen Waren, die bei dem Goldüberfluß und 
Arbeitermangel des Landes langsamer im Preise 
sinken werden als in Europa. Hierzu kommt noch 
hoher Stand der nordamerikanischen Währung gegen- 
über europäischer Währungsverschlechterung. Wahr- 
scheinlicher die Verwertung des nordamerikanischen 


Goldes durch Übertragung von Kapital in Goldform | 


aus der Union nach Europa als durch Auswanderung 
europäischer Arbeitskräfte nach den Vereinigten 
Staaten.) Von W. Eggenschwyler. „Schweizer Ex- 
port-Zeitung“ (Zürich), 10. Oktober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaäten. 


Die wirtschaftlichen Leistungen des k. u. k. Mihitärgouver- 


nements in Polen. (Staatsforste für Heeresbedarf und 
Behausung der im Kriege obdachlos gewordenen Be- 
völkerung verwendet. Steinköhlenrevier durch Militär- 
bergamt ausgenützt. Kohlenaktiengesellschaften unter 
Zwangsverwaltung gestellt. Private Eisen- und 
Hüttenwerke wegen Rohstoffmangel nur zu geringem 
Teile in Betrieb; Zinkerze von Olkusz im Lande 
selbst verhüttet. Schwierigkeit groß, eine genügende 
Arbeiterzahl zu erhalten und an Abwanderung nach 
dem deutschen Verwaltungsgebiet in Polen und nach 
Preußisch-Schlesien zu verhindern; dies gelungen 
durch Steigerung der Löhne und Beistellung von 
Lebensmitteln.) „Mitteilungen der k. u. k. Waren- 
verkehrszentrale für das österreichisch-ungarische 
Okkupationsgebiet“ (Krakau), 15. September. 

(In Polen Fabrikation von 
Leder, Schuhen, Wäsche, Handschuhen, Schmuck- 
sachen, Uhren, Zucker etc. von Juden begründet und 
mit zahlreichen, meist jüdischen Arbeitskräften be- 
trieben. Diese jedoch derzeit keine Großkapitalisten. 
Am bedeutendsten Tätigkeit der Juden im Handel mit 
Manufakturen, Seide und Modesachen.) „Deutsche 
Warschauer Zeitung“, 24. Oktober. 

Aus dem spanischen Wirtschaftsleben. (Infolge Kohlen- 
not Verkehrskrise in Spanien. Hierdurch Versendung 
und Verwertung der Apfelsinenernte gefährdet. Durch 
Lieferung kalifornischer Rosinen nach Großbritannien 
Verlust des wichtigen englischen Absatzmarktes für 
spanische Rosinenerzeugüng. Getfeideernte 1917 
günstig, nur Gerstenernte geringer als jene des 
Jahres 1916, wenn atich noch über Durchschnitt der 
letzten zehn Jahre. Trotz dem Versprechen der Uniön, 
Baumwöllausfuhr nach Spanien nicht zu untersagen, 
die von Spanien in New York schon gekaufte Baum- 
wölle für Ausfuhr nicht freigegeben; Erschöpfung der 
spanischen Baurmwöllvorffäte in 12 Wochen wahr- 
scheinlich. Nordamerikanisches Verbot der Gold» 
ausfuhr nach Spanien.) „Kölnische Zeitung“, 26. Ok- 
tober. 

Der Außenhändel Persiens. (Gesamtaußenhandel Per- 
siens [außer Barren und Geld] im Jahre 1913/14 20, 
1915/16 ı5 Millionen Pfund Sterling; Einfuhr von 
117 auf 83, Ausfuhr von &1 auf 69 Millionen 
Pfund Sterling gesunken. Hälfte der Einfuhr besteht 
aus Zucker und Baumwollgeweben. Mengenziffern im 
persischen Handel infolge der Preissteigerungen noch 


Breslau als Meßstadt. 


Zeitungsreklame im Ausland. 


stärker zurückgegangen als die Wertziffern. Infolge 


dieser Umwälzung im Außenhandel und der Auf- 
nahme auswärtiger Anleihen durch die persische Re- 
gierung sowie infolge Verminderung des Banknoten- 
umlaufes bemerkenswerte Verbesserung der persischen 
Währung. Der Kran seit Anfang 1916 weit über 
früheren Wert notiert. Wertziffern des Handels mit 
allen Ländern außer Rußland und Großbritannien im 
Weltkrieg um 75 Prozent, Handel mit Rußland um 
16 Prozent zurückgegangen, der mit dem britischen 
Reiche um fünf Prozent gestiegen.) „Wirtschafts- 
dienst“ (Hamburg), 31. August. 


Die wirtschaftliche Lage Argentiniens. (Finanzielle 


Lage Argentiniens nicht günstig; Erfolg der neuen 
inneren AÄnleihe von 387 Millionen Papierpesos 
zweifelhaft. Geplant: Gründung einer Notenbank, 
Ausfuhrzölle, Einkommensteuer für ausländische Ge- 


sellschaften, Losanleihe. Ausfuhr im ersten Viertel- 


jahr 1917 159 Millionen Goldpesos, um 32 Millionen 
größer als im ersten Viertel von 1916. Einfuhrhandel 
um 6 Millionen zurückgegangen. Anteil der Union an 
der Einfuhr 32, der Großbritanniens 20 Prozent. 


Rückgang der argentinischen Handelsflotte von 107 


Dampfern über 600 t vor Ausbruch des Weltkrieges 
auf 62 Dampfer, davon nur 15 über 2000 f. Handel 
deutscher Häuser in Argentinien erst seit Kriegs- 
erklärung der Union geschädigt. Lage der Viehzucht 
günstig. 1916 Mißernte in Getreide, für 1917 gute 
Aussichten. Große Erfolge der Gerbstoffindustrie. 
Zuckerernte 1917 ein Viertel jener von 1913, Zücker- 
ernten 1915 und 1916 ebenfalls schlecht.) Von Luis 
Goetz. „Frankfurter Zeitung“, 21. Oktober. 


Exportförderung, Handelskammern, Aus- | 


kunfteiwesen. 


Vom künftigen deutschen Außenhandelsamt. (Erwünscht 


die Erriehtung eines deutschen Außenhandelsamtes 
nach Vorbild der Handelsmuseen in Brüssel, Wien, 
London, Paris und Philadelphia. Dieses soll aus fol- 


genden Abteilungen bestehen: Weltwirtschaftsarchiv 


für Sammlung und Bearbeitung von Zeitungen und 
Zeitschriften; Auskunftsabteilung für Anfragen über 
Zollsätze, Eisenbahn- und Schiffahrtsangelegenheiten 
sowie Rechtsverhältnisse aller Länder; Nachrichten- 


und Publikationsdienst; Präsidialabteilung.) „Der 


Weltmarkt“ (Hannover), 15. Oktober. 

(Gründung einer „Messegesell- 
schaft“ zur Veranstaltung von Messen in Breslau, be- 
sonders zur Förderung des Handels mit Textil- und 
Papierwaren, Bekleidungsgegenständen, Möbeln, Woh- 
nungsausstattungen, Maschinen und Nahrungsmitteln ; 
ungünstige geographische Lage Breslatus müsse durch 
derartige, auch auf das Ausland wirksame Veranstal- 


tung wettgemacht werden.) Von Dr. Freymarck, Syn- | 
„Wirtschafts- | 


dikus der Handelskammer Breslau. 
zeitung der Zentralmächte‘“ (Wien), 18. Oktober, 


Die erste Messe in Breslau. (Großer Erfolg der Papier: 
gewerbeausstellung in Breslau. Von der schlesischen 


Kaufmannschaft geplant Veranstaltung jährlicher 
Messen in Breslau zur Vermittlung des Handels- 
verkehrs zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn 
und den Balkanstaaten. Lage Breslaus im Östen 
Deutschlands, seine Überlieferting als alte Handels- 
stadt und derzeitige lebhafte Tätigkeit der schlesi- 
schen Kaufmannschaft sichere dieser Messe den Er- 
folg.) Von Georg Hallame. „Der Tag“ (Berlin), 
12. Oktober. 

(Reklametätigkeit der 
deutschen Industrie im Ausland am wirksamsten durch 
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Das Deutsche Auslandsmuseum. 
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Anzeigen in ausländischen Zeitungen betrieben; große 
bezügliche Erfolge vor Ausbruch des Weltkrieges. 
Nötige Vertrautheit mit den ausländischen Orts- 
verhältnissen durch Filialleiter, Platzagenten, Expor- 
teure, auch durch deutsche Konsulate sicherzustellen. 


- Die ausländischen [auch die jetzt feindlichen] Zei- 


tungen nach Friedensschluß wahrscheinlich trotz dem 


. geplanten Wirtschaftskrieg unter dem Einfluß deut- 


schen Geldes zur Aufnahme deutscher Anzeigen be- 
reit.) Von Fritz Herz, Berlin. „Der Weltmarkt“ (Han- 
nover), 15. Oktober. 


(In Stuttgart „Deut- 
sches Auslandsmuseum“ gegründet. Seine Aufgabe: 
Vermittlung zwischen Auslandsdeutschen und heimi- 
schen Erzeugern sowie Händlern. Hierfür Kartothek 
sämtlicher Auslandsdeutschen und heimischen Firmen 
am Auslandsmuseum geführt. Geplant „Deutsche Aus- 
landsausstellungen“ ; zuerst, bald nach Friedensschluß, 
Balkanausstellung. Nötig Beiziehung eigener Han- 
delsattaches zu Gesandtschaften und Generalkonsula- 
ten. Für Ausbildung der Handelsattachees und Kon+ 
suln Lehrkurse und Prüfungen im Auslandsmuseum 
einzurichten, Verbindung des Auslandsmuseums mit 
der Reichsregierung auch durch diese Studien der 
Außenvertreter herzustellen.) Von Professor Dr. Fran2 
Öppenheimer. „Kölnische Zeitung“, 21. Oktober. 


Die Beziehungen zwischen Kunst, Kultur und Außen- 


Vertretung des Kleinhandels. 


handel. (Nach Aufsatz von Dr. Karl Hornung im 
„Nachrichtenblatt Deutscher Dienst“ große Bedeutung 
der deutschen Kunst und des Kunstgewerbes fur die 
Volkswirtschaft. Wichtig nach Friedensschluß Förde- 
rung der Ausfuhr deutscher Kunstwerke und Kunst- 
gewerbearbeiten durch besondere Ausgestaltung der 
Handelsvertretungen und Ausbau des Reklamewesens. 
Durch Kaufgelegenheiten für deutsche Kunstwerke ım 
Ausland Interesse der Fremden an deutscher Kunst 
zu wecken, wodurch auch Reisen kaufkräftiger Aus- 
länder nach Deutschland gefördert. Kunsthandel durch 
Weltkrieg verhältnismäßig wenig getroffen; günstiges 
Ergebnis der Kunstauktionen in neutralen Ländern 
auch während des Krieges; daran auch deutsches Ka- 
pital beteiligt.) „Handel und Industrie“ (München), 
13. Oktober. 


(Der Verbandsausschuß 
des ‚Verbandes katholischer kaufmännischer Ver- 
einigungen Deutschlands E. V.“ [Essen] sprach sich 
gegen die Errichtung besonderer Kleinhandelskam- 
mern aus und setzte nähere Bestimmungen für den 
Kleinhandelsausschuß fest, der jeder Handelskammer 
angegliedert werden soll. Der „Verband der Handels- 
schutz- und Rabattsparvereine Deutschlands, Ver- 
tretung für Handel und Gewerbe E. V.“ lehnte gleich- 
falls die Errichtung von Kleinhandelskammern ab und 
wünschte die Einrichtung von Kleinhandelsaus- 
schüssen.) „Handel und Gewerbe“ (Berlin), 13. Ok- 
tober. 


Die Nachrichtensäle in der Türkei. (Zur Förderung 


deutscher Interessen in der Türkei ungefähr 70 Nach- 
richtensäle errichtet, in denen türkische und andere 
Landeszeitungen, deutsche illustrierte Zeitschriften 
mit türkischen und arabischen Beilagen, Bilder be- 
rühmter Männer, Broschüren, Flugschriften etc. auf- 
liegen. Im Hauptsaal Konstantinopels. täglich bis zu 
20.000, in einzelnen größeren Provinzsälen bis zu 
10.000 Besucher. Leiter der Nachrichtensäle deutsche 
Konsuln, deutsche und österreichische Kaufleute, Mit- 
glieder des türkischen Komitees für Einheit und Fort- 
schritt; die hiermit verbundene wirtschaftliche Pro- 
paganda vom „Deutschen Überseedienst“ geleitet.) 
Von E. E. Hermann Schmidt, Berlin. „Das Kontor“ 
(Berlin), Oktober. 
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Industrieförderung. 


Die Gründung einer Gesellschaft für Warenkunde in 


Hamburg. (Die im Oktober d. J. in Hamburg gegrün- 
dete „Gesellschaft für Warenkunde“ soll durch Schaf- 


fung eines neuen Instituts mit Fachbibliothek und 


eines Archivs für Warenkunde der deutschen Volks- 


wirtschaft die Möglichkeit bieten, sich stets hinsicht- 
lich sämtlicher Fortschritte der Technologie und der 
Warenkunde auf dem Laufenden zu halten. Die acht 
Sondergruppen des Archivs sollen umfassen: Tech- 
nologıe ım allgemeinen, angewandte Maschinentech- 
nik, Warenfälschungen, Patentschriften, Hygiene und 
Konservierungsverfahren, Verkehrsfragen, Kartelle 
und Preissyndikate, Rechtsprechung und gutachtliche 
Äußerungen. Eine warenkundliche Sammlung soll 
einen möglichst umfassenden Überblick über die Roh- 
waren, Halb- und Ganzfabrikate sowie Abfälle vom 
naturwissenschaftlichen und technischen Standpunkt 
ermöglichen.) „Der Weltmarkt“ (Hamburg), 18. Ok- 
tober. 


Das Institut für Warenkunde an der Handelshochschule 


Mannheim. (Ähnlich wie die chemischen Institute der 
Hochschulen hat die Handelshochschule in Mannheim 
mit Hilfe privater Geldunterstützungen ein Institut 
für Warenkunde errichtet, das als Vorbild dienen 
kann. Die Aufgaben des Instituts liegen darın, nicht 
einfach die Warenmuster aufzustapeln, sondern zur 
Grundlage wissenschaftlicher Arbeiten zu machen. 
Studium der einzelnen Waren wird durch Vorstudien 
im Seminar aufgenommen und durch die nötigen Ar- 
beiten im Laboratorium ergänzt. Das so gesammelte, 
systematisch geprüfte Material wird dann der Proben- 
sammlung angegliedert und hat bisher dem Leiter des 
Instituts Dr. Pöschl dazu gedient, eine neuesten An- 
forderungen entsprechende Warenkunde zu verfassen.) 
„Der Weltmarkt“ (Hannover), 15. Oktober. 


Zum Schutze der Marken mit national-schweizerischem 


Charakter. (Nötig Revision des schweizerischen Bun- 
desgesetzes über Schutz der Fabriks- und Handels- 
marken. Man müsse ausländischen Firmen die Ein- 
tragung von Marken mit national-schweizerischem 
Charakter vom Gesichtspunkt der falschen Herkunfts- 
bezeichnung verweigern.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
5. Oktober. 

L’Apres-guerre Econo- 
mique. (Über die an und für sich als großartig be- 
zeichnete Ausstellung des Deutschen Werkbundes in 
Kirchenfeld bei Bern sehr gehässig abgeurteilt, da 
hierdurch auch die sich auf industrielle Leistungs- 
fähigkeit stützende Schlagkraft der deutschen Kriegs- 
maschine gesteigert werde; beruft sich auf einen Auf- 
satz Rathenaus im Berliner „Lokalanzeiger“ über 
Rohstoffürsorge und industrielle Vorbereitung mit 
Hinblick auf künftige Kriege.) „Moniteur du Com- 
merce“ (Genf), 15. September. 


Agrarpolitik. 


Eine notwendige Voraussetzung für erfolgreiche Agrar- 


politik. (In Österreich landwirtschaftliches Bildungs- 
wesen sehr vernachlässigt. Große Zahl bäuerlicher 
Analphabeten. Den 43.000 städtischen Hochschülern 
stehen 1800 landwirtschaftliche Hochschüler, den 
mehr als 220.000 städtischen Mittelschülern kaum 
2000 landwirtschaftliche Mittelschüler gegenüber. Ab- 
hilfe dringend notwendig, da nur von unterrichteten 
Landwirten die nach dem Weltkrieg unbedingt nötige 
intensive Wirtschaft zu erwarten.) Von Professor 
Dr. Franz Sommeregger, Klagenfurt. „Reichspost“, 
23. Oktober. 


La revolution economique. (Infolge der in der Türkei 


durch Ausbleiben der Einfuhr im Weltkrieg hervor- 
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Die 


Die Bekämpfung der Wohnungsnot in München. 


gerufenen Wertsteigerung landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse günstige Entwicklung der türkischen Land- 
wirtschaft. Die Bauern nahezu gänzlich entschuldet, 
zum Teile im Besitz größerer Vermögen. Grund und 
Boden von ihnen nun höher bewertet, daher bedeuten- 
des Steigen der Landpreise. Dies allerdings auch her- 
vorgerufen durch Entwertung des Geldes; auch Ver- 
besserung des technischen Betriebes der Landwirt- 
schaft bereits eingetreten.) „Iktissadiat Medjmouassi“ 
(Konstantinopel), ı1. Oktober. 


türkische Bauernschaft im Kriege. (Ehemals 
schlechte, gedrückte Lage des türkischen Bauern- 
standes im Weltkrieg bedeutend gebessert. Derzeit 


wird der früher bewucherte Bauer selbst als Wucherer 
bezeichnet, der nur Teile der Ernte auf den Markt 
bringe und den Rest für höheren Preisstand aufspare.) 


‘Von Tekin Alp, Konstantinopel. „Wirtschaftszeitung | 


der Zentralmächte“ (Wien), 12. Oktober. 


Fremdenverkehr. 


Bund deutscher Verkehrsvereine. (In der Hauptversamm- 


lung dieses Bundes wurde ein Beschlußantrag ange- 
nommen, es möge Sorge getragen werden, daß die seit 
kurzem in Kraft getretene Erhöhung der Eisenbahn- 
tarıfe im Personenverkehr tunlichst bald abgeschafft 
werde, da sie für die gesamte wirtschaftliche Betäti- 
gung eine drückende Belastung bilde.) „Vossische 
Zeitung“ (Berlin), 25. Oktober. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Die Schulen in Kriegsnot. (lm Unterrichtsausschuß des 
österreichischen Parlaments kam zur Sprache: die 
drohende halbtägige Sperrung der Schulen wegen 
Kohlenmangels, der Lehrermangel [viele Lehrpersonen 
werden im Heeresdienste nur zu Schreiberarbeiten 


| 
| 
| 
| 
| 


wirbt, starke Rückwanderung der Auslandsdeutschen 
möglich. Ohne reichlichen, durch Wirtschaftskrieg 
nicht behinderten Rohstoffbezug, der allen Industrie- 
zweigen den Betrieb ermöglicht, an Einwanderung 
nicht zu dehken, ja sogar starke Auswanderung un- 
vermeidlich, und zwar insbesondere nach den Ver- 
einigten Staaten, die Arbeitskräfte dringend brauchen.) 
Von Artur Dix. ‚„Hamburgischer Korrespondent“, 
25. Oktober. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Staatliche Lebensversicherung für die Beamtenschaft in 


Bayern. (Die vom bayerischen Staat geplante Lebens- 
versicherung für seine Beamten soll diesen billigere 
Bedingungen bieten als eine private Gesellschaft. Er- 
fahrungsgemäß seien kaufmännisch geleitete, private 
Gesellschaften weit eher im stande, eine günstige Ge- 
schäftslage auszunützen und ein höheres Zinserträgnis 
für ihre Kapitalien zu erzielen als staatliche Einrich- 
tungen. Dadurch werde sogar ein kleiner Vorsprung 
in den Verwaltungskosten und in der Sterblichkeit, der 
vielleicht der staatlichen Versicherungsanstalt zu gute 
käme, wettgemacht.) „Handel und Industrie“ (Mün- 
chen), 20. Oktober. 


ı Eine wichtige Versicherungsart für den kaufmännischen 


Mittelstand. (Einführung einer „Sozienversicherung“ 
in Deutschland. Soll gegen Gefahr der Störung des 


- Zusammenarbeitens zweier Geschäftsleute, von denen 


einer Geldgeber, anderer technischer Leiter ein und 


- derselben Firma ist, einen gewissen Entschädigungs- 


betrag versichern. Für Übergangswirtschaft besonders 
wichtig, da Kapitalsbeschaffung nach Kriegsende mit 
großen Schwierigkeiten verbunden sein dürfte) Von 
Eugen Löwinger. „Deutsche Handelswarte“ (Nürn- 
berg), September. 


verwendet], die Benützung von Schulen zu militäri- Gefährdung des Geschäftes der deutschen Versiches 


schen Zwecken, die vom Unterricht ablenkende Sam- 
meltätigkeit der Kinder, -die befürchtete Schließung 
der Universitätsbibliothek.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), | 
27. Oktober. 

(Zur 
Linderung der Münchener Wohnungsnot verlangt 
Denkschrift des städtischen Wohnungsreferenten Er- 
hebungen über Vorhandensein, Umfang und Größe des 
Wohnungsmangels sowie beschleunigte Herstellung 
von Kleinwohnungen. Diese soll gefördert werden: 
mittels "Überlassung geeigneten Geländes aus Ge- 
meindebesitz [möglichst zum  Selbstkostenpreis], 
rascher Genehmigung der Baupläne durch den Magi- 
strat, Verringerung der Baukosten durch Entgegen- 
kommen auf baupolizeilichem Gebiet, Geldbeschaffung 
durch Vermittlung der Gemeinden, Gründung einer 
kaufmännisch geleiteten Stadtsiedlungsgesellschaft, 
an der sich Gemeinden und privates Kapital beteiligen 
sollen.) „Handel und Industrie“ (München), 20. Ok- 
tober. 

Wohnungsämter und Wohlfahrtsämter. (Weist auf die 
Notwendigkeit hin, daß nicht nur in den Gemeinden 
mit mehr als 100.000 Seelen ein Wohnungsamt zu 
errichten sei, wie es der Entwurf des neuen preußi- 
schen Wohnungsgesetzes vorsieht. Gerade auf dem 
flachen Lande sowie in mittleren und kleineren 
Städten wäre ein solches Amt von größtem Nutzen; 
von ihm könnte auch die ganze Gesundheitspflege, zum 
Beispiel Säuglingsschutz, ausgehen.) Von Hochschul- 


professor Dr. Schmittmann, zurzeit Namur. „Köl- 
nische Zeitung“, 25. Oktober. 
Ein- und Auswanderung. 
Aus- und Rückwanderung nach dem Kriege. (Falls 


Deutschland wirtschaftliches Neuland im Osten ER 


Heimarbeit im Kriege. 


.rungsgesellschaften in Amerika. (Juli 1917 den deut- 
- schen Versicherungsgesellschaften in der Union Be- 


teilıgung an nordamerikanischen Transport- und 
Kriegsversicherungsgeschäften verboten. Derzeit im 
Kongreß ein Gesetz in Beratung, den eigenen Staats- 
bürgern Abschluß von Versicherungsverträgen mit 
deutschen Gesellschaften zu verbieten. Rückfrage an 


- nordamerikanische Versicherungsgesellschaften zeigt, 


daß die meisten die Verbindung mit deutschen Gesell- 
schaften abgebrochen haben oder abbrechen wollen. 
Im Jahre 1916 Prämieneinnahme der Rückversiche- 


. rungsgesellschaften in der Union 55 Millionen Dollar, 


woran deutsche Gesellschaften stark beteiligt, die 
durch Aufhören: ihres nordamerikanischen Geschäftes 
schwer geschädigt würden. Tätigkeit nordamerikani- 
scher Versicherungsgesellschaften in Deutschland bis- 


her nicht eingeschränkt.) „Frankfurter Zeitung“, 
23. Oktober. 
Sonstige Sozialpolitik. 
Arbeiterinnenmangel. (Arbeiterinnenmangel in erster 


Linie nicht auf die erhöhten Unterhaltsbeiträge, son- 
dern auf die Mühe des Haushaltes und die Verwahr- 
losung der Kinder der Arbeiterinnen zurückzuführen, 
da Frauen sich nicht die dringend nötigen Lebens- 
mittel verschaffen, noch ihre Kinder vor Schaden be- 
wahren können, wenn sie den ganzen Tag arbeiten. 
Durch Schaffung von Gemeinschaftsküchen und Kin- 
derhorten, die den Frauen ihre. dringendsten häus- 
lichen Pflichten abnehmen, wäre Abhilfe zu schaffen.) 
„Neues Wiener Journal“, 28. Oktober. 

(Während des Krieges ist in 


Wien Verdienstmöglichkeit durch Heimarbeit ge- 


wachsen. Ware und Zugehör werden den Arbeiterin- 
nen genau zugeteilt. Mit Rücksicht auf gestiegenen 


ar 
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Materialwert Vorsicht bei Aufnahme der Arbeits- 
kräfte geübt. Im Anfang des Weltkrieges war starker 
Zulauf von Frauen, nach Erhöhung der Unterhalts- 
beiträge sofort die Hälfte äusgeblieben.) „Die Zeit“ 
(Wien), 30. Oktober. 


Die Wiener Spitalschande. (Im Wiener Allgemeinen 
Krankenhaus ein Überbelag von 1400 Personen. Un- 
zureichende Zuweisungen an Fett und Milch. Die 
Kranken müssen vorzeitig entlassen werden. Arbeits- 
ministerium gestattete keine Einlagerung von Kohlen. 
Es sei nötig, an die Friedensaufgaben der Spitäler zu 
denken.) „Der Morgen“ (Wien),.15. Oktober. 


Mehr Mittelstandspolitik. (Auf der Tagung der 36 Ver- 
bände von Reichs- und Staatsbeamtenvereinen wurden 
Beschwerden laut, daß Kriegsbeihilfen und Teuerungs- 
zulagen zu spät und zu niedrig gewährt würden; 
sozialdemokratische Presse bringe im Gegensatz zur 
bürgerlichen Klagen der Beamtenschaft. Staatshilfe 
für den deutschen Mittelstand, wie früher für die Ar- 
beiterschaft, die derzeit hohe Löhne bekomme, un- 
bedingt erforderlich.) ‚Der Tag‘ (Berlin), 24. Ok- 

- tober. 


Höhere Grundlöhne oder Teuerungszulagen? (Aufgabe 
der Gewerkschaften, dafür zu sorgen, daß den Ar- 
beitern höhere Grundlöhne zugesagt würden. In der 
zurzeit üblichen Gewährung von Teuerungszulagen 
liege schon der Gedanke des Lohndruckes nach 
Friedensschluß. Der Staat möge hier mit gutem Bei- 


schutzes; Heranziehung von Arbeitern zur Gewerbe» 
aufsicht; Befugnis des internationalen Arbeitsamtes 
in Basel, internationale Besprechungen über Arbeiter- 
schutzfragen abzuhalten.) „Arbeiter-Zeitung‘‘ (Wien), 
26. Oktober. 

Bergarbeiterlöhne in England. (In England ist fast in 
allen Lohnfragen der Bergarbeiterschaft der Kohlen- 
diktator an Stelle des Schiedsgerichtes getreten. Berg- 
leute fordern von ihm eine Erhöhung des Durch- 
schnittslohnes um 25 Prozent; nun werden die 
Zechenbesitzer sich an ihn um einen Preisaufschlag 
wenden müssen, der die Kosten der erhöhten Löhne 
deckt.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
16. Oktober. 


Seeschiffahrt. 


Das Eigentum an kriegsversenkten und wieder gehobe- 
nen Schiffen und Gütern. :(Eigentümer der kriegs- 
versenkten und wiedergehobenen Schiffe und Güter 
müsse der Hebende sein, mit Ausnahme der Hebungen 
in den Küstengewässern. Nötig zur Vermeidung von 
Streitigkeiten zwischen den Staaten: Schaffung einer 
internationalen Bergeordnung für Schiffshebungen 
auf offener See; Wichtigkeit dieser Frage bei den 
versenkten Milliardenwerten.) Von Universitäts- 
professor Dr. Hans Sperl, Wien. „Österreichisch- 
ungarische Schiffahrts-Zeitung“, 14. Oktober. 


spiel vorangehen und höhere Anfangsgehalte, erhöhte Reichsschiffahrt. (Günstige Entwicklung des Hafens 


Grundlöhne und nicht nur Familien- und Kirider- | 
zulagen geben.) Von Emil Dittmer. „Die neue Zeit“ 
(Stuttgart), 26. Oktober. 


Gesetzlicher Zwang zur Einstellung Kriegsbeschädigter? | 
(Gegen den Vorschlag, die Unternehmer gesetzlich zu, 
verhalten, auf je 50 Arbeiter einen Kriegsbeschädig- 
ten einzustellen. Dies könnte zu schweren Betriebs- 
störungen führen. Man möge die Einstellung Schwer- 
beschädigter auf Invalidenposten beschränken. In 
größeren Betrieben ein besonderer Beamter damit zu 
betrauen, für Kriegsbeschädigte geeignete Stellen aus- | 
findig zu machen.) „Kölnische Zeitung“, 16. Oktober. 


Industrie und Frauenarbeit. (Frauenarbeit in Deutsch- 
land von 1895 bis 1907 um 63 Prozent gestiegen. 
Während des Weltkrieges Einstellung von Frauen in, 
fast alle Betriebe, in denen die Gesetzgebung es bisher 

- untersagte. Bestimmungen über Arbeitszeit können | 
angeblich nicht eingehalten werden. Vom Kriegsamt 
begründete Organisationsstelle für Frauenarbeit ver- | 
sucht, Frauen durch Fürsorgemaßnahmen zu schützen. 
Nach Friedensschluß Entfernung der weiblichen Ar- 
beitskräfte aus allen gefährlichen Betrieben und 
Wiedereinführung des bisherigen Arbeiterschutzes er- 
wünscht.) Von Norma Stengele. ‚Süddeutsches In- 
dustrieblatt“ (Stuttgart), 10. Oktober. 


Die internationale Gewerkschaftskonferenz in Bern. 
(Die auf der internationalen Gewerkschaftskonferenz 
in Bern aufgestellten Forderungen der Arbeiter an 
die Friedenskonferenz: Freizügigkeit, Arbeiterschutz 
und Streikrecht für Einwanderer; obligatorische So- 
zialversicherung auch für Heimarbeiter; Zehn- 
stundentag als Übergang zum Achtstundentag, in 
Bergwerken Achtstundentag, 
Nachtarbeit, 36stündige Sonntagsruhe; Vorsorge 
gegen gesundheitsschädliche Beschäftigungen; Acht- 
stundentag, Nachtruhe und Verbot von Bergwerks- 
arbeit sowie Einrichtung von Fach- und Bildungs- 
schulen für Jugendliche, Verbot jeglicher Erwerbs- 
tätigkeit für Kinder unter ı5 Jahren; für Frauen 
Achtstundentag, 48stündige Sonntagsruhe, Verbot der 
Abgabe von Hausarbeit, der Beschäftigung in gesund- 
‚heitsschädlichen Betrieben, Ausbau des Mutter- 


Triest im letzten halben Jahrhundert; im Jahre 1870 
war die Zahl der eingelaufenen Schiffe 8054 mit 
960.103 Registertonnen, im Jahre 1913 14.231 Schiffe 
mit 5,480.074 t. Für die Zukunft notwendig, dem 
Reichshafen und der Reichsschiffahrt österreichische 
Wesenheit zu verleihen. Dringend Gründung einer 
deutschen Schiffahrtsschule in Triest, um auch den 
Deutschösterreichern den Seemannsberuf zu eröffnen.) 
„Deutsche Arbeit“ (Prag), Oktober. 


Handelsflotte und Schiffsrequisitionsgesetz. (In Holland 
Unsicherheit über Geltungsbereich des Schiffsrequisi- 
tionsgesetzes und der Kriegsgewinnsteuer. Dies 
hemme, trotzdem einige mildernde Ausnahmen von den 
Verordnungen gemacht wurden, die zur Aufnahme 
des Wettbewerbes mit anderen Staaten sehr wichtige 
Schiffsbautätigkeit. Nötig besondere Rücksichtnahme 
darauf, daß Kapitalskraft der Schiffahrtsunter- 
nehmungen durch die Besteuerung keine Schwächung 
erfahre.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendient“ (Ber- 
lin), 16. Oktober. 


Frankreichs neues Schiffbauprogramm. (Plan von de 
Monzie, Unterstaatssekretär der französischen Handels- 
marine, im Jahre 1918 die Stapellegung von Handels- 
schiffen auf dreifache Höhe eines gewöhnlichen Frie- 
densjahres zu bringen. In den letzten vier Vorkriegs- 
jahren im Jahresdurchschnitt 116.000 Bruttoregister- 
tonnen Handelsschiffsraum hergestellt. Für franzö- 
sischen Schiffbau Stahlbeschaffung schwierig, da die 
meisten französischen Erzeugungsstätten in deutschen 
Händen; England und die Union liefern wegen des 
großen Eigenbedarfes wenig.) ,„Wirtschaftsdienst“ 
(Hamburg), 12. Oktober. 


Einschränkung der | Volkswirtschaft im Kriege. (Starke Zunahme des Ver- 


kehrs im Hafen von Le Havre während des Welt- 
krieges. 1913 betrug die Zahl der eingelaufenen 
Schiffe 6548 mit 5-41 Millionen f, 1916 bereits 11.592 
mit 874 Millionen t. Wesentliche Vergrößerung. der 
Hafenbauten in der Kriegszeit. Erweiterung der 
Lagerhäuser unter Mitwirkung der Handelskammer. 
Wertvolle Erfahrungen in bezug auf die Flußschiff- 
‘ fahrt nach Paris.) „Neue Zürcher Zeitung“, 25. Ok- 
tober. 
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Binnenschiffahrt. 


(Große 
Fortschritte der Motorschiffahrt erleichtern Binnen- 
schiffahrt auf der Donau, mit Anschluß von Fahrten 
auf dem Schwarzen Meere. Schiffe von 1000 t Trag- 
fähigkeit ins Auge gefaßt, denen es möglich ist, un- 
mittelbar von den großen Donauplätzen einen See- 
hafen auf der andern Seite des Schwarzen Meeres an- 
zulaufen. Möglichkeit, von Budapest Kähne nach 
Varna, Konstantinopel, Odessa zu führen.) „Die freie 
Donau“ (Regensburg), 15. Oktober. 

Verkehrsmobilmachung Mitteleuropas und der 
Türkei für den kommenden Wirtschaftskrieg. (Bau- 
kosten der Donauregulierung von der Mündung der 
Donau bis Wien 50, außerdem die am Eisernen Tor 
35, jene von Wien bis Passau 20, von Passau bis 
Stepperg I5, zusammen 120 Millionen Mark. Bau- 
kosten der zur Ergänzung dieses Wasserstraßen- 
‚systems nötigen Kanäle: Donau— Oder 300, Donau— 
Elbe 400, Donau—Main 300, Weser—Main 161, 
Donau—Oder 49, zusammen 1210 Millionen Mark. 
Fertigstellung dieser mitteleuropäischen Wasser- 
straßen angeblich erst in ungefähr 50o Jahren mög- 
lich. Bis dahin Ausgestaltung des. Eisenbahn- 
verkehrs zwischen Deutschland, Österreich-Ungarn 
und dem Orient nötig, der durch Einstellung neuer 
Gütereilzüge bedeutender Steigerung fähig sei.) Von 
Oberingenieur Franz Huber, Berlin-Steglitz. ‚‚Zei- 
tung des Vereines deutscher Eisenbahnverwaltungen“ 


1914: 
.1914.um mehr als dıe Hälfte vermindert. 


Versorgung des Heeres und der Großstädte und nur 
einen Teil der nicht leicht verderblichen Waren. Auf- 
hebung der Ausfuhrverbote, Höchstpreise, Gewinn- 
beschränkung und des Verkaufszwanges. Neue 


Wuchergesetze. Hamstern nicht strafbar. Im Bereich 


der öffentlichen Bewirtschaftung Preisfestsetzung, Er- 
fassung der Waren nicht durch Beschlagnahme, son- 


- dern durch Umlage. Den Gemeinden öffentliche. Be- 
. wirtschaftung nur in Form freier Vereinbarungen mit 


den örtlichen Händlern zu gestatten, Beibehaltung des 
Kartensystems für Fleisch, Brot, Milch, Zucker und 
Kartoffeln.) Von Dr. Georg Wilhelm Schiele. Bei- 


denz“ (Berlin), 27. Juli. 


Die Getreidenot Frankreichs und Italiens. (In Be: 
. von 1914 bis 1917 Weizenernte zurückgegangen von 


7:9 auf 3-9 Millionen-t, das ist um 50 Prozent; Rück- 
gang der Anbaufläche 30 Prozent. Kartoffelernte 
13°4, 1916:-88 Millionen f. Viehbestand seit 


überseeischen Getreides durch Unterseebootkrieg sehr. 
erschwert. Herabsetzung der Tageskopfmenge an 
Brot von 500 auf 200 oder 150 g erwartet. In Italien 
von 1913 bis 1917 Rückgang der Weizenernte von 
5-8 auf 3°8 Millionen t, jener der Maisernte von 2°7 
auf 2-3 Millionen t. Einfuhrbedarf Italiens schon im 
Frieden 2 Millionen t Getreide. Brotkarte [auch Teig- 
warenkarte] in Italien dringend nötig, doch wahr- 


scheinlich noch nicht eingeführt.) Von Leonhard Neu- 


mann. „Hamburgischer Korrespondent“, 18. Oktober. 


lage der „Deutschen volkswirtschaftlichen A | 


-Einfuhr 


(Berlin), 20. Oktober. 

Die Donaukonferenz in Paris. (Auf der Donaukonferenz 
in Paris, woran Pasitsch, Vintil Bratianu, Velitsch, 
Markovics und ein Vertreter Englands teilnahmen, 
uwrde von Bratianu vorgeschlagen, die Donaufrage 
derart zu lösen: die Zentralmächte sollen doppelte Ge- 
bühren zu zahlen haben und hierdurch von der Be- 
teiligung am Donauverkehr _ abgeschreckt werden. 
Pasitsch wies darauf hin, daß die deutschen und öster- 
reichischen Schiffahrtsgesellschaften noch längere 
Zeit hindurch unentbehrlich sein dürften.) „Die freie 
Donau“ (Regensburg), 15. Oktober. 

Basler Schiffahrtsfragen. (Eingabe von Basler Bürgern 
an den Bundesrat, es möge in Anbetracht der großen 
Wichtigkeit, die nach dem Weltkrieg der Schiffahrt 
zukommen werde, der Ausbau der Rheinschiffahrt 
einheitlich durchgeführt werden. Der Bau des Klein- 
hüninger Hafens sei zu beschleunigen, die gesamte 
Leitung _ des Hafenbetriebes, Umschlages und die 
Lagerung entweder den Bundesstaaten oder einer ge- 
mischtwirtschaftlichen Gesellschaft zu übertragen.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 17. Oktober. 


Zur Ernährungsfrage. (Teuerung und Knappheit an 
Lebensmitteln in Bulgarien nicht durch wirklichen 
Mangel, sondern durch fehlerhafte Organisation her- 
vorgerufen. In einem Lande, das doppelt soviel Ge- 
treide erzeuge, als es verbrauche, müsse ausreichend 
Brot zu beschaffen sein; Übermut der Lebensmittel- | 
händler in Sofia bereits ebenso groß wie in den 
Hauptstädten der Mittelmächte.) „Deutsche 
zeitung“ (Sofia), 17. Oktober. < 

Zur Brotrationierung im Ausland. (Brotrationen in def 
einzelnen Ländern: 280 g in Deutschland, ebensoviel 
in Österreich, 250 g in der Türkei, 260 g in England 
[freiwillig], 250 g in Italien, 150 bis 250 g in Frank- 
reich, 315 g in Dänemark, 260 g ın Schweden, 254 8 
in den Niederlanden, 250 g in der Schweiz. Nur. 
Österreich und Deutschland können ihre Rationen aus 
eigenen Kräften sicherstellen, alle anderen sind auf 
Einfuhr angewiesen und bei ihnen die tatsächliche 
Einhaltung dieser Ziffern [Höchstziffern] zweifel- 
haft.) Von Leonhard Neumann. „Berliner Börsen- 
Courier“, 25. Oktober. 

Brasilien. Die Lage des Kaffeebaues im Staate Sao 
Paulo. (Steigen der Erzeugung von Kaffee, Welternte 
1917/18 voraussichtlich 23 Millionen Sack; Zahl der 
tragenden Kaffeebäume in Sao Paulo 1914/15: 735, 
1916/17: 820 Millionen. Im Weltkrieg Einfuhrzölle 
auf Kaffee in den meisten Staaten erhöht; auch in der 
Union derartiges vorauszusehen; hierdurch Abnahme 
des Verbrauchs zu erwarten.) „Nachrichten für Han- 
del und Industrie“ (Berlin), 17. Oktober. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 
politik. 


Allerlei von der Jagd. (Von einem Gesamtwildabschuß 
in Österreich sei keine Abhilfe der Fleischnot zu er- 
warten, da auf jeden Einwohner nur einmal ein 
Sechstelstück Wild käme. Der Volkswirtschaft wäre 
dadurch eine Einnahmsquelle geraubt, dem Ausland 
würde der Pachtschilling zufließen.) „Sarajewoer Tag- 
blatt“, 18. Oktober. 

Vorschlag zu einer Änderung unserer Ernährungspolitik 


Nahrungsmittelindustrien. 


Zur Weinsteuerfrage. (Die österreichischen Weinbau- 


nach folgenden Grundsätzen: Einschränkung des| treibenden fordern, daß die neue Steuer keine Pro- 
Personenkreises, Kontingentierung der Warenmenge,| duktionssteuer sei, der Steuersatz für Stadt und Land 
keine PBeschlagnahme, sondern Umlageverfahren, gleich hoch, die Steuerfreiheit les Haustrunkes, auch 
Wiederherstellung eines freien Wirtschaftsmarktes, des Vollweines in bäuerlichen Wirtschaften gewähr- 
kein Preisregulieren, Rationierung des Verbrauches leistet sei, jede Doppelbesteuerung vermieden werde, 
wie bisher durch Fleischkarten und Brotkarten.| ferner die Belastung des Weines kein Hindernis für 
(Wunschzettel der Freunde der „Handelsfreiheit“:| Erzeugung und Verbrauch. Die Regierungsvorlage 


Einschränkung der öffentlichen Bewirtschaftung auf sehe eine Produktionssteuer vor, die der Bier- und 
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Branntweinsteuer nachgebildet, also nur für eine ver- 
hältnismäßig kleine Zahl von Betrieben geeignet sei. 
Ferner würde sie großkapitalistische Weinhandels- 
unternehmungen begünstigen.) „Deutsches Volks- 
blatt“ (Wien), 28. Oktober. 

Die englische Seefischerei und ihre Zukunft. (Wert der 
mit Fischerei beschäftigten englischen Fahrzeuge 
20 Millionen Pfund Sterling. Weißfischfang ergab im 
Frieden 9, Heringsfang 4'/» Millionen. Während des 
Weltkriegs erst Rückgang des Ergebnisses, aber seit 
1916 allmähliches Anwachsen, so daß derzeit, bei fast 
dreimal so hohen Preisen, eine größere Ausbeute als 
im Frieden zu verzeichnen. Ausfuhraussichten für 
Zeit nach Friedensschluß befriedigend.) „Nachrichten 
der Auslandspresse‘“ (Berlin), 16. Oktober. 

Feindliche Auslassungen zur Brüsseler Konvention. 


(Aufsatz des englischen „International Sugar Jour- 


nal“ gegen Erneuerung der Brüsseler Zuckerkonven- 
tion nach Friedensschluß. England werde seinen Ko- 
lonien und Verbündeten bei Zuckereinfuhr nach 
Großbritannien eine Bevorzugung in irgend einer Form 
angedeihen lassen. In Frankreich, trotz überwiegen- 
der Feindseligkeit gegen die Konvention, auch einige 
ihr wohlgesinnte Stimmen, so „Humänite* und Yve 
Guyot im „Bulletin de !’Agerice Economique et finan- 
ciere“.) „Die deutsche Zuckerindustrie“ (Berlin), 
12. Oktober. 

Englands künftige Versorgung aus seinen Kolonien. 
(Planmäßige Bemühungen -in England und Südafrika, 
die südafrikanische Molkerei, die in Käse und Butter 
bereits den Eigenbedarf deckt, auch ausfuhrfähig zu 
machen, damit Großbritannien von der holländischen 
Käseerzeugung unabhängig werde.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 26. Oktober. 

L’alcool dans la Constitution americaine. (Vom hord- 
amerikanischen Senat Anfang August 1917 Zusatz- 
entwurf zur Verfassung der Union angenommen. Sein 
‚Inhalt: Verbot der Erzeugung, des Verkaufs und der 
Beförderung berauschender Getränke im Innern der 
Vereinigten Staaten; ferner Ein- und Ausfuhrverbot 
für solche Waren. Annahme des Entwurfes durch das 
Repräsentantenhaus noch ungewiß.) „Journal de Ge- 
neve“, 19. Oktober. 


Baugewerbe, Steine, Erden. 


Zusammenlegung von Betrieben. (Die Übernahme gegen 
Entschädigung für sich allein unwirtschaftlich arbei- 
tender Betriebe der Zementindustrie durch solche, die 
wirtschaftlicher arbeiten, für die deutsche Volkswirt- 
schaft nützlich. Werke mit Leistung von 9:3 Millionen 
Faß [22 Prozent des Friedensversandes] wurden 
mittels freiwilliger Vereinbarung stillgelegt, wodurch 
der Industrie die zwangsweise Stillegung mittels 
obrigkeitlichen Eingriffes erspart blieb.) „Ton- 
industrie-Zeitung“ (Berlin), 20. September. 

Norway Granite. (Im Weltkrieg ungünstige Lage der 
norwegischen Granitindustrie durch Mangel an Stahl- 
werkzeugen, Schiffahrtschwierigkeiten und Rückgang 
der ausländischen Bautätigkeit. Vor dem Weltkrieg 
Großbritannien, Argentinien und Belgien die wichtig- 
sten Abnehmer norwegischen Granits. Besserung 
möglich durch Hebung der Granitschleiferei in Nor- 
wegen. Notwendig Verbesserung des technischen Ver- 
fahrens in den Granitbrüchen.) „The Statist‘“ (Lon- 
don), 8. September. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Dänemarks Versorgung mit Brennmaterial. (Englische 
Lieferungen von Kohle und Koks nach Dänemark un- 
zureichend. Preise durch Knappheit des Schiffsraumes 
und hohe Versicherungsprämien bedeutend gestiegen. 


Ein englisches Kohlenforschungsinstitut. 


Verkokung von Torf. 


Die wirtschaftliche 


Dänische Braunkohlenförderung von der Regierung 
übernommen. Um Kohlentransporte zu beschleunigen, 
während des Sommers alle übrigen” Waren von der 
Bahnbeförderung ausgeschlossen. Lieferung des pri- 
vaten Heizbedarfes durch die Kommunen. Benzin- 
und Spiritusmangel.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
12. Oktober. 

(Gründung 
eines englischen Heizstofforschungsinstituts, das sich 
hauptsächlich mit der britischen Steinkohle beschäf- 
tigen soll. Wahrscheinlich eine Nachahmung des 
deutschen Instituts für Kohlenforschung in Mühl- 
heim an der Ruhr. Geplant sind Untersuchungen über 
Kohlendestillation, über die Verwendung von Ersatz- 
heizstoffen, über billigere Herstellung von Letchtgas 
und anderes. Die englische Anstalt stellt gewisse prak- 
tische Ziele in den Vordergrund; die deutsche küm- 
mert sich, ohne solche Ziele zu vernachlässigen, in 
erster Linie um Lösung einschlägiger wissenschaft- 
licher Fragen.) ‚Kölnische Zeitung“, 25. Oktober. 
(Mangel an Brennstoffen hat 
unter anderm auch Frage der Verkokung des Torfes 
aufgeworfen. Trocknung und Verkokung des Tortes 
infolge des hohen Wassergehaltes [bis 70 Prozent] 
mit großen Schwierigkeiten verbunden. Der deutsche 
Ingenieur Stauber bewies 1896, daß Torfverkokung 
im Großbetrieb nicht rentabel, und schlug neues, dem 
Kleinbetrieb angepaßtes System vor: hierbei erfährt 
Torf zuerst Lufttrocknung und Entwässerung, bei 
Verwendung eines Teiles der Destillationsgase des 
Torfes selbst; entwässerter Torf schließlich in Ver- 
gasungsretorten verkohlt. Dabei entstehen hochwertige 
Gase tınd harte, klingende Torfkoke.) „Frankfurter 
Zeitung“, 21. Oktober, 


Die russische Platinerzeugung im Kriege. (Preis eines 


kg Platin 1907/08 4000, 1914/15 6500, 1915/16 8750, 
Mai 1917 16.500 Francs. Hauptgewinnungsgebiet der 
Ural; der größte Teil der Erzeugung in Händen der 
Pariser Compagnie Industrielle du Platine. 1916 nicht 
ganz die Hälfte der 1913 erzeugten Menge gewonnen; 
durch russische Revolution weiterer Rückgang der Er- 
zeugung‘; diese vor dem Kriege im Jahresdurchschnitt 
auf 2000 bis 2500 kg geschätzt.) „Frankfurter Zei- 
tung‘, 24. Oktober. 

Bedeutung Deutsch-Lothringens. 
(Unentbehrlichkeit Deutsch-Lothringens für die deut- 
sche Industrie trotz allen Ententewünschen bezüglich 
der Reichslande Im Jahre 1913 von der deutschen 
Eisenerzförderung [28-6 Millionen £) 73°9 Prozent in 
Deutsch-Lothringen gewonnen. In Frankreich 21:5 
Millionen t, davon ungefähr 90 Prozent im Gebiet von 
Briey, Nancy und Longwy gefördert. Das franzö- 
sische Eisenerz zu ungefähr 38 Prozent, größtenteils 
nach Belgien, ausgeführt.) „Kölnische Zeitung“, 
24. Oktober. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Vom ungarischen Seidenbau. (Seidenbau in Ungarn be- 


steht seit 1880. Äußere Bedingungen günstig. Regie- 
rung streckte jährlich durchschnittlich 4 bis 5 Mil- 
lionen Kronen vor. Gesamte Seidenzucht wird von 
einem Landesinspektorat gefördert. Jährlicher Ertragun- 
gefähr 352.000 kg Rohseide. Österreichisch-ungarischer 
Verbrauch aber 817.000 kg. An Deckung des ganzen 
deutschen Bedarfes [4 Millionen kg] und jenes von 
Österreich-Ungarn vorläufig noch lange nicht zu 
denken.) „Neue Zürcher Zeitung“, 19. Oktober. 


La situation &conomique. (Vor dem Weltkrieg 95 Pro- 


zent der schweizerischen Seidenwarenerzeugung aus- 
geführt. Teilweise Absperrung der kriegführenden 
Länder gegen diese Ausfuhr und Unterbindung der: 
schweizerischen Rohseideneinfuhr durch die Entente. 
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Aus der 


Die Schuhkarte. 


Hierdurch mehrere Züricher Seidenfabriken zur Ein- 
stellung der Betriebe gezwungen. Trotz Aufhörens der 
schweizerischen-Lieferungen in Seidenwaren nach den 
Mittelmächten und trotz der im französisch-schweize- 
rischen Abkommen vom 4. September 1917 vereinbar- 
ten Freigabe von 300.000 kg Rohseide und 925.000 kg 
Seidenzwirn zur Einfuhr nach der Schweiz bisher 
dorthin nur ungenügende Mengen Rohseide geliefert.) 
„Journal de Geneve“, 13. Oktober. 

Ausfuhr von Baumwollwaren aus den Vereinigten 
Staaten. (Starke Vermehrung in der Richtung ‘nach 
Nord-, Mittel- und Südamerika, Zurückweichen im 
Orient vor dem japanischen Wettbewerb.) „Kölnische 
Zeitung“, 18. Oktober. 

Das Baumwolldefizit nach französischen und englischen 
Darstellungen. (Nach Kriegsausbruch verminderte 
Nachfrage nach Baumwolle, Sinken der Preise; von 
Frühling 1915 an stiegen Preise infolge der mittel- 
mäßigen Ernte in den Vereinigten Staaten. Starke Be- 
darfszunahme infolge militärischen Verbrauchs seit 
1915, ungünstige Ernteaussichten des Jahres 1917. 
Wert der Baumwolle hat sich in der Union seit Jahres- 
frist verdoppelt, in Großbritannien und Frankreich ist 
er noch mehr gestiegen, dies auch auf erhöhte Fracht- 
und Versicherungskosten zurückzuführen. Abschluß 
"von Termingeschäften in Havre und Liverpool ver- 
boten.) „Allgemeine Textil-Zeitung“ (Wien-Leipzig), 
19. Oktober. 


Papier. 


finnländischen Papierindustrie. (Bedeutende 
"Steigerung der Papiererzeugung Finnlands in den 
letzten Jahrzehnten. 1885 gab es 27 Fabriken mit 
2159 Arbeitern und g-ıı Millionen finnländischen 
Mark Erzeugungswert, 1915 schon 88 Fabriken mit 
10.601 Arbeitern und 122°46 Millionen finnländischen 
Mark Erzeugungswert. Herstellung von Schreibpapier 
nahm besonders zu. Ausfuhr in erster Linie nach 
Rußland [60 bis 80 Prozent der Ausfuhr], Großbritan- 
nien, Deutschland, in den letzten Jahren auch nach 
Frankreich. Während des Weltkrieges starker Rück- 
gang der Erzeugung und Ausfuhr mit Ausnahme jener 
nach Rußland.) ‚„Hamburgischer Korrespondent“, 
25. Oktober. 


Leder und Lederwaren. 


Häuteverwertung und Fleischversorgung. (Die Häute- 
preise dürfen in Deutschland derzeit nicht zu niedrig 
sein, da sonst die Fleischpreise unverhältnismäßig 
steigen würden; die Häutepreise brauchen aber auch 
nicht niedrig zu sein angesichts der riesig hohen 
Preise für Leder und Schuhe.) „Berliner Börsen- 
Courier“, 27. Oktober. 

(Der in Österreich bevorstehenden 
mit großem Mißtrauen entgegen- 
zusehen; zu erwarten sei: das Papier der Schuhkarte, 
endlos ermüdende bureaukratische Weitläufigkeiten, 
wenig Schuhe und diese zu maßlos hohen Preisen, die 
vom Mittelstand, den Festbesoldeten nicht bezahlt 
werden können. So sei es in Wien bei der Kleiderkarte 
gegangen.) „Wiener Allgemeine Zeitung“, 29. Ok- 
tober. 


Schuhkarte sei 


Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie 
Waren daraus. 


Die Fettnot steigt!  (Fettmangel für Seifenerzeugung, 
da in Österreich erst spät Erzeugung hochprozentiger 
Seifen verboten wurde. Verlangt Förderung der fett- 
losen Waschmittel, auch wenn diese einer strengeren 
Prüfung nicht standhalten sollten. Es käme nur darauf 


Öl 


Fäkalienabfuhr und Düngerverwertung. 


Farbstoffe der 


an, daß sie nicht schaden und doch reinigen.) 
Seife“ (Wien), 24. Oktober. 

gewinnung aus Getreidekeimen. (Die bereits vor dem 
Weltkrieg besonders in Nordamerika in großem Um- 
fang betriebene Erzeugung des Öles aus Maiskeimlin- 
gen während des Krieges in Deutschland sowie in 
Österreich-Ungarn in Aufschwung gekommen. Maisöl 
trug nicht wenig bei, den Fetthunger zu lindern. Aus 
Rückstand der Ölbereitung [Keimlingsmehl] aus- 
gezeichnetes Nahrungspräparat gewonnen. In Öster- 
reich bis Ende Februar 1917 105.223 t Mais ver- 
arbeitet, daraus 10.156 t Maiskeime gewonnen, hier- 
aus 12 Prozent Öl und 86 Prozent Maisschrot und 
Maiskuchen erzeugt.) Von Betriebsdirektor J. E. 
Brauer. „Die Seife“ (Wien), 24. Oktober. 

(Aus den Ab- 
wässern aller großen Städte Deutschlands können ge- 
wonnen werden: 58 Millionen Mark Fett, 30 Millionen 
Mark Stickstoffdünger. Aus entfettetem Klärschlamm 
lassen sich für 28 Millionen Mark Gas und für 34 Mil- 
lionen Mark Ammoniumsulfat herstellen. „Grazer 
Tagblatt“, 27. Oktober. 


„Die 


Die Erdnuß. (Die Erdnuß dürfte nach dem Weltkrieg 


unter allen überseeischen Ölsaaten die größte Bedeu- 
tung haben. Ihr Öl zu Speisezwecken und mannig- 
fachen technischen Zwecken, die Preßkuchen als 
Futtermittel und Nahrungsmittel verwendbar. Im 
Beiheft zum „Tropenpflanzer“ 2/3 [Mai 1917] das Öl 
vom technischen und wirtschaftlichen Standpunkt be- 
sprochen. Bedeutendste Anbaugebiete: Französisch- 
Westafrika, Indien, China und Vereinigte Staaten. 
Europa bezog durchschnittlich in den letzten Jahren 
472.000 t für 1Ig Millionen Mark, wovon 300.000 ? 
in Frankreich [Marseille] verarbeitet. Deutschland 
erhielt im Jahre 1913 98.085 t, Österreich-Ungarn un- 
gefähr 17.000 t. Erdnußöl in Hamburg und Mannheim 
sowie in Triest und Fiume ausgepreßt.) „Margarine- 
Industrie“ (Düsseldorf), 1. Oktober. 


Chemische Industrie. 


Die Industrie der Parfümerien in Frankreich. (Franzö- 


sische Riechstoffindustrie hat im langjährigen Bestand 
Berühmtheit erworben; deutsche durch hohe tech- 
nische Entwicklung und eifrige wissenschaftliche 
Forschung in wenigen Jahren auf hohe Stufe gelangt. 
Besonderer Anteil der deutschen Forscher an den 
großartigen Fortschritten; auf der Balkanhalbinsel 
und in der Levante weite’ Gebiete, die sich zum An- 
bau der aromatischen Pflanzen eignen; von dorther 
nach dem Weltkrieg die deutsche Industrie zu ver- 
sorgen.) „Deutsche Parfümerie-Zeitung“ (Berlin), 
15. Oktober. 

Philippinneninseln. (Auf den Philip- 
pinnen angeblich 100 Farbpflanzen gewonnen, die als 


Ersatz für deutsche synthetische Farben in Betracht |} 
kämen, darunter Indigo [blau], Sappan [türkisch-rot], 


gewisse Mangrovearten [braun] und tanninhaltige 
Rinden [schwarz], Kurkuma [gelb], das Kraut 
„Nees“ [rot]. Bezügliche Haltung der Verbraucher 


nach Friedensschluß ungewiß.) „Nachrichten der Aus- 


 landspresse“ (Berlin), 19. Oktober. 
Über das Schmelzen von Zirkondioryd und Herstellung 


von Geräten daraus. (Zur Erzeugung von widerstands- 
fähigen Geräten für das chemische Laboratorium an 
Stelle des Platins mit Erfolg Quarz verwendet. Nun- 
mehr zu gleichen Zwecken das Zirkondioxyd heran- 
gezogen. Durch entsprechende Behandlung bei der 
Schmelze, durch vorsichtige Abkühlung und bei An- 
wendung besonders reinen Materials große. Festigkeit 
und Widerstandsfähigkeit der Erzeugnisse erzielt.) 
„Österreichische Chemiker-Zeitung‘“‘ (Wien), 15. Ok- 
tober. 
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ZI1 


Lifte der dem wirtfihaftspolitifcyen Ardin Dr. Wilhelm Hecke, Die Verschiedenheit der deutschen 


sugekommenen Veröffentlichungen. 


Vom 2o, Mai bis inklusive 5. August 1917. 


(G. lreytags Verkehrsplan der k. k. Reichshaupt- und 
Residenzstadt Wien. Wien, Freytag & Berndt, G. m. b. H., 
Im Breis 2.K! 

Georg Spies, und 
Vor- 


Die rumänische Petroleumindustrie 
ihre Bedeutung in der Weltwirtschaft. Bukarester 
träge, Heft ı. Bukarest, König Karol-Verlag, 1917. 

Georg Steindorff, Ägypten in Vergangenheit und Gegen- 
wart. Berlin und Wien, Verlag Ullstein & Co., 1915. 

Gabriel Saman, Berg- und Minenwesen im Osmanischen 
Kaiserreich. I. Teil. 

Protokoll der XIII. ordentlichen Generalversammlung 
des Vereines der Baumwolldrucker, Bleicher, Färber und 
Appreteure Österreichs vom 21. Dezember 1916. Wien, 
Selbstverlag. 

Selmar Reitzenbaum und Dr. Alex. Leander, Die Waren- 
zeichenrechte der Zentralmächte. Herausgegeben vom 
Deutschen Balkanverein E. W. Berlin, Haude & Spenner- 
sche Buchhandlung Max Paschke, 1917. Preis ı1o M. 

Artur Knöpfelmacher, Die Schuhverkehrsregelung. Mit 
Tabellen. Wien, Verlag der Fachzeitschrift „Der Schuh“, 
1917. Preis'4 K. 

Else Marquardsen, Das Wesen des Osmanen. München, 
Roland-Verlag Dr. Albert Mundt, 1916. Preis M. 120. 

Dr. Walter Ph. Schulz, Die Welt des Islam. Band I: 
Länder und Menschen von Marokko bis Persien. München, 
Roland-Verlag Dr. Albert Mundt, 1917. Preis M. 2'8o. 

Alfred Hettner, Die Ziele unserer Weltpolitik. 64. Heft 
der politischen Flugschriften Der deutsche Krieg. Stutt- 
gart, Deutsche Verlagsanstalt, 1917. Preis 50 Pfennig. 

Berta v. Suttner, Der Kampf um die Vermeidung des 


Weltkrieges. 2 Bände. Herausgegeben von Dr. Alfred 
Fried. Zürich, Verlag Art. Institut Orell Füßli, 1916. 
Preis 16 M. 


P. P. Carp, Auswärtige Politik und Agrarreform. Reden 
und Zeitungsartikel. Übersetzung von V. A. Beldimann und 
Erwein v. Fehlmayr. Bukarest, Graphische Anstalten 
Socec & Co. A.-G., 1917. 

Dr. Hans Schwegel, k. u. k. Konsul, Bericht über den 
amerikanischen Außenhandel während des Krieges. 

Reichsitalienischer Grundbesitz im Bereiche der Süd- 
west-Front. Wien, Evidenzbureau des k. u. k. General- 
stabes. 

Dr. Richard Weiskirchner, Städtische Wohnungspolitik. 
21.22. Heft der Flugschriften für Österreich-Ungarns Er- 
wachen. Warnsdorf, Verlag von Ed. Strache, 1917. Preis 
2K. 

Dr. Leopold Karl Goetz, Die deutsch-russischen Handels- 
verträge 1189—1904. Berlin, Verlag der „Grenzboten“, 
Game b.+H:,.1017. ‚Preis:M. 125. 

Dr. Max Weiser, Versorgung der Bevölkerung mit Be- 
darfsgegenständen. Manzsche Gesetzausgabe. Wien, Manz- 
sche Verlagsbuchhandlung, 1917. Preis K 2'30. 

Hugo Grothe, Türkisch-Asien und seine Wirtschafts- 
werte. Frankfurt a. M., Expedition von „Hendschels Tele- 
graph“, M. Hendschel, 1916. 

Friedrich v. Fellner, Das Volkseinkommen Österreichs 
und Ungarns. Wien, Manzsche Verlagsbuchhandlung, 1917. 
Preis 6 K. 

Dr. Th. H. Engelbrecht, Landwirtschaftlicher Atlas des 
russischen Reiches in Europa und Asien. Atlas mit 30 Kar- 
ten. Berlin, Dietrich Reimer (Ernst Vohsen), 1916. Preis 
15. M. 

Parvus, Die soziale Bilanz des Krieges. Berlin, Verlag 
für Sozialwissenschaft, G. m. b. H., 1917. Preis 4o h. 

„Die deutsch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen.“ ı. Heft 
der „Flugschriften der Auskunftsstelle für deutsch-türkische 
Wirtschaftsfragen“. Weimar 1916, Verlag von Gustav 
Kiepenheuer. Preis 64 h. 

Dr. v. Wagner, Der Giroverkehr der deutschen Spar- 
kassen. 3. Heft der Dringlichen Wirtschaftsfragen. Leipzig, 
Verlag von Veit & Co., 1916. Preis M. 1:60. 

K. Werbelis, Russisch-Litauen. Statistich-ethnographische 
Betrachtungen. Stuttgart, Verlag von J. Schrader, 1916. 

W. Padel, Türkisch. Leipzig, Verlag von B. G. Teubner, 
1917.. Preis M: 3:60. 

H. W. Schmidt, Auskunftsbuch für den Handel mit der 
Türkei. Leipzig, Verlag von B: G. Teubner, 1917. Preis 
M. 3:50. 

F. Arnheim, Schweden. (Perthes Kleine Völker- und 
Länderkunde zum Gebrauche im praktischen Leben.) Gotha, 
Verlag Friedrich Andreas Perthes A.-G. Preis 4 M. 

Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien für das Jahr 1913. 
Bearbeitet von der Magistratsabteilung XXI für Statistik. 
Wien, Verlag des Wiener Magistrats, 1916. 


und slawischen Volksvermehrung in Österreich. Stuttgart, 
Verlag von Ferd. Enke, 1916. Preis 3 M. 

Imre Barcza, A közepeuröpai väamunido kerdesenek iro- 
dalma. (Bibliographie der mitteleuropäischen Zollunions- 
frage.) Mit Begleitworten des Dr. Alex. Matlekovits. Buda- 
pest, Verlag des „Pester Lloyd“, 1917. 

Donau-Jahrbuch 1917. Herausgegeben von Julius Sereß, 
Wien, Selbstverlag, 1917. Preis 5 M. 

Dr. Richard Hartmann, Ein Reichs-Elektrizitätsmonopol. 
Berlin, Verlag von Julius Springer, 1917. Preis M. 3°60. 

Wladimir Steiner, Die Volkswirtschaft der Königreiche 
Kroatien und Slawonien vom Standpunkt der Landwirt- 
schaft. Agram, Selbstverlag, 1917. Preis K 4'50. 

Ernst Kahn, Unsere Valutasorgen, Ursachen, Wirkungen 
und Heilmittel. (Heft 6 der Dringlichen Wirtschaftsfragen.) 
Leipzig, Verlag von Veit & Co., 1917. Preis M. 1'530. 

Dr. Alois Sagmeister, Kriegerheimstätten. Mit einem 
Geleitwort von Dr. Richard Weiskirchner. II. Auflage. 
Wien, Verlag von Gerlach & Wiedling, 1916. Preis ı K. 

Dr. Bernhard Stichel, Die Zukunft in Marokko. Berlin, 
ne von Dietrich Reimer (Ernst Vohsen), 1917. Preis 
ı M. 

Emil Deckert, Das britische Weltreich. Frankfurt a. M., 
Verlag von Heinrich Keller, 1916. Preis M. 7:60. 

Dr. R. Sachsze, Chemische Technologie. Grundlagen, 
Arbeitsverfahren und Erzeugnisse der chemischen Technik. 
” ne Leipzig, Verlag von B. G. Teubner, 1917. Preis 

23:00. 

Josef Danziger, Deutschamerikaner. Erlebnisse aus dem 
Schmelztiegel der Völker. Weimar, Verlag von Gustav 
Kiepenheuer, 1917. Preis M. 1'20. 

Dr. Edgar Landauer, Unsere Rohstoffversorgung nach 
dem Kriege. Heft 4 der Dringlichen Wirtschaftsfragen. 
Leipzig, Verlag von Veit & Co., 1917. Preis M. 120. 

Dr. Julius Wolf, Nahrungsspielraum und Menschenzahl. 
Ein Blick in die Zukunft. Stuttgart, Verlag von Ferdinand 
Enke, 1917. Preis M. ‘40. 

Leo J. Hohmann und Dr. E. Reichel, Die Dienstpflicht 
der deutschen Frauen. Berlin-Zehlendorf, Mathilde Zim- 
mer-Llaus, G. m. bi H,, 1017. Preis’ M. 440. 

Dr. Alois Heilinger, Recht und Macht. Das Prinzip der 
vier Elemente der Gesellschaft. II. Auflage. Wien, Manz- 
sche Verlagsbuchhandlung, 1917. Preis K 2'40. 

Dr. Adolf Wach, Staatsmoral und Politik. Leipzig, Ver- 
lag von S. Hirzel, 1917. Preis ı M. 

Rudolf Studler, Das Rechnungs- und Kassenwesen der 
schweizerischen Postverwaltung. Zürich, Verlag Art. In- 
stitut Orell Füßli, 1917. Preis M. 3°60. 

Rudolf Stiaßny, Bulgarien. Ein wirtschaftlicher Weg- 
weiser, Wien, Manz-Verlag, 1917. 

Ludwig Carriere, Die Kriegsziele der kämpfenden Völker. 
Berlin, Verlag von Dietrich Reimer (Ernst Vohsen), 1917. 
Preis M. 2'8o. 

XII. (23.) Jahresbericht der Neuen Wiener Handels- 
akademie. Wien, Selbstverlag, 1917. 

Franz Buschan, Die Bulgaren. Stuttgart, 
Strecker und Schröder, 1917. Preis M. I'so. 

Bericht der Bank für Brauindustrie in Prag für das Jahr 
1916. Prag, Selbstverlag, 1917. 

Georg Gothein, Reichsbergbaumonopol. 
schaftliche Zeitfragen, 29. Heft.) Stuttgart, 
Ferdinand Enke, 1916. Preis M. 2'80. 

Schreiber und v. Hofmannsthal, Das Aktiennominale. 
Wien, Manzsche Verlagsbuchhandlung, 1917. 

Dr. Friedrich Zahn, Wirkung der deutschen Sozial- 
versicherung. Mit Nachtrag: Die Sozialversicherung und 
der jetzige Krieg. München, Verlag von J. Schweitzer, IOI5S. 
Preis 3 M. 

Dr. H. Paxmann, Tagesfragen ‘ın der 
Berlin, Verlag von Liebheit & Thiesen, 1917. 

Richard Hünlich, Die Textilindustrie und der Krieg. 
Berlin, Verlag von Paul Adler, 1917. Preis geb. 2 M. 

3ericht der k. k. Gewerbeinspektoren über ihre Amts- 
tätigkeit im Jahre 1915. Wien, Verlag der Hof- und Staats- 
druckerei, 1917. 

Dr. Ing. Martin Wagner, Bauwirtschaft, Realkredit und 
Mieten in und nach dem Kriege. (34. Heft der Finanz- und 
volkswirtschaftlichen Zeitfragen.) Stuttgart, Verlag von 
Ferdinand Enke, 1917. Preis M. 1'80. 

Heinrich Osel, Zur Entwicklung von Bayerns Industrie 
und Handel. Diessen vor München, Verlag Jos. C. Huber, 
1917. 

Dr. Siegfried Benignus, Deutsche Kraft in Südamerika. 
“Gegenwartsfragen, Il. Reihe 2/3. Berlin, Politik, Verlags- 
anstalt, G. mie. brzEl., 1017. 

Professor Dr. A. Ischirkoff, Bulgarien, Land und Leute. 
I. und 11. Teil. (Bulgarısche Bibliothek, Band I und II.) 
Leipzig, Verlag von Dr. Ivan Parlapanoff, 1916 und 1917. 


Verlag von 


(Finanzwirt- 
Verlag von 


Kaliindustrie. 
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Burchbefprechungen. 


Deutschland und der Orient. Ihre Beziehungen in Ver- 
gangenheit, Gegenwart und Zukunft. Band ı der Türki- 
schen Bücherei des Verlages „Der neue Orient“, G.m.b.H. 
1917. 

Der Zweck, den der Verlag mit der Herausgabe dieser, 
in der Berliner Staatsdruckerei typographisch schön her- 
gestellten Schrift verfolgt, ist nach den Worten der Vor- 
rede „die Vermehrung und Stärkung der freundschaftlichen 
Beziehungen, die zwischen Deutschland und den Völkern 
des Orients, insbesondere der osmanischen Nation, be- 
stehen.“ In den Dienst dieser Aufgabe stellt sich eine Reihe 
von Fachmännern, die durch Aufsätze über Geschichte, Po- 
litik, Volkswirtschaft, Ackerbau, Schulwesen u. s. w. die 
türkischen Leser (für welche die Arbeit bestimmt ist) auf- 
klären und für deutsche Kultur interessieren wollen. Die 
Übersetzung ins Türkische wurde von dem kaiserlich otto- 
manischen Korvettenkapitän a. D. Salaheddin Bei besorgt, 
der auch durch ein türkisches Gesprächsbuch für Deutsche 
die deutsch-türkische Annäherung gefördert hat. Der erste 
Teil des Werkchens befaßt sich mit der Orientpolitik 
Frankreichs, Englands und Rußlands in der Vergangenheit 
und weist nach, daß diese nicht von der Freundschaft für 
die Türkei, sondern von selbstsüchtigem Interesse bestimmt 
wurde. Es folgt eine Darlegung der verschiedenartigen Be- 
ziehungen Deutschlands und der Türkei seit 1729, worauf 
der zweite Teil auf den derzeitigen Zustand sowie auf die 
Vorgeschichte des gegenwärtigen Krieges eingeht. Der 
dritte und letzte Abschnitt bringt Aufsätze über Deutsch- 
lands -Ackerbau, Forstwesen, Industrie, Verkehrswesen, 
Schulen, Heilbäder u. s. w. und über die Entwicklungs- 
möglichkeiten der wechselseitigen Beziehungen. Den Text 
begleiten gute Bilder. Theodor Seif. 


Wirtschaftlicher Führer durch Bosnien und die Herce- 
govina. Herausgegeben vom Öösterreichisch-bos- 
nisch -hercegovinischen Interessenten- 
verband in Wien. A, Hartlebens Verlag. Wien und 
Leipzig 1913. -56 Seiten. 

Ein trotz allen Umwälzungen des Weltkrieges wertvolles 
Büchlein, das in knapper Form vorzüglich über die wirt- 
schaftlichen und politischen Verhältnisse beider Länder 
unterrichtet. Es ist umsomehr zu begrüßen, als es eine stark 
empfundene Lücke in der Literatur über Bosnien und die 
Hercegovina ausfüllt; denn bisher ist in deutscher Sprache 
kein ähnlicher Versuch unternommen worden, alles 
Wissenswerte über Verfassung, Verwaltung und wirtschaft- 
liche Struktur in Bosnien und der Hercegovina kurz zu- 
sammenzufassen. Von besonderem Werte ist der im An- 
hang angeschlossene Advokatentarif für Bosnien und die 
Hercegovina und ein ziemlich ausführliches, nach Materien 
geordnetes Literaturverzeichnis. 


U-Boot, Englands Tod! Von Leonhard Steinwäger. 
Mit vier Bildern von Arpad Schmidhammer und 80 gra- 
phischen Darstellungen. München 1917. Verlag J. F. Leh- 
mann..48 Seiten. Preis ı M. 

In dieser Schrift wird die Gefahr, die der Unterseeboot- 
krieg für England bedeutet, an der Hand statistischer An- 
gaben und graphischer Darstellungen eingehend geschildert 
und aus den Tatsachen die Folgerung gezogen, daß England 
dem Kampfe der Unterseeboote nicht mehr lange werde 
standhalten können. ; 


Währungsstudien mit besonderer Rücksicht “auf Oster- 
reich - Ungarn. Von Dr. Ernst Makai, Direktorstellver- 
treter der Ungarischen Bank- und Handelsaktiengesellschaft 
in Budapest. Mit drei Kurven. Verlag Ferdinand Enke 
in Stuttgart 1917. 37. Heft der „Finanz- und volkswirtschaft- 
lichen Zeitfragen“. Herausgegeben von G. v. Schanz und 
Julius Wolf. 77 Seiten. Preis 3 M. 

Diese auf gründlicher theoretischer und praktischer Sach- 
kunde fußende, empfehlenswerte Schrift sucht insbesondere 
am Beispiel Österreich-Ungarns klarzulegen, inwiefern 
die einzelnen Geldlehren sich im Weltkrieg als richtig be- 
währt oder als unrichtig herausgestellt haben. Er neigt den 
Ansichten der metallistischen Schule zu, steht besonders 
einer Fortführung der Devisenpolitik der Österreichisch- 
ungarischen Bank nach dem Weltkrieg mit Zweifeln gegen- 
über, wirft aber den Metallisten vor, gewisse seelische Ein- 
wirkungen auf den Stand der Währungen (wie Hoffnung, 
Furcht etc.) nicht genügend zu würdigen. Er übersieht 
aber, dab diese „seelischen Einwirkungen“ kaum etwas 
anderes sind als irrige oder zutreffende spekulative Vorweg- 
nahmen eines Zustandes, der an und für sich auf Grund- 
lage der metallistischen Ansichten ganz leicht zu erklären 
ware. Sein Buch mündet ın den Vorschlag aus, die Mittel- 
mächte mögen -einen Währungsbund (nicht zu verwechseln 
mit den geschichtlichen „Münzunionen“) abschließen, um 
ihre Währungen und "besonders die der wirtschaftlich 
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schwächeren Teilhaber mit gemeinsamer Anstrengung 


auf dem Weltmarkt aufrechtzuerhalten, wobei er für Öster- 


reich-Ungarn die Vorgangsweise der are entinischen Kon- 
versionskasse empfiehlt. 


Lehrbuch zur Selbstvorbereitung für die Bankprüfung. 
Von Hans Autech, Beamter der Anglo-österreichischen 
Bank in Wien. Wien 1916, Verlag Moritz Perles. 243 Seiten. 

Diese erst 1917 völlig ausgedruckte Schrift setzt sich zur 
Aufgabe, den sich für die Bankprüfung Vorbereitenden ein 
brauchbarer Lehrbehelf zu sein, den Bankbeamten selbst als 
Nachschlagewerk zu dienen sowie den Schülern von Handels- 
schulen und Handelsakademien nützlichen Bildungsstoff zu- 
zuführen. Es dürfte seiner Aufgabe gewachsen sein. Be- 
merkenswert und zeitgemäß ist die ausführliche Behandlung 
des Devisen- und Valutengeschäftes . 


Türkisch - Asien und seine Wirtschaftswerte..e. Von 
Dr. jur. et phil. Hugo Grothe. Frankfurt am Main 1916. 
90 Seiten. 

Diese bemerkenswerte, reichhaltige und klare Schilderung 
von Türkisch-Asien zeigt, welch große Bodenschätze dort 
noch der Verwertung harren. Einer fünffachen Steigerung 
sei der Anbau von Getreide fähig; doch werde hiermit vor- 
erst hauptsächlich den eigenen Bedürfnissen der Türkei ab- 
zuhelfen sein und nur sehr wenig davon zur Ausführ ge- 
langen. Unter den Industriepflanzen sei die Baumwolle für die 
Ausfuhr nach den Ländern der Mittelmächte am wichtig- 
sten; bedeutsam wäre auch die Gewinnung von Flachs, 
Hanf, Zuckerrüben, Tabak, Oliven, Sesam und Mohn. Un- 
entbehrlich wäre eine erhöhte Waldpflege und Ausnützung 
der mineralischen Bodenschätze (Kupfer-, Blei- und Silber- 
erze, Mangan, Chrom, Schmirgel), insbesondere fast noch 
gar nicht ausgenützte Erdölvorkommnisse. Eine bessere 
Bewirtschaftung von Türkisch-Asien wäre bei einem 
engeren wirtschaftlichen Zusammenschluß aller Mittel- 
mächte auch für Deutschland und Österreich-Ungarn von 
größtem Nutzen; die Türkei werde aber, in Anbetracht der 
neu entstandenen nationaltürkischen Bewegung, nur „als 
stark gewinnender Teil“ in den Wirtschaftsbund eintreten. 

Russische Rückblicke und Ausblicke. VonF.v. Wrangel. 
Verlag Artistisches Institut Orell Füßli, Zürich 1917. 
67 Seiten. Preis Francs 1:80. 


Der Verfasser bemüht sich, in einem kurzen geschicht- 


lichen Rückblick über die letzten 230 Jahre nachzuweisen, 
daß Rußland nicht durch den Zarismus, sondern einzig und 


allein durch die nationalrussischen gebildeten Kreise zur 


Eroberungspolitik gedrängt wurde. Er warnt vor der 
Täuschung, es werde in Rußland nach Beseitigung des 


Zarismus mit allen Eroberungsgelüsten vorbei sein; dagegen 


werde man, nach einer günstigen Lösung der russischen 


Agrarfrage, mit einer nach außen friedlichen Politik E| 


rechnen können. Der Verfasser wendet daher der Agrar- 
frage in beschreibender und statistischer Darstellung sein 
Hauptaugenmerk zu, deren befriedigende Lösung aber bloß 
durch Landaufteilung, ohne bedeutende kulturelle Hebung 
des Bauernstandes, nicht möglich sei. 


Kriegerheimstätten. Von Dr. Heinrich Rauchberg, 
Professor an der k. k. deutschen Universität in Prag. Wien 


1916. Verlag Buchhandlung Manz. 69 Seiten. Preis K ı'20. 


Die sozial-, agrar- und wehrpolitischen Ursprünge der 
Heimstättenpläne werden in dieser Schrift erörtert. Das 


erste Ziel, den zurückkehrenden Kriegern gesicherte Heim-: | 


stätten zu schaffen, sei in den Hintergrund gedrängt 
worden durch die Notwendigkeit, mittels innerer Koloni- 
sation dem Staat die Möglichkeit zu geben, dem seit Beginn 
des XX. Jahrhunderts zu verzeichnenden, erschreckenden 
Geburtenrückgang erfolgreich entgegenzutreten. Arten und 
Rechtsformen der‘ Heimstätten werden erörtert, _ Heim- 
stättenbehörden und Geldbeschaffung finden eingehende 
sachkundige Besprechung. Die vortreffliche Schrift dürfte 
bei Lösung der Heimstättenfrage wertvolle Dienste leisten. 


Die Verteidigung des Nährpflichtprogramms. 
für die Widerlegung von Einwendungen gegen das sozial- 
wirtschaftliche Reformprogramm des Werkes „Die allge- 
nıeine Nährpflicht als Lösung der sozialen Frage“. Von 
Josef TPopper-Lynkeus. Zusammengestellt von Walter 
Marcus. Verlag der Nährpflichtpropagandastelle des 


Vereines für soziale Arbeit und zur Verbreitung sozialer ” 


Kenntnisse „Die Bereitschaft“ in Wien. 40 Seiten, 


Die Grundsätze des umfangreichen, im Jahre 1912 er- 


schienenen Werkes von Josef Popper-Lynkeus, „Die all- 
gemeine Nährpflicht als Lösung der sozialen Frage“, werden 
hier in Form von Frage und Antwort zu verteidigen gesucht. 
Poppers Vorschlag einer „Nährarmee“, die für die Siche- 
rung eines Lebens- oder Existenzminimums tätig zu sein 
hat, hält es, gemäß einer industriezentrischen Betrachtungs- 
weise, für möglich, die bisher von Landwirten individuell 
oder höchstens genossenschaftlich durchgeführte Nahrungs- 
mittelgewinnung gewissermaßen fabriksmäßig als großes 
Staatsunternehmen zu betreiben. 
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BEILAGE ZU NR. 46. 


Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und: Fach- 
presse des In- und Auslandes. 


Übergangswirtschaft. 


Zentralverband des deutschen Großhandels. (Sitzung 
des Zentralverbandes des deutschen Großhandels, 
wobei etwa achtzig Großhandelsfachverbände [die 
gegen 20.000 Großhandelsfirmen umfassen] ver- 
treten; beschäftigte sich mit „Zwangssyndikate und 
der deutsche Großhandel“. In der angenommenen 
Entschließung wird auf die Gefahr hingewiesen, die 
dem deutschen Großhandel von den Zwangssyndika- 
ten droht. Auch für die Kriegszeit gefordert, daß 
dort, wo die Warenherstellung syndiziert wurde, die 
' Verteilung dem Handel vorbehalten bleibe.) „Ham- 
 burgischer Korrespondent“, 3r. Oktober. 


‚Die Gefahren des Großhandels. (In der Übergangswirt- 
‚schaft dürfte der freie Großhandel, nach dem sozial- 
demokratischen Blatte, in Deutschland durch Reichs- 


. regierung wesentlich eingeschränkt werden. Durch 
Großhandel alle preissenkenden Bestrebungen der Ge- 
nossenschaften, Konsumvereine, Einkaufsvereinigun- 
gen etc. bekämpft. Nach Friedensschluß darf das 
massenhafte Arbeitsangebot der aus dem Felde 
zurückkehrenden Soldaten nicht zu Lohndruck und 
damit ‘zur billigen Herstellung von Ausfuhrwaren 
ausgenützt werden, wie es im Interesse des Groß- 
handels gelegen wäre. Erst bei allmählicher Rückkehr 


normaler Zustände dürfe der Großhandel seine Rolle 


‚als Vermittler zwischen Erzeuger und Verbraucher 
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„Münchner Post“ (München), 


wieder aufnehmen.) 
18. Oktober. 

Einfuhrhandel und Übergangswirtschaft. (Wenn nach 
Friedensschluß Kauf jeder einzelnen ausländischen 
Ware vor Abschluß erst von einer Berliner Zentral- 
stelle genehmigt werden muß, Unterbleiben vieler 
günstiger Geschäftsabschlüse wegen des Zeit- 
verlustes zu befürchten. Wünschenswert, daß Deutsche 
Reichsbank und Großbanken über Abgabe von De- 
visen entscheiden dürfen. Verteilung des deutschen 
Schiffsraums auf einzelne, einzuführende Waren- 
gattungen möge einer Zentralstelle, die weitere Zu- 
weisung an die einzelnen Kaufleute den Reedereien 
zustehen. Bei hohem Preisstand der ausländischen 
Waren und niedrigem Stande der deutschen Währung 
Einfuhr fremder Waren zu preistreiberischer Ein- 
lagerung nicht wahrscheinlich.) „Hamburger Nach- 
richten“, ı. November. 

Austausch von Erfahrungen im Kriegsamt. Archiv für 
Kriegswirtschaftsorganisation. (In Deutschland 
Gründung einer Zentralstelle für Austausch kriegs- 
wirtschaftlicher Erfahrungen geplant. Ihr wesentlich- 
ster Bestandteil, ein Archiv, soll enthalten: Berichte 
über Bau und Entwicklung typischer Örganisations- 
formen ; mustergültige Verträge, Formulare, Tabellen, 
Lieferungsbedingungen, Abnahmevorschriften; ratio- 
nelle Einrichtungen der Bureautechnik, Vorgangs- 
weisen der Selbstkostenberechnung, Aufsichts- und 
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Buchhaltungssysteme, Angaben über Lagereinrich- 
tungen etc. Zur Erleichterung der Auskunftserteilung 


Errichtung einer Kartothek wünschenswert.) „Mit- 
teiluingen der Handelskammer zu Berlin“, Sep- 
tember. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Vertragsverhandlungen mit Deutschland. Neue Kon- 
ferenzen in Wien und Berlin. (Bei den deutsch- 
österreichisch-ungarischen Vertragsverhandlungen ın 
Budapest Ausdehnung des politischen Bündnisses auf 
wirtschaftliches Gebiet angestrebt. Dies durch Hin- 
ausschiebung des österreichisch-ungarischen Aus- 
gleichs verzögert. Trotz wahrscheinlichem Abschluß 
eines zweijährigen Ausgleichs die Verlängerung der 
Geltungsdauer des gegenwärtigen Handelsvertrags 
zwischen Österreich-Ungarn und Deutschland nicht 
notwendig. Beabsichtigt von der österreichisch-unga- 
rischen Regierung ein langfristiges Übereinkommen 
mit Deutschland. Ort der nächsten Verhandlung: 
Wien, der abschließenden zu Anfang 1918: Berlin.) 
„Die Zeit“ (Wien), 30. Oktober. 

L’Arme Economique. (Wichtigste Aufgabe aller krieg- 
führenden Staaten nach Friedensschluß die Ver- 
sorgung der Industrie mit Rohstoffen. Die von 
Deutschland geforderte Freiheit zur Beschaffung von 
Rohstoffen könne ihm umsoweniger gewährt werden, 
als Deutschland selbst nicht einmal innerhalb seiner 
Grenzen seinen eigenen Staatsbürgern Handels- 
freiheit gewähren wolle. Deutschland dürfe erst, 
wenn es für die Kriegsschäden Genugtuung geleistet 
habe, Anteil an der überseeischen Rohstoffzufuhr er- 
halten und dann auch nur in einem von der Entente 
festzusetzenden Ausmaß.) „Le Semaphore de Mar- 
seille“, 12. Oktober. 

A propos de la politique Economique interalliee. 
(Notwendig nach Friedensschluß für alle Entente- 
staaten völliger Verzicht auf eine unabhängige Wirt- 
schaftspolitik der einzelnen Länder und Fallenlassen 
des Wunsches, wirtschaftlich unabhängig zu sein; 
dies letztere, wie der Weltkrieg zeige, überhaupt un- 
möglich. Vorbild für den Verzicht auf jede Selbstän- 
digkeit unter den Verbündeten werde beim künftigen 
gemeinsamen Vorgehen der Entente auf wirtschafts- 
politischem Gebiet Frankreich sein, das schon der- 
zeit der gemeinsamen Sache die größten Opfer 
bringe.) Von Berre Aubry. „Le S&maphore de Mar- 
seille“, 19. September. 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Die Frage des Einfuhrzolles auf ausländische Kunst- 
werke. (Ein solcher Zoll vom Wirtschaftsverband 
deutscher Künstler beantragt, von Dr. Georg Jahn, 
‘ Schriftleiter der „Zeitung der wirtschaftlichen 
Künstlerverbände“, bekämpft: Der Ertrag dieses 
Zolles werde gering, die Kosten und Schwierigkeiten 
seiner Erhebung dürften groß sein; schädlich für das 
gute handelspolitische Verhältnis zu Österreich- 
Ungarn und einigen anderen Ländern sowie für 
manche ıideelle Werte; nach Friedensschluß wahr- 
scheinlich Tiefstand auf dem Kunstmarkt; Schädi- 
gung des Kunsthandels.) „Handel und Industrie“ 
(München), 27. Oktober. 

Handelspolitische Zusammenarbeit der : skandinavischen 
Länder. (Auf skandinavischem Handelskongreß in 
Stockholm Mitte September 1917 in Aussicht genom- 
men: für einige Warengattungen zollfreier Handels- 
verkehr zwischen den skandinavischen Staaten, für 


England und unsere Kolonialpolitik. 


‚eines Teiles der Kriegsausgaben zu verwerten. 
Auch für 


die übrigen Waren Handelsabkommen mit Vorzugs- 
zöllen; Schaffung eines gemeinsamen Marktes für 
skandinavische Erzeugnisse nach Vorbild des frühe- 
ren schwedisch-norwegischen Zollvereines. Bei den 
Verhandlungen gemeinsame Wirtschaftsgesetzgebung, 
besonders über Konzessionen, als wünschenswert be- 
zeichnet. Anzustreben Wiederbelebung der im Welt- 
krieg durch schwedische Goldpolitik außer Kraft ge- 
setzten skandinavischen Münzunion. Für alle skan- 
dinavischen Erzeugnisse Ausfuhrverbot zu erlassen, 
die heimischen Waren nur gegen Eintausch ausländi- 
scher Güter an die kriegführenden Staaten abzu- 
geben.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Ber- 
lin), 20. Oktober. i 
(Nach Ansicht 
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von Sir Harry Johnston Rückgabe von Deutsch-Süd- 


westafrika, Samoa, Tsingtau an Deutschland unmög- 
lich; Rückgabe der anderen Kolonien, erwägenswert. 
Höchstens könne England Elsaß-Lothringen, die Ko- 
lonien, Triest, das Trentino, Palästina und Mesopo- 
tamien den Mittelmächten abkaufen. Nach Meinung 
von William Herbert Dawson soll man über Rück- 
gabe der Kolonien mit Deutschland unter Beiziehung 
Frankreichs, Belgiens und Portugals unterhandeln; 
denn es sei auch für England wünschenswert, daß 


Deutschland, in Berücksichtigung eines gesunden 
Ausdehnungstriebes, seine Kolonien zurückerhalte.) 
Von Karl Peters. „München-Augsburger 


Abend- 
zeitung“ (München), 23. Oktober. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Dr. Freiherr v. Spitzmüller über die Sonderstellung 


Galiziens. (Diese Sonderstellung nach Spitzmüller 
gleichzeitig eine der schwierigsten staatsfinanziellen 
Aufgaben mit unermeßlicher Verantwortung für den be- 


treffenden österreichischen Finanzminister; Verhand- 


lungen hierüber mit ihm als Ressortminister hätten 
erst am 3. Mai 1917 begonnen, was eine viel zu kurze 
Frist für einen Abschluß bis zur Eröffnung des Par- 
laments am 30. Mai gewesen wäre; am 10. Mai seien 


aber bereits die Verhandlungen abgebrochen worden, 


obwohl Spitzmüller zu ihrer Fortsetzung bereit war.) 


„Neues Wiener Tagblatt“, 31. Oktober. 


Der Staat als Nutznießer der Kartelle mit Monopol- 


charakter. (Nach Rede des ehemaligen ungarischen 
Finanzministers Teleszky vom 23. Oktober 1917 sei 
nach Friedensschluß erhöhter Rechtsschutz der Kar- 
telle in Ungarn nötig. Bei manchen Industriezweigen 


dürften auch Zwangsvereinigungen erforderlich sein. 


Einnahmen der Kartelle, die ein bestimmtes Ausmaß 
überschreiten, sollen dem Staate zufallen. Staatliche 


Aufsicht in der Kohlenerzeugung wünschenswert; bei 


Zement- und Ziegelkartellen habe staatliche Beteili- 
gung zu unterbleiben, um möglichst billige Bedienung 
der Volkswirtschaft zu ermöglichen. Die an den Staat 
fallenden Erträge der Kartelle seien zur Deckung 


forderlich Gründung eines Kartellamtes. 


Bra 


Österreich werde ähnliches von der Regierung er- 


wogen.) „Deutsches Volksblatt“ (Wien), 1. November. 


Les fonctionnaires. (Notwendig Erhöhung der Bezüge 
den _ 


der französischen Staatsbeamten, da sonst bei 
erschwerten Lebensbedingungen die meisten fähigen, 
jungen Franzosen auch nach Friedensschluß, wie es 
schon in den letzten zwanzig Jahren immer mehr 


üblich geworden, die Beschäftigung in Industrie und 


Handel dem Staatsdienst vorziehen dürften.) Von 
Maurice Ajam. „La Depeche“ (Paris), 21. Oktober. 


Turkish Finance and Germany. (Nach der Budgetrede 


Dschawid Beis vom Frühjahr 1917 die Türkei an- 


geblich nicht gewillt, nach Friedensschluß den großen 
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Einfluß des deutschen Kapitals in der Türkei zu 
dulden; sie wolle vielmehr in gleicher Weise wie die 
Beziehungen zu den jetzt befreundeten auch: jene zu 
den neutralen und feindlichen Staaten pflegen und 
überdies den nationaltürkischen Anteil am türkischen 
Wirtschaftsleben möglichst erweitern.) „Manchester 
Guardian“, 3. Oktober. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
wesen. 


Kapitalsbedarf in der Schweiz. (In der Schweiz starker 
Kapitalsbedarf der bodenständigen Industrie [Ausgabe 
von Aktien und zumeist fünfprozentigen Obligatio- 
nen], hervorgerufen durch Beschränkung der über- 
seeischen und festländischen Absatzmöglichkeiten, 
durch Erhöhung der Löhne bis zu 40 Prozent des 
Bruttoertrages der Erzeugung, durch Steigen der 
Rohstoffpreise, abgesehen von den Kosten der Be- 
heizung, Beleuchtung und Befeuerung, auf 200 bis 
300 Prozent der Friedenshöhe. Der bisher bei Bar- 
regulierung vorhandene rasche Kreislauf der in 
Waren angelegten Summen ermöglichte Auslangen 
mit kleinerem Geschäftskapital. Durch die seit 1916 
verschlechterten Zahlungsverhältnisse bleiben die Ge- 
schäftskapitalien der schweizerischen Unternehmun- 
gen hinter dem Bedarf zurück.) „Frankfurter Zei- 
tung“, 30. Oktober. 


Rußland, der kranke Mann. (In Rußland im Weltkrieg 
das deutsche Kapital durch das englische, dieses aber 
später zum Teile durch nordamerikanisches verdrängt. 
Die Union in Rußland durch zahlreiche wirtschaft- 
liche Sachverständige der großen nordamerikanischen 
Finanzinstitute vertreten. In der Union Handbücher 
über russische Wirtschaftsverhältnisse verfaßt; Aus- 
stellung -russischer Waren in Chicago, nordamerika- 
nischer ın Moskau. Zahl der geschäftetreibenden 
Nordamerikaner in Petersburg seit Beginn des Welt- 
krieges verdoppelt. Besonders landwirtschaftliche 
Maschinen von der Union nach Rußland ausgeführt. 
In Petersburg Zweiganstalt der New Yorker National 
City Bank gegründet. Der Förderung der nord- 
amerikanischen Kapitalsanlagen in Rußland dient 
vor allem die American International Corporation. 
Besonders Sibirien in Abhängigkeit von den nord- 
amerikanischen Finanzleuten; hierdurch Eifersucht 
Japans erweckt. Die in der Union aufgenommenen 
russischen Anleihen und das dort bestellte Eisenbahn- 
material erhält Rußland nur unter der Bedingung, der 
Ententepolitik unbedingt Folge zu leisten.) Von Lujo 
Brentano. „Frankfurter Zeitung“, 26. Oktober. 


Geld- und Währungswesen. 


Die Bulgarische Nationalbank. (Grundkapital der Bul- 
garischen Nationalbank 20 Millionen Lewa; Reserve- 
fonds ıo in effektivem Golde eingezahlte Millionen, 
gewonnen durch jährliche Rücklage von ı5 Prozent 
des Reingewinnes. Die Banknoten müssen zu einem 
Drittel in Gold, zur Hälfte in Silber gedeckt sein. 
Aufgaben der Bank: Summen auf bestimmtes Ziel 
oder im Kontokorrent in Depot zu nehmen, Spar- 
kassengelder zu verwalten, Wechsel zu diskontieren, 
Kredite von 1000 bis 50.000 Lewa zu gewähren, In- 
kassi von Örderpapieren im In- und Ausland, Er- 
öffnung von Kontokorrentrechnungen gegen Ver- 
pfändung von Waren, Effekten, Konnossementen oder 
Edelmetallen, Lombardierung von Waren zu höch- 
stens 80 Prozent des Preises gestattet.) „Frankfurter 
Zeitung“, 24. Oktober. 
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Preistreiberei. 


Alles wird teurer. (Österreichs Versorgung mit Drogen 


und Arzneimitteln von Deutschland abhängig. Ko- 
lonialwareneinfuhr durch die Devisenzentrale stark ge- 
hemmt. Kakao, Schokolade, Tee, Zimt, Pfeffer und 
andere als „entbehrlich“ bezeichnet. Kümmel pro 
ı kg von 90 h auf 60 K gestiegen. Die meisten Ge- 
würze nur im Schleichhandel zu hohen Preisen zu 
haben. Desgleichen sind Soda, Weingeist, Schwefel 
ungeheuer im Preise gestiegen und kaum im freien 
Handel erhältlich.) „Die Zeit“ (Wien), 31. Oktober. 


Das Preisproblem. (Von der Preisprüfungskommission 


in Wien Untersuchung über Angemessenheit der 
staatlich festgesetzten Preise vorgenommen, um auf 
Grund dieser Untersuchungen Gleichmäßigkeit der 
Preise in Österreich und in Ungarn zu erwirken. Fest- 
setzung von Richtpreisen für die nicht an Höchst- 
preise gebundenen Waren. Geplant Richtpreise für 
Wien, besonders für Wein in Tirol, Istrien und Böh- 
men. Dringend sei Prüfung der Preise von Kohle, 
Holz und Rüben. Für Holz Richtpreise in Aussicht 
genommen. Geplant Einrichtung eines freiwilligen 
Ernährungsdienstets.) Unterredung mit Hofrat Baron 
Fries, dem Leiter der Zentralpreisprüfungskommis- 
sion. „Die Zeit“ (Wien), 4. November. 


Treue und Glauben im Geschäftsverkehr. (Klagen laut- 


geworden, daß deutsche Fabrikanten derzeit Liefe- 
rungsverpflichtungen nicht oder nur gegen besonders 
hohe Preisaufschläge erfüllen, auch wenn diese Preis- 
aufschläge im Lieferungsvertrag nicht ausbedungen 
und die Lieferung möglich. Sie rechnen hierbei dar- 
auf, daß der Käufer, um nur rasch zu den Waren zu 
gelangen, jeden Preisaufschlag bewilligen werde. Ein 
solches Vorgehen, auch gegenüber dem Ausland an- 
gewendet, erschüttere dessen Vertrauen in die Zu- 
verlässigkeit des deutschen Kaufmannes und schädige 
den deutschen Außenhandel.) „Berliner Tageblatt“, 
30. Oktober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Das industriellste Land der Erde. (In Sachsen leben auf 


dem km? 320 Menschen. Zahl der gewerbtätigen Per- 
sonen stieg in den Jahren 1882 bis 1907 von 793.760 


auf 1,588.146, die der Betriebe von 359.447 auf 


448.119, die der Dampfmaschinen in den letzten 


. fünfzig Jahren vor 1913 von 1003 auf 13.478. Von 


den in ganz Deutschland befindlichen Kammgarn- 
spinnereien im Jahre 1913 mehr als 4o Prozent in 
Sachsen. Starke Ausfuhr an Wirkwaren und Sticke- 
reien, besonders nach England. Ferner bedeutende 
Erzeugung von Metallwaren, Musikinstrumenten, 
chemischen Fabrikaten, Nahrungs- und Genußmitteln.) 
Von Robert Albert, Dresden. „Wirtschaftszeitung der 
Zentralmächte“ (Wien), 26. Oktober. 


Die wirtschaftliche Lage Schwedens nach drei Jahren 


Weltkrieg. (In der ersten Hälfte des Weltkrieges 
von Schweden gegen deutsche Kalisalze, Salz, Heil- 
mittel, Farben eingetauscht: Pferde und Lebens- 
mittel; später hauptsächlich schwedische Erze gegen 
deutsche Kohlen. Im Jahre 1913 aus England 49, aus 
Deutschland o'4 Millionen t Kohle, 1916 aus England 
17, aus Deutschland 4°9 Millionen t nach Schweden 
gelangt. Im Jahre 1917 schwedische Kohleneinfuhr 
aus Deutschland auf 200.000 f monatlich zurück- 
gegangen. Getreide [ein Drittel des Verbrauches] im 
‚Weltkrieg statt wie früher aus Deutschland, Rußland, 
Dänemark, Britisch-Ostindien aus der Union und 
Argentinien bezogen. Mit Rußland am 14. Februar 
1917 Abkommen zur Erleichterung des wechselseiti- 
gen Handelsverkehrs vereinbart. Vor dem Weltkrieg 
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im Jahre durchschnittlich 16.000 1 Fleisch und leben- 
des Vieh eingeführt; seit Kriegsbeginn insgesamt 
30.000 t. Einfuhr aus England stetig zurückgegangen. 
Für die Zukunft trotz wahrscheinlicher Knappheit an 
Lebensmitteln allzu große Besorgnisse nicht gerecht- 
fertigt.) „Neue Zürcher Zeitung“, 2. November. 
Zanzibar. (Im Jahre 1913 Einfuhr Zanzibars I'1, Aus- 
fuhr eine Million Pfund Sterling; 1915 Ein- und Aus- 
fuhr ungefähr je o°8 Millionen. Vor dem Weltkrieg 
großer Anteil Deutschlands und Deutsch-Ostafrikas 


am Außenhandel Zanzibars.. Ausfuhr von 'Gewürz-: 


nelken 1915 25°4, von Nelkenstengen 14 Mil- 
lionen lbs. Im Jahresdurchschnitt auf Zanzibar und 
Pemba 8000 t Kopra erzeugt. Kopraausfuhr Britisch- 
Östafrikas geht auch über Zanzibar. Anteil Zanzibars 
an ÖOzeanschiffahrt 1914 eine, 1915 eine halbe Mil- 
lion t. 1915 bewilligte Zanzibar der britischen Regie- 
rung 10.000 Pfund Sterling als Beitrag zu den Kriegs- 
kosten. Gesamte staatliche Einnahmen Zanzibars 
1915 267.405, Ausgaben 203.968 Pfund Sterling.) 
„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 31. August. 


Exportförderung, Handelskammern, Aus- 
kunfteiwesen. 


Förderung des Exports und Hebung der Valuta in 
Ungarn. (Zur Besserung der Währung Förderung der 
ungarischen Ausfuhr nötig. Steigerung der Ausfuhr 
besonders nach dem Balkan möglich. Für vermehrte 
Ausfuhr in Betracht kommende Waren: Zucker, Holz, 
Erze, Getreide und Mehl. Wünschenswert Wahrung 
der freien Handelstätigkeit unter einheitlicher staat- 
licher Leitung. Erforderlich gemeinsames Vorgehen 
mit Österreich und gegenüber dem Balkan Einigung 
mit Deutschland.) Eine Unterredung mit dem Ge- 
heimen Rate Exzellenz Szeterenyi. „Deutsche Export- 
revue“ (Berlin), 26. Oktober. 

Sollen unsere Feinde den Wirtschaftskrieg gewinnen? 
(Falls die deutsche Regierung den fast seit Beginn 
des Weltkrieges stets an sie ergangenen Anforderun- 
gen des deutschen Außenhandels nicht nachkommt, 
wenigstens einen Teil der deutschen Außenstände in 
Feindesland schon während des Krieges flüssig zu 
machen [was in Großbritannien gegenüber den Mittel- 
mächten schon seit dem 12. August 1914 geschehen 
ist], dann werde der britische Wirtschaftskrieg durch 
Schwächung der mit dem deutschen Außenhandel ver- 
wachsen gewesenen Geschäftskreise sicherlich sein 
Ziel erreichen.) „Zeitschrift für die gesamte Textil- 
industrie“ (Leipzig), 31. Oktober. 

Wirtschaftliche Möglichkeiten auf dem Balkan. (Nach 
Vorkriegs-Statistik: im serbischen Handel Deutsch- 
land an zweiter Stelle, hinter Österreich-Ungarn; bei 
bulgarischem, wenn man berücksichtigt, daß der Bal- 
kanhandel Belgiens, der Türkei, Englands, Österreich- 
Ungarns und der Niederlande teilweise in Durchfuhr 
deutscher Waren bestand, mindestens auch an zweiter 
Stelle; Deutschland am Handel der Balkanhalbinsel, 
außer Griechenland und Europäischer Türkei, mit je 
100 Millionen Mark bei Aus- und Einfuhr, Österreich- 
Ungarn an Einfuhr mit 100, an Ausfuhr mit nur 
50 Millionen Mark beteiligt. Einigung über Abgren- 
zung des deutschen und österreichisch-ungarischen 
Handelsgebietes auf dem Balkan, gemäß einer öst- 
westlichen Scheidelinie, angeblich wünschenswert. 
Nötig Sicherung der Donaustraße bis zur Mündung 
für den Handel der Mittelmächte,) Von Artur Dix, 
Sofia. „München-Augsburger Abendzeitung“ (Mün- 
chen), 26. Oktober, | 

British Merchants Morocco Association. (1. August 
1917 erste Jahresversammlung der British Merchants 
Morocco Association abgehalten. Diese Vereinigung 


vom englischen Auswärtigen Amte begünstigt. Bedeu- 
tende Zukunft des europäischen Handels in Marokko, 
woran 'sich Großbritannien nach Ansicht der eng- 
lischen Kaufleute bedeutenden Anteil sichern müsse. 
Britische Regierung, die im Gegensatz zu den meisten 
anderen Staaten im Weltkrieg auf ihre besonderen 


Vertragsrechte im Lande nicht verzichtet hat, werde 


jedenfalls die englischen Kaufleute in Marokko unter- 
stützen. Deutschland habe in Marokko die gleichen 
Rechte wie England und noch größere wirtschaftliche 


Interessen.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 28. Sep- 


tember. 


- Industrieförderung. 


Zentralverband von gewerblichen Erwerbs- und Wrt- 


schaftsgenossenschaften. (Diese niederösterreichische 
Neugründung hat guten Geschäftsgang aufzuweisen. 
Ansuchen weiterer Genossenschaften um Aufnahme 
machen Erweiterung des Stammkapitals nötig. Die an 
die gewerblichen Genossenschaften bewilligten Kre- 
dite betragen, laut Bericht der Geschäftsleitung, mehr 
als drei Millionen Kronen. Gesamtumsatz seit Beginn 
der Geschäftstätigkeit rund 50 Millionen. Schaffung 
einer staatlichen Genossenschaftszentralkasse an- 
gestrebt, der die autonomistischen Reichsratsparteien, 
trotz Befürwortung durch die Regierung, bisher ab- 
geneigt waren.) „Reichspost“ (Wien), 20. Oktober. 


Eine ernste Schweizer Sache. (Um der schweizerischen 
Industrie, die durch die Einfuhrverbote und sonstige, 


Handelserschwerungen der Weltkriegszeit große Ein- 
bußen erlitten hat, einen Ersatz zu bieten, für Anfang 


November eine „Schweizer Woche“ geplant. Gegen | 


diese Veranstaltung wendet sich die sozialdemokrati- 
sche Presse: es wäre besser, eine ‚internationale 
Woche“ ins Leben zu rufen; dies von der „Neuen 
Zürcher Zeitung‘ als gemeinschädlicher Doktrinaris- 
mus bezeichnet.) „Neue Zürcher Zeitung“, 26. Ok- 
tober. ; 


Agrarpolitik. 


Zur Annäherung von Stadt und Land. (Vor einigen Mo-. 


naten „Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft“ in Graz 
gegründet. Ihre Aufgabe: Hebung der Landwirt- 


schaft, Beseitigung des unnötigen Zwischenhandels, 


Ausfüllung der neuerlich so tief gewordenen Kluft 
zwischen Stadt und Land. Durch Zwischenhandel zum 


Beispiel, Großhandelspreis eines Waggons Obst um 
3000 K über Erzeugerpreis erhöht. Dies unnötige Be- 


lastung der Verbraucher.) „Grazer Tagblatt“, 17. Ok- 
tober. 


Die eigentliche Ursache der Mißernten Frankreichs. 


(Mißernte Frankreichs Folge des Rückganges der 
Hektarerträge. Diese in Weizen im Jahre 1913 
1330 kg, 1917 nur 934 kg. Fallende Hektarerträge 
während des Weltkrieges in allen Ländern, wenn auch 
nirgends so stark wie in England und Frankreich. 
Dies in Frankreich verursacht durch Mangel an Ar- 
beitskräften, Zugtieren, Betriebsstoffen, durch un- 
genügende Düngerversorgung, schlechte Beschaffen- 
heit des Saatgutes.) Von Leonhard Neumann. „Ber- 
liner Börsen-Courier“, 1. November. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Die Juristin in Deutschland. (Nach Vortrag von Dr. jur. | 


Margarete Meseritz im Wiener akademischen Frauen- Ki 
verein den Frauen in Deutschland Erlangung des || 
juristischen Doktorats, nicht aber Ablegung der Re- || 


ferendar- und Assessorprüfung gestattet. Im Welt- 


krieg Juristinnen vielfach als Vertreterinnen ein- Be: 


gerückter Männer tätig, und zwar in Kriegsämtern 


u 
4; 
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als Rechtsbeirätinnen, in Berufsvormundschaft, in den 
Mietämtern, in der Jugendfürsorge, Armenpflege, in 
Rechtsschutzstellen, in staatlichen Gemeindeämtern, 


Industrieunternehmungen, Frauen 
soziale Betätigung, Jugendfürsorge und Tätigkeit an 
Jugendgerichten geeignet.) „Neues Wiener Journal“, 
6. November. 


Die Ergebnisse der neuen Konkurs- und Ausgleichs- 


ordnung. (Am 1. Januar 1915 in Österreich neue Kon- 
kurs- und Ausgleichsordnung in Kraft getreten. Im 
Jahre 1915 gerichtliches Ausgleichsverfahren in 857 
Fällen angewendet, davon 571 Fälle mit gerichtlich 
betätigtem Ausgleich beendet, in 286 Fällen Aus- 
gleichsverfahren eingestellt. 1974 noch 1104, IQIS nur 
830 Konkurse eröffnet. Starke Zunahme der Zwangs- 
ausgleiche, die seit 1915 nicht nur bei Kaufleuten an- 
gewendet werden. Im Ausgleichsverfahren erhalten 
etwa 90, bei Zwangsausgleich 72, bei Verteilungs- 
konkurs nur 13 Prozent der Gläubiger ein Viertel oder 
mehr als ein Viertel ihrer Forderungen. Vorteilhaft 
auch kurze Dauer des Ausgleichsverfahrens, ungefähr 
dreieinhalb Monate.) „Die Industrie“, 31. Oktober. 


Mitteleuropäische Rechtsgemeinschaft. (Ausdehnung der 


gemeinsamen Arbeit Österreich-Ungarns und Deutsch- 
lands auf das rechtspolitische Gebiet. Diesem Ziele 
dient die. ständige Abteilung für „Mitteleuropäische 
Rechtsgemeinschaft“ in der „Deutschen Richter- 
zeitung“. Erste Anregung hierzu gab Dr. Haber aus 


“ Wien in seiner Schrift ‚„Nationalcharakter und 


Strafprozeß“. Nach seiner Ansicht wünschenswert, 
daß sich der deutsche Strafprozeß von der Nach- 
ahmung der englischen und französischen Einrichtun- 
gen freimache.) Von Landgerichtsrat Dr. C. M. von 
Holten, Magdeburg. „Der Tag‘ (Berlin), 30. Oktober. 


Fremdenverkehr. 


Der Fremdenverkehr nach dem Kriege. (Wichtigkeit des 


Fremdenverkehrs für die Besserung der öster- 
reichisch-ungarischen Zahlungsbilanz nach Friedens- 
schluß. Aus Deutschland vor dem Weltkrieg jährlich 
ungefähr 400 Millionen Mark durch Vergnügungs- 
reisende nach belgischen und französischen Seebädern 
und der französischen Riviera ins Ausland gebracht. 
Wünschenswert, daß für diesen Fremdenverkehr an 
Stelle der französischen Riviera die österreichische 
Adriaküste trete. Auch lebhafter Besuch der Helden- 
gräber auf den österreichisch-ungarischen Kriegs- 
schauplätzen zu erwarten. Nötig Verbesserung des 
Verkehrswesens und der Fremdenbeherbergung an der 
Adriaküste.) Äußerungen des Leiters des niederöster- 
reichischen Landesverbandes für Fremdenverkehr, 
Generalsekretär Hauptmann Gerenyi. „Wiener All- 
gemeine Zeitung“, 30. Oktober. 


Bayerns Fremdenverkehr nach dem Kriege. (Bayern 


dürfe, trotz der durch Ernährungsschwierigkeiten 
hervorgerufenen, gegenwärtigen fremdenfeindlichen 
Strömung, nicht versäumen, gleich den anderen Län- 
dern für die Zeit nach Friedensschluß Vorbereitungen 
zu treffen, um den Fremdenstrom ins Land zu ziehen. 
Nicht nur Mittel- und Westdeutschland, Thüringen, 
der Schwarzwald, sondern vor allem Frankreich, 
Österreich und die Schweiz treffen derzeit umfassende 
Maßnahmen zur künftigen Belebung des Fremden- 
verkehrs.) „Münchner Neueste Nachrichten“ (Mün- 
chen), 24. Oktober. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Hamburgischer Landesverband für Jugendpflege. (Fa- 


milieneinwirkung auf die Jugend müsse behufs gedeih- 


licher Erziehung durch Schulen und Vereine ergänzt 


besonders für|- 


werden, Pflege durch körperliche Übungen gleich 
wichtig wie geistige Ausbildung. Pflege der Fortbil- 
dungsschüler und Vereinsjugendpflege sei durch Füh- 
lungnahme mit den Vereinen zur Pflege des Familien- 
sinnes zu fördern.) „Hamburger Nachrichten“, 
29. Oktober. 


Der Säuglingsschutz in geburtshilflichen Kliniken. (Ge- 


rade die Zeit, da die Säuglinge den Geburtshelfern, 
das heißt den Ärzten der geburtshilflichen Frauen- 
kliniken, zugeteilt sind, die gefährlichste, da in den . 
ersten Tagen Infektions- und Erkrankungsgefahr am 
größten. Ferner falle es den Frauenärzten zu, dafür 
Sorge zu tragen, daß die meisten Kinder auf natür- 
lichem Wege ernährt werden. Von äußerster Wichtig- 
keit seien größte Reinlichkeit und erfahrene, geschulte 
Pflegerinnen, all dies im Zusammenhang mit den son- 
derbaren Vorkommnissen des Prozesses gegen Pro- 
fessor Henkel.) „Berliner Tageblatt“, 1. November. 


Bevölkerungspolitik. 


Landwirtschaft und Bevölkerungspolitik. (Zur Vermeh- 


rung der Bevölkerung erwünscht, möglichst viele 
kleine Bauerngehöfte anlegen zu können. Hierfür nach 
Friedensschluß angeblich keine Kräfte vorhanden. 
Großbetrieb erfordert bei angeblich gleichem Ernte- 
ergebnis geringere Arbeiterzahl. Schon im Frieden 
waren in der Landwirtschaft gegen 400.000 Ausländer 
beschäftigt. Nach Friedensschluß dürfte starker 
Mangel an in- und ausländischen landwirtschaftlichen 
Arbeitskräften fühlbar sein. Landflucht häufig, weil 
soziale und rechtliche Verhältnisse der Industrie an- 
ziehend auf Landarbeiter wirken, besonders in Gegen- 
den mit vorherrschendem Großgrundbesitz. Minderung 
der Landflucht angeblich am ehesten von gewerk- 
schaftlicher Organisation der Landarbeiter zu erwar- 
ten.) „Der Tag“ (Berlin), 23. Oktober. 


Bevölkerungspolitik im deutschen Reichstag. (Der Aus- 


schuß für Bevölkerungspolitik legte dem deutschen 
Reichstag in der zweiten Oktoberhälfte Vorschläge 
über Schutz der unehelichen Kinder vor. Einrede des 
Mehrverkehrs mit der unehelichen Mutter zu beseiti- 
gen, Unterhaltspflicht bis zum 18. Lebensjahr aus- 
gedehnt, Stand des Vaters bei Bemessung der Unter- 
haltspflicht zu berücksichtigen, Unterhaltsansprüche 
des unehelichen Kindes bei Pfändung des Gehaltes 
und Lohnes den anderen Unterhaltsansprüchen gleich- 
zustellen, Uneheliche in der Militärversorgung den 
Ehelichen gleichzumachen. Schutz der arbeitenden 
Frauen: Herabsetzung der Arbeitszeit auf acht Stun- 
den im Nachtbetrieb und auf zehn bei Tagesarbeit, 
völlige Arbeitsruhe an jedem zweiten Sonntag, Aus- 
dehnung der Reichswcchenhilfe, Schutzvorrichtungen 
für Arbeiterinnen, die mit giftigen Stoffen zu tun 
haben. Allgemeiner Kinderschutz: durch Erweiterung 
der Säuglingsfürsorge, Schulpflege, Kinderkrippen, 
Kindergärten, Ausbau des Aufsichtswesens für private 
Kinderpflegestellen.) ‚„Arbeiterschutz“ (Wien), 27. Ok- 
tober. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Bodenpolitische Einschränkungen. (Ungarische Verord- 


nung vom 27. Oktober, in Kraft getreten am ı. No- 
vember: in einer Reihe von Grenzkomitaten mit 
rumänischer und slawischer Bevölkerung wird das 
Recht, Grundstücke zu veräußern, auf zehn Jahre zu 
vermieten oder zu verpachten an die Zustimmung der 
vom Ackerbauministerium hierfür bestimmten  Be- 
hörde geknüpft. Ausnahmen: rein städtische Güter- 
übertragungen, solche politisch verläßlicher Körper- 
schaften oder unter nahen Verwandten, von eben- 
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Innere 


Arme und Bettler der Großstadt. 


solchen Körperschaften genehmigte Verkäufe, Fall 
der Enteignung; Vorsichtsmaßregeln gegen das Aus- 
spielen der Verordnung durch freiwillige oder 
Zwangsfeilbietungen; Strafmaßregeln gegen Durch- 
brechung der Vorschrift.) „Pester Lloyd“, 27. Ok- 
tober. 

Kolonisation in Ungarn. (Agrarreform in 
Ungarn nötig. Vorschlag, alle nicht genügend intensiv 
bewirtschafteten Großgüter, seien sie privater, kom- 
munaler oder kirchlicher Besitz, in Kleingrundbesitz 
aufzuteilen, und zwar in erster Linie an Invalide, 
dann überhaupt an Kriegsteilnehmer. Boden für Ko- 
lonisationszwecke fehle überhaupt in Ungarn nicht, 
da jährlich bei 250.000 ha im freien Verkehr zum 
Verkauf kämen. Umfangreicher Erwerb von Grund- 
besitz in letzter Zeit durch Kriegsgewinner und 
Aktiengeslischaften, hervorgerufen durch angebliche, 
bevorstehende günstige Steuerverhältnisse für Grund 
und Boden in privatem und gesellschaftlichem Besitz.) 
Von H. R. „Österreichische Agrarzeitung“ (Wien), 
27. Oktober. 


Ein- und Auswanderung. 


L’Avenir de nos Colonies apres la guerre. (Wünschens- 
wert, daß sich nach Friedensschluß der ‚Strom‘ der 
französischen Auswanderer statt nach Südamerika in 
die französischen Kolonien wende. Hierzu nötig: 
bessere und billigere Schiffsverbindungen der Ko- 
lonien mit Frankreich; Verbreitung der Kenntnis der 
in den Kolonien sich darbietenden günstigen Aus- 
sichten für Einwanderer; staatliche Unterstützung der 
Auswanderer bis zur ihrer Eingewöhnung in die Ver- 
hältnisse der Kolonien; Schutz der Kreditansprüche 
französischer Exporteure in den Kolonien.) „Le 
Semaphore de Marseille“, 19. September. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Wiedereintritt der Soldaten in die Krankenkassen. (Für 
alle deutschen Soldaten, die von dem Rechte, bei der 
Einrückung als freiwillige Mitglieder bei den Kassen 
bleiben zu können, keinen Gebrauch gemacht haben, 
Wiedereintritt in die Kassen dringend notwendig. 
Innerhalb sechs Wochen nach Rückkehr können sie 
wieder eintreten. Wiederaufnahme von einer ärzt- 
lichen Untersuchung abhängig, so daß auch Kranke 
Anspruch auf volle Kassenleistungen haben. Auch 
Soldaten, die vor Friedensschluß wegen Verwundung 
und Krankheit in die Heimat zurückkehren, haben 
Anspruch auf Wiederaufnahme.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 30. Oktober. 

Die Ledigenversicherung für Mädchen. (Soll, nach 
einem Vorschlag von Dr. Karl Luttenberger, den 
Mädchen, die bis zum 37. Lebensjahr unverheiratet 
bleiben, eine Rente sichern. Heiratet die Versicherte 
später, so steht ihr dennoch Anspruch auf Zahlung 
zu. Heiratet sie früher, so gebührt ihr die Rente nur, 
wenn durch Zahlung eines Zuschlages gewissermaßen 
eine Erlebensversicherung mitabgeschlossen ° wird.) 
„Prager Tagblatt“, 31. Oktober. 


Sonstige Sozialpolitik. 


(Gemeinde Wien 
zählte bei Kriegsausbruch 45.000 Pfründner, deren 
Zahl bis Oktober 1917 auf 49.000 stieg. Im ganzen 
werden von der Gemeinde 87.500 arme Erwachsene 
und Kinder erhalten oder unterstützt. Vor dem Welt- 
krieg belief sich der Verköstigungsaufwand der Armen 
in den städtischen Anstalten auf 2’ı Millionen Kronen 
jährlich, beträgt derzeit infolge Teuerung der Lebens- 


Zunahme des Dienstbotenmangels. 


Belgiens Schiffahrtsprojekte. 
belgischen Marineministers soll eine nationalitstische. 


A National Standard Wage for Seaman. 


mittel 3:8 Millionen. 


redung mit dem Leiter des städtischen Armenwesens. 
„Neues Wiener Journal“, 30. Oktober. 
(Dienstbotenmangel 


hervorgerufen durch die neuen Verdienstmöglich- 


keiten für Frauen [Trambahn, Munitionsfabriken]. 


Die Mädchen, die noch in Dienst gehen, stellen hohe 
Lohn- und vor allem schwer zu befriedigende Ver- 
köstigungsansprüche. Viele Haushalte des Mittel- 
standes derzeit"ohne Hilfskraft. Mangel an Kinder- 
mädchen.) „Die Zeit“ (Wien), 26. Oktober. 


Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände. (Wäh- 


rend des Weltkrieges bildete sich in Deutschland 


neben der Arbeitsgemeinschaft für das einheitliche 


Angestelltenrecht auch eine rein gewerkschaftliche 
der kaufmännischen und technischen Verbände Die 
Arbeitsgemeinschaft für das einheitliche Angestellten- 
recht unter Beitritt weiterer Verbände in eine Arbeits- 
gemeinschaft freier Angestelltenverbände überführt. 


Diese wird sich bemühen, das Zusammenwirken der 


organisierten Angestellten mit der Arbeiterschaft zu 
fördern.) „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 23. Ok- 
tober. 


Soziale Fürsorge. (Von staatswegen wenig auf diesem 


Gebiete geleistet. Keine amtliche Stelle nimmt Für- 
sorge für Invalide unbedingt auf sich, Fürsorge für 
Kinder der Invaliden und Gefallenen besonders unzu- 
länglich, Fürsorgeaktion für Witwen fehlt vollkom- 
men. Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten und 
der Lungenschwindsucht unzureichend, in der, Saug- 
lingsfürsorge die Möglichkeiten des neuen Nachtrags 
zum Krankenversicherungsgesetz kaum ausgenützt, 
Mangel an Fürsorgeschwestern und Ausbildungs- 
möglichkeiten für solche. Beide neue Sozialministe- 
rien noch nicht im stande, einzugreifen.) „Arbeiter- 
Zeitung“ (Wien), 4. November. 


Seeschiffahrt. 
(Nach dem Willen des 


belgische Schiffahrtspolitik nach Friedensschluß, unter 
Aufwendung großer staatlicher Geldmittel, während 
des Weltkrieges als Spekulation zu gunsten britischer 
Interessen betrieben werden. Gründung des „Lloyd 
Royal Belge“, eines Schiffahrtsunternehmens von 
fünfzig Millionen Aktienkapital. Diese Gesellschaft 
soll nach Friedensschluß der deutschen Schiffahrt 
scharfen Wettbewerb bereiten.) ‚Deutsche Export- 
revue“ (Berlin), 26. Oktober. 

New Rates 
now effective. (In England kürzlich Mercantile 
Marine Conciliation Committee zur Schlichtung von 
Streitigkeiten zwischen Schiffsbesitzern und See- 
leuten gegründet. Dieses soll auch Standardlöhne für 
die Seeleute festsetzen. Gehälter der Seeoffiziere und 
Stewards sollen erhöht werden.) „Manchester Guar- 
dian“, 9. Oktober. 


Die norwegischen Seeversicherungsgesellschaften im 


Jahre 1916. (Starke Steigerung der Prämieneinnah- 
men der norwegischen Seeversicherungsgesellschaften 


im Jahre 1916, die auf große Kriegsversicherungen, 


ferner auf die starke Wertsteigerung der Schiffe bei 
der Kaskoversicherung zurückzuführen. Bedeutender 
Unterschied in den Rücklagen der einzelnen Gesell- 
schaften. Reine Seeversicherung war recht ertrag- 
reich, Seekriegsversicherung lieferte infolge des ver- 


stärkten U-Bootkrieges schlechte Ergebnisse. Gibt die 


Zahlen für den Geschäftsgang von 22 Gesellschaften, 
deren Bruttoprämierreinnahmen sich zwischen 1'14 
und 36°63 Millionen skandinavischer Kronen be- 


Zahl der Bettler nach polizei- 
licher Beobachtung kaum gestiegen.) Eine Unter- 


Hafenbauten in Tripolitanien. 
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wegen, bei Gesamtbetrag der Einnahmen von 209'51 
Millionen.) „Mitteilungen des Archivs für Schiffsbau 
und Schiffahrt“ (Hamburg), 15. Oktober. 

Lage des Schiffsbaues, Washington, 16. Juli. (Die von 
der nordamerikanischen Regierung geplanten Schiffs- 
bauten mangels genügender Organisation des Schiffs- 
bauwesens nicht so rasch durchführbar, wie für Über- 
fuhr der Soldaten nach Frankreich von der Union be- 
nötigt. Nach Angabe des Leiters des Schiffsbauamtes 
der Union vergeben: Bau von 348 Holzschiffen, wo- 
von die ersten nach einem Jahre geliefert werden 
können, ferner 642.000 t Stahlschiffe, nach einem 
Jahre lieferbar; von den 25 Millionen t Einheitsstahl- 
schiffen können nach einem Jahre alle vier oder fünf 
Monate je 100 Schiffe geliefert werden. Erschwerend 
der Mangel an geeigneten Hellingen, die vielfach erst 
gebaut werden müssen. Mancherseits schnellerer Bau 
weniger dauerhafter Schiffe gewünscht.) „Mitteilun- 
gen des Archivs für Schiffbau und Schiffahrt“ (Ham- 
burg), 15. Oktober. 

(Nach Besitzergreifung 
von Tripolitanien durch Italien mehrere Verbesserun- 
gen der tripolitanischen Hafenanlagen beschlossen 
und teilweise in Angriff genommen. Erbauung von 
Leuchttürmen bei Tripolis, Dera, Homs, Bengasi und 
anderen Orten; veranschlagte Kosten ı'7 Millionen 
Lire. Bau eines 1700 m langen Molos bei Tripolis. 
Anlegebrücken für Militärlandungen errichtet. Zur 
Herbeischaffung des Baumaterials für Hafenanlagen 
Bahn von Tripolis zum Steinbruch von Gargaresc an- 
gelegt. Steine für Straßenanlagen, Verlade- und 
Lagerräume zum Teile-aus Italien nach Tripolis ge- 
bracht.) „Österreichische Wochenschrift für den 
öffentlichen Baudienst“ (Wien), 16. August. 
Fortschritte in der Betonschiffsfrage. (Fortschritte des 
Betonschiffsbaues. in den skandinavischen Ländern. 
In Moß wurden bereits achtzehn Fahrzeuge geliefert, 
Motorschiffe von 600 und Iooo t Tragfähigkeit sollen 
noch dieses Jahr fertig werden. In Porsgrund wird 
nach einem neuen Verfahren gebaut, und zwar Typen 
von 200, 400, 1000 f Tragfähigkeit.) Von Dr. Her- 
mann Steinert. „Hamburgischer Korrespondent“, 
12. Oktober. 


Binnenschiffahrt. 


Binnenwasserstraßen des Ostens. (Auf der 23. Tagung 
des Westpreußischen Städtetages wurde an die Re- 
gierung folgendes Ansuchen gerichtet: Regelung der 
Weichsel, damit sie möglichst bald von mindestens 
1000-t-Kähnen befahren werde könne; gleichzeitig Re- 
gelung der Weichsel auf polnischem Gebiet; Schaf- 
fung neuer nordöstlicher Wasserstraßen zwischen 
Weichsel und Oder [Oder—Küstrin—Netze—Brom- 
berger Kanal] ; Gründung eines besonderen Weichsel- 
schiffahrtsvereines zur Bearbeitung der genannten 
Aufgaben angeregt.) „Die Wasserwirtschaft“ (Wien), 
‚1. Oktober. 

Die Landwirtschaft und die südwestdeutschen Kanal- 
pläne. (Deutsche Landwirtschaft am Ausbau der 
Binnenwasserstraßen stark beteiligt. Auf den Ka- 
nälen können sie Getreide billig ausführen, Dünger 
und Futtermittel beziehen, manche Güter, wie Kies, 
Steine, Sand und Ton infolge der billigen Fortschaf- 
fung vom eigenen Boden her in den Verkehr bringen. 
Die meist in landwirtschaftlichem Besitz befindlichen 
Grundstücke an den Kanälen steigen im Werte. 
Empfiehlt der südwestdeutschen Landwirtschaft, die 
Erbauung von Wasserstraßen zu fördern.) „Die 
Wasserwirtschaft“ (Wien), ı. Oktober. 

Die türkische Binnenschiffahrt. (Es wäre erforderlich, 
die türkischen Gebiete, in denen Baumwolle und 


dem Verbrauchsort zuführen zu können. 


Fortschritte des Telephonwesens. 


Zuckerrohr gebaut wird, ausreichend zu bewässern, 
um den Ertrag zu steigern, ferner die Binnenwasser- 
straßen auszubauen, um auf diesen Wegen die Ernten 
In erster 
Linie käme hierfür der Euphrat in Betracht. Beson- 
ders Deutschland habe von der Erschließung neuer 
türkischer Rohstofferzeugungsgebiete viel zu er- 
warten.) Von Suleiman Sirri Bei. „Bulgarische Han- 
dels-Zeitung“ (Sofia), 25. Oktober. 


Eisenbahnwesen. 


Errichtung eines Fachausschusses für das Speditions- 


gewerbe. (Vom Vorstand des Wirtschaftsausschusses 
der Kaufmannschaft in der am 22. Oktober 1917 in 
Wien abgehaltenen Vollversammlung Beschluß über 
Errichtung eines Fachausschusses für das Speditions- 
gewerbe vorgelegt: Dieser Fachausschuß soll aus 
dreißig Personen bestehen, mit Vorstand von zehn 
Personen. Seine Aufgabe: Beratung und Unter- 
stützung der Regierung während der Übergangswirt- 
schaft, besonders bei Fragen der Beschaffung und 
Ausnützung des Frachtraumes, der Ausgestaltung des 
Sammelladungsverkehrs; dasselbe bei der persönlichen 
und sachlichen Abrüstung, bei Neuregelung der zwi- 
schenstaatlichen Verkehrsbeziehungen und des Fracht- 
rechts sowie der Zollverwaltungsvorschriften.) „Zoll- 
und Speditionszeitung“ (Wien), 28. Oktober. 


Post und Telegraphie. 


Moderne Sklaven. (In der Wiener Hauptstelle des Post- 


sparkassenamtes elfstündige Arbeitszeit der weib- 
lichen Angestellten ohne geringste Unterbrechung. 
Jährlich fallen angeblich zehn bis zwölf Mädchen, die 
vollkommen gesund eintraten, der Lungenschwind- 
sucht zum Opfer. Derzeit werde auch die Aufhebung 
der Sonntagsruhe geplant.) ‚Der Morgen“ (Wien), 
5. November. 

(Nach Zusammen- 
stellung der „Financial News“ drei Viertel der Tele- 
phone der ganzen Welt in Nordamerika. In Europa 
Anfang 1917 wahrscheinlich 4,180.000 Telephone 
gegen 3,910.000 zu Anfang 1914. Anzahl der Tele- 
phone in Großbritannien Anfang IgI7: 812.000, in 
Rußland 400.000, in Schweden Anfang 1916 288.000, 
in Deutschland vor dem Weltkrieg 1,421.000, in 
Frankreich vor dem Weltkrieg 310.000, in Österreich 
Anfang 1915 170.000, in Ungarn, Balkan, Portugal, 
Luxemburg vor dem Weltkrieg zusammen 114.000. In 
Afrika I9I4: 595.000 Telephone, in Asien Anfang 
I9QI4 303.000, in Australien Mitte 1916 168.416 Tele- 
phone. Gesamtzahl derzeit ungefähr ı7 Millionen.) 
„Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 26. Ok- 
tober. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


politik. 


Der Getreidehandel Österreichs. (Der Verband der Ge- 


treide- und Produktenhändler im Königreich Böhmen 
und der Zentralverband österreichischer Getreide- 
händler wollen die Regierung im Wege des Wirt- 
schaftsausschusses der Kaufmannschaft [dieser Aus- 
schuß mittels Verordnung vom 15. Juni 1917 als 
öffentliche Vertretung der einzelnen Handelszweige 
geschaffen] dazu bringen, eine Zwangsorganisation 
für den gesamten Getreidehandel Österreichs zu 
schaffen.) Von Ernst Brode. „Die Müllerstube“ 
(Wien), ı. November. 
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Die Mechanik 
1916/17 half man sich in Steiermark mit Sauerkraut,- 


Die Abnahme des Viehbestandes in Steiermark. 


in der Volksernährung. (Im Winter 
wovon aber im Winter 1917/18 nur wenig vorhanden; 
derzeit auch Mangel an Kartoffeln, kaum ?/, kg für 
den Tag und Kopf, was beim Fehlen anderweitiger 
Nahrungsmittel, außer der unzulänglichen, öffentlich 
gesicherten Brot- und Mehlmenge, nicht genügt; das 
Ernährungsamt berücksichtige zu wenig die Ver- 
schiedenheiten in den einzelnen Kronländern; Ungarn 
liefert von der steirischen Landesstelle bereits an- 
gekaufte 1200 Waggons Kraut nicht aus.) „Arbeiter- 
wille“ (Graz), 7. November. 

(Ge- 
samtrückgang hinsichtlich der Stückzahl des _ steiri- 
schen Rindviehs 8 Prozent von Mai 1916 bis Mai 
1917 [670.195 gegen 730.391 Stück] ; Abnahme des 
Durchschnittsgewichtes des Viehstückes in der er- 
wähnten Zeit 25 kg, also ungefähr 21 Prozent. Seit 
Beginn des Einkaufsmonopols am 15. April 1916 
dürfte sich der Viehstand dem Gewicht nach um 
30 Prozent verringert haben. Sämtliche Kronländer 
wie auch Ungarn sollen zu Viehabgaben in gleichem 
Verhältnis veranlaßt werden.) Von Gutsbesitzer Franz 


Pfusterschmidt, Weißkirchen. „Grazer Tagblatt“, 
25. Oktober. 
Reformvorschläge. (In den Niederlanden mangle es 


auf dem Gebiete des Konsumvereinswesens an der 
Einheit des Genossenschaftswesens, das nach partei- 
politischen Gesichtspunkten gespalten sei, wodurch 
dessen Kraft, die Versorgung mit Lebensmitteln 
‘ durchzuführen, bedeutend vermindert werde. Auch 
wäre nach deutschem Muster ein Gesetzesparagraph 
wünschenswert, nach dem rein wirtschaftliche Ver- 
einigungen, die sich mit Parteipolitik befassen, auf- 
zulösen seien.) „Der Konsumverein“, 10. Oktober. 


Rußlands Getreideüberfluß trotz scheinbaren Notstandes. 


(In Rußland entgegen den Behauptungen der aus poli- 
tischen Gründen die Mißstände übertreibenden bür- 
gerlichen russischen Zeitungen kein Mangel an Ge- 
treide, sondern der scheinbare Notstand der Brot- und 
Mehlversorgung hervorgerufen durch Auflösung jeder 
Ordnung im Verkehrswesen, durch Ausschaltung des 
freien Handels infolge des staatlichen Getreidemono- 
pols und weil Großgrundbesitzer und Bauern Boden- 
erzeugnisse zurückhalten. 1909 bis 1913 Jahresdurch- 
schnitt der russischen Getreideernte 74°7 Millionen t; 
davon im Lande geblieben 63°9 Millionen t. Seit 3 
ginn des Weltkrieges nur 1?/, Millionen t ausgeführt; 
Ernte 1914: 70°7, 1915: 747, 1916: 71°4 Millionen ?; 
angeblich sogar Möglichkeit einer größeren Ausfuhr 
nach Friedensschluß.) ‘Von Leonhard Neumann. 
„Hamburgischer Korrespondent“, 1. November. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Zur Errichtung von Gefrieranlagen im mährisch-schlesi- 


schen Industriegebiet. (Dort Bau von Gefrieranlagen 
sehr dringend. In Schlesien dürften im Laufe des Ok- 
tober 2000 bis 3000 aus Mähren, rund 40.000 Stück 
Vieh überhaupt in die Gefrierhäuser kommen. Eine 
Gefrieranlage in der Mährisch-Ostrauer Aktien- 
brauerei, ferner eine in Troppau geplant.) „Zeitschrift 
für Eis- und Kälteindustrie“ (Wien), Oktober. 


Über die Zusammensetzung des Maismehls. (Die wissen- 


schaftlichen Untersuchungen über die Zusammen- 
setzung und die Haltbarkeit des Maismehls ergaben, 
daß Gries und Mehl bezüglich der Eiweißstoffe gleich- 
wertig, während Mais fettärmer und die Keime öl- 
reicher sind. Mehl aus ganzen Körnern ist nur für 


den sofortigen. Verbrauch herzustellen, und entkeimter ' 


L’Etat et la Viticulture. 


Die Forstwirtschaft im Kriege. 


Mais hält sich gut; jedoch spielt dabei der Feuchtig- 
keitsgehalt eine wichtige Rolle. Mehl aus entkeimten 
Körnern mit weniger als ı4 Prozent Feuchtigkeit | 
war, gut gelagert, sechs Monate, bei 15 Prozent 
Feuchtigkeit nur drei Monate haltbar. Die äußerste 
normale Feuchtigkeitsgrenze des Maismehls wird mit 
13°5 Prozent angenommen.) „Österreichisch-ungari- 
sche Müller-Zeitung‘ (Wien), 28. Oktober. 

(Entgegen der Ansicht des 
französischen Ackerbauministers sei 
gelung der Schwefel- und Kohlensulfatbeschaffung 
und -Verteilung für französischen Weinbau über- 
flüssig. Dieser sei mit allen nötigen Stoffen im Jahre 
1916/17 durch den freien Handel in ausreichendem 
Maße versorgt worden und werde auch 1917/18, dank 
einem Vertrage zwischen französischen und englischen 
Privatfirmen über die Versorgung mit Schwefel und |I 
Kohlensulfaten, keinen Mangel leiden.) „La re 2 
(Toulouse), 13. Oktober. - 


Holz. S 


(Anpassung der Holz- 2 
industrie bei den Mittelmächten an die Kriegsverhält- | 


nisse; von Möbelfabriken häufig Schlitten für Feld- 
artillerie, Zeltstöcke, Beile und Äxte, von Bau- 
tischlern Barackenfenster etc. verfertigt. Aus den 


Waldungen seien. große Mengen wichtiger Futter- 
mittel zu gewinnen: Laubheu, Laubholzreisig, Un- 
kräuter; ferner möglich Förderung des Grasanbaues. 
Als Gerbmaterialien Eichen- und Edelkastanienholz, 
Fichten- und Eichenspitzenreisig, Buchenholzmehl zu 
verwenden. Auch Spiritusgewinnung aus Holz mög- 
lich.) Von einem österreichischen Fachmann. „Bulga- 
rische Handels-Zeitung“ (Sofia), 12. Oktober. | 


Der Wiederaufbau der durch den Krieg zerstörten | 
(Zwanzig Prozent der gesamten, vom Kriege |} 
Franzö- || 


Wälder. 
betroffenen Fläche Frankreichs bewaldet. 
sischer Kammerausschuß zur Wiederherstellung der 
Kriegsschäden gibt Richtlinien, nach denen der 


Wiederaufbau der zerstörten Wälder vor sich gehen || 


soll. Die Lücken, die durch die verlorenen Bäume | 
entstanden, sollen durch Hölzer ausgefüllt werden, 
die nach kurzer Zeit im stande sind, marktfähiges 
Holz zu liefern.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
31, Oktober. 


Die Möbelnot. (In Deutschland alte Möbel schöne | 


da nach Demobilisierung mit Möbelnot gerechnet 
wird. Neue Möbel durchschnittlich um 100 Prozent 
gestiegen. Möbelfabriken derzeit nicht in der Lage, 
Möbel zu erzeugen, da sie andere Waren anfertigen 
müssen, zum Beispiel hölzerne Türgriffe als Ersatz 


für die beschlagnahmten aus Messing. Preußisches | # 


Handelsministerium regt daher bei den Gemeinden 
Großberlins an, die Altmöbel nach Muster der Alt- 
kleiderverwertung zu behandeln.) „Berlinen Pe 
blatt“, 31. Oktober. 


Ein Jahr Wilnaer Arbeitsstuben. (Diese Ausstellung im | ; Ir 


Juni 1916 eröffnet. Ursprünglich als Kriegshilfswerk | x 
der Stadt Wilna gedacht, doch zu geschäftlicher Be- || 
deutung gelangt. 40.000 Besucher, Gesamtumsatz bis | 


‘31. Mai 181.542 M. Verkehr der Großfirmen und 


Wiederverkäufer seit Oktober 1916 ergab bisher 
41.143 M. 608 Erwachsene und 1107 jugendliche Per- 
sonen beziehen aus dem Unternehmen Erwerb oder 
Nebenverdienst.. Besonders aufstrebende Entwicklung 
zeigen die Großtischlerei, Drechslerei, Korbflechterei; 
Kisten, Särge, Holzsohlen, Bettstellen werden als 
Massenartikel erzeugt.) „Mitteilungen der amtlichen 
Handelsstelle deutscher Handelskammern“ (Brom- 
berg), September-Oktober. 


staatliche Re- | 
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Baugewerbe, Steine, Erden. 


L’Allemagne et les canaux hollandais. (Nach englischen 


Die Torffaser. 


Meldungen große Mengen Baumaterials von Deutsch- 
land über Holland nach Belgien unterwegs. Da Bel- 
gien genügend einheimisches Baumaterial zur Deckung 
seines normalen Bedarfes habe und Bautätigkeit der- 
zeit nur gering, dürften diese deutschen Baumateria- 
lien wahrscheinlich militärischen Zwecken dienen. In 
England gewünscht, daß Holland diese Durchfuhr 
nicht gestatte.) „Le Temps“ (Paris), 19. Oktober. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Zur Kohlenfrage des Grazer Gaswerkes. (Infolge Aus- 


bleibens der Kohlenzufuhren in Graz die Vorräte der 
Grazer Gaswerke gänzlich aufgebraucht. Trotz der am 
12. Oktober vorgenommenen Einreihung der Grazer 
Gaswerke für zwei Wochen in die bevorzugte Gruppe 
der Kohlenabnehmer der Firma Gutmann und trotz 
der Verwendung des Arbeitenministeriums bis zum 
18. Oktober keine Kohle in Graz angelangt. Nur durch 
Requisition bei Privaten Gaskohle für zwei Tage auf- 
gebracht und Beistellung von sieben Waggons durch 
Südbahngesellschaft und drei Waggons durch die 
Staatsbahn. Bedarf nur bis 20. Oktober sichergestellt. 
Wegen Verkehrsstörungen auf der Südbahn Zufuhr 
der Kohle über Strecke Wien—Aspang geplant. Not- 
wendig zur Versorgung der Grazer Gaswerke während 
des Winters ihre dauernde Gleichstellung mit den 
Gaswerken von Wien und Prag in bezug auf Kohlen- 
lieferungen.) „Grazer Tagblatt“, 18. Oktober. 


Salzmangel? (Salzmangel ın Deutschland nicht zu be- 


fürchten, da sogar bei Betriebseinstellung der Salınen 
der Steinsalzabbau die Versorgung der Mittelmächte 
und des neutralen Auslandes gewährleisten würde, 
falls für zweckmäßigen Betrieb gesorgt wird. Das 
Steinsalz für alle Zwecke ebenso verwendbar wie das 
Siedsalz. Manche Steinsalzwerke geben ihrem Erzeug- 
nis durch ein patentiertes Verfahren eine dem Salinen- 
salze ähnliche Beschaffenheit.) „Deutsche Abend- 
Zeitung“ (Berlin), 12. Oktober. 


Textilindustrie, Konfektion. 


(Torffaserindustrie, im Frieden kaum 
lohnend, in Deutschland während des Weltkriegs 
stark entwickelt. Torfgewebe in einem Mischungs- 
verhältnis von 70 Prozent Torffasern und 30 Prozent 
Kunstwolle hergestellt. Nach Friedensschluß dürften 
die Gewebe in anderem Verhältnis erzeugt werden, so 
daß sie nicht nur für Männerkleider, sondern auch 
für Damenware und besonders für die Ausfuhr in Be- 
tracht kämen; Torffaser derzeit auch stark für Streu- 
zwecke benützt.) Von Eugen Löwinger, Charlotten- 
burg. „Dorns Volkswirtschaftliche Wochenschrift“ 
(Wien), 26. Oktober. 


Der Kampf um die südafrikanische Wolle. (England ver- 


sucht, in Südafrika Wolle zu billigen Preisen an sich 
zu bringen. Japan und die Vereinigten Staaten kaufen 
die Wolle zu weit besseren Preis- und Lieferungsbedin- 
gungen. England bietet ı2°/, d für das englische 
Pfund, Japan bezahlt im Oranje-Freistaat ı9 d. Bri- 
tische Furcht vor dem japanischen und nordamerika- 
nischen Wettbewerb nach Friedensschluß.) ‚Nach- 
richten der Auslandspresse“ (Berlin), 19. Oktober. 


Papier. 


Polen. (Zellstoff- und Papierindustrie in Polen im Jahre 


1916 neubelebt, höchstwahrscheinlich dürfte auch die 
Papiergewebefabrikation bald aufgenommen werden. 


Das Zink, einst und jetzt. 
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Polnische Industrielle wollen sich in größerer Zahl 
an den ständigen Industrieausstellungen in Breslau 
beteiligen, die für den polnischen Einfuhrhandel einen 
wichtigen Behelf bieten sollen.) „Helios“ (Wien), 
21. Oktober. 


Leder und Lederwaren. 


Die Ursachen der Schuhnot. (Schuhnot verursacht durch 


Einfuhrverbote [250.000 Paar am Eintritt nach Öster- 
reich gehindert], durch Mangel an Futterstoffen und 
durch Kettenhandel; sowohl Leinen als auch Papier- 
futter beschlagnahmt. Große Mengen von Schuhen 
gingen nach Ungarn, wo größere Gewinste zu erzielen 
sind. Derzeit ıst diese Ausfuhr durch Einführung von 
Transportscheinen fast völlig unterbunden.) „Die 
Zeit“ (Wien), ı. November. 


Kautschuk. 


Heimischer Kautschuk. (Die Versuche, den Kautschuk 


künstlich herzustellen, sind bei Durchführung im 
großen auf bedeutende Schwierigkeiten gestoßen, da- 
her Bestreben, aus einheimischen Pflanzen Kautschuk 
zu gewinnen. Außer den tropischen eine Reihe mittel- 
europäischer Pflanzen, die kleine Mengen von 
kautschukähnlichen Stoffen liefern können, so einige 
einheimische Euphorbiaceen und das Apocynum 
hypericifolium. Wenn auch der aus diesen Gewächsen 
gewonnene Kautschuk den Tropenkautschuk nicht in 
allen Anwendungen ersetzen kann, dürfte er doch für 
gewisse Zwecke [Lederkitt, Kittstoppeln für Säuren, 
Leim, Kautschuklack, Solutio Resinae Elasticae, 
Massa Collemplastri] verwendbar sein.) Von Arpäd 
Jakabfalvy, k. u. k. Militärapothekenvorstand des 
Feldspitals von Risano. „Die Seife“ (Wien), 17. Ok- 
tober. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Die Sormowo-Werke. 


(Die nunmehr beigelegten Un- 
ruhen in den Sormowo-Werken durch beabsichtigte 
Schließung der Fabriken, die ungefähr 25.000 Arbeiter 
beschäftigen, veranlaßt. Verschuldung des Unter- 
nehmens 12!/, Millionen Rubel, wogegen Regierung 
Darlehen von ro Millionen Rubel gewährte. Außer- 
ordentliche Steigerung der Gestehungskosten hervor- 
gerufen durch Hinaufschnellen der Arbeitslöhne nach 
der Revolution, gewaltige Verteuerung der Rohstoffe, 
Rückgang der Leistungsfähigkeit der Arbeiterschaft 
durch Einberufung gerade der alten Arbeiter. Gegen- 
wärtig Werke im vollen Betrieb. Auf alte Aufträge 
wurde die Erhebung von Zuschlägen bewilligt.) 
„Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 26. Ok- 
tober. 

(Ersatz für Kupfer bieten 
Eisen, Aluminium und Zink. Gesamte Welterzeugung 
von Rohzink im Jahre 1895 400.000 t, im Jahre 1916 
ıt/, Millionen t. Deckung des halben Weltbedarfes 
durch die Vereinigten Staaten, die derzeit im stande 
sind, jährlich ungefähr 800.000 t Rohzink zu erzeugen 
und im Jahre 1916 rund 620.000 t lieferten. 1913 be- 
lief sich die Rohzinkerzeugung auf fast eine Million t, 
woran beteiligt: Belgien mit 20, Vereinigte Staaten 
mit 32, Deutschland mit 28, Österreich-Ungarn mit 
2 Prozent. Zinkpreise seit jeher großen Schwankungen 
unterworfen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 25. Oktober. 


Metallisieren von Papier und Pappe. (Die nach dem be- 


kannten Schoopschen Metallspritzverfahren behandel- 
ten metallisierten Papierwaren finden manche nütz- 
liche Verwendungen, so außer der Metallisierung von 
Tapeten und verschiedenen Gegenständen aus Pappe, 
Verpackungsbehelfe zur Versendung leicht verderb- 
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licher Waren an Stelle von Metalldosen und Metall- 
kisten. Durch metallisierte Papierschachteln können 
nämlich die verlöteten Gefäße mit Vorteil ersetzt 
werden, was namentlich bei Versendung nach den 
Tropen in Betracht kommt.) Von Friedrich Huth. 
„Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 26. Oktober. 


Elektrische Industrie. 


Einige Bemerkungen zum Artikel von Ingenieur Max 
Ried: Die Zukunft der Elektrizitätswirtschaft. (Not- 
wendig zur befriedigenden Neuordnung der öster- 
reichischen Elektrizitätswirtschaft nach Friedens- 
schluß Gesetz zur Förderung staatlicher und auch 
privater Elektrizitätsbetriebe. Gesetzliches Wegerecht 
hierbei nahezu unentbehrlich auch für den staatlichen 
Betrieb. Übernahme der Elektrizitätswirtschaft dürfte 
hauptsächlich Vermehrung der Staatseinnahmen be- 
zwecken. Wünschenswert Nebeneinander staatlicher 
und privater Elektrizitätsbetriebe. Die Gefahr der 
Zersplitterung der Elektrizitätsversorgung nicht so 
groß, wie öfters angenommen.) Von Dr. Heinrich 
Schreiber. „Die Wasserwirtschaft“ (Wien), ı. Ok- 
tober. 


Die Elektrizitätsversorgung von Sarajewo. (14. August 


1917 das neue hydroelektrische Kraftwerk von Dudin 
Hrid durch Stadtverwaltung von Sarajewo übernom- 
men. Dieses Werk arbeitet mit Wasserdruck von 
48'/, Atmosphären, dem größten, bisher in Österreich- 
Ungarn ausgenützten Gefälle. Vorsorge getroffen für 
etwaige Ausnützung noch größerer Wasserkraft. Wenn 
auch Pracaquelle zu dem Elektrizitätswerk heran- 
gezogen und hierdurch Beleuchtung der Stadt für den 
Winter sichergestellt sein wird, kann altes Sarajewoer 
Dampfkraftwerk außer Betrieb gesetzt werden.) „Die 
Wasserwirtschaft“ (Wien), ı. Oktober. 

Die geschäftliche Lage der französischen Elektrizitäts- 
werke während des Krieges. (Gelieferte Strommenge 
der Pariser Licht- und Kraftzentrale im Jahre 1916 
128,000.000 Kilowatt gegen 69,000.000 Kilowatt im 
Jahre 1915. Derzeit Schwierigkeiten in der Beschaf- 
fung des Heizmaterials, Personalmangel, starke An- 
sprüche der Kriegsindustrie. Straßenbeleuchtung wurde 
um mehr als die Hälfte herabgesetzt, da Strom haupt- 
sächlich für industrielle Betriebe benötigt. Betriebs- 
einnahmen stiegen von 28'359 Millionen Frances auf 
3755 Millionen im Jahre 1916, Betriebskosten von 
16°93 auf 23'82 Millionen Frances.) „Helios“ (Wien), 
15. Oktober. 


Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie 
Waren daraus. 


Ölfrüchte in den deutschen Kolonien. (Nach einer Mit- 
teilung des kolonialwirtschaftlichen Komitees in Ber- 
lin hat Deutschland vor dem Weltkrieg 612 Millionen 
Mark an Ölfrüchten und deren Erzeugnissen ein- 
geführt; davon hatten die deutschen Kolonien 38 Mil- 
lionen Mark geliefert. Palmkerne und Palmöl expor- 
tierte Kamerun im Jahre 1913 für 825 Millionen 
Mark [1905 2!) Millionen Mark], Togo 3,076.000 
[1905 760.000 M.]. An Kopra lieferten die Südsee- 
inseln im Jahre ı912 28.500 t, für 10.000 M.; auch 
die Kopraerzeugung von Deutsch-Ostafrika war viel- 
versprechend. Atıs Deutsch-Ostafrika kamen im Jahre 
1913 8960 t Erdnüsse für 1,918.000 M. Baumwoll- 
saat wurde im Jahre. 1913 aus Deutsch-Ostafrika für 
200.000 M. ausgeführt. Die Sesamkultur in Deutsch- 
Ostafrika war erst im Werden. Jedenfalls hatte die 
Produktion der Rohstoffe für die deutsche Ölindustrie 
in den eigenen Kolonien die besten Aussichten; Eng- 
land sucht aus monopolistischen Bestrebungen jede 


Die österreichische 


Möglichkeit einer unabhängigen Rohstoffversorgung 
der deutschen Ölindustrie hintanzuhalten.) „Deutsche 
Parfümerie-Zeitung“ (Berlin), 15. Oktober. 


Die Ölsamenkultur in Bulgarien. (Außer dem seit jeher 


in Bulgarien angebauten Sesam war in der letzten Zeit 
auch die Kultur des Rapses, des Mohns [in Make- 
donien], der Olive und Baumwolle sowie des Senfs, 
Leines und Hanfes in Entwicklung. Es dürften 
500.000 Olivenbäume vorhanden sein, davon 50.000 
veredelte. Der Mohnertrag wird auf 3 Millionen bis 
3!/2 Millionen kg geschätzt. Verhältnisse zum Empor- 
kommen der Ölindustrie sehr günstig, bisher die ÖL- 
produktion sehr beschränkt. Der Verbrauch von Pflan- 
zenöl in Altbulgarien 3,400.000 kg Speiseöl, davon 
importiert 2,400.000 kg. Verbrauch von Industrieöl 
800.000 kg, davon importiert 600.000 kg. Im Inland 
wurden nur 1,200.000 kg gewonnen, davon Nuß- und 
Sesamöl eine Million kg; Industrieöle 200.000 kg er- 
zeugt in drei Fabriken mit zwei Ölpressen und einer 
Extraktionsanlage. Während des Krieges hat sich die 
Ölindustrie etwas entwickelt.) „Bulgarische Handels- 
Zeitung“ (Sofia), 20. Oktober. 


Chemische Industrie. 


Errichtung einer Forschungsanstalt für Lebensmittel- 


chemie. (Errichtung einer Forschungsanstalt für 
Lebensmittelchemie in München geplant. Aufruf, hier- 
für Stiftungen zu machen. Aufgabe der Anstalt: Er- 
forschung der chemischen Zusammensetzung der 
Lebensmittel und der bei ihrer Herstellung stattfinden- 
den Vorgänge; Bekämpfung der bei ihrer Aufbewah-- 
rung und Zubereitung sich ergebenden Schwierigkeiten 
auf wissenschaftlicher Grundlage; Verwendung der 
Nebenerzeugnisse, Abfälle; Prüfung bezüglicher Vor- 
schläge. Ferner geplant Errichtung weiterer Anstalten 
für Ernährungsphysiologie, Futtermittelchemie, prak- 
tische Ernährungslehre.) „Frankfurter Zeitung“, 
1. November. 


Development of Dyestuff Industry Retarded. „Handing 


us Back to the Germans.“ (Nach Rede von Professor 
Armstrong auf einer Lehrerversammlung in London, 
Lage der englischen chemischen Industrie infolge Un- 
wissenheit und Gleichgültigkeit der britischen Regie- 
rungsmänner recht schlecht ; keine Aussicht auf Besse- 
rung vorhanden. Board of Trade habe Maßregeln er- 
griffen, welche die Entwicklung der englischen Farbstoff- 
industrie geradezu hemmen und England bezüglich der 
Versorgung mit Chemikalien für die Zeit nach 
Friedensschluß von der deutschen Industrie abhängig 
machen.) „Manchester Guardian“, 8. Oktober. 


Petroleum, Mineralöle. 


Petroleumversorgung. (Anfang 
August 1917 zwischen Deutschland und Österreich- 
Ungarn für Dauer des Monats September Einigung 
über österreichische Petroleumlieferungen an Deutsch- 
land erzielt. Infolge des Aufbrauchs der österreichi- 
schen Vorräte im September Herabsetzung der verein- 
barten Menge von monatlich 1175 Waggons Erdöl auf 
240 Waggons; Lieferung von Gasöl von 1380 auf 
1000 Waggons ermäßigt. Schmieröl, Paraffın, Kerzen 
in unvermindertem Ausmaß geliefert. Versendungen 
nach Ungarn auch herabgesetzt. Deutschland bezieht 
Ersatz aus den rumänischen Gruben, deren tägliche 
Leistungsfähigkeit 200 Waggons. Österreich-Ungarn 
erhält vom rumänischen Öl 20 Prozent. Rohöl in Öster- 
reich von der Regierung gesperrt; für das nach Siche- 
rung des Regierungsbedarfs freigegbene Erdöl Höchst- 
preis von 40 K für 100 kg festgesetzt.) Von deutscher 
Seite beleuchtet. „Mitteilungen aus dem Intendanz- 
wesen“, September. 
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Lifte der a wirtfchaftspolitifchen Ardiv 
uagckommenen Veröffentlichungen. 


Vom 5. August bis inklusive 7. September 1917. 


Dr. J. N. Angelescu, Cunoasterea si conducerea pietic 
economice. Bukarest, Institutul de editura si arte grafice 
„Placara“, 1915. 

Bericht über die am 21. Juni 1917 in der Handelskammer 
stattgehabte außerordentliche Generalversammlung des Ver- 
bandes österreichischer Eisen- und Metallwarenproduzen- 
ten. Wien, Selbstverlag, Juli 1917. 

C A. Bratter, Die Staatenbildung in der nordamerika- 
nischen Union. (Schriften zur Zeit und Geschichte, 4. Bänd- 
chen.) Berlin, G. Grotesche Verlagsbuchhandlung, 1917. 
Preis ı M. 

Türkisches Zollhandbuch. (Flugschriften der Zentral- 
geschäftsstelle für deutsch-türkische Wirtschaftsfragen, 
2. Heft.) Weimar, Verlag von Gustav Kiepenheuer, 1916. 
Preis 1,M. 

Türkische Wirtschaftgesetze (Flugschriften der Zentral- 
geschäftsstelle für deutsch-türkische Wirtschaftsfragen, 
3. Heft.) Weimar, Verlag von Gustav Kiepenheuer, 1917. 
Preis ı M. 

Dr. Heinrich Ritter v. Wittek, Die mitteleuropäischen 
Wirtschaftsfragen. (26. Heft der Flugschriften für Öster- 
reich-Ungarns Erwachen.) Warnsdorf, verlegt bei Ed. 
Strache, 1917. Preis ı K. 

Dr. Max Birk, Kopraproduktion und Koprahandel. (Pro- 
bleme der Weltwirtschaft, herausgegeben von Professor 
Dr. Bernhard Harms.) Jena, Verlag von Gustav Fischer, 
1913. Preis K 1066. 

Professor Dr. Walter Roth, Bodenschätze als biologische 
und politische Faktoren. Berlin, Verlag von Jul. Springer, 
1917. Preis ı M. 

Dr. Franz Bartsch, Statistische Daten über die Zahlungs- 
bilanz Österreich-Ungarns. (Sonderabdruck aus den „Mit- 
teilungen des k. k. Finanzministeriums“, XXII. Jahrgang.) 
Wien, k. k. Finanzministerium, 1917. 

E. Oberhummer, Die Türken und das Osmanische Reich. 
Leipzig, Verlag von B. G. Teubner, 1917. Preis 3 M. 

Otfried Nippold, Die Gestaltung des Völkerrechts nach 
dem Weltkrieg. Zürich, Verlag Art. Institut Orell Füßli, 
1917. Preis 8 Francs. 

Heinrich Claß, Zum deutschen Kriegsziel. 
J. F. Lehmanns Verlag, 1917. Preis ı M. 

Jahrbuch 1916/17. Norddeutscher Lloyd, Bremen. (Der 
Krieg und die Seeschiffahrt, unter besonderer Berücksich- 
tigung des Norddeutschen Lioyd, III. Teil.) Berlin, Welt- 
reiseverlag, G. m. b. H. 

Sechzigster Jahresbericht der Wiener Handelsakademie, 
1917. Wien, Verlag des Vereines der Wiener Handels- 
akademie. 

Österreichischer Wasserstraßentag in Wien am 20. und 
21. Juni 1917: I. Geschichte und Entwürfe der österreichi- 
schen Wasserstraßen. Bericht, erstattet von Baudirektor 
Ingenieur Dr. Heinrich Goldemund. Mit einer Tafel. 
2. Wechselbeziehungen zwischen Eisenbahnen und Schiff- 
fahrt. Berichterstatter Geheimer Rat Dr. Heinrich Ritter 
v. Wittek. — 3. Maßnahmen zur Hebung der österreichi- 
schen Binnenschiffahrt. Berichterstatter k. k. Hofrat A. 
Schromm Edler v. Bodenelb. 

Wien und die Donau: Denkschrift des österreichischen 
Ingenieur- und Architektenvereines. Wien, Verlag des öster- 
reichischen Ingenieur- und Architektenvereines, 1917. 

Verhandlungen über den Donau—Oder—Elbe-Kanal am 
21. und 22. März 1917. (Gemeinsame Veröffentlichung des 
Deutsch-österreichisch-ungarischen Wirtschaftsverbandes 
und des Schlesischen Provinzialvereines für Fluß- 
Kanalschiffahrt.) 1917. Vertraulich. 

Dr. Richard Hennig, Grundzüge einer militärischen Ver- 
kehrspolitik, unter Berücksichtigung der Erfahrungen .des 
Weltkrieges. Berlin, Karl Heymanns Verlag, 1917. Preis 
3uM- | 
Dr. Salomon Kaßner, Die Juden in der Bukowina. Wien 
und Berlin, R. Löwit Verlag, 1917. Preis 2 K. 

Dr. Felix Somary, Währungsprobleme Österreich- 
Ungarns. (Separatabdruck aus dem Jahrbuch 1917 der Ge- 
sellschaft österreichischer Volkswirte) Wien und Leipz'g, 
Verlag Karl Fromme, G. m. b. H., 1917. 

Dr. Engelbert Drerup, Die Griechen von heute. M. Hate 
bach, Volksvereinsverlag, G. m. b. H., 1917. Preis ı M. 

Veröffentlichungen des Österreichischen Arbeitsausschus- 
ses für die Herstellung eines Großschiffahrtsweges Elbe— 
Oder— Donau. Heft ı: Die Gründung des Österreichischen 
Arbeitsausschusses. Selbstverlag, 1917. Heft 2: Otto 
Schneller Edler v. Mohrthal, k. k. Hofrat, Der Anteil der 
österreichischen Schiffahrtskanäle am mitteleuropäischen 
Wasserstraßennetz. Wien, Kommissionsverlag 2 1917. 
Preis 2 K. 


München, 


und 
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Dr. Alexander Redlich, Österreich-Ungarn als Großmacht. 
(Kriegspolitische Einzelschriften, Heft 14.)2Berlin, EA, 
a a & Sohn, Verlagsbuchhandlung, 1917. Preis 

3:50 

Aurel N. Popp, Studii asupra industriei incurajate de stat. 
Bukarest, Stabilimentul Grafic Albert Baer, 1916. Preis 2 Lei. 

Die Kriegs- und Mobilisierungsgesetze (Ergänzungs- 
band). Herausgegeben von k. u. k. Oberst d. R. G. Kverg'c 
Graz, Verlag von Ulr. Mosers Buchhandlung (J. Meyer- 
hoff), 1917. Preis 3 °K. 

Die Entmündigungsordnung. (Kaiser! che Verordnung 
vom 28. Juni 1916, R. G. BI. Nr. 207.) Herausgegeben von 
Hofrat Dr .Rudolf Ehmer. Graz, Verlag von Ulr. Mosers 
Buchhandlung (J. Meyerhoff), 1917. Pres K 140. 

Dr. Karl Lokotsch, Türkische volkstümliche und Volks- 
poesiee Für Übungen in türkischer Originalschrift zu- 
sammengestellt und mit Anmerkungen versehen. (Kleine 
Texte für Vorlesungen und Übungen, Nr. 140.) Bonn, A. 
Marcus’ und E. Webers Verlag, 1917. Preis ı M. 

Et. Privaz, L’Allemagne au Tribunal de l’Histoire. 
neve, Edition de I’Independance Helvetique, 1917. 

Karl Hermann Müller, Die wirtschaftliche Bedeutung der 
Bagdadbahn. Land und Leute der Asiatischen Türkei. Mit 
2 Karten. Hamburg, Verlag von Boysen & Maasch, 1917. 
Preis M. 3'530. 

Karl Strupp, Die Neutralisation und die Neutralität Bel- 
ziens. (Perthes’ Schriften zum Weltkrieg, Nr. 13.) Gotha, 
Friedrich Andreas Perthes, A.-G., 1917. Preis 5 M. 

Ingenieur Max Ried, Gegenwart und Zukunft der Elek- 
trizitätswirtschaft in Deutschland und Österreich. Berlin, 
Verlag von Urban & Schwarzenberg, 1917. 

Ingenieur Julius Ligocki, Sechs Millionen verloren! 
100 Jahre deutscher Auswanderung nach Übersee, 1815 bis 
1914. Berlin, Deutscher Volksverlag „Freie Bahn“ (Julius 
Ligocki), 1917. Preis ı M. 

22. Jahresbericht der Öffentlichen Handelsschule in Kla- 
genfurt, erstattet für das Schuljahr 1916/17 vom Direktor 
Gustav Meyer. Klagenfurt, Selbstverlag, 1917. 

Dr. G. Ost, Unser Irrtum über Frankreich. Dresden, Ver- 
lag „Das größere Deutschland“, G. m. b. H., 1917. Preis 
60 Pfennig. 

F. Schmidt, Der bargeldlose Zahlungsverkehr in Deutsch- 
land und seine Förderung. Leipzig, Verlag B. G. Teubner, 
1917. Preis 6 M. 

Dr. Georg Mollat, Einführung in das Kriegssteuergesetz 
vom 2I. Juni 1916. (Veröffentlichung der Handelskammer 
n Siegen.) Siegen, 1917. Preis ı M. 

Dr. Paul Artur Söhner, Die Anbauflächen- und Ernte- 
statistik in Österreich in den Jahren 1916 und 1917, zu- 
gleich ein Beitrag zur Reform der landwirtschaftl’chen Pro- 
duktionsstatistik. (Abhandlungen aus dem Gebiete der 
Kriegswirtschaft, herausgegeben von der Wissenschaft- 
lichen Abteilung der Kriegsgetreideverkehrsanstalt, Heft 1.) 
Wien, Verlag von Franz Deuticke, 1917. Preis K 2'50 

Henri Hauser, Les Methodes allemandes d’Expansion 
economique. Paris, Librairie Armand Colin, 1917. Preis 
4 Francs. 

Az €Ervenyben levö haborus közelelmezesi rendelkezesek 
rendszeres osszefoglaläsa. Lezäratott 1917, e&vi aprilis hö 
30-än. (Offizielle Sammlung des Volksernährungsamtes 
'n Ungarn, herausgegeben von Barof Kürthy.) Budapest, 
1917. Preis K 4:62. 

Berichte der Kantonsregierungen über die Ausführung 
des Bundesgesetzes, betreffend die Arbeit in den Fabriken 
1915 und 1916. Veröffentlicht vom schweizerischen Volks- 
wirtschaftsdepartement. Aarau, Verlag von H. R. Sauer- 
länder & Co., .1917. 

Die wirtschaftlichen Kräfte Deutschlands. Dritte Aus- 
gabe. Herausgegeben von der Dresdner Bank, Berlin, 1917. 

Ivan Ozeroff, Problemes &conomiques et financiers de la 
Russie moderne. Lausanne, Librairie Payot & Cie., 1916. 
Preis Francs 2'530. 

Hofrat Professor Dr. A. Schmid, Die wirtschaftliche 
Bildung. Wirtschaftliche Bücherei, Buch 1. Wien, 1917. 

Dr. J. Pentmann, Die Zollunion und ihre Wandlungen im 
Rahmen der wirtschaftspolitischen Ideen und der Wirt- 
schaftspolitik des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. Jena, 
Verlag von Gustav Fischer, 1917. Preis 5 M. 

Dr. Heinrich Freund, Das Wechselrecht des Königreichs 
Polen. Berlin, Verlag von Franz Vahlen, 1917. Preis M. 1'70. 

Dr. E. Zivier, Polen. Gotha, Verlag von F. A. Perthes, 
1917. Preis 6 M. 

Dr. J. Pokorny, Irland. Gotha, Verlag von F. A. Perthes, 
1916. Preis 3 M. 

Wirtschaftsgeographische Karten und Abhandlungen zur 
Wirtschaftskunde von Österreich-Ungarn. Wien, Verlag 
von Ed. Hölzel, 1917. Heft ı: Dr. Wurst und Dr. Leiter, 
Die Handelskammern Österreich-Ungarns sowie die In- 
stitute für fachliche Ausbildung. Heft 2: Ernst Ober- 


Ge- 


| hummer, Die Baumwollindustrie. 


Onchbefpreiungen. 


Der Zollkrieg zwischen Frankreich und der Schweiz. 
Von Grete Eysoldt. Münchener - volkswirtschaftliche 
Studien. Stuttgart und Berlin 1913. Verlag J. G. Cotta. 
134 Seiten. Preis 4 M. 

In dieser lehrreichen Abhandlung wird der französisch- 
schweizerische Zollkrieg von 1893—1895 auf Grundlage 
reichen statistischen Materials geschildert. Eysoldt zeigt, wie 
schädlich er nicht nur für den wechselseitigen Handel beider 
Staaten untereinander, sondern auch für deren ganzes volks- 
wirtschaftliches Gefüge war. Allerdings erlitt hierbei 
Frankreich, das sich gleichzeitig mit mehreren Staaten im 
Wirtschaftskrieg befand, größeren Schaden als die Schweiz. 
Hinsichtlich der Einflüsse dieses Zollkrieges auf dritte 
Staaten wird festgestellt, daß diese infolge des Zollkrieges 
aus ıhrem Handel mit der Schweiz mehr Gewinn gezogen 
hätten als aus jenem mit dem gerade 1892 zum Hochschutz- 
zoll übergegangenen Frankreich und daß die Eidgenossen- 
schaft eher als die französische Republik in dritten Ländern 
Ersatzmärkte gefunden habe. 


Vom Aktienwesen. Eine geschäftliche Betrachtung von 
Walter Rathenau. Berlin. 1917. Verlag. S. Fischer. 
62 Seiten. Preis ı M. 

Einer der Wissenden des Wirtschaftslebens weist darauf 
hin, daß die Aktiengesellschaft, ursprünglich die Form der 
Kapitalsvereinigung einiger Geschäftsleute für einen be- 
schränkten, rein geschäftlichen Zweck, ihr inneres Wesen 
"bedeutsam verändert habe. Die großen Kapitalszusammen:- 
ballungen der Riesengesellschaften der Industrie, des Ver- 
kehrs, der Finanzwelt seien halb öffentliche Angelegen- 
heiten geworden, die bloß vom Standpunkt enger Privat- 
interessen aus nicht mehr betrieben werden könnten. Die 
Rechtsentwicklung und Rechtsauffassung sei aber hinter 
dieser Entwicklung stark zurückgeblieben. Dies äußere 
sich in den mit den Tatsachen nicht übereinstimmenden 
übermäßig großen gesetzlichen Befugnissen und Verant- 
wortlichkeiten des Verwaltungsrates, dessen wahre Auf- 
gaben in den großen Gesellschaften anderswo lägen, als sie 
das Gesetz sucht; dies zeige sich auch in der Gesetzgebung 
und Rechtsprechung hinsichtlich der Rechte des Einzel- 
aktionärs und der Aktionärminderheiten in der General- 
versammlung, wodurch leicht jede kluge, zum dauernden 
Aufschwung des gesamten Wirtschaftslebens notwendige 
Rücklagenpolitik gehemmt werden könnte. Tatsächlich haben 
aber entschlossene, weitsichtige Leiter von Aktiengesell- 
schaften mit den Schädlingen der Generalversammlungen 
immer fertig zu werden gewußt, während die Rechte der 
Aktionärminderheiten gegenüber Leitungen, die das in sie 
gesetzte Vertrauen spekulativ-leichtfertig mißbrauchen, 
doch auch vom volkswirtschaftlichen Standpunkt aus zu 
rechtfertigen sind. Nichtsdestoweniger hat Rathenau große, 
beachtenswerte Aussichten eröffnet, die schließlich an sein 
berühmtes sozialphilosophisches Werk „Von den kom- 
menden Dingen“ anklingen. 


Die Entwicklung des Mobilbankwesens in Osterreich. 
Von Fritz G. Steiner. Studien zur Sozial-, Wirtschafts- 
und Verwaltungsgeschichte. Herausgegeben von Professor 
Karl Grünberg. Heft VIII. Wien 1913, Verlag Konegen. 
265 Seiten. Preis K 7°8o. 

In dieser empfehlenswerten, inhaltsreichen und fleißigen 
Abhandlung wird die Entwicklung des “österreichischen 
Mobilbankwesens von seinen Anfängen bis zur Krise von 
1873 ausführlich besprochen. Gründung, Wirkungskreis und 
die weitere Entwicklung der Eskomptegesellschaft, der 
Kreditanstalt ete. werden geschildert und mit der Entwick- 
lung der Banken in anderen Staaten, besonders Frankreich, 
verglichen. Zur Vertiefung des Verständnisses wird ein- 
gehend hingewiesen auf den Zusammenhang mit den all- 
gemeinen Wirtschaftsverhältnissen und mit den dem Ent- 
stehen der Mobilbanken zugrundeliegenden sozialen An- 
schauungen. 


Das Königreich Polen vor dem Kriege (1815-1914) 
Zehn Vorträge, gehalten in Wien im März 1917. Eingeleitet 
und herausgegeben vom Vorsitzenden der freien Vereini- 
gung für staatswissenschaftliche Fortbildung in Wien, Ge- 
heimrat Dr. Ludwig CEwiklinski. Verlag Franz 
Deuticke, Wien-Leipzig 1917. 237 Seiten. Preis 7 K. 

Mit der vorliegenden Sammelschrift hat sich der Heraus- 
geber ein großes Verdienst erworben; denn bisher war das 
Königreich Polen, trotz aller Weltkriegsliteratur, viel zu 
wenig bekannt, zumindest für diejenigen, denen wegen Un- 
kenntnis der polnischen Sprache die wichtigsten Veröffent- 
lichungen über dieses Nachbarland unzugänglich sind. Die 
Schrift enthält zehn Vorträge der hervorragendsten, zumeist 
Universitätskreisen entstammenden Fachmänner über die 
geographischen, politisch-geschichtlichen, kulturellen, wirt- 
schaftlichen und Rechtsverhältnisse des Königreichs Polen, 
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die sich gegenseitig ergänzen und zu einem wirkungsvollen - 
Gesamtbilde zusammenschließen. Von besonders brennendem 
Interesse ist der Schlußaufsatz Strasburgers über den Anteil 
Polens an den Staatsfinanzen Rußlands. Recht ein- 
zehende und an bemerkenswerten Einzelheiten reiche Dar- 
stellungen ihres wichtigen Gegenstandes enthalten der Auf- 
satz Dr. W. Petraschecks über den polnischen Bergbau und 
jener Henryk Tennenbaums über die polnische Industrie. 


Monographie der algerischen Oase Biskra. Inaugural- 
Dissertation der hohen philosophischen Fakultät der Univer- 
sıtät Leipzig zur Erlangung der Doktorwürde, vorgelegt 
von Kurt Heinke aus Bautzen. Halle a. S., Buchdruckerei 
von Heinrich John, 1914. 115 Seiten mit einer Karte der 
)ase. 

. Die seit der Festsetzung der französischen Herrschaft in 
\lgerien als Winterkurort und einer der südlichsten Vor- 

‚osten des algerischen Saharahandels zur Bedeutung ge- 
langte Oase wird hier in ihrer geschichtlichen Entwicklung 
seit der Antike, in ihren geographisch-klimatisch-geologi- 
schen Verhältnissen, in der Zusammensetzung ihrer Bevölke- 
‘ung sowie bezüglich ihrer wirtschaftlichen Zustände und 
\Eöglichkeiten eingehend besprochen. Der Wert der zahl- 
reiche bemerkenswerte Einzelheiten bietenden, gründlichen, 
lurch einen längeren Aufenthalt des Verfassers an Ort und 
Stelle vertieften - Schrift wird noch erhöht durch viele 
statistische Angaben, eine reichhaltige Literaturübersicht 
und eine brauchbare Übersichtskarte. 


Selbstkostenberechnung und moderne Organisation von 
Maschinenfabriken. Von Herbert W. Hall, dipl. Ingenieur 
und Fabriksbetriebsdirektor a. D. Mit einer Tafel. Verlag 
R. Oldenbourg. München 1913. 126 Seiten. Preis 4 M. 

Ein schweizerischer Praktiker von langjähriger Erfahrung 
ntwickelt hier Vorschläge zum möglichst lohnenden Betrieb 
:roßer Maschinenfabriken. Er führt aus, daß nicht selten 
auch Großbetriebe dieser Industrie an einem Fehler schwer 
leiden, den man im allgemeinen nur bei mittleren und kleinen 
Erzeugern vermuten sollte, nämlich an falschen Formeln für 
Selbstkostenberechnung. Er sucht diesem Übelstand durch 
strenge Durchführung des Grundsatzes zu begegnen, daß 
keine Aufwendung für Löhne und Materialien geschehen 


dürfe, ohne daß ein ganz bestimmtes Konto mit dem ent- || 4 


sprechenden Material- oder Lohnbetrag belastet wird. Hall 


‘ritt für das Taylor-System ein, verteidigt es gegen den Ein- || 


vand zu starker Vermehrung der Beamtenzahl und meint, 
es sei nicht nur in Großbetrieben, sondern auch in kleineren & 


Unternehmungen anwendbar. Sein inhalts- una aufschluß- R 


reiches Werk kann nicht nur unmittelbaren Interessenten, 
sondern auch Wirtschaftspolitikern, welche die Betriebsein- 
richtungen großer Maschinenfabriken kennenlernen 
wollen, sowie Studenten der Buchhaltungslehre (innere 
Fabriksbuchhaltung) warm empfohlen werden, 


Die Organisation der internationalen Friedensliga der 
Staaten (Societe des Nations) als Eidgenossenschaft. Von 
Dr. Emil Berger, korrespondierendes - Mitglied der 
königlich belgischen und königlich spanischen Akademie der 
Medizin. Zürich 1917. Verlag Orell Füßli. 36 Seiten. Preis 
ı Franc. : 

In großen Umrissen werden in dieser Ani 
utopischen Abhandlung jene Maßregeln genannt, die ge- 
eignet wären, den kommenden Frieden dauerhaft zu machen. 
Unter anderem soll Waffenerzeugung nur für Bewachungs- 
und Jagdzwecke gestattet und-einem einzigen Staat (Hol- 
land) als Monopol überlassen werden. Atıf Verhetzungen 
in Schule und Presse seien schwere Strafen zu setzen und 
alle- zwischenstaatlichen Vereinigungen einzelner sozialer 
Schichten als Vorstufe zu der FEIERN der Völker zu 
fördern. 


‚Allgemeine Orientierung über die Holznutzungen in den 
Jahren 1914—16. Bericht, gelesen inder Delegiertenkonferenz. 
der Departementsvorsteher und Forstinspektoren der 
Kantone in Bern, den 25. Mai 1917 (ergänzt nach dem 
Stand auf Mitte September 1917) von M. Decoppet, 
schweizerischem Oberforstinspektor, Chef der Abteilung für 
Forstwesen, Jagd und Fischerei. Herausgegeben vom 


Schweizerischen Departement des Innern, Inspektion fr | 


Forstwesen, Jagd und Fischerei. Bern 1917. 55 Seiten. 
Dieser amtliche Bericht enthält zahlreiche bemerkens- 
werte Einzelheiten und sonst nicht leicht erhältliche statisti- 


sche Angaben über Holzgewinnung, Holzein- und -Ausfuhr a 


sowie Holzverbrauch, insbesondere für die Zwecke der 
Papierindustrie der Schweiz, ferner die auf die schweizeri- 
sche Holzwirtschaft bezüglichen Verordnungen. Besonders 
wäre auf den Umstand hinzuweisen, daß die Schweiz unter 


dem Drucke des Weltkrieges aus einem Holzeinfuhrland |} 5 


ein Holzausfuhrland geworden ist, da sie nur gegen Holz 
von den Ententeländern eine Reihe wichtiger Bedarfsgegen- 
stände im Austauschwege zu erhalten vermag. Bekanntlich 
wird das schweizerische Holz in den Ententegebieten haupt-. 


sächlich zu unmittelbaren Kriegszwecken ende 
Be 
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BEILAGE ZU NR. 47. 


Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs«. bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 


LEN HALT: 


Übergangswirtschaft 

Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und wirtschaft- 
liche Annäherung der Zentralmächte 

Wirtschaftskrieg im Weltkrieg 

Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik 

Maße und Gewichte 

Finanzwesen, staatliches, kommunales 

Börsen und Banken, Gründungen, Aktienwesen. . . . 

Geld- und Währungswesen 

Preistreiberei 
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Exportförderung, Handelskammern, Auskunfteiwesen 
Industrieförderung und Patentwesen 
Agrarpolitik 

Rechtspolitik im In- und Ausland 
Fremdenverkehr 

Mode 

Jugend- und Kinderfürsorge 
Bevölkerungspolitik 

Wohnungs- und Bodenpolitik 

Ein- und Auswanderung 

Sozial- und andere Versicherung 
Sonstige Sozialpolitik 


Übergangswirtschaft. 


Der Verband sächsischer Industrieller über die Stil- 
legung von Industriebetrieben. (Der Verband der 
sächsischen Industriellen nahm auf seiner 14. Haupt- 
tagung in Dresden eine Entschließung an, die besagt, 
daß Stillegungen und Zusammenlegungen von In- 
dustriebetrieben nur dann vorgenommen werden sollen, 
wenn dadurch erhebliche Ersparnisse an Kohlen, 
Menschen und Transportarbeit erzielt werden könnten. 
Zwangssyndikate auf das Mindestmaß zu beschränken, 
sie sollen grundsätzlich den Krieg nicht überdauern. 
Zeitpunkt der Auflösung möge der Industrie über- 


lassen bleiben. Hinsichtlich der Zusammenlegung ge- 


fordert: einheitliche Durchführung von einer‘ Stelle 


aus, und zwar vom Reichswirtschaftsamt, gleichmäßige 


Heranziehung aller ‘ wichtigen Landesteile ‘ und 
. Bundesstaaten.) „Wiener Handelsblatt“, 7. November. 
Ersatz für Rohstoffe in der Industrie. (Statt der teuren 

ausländischen Lagermetalle werden in Schweden die 

aus einheimischem Stahl hergestellten Kugellager 
verwendet, wodurch Einschränkung des Schmieröl- 
verbrauches erzielt.: Ersetzt wird: Schmieröl durch 

Holzteeröl, Superphosphat durch : Kalziumphosphat, 

russisches Eschenholz für Bundholzerzeugung durch 

einheimische Birke, ausländische Gerbstoffe - durch 

Eichen- oder Fichtenrindenetrakt. ‚Versuche zur Ge- 

winnung von Aluminium, Kobalt, ferner von Wol- 


Seeschiffahrt 

Binnenschiffahrt 

Eisenbahnwesen 

Post und Telegraphie 

Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungspolitik . . . 

Nahrungsmittelindustrien 

Holz 

Glas, Keramik 

Baugewerbe, Steine, Erden 

Bergbau und Hüttenwesen 

Textilindustrie, Konfektion 

Papier 

Leder und Lederwaren 

Kautschuk 

Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate 

Elektrische Industrie 

Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie Waren daraus 234 

Chemische Industrie 

Petroleum, Mineralöle 

Liste der dem wirtschaftspolitischen Archiv. :zuge- 
kommenen Veröffentlichungen, vom 7. September. bis 
inklusive 6. Oktober 1917 

Buchbesprechungen 


fram [für Molybdän] und anderes. Jutemangel för- 
derlich für Papiergarnindustrie. Kapitalisten und so- 
gar Staat gegenüber den Ersatzstoffindustrien zurück- 
haltend, da sie nicht als sichere Anlage betrachtet 
werden.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Ber- 
lin), 24. Oktober. 

Deutsches Reich. Bekanntmachung. 


(Ergänzende. Be- 
kanntmachung zu Allerhöchstem Erlaß,: betreffend 
Errichtung eines deutschen Reichswirtschaftsamtes: 
es gehören zum Geschäftsbereich des Reichsamtes des 


Innern: Zentraldirektion der Monumenta Germaniae 
historiae, Reichskommissär für das: Auswanderungs- 
wesen, Reichsschulkommission, Bundesamt‘ für das 
Heimatwesen, entscheidende Disziplinarbehörden, Ge- 
sundheitsamt, Reichskommissär für die Typhus- 
bekämpfung im Südwesten des Reiches, Physikalisch- 
technische Reichsanstalt, die Zivilverwaltungen bei 
den Generalgouvernements in Brüssel und Warschau, 
die Reichsentschädigungskommission, der Reichs- 
kommissär zur Erörterung von Gewalttätigkeiten gegen 
deutsche Zivilpersonen in Feindesland, der Reichs- 
ausschuß und die’ Reichskommissariate für die Fest- 
stellung der Kriegsschäden im Reichsgebiet; zum Ge- 
schäftsbereich des Reichswirtschaftsamtes: Ständige 
Ausstellung für Arbeiterwohlfahrt, Börsenausschuß, 
Berufungskammer in. Börsen-Ehrengerichtssachen, Be- 
rufungskommission. für das. Ordnungsstrafverfahren 
wegen verbotenen Terminhandels, Verteilungsstelle 
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für die Kaliindustrie; Berufungskommission für die 
Kaliindustrie, Technische Kommission für Seeschiif- 
fahrt, Reichsprüfungsinspektoren, Schiffsvermessungs- 
amt, Behörden für die Untersuchung von Seeunfällen, 
Statistisches Amt, Normalgleichungskommission, Bio- 
‚logische Anstalt für Land- und Forstwirtschaft, 
Reichsversicherungsamt, Kanalamt, Aufsichtsamt für 
Privatversicherung, Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte, Reichsschiedsgericht für Kriegswirtschatt, 
Reichskommissär für Aus- und Einfuhrbewilligung; 
der Reichsausschuß für den Wiederaufbau der Han- 
delsflotte sowie die Zentralstellen für Kriegswirtschaft 
und die Kriegsgesellschaften, soweit sie nicht dem 
Kriegsministerium oder dem Kriegsernährungsamt 
unterstellt sind; zum Geschäftsbereich des Reichs- 
justizamtes: die Angelegenheiten des geistigen Eigen- 
tums und des gewerblichen Rechtsschutzes sowie dem- 
zufolge als nachgeordnete Behörde das Patentamt und 
‘der Reichskommissär für gewerbliche Schutzrechte.) 
„Deutscher Reichsanzeiger“ (Berlin), 5. November. 


* Zur Frage des Zusammenschlusses in der englischen 


Industrie. (Gemäß Aufsatz im „Economist“ nach 
Friedensschluß in England nötig: Freiwilliger Zu- 
sammenschluß zunächst der einzelnen Industriezweige 
und der zugehörigen Handelszweige, sodann Zu- 
sammenschluß verwandter Industriezweige, endlich 
jener der ganzen britischen Industrie. Befürwortet 
ferner Errichtung einer Industrieverwaltung, be- 
stehend aus gewählten Industrieräten und gegliedert 
nach Industriezweigen, nicht nach örtlicher Zu- 
: sammengehörigkeit; an der Spitze ein Ministerium.) 
„Hamburgischer Korrespondent“, 8. November. 
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[Entente oder ‚„Mitteleuropa“jJ angegliedert werden. 
Wahrscheinlich aber nach Friedensschluß Deutschland 
von einer selbständigen Kolonialpolitik größeren Stils 
nicht ausgeschlossen und die Forderung nach einer 
Politik der offenen Tür in überseeischen Gebieten 
dürfte verwirklicht werden.) „Münchener Neueste 
Nachrichten“, 29. Oktober. 


ZumW elthandelsboykott nach demKriege. (Ineiner kürz- 


lich in London-erschienenen Schrift ,, Thewartoend war“ 
der von der Entente geplante Wirtschaftskrieg nach dem 
Weltkrieg als sehr schädlich für die britische Volks- 
wirtschaft bezeichnet. Ähnlich auch Inhalt des Buches 
„Economic war after the war“ von dem Internationa- 
listen Professor G. Lewes Dickinson. Boykottierung 
Deutschlands werde Wiederholung des gegenwärtigen 
Krieges nach sich ziehen und alle auf wirtschaftliche 
Schwächung Deutschlands abzielenden Maßnahmen 
müßten auch England wirtschaftlich schwächen. Groß- 
britannien könne auf die Ausfuhr nach Deutschland 
[im Jahre 1913 ııı Millionen Pfund Sterling] ım 
Interesse seiner Arbeiterschaft nicht verzichten und 
die Einfuhr aus Deutschland nicht entbehren.) - 
„Züricher Post“, 26. Oktober. 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Dalmatien. (Vor dem Weltkrieg Kreditverkehr der öster- 


reichischen Geschäftswelt mit Dalmatien erschwert 
durch unsolide Gebarung mancher dortiger Kaufleute; 
eigentümliche Erfahrungen mit dem dortigen Rechts- 
leben. Daher Besserung gewisser rechtspolitischer und 
wirtschaftlicher Verhältnisse in Dalmatien dringend 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und| nötig. Abtretung Dalmatiens an Ungarn sowie Schaf- 
fung eines serbokroatisch-slowenischen Staates für 
Deutschösterreich infolge Absperrung von der Küste 


unannehmbar. Möglich nur Zusammenschluß der 


wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Polen. (Infolge der nun bevorstehenden Lösung der 
polnischen Frage die handelspolitischen Verhand- 
lungen zwischen Deutschland und Österreich-Ungarn 
auf neuer Grundlage aufzunehmen. Nötig Aufklärung 
der parlamentarischen Parteien über das Wesen und 
die Tragweite der Entscheidung bezüglich Polens, 
bevor die Delegationen Anfang Dezember zusammen- 
treten. Erwünscht, daß auf der Delegationstagung 
schon geschlossene deutsch-polnische Mehrheit für 
Polenpolitik des Grafen Czernin eintrete. Die Lösung 
der polnischen Frage im österreichischen Sinne [Kon- 
greßpolen und Galizien als‘ Einheit an Österreich- 
Ungarn angegliedert] nicht nur für Deutschland, 
sondern auch für Polen ein Lebensinteresse; dies in 
Polen derzeit bereits vielfach erkannt.) Von Dr. G. St. 
„Der österreichische Volkswirt“ (Wien), ro. No- 
vember. 


Heiteres und Ernstes von der — „Wirtschaftsgemein- 
schaft“ ! (Trotz aller Beteuerungen, daß man in Deutsch- 
land Wirtschaftsgemeinschaft mit Österreich-Ungarn 
wünsche, große Paßschwierigkeiten und andere Un- 
bequemlichkeiten für die österreichischen Kaufleute, 
sobald sie in geschäftlichen Angelegenheiten nach 
Deutschland reisen ; ebenso bedauernswert: Einschrän- 
kung des Fachzeitungenversands aus Deutschland nach 
Österreich, das Ausfuhrverbot für deutsche Adreß- 
bücher, das auch Österreich treffe etc.) „Wiener 
Handelsblatt“, 25. Oktober. 


„Überseentwicklung oder Überlandspolitik?“ Nach Vor- 
trag von Professor Bonn wäre Folge der Nötigung 
der europäischen Festlandsstaaten zum Verzicht auf 
überseeischen Verkehr eine Politik festländischer Aus- 
breitung. Die kleinen Staaten würden dann aus wirt- 
schaftlichen Gründen den größeren Staatenbündnissen 


Serben und Kroaten ohne die Slowenen im bisherigen 
Südösterreich bei vorheriger Sicherstellung der öster- 
reichischen wirtschaftlichen und militärischen Not- 
wendigkeiten.) „Grazer Tagblatt“, 1. November. 


Die amerikanische Ausfuhr und die europäischen neu- 


tralen Staaten. (Ausfuhr der Union im letzten Frie- 
densjahr [Juli 1913 bis Juli 1914]: 2‘4 Milliarden 
Dollar, im ersten Kriegsjahr 2'8, im zweiten 4'3, im 


dritten 6°3 Milliarden Dollar. Ausfuhr nach England 8% 


im letzten Friedensjahr 600 Millionen, im dritten 
Kriegsjahr über 2 Milliarden Dollar; in derselben 
Zeit Ausfuhr nach Frankreich von 160 Millionen auf 
ı‘ı Milliarden, jene nach dem Europäischen Ruß- 


land von 30 auf 428, nach dem Asiatischen Rußland 


von I'2 auf 130 Millionen Dollar gestiegen. Ausfuhr 
der Union nach Norwegen vom letzten Friedens- zum 
dritten Kriegsjahr von 9 auf 82, nach der Schweiz 
von einer auf 22 Millionen Dollar erhöht. Abnahme 
der Ausfuhr gegenüber dem ersten Kriegsjahr nach 
Dänemark und Schweden, gegenüber dem letzten Frie- 
densjahr nach Holland. Diese Abnahme noch erheb- 
licher bei Berücksichtigung der steigenden Waren- 
preise und besonders schwer für die neutralen Staaten 
Europas infolge des Ausbleibens der Einfuhr aus den 
anderen kriegführenden Staaten.) „Hamburger Nach- 
richten“, ı. November. _ | 


Zur Bedeutung unseres Kolonialbesitzes. (Während des 


Weltkrieges Entwicklungsmöglichkeit der deutschen 
Kolonien gehemmt. Größte Wichtigkeit, Kolonien, die 
unmittelbare Rohstoffbezüge ermöglichen, zu behalten 
und zu unterstützen. Türkei als Verbündeter biete 
Gewähr, dem Deutschen Reich Zugang nach Afrika 
zu sichern.) ‚Handel und Industrie“ (München), 
3. November. 5 
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La conference coloniale. (Auf französischer Kolonial- 
konferenz Sommer 1917 behauptet, daß Ertrag der 
französischen Kolonien von 1913 künftig durch einige 
Neueinrichtungen verdoppelt werden könne. Als solche 
genannt: Neuregelung des Zollwesens, Verbesserung 
des Bankwesens, klügere Eingeborenenpolitik, Neu- 
ordnung des öffentlichen Bauwesens, Schaffung einer 
Ackerbauabteilung im Kolonialministerium. Hierzu 
große Geldmittel erforderlich. Im Anschluß an diese 
Konferenz im August Exekutivkommission gegründet. 
Da bestehende Kolonialbanken zur Beschaffung des 
nötigen Kapitals nicht geeignet, soll von ihnen neue 
Kolonialbank gegründet werden.) „Mercure“ (Paris), 
September. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Kapitalserhöhung bei der Seehandlung. (Im preußischen 
Abgeordnetenhaus Gesetz, betreffend Seehandlung, 
vorgelegt. Ihr Name in „Königlich preußische Staats- 
bank [Seehandlung]‘“ umzuändern, ihr Grundkapital 
von 99°6 auf 140 Millionen Mark zu erhöhen; der 
Finanzminister zu ermächtigen, hierfür Staatsschuld- 
verschreibungen auszugeben. Kapitalsvermehrung nach 
der Begründung des Gesetzentwurfs nötig; wegen An- 
wachsens des Geschäftsumfanges, wegen wahrschein- 
licher Verminderung der staatlichen, der Seehandlung 
zufließenden Gelder nach Friedensschluß, wegen der 
dann für die Übergangswirtschaft notwendigen Fest- 
legung größerer Geldmittel der Seehandlung und be- 
hufs Ausgleich der Kräfteverschiebung im Verhältnis 
zu den riesig angewachsenen Großbanken.) „Berliner 
Börsen-Courier“, 3. November. 

Der künftige Wiederaufbau. (Hierbei werde es in Ru- 
mänien in erster Linie auf die Landwirtschaft an- 
kommen. Die Industrie dürfte dem mit Kriegsschulden 
überlasteten Land weit weniger helfen, da die meisten 
Industriezweige [Zucker, Eisennägel, Schälreis, 
Pflanzenöle u. a.] bisher vom Staate ausgiebig unter- 
. stützt worden seien.) „Agrarul“ (Bukarest), 14. Ok- 
tober. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
| wesen. 


Argentiniens Nationalvermögen. (Wurde 1916 auf 
32.656 Millionen Papierpesos geschätzt, gegen 23.128 
Millionen im Jahre 1908. [1908 wurde das deutsche 
auf 350 Milliarden Mark, das französische auf 287 
Milliarden Francs geschätzt.] In Argentinien sollen 
im Jahre 1916 wert gewesen sein: Grund und Boden 
10.623, städtische und ländliche Baulichkeiten 6800, 
Viehbestände 3203, Eisenbahnen 3375, Häfen, Kanäle 
und Schiffe 660 Millionen Papierpesos. Kleinere Be- 
träge entfielen noch auf greifbare landwirtschaftliche 
Erzeugnisse, sonstige bewegliche Güter, greifbare In- 
dustrieerzeugnisse, Industriemaschinen, Metall- 
bestände etc.) ,„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ 
(Berlin), 18. Oktober. 


Geld- und Währungswesen. 


Der Sturz des Rubels in Amerika. (Paristand des Rubels 
in der Union von 51!/, Cents bereits im ersten Halb- 
jahr 1915 gesunken, hob sich wieder im Jahre 1916; 
gewaltiger Tiefstand seit der russischen Revolution: 
Mitte Mai 1917 26, 4. September 17 bis 18, ıt. Sep- 
tember ı1?/, Cents. Rußland wird in den Vereinigten 
Staaten als finanziell verloren betrachtet.) „Ham- 
burger Nachrichten“, 5. November. 

Werden die Vereinigten Staaten die Goldwährung auf- 
geben? (In der Union, nach ‚„Nieuwe Rotterdamsche 
Courant“, den Bundesreservebanken gestattet: Ge- 


Argentinische 
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währung von Vorschüssen nicht nur auf Handels- 
wechsel, sondern auch auf Effekten; Ausgabe von 
Banknoten gegen Hinterlegung von Regierungs- 
obligationen. Von Bundesreservebanken Vermehrung 
ihrer Goldvorräte erstrebt; Goldvorrat der Bundes- 
reservebank in New York 600 Millionen, jener der 
anderen zwölf Reservebanken zusammen nahezu eine 
Milliarde Dollar. Bei einem auf Grundlage des Goldes 
aufgebauten Münzwesen muß Handel in fortwährender 
Berührung mit Gold und Goldzertifikaten sein; die 
nur zu 40 Prozent mit Gold gedeckten Reserve- 
banknoten keine Goldzertifikate.e Von Regierungs- 
wegen, zum Verdruß weiter Kreise, Inflation an- 
gebahnt, daher Widerstand in der Union gegen Vor- 
gehen der Reservebanken.) ‚Nachrichten der Aus- 
landspresse“ (Berlin), 23. Oktober. 
Zentralnotenbank. (In Argentinien 
Zentralnotenbank, Banco de la Republica, gegründet. 
Ihr Kapital 129 Millionen Dollar Gold. Die Bank 
darf sich an keinem industriellen Unternehmen un- 
mittelbar beteiligen, keine Grundstücke außer zu 
eigenem Gebrauch erwerben. Verkehr mit ihr nur den 
ım Lande dauernd ansässıgen landwirtschaftlichen 
Genossenschaften, Banken und bankmäßigen Firmen 
gestattet; die angeschlossenen Banken müssen für 
20 Prozent ihrer Depositen nationale Titel besitzen.) 
„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 18.Ok- 
tober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 
Schwedischer Wirtschaftsbrief. (Schwedisches Überein- 


Mittelmächten, wonach diese für 
Gegenleistungen Korn, Kartoffeln und Schmieröle 
nach Schweden liefern. Schweden stehe als selb- 
ständiger Staat dem mitteleuropäischen Wirtschafts- 
block nahe. Während des Weltkrieges in Schweden 
Ersatzstoffe für mehrere ausgebliebene ausländische 
Waren [Teerfarben] erzeugt. Rege Tätigkeit der 
schwedischen Industrie; in einem Jahre Kapital der 
„Nordiske Kompagnie“ von 9 auf 27 Millionen Kronen 
erhöht; Herstellung elektrolytischen Kupfers be- 
gonnen; von Grubengesellschaft ‚Grängesberg-Gesell- 
schaft“ 18 neue Dampfer bestellt. Gegenüber Rußland 
das Vorgehen des schwedischen Ausfuhrhandels nach 
Ansicht der ın Stockholm erscheinenden russischen 
Handelszeitung „Skandinavsky Listok“ wenig zweck- 
mäßig, da Schweden die gegenwärtig ungünstige Wirt- 
schaftslage Rußlands im Gegensatz zum schonenden 
Vorgehen der Union durch hohe Preise ausbeute und 
damit seine Stellung in Rußland für die Zukunft 
schädige.) Von unserem skandinavischen ak-Mit- 
arbeiter. „Deutsche Export-Revue“ (Berlin), 26. Ok- 
tober. 


kommen mit den 


Wirtschaftliche Möglichkeiten auf dem Balkan. (Steige- 


rung der Aufnahmsfähigkeit der Balkanländer für 
ausländische Waren nur möglich, wenn Ausfuhr land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse wächst. Hierzu erforder- 
lich Ausbau des Verkehrsnetzes und Hebung der Land- 
wirtschaft durch Einführung landwirtschaftlicher Ma- 
schinen. Zur Lieferung von Eisenbahnmaterial, Auto- 
mobilen, Motorpflügen etc. seien deutsche Kredite zu 
gewähren. Schon vor dem Kriege Deutschland für 
Bulgarien der bedeutendste Lieferant in Verkehrs- 
material, landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten 
und in Behelfen. der Mühlenindustrie. Bei Einfuhr von 
Näh- und Strickmaschinen war Deutschland in 
scharfem Wettbewerb mit der Union und England; in 
Textilwaren Deutschland an vierter Stelle hinter Eng- 
land, Österreich-Ungarn und Italien, die Bezüge aus 
Österreich und England teilweise Durchfuhr deut- 
scher Waren.) Von Artur Dix, Sofia. „München- 
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Augsburger Abendzeitung“ (München), ı2. und 
13. Oktober. 


Bulgariens Wirtschaftslage und Österreich. (Stadtbild 
Sofias durch geschmackvolle Bauten in den letzten 
Jahren zu seinem Vorteil verändert. Zunahme des 
Unternehmungsgeistes; günstiger Stand der Währung; 
gerade Österreich-Ungarn habe die bulgarischen 
Finanzverhältnisse in früherer Zeit durch Unter- 
bringung der Anleihen unterstützt. Preissteigerung der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse für Bulgarien 
günstig, dessen Bevölkerung zum größten Teil land- 
wirtschaftlich tätig ist. Für die Zukunft unmittelbare 
Grenzberührung mit Österreich-Ungarn sowie unge- 
hinderte und zollfreie Ausfuhr von Vieh und land- 
wirtschaftlichen Produkten nach Österreich-Ungarn 
anzustreben.) Von Philipp Broch, Direktor der All- 
gemeinen Verkehrsbank in Wien. „Bulgarische -Han- 
delszeitung‘“ (Sofia), 29. Oktober. 


Die Erzeugnisse von Niederländisch-Indien im Jahre 
1916. (Bericht in „De Maasbode“ über wirtschaftliche 
Lage Niederländisch-Indiens im Jahre 1916. Reis- 
ernte auf Java und Sumatra 532 Millionen Pikul 
[zu 60 kg]. Java werde auch an anderen Nahrungs- 
mitteln keinen Mangel leiden. Zuckerertrag sehr ge- 
stiegen auf 26°4 Millionen Pikul, auch Preise infolge 
starker englischer Nachfrage nach Javazucker ge- 
bessert. Tabakerzeugung vom Weltkrieg günstig be- 
einflußt, 1916 240.000 Packen geerntet. Überschuß 
der Kaffee-Ernte mangels Abnehmer. Gewinnung von 
Tee gestiegen. Wachsen der Kautschukausfuhr nach 
. Nordamerika. Kopraausfuhr zurückgegangen, ebenso 
Golderzeugung; diese auf 4°97 Millionen Gulden ge- 
sunken. Petroleumgewinnung auf 1'68 Millionen t 
gestiegen.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 26. Oktober. 


Richesse de l’Afrique frangaise et du Maroc. (Bessere 
Ausbeutung Marokkos durch Frankreich möglich 
mittels Straßenbauten, künstlicher Düngung, leichter 
Wagen zur Beförderung von Getreide, landwirtschaft- 
licher Maschinen etc.; nötig, daß die französische 
Regierung und große Gesellschaften die Bewirtschaf- 
tung Marokkos übernehmen und sie nicht kleinen 
Spekulanten überlassen.) „Le Journal Frangais“ 
(Genf), 10. Oktober. 


Exportförderung, Handelskammern, Aus- 
kunfteiwesen. 


Zusammenschluß der Außenhandelsverbände zu einem 
Außenhandelsinstitut. (Vorschlag des Geschäftsführers 
des Handelsvertragsvereines Dr. Borgius zur Schaf- 


fung eines zentralen Außenhandelsinstituts in Deutsch- | 


land. Dieses soll alle Außenhandelsvereine, doppel- 
staatlichen Verbände zusammenfassen und aus Unter- 
abteilungen für Zollwesen, Verkehr etc. bestehen. 
Seine Aufgaben: wirtschaftlicher Nachrichtendienst 
und Rat sowie Beihilfe für die Außenhandelshäuser ; 
im Ausland Ortsgruppen und Landesverbände zu 
gründen; Zwang zum Beitritt soll dadurch ausgeübt 


werden, daß konsularische und diplomatische Unter- |. 


stützung nur angegliederten Außenhandelsvereinen 
gewährt wird; außerdem Pflichtmitgliedschaft der 
Handelskammern. Angeblich zweckmäßiger der Vor- 
schlag des Vorsitzenden des Deutsch-argentinischen 
Zentralverbandes, Waetge, alle doppelstaatlichen Ver- 
bände in einem deutschen Außenhandelstag unter 
voller Wahrung ihrer Selbständigkeit zu Gedanken- 
und Erfahrungsaustausch und Verständigung über Ab- 
grenzung des Arbeitsfeldes zusammenzufassen.) Von 


Das neue Handelskammergesetz. 
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Syndikus Dr. Rosehr, Kiel. „Handel und Industrie“ 
(München), 3. November. 


Ein einheitliches Auskunftswesen der Zentralmächte. 


(Wünschenswert Schaffung eines einheitlichen ge- 
schäftlichen Auskunftswesens der Mittelmächte in der 
Art der derzeit schon in Österreich und Ungarn be- 
stehenden Ausfuhrförderungseinrichtungen. Außerdem 
fast noch wichtiger [nach Bericht des Ausschusses 
der deutschen Vereine zur Förderung des Außen- 
handels vom 17. April 1917] gegenüber der feind- 
lichen Preßhetze Aufklärung des Auslandes über die 
Verhältnisse in Deutschland. Beide Zweige des Aus- 
kunftswesens als kaufmännische Einrichtung in stän- 
diger Berührung mit der Handelswelt zu begründen.) 


Von königlichem Rat Max Guttmann, Direktor des 


Ungarischen Informationsvereines. 
30. Oktober. 


„Pester Lloyd“, 


Amtliche Vertretung der Interessen von Handel und In- 


dustrie durch das Reich. (Wünschenswert, daß dem 
neuen deutschen Reichswirtschaftsamt alle Handels- 
angelegenheiten übertragen werden. Beachtenswerter 
Vorschlag: Errichtung einer handelspolitischen Ab- 
teilung im Rahmen des Auswärtigen Amtes, damit 
hierbei die politischen Gesichtspunkte genügend be- 
achtet würden. Vorschlag der Teilung des Reichs- 
amts des Innern in drei getrennte Ämter, Reichs- 
wirtschaftsamt, Reichsarbeitsamt und Außenhandels- 
amt weniger empfehlenswert. Endgültige Lösung 
dieser Fragen erst nach Friedensschluß möglich.) 
„Handel und Industrie“ (München), 27. Oktober. 


Die Tätigkeit des Deutschen Auslands-Museums in 


Stuttgart. (Januar 1917 in Stuttgart Auslandsmuseum 
gegründet. Dieses soll in Deutschland Kenntnis des 


Auslandes verbreiten durch Ausstellungen, Lichtbilder, 


Kinematograph, Phonograph, durch eine Bücherei und 
ein Archiv, worin z. B. Aufzeichnungen über Erleb- 
nisse der Auslandsdeutschen bei Kriegsbeginn auf- 
bewahrt werden; derzeit schon reiches Material über 
Kurland und Dobrudscha gesammelt. Anlegung einer 


Kartothek begonnen, in der alle im Ausland tätigen 
. Deutschen, nach Berufen geordnet, aufgeführt werden; 


anderseits auch den Auslandsdeutschen Kenntnis der 
deutschen Volkswirtschaft zu vermitteln gesucht.) 
„Osmanischer Lloyd“ (Konstantinopel), 24. Oktober. 
(Durch das geplante 
neue Handelskammergesetz für Preußen unter anderm 
Auflösung der freiwilligen Korporationen, die neben 
den Handelskammern bestanden, beabsichtigt. Diese 
bisher meist auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Be- 
richterstattung, des kaufmännischen ‘ Fortbildungs- 
schulwesens tätig; von ihnen Anregung zur Gründung 
von Handelshochschulen ausgegangen. Zur Aufnahme 
dieser Tätigkeit müsse der Staat bei Auflösung der 
freiwilligen Vereinigungen die Handelskammern ver- 


pflichten und überdies für die Beamten der freiwilli- 


gen Vereinigungen 
24. Oktober. 


sorgen.) „Plutus“ (Berlin), 


Herkunftszeichen im Außenhandel. (Kenntlichmachung 
aller nach Friedensschluß von den Mittelmächten aus- | 


geführten Waren als deutsche und österreichische Er- 
zeugnisse sei unzweckmäßig, denn viele dieser Waren 
vor dem Weltkrieg als französische [oder solche 
anderer Ententestaaten] auf ausländischen Märkten 
abgesetzt. Auf diese Art des Absatzes dürften die 


Mittelmächte nach Friedensschluß, bei der Abneigung || 


der feindlichen Länder, deutsche und österreichisch- 
ungarische Waren zu kaufen, noch mehr als früher 
angewiesen sein.) „Plutus““ (Berlin), 24. Oktober. 


Förderung des kaufmännischen Nachwuchses. (Zur För- 


derung des kaufmännischen Nachwuchses in Deutsch- 
land zweckmäßige Vorbildung nötig. Als Grundlage 
der Vorbildung geeignet: Volksschulen, Realschulen, 


Amerikanische 
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„Vollanstalten“; als Ergänzung: Fachschulen. Diese 
können sowohl vor als auch während der Lehre be- 
sucht werden; sie sind in Handelsschulen und höhere 
Handelsschulen einzuteilen, wie solche für Mädchen 
schon bestehen; der Lehrgang der Handelsschulen sei 
auf zwei, jener der höheren Handelsschulen auf 
anderthalb Jahre festzusetzen. Ferner drittes Schul- 
jahr für besonders begabte Schüler einzurichten, das 
sie zum Besuch der Handelshochschulen berechtigt; 
endlich erwünscht Einrichtung von Abiturientenkursen 
nach österreichischem Muster.) Vom Diplom-Handels- 
lehrer R. Fuchs, Berlin. „Plutus“ (Berlin), 7. No- 


vember. 


Eine Kommission für Außenhandel. (Plan der Errich- |. 


tung einer schweizerischen Kommission für Außen- 
handel nach Vorbild des französischen Conseil de 
Commerce exterieur durchaus zu billigen. Durch 
diesen französischen Ausfuhrbeirat jährlich im In- 
und Ausland Conseillers du commerce exterieur ge- 
wählt, die über alle für den Außenhandel wichtigen 
Gegenstände zu berichten haben. Nötig zur Förde- 
rung des schweizerischen- Außenhandels auch Anstel- 
lung von Handelssachverständigen bei den auswärti- 
gen Vertretungen und Errichtung von Auslands-Han- 
delskammern; für letztere möge der Bundesrat die 
Satzungen ausarbeiten.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
19. Oktober. 


Englands Department of Commercial Intelligence. (In 
England Department of Commercial Intelligence als 
Zentralstelle für staatlichen Informationsdienst er- 
richtet. Zu seiner Unterstützung herangezogen das 
Commercial Intelligence Department des Board of 
Trade und das Foreign Trade Department des Foreign 
Office. Der neuen Zentralstelle unterstehen die 16 eng- 
lischen Trade Commissioners, die Handelsattaches, 
Konsularbeamten, die gesamte wirtschaftliche Inter- 
essenvertretung im Ausland. Im Parlament ist das De- 
partment of Commercial Intelligence vertreten durch 
einen Secretary, der auch Vertreter des Foreign 
Office und des Board of Trade ist. Wünschenswert 
sei Errichtung einer ähnlichen Zentralstelle in der 
Schweiz.) „Neue Zürcher Zeitung“, 19. Oktober. 
L’Apres-Guerre. Concurrence aux produits allemands et 
austro-hongrois. Afrique Du Sud. (In Südafrika vor 
dem Weltkrieg viele deutsche Handelshäuser und 
Deutsche als Vertreter englischer Firmen. Von den 
Deutschen zu niedrigeren Preisen englische und andere 
Waren nachgeahmt. Den Handel der Deutschen an 
sich zu.reißen für Frankreich während des Welt- 
krieges. angeblich beste Gelegenheit, da nachher die 
Deutschen, wenn sie nur überhaupt noch erzeugen und 
ausführen können, für ihre Waren in Südafrika mit 
Erfolg wieder Absatz suchen würden. Hemmend für 
Entwicklung des französischen Handels in Südafrika: 
Unkenntnis der Landesbedürfnisse Südafrikas in 
Frankreich, unzulängliche Tatkraft der französischen 
Kaufleute und Behörden, ungenügende Einrichtungen 
des französischen Handels.) „Le Semaphore de Mar- 
seille“, 22. September. 


Banken und amerikanischer Export. 
(Nach Rede des Vorstehers des Foreign Trade De- 
‚partment der National City Bank in New York Unter- 
stützung .des nordamerikanischen Ausfuhrhandels 
durch Banken dringend nötig. Geeignetes Mittel hierzu 
Gründung überseeischer Niederlassungen -der nord- 
amerikanischen Großbanken. Von der National City 
Bank seit 1914 solche ‚Niederlassungen nicht nur in 
mehreren siidamerikanischen Städten und auf den 
Westindischen Inseln, sondern auch in. Genua, Mai- 
land, London, Kopenhagen und Petersburg gegründet.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 2. November. 


Notre reveil Economique. 


Industrieförderung und Patentwesen. 


Volkswirtschaft. Eine Kredithilfsaktion für das Klein- 


gewerbe. (Regierung dürfte bis zu 50 Prozent Gewähr 
für die Darlehen übernehmen, die aus den einzelnen 
Landes-Kredithilfsfonds für Gewerbetreibende und 
Kleinkaufleute nach Friedensschluß zur Aufrecht- 
erhaltung ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit ge- 
währt werden sollen. Im Abgeordnetenhaus wurde 
beantragt, für das Gewerbe einen Fonds von hundert 
Millionen Kronen aus Staatsmitteln zu bilden, der 
dazu dienen soll, unverzüglich Darlehen, besonders‘ 
an Kriegsteilnehmer, zur Verfügung zu stellen. Der 
Finanzminister will aber lieber die Beträge, die den 
Zinsen dieses Fonds entsprechen, in das Budget der 
laufenden Erfordernisse einstellen.) Von Franz Ku- 
belka, Direktor des deutschen Landes-Gewerbeförde- 
rungsamtes in Brünn. „Österreichische Volks-Zeitung“ 
(Wien), 2. November. 

(Nach Frijedensschluß zur 
Förderung der französischen Industrie nötig: Grün- 
dung einer Zentralstelle an der Pariser Handels- 
kammer für alle Unternehmervereinigungen und Syn- 
dikate; ihre Aufgabe: Sammlung von Berichten über 
die einzelnen Industrien; vermittels ihres Einflusses 
bei den öffentlichen Gewalten schnellere Erledigung 
aller die Industrie betreffenden Angelegenheiten; 
Schaffung eines Jahrbuches der französischen In- 
dustrie; Beihilfe bei sozialen Einigungsämtern. Im 
Anschluß an diese Zentralstelle Auskunftsbureaus zu 
errichten; an diesen sollen Schüler der großen Han- 
delsschulen praktisch für -Konsulatsberuf ausgebildet 
werden. Wünschenswert Gründung von Kredit- und 
Kommanditbanken.) „Le monde Economique“ (Paris), 
6. Oktober. 


Industrieförderung in England. (Verhältnis der engli- 


schen Arbeiterschaft zu den Unternehmern während 
des Weltkrieges nach den ‚„Amtlichen Mitteilungen 
und Nachrichten des deutschen Kriegsamtes“ an- 
geblich vollkommen verändert. Gewerkschaften suchen 
denkbar größte Leistung zu erzielen. Dieses Bemühen 
soll nach Friedensschluß dem britischen Wettbewerb 
mit dem Ausland zu gute kommen. Ferner soll es 
nach Plänen des britischen Munitionsministeriums 
durch Regelung des Ganges der Fabrikation möglich 
werden, bei sparsamstem Materialverbrauch und mög- 
lichst geringem Einsatz menschlicher Arbeitskraft die 
denkbar höchsten Arbeitsleistungen zu erzielen. 
Zwischenhandel soll ausgeschaltet werden. Fa- 
brikanten wurde vom Munitionsministerium unter. 
Gewährung der letzten Friedensdividende jede Selb- 
ständigkeit genommen. Sie haben beschlossen, durch 
Gründung von großen Kapitalsgruppen den gegen- 
seitigen Wettbewerb nach Friedensschluß nach Kräften 
auszuschalten.) ‚Neue Zürcher Zeitung“, 9. No- 
vember. 


Agrarpolitik. 


Die besitzpolitische Regierungsverordnung. (Nach neuer 


ungarischer Regierungsverordnung Veräußerung von 
Liegenschaften im nördlichen Ungarn und in Sieben- 
bürgen nur mit regierungsbehördlicher Zustimmung 
statthaft; ferner Befugnis der Regierung zu einer 
Art von Enteignung der zur Veräußerung gestellten 
Liegenschaften, so zwar, daß der Ackerbauminister 
den Käufer und den Preis der Liegenschaften be- 
stimmen könne. Diese Maßregel wird nach Ansicht 
von Hofrat Egry im nördlichen Ungarn und Sieben- 
bürgen einen völligen Stillstand auf dem Grundstück- 
markt zur Folge haben, wodurch auch der magyaren- 
freundliche ‚nationalpolitische ‚Zweck (der Maßregel un- 
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erreicht bleiben werde.) Von Hofrat Dr. Aurel v. Egry. 
„Pester Lloyd“, 6. November. 

Die Ernte und Ablieferung von Brotgetreide bei Groß- 
und Kleingrundbesitz. (In Deutschland zeigt sich an- 
geblich anläßlich der Erfassung des Getreides bei 
Groß- und Kleingrundbesitzern, daß diese weniger Ge- 
treide abzuliefern im stande seien, als der Großgrund- 
besitz. Dies sei nicht nur auf die größere‘ Zahl berech- 
tigter Selbstversorger im Kleingrundbesitz, auf dessen 
unzulässigen Verbrauch von Brotgetreide [veranlaßt 
durch den Mangel an Futter bei verhältnismäßig 
starker Viehhaltung] und auf die Unmöglichkeit, 
kleine Betriebe genügend zu überwachen, zurück- 
zuführen, sondern auch darauf, daß angeblich der 
Großbesitz infolge besserer Bodenbebauung und Ent- 
wässerung größere Getreidemengen liefern könne.) 
„Der Tag“ (Berlin), 31. Oktober. 

Vorkehrungen, die sich aufdrängen. (Für die rumäni- 
schen Landwirte sei es notwendig, rechtzeitig eine 
Verkaufsorganisation zu schaffen, die in der Zeit 
unmittelbar nach Friedensschluß den Verkehr mit dem 
Ausland, das für landwirtschaftliche Produkte Ein- 
fuhrmonopole schaffen dürfte, vermittelt.) „Agrarul“ 
(Bukarest), 28. Oktober. 

Der Geldwert der Beköstigung landwirtschaftlicher Ar- 
beiter. (In Rumänien von der Militärverwaltung, in 
Anlehnung an die dortigen Agrargesetze von 1907, 
neben einem allgemeinen Arbeitszwang auch Höchst- 
sätze für Löhne der landwirtschaftlichen Arbeiter an- 
geordnet. Diesen Arbeitern sei neben ihrem Lohn auch 
gute, ausreichende Kost zu gewähren; wird jedoch 
Kost auf Wunsch des Arbeiters in Geld ausgezahlt, 
darf die gewährte Entschädigung nicht mehr als einen 
Lei betragen, da in Rumänien derzeit hierfür schon 
ausreichende Nahrung zu beschaffen sei. Jede höhere 
Kostentschädigung als Überschreitung der fest- 
gesetzten Höchstlöhne anzusehen.) „„Agrarul“ (Bu- 
karest), 14. Oktober. 


Bevölkerungspolitik. 


La Depopulation en France. (Vorschläge der Pariser 
Academie de Medicine zur Bekämpfung der Ent- 
völkerung Frankreichs: Werbetätigkeit für große 
Kinderzahl und Verbot jeder entgegengesetzten 
Werbetätigkeit; Fruchtabtreibung als Verbrechen 
gegen die Nation zu behandeln. Vorschläge von 
Dr. Manuel aus Toulouse und von dem Professor an 
der Rechtsfakultät in Paris Berthelemy von der Aka- 
demie angenommen. Ihr Inhalt: Unterstützung kinder- 
reicher Familien durch den Ertrag einer Junggesellen- 
steuer und Besteuerung von Einkinderfamilien; Pen- 
sionen für Eltern, und zwar so, daß bei mehreren 
Kindern mehrere Pensionen bezogen werden können; 
bei Fruchtabtreibung soll Angabe der Mitschuldigen 
Freispruch des Angebers bewirken; polizeiliche Hilfe 
für die Ärztesyndikate und Gesellschaften zur Hebung 
der Bevölkerungszahl.) „Le Monde &conomique“ 
(Paris), 6. Oktober. 

La protection de la maternite. (In Frankreich von In- 
dustriellen, die für Kriegsarbeit Frauen beschäftigen, 
mehrere Vereinigungen zum Schutz der arbeitenden 
Mütter gegründet; von diesen Vereinigungen Mütter- 
und Kinderheime in der Nähe der großen Fabriken 
errichtet. Dies um so nötiger, als Frankreich auch 
nach Friedensschluß viele tausend Frauen in der 
Industrie beschäftigen werde.) „Le Temps“ (Paris), 
25. Oktober. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Die Wiener Wohnungsnot. (Nach dreijähriger Pause 
erste Beratung des Wohnungsfürsorgeausschusses des 


Neuregelung 


Wohnungs-Konsumvereine. 


Wiener Gemeinderates. Wohnungsnot, hervorgerufen 
durch Stillstand der Bautätigkeit: 7710 Wohnungen 
an Flüchtlinge vermietet, zahlreiche Ämter nehmen 
Wohnungen in Anspruch. Einrichtung von Einküchen- 
häusern notwendig, ferner Wärmestuben und Abend- 
heime, die auf. Staatskosten beleuchtet und geheizt 
werden sollen. Gefahr künftiger starker Miete- 
erhöhungen, da in den letzten Monaten maßlose Preis- 
treiberei auf dem Markt für Grundstücke und Häuser 
zu bemerken.) „Der Morgen“ (Wien), 12. November. 


der Mietzinse. (Neue Verordnung in 
Ungarn am 3. November veröffentlicht, betreffend 
Mietzinse und Kündigung. Wohnungen in drei Grup- 
pen geteilt, solche bis 1500 K Zins dürfen nicht ge- 
steigert oder gekündigt werden, solche mit Zins zwi- 
schen 1500 bis 5000 K dürfen unter gewissen Be- 
dingungen, die das Wohnungsamt festsetzt, bis Io Pro- 
zent gesteigert, aber gleichfalls nicht gekündigt wer- 
den. Wohnungen, die über 5000 K kosten, unterliegen 
nicht diesen Bestimmungen. Für die Wohnungen Ein- 
gerückter besondere Bedingungen. Jedes Freiwerden 
und Vermieten von Wohnungen muß dem Wohnungs- 
amt angemeldet werden.) „Neues Pester Journal“, 
3. November. 


(Diese würden die Zins- 
häuser unmittelbar von den Hausherren mieten; da 
sie das Instandhalten der Wohnungen auf sich nehmen, 
ferner die Hausherren keine Einbuße an Zins zu be- 
fürchten haben, Wohnungen für Mitglieder der Ver- 
eine billiger erhältlich. An die Vereinsmitglieder 
Wohnungen nur mit geringem Aufschlag für Verwal- 
tung und Instandhaltung abgegeben. Die Leitung soll 
ehrenamtlich sein, damit Verwaltungskosten möglichst 
gering. Städtische Zubuße zu erwarten, da Vereine der 
Stadt einen Teil der Wohnungsaufsicht abnehmen. Für 
bedürftige Mieter wäre Zins durch private Wohltätig- 
keit zu entrichten.) „Hamburgischer Korrespondent“, 
28. Oktober. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Rabattsparvereine, Konsumgenossenschaften und Ver- 


sicherung. (Die bei Einkäufen in Konsum- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften erzielten Rabattsparbeträge 
seien für Versicherungszwecke zu gewinnen. Die Ver- 
sicherungsprämien sollen jedes Jahr aus den Rabatt- 
sparerträgen und etwaigen Zuschüssen der Versiche- 


rungsnehmer gedeckt werden. Erforderlich hierzu 
Einigung ‘der Versicherungsgesellschaften mit den 
Rabatt gewährenden Konsum- und Wirtschafts- 


genossenschaften hinsichtlich der Abrechnungsperioden 
und der Werbetätigkeit. Bei Rabattsparvereinen das 
gleiche Vorgehen möglich, wenn Verwertungsart der 
Rabattmarken geändert würde. Durch diese Einrich- 
tung würde Privatversicherungswesen auf weite, bisher 
fernerstehende Volkskreise [städtische Arbeiter] aus- 
gedehnt werden.) „Berliner Börsen-Courier“, 8. No- 

vember. 


Die Kreditversicherung. (In Berlin mit fünf Millionen 


Mark Aktienkapital Unternehmung für Kreditversiche- 
rung gegründet. Hierfür nur reine Warengeschäfte 
geeignet; mit größeren Gefahren verbundene Speku- 
lationsgeschäfte auszuschließen. Nötig Vorkehrungen 
[z. B. Begrenzung der Versicherungssumme] gegen 
allzu große Verluste. Diese Kreditversicherung he- 
sonders für Übergangswirtschaft wichtig, doch dürften 
ihr gerade in dieser Zeit große Schwierigkeiten aus 
der unberechenbaren, neuartigen Wirtschaftslage er- 
wachsen.) „Handel und Industrie“ (München), 3. No- 
vember. 
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Sonstige Sozialpolitik. 


Die Errichtung einer Fürsorgeanstalt für Angestellte. 


(Gutachten des Niederösterreichischen Gewerbever- 
eines an das k. k. Handelsministerium, betreffend Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Errichtung einer Für- 
sorgeanstalt für Angestellte. Plan eines der Invalidität 
vorbeugenden Heilverfahrens gebilligt. Doch sei diese 
Aufgabe nicht durch eine besondere Anstalt zu be- 
wältigen, da ja das Heilverfahren zur Ersparnis an 
Invalidenrenten führt. Etwaige staatliche Beihilfe sei 
möglich. Die Verschmelzung der Heilanstalten mit 
Stellenvermittlung und Stellenlosenunterstützungen 
sei abzulehnen.) „Wochenschrift des Niederösterreichi- 
schen Gewerbevereines“ (Wien), 18. Oktober. 


La journee anglaise. (Durch „englischen Arbeitstag“ in 


sieben bis acht Stunden geleistet, wozu sonst neun bis 
zehn benötigt. Für die Schweiz Einführung durch- 
gehender Arbeitszeit wünschenswert: wegen Erspa- 
rung an Arbeitskraft; weil zahlreiche in der Stadt be- 
schäftigte Arbeiter und Angestellte auf dem Land 
wohnen und kleinen Grundbesitz bebauen könnten, wo- 
durch die Städte gesünder, das Land ertragreicher, 
auch ein größerer Teil der Bevölkerung mit dem 
heimatlichen Boden verwachsen würde. Augenblicklich 
Einführung des englischen Arbeitstages zur Ersparung 
von Beheizung und Beleuchtung angezeigt; derartige 
Veränderungen im Kriege leichter durchführbar als in 
friedlichen Zeiten.) „Journal de Geneve“, 22. Oktober. 


Das schweizerische Sozialmuseum. (In diesem Züricher 


Museum anschauliche Tabellen der schweizerischen 
Volksvermehrung, der Sterblichkeit infolge der ein- 
zelnen Krankheiten, über Häufigkeit der Ehescheidun- 
gen und andere statistische Tabellen in anschaulichster 
Form, über Wirkungen des Alkoholismus, Heimarbeit 
und Tuberkulose, ferner Modelle von Wohnungen etc.) 
Von Maja Matthey. „Neue Zürcher Zeitung“, 4. No- 
vember. ° | 


Le goüt au haut salaire. (Nötig, daß nach Friedens- 


schluß die Arbeitsleistung Frankreichs nicht abnehme. 
Die französischen Arbeiter nach Aufsatz in der „Hu- 
manite“ selten bereit, für Stücklohn zu arbeiten, der 
höhere Leistungen erfordert; sie zögen häufig, von 
Klassenhaß getrieben, niedrigeren Lohn vor, um nicht 
zur Bereicherung des Unternehmers beizutragen. Nach 
Ersparung eines kleinen Vermögens zumeist Nach- 
lassen ihres Fleißes. Die in Kriegsindustrien tätigen 
Frauen im allgemeinen fleißiger als die Männer.) „Le 
Temps‘ (Paris), 22. Oktober. 


Wirtschaftliche Frauenarbeit in der Türkei. (Die bis 


Hamburg als deutscher Herold. 


vor kurzem in der Türkei ganz unbekannte wirt- 
schaftliche Tätigkeit der Frauen hat seit einiger Zeit 
raschen Aufschwung genommen. Durch die nachein- 
ander entstehenden Organisationen und besonders 
durch die Tätigkeit des „Islamischen Vereines für 
Frauenbeschäftigung“ sind bereits tausende von 
Frauen in Handel und Gewerbe mit hervorragendem 
Erfolg tätig. Von Wichtigkeit für diese Bestrebungen 
ist die Eröffnung von Fachkursen für Frauen an der 
Handelshochschule, die von der Frauenwelt mit 
größtem Interesse aufgenommen wurden und starken 
Besuch aufweisen.) Nr. 66 der ‚„Iktissadijjat Medsch- 
muasy“ (Konstantinopel), ı1. Oktober. 


Seeschiffahrt. 


(Hamburg mehr als 
andere Städte Deutschlands vom Weltkrieg betroffen, 
da es durch jede Kriegserklärung eines im Binnenland 
kaum beachteten überseeischen Kleinstaates schwer 
geschädigt werde. In erster Linie werde Hamburg 
nach Friedensschluß die nötigen Rohstoffe zu be- 


Der Morgan-Schiffahrtstrust. 


Die 


schaffen haben. Darum müßten zu gunsten Hamburgs 
nachstehende Maßregeln getroffen werden: Ausbau der 
Bahnverbindungen und Wasserstraßen, Wiedereinrich- 
tung und Neuerrichtung der überseeischen Stützpunkte 
und Niederlassungen der Reedereien und Geschäfts- 
häuser, Ausgestaltung der konsularisch-diplomatischen 
Reichsvertretung im Ausland, Ausbau des Kabelver- 
kehrs etc.) Von Konsul N. Cornelsen. „Hamburger 
Nachrichten“, 4. November. 


Englands Schiffahrtspolitik nach dem Kriege. (Bericht 


der englischen Chamber of Shipping und der Liverpool 
Steamship Owners’ Association über den englischen 
Überseehandel in den zehn Jahren vor Kriegsausbruch. 
Darnach die siegreiche Beendigung des Krieges erste 
Voraussetzung für zukünftige erfolgreiche Handels- 
politik. Schiffahrt könne sich nur frei von staatlicher 
Kontrolle und Unterstützung behaupten; Aufgabe des 
Staates, sie von besonderen Lasten zu befreien [Suez- 
kanal- und Beleuchtungsgebühren, französische und 
türkische Abgaben] und ihr bei. Exschließung neuer 
Märkte zu helfen.) „Plutus“ (Berlin), 10. Oktober. 


Der Weeltschiffsraummangel. (Nach Friedensschluß zur 


Befriedigung des italienischen Bedarfes an überseei- 
schen Rohstoffen, Lebensmitteln etc. nach „Economista 
d’Italia“ Schiffsraum von 4°5 Millionen t nötig. Zur 
Verfügung Italiens am I. Oktober 1917 an eigenen 
und beschlagnahmten deutschen und österreichisch- 
ungarischen Schiffen 14 Millionen t. An Weltschiffs- 
raum Ende 1918 voraussichtlich 30°4 Millionen t vor- 
handen gegenüber einem ungefähr doppelt so großen 
Bedarf. Daher Italien auf eigenen Schiffsraum ange- 
wiesen. Dieser könne infolge der zahlreichen neuen 
Werftenanlagen jährlich um 500.000 t vermehrt 
werden.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
6. November. 


Japanese Shipping and the Allies. (Beschlagnahme des 


nordamerikanischen Stahls und Eisens durch die 
Unionsregierung ‘schwere Gefährdung des im Welt- 
krieg stark gewachsenen japanischen Schiffsbaues. 
Von den japanischen Werften können jährlich 
600.000 bis 800.000 t gebaut werden, bei Ausbleiben 
des nordamerikanischen Materials nur 100.000 t. Re- 
gierung der Union derzeit gewillt, Ausfuhr von Stahl 
und Eisen nach Japan zu gestatten, unter der Bedin- 
gung, daß die japanischen Schiffe dann der Entente 
zur Verfügung gestellt werden.) „Manchester Guar- 
dian‘“, 6. Oktober. 

(Nach „Verdens Gang“ 
bei Beginn des Weltkrieges der Morgan-Schiffahrts- 
trust nicht im stande, die Zinsen seiner 4!/,- und 
5prozentigen Anleihen zu bezahlen. Durch Kriegs- 
gewinne des Trusts Umtausch dieser Obligationen in 
sechsprozentige möglich geworden. Juli 1914 Kurs der 
Vorzugsaktien 7°75, August 1916 96; in derselben Zeit 
Kurs der Stammaktien von 2 auf 35 gestiegen. Im 
Besitz des Trusts und von ihm beherrscht 101 Schiffe 
mit 939.128 t. Reingewinn des Trusts am Schluß des 
letzten Rechnungsjahres [30. Juli 1917] 26 Millionen 
Dollar. Zum Trust gehören 13 Schiffahrts- und 
Schiffbaugesellschaften.) „Berliner Börsen-Courier“, 
8. November. 

wirtschaftliche Organisation der Vereinigten 
Staaten. („Urgent Deficieney Act“ der Union vom 
15. Juni 1917, betreffend Vergrößerung der nord- 
amerikanischen Handelsflotte zum Nutzen der Regie- 
rung, die weitgehende Rechte über die fertigen und im 
Bau befindlichen Schiffe und das Schiffsbaumaterial 
erhält. Für Handelsflotte Kredit von 750 Millionen 
Dollar bewilligt. Ferner durch „Espionage Act“ vom 
15. Juni 1917 staatliche Regelung der Ausfuhr fest- 
gesetzt, um Versorgung der Union zu sichern und jene 
der Mittelmächte durch Hilfe der Neutralen zu ver- 


Beschränkung 
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hindern. Durch „Food Control Act“ vom ıo. August | 
1917 Verbrauch und Aufbewahrung von .Lebens- 
mitteln und Brennstoffen durch die Regierung ge- 
regelt.) „Neue Zürcher Zeitung“, 20. Oktober. 
Contre les sous-marins. L’effort Britannique. (In England 
lebhafte Tätigkeit auf allen Werften. Kein Schiffbau 
ohne Genehmigung des Bauplanes durch die Regie- 
rung, Standardisierung der Neubauten. nach vier 
Gruppen: Schiffe von 8000 t mit einem und mit zwei 
Decks, solche mit 5000 und 3000 t. Auf den Werften 
viele Frauen, Jugendliche und Invalide beschäftigt. 
Außer den Standardschiffen auch andere zur Beförde- 
rung von Gefrierfleisch und Petroleum im Bau.) „Le 
Matin“ (Paris), 10. Oktober. 


Binnenschiffahrt. 


Die Bedeutung der Schiffbarmachung des Oberrheins für 


die westlichen Alpenländer. (Im österreichischen Ab- 
geordnetenhaus wurde von den Vorarlberger Abgeord- 
neten ein Antrag eingebracht, der die Regierung auf- 
fordert, sich mit dem Deutschen Reich und der 
Schweiz über einen gemeinsamen Plan der Schiffbar- 
machung des Oberrheins bis zum Bodensee zu einigen 
und die hierzu erforderlichen Verhandlungen möglichst 
schnell einzuleiten. Die Regierung möge bei diesen 
Verhandlungen den Anschluß Österreichs an die Rhein- 
schiffahrtsakte durchsetzen und die Abgabefreiheit 


auf dem Stromlaufe des Rheins vertreten.) „Die 
Wasserwirtschaft“ (Wien), 15. Oktober. 
Großschiffahrtsstraße und bayerisches Zwangsenteig- 


nungsrecht. (Das bayerische Zwangsenteignungsrecht 
dürfte anläßlich des Baues der bayerischen Groß- 
schiffsstraße nicht genügen, da es sich nicht nur darum 
handelt, die an Häfen und Bauten nötigen Grundstücke 
zu enteignen, sondern auf ungefähr ein Kilometer 
Breite, den ganzen Kanal entlang, das Land dem 
Privatbesitz zu entziehen, um die Spekulation zu ver- 
hindern. Eine einheitliche, großzügige Umarbeitung 
dieses Rechtsgebietes wäre vom gesetztechnischen 
Standpunkt aus wünschenswert.) Von Dr. jur. 
H. Huber, Assessor am Archiv des bayerischen 
Landtags. „Die freie Donau“ (Regensburg), 15. Ok- 
tober. 

der Haftung in der Binnenschiffahrt. 
(Entsprechend der im Weltkrieg von den Speditions- 
vereinigungen eingeführten Beschränkung der Haf- 
tung auf höchstens zwei Mark für ein Kilogramm, von 
der Schlesischen Dampfer-Comp. und Berliner Lloyd, 
Aktiengesellschaft in den Zeitungen. Beschränkung der 
Haftung für Beschädigung und Verlust auf 200 M. 
für 100 kg angekündigt. Abänderung der Bestimmun- 
gen des Handelsgesetzbuches durch Vertrag möglich; 
ob Zeitungsveröffentlichungen hierfür hinreichend, 
zweifelhaft. Die Beschränkung der Haftung begründet 
durch Erhöhung des Wertes der Waren und durch 
die geringere Verwendbarkeit und Zuverlässigkeit des: 
Schiffspersonals in der Kriegszeit.) „Das Schiff“ 
(Berlin), 2. November. 

La legislation sur la navigation fluviale. Un message du 
conseil federal. (Für die Schweiz wünschenswert der 
Ausbau des Oberrheins für Schiffahrt. Hierdurch er- 
möglicht, schwere Waren billiger aus- und einzuführen. 
Kosten der Schiffbarmachung der Rhöne zwischen 
französischer Grenze und Genfersee einschließlich Er- 
richtung eines Handelshafens in Genf auf 28 Millionen 
Francs berechnet. Vorteilhaft wäre auch Fortsetzung 
der von der iatlienischen Regierung beschlossenen 
Schiffahrtsverbindeng zwischen Venedig und Mailand 
bis zum Langen See.) „Journal de Geneve“, 23. Ok- 
tober. 


‚Eisenbahnwesen. a 


Steirische Bahnfragen. (Die schlechten Ernährungsver- 


hältnisse Steiermarks teilweise auf die Unzulänglich- 
keit des steirischen Eisenbahnnetzes zurückzuführen. 
Südbahn durch Militärtransporte und Güterbeförderung 
für das Heer überlastet, Aspangbahn für Güterverkehr 
angeblich nicht geeignet. Anträge wurden kürzlich im 
Reichsrat gestellt, die Eisenbahn Gleisdort—Hartberg 
mit der Anschlußstrecke Kaindorf—Pöllau, sodann 
jene von Feldkirch über Gleichenberg nach Radkers- 
burg und eine Linie von Köflach nach Obersteiermark, 
die alle schon vor Kriegsbeginn als notwendig be- 
funden wurden, raschestens auszuführen, da die Ver- 
besserung des Verkehrs eine ‚staatliche, militärische, 
volkswirtschaftliche Notwendigkeit sei.) „Grazer Tag- 
blatt“, 7. November. 


Post und Telegraphie. 


Moderne Sklaven. (Im Wiener Hauptamt der Postspar- 


kasse beträgt der Monatsgehalt für zehn- bis elf- 
stündige Arbeitszeit bei den sogenannten Kalkulan- 
tinnen nach zehnjähriger Dienstzeit 128 K. Teuerungs- 
zulage belief sich zu einer Zeit, in der andere staat- 
liche Betriebe bereits weit größere Zulagen zahlten, 
auf acht Kronen. Den Beamtinnen verboten, einen 
Mittagstisch einzurichten. In die Kaffeeküche dürfen 
sie, um keine Zeit zu verlieren, nicht selbst gehen, 


‚sondern müssen sich den Kaffee von den Dienern holen 
lassen. Die Weihnachtsremuneration wurde im Jahre 
1916 herabgesetzt.) „Der Morgen“ (Wien), 'I2. No- 


vember. 


Confederation. Telegraphes et Telephones. (Besserung 


des Telegraphenwesens in der Schweiz nötig; dieses 
im Weltkrieg überlastet; die meisten Telegramme 
dringend aufgegeben, so daß auch diese infolge 
Personalmangels nicht schneller befördert werden 
können als die gewöhnlichen. Auch Telephonverkehr 


überlastet; Mangel an ausgebildetem Personal, das 
vielfach eingerückt ist und durch unausgebildete Hilfs- 


kräfte ersetzt wurde; ‘ferner Mangel an Material; teil- 
weise Telegraphendrähte für Telephonverkehr und 


[22. NOVEMBER ıg17 


umgekehrt ausgenützt. Wünschenswert, daß die neuen 


Apparate nicht wie bisher aus deutschen, sondern aus 
schweizerischen Fabriken bezogen würden.) „La Tri- 
bune de :Geneve‘“, 26. Oktober. 


Norwegens in- und ausländischer Postverkehr. (Inländi- 


scher Postverkehr Norwegens während des Weltkrieges 


stark gestiegen. 1916 wurden ı17t/, Millionen Briefe | 


befördert, gegen 104!/, Millionen im Jahre 1915. Ein- 
nahmen beliefen sich auf etwa 13, Ausgaben auf 
12 Millionen skandinavische Kronen. Den Hauptanteil 
an den ein- und ausgehenden Briefsendungen hatten 
die Vereinigten Staaten, Deutschland, “Schweden, 
Dänemark, Großbritannien, Frankreich, Schweiz. Im 


Wertpaketverkehr hatten Dänemark und Schweden die 


größten Ziffern.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 30. Oktober. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 


politik. 


Beschwerden und Vorschläge der steirischen Industrie in 


Ernährungsfragen. (Ernährungsverhältnisse der steiri- 
schen Industriearbeiter bedeutend schlechter als jene 


in «Wien. Kohlenzuweisungen für die Kohlenkarten, 


noch nicht erfolgt. Versorgung Steiermarks durch die 
Vorbereitungen des Großangriffes gegen Italien seit 


Monaten gehemmt. Möglichst rasche Auflassung der 


Lager der «Flüchtlinge aus Görz-Gradiska [Küsten- 
land] sehr erwünscht. Ferner sollten die italienischen 


{ 


| 
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Bosnisch-hercegovinische Ernährungskonferenz. 


Le nouveau Recensement. 


Kriegsgefangenen für die derzeit dringenden landwirt- 
schaftlichen Arbeiten beigestellt werden.) „Grazer 
Tagblatt“, 3. November. 

(Teil- 
nehmer der am 29. Oktober eröffneten Ernährungs- 
konferenz für Bosnien-Hercegovina nicht zweck- 
entsprechend gewählt. Hauptursache des Versagens 
der dortigen Versorgung die mangelhaften Verkehrs- 
einrichtungen und Verschiedenheit der Erzeugungs- 
verhältnisse. Die Tagung beschäftigt sich mit: Über- 
sicht über das Wirtschaftsjahr 1916/17; Besprechung 
der Ernteergebnisse nach Kreisen und Bezirken; 
Festsetzung von aufzubringenden Mengen; Mitteilun- 
gen über die Kartoffelernte; Förderung des Gemüse- 
anbaues, besonders durch die Städte, und Anderes.) 
„Sarajewoer Tagblatt“, 30. Oktober. 


Zur Aufklärung über Ernährungsfragen im kommenden 


Winter. (Kartoffelernte in Deutschland befriedigend. 
7 Pfund wöchentlich und 1?/, Pfund als Brotstreckung 
auf den Kopf. Von Januar an dürften die aus Getreide 
hergestellten Nährmittel wieder zu haben sein. Er- 
zeugung von Malzextrakt für Kinder als Ersatz für 
Milch. Gemüse- und Obstversorgung besser als im 
Vorjahr; Zuckerzuweisungen in der gleichen Höhe 
wie ım Vorjahr, desgleichen die Fettabgaben.) „Köl- 
nische Volkszeitung“, 26. Oktober. 


Die Kriegsnot der Schweiz. Die neuen Sparmaßnahmen. 


(Schweizerische Verordnungen über Herstellung von 
Kartoffelbrot: das Brot darf nur ı5 Prozent Kartoftel- 
mehl oder 40 Prozent rohe oder gekochte Kartoffeln 
enthalten und muß als Kartoffelbrot kenntlich gemacht 
werden; 500 g Kartoffelbrot sind 425 g gewöhnlichen 
Brotes für die Abgabe auf Brotkarten gleichzuhalten. 
Butter und Teigwaren nur gegen Karten abzugeben. 
Ausgabe von Bezugsscheinen für Kohle; die Ver- 
braucher mit Jahresbedarf über 5000 kg verpflichtet, 
Aktien der Kohlenzentrale-A.-G. in Basel zu über- 
nehmen. Einschränkung der Arbeitszeit auf den Post- 
ämtern zur Ersparung von Beheizung und Beleuch- 
tung.) „Die Zeit“ (Wien), 8. November. 


Lebensmittel- und Brennstoffversorgung. (Bedarfs- und 


Erzeugungsmengen der wichtigsten Lebensmittel in 
der Schweiz: Brotgetreide: Mindestverbrauch 450.000 
bis 500.000 t, Eigenerzeugung 160.000 t, steigerungs- 


fähig auf 300.000 f; Kartoffeln: Mindestverbrauch 
700.000 t, Eigenerzeugung 300.000 t, steigerungs- 
fähig auf 1,200.000 t; Obst: Mindestverbrauch 


500.000 f, normale Eigenernte 350.000 ft, 1917 weit 
höher; Gemüse: Mindestverbrauch 30.000 bis 40.000 £, 
inländische Mehrgewinnung dringend nötig. Regt die 
Förderung der Mehrerzeugung durch Gründung von 
Produktivgenossenschaften nach Muster der in der 
Schweiz bereits bestehenden [Ceres, Flora] an.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 25. Oktober. 


(Französisches Gesetz vom 
20. April 1917 über eine im Laufe des Sommers vor- 
zunehmende neue Volkszählung bisher nicht durch- 
geführt. Es hätte der damals beabsichtigten Einführung 
der Zivildienstpflicht und der Verteilung von Zucker- 
karten dienen sollen. Zivildienstpflicht jedoch nicht 
eingeführt und Zucker- sowie Kohlenkarten, für kurze 
Zeit auch Brotkarten ohne neue Volkszählung aus- 
geteilt. Derzeit in den französischen Zeitungen wieder 
Mitteilungen über Volkszählung erschienen, deren 
Zweck kaum viel anders sein könnte.) „Le Temps“ 
(Paris), 24. Oktober. 


Die heurige Kartoffelernte. (Trotz der Trockenheit im 


Gebiet von Ismid haben die Anpflanzungen bei Ada- 
bazar und die am Sabandscha-See eine gute Kartoffel- 
ernte ergeben. Allein in der Gegend von Adabazar 
wurden heuer 12.000 Dönüm Land mit Kartoffeln ı 
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Die Streckung des Tabaks. 


Der Kakaomarkt 


Die Moargarinefabrikation in England. 


bebaut.) Nr. 66 der „Iktissadijjat Medschmuasy“ 
(Konstantinopel), ıı. Oktober. 


Drei fleischlose Tage in Konstantinopel. (Ab ı. No- 


vember ist das Aushacken sowie der Verkauf von 
Fleisch ebenso der Verkauf und Verbrauch von Fleisch 
und Fleischspeisen in jeder Form an Samstagen, 
Montagen und Mittwochen verboten. Der Verkauf von 
Geflügel und Wildbret ist jederzeit gestattet. Die Ver- 
ordnung erstreckt sich auf das Gemeindegebiet Kon- 
stantinopel und das Kaza Kartal. Verboten ist ferner 
die Schlachtung durch Schlächter und Fleischhändler 
im Laden; zur Schlachtung werden gewisse öffentliche 
Plätze und Märkte bestimmt.) Nr. 7437 des „Tanin“ 
(Konstantinopel), 26. Oktober. 


Nahrungsmittelindustrien. 


(Österreichischer Pfeifen- 
tabak wird neuerdings durch Rotbuchenlaub gestreckt. 
Beginn einer großen Laubsammeltätigkeit im Wiener- 
wald durch Frauen. Bei genügenden Arbeitskräften 
rechnet man auf tausend Waggons Buchenlaub im 
heurigen Herbst.) „Wiener Allgemeine Zeitung“, 
5. November. 

in der Kriegszeit.. (Kakaoeinfuhr 
Frankreichs 1914 260,854 q, 1916 371.724 g. Stei- 
gerung auf den Bedarf des Heeres zurückzuführen. 
In Frankreich nur Ausfuhr der Kakaobohnen gestiegen, 
die von Kakaopulver und Schokolade bedeutend ge- 
sunken. Starke Steigerung der Kakaopreise. Englischer 
Verbrauch im Jahre 1916 198.182 cwts. gegen 
278.188 cwts. im Jahre 1915; und infolgedessen Ver- 
größerung der Vorräte. Versorgung der Neutralen 
durch ein Abkommen zwischen der Schweiz und den 
Ententeländern mit Einschluß der Vereinigten Staaten. 
Kakaoerzeugung in Brasilien und der Zahnküste stark 
gestiegen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 3. November. 
(Kunstbutter- 
erzeugung in Großbritannien weist Fortschritte auf. 
Wöchentlicher Durchschnittsverbrauch 5000—6000 t. 
Einfuhr 1912 betrug 3,886.138 cwts., I9I6 nur mehr 
2,145.267 cwts. 75 Prozent der Einfuhr aus Däne- 
mark, Rußland und Schweden, nur 25 Prozent aus 
britischen Besitzungen, Australien und Neuseeland. 
Britische Einfuhr von Butter und Margarine zu- 
sammen im Jahre 1916 nur 244.435 cwts. gegen 
277.174 cwts. im Jahre 1913. England könne zweifel- 
los durch Margarineerzeugung nicht nur seinen eigenen 
Bedarf befriedigen, sondern auch ins Ausland ver- 
senden. Rohstoffe, wie Baumwollsamen,« Erdnüsse, 
Sesam u. a. genügend im britischen Reiche vorhanden.) 
„Wirtschaftsdienst““ (Hamburg), 2. November. 


Holz. 


Eine neue Forsischule in Adana. (Das Handels- und 


Ackerbauministerium hat die Errichtung einer Forst- 
schule in Adana, die sich ausschließlich mit prakti- 
schem Unterricht befassen wird, beschlossen.) Nr. 7435 
des „Ikdam“ (Konstantinopel), 24. Oktober. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Aus der amerikanischen Aluminiumindustrie. (Die Alu- 


miniumeinfuhr der Vereinigten Staaten seit Kriegs- 
beginn bedeutend gesunken. Im Jahre 1913 kamen aus 
Deutschland mit 3770 t die größten Bezüge, ihm 
folgten Kanada und England mit 3050 und 2190 t. 
Im Jahre 1915 belief sich die Einfuhr aus Kanada 
mit 3480 t auf weit über die Hälfte der Gesamtmenge. 
Aluminiumerzeugung in den Vereinigten Staaten so 
bedeutend gestiegen, daß man für die Zeit nach 
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Arbeitsvermittlung und Textilindustrie. 


Friedensschluß mit einer nordamerikanischen Ausfuhr 
rechnet. Bauxit- und Tonerdeverbrauch in der Union 
stark erhöht. Einfuhr von Bauxit, da die Förderung 
im eigenen Lande nicht ausreicht, aus Englisch- 
Guyana.) „Neue Zürcher Zeitung“, 7. November. 


Textilindustrie, Konfektion. 


(Regierungs- 
entwurf über die Regelung der öffentlichen Arbeits- 
vermittlung in Österreich sieht als Träger der Organi- 
sation die Gemeinde vor; staatliche Unterstützung von 
ungefähr 1000 bis 1500 K für den einzelnen Arbeits- 
nachweis jährlich vorgesehen; gemeindliche Arbeits- 
nachweise werden in staatlichen Landesarbeitsnach- 
weisstellen zusammengefaßt, die durch Herausgabe 
eines Arbeitsmarktanzeigers sowie durch Errichtung 
von Zentralauskunftsstellen den Ausgleich der Arbeits- 
nachweisstellen untereinander pflegen sollen. Als 
oberste Leitung eine Reichszentrale gedacht. Diese 
Pläne den besonderen Verhältnissen der Textilindustrie 
angeblich nicht ganz angepaßt; bei Verteilung der 
Arbeiter nicht nach Zahl der im Frieden textil- 
industriell beschäftigten Arbeiter, sondern nach Unter- 
schied zwischen der Friedenszahl und den noch vor- 
handenen Arbeitern vorzugehen.) Von Dr. Arnold 
Schwarz. „Allgemeine Österreichische Textil-Zeitung“ 
(Wien), 26. Oktober. 


. Papier. 


Le prix des livres. (Am wichtigsten für das lesende 


Publikum Frankreichs die billigen Bücher zu Francs 
3:50; diese derzeit von den Buchhändlern öfters ‘mit 
vier Francs verkauft. Diese Preissteigerung, wenn 
von den Sortimentern vorgenommen, auch bei Büchern 
ungerechtfertigt, die im Weltkrieg gedruckt wurden, 
da nur die Verlagskosten erhöht wurden und die 
Sortimenter infolge der Zurücknahme unverkaufter 
Bücher durch die Verleger vor Verlusten gesichert 
sind.) „Le Temps“ (Paris), 19. Oktober. 


Leder und Lederwaren. 


Zur Lederfrage. (Im letzten Friedensjahr hat Öster- 


reich-Ungarn neun Millionen Kilogramm rohe Häute 
und Felle mehr ein- als ausgeführt. Daneben Aus- 
fuhrüberschuß an Schuhen. Für Sohlenleder Öster- 
reich-Ungarn vor Kriegsbeginn mit mehr als einem 
Drittel des Verbrauches auf Einfuhr angewiesen. Im 
Weltkrieg die ausfallenden Häute und das Leder 
zwischen Österreich und Ungarn nach dem Quoten- 
schlüssel aufgeteilt. - Dieses Leder von Heeresver- 
waltung in militärtaugliches und -untaugliches unter- 
schieden; letzteres für Zivilbedarf freigegeben. Leder- 
bedarf der Heeresverwaltung im Steigen; Leder ver- 
wendbar nicht nur für Schuhe und Treibriemen, 
sondern auch für Autoreifen, Tragriemen, Anzüge für 
Unterseebootmannschaft und Flieger, Dichtungsringe 
für Minen etc. Durch Notschlachtungen infolge 
Futtermangels derzeit Häutebelieferung der Gerber 
größer als jemals im Frieden, doch Schwierigkeiten 
der Bearbeitung [Arbeiter- und Gerbstoffmangel] 
bisher nicht behoben.) ‚Der österreichische Volks- 
wirt“ (Wien), Io. November. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Falsche Theorien. Die Kriegsgewinne der großen Werke. 


(Auch die kleinen und weniger gut eingerichteten 
Werke der deutschen Eisenindustrie verdienen der- 


zeit weit über das Friedensausmaß. Staat‘ erhält 
von den hohen Gewinsten nur kleinen Teil in den 
Steuern zurück. Die hohen Arbeitslöhne werden teils 
als Anlaß, teils als Ausrede für die Preissteigerungen 
verwendet; dagegen vom „Berliner Tageblatt‘ Über- 
nahme der Werke in staatliche Eigenregie vorge- 
schlagen.) „Berliner Tageblatt“, 29. Oktober. 


Die Singer Comp. (Betriebsjahr 1916 bei der in Deutsch- 


land tätigen Singer-Nähmaschinengesellschaft nach 
„Neuer Hamburger Zeitung‘ mit Verlust von 3°6 Mil- 
lionen Mark abgeschlossen trotz starker. Beteiligung 
an Heereslieferungen. Von der Singer-Gesellschaft 
Hoffnung ausgesprochen, daß nach Friedensschluß | 
dieser Verlust durch Erweiterung der Verkaufsein- 
richtung und Zurückgehen der Unkosten wettgemacht 
werde; dies heiße, daß die Gesellschaft auf Beherr- 
schung der deutschen und österreichisch-ungarischen 
Märkte durch ihre zu gunsten nordamerikanischer 


Kapitalisten verkauften Nähmaschinen rechne.) 
„Österreichische _ Nähmaschinen-Zeitung“ (Wien), 
31. Oktober, 


Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie 


Waren daraus. 


Die Fettnot. (Österreich führte im Frieden für 16 Mil- 


lionen Kronen mehr Fettstoffe ein als aus, Fett- 
erzeugung im Weltkrieg stark zurückgegangen, da 


- Kraftfuttermittel fehlen. Fettversorgung derzeit Frage 


der Milchgewinnung, die, um dem Fettbedarf zu ge- 
nügen, um 200 Millionen Liter im Monat gesteigert 
werden müßte. Ziegenhaltung zu wenig gepflegt.) Von 
Dr. Michael Hechenblaikner. „Die Seife“ (Wien), 
31. Oktober. 


Wandlungen in der Fett- und Ölindustrie während des 


Krieges. (Ölpreise [besonders die der Speiseöle] 
stiegen in Österreich von ı bis ı°5 auf K 25'30 pro kg! 
Fehler der Regierung, nicht gleichzeitig für Speise- 


und Industriefette Höchstpreise festzusetzen. Verbot || 


der Verarbeitung von Neutralfetten und Ölen auf 
Seife sowie der Erzeugung von Schmierseife; Be- 
schlagnahme von Glyzerin jeglicher Form für die 
Heeresverwaltung, Erzeugung von Glyzerin auf syn- 
thetischem Weg; Verbot der allzu weitgehenden Raffı- 
nierung der Erdöle und des Paraffins. Beschlagnahme 
von Harz, da Preise des Kolophoniums phantastische 
Sätze [450—500 K pro kg] erreichten.) Von Dr. Bela 
Lach. „Die Seife“ (Wien), 31. Oktober. 


Stellung des Reichsamtes des Innern zur Zusammen- ' 


legung der Seifenfabriken. (Freier Zusammenschluß 
der Industriegruppen wünschenswert; Zwangssyndi- 
kate nur ın Fällen, da freier Zusammenschluß nicht 
erreichbar. Es sei sorgfältig darauf zu achten, daß der 
Handel nicht auf Gebieten ausgeschaltet werde, wo 
er für die deutsche Volkswirtschaft unentbehrlich sei. 
Für die Einhaltung dieses Grundsatzes biete angeblich 
neben der Schuhfabrikation auch die Seifenindustrie 
ein Beispiel.) „Seifensieder-Zeitung“ (Augsburg), 
31. Oktober. 


Der Olivenbau in der Türkei. (Ein Artikel des „Journal 


der Konstantinopler Handelskammer“ regt die Ver- 
edlung der zahllosen wildwachsenden Olivenbäume 
sowie die Anlage ausgedehnter Olivenhaine am Mar- 
marameer an. Die Ernte der Früchte durch Abschlagen 
wäre zu vermeiden. Nach den offiziellen Zollstatistiken 
Wert des ausgeführten Olivenöles etwa 700.000 türki- 
sche Pfund, die Einfuhr 50.000 türkische Pfund. Er- 
trag des Olivenanbaues leicht zu verzehnfachen, die 
Einfuhr ganz überflüssig und zu vermeiden.) Nr. 66 
der „Iktissadijjat Medschmuasy“ (Konstantinopel), 
11. Oktober, 
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| Zifte der dem wirtfchaftspolitifchen Ardiv 
zugekommenen Deröffentlichungen. 


Vom 7. September bis inklusive 6. Oktober 1917. 


Programm der k. k. Hochschule für Bodenkultur in 
Wien für das Studienjahr 1917/18. Wien, 1917. 

Dr. Wilhelm Knorr, Die Donau- und die Meerengen- 
irage. Weimar, Verlag Gustav Kiepenheuer, 1917. 

60. Jahresbericht der Wiener Handelsakademie. 1917. 

Hofrat Dr. Eduard Prinz von und zu Liechtenstein und 


Handelshochschule München, Vorlesungen und Übungen | Professor Dr. Rudolf Peerz, Die Sorge um das kommende 


im Wintersemester 1917/18. 

- Ingenieur J. Schwarzl, Das Habsburgerreich — euro- 

päische Verkehrszentrale. Linz, Verlag der Oberösterreichi- 

schen Buchdruckerei- un Verlagsgesellschaft, 1917. Preis 

K 1'80. x 
Lujo Brentano, Die Anfänge des modernen Kapitalismus. 


München, Verlag der königlich bayerischen Akademie der 
Wissenschaften, 1916. 
Cwiklinski. Das Königreich Polen vor dem Kriege. 
Leipzig-Wien, Verlag E. Deuticke, 1917. Preis 7 K. 
Dr. Th. Arldt, Die Völker Mitteleuropas und ihre 
Staatenbildungen. Leipzig, Dietrichsche Verlagsbuchhand- 
1917. Preis 4 M. 


lung, 
- Dr. W. Borgius, Schaffung eines zentralen Außenhandels- 
instituts durch Kartellierung der deutschen Außenhandels- 
vereine. Berlin, Handelsvertragsverein, 1917. 

45. Bericht des Wiener Fortbildungsschulrates über seine 
Wirksamkeit im Schuljahre 1915/16. Wien, 1917. 

Aus Österreichs Vergangenheit. Quellenbücher zur öster- 
reichischen Geschichte. Wien "und Leipzig, Schulwissen- 
schaftlicher Verlag A. Haase, 1917. Nr. ı: Professor 
Dr. Hugo Pöpperl, Die Pragmatische Sanktion. — Nr. 2: 
Dr. Karl Schneider, Der Reichstag von Kremsier. — Nr. 3: 
Professor Dr. Martin Wutte, Der Zusammenschluß der alt- 
österreichischen Lande. Nr. 4: Professor Dr. .R. E. 
Kaindl, Die Ansiedlung der Deutschen in den Karpathen- 
ländern. — Nr. 5: Professor A. Kutschera, Aus den Tagen 
der Hussitenkriege. König Siegmund im Kampfe um Prag. 
— Nr. 6: Dr. Adolf Sanka, Die böhmischen Brüder. 
Nr. ıı: Professor Dr. S. Spitzer, Aus dem Briefwechsel 
Maria Theresias mit Josef 1. 

Daniel Belle, Comment payer les frais de guerre. La 
fortune de l’Allemagne et celle des Allies. II. Auflage. 
Lausanne-Paris, 1915. 

Politische Karte von Europa. Zürich, Verlag Art. Institut 
Orell Füßli, 1917. Preis 1, Franc. 

Fr. v. Borstel, Die deutsche Auslandsschule und die Vor- 
bildung ihrer Lehrer. Eine Zukunftsfrage für die Stellung 
des Deutschtums in der Welt. Hamburg, Verlag von C., 
Boysen, 1917. Preis M. 1'30. 

Dr. H. Schlieben: Die deutsche Diplomatie. Wie sie ist 
und wie sie sein sollte. Zürich, Verlag Art. Institut Orell 
Füßli, 1917. Preis ı M. 

Dr. v. Onciul, Wirtschaftspolitisches Handbuch von Ru- 
-mänien. Gotha, Verlag F. A. Perthes, 1917. 

G. H. Clarke, Warum trat Amerika in den Weltkrieg? 
Zürich, Verlag Art. Institut Orell Füßli, 1917. Preis ı Franc. 

33. Jahresbericht des Vereines schweizerischer Maschinen- 
industrieller pro 1916. Mit Anhang über die Lage der 
schweizerischen Maschinenindustrie im Jahre 1916. Zürich, 
1917. 

Justus Hashagen, Ostasienpolitik der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Deutsche Kriegsschriften, 25. Heft. Bonn, 
Verlag A. Marcus u. Weber, 1917. Preis M. 1'20. 

Stenographischer Bericht über die Verhandlungen des 
Ungarisch-deutschen Wirtschaftsverbandes, des Deutsch- 
österreichisch-ungarischen Wirtschaftsverbandes und des 
Österreichisch-deutschen Wirtschaftsverbandes am 23. und 
24. Juni 1917 in Budapest, betreffend das gemeinsame Vor- 
gehen in den Fragen der Übergangswirtschaft. Budapest, 
1917. Preis 6 K. 

H. Scherer, Das mitteleuropäische Wirtschaftsgebiet und 
seine Beziehungen zur Weltwirtschaft. Beihefte zur Zeit- 
schrift „Lehrerfortbildung“. Prag, Wien, Leipzig, Schul- 
wissenschaftlicher Verlag A. Haase, 1917. Preis 2 K. 

Alfred Lansburgh, Zur Systematik der Preisbildung an 
der Effektenbörse. Stuttgart, Verlag von Ferdinand Enke, 
1917. Preis M. 180. 

Dr. Robert Follenius und Dr. Karl Feßmann, Der Zucker 
im Kriege. Berlin, Verlag der Beiträge zur Kriegswirt- 
schaft, 1917. 

Das mitteleuropäische Wirtschaftsbündnis und der inter- 
nationale Handelsverkehr. Wien und Leipzig, herausgegeben 
vom Mitteleuropäischen Wirtschaftsverein in Österreich, 
1917. { 

Professor Dr. R. v. Hippel, Über Recht und Krieg. 
Leipzig, Verlag von S. Herzel, 1917. Preis 80 Pfennig. 

Statistik des Bergbaues in Österreich für das Jahr 1913, 

3. Lieferung. Statistik des Bergbaues in Österreich für das 
Er 1914, 1. Lieferung. Wien, 1916 und 1917. 

Nicola Stoianovitch, Bosnie- Herzegovine. Geneve, 

Carnet Commercial Universel. II. Auflage. Paris, 
Preis 3 Francs. 


1017, 


Geschlecht. Entwicklungsgedanken über Jugendschutz und 
Kriegerwaisenfürsorge in Österreich. Wien, Verlag des 
Kriegshilfsbureaus des k. k. Ministeriums des Innern, 1916. 
Preis 60 h. 

Systematische Übersicht der wirtschaftlichen Gesetz- 
gebung Österreichs für die Zeit vom ı. Januar bis zum 
31. Juli 1917. Zusammengestellt von der Handels- und Ge- 
werbekammer Triest, Abteilung Wien. 

Horst Weyhmann, Unsere Südsee, 
Bestandteil der deutschen 
Dietrich Reimer, 1917. Preis K 1'44. 

Professor Dr. Hermann Levy, Sechs Monate Seesperre 
gegen England. Berlin, Deutscher Schriftenverlag, 1917. 
PreisuRl 7:26; 


ein unentbehrlicher 
Volkswirtschaft. Berlin, Verlag 


Hofrat Dr .Friedrich Karminski, Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Kohlennot in Italien. 

Die privaten Versicherungsunternehmungen in der 
Schweiz im Jahre 1915. Veröffentlicht auf Beschluß des 


schweizerischen Bundesrates. Bern, 1917. 

Kriegsübereinkommen als Anhang zu den zwischen dem 
Verbande österreichischer Eisen- und Metallwarenprodu- 
zenten einerseits, dem österreichischen Metallarbeiter- 
verbande, dem Zentralverein der Gießereiarbeiter Öster- 
reichs und dem Verein der Juweliere, Gold- und Silber- 
schmiede etc. anderseits abgeschlossenen Arbeitsverträge. 
Wien, 1917. 

Hans Autech, Lehrbuch zur Selbstvorbereitung für die 
Bankprüfung. Wien, Verlag Moritz Perles, 1916. 

Dr. Friedrich Hertz, Die Produktionsgrundlagen der 
österreichischen Industrie vor und nach dem Kriege, ins- 
besondere im Vergleich mit Deutschland. Wien, Verlag für 
Fachliteratur, G: m. b, H;, .1917. Preis 8 K. 

A. Uhl, Kann die zunehmende Aufsaugung der landwirt- 
schaftlichen Kleinbetriebe durch die Innenkolonisation kom- 
pensiert werden? Leipzig, Reichenbachsche Verlagsbuch- 
handlung, 1916. Preis K 1'35. 

Dr. Robert Deumer, Das Hamburgische Hypotheken- 
kreditwesen. 3. Heft der „Hamburgischen Forschungen, 
herausgegeben von K. Rathgen und F. Stuhlmann. Ham- 
burg, Verlag von Georg Westermann, 1917. 

Dr. Richard Pohle, St. Petersburg. Heft 128 der „Meeres- 
kunde“, herausgegeben vom Institut für Meereskunde an 
der Universität Berlin. Berlin, Verlag von Ernst Siegfried 
Mittler & Sohn, 1917. Preis K 1r'1o0. 

Dr. Ernst Gerö, Eheschließungs- und Trennungsfreiheit 
der Ausländer in Ungarn. VIII. Auflage. Budapest, Verlag 
der „Eherechtsbibliothek‘“, 1917. Preis 3 K. 

Hans Autech, Lehrbuch zur Selbstvorbereitung für die 


Bankprüfung. Wien, Verlag von Moritz Perles, 1917. 
K. k. Exportakademie. Bericht über die feierliche Er- 
öffnung des neuen Akademiegebäudes am 20. März 1917. 


Wien, Verlag der k. k. Exportakademie, 1917. 

Dr. J. Wirz, Die Getreideproduktion und Brotversorgung 
der Schweiz. II. Auflage. Zürich, 1917. 

F. v. ‚Wrangel, Russische Rückblicke und 
Zürich, 1917. 

Das neue deutsche Reich. Von einem englischen Staats- 
mann. Zürich, 1917. 

M. Sztern, Die Lösung der Nationalitätenfrage. Zürich, 
1917. 

Dr .Emil Berger, Die Organisation der internationalen 
Friedensliga der Staaten (Societe des Nations) als Eid- 
genossenschaft. Ein den Freunden des Fortschrittes der 
Menschheit unterbreiteter Vorschlag. Zürich, 1917. 

Vorgenannte Broschüren stammen aus dem Verlag Art. 
Institut Orell Füßli in Zürich. 

Otto Keßler, Die Textilindustrie auf dem Balkan, 
besonderer Berücksichtigung DBulgariens. (1. Heft 
„Balkan-Bücherei“.) Berlin, Verlag Otto Keßler, 1917. 

Professor Dr. L. Adamovic, Die Ackerbaupflanzen der 
Balkanhalbinsel. (2. Heft der ‚„Balkan-Bücherei“.) Berlin, 
Verlag von Otto Keßler, 1917. 

Professor Dr. Ing. Emil Fischer, Die naturwissenschaft- 
lichen Kaiser Wilhelm-Institute und der Zusammenhang 
von Chemie und Biologie. Deutsches Museum, Vorträge 
und Berichte, Heft ı5. München, 1917. Preis 20 Pfennig. 

Professor Dipl. Ingenieur Konrad Matschoß, Die 
Technik im Kriege einst und jetzt. Deutsches Museum, 


Ausblicke. 


unter 


der 


1917. | Vorträge und Berichte, Heft 16. München, 1917. Preis 


40 Pfennig. 


Buchbefprechungen. 


Das neue Deutsche Reich. Von einem englischen Staats- 
mann. Zürich 1917. Verlag Orell Füßli. 52 Seiten. Preis 
ı Franc. 

In dieser Schrift wird gegenüber Deutschlands Stellung 
in Europa und Übersee ein unfreundlicher, schroffer Entente- 
standpunkt eingenommen; abgesehen von Polen und Elsaß- 
Lothringen werden - auch Deutschlands kolonialpolitische 
Forderungen von vornherein als Maßlosigkeiten und Ge- 
walttätigkeiten beurteilt, während die britische Weltherr- 
schaft mit viel Selbstgefälligkeit als unbedingter Kultur- 
segen angepriesen wird. Als Feindesäußerung bemerkens- 
wert. 

Der Wehrbeitrag 1913. Von M. Erzberger, Mit- 
glied des Reichstages. Stuttgart 1913. Verlag Ferdinand 
Enke. 2. Heft der von G. v. Schanz und Julius Wolf heraus- 
gegebenen finanzwirtschaftlichen Zeitfragen. 33 Seiten. Preis 
M. 1'20. 

Da gegenwärtig die Vermögenssteuer in Deutschland und 
Österreich-Ungarn, besonders aber im Österreichischen Ab- 
geordnetenhaus so eifrig erörtert und geradezu als Rettung 
in schwerster finanzieller Not angesehen wird, verdient die 
vorliegende Schrift besondere Aufmerksamkeit. Sie erörtert, 
von der seinerzeitigen deutschen Regierungsvorlage für den 
Wehrbeitrag ausgehend, grundsätzliche Fragen in bemer- 
kenswerter Weise, mag sie auch auf dem Standpunkt 
stehen, die Vermögenssteuer sei nur eine besondere Form, 
das fundierte Einkommen-zu erfassen. So wird ausgeführt, 
die Vermögenssteuer sei unentbehrlich, um den Bundes- 
staaten die Einkommensteuer ungeteilt zu überlassen; die 
kaufmännischen Bilanzen seien Betriebs-, keine Vermögens- 
bilanzen; man müsse im allgemeinen vom Ertragswert der 
Liegenschaften (wo bleiben dann die Bauplatzwerte?) und 
beim Großgrundbesitz vom Pachtwert ausgehen; gegen den 
Abfluß ven Vermögensstücken ins. Ausland seien inter- 
nationale Vereinbarungen zu treffen etc. 


Betrieb-Wissenschaft.e Von Rudolf Dietrich. Verlag 
Duncker & Humblot, 1914. 815 Seiten. 

Dieses reicher praktischer Erfahrung entstammende Werk 
sucht das Wesen des Betriebes nach Arten und Gattungen, 
Standort, räumlich-sachlicher sowie persönlicher Gliederung 
zu erfassen. Es behandelt die Arbeit im Betrieb, die Be- 
triebsleitung, die Betriebsethik, die soziale Arbeit der Be- 
triebsleitungen innerhalb der Betriebe, die sozialen Lei- 
stungen der Betriebe nach außen hin. Das Buch steht zwar 
im bewußten Zusammenhang mit der neueren Wissenschaft 
der Privatwirtschaftslehre, beschränkt sich aber nicht, wie 
viele der hierher gehörenden Schriften, auf „Chrematistik“, 
J. h. auf Anweisungen zur Befriedigung persönlichen Ge- 
winnstrebens, sondern faßt jeden Betrieb, namentlich jeden 
größeren Betrieb auch als kunstvolle und sozial wertvolle 
wechselseitige Durchdringung wirtschaftlicher und ethischer 
Bestrebungen auf. Dem flüssig und leicht lesbar ge- 
schriebenen Werk ist mannigfache Anregung und Beleh- 
rung zu entnehmen. 


Als Nationalökonom um die Welt. Von Robert Wil- 
brandt. Jena 1913. Verlag G. Diederichs. 83 Seiten. 

Halb Reisebeschreibung, halb nationalökonomische Skizze 
der Vereinigten Staaten von Amerika, Japans und Chinas 
ist das sehr empfehlenswerte Buch wohl geeignet, bei Laien 
und Fachleuten die Kenntnisse jener fremden Volkswirt- 
schaften zu vermehren. Besonders hervorgehoben wird das 
der europäischen Volkswirtschaft Fremde, der Mangel an 
Menschenkraft in Nordamerika, ihr Überfluß in Ostasien 
und die Wirkungen beider Erscheinungen auf das wirt- 
schaftliche Leben der einzelnen Staaten. Überdies werden 
die teils günstigen, teils schädlichen Folgen der immer weiter 
fortschreitenden Europäisierung in den ostasiatischen 
Reichen eingehend besprochen. 


Ägypten; seine staats-- und völkerrechtliche Stellung. 
Von Dr. Hermann Winterer. Berlin 1915, Puttkammer 
& Mühlbrecht. 157 Seiten. Preis 4 Mark. 

Dieses noch vor dem Ausbruche des Weltkrieges fertig- 
gestellte Buch erörtert die Stellung des halbsouveränen, 
von den Türken als province privilegiee bezeichneten 
Staates Ägypten innerhalb des Osmanischen Reiches, die 
staatsrechtliche Natur der ägyptischen Charte, nämlich des 
Hattischerif vom ı. Juni 1841, der nach Ansicht des Ver- 
fassers nur ein einseitig erlassener Bestandteil des türki- 
schen Staatsrechtes ist und nicht unter völkerrechtlicher 
Garantie steht, ferner des Fermans vom 8. Juni 1873, die 
Investitur, Stellung und Herrschaftsrechte’ des Khediven, 
die Erbfolge und Regentschaft, das Verhältnis Ägyptens zu 
den Mächten (Kapitulationen,- gemischte Gerichtshöfe und 
internationale Finanzverwaltungen) und zu England, end- 
lich die englisch-ägyptische Verwaltung. Das Buch, das 
sich durch ausgiebige Berücksichtigung der einschlägigen 
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englischen, französischen und deutschen . Literatur und 


namentlich durch gewissenhafte Quellenangaben Aauszeich- 
net, ist“gewiß geeignet, über die staats- und völkerrecht- 
lichen Verhältnisse Ägyptens vor dem Weltkriege ein- 
gehend zu orientieren. 


Betrachtungen über die politische Lage in Indien. Von Lala 
Lajpat Rai (Lahor, Indien). Bearbeitet und herausgegeben 
vom Europäischen Zentralkomitee der indischen Nationa- 
listen. Verlag Otto Wigand. Leipzig 1917. 52 Seiten. 
Preis ı M.“ 

Eine außerordentlich lehrreiche Schrift, die es dem 
europäischen Leser ermöglicht, die Verhältnisse und die 
politische Lage Indiens einmal aus indischem Gesichts- 
punkt kennen zu lernen. Lala Lajpat Rai, ein hervorragender 
Führer der gemäßigten Indischen Nationalpartei, ein aus- 
gezeichneter Kenner seines Vaterlandes, dem er den größten 
Teil seines Lebens in aufopferungsvollem Dienst gewidmet 


hat, schildert in anschaulicher Weise die .britische Politik 
in Indien, eine Politik reinster und einfachster Despotie, die 


dem indischen Volk die wichtigsten politischen und Frei- 
heitsrechte sowie ein neueren Anforderungen entsprechendes 
Volksbildungs- und Volksschulwesen versagt und die Lage 
der ärmeren Klassen durch das Sinken der Kaufkraft der 
Rupie sich verschlimmern läßt. Er sucht das Gerechtigkeits- 
gefühl des britischen Volkes und das Interesse der Gebildeten 
aller Kulturnationen an den beklagenswerten Zuständen in 
Indien und die Teilnahme für die hungernden, seufzenden 
und gedemütigten Inder wachzurufen. Er mahnt die briti- 
schen Staatsmänner, ihre bisherige Herrschermethode zu 
ändern, da sonst eine Revolution unvermeidlich sei, und 
scheint zu glauben, daß nur durch wohleingerichtete Streit- 
kräfte (vielleicht unter Beistand einer klugen, weitblickenden, 
Indien freundlich gesinnten Großmacht) die Millionen 
Indiens aus der 
britanniens befreit werden könnten. 


Moskau. Von Dr. R. J. Hartmann. Mit 36 Illustra- 
tionen. Orell Füßlis Wanderbilder Nr. 332—335. 
Artistisches Institut Orell Füßli. 75 Seiten. Preis 2 Francs. 

Eine lehrreiche, angenehm zu lesende Schrift über diese, 
derzeit für Petersburg einen besonders gefährlichen Wett- 
bewerb bedeutende osteuropäische Großstadt. Wir sehen 
Moskau, „die Mutter aller russischen Städte“, wie es wurde 


und wie es ist, mit all seinen Sehenswürdigkeiten,‘ mit den | 
berühmten Baudenkmälern, mit all dem bunten religiös- 


gesellschaftlichen Leben und Treiben, das den Westeuropäer 
so eigenartig anmutet. 


Vergangenheit und Zukunft der- Sozialwissenschaften. 
Von Dr. Josef Schumpeter, Professor der Politischen 
Ökonomie an der Universität Graz. München und Leipzig 
1915. Verlag Duncker & Humblot. 137 Seiten. Preis 3 M. 

In großen Zügen wird in dieser ungemein lesenswerten 
Schrift von bedeutendem wissenschaftlichen Gehalt die 
Entwicklung der Sozialwissenschaften geschildert. 
sondere Aufmerksamkeit schenkt der Verfasser ihren An- 
fängen im 18. Jahrhundert, das den Begriff des Wirtschafts- 
gesetzes schuf. Trotz heftiger Bekämpfung dieses Stand- 
punktes haben doch alle späteren Schulen, auch jene, die 
am wenigsten davon wissen wollten, Romantiker und Ver- 
treter der historischen Schule, auf dieser Grundlage weiter 
gebaut. Ganz besonders aber gilt dies von den Sozialwissen- 
schaften um die Wende des 19. und 20. Jahrhunderts, deren 
Wesen in „theoretischer, tatsachengenährter Detailarbeit“ 
bestehe; ihre Lehren unterscheiden sich von jenen des 
Naturrechtes des 18. Jahrhunderts nur durch gesichertere 
Begründung mittels reicheren, wirtschaftsbeschreibenden 
und wirtschaftstatistischen Materials sowie durch feinere 
Ausbildung der deduktiven Vorgangsweisen. 


Die Lage der österreichischen Baumwollspinnerei. Eine 
volkswirtschaftliche Untersuchung. Von Dr. Arnold 
Schwarz. Wien 1913. Manzscher Verlag. Preis K 2°20. 
78 Seiten. 

Man hat es hier mit einer ausgezeichneten, wertvollen 
Schilderung des Entwicklungsganges und der jüngsten 
Vorkriegsgegenwart einer wichtigen österreichischen In- 
dustrie zu tun. Diese Schrift ist gerade derzeit, da an den 
Neuaufbau einer Reihe österreichischer Industrien auf den 
im Weltkrieg verbliebenen Grundlagen geschritten werden 
soll, von großer Bedeutung. Sie sucht zwar Bestand und 
Vorgehen des Spinnerkartells in den letzten vier Jahr- 
zehnten vor dem Weltkrieg zu rechtfertigen und tritt auch 


für eine Staffelung der Baumwollgarnzölle ein, die eine 
nutzbringende Erzeugung der. höheren Garnnummern er- 


möglichen soll, wahrt aber nichtsdestoweniger die wissen- 
schaftliche Unbefangenheit und bildet eine Fundgrube be- 
merkenswerter Angaben über Erzeugungs- und Betriebs- 
statistik sowie Betriebstechnik, über handels- und zoll- 
politische Schicksale sowie soziale Verhältnisse der öster- 
reichischen Baumwollspinnerei von ihren Anfängen im 
XVIII. Jahrhundert bis 1913. 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Sonstige Sozialpolitik 


Übergangswirtschaft. 


Entwicklungsrichtungen der Kriegswirtschaft. (Der 
Konzentrationsprozeß im Bankwesen und in der In- 
dustrie führe dazu, entweder die kleinen Wirtschafts- 
einheiten wiederzubeleben, welche die Kriegswirt- 
schaft beseitigte, oder den Staat an den großen Kon- 
zernen zu beteiligen. Wer nicht für die volle Mecha- 
nisierung unseres Wirtschaftslebens sei, müsse für 
die erstere Lösung eintreten.) „Reichspost“ (Wien), 
17. November. 

Produktionspolitik und Produzentenfeindlichkeit. (Nötig 
für die Zeit der Ersatz- und Übergangswirtschaft 
Freiheit nicht nur auf dem Gebiete der Landwirt- 
schaft, sondern auch auf jenem der Industrie. Zwangs- 
syndizierung und staatliche Regelung der Einfuhr ver- 
‚Tingere den Umsatz, verteuere die Erzeugung und be- 
laste den Verbrauch. Dringend nötig Einigung mit 
Ungarn über Rohstoffeinfuhr und -verteilung sowie 
eingehende Beratung des Ausgleichs im österreichi- 
schen . Abgeordnetenhaus, Aufteilung der ausländi- 
schen Rohstoffe nach Quotenverhältnis zu vermeiden.) 
Rede des Reichsratsabgeordneten Friedmann in der 
Budgetdebatte des Abgeordnetenhauses. „Die Seife“ 
(Wien), 17. Oktober. 

Militärintendanz, Zivilintendanz und Kaufmannschaft. 
(Im Gegensatz zur ausgezeichnet arbeitenden öster- 
reichischen Militärintendanz erziele die angeblich un- 


Seeschiffahrt 

Binnenschiffahrt 

Eisenbahnwesen 

Post und Telegraphie 

Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungspolitik - 

Nahrungsmittelindustrien 

Holz 

Glas, Keramik Fr 3 

Baugewerbe, Steine, Erden ENG 

Bergbau und Hüttenwesen Se 

Textilindustrie, Konfektion 

Papier 

Leder und Lederwaren 

Kautschuk Ä 

Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate . 

Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie Waren "daraus 

Elektrische Industrie 

Chemische Industrie 

Petroleum, Mineralöle 2 ER SER 

Liste der dem wirtschaftspolitischen Archiv zuge- 
kommenen Veröffentlichungen, vom 6. Oktober bis 
inklusive 4. November 1917 

Buchbesprechungen . N 


nötigerweise im Weltkrieg geschaffene Zivilintendanz, 
das heißt die Zentralen, auf Kosten der Bevölkerung 
Gewinne, die zu hohen Jahresgehalten der Beamten 
und Leiter der „Zivilintendanz“ verwendet würden. 
Nötig sei Konfiszierung des im Weltkrieg von den 
Leitern der Zentralen durch Ausübung ihrer Tötigkeit 
erzielten Vermögenszuwachses. Städtische Schulden 
sollen durch Steuern, nicht aber durch Gewinne der 
städtischen Verpflegsämter gedeckt werden, da solche 
Gewinne nur durch Preiserhöhungen und Belastung 
der ärmsten Volkskreise erlangt werden.) Von Josef 
Lazarus, Vizepräsidenten der Fiumaner Handels- und 
Gewerbekammer. „Der Arbeitgeber“ (Wien), 31. Ok- 
tober. 

Ansätze zur Umkehr. (Im- Bereich der preußischen 
Heeresverwaltung ist der freie Handel beim Pferde- 
verkauf wieder hergestellt. Dadurch soll der Aus- 
gleich zwischen pferdearmen und pferdereichen Gegen- 
den ermöglicht werden. Die Freigabe des Pferde- 
handels sei der erste Schritt zu einer vom bisherigen 
Zwangssystem sich entfernenden Wirtschaftspolitik; 
geplant sei ferner die Aufhebung der Zwangsbewirt- 
schaftung der Eier und des Obstes sowie der leicht 
verderblichen Gemüse.) „Arbeitsmarkt-Korrespon- 
denz‘“ (Berlin), 13. November. 

Ce que les Anglais pensent de la reconstruction &cono- 
mique d’apres guerre. (Nach Ansicht des englischen 
Ministers Addison für. Wiederherstellung der Volks- 
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Ausgleichsdissonangen. 


Galizien und Polen. 


wirtschaft nach Friedensschluß [Übergangswirtschaft] 
vor allem Rohstoffbeschaffung nötig. Günstige wirt- 
schaftliche Entwicklung Englands nur möglich bei 
besserem Zusammenarbeiten von Kapital und Arbeit, 
bei befriedigenden Lebensbedingungen der breiten 
Masse der Bevölkerung, gesünderen Arbeiterwohnun- 
gen, bei Hebung des technischen Unterrichts und 
Heranziehung wissenschaftlich gebildeter Arbeits- 
kräfte zu industriellen Unternehmungen und bei rich- 
tiger Organisation von Industrie und Handel nach 
deutschem Muster. Erforderlich ferner bessere Be- 
zahlung der englischen Handelsvertreter im Aus- 
land.) „La Victoire Economique“ (Paris), 27. Ok- 
tober. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und | 


wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


(Während in den Entente- 
ländern enger wirtschaftlicher Zusammenschluß ge- 
plant wird, in Ungarn von Magnatenhausmitglied 
Chorin, einem unentwegten ungarischen Industrie- 
politiker, anläßlich der Beratungen über den Aus- 
gleich handelspolitische Abmachungen mit Deutsch- 
land als „vorläufig nicht wünschenswert“ bezeichnet. 
Dies hoffentlich nur vorübergehende Ausgleichsdisso- 
nanzen.) „Neues Wiener Tagblatt“, 14. November. 
Das polnische und das österreichische Problem. (Bis in 
die allerletzte Zeit hat es zwischen Deutschöster- 
reichern und galizischen Polen an klarer, eingehen- 
der Verständigung über die Frage des etwaigen An- 
schlusses Galiziens an Kongreßpolen unter Herrschaft 
des Hauses Habsburg gefehlt. In den öffentlichen und 
parlamentarischen Erörterungen hierüber sei fast gar 
nicht berücksichtigt worden, daß diese Frage nur 
gleichzeitig mit jener der wirtschaftlichen Annähe- 
rung zwischen Österreich-Ungarn und Deutschland 
selbst als eine der wichtigsten Einzelheiten gelöst 
werden könne, da sicherlich Deutschland in Kongreß- 
polen keine ungünstigere oder wenigstens keine viel 
ungünstigere handelspolitische Stellung werde ein- 
nehmen wollen als Österreich-Ungarn.) Von Dr. G. St. 
„Der österreichische Volkswirt“ (Wien), ı7. No- 
vember. 


Polen. Rückblicke und Ausblicke der polnischen In- 


dustrie. (Mancher polnische Industrielle besorgt, 
durch wirtschaftlich-politischen Anschluß an die 
Mittelmächte vom großen, aussichtsreichen russischen 
Markte abgeschnitten zu werden; hierbei übersehen, 
daß die polnische Industrie im russischen Reiche in 
den letzten anderthalb Jahrzehnten vor dem Weltkrieg 
einer .feindseligen Wirtschaftspolitik begegnete, die 
vor allem auf den Schutz der innerrussischen In- 
dustrie bedacht war. Übrigens habe die polnische In- 
dustrie von den unbedingt nötigen Wiederaufbau- 
arbeiten nach Abschluß des Weltkriegs auch in Ver- 
bindung mit den Mittelmächten große Förderung zu 
erwarten.) „Kölnische Volkszeitung“, 13. November. 
Die wirtschaftliche Bedeutung 
einer Vereinigung. (Eine wirtschaftlich-politische 
Vereinigung Galiziens und Kongreßpolens zu einem 
Staate von mehr als 200.000 km? und 2ı Millionen 
Einwohnern für Österreich sehr folgenreich; Abtren- 
nung wichtiger Erzeugungsgebiete für industrielle 
Rohstoffe und Nahrungsmittel sowie ausgedehnter, 
einträglicher Eisenbahnlinie vom Wiener Mittel- 
punkt; selbständige Handels- und Schiffahrtspolitik 
Polens; begünstigter Wettbewerb der Industrie Kon- 
greßpolens auf dem galizischen Markt auch bei Auf- 
rechterhaltung des bisherigen zollfreien Handels- 
“ verkehrs mit Westösterreich; die während des Krieges 
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gebrachten großen Opfer für die Ausgestaltung des 
galizisch-polnischen Eisenbahnnetzes kämen dem 
neuen Königreich zugute) „Die Zeit“ (Wien), 
15. November. 


Die polnische Frage und das österreichische Deutsch- 


tum. (In den österreichischen, namentlich Wiener 
Zeitungen, derzeit viel von den Naturschätzen und 
vom riesigen wirtschaftlichen Werte Galiziens die 


Rede, was eine Angliederung. dieses österreichischen 


Kronlandes an Kongreßpolen angeblich verbiete. 
Aber die wirtschaftlich-politische Auseinandersetzung 
Deutschlands, Österreich-Ungarns und Polens könne 
nur dann befriedigend vor sich gehen, wenn einer- 
seits Galizien und Polen aus ihrer ‘bisherigen unnatür- 
lichen Absonderung befreit, anderseits die beiden ver- 
bundenen Gebiete zusammen mit Deutschland und 
Österreich-Ungarn in engste wirtschaftliche und be- 
sonders handelspolitische Beziehungen gebracht wür- 
den.) Von Dr. Paul Samassa. „Grazer Tagblatt“, 
17. November. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


(Durch nordamerika- 
nisches Verbot der Lieferung von Bunkerkohle an 


Holland Einfuhr schon gekaufter und eingeladener. 


Dungmittel-, Viehfutter- und Getreidesendungen nach 
Holland unmöglich gemacht. 8. Oktober 1917 Aus- 
fuhr sämtlicher Waren aus Großbritannien nach Hol- 


land an besondere Ausfuhrgenehmigung gebunden. 


Hierdurch Abschluß des deutsch-holländischen Han- 
delsabkommens Ende. Oktober beschleunigt. Deutsch- 
land soll monatlich 200.000 t deutscher und 50.000 t 


belgischer Kohle, ferner Eisen, Stahl, Zement, Holz, 
Papier und Salz an Holland liefern und erhält hier- 
Gleichzeitig holländisch-öster- || 


für Lebensmittel. 
reichisch-ungarisches Währungs- und Handelsabkom- 
men abgeschlossen; 
reich-Ungarn Tannen-, Fichten- 
scher Handelsverkehr im zweiten Vierteljahr 1917 
gegenüber dem ersten erheblich gestiegen.) Von 
unserm holländischen B..-Mitarbeiter. 
Exportrevue‘“ (Berlin), 9. November. 


Das österreichische Abwehrrecht im Wirtschaftskrieg. 

(Die nach den Weisungen des k. k. Ministeriums des 
Innern arbeitende Schutzstelle für österreichisches 
Vermögen im Ausland setzt sich aus den Handels- 


kammern und dem Handelsmuseum zusammen und 


bereitet den Wiederaufbau des internationalen Privat- 


rechtes vor.) „Der österreichische Volkswirt“ (Wien), 
17. November. 


Deutschtum im Ausland. Die Auslandsdeutschen und 


der Reichstag. (Nötig baldige Schaffung eines deut- 
schen Reichsgesetzes 
Weltkrieg durch wirtschaftliche Maßnahmen der 
Ententeregierungen geschädigten Auslandsdeutschen. 


Das Deutsche Reich mag sich dann seinerseits auf | 


den Friedensverhandlungen von den feindlichen Re- 
gierungen Entschädigungen zusichern lassen.) „Das 
Echo“ (Berlin), 27. September. 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Ungarische Politiker über die 


Polenfrage. (Graf Michael Kärolyi behauptet, daß 


eine Lösung der polnischen Frage, die Galizien von 
Österreich trenne, dem Ausgleich den Boden unter 
den Füßen wegziehe, da Ungarn 1867 diesen mit 
Westösterreich samt Galizien geschlossen habe. Da- 
gegen erklärt Graf Julius Andrässy die Verbindung 
Galiziens mit Kongreßpolen zu einem unabhängigen 


für Lebensmittel schickt Öster- 
und Kiefernholz, 
Petroleum, Schmieröl und Benzin. Deutsch-holländi- 


„Deutsche. 


zur Schadloshaltung der im 


Nordische Reiche. 
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Staate und selbständigen Teil der habsburgischen 
Monarchie als eine sehr glückliche und notwendige 
Lösung der polnischen Frage. Magnatenhausmitglied 


Albert v. Berzeviczy befürchtet einen für Ungarn| Polen und Holland. 


schädlichen Trialismus.) 
ı1. November. 

Le droit du peuple. (Damit die schweizerische Regie- 
rung künftig keine Verträge abschließe, die der 
Schweiz [wie angeblich die Gotthardkonvention] 
schädlich seien, sollen alle auf unbestimmte Zeit oder 
auf länger als ı5 Jahre abgeschlossenen zwischen- 
staatlichen Verträge dem schweizerischen Volke zur 
Genehmigung vorgelegt werden; diesem hätten die 
Abgeordneten die Vor- und Nachteile der fraglichen 
Verträge zu liefern.) „Le Tribune de Geneve“, 6. No- 
vember. 


„Neues Wiener Tagblatt“, 


(Vortrag des bekannten dänischen 
Volkswirts Paul Drachmann am 13. Oktober in 
Kopenhagen: Der mitteleuropäische Wirtschaftsblock 
stelle die drei skandinavischen Königreiche vor die 
Wahl, sich ihm entweder anzuschließen oder mit ihm 
einen Wirtschaftskrieg zu führen. Norwegen mehr 
nach Westen, Schweden mehr nach Süden [Mittel- 
europa] gerichtet, Dänemark auf mittlerer Linie 
stehend. Wünschenswert für alle Fälle sei Zusammen- 
fassung der skandinavischen Wirtschaftskräfte und 
demgemäß Syndikatsbildung nach dem Muster Mittel- 
europas.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
30. Oktober. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Österreichische Finanzlage. (Bespricht mit riesigen 
Übertreibungen die angeblich ungünstige Finanzlage 
Österreichs und einen angeblich in Wiener Kreisen 
ernsthaft erörterten Rettungsplan: eine staatliche 
Hypothek von zehn Prozent des Wertes auf alles un- 


bewegliche Eigentum zu legen und die auf Grundlage | 


dieser Hypothek ausgegebenen Pfandbriefe als Sicher- 
stellung für ein großes Anlehen der — Entente anzu- 
bieten. Weiters Klage, daß sich auch die Finanzwirt- 
schaft der — Schweiz derartigen Zuständen annähere.) 
„La Tribune de Geneve“, 3. November. 
Wertzuwachssteuer. (Die im Verordnungswege für das 
Gemeindegebiet Wien erlassene Abgabeverordnung, 
welche einem sozialpolitischen Gedanken praktischen 
Ausdruck geben soll, lasse an fiskalischer Härte nichts 
zu wünschen übrig. Die Steuer sei angeblich über- 
wälzbar, berücksichtige Interkalarzinsen und den ge- 
sunkenen Geldwert nicht genügend und stelle eine Art 
Vermögenssteuer dar.) Von Dr. Emil Postelberg. 
„Der österreichische Volkswirt“ (Wien), 17. No- 
vember. 

Englands Kriegskosten in den ersten drei Kriegsjahren. 
(Britische Kriegsausgaben vom 1. August 1914 bis 
4. August 1917 rund 4853 Millionen Pfund Sterling; 
‘ von den 1195 Millionen Vorschüssen an Dominions 
[146] und Verbandsgenossen [nach Stand von An- 
fang August 1917] hofft man in England, wenn schon 
nicht das Kapital, so doch wenigstens die Zinsen zu 
erhalten.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Ber- 
lin), 13. November. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
wesen. 


Produktionsfreiheit nach dem Kriege. (Durch staatliche 
Bevormundung dürfte der Unternehmungsgeist der 
österreichischen Industrie nach Friedensschluß unter- 
drückt werden. Ebenso schädlich, wenn die Steuern 
das Wesen von Strafmaßnahmen für Kriegsgewinste 
annehmen. Hohe Besteuerung der Industrie allerdings 


Amerikas wirtschaftlicher Niedergang. 


Goldhamsterei. 


WIRTSCHAFTSPOLITISCHES ARCHIV. 239 


unvermeidlich.) Von Dr. Heinrich Frieß, Vizepräsi- 
dent des Zentralverbandes der Industriellen Öster- 
reichs. „Die Industrie“ (Wien), ır. November. 
(Nach der polnischen Zeitung 
„Glos“ vom 5. August: Die im Weltkrieg erworbene 
große Kapitalskraft Hollands von etwa sechs bis 
sieben Milliarden holländischer Gulden könnte zu 
gunsten der wirtschaftlichen Entwicklung Polens aus- 
genützt werden, falls hierfür in Holland lebhafte 
Werbetätigkeit entfaltet würde, zumal Holland freund- 
liche Gefühle für das sich befreiende Polen empfinde 
und holländische Kapitalisten bereit seien, bedeutende 
Werte in Rußland anzulegen.) „Mitteleuropa“ (Ber- 
lin), 6. November. 


Bulgarische Gründerperiode. (In Bulgarien während des 


Weltkrieges [besonders durch große Gewinste im 
Tabakgeschäft] viel Geldmittel flüssig geworden und 
in Bankgründungen angelegt. So in den letzten Mo- 
naten mehr als zehn Banken mit Aktienkapital von 
nahezu hundert Millionen Lewa gegründet; dies zu- 
meist rein bulgarisches Kapital. Überdies von An- 
gehörigen einzelner Berufe, wie Manufakturhändler, 
Fleischer, Milchhändler, zur Ausschaltung der Bank- 
vermittlung Kreditgesellschaften auf Gegenseitigkeit 
gegründet; dies ein Zeichen für die Besserung der 
finanziellen Lage des Mittelstandes. Anfang No- 
vember Wiedereröffnung der Börse in Sofia geplant.) 
„Frankfurter Zeitung“, 14. November. 

(Die scharfen 
Rückgänge auf den nordamerikanischen Börsen 
drücken das Mißvergnügen aus, das die Kapitalisten 
der Union empfinden über: riesig hohe Kriegssteuern, 
Festsetzung von Höchstpreisen, strenge Maßnahmen 
zur Überwachung des Handels, Verschärfung der Ar- 
beiterfrage und der Streikbewegung durch die milita- 
rischen Einberufungen, erhöhte Schwierigkeit für die 
Eisenbahngesellschaften, ihren Bedarf zu decken, da 
Kriegsanleihen für Aktien und Bonds wenig übrig 
lassen, russische Wirren, italienische Niederlagen.) 
„Vossische Zeitung“ (Berlin), 10. November. 


Geld- und Währungswesen. 


(Goldhamster hatten den Goldpreis in 
Österreich von K 1'8o für ı4karätiges Gold im Juli 
1914 auf K 10'70 gebracht. Mannigfache Friedens- 
anzeichen und die Besserung unserer Währung senkten 
den Preis bereits auf 8 bis 9 K.) „Die Zeit“ (Wien), 
15. November. 


Kassenanweisungen der Nationalbank. (Da die unver- 


wertbaren Kapitalien Rumäniens nach Verwertung 
suchen und dem Effektenmarkt zuströmen, gibt die 
Nationalbank verzinsliche Kassenscheine aus. Die 
Verzinsung ist etwas höher als für Depositen; die 
Scheine werden zu ein Prozent über dem Zinssatz, 
den sie tragen, reeskontiert.) „Bukarester Tagblatt“, 
17. November. 


Preistreiberei. 


Der Abbau der Preise. (In Österreich durch Teuerung 


Noteninflation, durch diese wiederum Teuerung her- 
vorgerufen. Daher zur Verbesserung der Währung 
und im Interesse der Verbraucher Abbau der Preise 


nötig. Da durch Futtermittelpreise die Preise der 


Nahrungsmittel und Industriewaren, durch diese 
wieder die Höhe der Arbeitslöhne bestimmt wird, 
letztere aber die Erzeugung beeinflussen und die 
Warenpreise erhöhen, nur allgemeiner und gleich- 
zeitiger Abbau der Preise möglich. Nötig hiebei ge- 
meinsames Vorgehen mit.Ungarn und strenge Maß- 
nahmen der Regierung, da auf freiwillige Mithilfe 
der Bevölkenung beim Preisabbau nicht zu rechnen. 


Die Gefahr des Schleichhandels. 
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Vor allem müßten weitere Preiserhöhungen verhindert 
werden.) Von Hofrat Freiherrn v. Fries, Präsidenten 
der Zentral-Preisprüfungskommission. „Neues Wiener 
Tagblatt“, 20. November. 

(Schleichhandel in 
Deutschland ermöglicht infolge unvollständiger Er- 
fassung der Waren durch die Behörden und vermöge 
der Schwierigkeiten der Versorgung auf dem vom 
Staate gewiesenen Wege. Großbetriebe, ja sogar Ge- 
meinden und Kriegswirtschaftsgesellschaften, be- 
nützen für Versorgung ihrer Angehörigen den 
Schleichhandel. Bestreben der Erzeuger, ihre Waren 
an die Schleichhändler zu hohen, statt an die öffent- 
lichen Einkaufsstellen zu den vorgeschriebenen 
Preisen abzugeben. Preise durch Schleichhandel un- 
geheuer in die Höhe getrieben und noch immer im 
Steigen; so werden bezahlt für ı kg Marmelade 6, 
Zucker 30, Butter 24—30, Erbsen und Bohnen 4, 
Mehl 5, Schmalz 30, Schweinefleisch 19, Rindfleisch 
ı2 M.) „Vorwärts“, „Berliner Volksblatt“, 18. No- 
vember. 

Les surprises de la vie chere. La taxe qui rencherit. (In 
Frankreich Einheitspreise für Steinkohle unzweck- 
mäßig, da diese daraufhin vom Markte verschwindet 
und eher teurer als billiger werden dürfte. Infolge 
staatlicher Preisfestsetzung und durch den Mangel an 
Beförderungsmitteln großer Teil der letzten Kartoffel- 
ernte zugrundegegangen. Vorteilhafter als staatliche 
Bewirtschaftung sei Regelung der Kohlenfrage durch 
Gründung von Syndikaten.) „La Depeche“ (Paris), 
30. Oktober. 

Zur Bekämpfung des Wucherhandels. (In ‚„Verordnun- 
gen für die Bevölkerung Rumäniens im Gebiet der 
Militärverwaltung“ vom 5. Oktober Verbot der Preis- 
steigerung und des Kettenhandels. Strenge Strafen für 
Vergehen dieser Art werden vorgesehen und in der 
Verordnung ausführlich erläutert. Diese Maßnahmen 
wurden infolge der übermäßigen Spekulation zur Not- 
wendigkeit. In Bukarest neuartige Art des Verkaufes: 
Landbevölkerung gibt Nahrungsmittel nur gegen Ge- 
brauchsgegenstände und nicht gegen Geld her.) 
„Agrarul“ (Bukarest), 14. Oktober. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten. 


Wirtschaftliches aus Rumänien. (Unter der Herrschaft 
der Mittelmächte in Rumänien starke Nachfrage nach 
Arbeitern. Schlechte Lage der kleinen Kaufleute, Ver- 
mittler und Angestellten infolge der großen Preis- 
steigerung. Maschinen der rumänischen Industrie, die 
ganz im Dienste der deutschen Militärverwaltung 
steht, stark abgenützt, so daß Rumänien nach Friedens- 
schluß auf Einfuhr von Maschinen angewiesen sein 
werde. Große Entwicklungsmöglichkeiten für Land- 
wirtschaft, besonders Ölgewinnung, Petroleumerzeu- 
gung in den staatlichen Erdölfeldern. Viehstand im 
Weltkrieg dezimiert; Fischreichtum Rumäniens, an 
Holz kein Mangel. Merkwürdige Festigkeit des 
Rubelkurses in Rumänien, der Rubel mit 270 bis 
280 Lei bezahlt.) ,„Vossische Zeitung“ (Berlin), 
16. November. 


vember 1917 675.000 K. Jährliche Unterstützung der 


Gemeinde Wien 20.000, der bulgarischen Regierung 


15.000, von letzterer überdies einmaliger Stiftungs- 
beitrag von 25.000 K gezahlt. Ferner unterstützen 


österreichisches Unterrichts- und Handelsministerium, | 


niederösterreichischer Landesausschuß, mehrere öster- 
reichische Industrieunternehmungen, Banken und 
Privatpersonen das Konvikt mit größeren Beiträgen.) 
„Neues Wiener Tagblatt“, 20. November. 


Exportkredit. (Frankreich erkennt die Vorzüge des deut- 


schen Bankkredits in der Ausfuhr an. Franzosen er- 
halten durch deutsche Banken Kredit gegen Tratten, 


die von französischen Banken in Zahlung genommen 


werden. Die englische Presse kritisiert die deutsche 
Methode des direkten Verkehrs mit dem Kleinhandel. 
In Zukunft wird. Deutschland trachten, 
schwache, aber an Bodenschätzen und Arbeitskräften 
reiche Länder durch Kapitalszufuhren zu entwickeln, 
damit sie deutsche Produkte kaufen können.) „Wirt- 
schaftszeitung der Zentralmächte“ (Wien), 9. No- 
vember. 


Gehört die ausländische Industrie auf die Leipziger 


Mustermesse? (Beteiligung der ausländischen In- 


dustrie an der Leipziger Mustermesse erwünscht, da 


sonst ausländische Einkäufe ausbleiben würden. Die 
Lyoner Messe lädt die ausländischen Industrien be- 


sonders ein, ohne Rücksicht darauf, daß der einheimi- 


schen Industrie Bestellungen verlorengehen; sie weiß, 
daß mit der Zahl der Aussteller auch die der Ein- 
käufer wächst. 


Erzeugnissen schwieriger ist als mit französischen.) 
„Deutsche Eportrevue“ (Berlin), 9. November. 


Pour le developpement du commerce suisse en Russie. 


(Für Entwicklung des schweizerischen Handels mit 
Rußland nach © Friedensschluß nötig: 


Entsendung von offiziellen und offiziösen Handels- 


agenten nach Rußland, Gründung einer schweizeri- 


schen Handelsbank in Rußland, Anstellung eidgenös- 
sischer- Staatsbürger in Rußland als Vertreter schwei- 
zerischer Firmen, russisch geschriebene Kataloge der 
schweizerischen Handelshäuser, Ausbau des Reklame- 


wesens und Kreditgewährung an russische Käufer 


nach deutschem Muster.) „Schweizer Exportrevue“ 
(Zürich), 8. September. . 


Industrieförderung und Patentwesen. 


Auf dem Wege zum Reichsverband. (Im Jahre 1913 Ver- 


handlungen über Zusammenschluß der drei öster- 
reichischen  Industriellenvereinigungen [ Zentral- 
verband der Industriellen Österreichs, Bund öster- 
reichischer Industrieller und Industrieller Klub] zu 
einem Reichsverband. Auf Delegationsversammlung 
des Zentralverbandes Mai 1916 Wiederaufnahme der 
Verhandlungen und Ausarbeitung der Satzungen be- 


schlossen diese derzeit fertiggestellt; Einrichtung 


des Gesamtverbandes demnächst zu erwarten.) Von 


Dr. ‚Sigmund Brosche. „Die. Industrie“ 


ıI. November. 


(Wien), 
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kapitals- 


Neutrale Industrie geht lieber nach‘ 
Lyon als nach Leipzig, da Wettbewerb mit deutschen 


Anstellung | 
eines schweizerischen Handelsattaches in Petersburg, 


Die Förderung von Handel und Industrie in Bayern. 
(Nach Vortrag des Wirklichen Rats Osel, Bayern 
durch Weltkrieg ärmer geworden. Von der deutschen 
Kriegswirtschaft bisher 60 Milliarden Mark um- 
gesetzt. Von der im Weltkrieg notwendig gewordenen 
Zentralisation des Wirtschaftslebens habe Bayern 
nur wenig Nutzen gehabt. Nötig sei Vertretung 

für bulgarische Studierende gegründet. Hierfür schon| Bayerns bei den Zentralstellen des Reiches, Ausbau 

gesichert an Jahreseinnahmen für mehrere Jahre| des bayrischen Gesandtschaftswesens, der Wasser- 

151.000 K, an einmaligen Einnahmen für Stiftungs- 

fonds 500.000 K; Gesamtkasseneingang bis 12, No- 


Exportförderung, Handelskammern, Aus- 
kunfteiwesen. 
Die Errichtung des Konvikts für bulgarische Studie- 


rende in Wien gesichert. (In Wien österreichischer 
Verein zur Errichtung und Erhaltung eines Konvikts 


straßen, ausgiebigere Ausbeutung der Bodenschätze 
und Wasserkräfte, Ausgestaltung des. Eisenbahn- 
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wesens. Wünschenswert größerer Anteil der bayeri- 
schen Banken an den großen bayerischen Unter- 
nehmungen.) „Handel und Industrie“ (München), 
10. November. 


La creation d’un musee industriel suisse. (Wünschens- 


wert Gründung eines Industriemuseums in der 
Schweiz [am besten in Genf] nach Muster des Deut- 
schen Museums in München. Es soll enthalten: eine 
historische Abteilung mit Modellen und Abbildungen 
der technischen Erfindungen aller Völker; eine 
moderne Abteilung für die Leistungen schweizerischer 
Technik und Industrie. Dieses Museums wichtiger Be- 
helf für Hörer der Technik zur Belehrung der ganzen 
Bevölkerung, zur Belehrung der ausländischen Reisen- 
den über die Fortschritte der schweizerischen In- 
dustrie.) Von M. H. Besson, Coppet. „Schweizer Ex- 
portrevue“ (Zürich), 15. September. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Die Ausgestaltung der Rechtspflege durch Selbsthilfe. 


(Gefährdung des gewerblichen Mittelstandes im Welt- 
krieg mache, nach Vortrag von Rat Dr. Link in der 
Hamburger Handelskammer, Umgestaltung der 
Rechtspflege nötig. Durch gütliche Einigung könnten 
viele Zivilprozesse vermieden werden, wenn hierfür 
nach dem Beispiel Württembergs und Badens, Vor- 
sorge getroffen würde. Erfolgreich bisher auch Schaf- 
fung unparteiischer Auskunftstellen über Aussichten 
einer geplanten Prozeßführung. In Hamburg für Zeit 
nach Friedensschluß Einigungsämter in Aussicht ge- 
nommen als Ergänzung der gemeinnützigen Aus- 
kunftstellen; vorbildlich für diese sei Tätigkeit der 
Einziehungsstellen, der Lübecker Mietämter und der 
Handwerksämter in Frankfurt am Main und Wies- 
baden.) „Hamburgischer Korrespondent“, 9. No- 
vember. 


Fremdenverkehr. 


Vom schweizerischen Verkehrsamt und seinen Aufgaben. 


(Die Zentralisierung aller Bestrebungen zur Förde- 
rung des Fremdenverkehrs soll neben dem Publizi- 
tätsdienst die Gewinnung der diplomatischen Vertreter 
der Schweiz, Erleichterungen im Automobilverkehr 
und handelspolitische Ziele ins Auge fassen. Der 
kommende Aufschwung des schweizerischen Wirt- 
schaftslebens werde durch diese Aktion gut  ein- 


“ geleitet.) „Neue Zürcher Zeitung“, 3. November. 
Fremdenfeindschaft in der Schweiz. (In der Schweiz 


sonderbarerweise, trotz bisherigen hohen Nutzens der 
Schweiz aus dem Fremdenverkehr, fremdenfeindliche 
Stimmung, hervorgerufen durch die von den Ver- 
hetzungen der Entente "geförderte Kriegsnervosität. 
Demgegenüber Schweizer, sogar Westschweizer, in 
Deutschland nach wie vor gut behandelt. Alle dem 
widersprechende schweizerische Behauptungen über 
Schwierigkeiten für Schweizer im deutschen Ge- 
schäftsleben unrichtig.) „Kölnische Volkszeitung“, 
10. November. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Der Krieg und die Schulen. (Bericht des Abgeordneten 


Glöckel an den Unterrichtsausschuß des österreichi- 
schen Abgeordnetenhauses über den Einfluß des 
Krieges auf die Schulen. Andauernde Verwendung 
der Schulgebäude für militärische Zwecke schränkt 
Unterricht ein und bewirkt Verwahrlosung der 
Jugend. In Wien allein derzeit noch 250 Schulen 
ihrer eigentlichen Bestimmung entzogen. Ferner die 
Verwendung von Schulkindern zu zahlreichen Sam- 
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Finansministerium 


Probleme der Bevölkerungspolitik 


melzwecken sittlich und gesundheitlich bedenklich. 
Viele eingerückte Lehrer werden zu Diensten benützt, 
die leicht von anderen, minder unentbehrlichen Ein- 
gerückten geleistet werden könnten. Besondere Für- 
sorge zum Weiterstudium jener jungen Leute er- 
forderlich, die gleich nach der Matura in den Heeres- 
dienst traten.) „Neues Wiener Tagblatt“, ı5. No- 
vember. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


und sosiales Ministerium. (Trotz 
allem Eifer der Wohnungsfürsorgeabteilung im Mi- 
nisterium für Öffentliche Arbeiten das Gesetz von 
1910 über den Wohnungsfürsorgefonds nutzlos ge- 
worden infolge der Verschleppung aller Erledigungen 
durch das mitwirkende Finanzministerium. Daher der 
nunmehr zu bildende Fonds dem neuen Ministerium 
für soziale Fürsorge zur freien Verwendung zuzu- 
weisen.) „Die Zeit“ (Wien), 16. November. 


Maßnahmen zur Behebung der Wohnungsnot nach dem 


Kriege... (Als notwendige Maßnahmen zur Be- 
kämpfung der Wohnungsnot in Preußen nach dem 
Weltkrieg werden in einem Runderlaß der Minister 
des Innern und der öffentlichen Arbeiten an die Pro- 
vinzbehörden bezeichnet; Feststellung des zu erwar- 
tenden Wohnraumbedürfnisses, Zahl der leerstehenden 
Wohnungen; zur Schaffung kleiner Wohnungen kommt 
vor allem die Zerlegung größerer Wohnungen, die 
Einrichtung von an und für sich auf die Dauer nicht 
zulässiger Dach- und Kellerwohnungen, Ledigen- 
heime und vorläufige Aufnahme von Familien in Not- 
unterkünften ın Betracht. Gemeinden sollen Bau- 
tätigkeit auf jegliche Art fördern; Einrichtung eines 
genauen Wohnungsnachweises.) „Deutscher Reichs- 
anzeiger“ (Berlin), 9.. November. 


Wirtschaftsbrief aus Konstantinopel. (In der Türkei für 


die Zeit nach dem Weltkrieg elektrische Schnellbahn 
den Bosporus entlang geplant, wodurch die bisherigen 
Sommerfrischen, wie Büjüukdere, Wohnorte für das 
ganze Jahr werden sollen. Hafen von Konstantinopel 
dürfte vom Goldenen Horn in die. Strecke zwischen 
Kumkapu und Jedikule verlegt werden. Trambahnen 
wollen ihr Netz bedeutend ausdehnen. Durch diese 
Bauten der Wert der angrenzenden Gebiete stark er- 
höht. Bodenspekulation sehr rege in Konstantinopel; 
für große, kapitalskräftige Bodenverwertungsgesell- 
schaften günstiger Boden, da Wohn- und Geschäfts- 
häuser mangeln. Grundstücke an den Trambahnen 
steigen sprunghaft von 3 auf 60 Francs der m?.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ (Wien), 
5. November. 


Ein- und Auswanderung. 


nach 
(Das Bevölkerungsproblem gewinnt für die Zeit nach 
dem Kriege wegen der Notwendigkeit der verstärkten 
Produktivität erhöhte Bedeutung. Eine Zuwanderung 
wird nach dem Kriege erwünscht sein. Tschechische 
Gefangene dürften in Rußland bleiben und dort kolo- 
nisatorisch wirken, ähnlich wie früher die Deutschen. 
In die Alpenländer könnten Schweizer einwandern.) 
Von Professor Dr. Paul Samassa. ‚„Fremdenblatt“ 
(Wien), 18. November. 


dem Kriege. 


Die deutsche Rückwanderung nach dem Kriege. (Nach 


Friedensschluß mit einer starken Rückwanderung 
Deutscher aus fremden Erdteilen, namentlich aus den 
britischen Kolonien, besonders Kanada, ferner aus 
Brasilien, Argentinien und den Vereinigten Staaten 
zu rechnen. Bloß die Rückwanderer aus den Ver- 
einigten Staaten auf eine Million geschätzt. Allen 
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RKückwanderern sollte die Möglichkeit geboten werden, 
neue Heimstätten zu gründen.) „Das Kontor“ (Ber- 
lin), September. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Zur Frage der Krankenversicherung der Heimarbeiter. 
(Einbeziehung der Heimarbeiter und -arbeiterinnen 
in die Krankenversicherung in Österreich dringend 
nötig. Im Instanzenweg schon wiederholt in diesem 
Sinne entschieden, und zwar so: krankenversiche- 
rungspflichtig, wer zu Hause für einen Unternehmer 
mit eigenem Werkzeug arbeitet, ohne Rücksicht dar- 
auf, ob ıhm von Familienangehörigen geholfen wird, 
ob er ein Arbeitsbuch beim Unternehmer hinterlegt 
hat und ob ein Dienstvertrag geschlossen wurde. Bei 
gleichzeitiger Arbeitsannahme von mehreren Unter- 
nehmern keine Krankenversicherung, da Heimarbeiter 
sodann als selbständig gilt. 
Grundlage des Gesetzes über Krankenversicherung 
der Heimarbeiter geeignet. Erforderlich Verpflich- 
tung der Unternehmer, ın den Betriebslisten auch die 
Heimarbeiter zu führen.) „Arbeiterschutz“ (Wien), 
27. Oktober. 


Diese Bedingungen zur 


Sonstige Sozialpolitik. 


Die Notlage der Krankenpflegerinnen. (Berufspflegerin- 
nen schlecht bezahlt; neben der Verpflegung 30, 40 
bis 70 K, die Teuerungszulage inbegriffen. Alter- 
versorgungsansprüche erst vom 60. Lebensjahr an, 
und zwar 20 K monatlich und 200 K jährlich für die 
Verpflegung. Lange Arbeitszeit, bei Nachtdienst un- 


unterbrochen durch 24 Stunden. Gründung einer 
österreichischen Fachorganisation der geschulten 
Krankenpflegerinnen, der Fürsorgerinnen und. der 


verwandten Berufe am 10. November in Wien.) „Ar- 
beiter-Zeitung‘ (Wien), 13. November. 


Ein Mahnwort. (Die Wiener „Rohö“ sei nicht bloß ein 


Konsumverein zum Bezug von billigen Lebens- 
mitteln und daher nicht allein nach ihren bezüglichen 
Erfolgen zu beurteilen, sondern eine Vereinigung der 
Frauen des Mittelstandes zur gemeinsamen Inter- 
essenvertretung. Durch Selbsthilfeaktionen sucht 
diese Vereinigung eine Besserung der Lage der 
Mittelstandsfrauen zu erzielen. Bereits wurden ein= 
gerichtet: Reparaturwerkstätten für Kleider, Schuhe, 
Wäsche, Strümpfe; eine Krankenversicherung für 
Frauen des Mittelstandes; ein Altersheim soll die 
nächste Gründung sein.) „Der Morgen“ (Wien), 
19. November. 

genossenschaftliche Kapitalsbildung nach dem 
Kriege. (Beschluß der vierzehnten Tagung des Zen- 
tralverbandes der österreichischen Konsumvereine zu 
gunsten planmäßiger Ansammlung von „sozialem Be- 
triebskapital“. Vom Verbandsvorstand hierzu fol- 
gende Gesichtspunkte angegeben: preisregelnde Wir- 
kung von- Nettopreisen nicht zu erwarten, auch nicht 
Anwachsen der Mitgliederzahl durch hohe Rück- 
vergütung; Rückvergütung jedoch unbedingt bei- 
zubehalten; erwägenswert Schaffung eines rückzahl- 
baren Anteils am Reservefonds oder Bindung der 
Rückvergütung für den Reservefonds; allenfalls Haf- 
tungsreserven für Verluste anzulegen; bei Waren- 
berechnung soll Sicherheitsaufschlag von drei Pro- 
zent die unterste, der Tagespreis die oberste Grenze 
sein; Rückvergütung darf erst nach den vorgeschrie- 
benen Zuweisungen an den Reservefonds ausgezahlt 
werden.) „Der Konsumverein“ (Wien), 24. Oktober. 
Future of Women’s Work. (In den großen Textil- 
industriestädten Lancashires derzeit-zwei- bis dreimal 
soviel Frauen in den Fabriken tätig als im Frieden. 


Der Sieg des Risikogedankens im Seekrieg. 


Der Schiffsraum nach dem Kriege. 


Die deutschen Ostseehäfen. 


WIRTSCHAFTSPOLITISCHES ARCHIV. 


[29. NOVEMBER 1917 


Je hundert tätige Arbeiter haben nur 56 bis 73 Frauen 
zu erhalten. Wahrscheinlich jedoch nach Friedens- 
schluß in der Baumwollindustrie Frauenarbeit wieder 
stärker durch Männerarbeit ersetzt und die Frauen in 
anderen Industrien beschäftigt, wo durch Verwen- 
dung automatischer Maschinen Platz für ungelernte 
Arbeiter geschaffen.) „Manchester Guardian“, 26. Ok- 
tober. 


Seeschiffahrt. 
(Denk- 


schrift der Triester Handelskammer über das Marine- 


subventionsgesetz: Unentbehrlichkeit einer aus- 
reichenden nationalen Schiffahrt nicht nur aus mili- 
tärıschen, sondern auch aus währungspolitischen 
Gründen; möglichst rasche Gewährung von Unter- 
stützung zum Ausbau der Handelsflotte erforderlich, 
um sich an dem scharfen Wettbewerb nach Kriegs- 
ende beteiligen zu können; im Gesetz bewilligte Be- 
triebszuschüsse für 18.000 f jährlich unzureichend; 
60.000 Bruttoregistertonnen wären erforderlich. An- 
spruch - der ‘ Reedereien auf‘ Ersatz” 'des 
betrags der Kriegsverluste an Raumtonnen durch 
Bauprämien und Betriebszuschuß nicht unberechtigt. 


Gesamt- _ 


Wenn einmal die Verluste eingebracht, wären Prä- 


mien einem Schiffsraum von 100.000 t zu erteilen.) 
Von Seestern. „Österreichisch-ungarische Schiffahrts- 
Zeitung“, 30. Oktober. 


(Nach Friedens- 


schluß mit keinem allzu 


in Österreich angeblich 


großen Bedarf an Schiffsraum zu rechnen, da Ausfuhr 


in erster Zeit nur in beschränktem Ausmaß möglich sein 
werde. 
reich-Ungarn mit Bezügen aus Übersee von ungefähr 
3 Millionen t Gewicht zu rechnen. Doch 
700.000 bis. 800.000 ft englischer Kohle wegfallen. 
Gleich nach Friedensschluß steht Österreich-Ungarn 


Bei gleicher Einfuhr wie 1913 hätte Öster- 


dürften. 


etwa eine Million t Laderaum zur Verfügung. Dieser 


Schiffsraum soll bei viermaliger Hin- und Herfahrt 
der Schiffe genügen, den seinerzeitigen Friedens- 


bedarf zu bewältigen, so daß Österreich in dieser Be- 
ziehung besser gestellt sei als andere Staaten.) Von 


kaiserlichem Rate Dr. Johann Auspitzer, Direktor 


des Österreichischen Lloyd, Vizepräsident des Bundes 
österreichischer Industrieller. „Die Industrie“ (Wien), 
ı1. November. | 

Memel 
Güter- 
Hafenanlagen je- 


(Im Hafen von 
Schiffsverkehr seit 1900 um 50 Prozent, 
bewegung noch stärker gestiegen, 


4 


doch nicht erweitert, daher dringend nötig Ausbau 


des Hafens ın Angriff genommen, In Tilsit Bau eines 
Umschlaghafens beschlossen; in Königsberg der schon 
vor dem Weltkrieg beschlossene Bau eines Handels- 
und Industriehafens begonnen und Anlage eines 
Hafens für Binnenschiffahrt sowie Erbauung des 
Masurischen Kanals geplant. Durch 1916 beendete 
Erweiterung des Kraffohlkanals der Stadt Elbing er- 
möglicht, sich am polnischen Weichselhandel zu be- 
teiligen. Erweiterung und Vertiefung des Danziger 
Hafens vollendet, derzeit noch Ausbau der westlichen 


Seite des Kaiserhafens beabsichtigt. In Stettin Aus- 


bau der Hafenanlagen in der Stadt beschlossen, da 
seewärtige Ausfuhr schlesischer Kohlen im Steigen. 
Rostocker und Lübecker Hafen erweitert und Ausbau 
des Südufers der Schwentinemündung zu Handels- 
hafen geplant.) ‚„Hamburgischer 
18. November. 


Das Frachtrabattsystem in der Seeschiffahrt. (In der 


Friedenszeit hatte der Ärger der Verlader über das 
von den großen deutschen Reedereien rücksichtslos 
durchgeführte Rabattsystem dazu geführt, den außer- 
halb der Rabattvereinigung stehenden Antwerpener 


Korrespondent“, 


Peränderungen in der internationalen Schiffahrt infolge 


Moderne Schiffahrtsstrabenprobleme. 
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Schiffsraumspekulanten viel deutsche Kundschaft zu- 
zuführen; nunmehr wollen die Verlader den Reichs- | 
tag und die Reichsregierung zu Malnahmen gegen 
Wiederaufnahme der Rabattyrannei nach Friedens- 
schluß bewegen.) Von K. Busch, Charlottenburg. „Die 
freie Donau“ (Regensburg), 1. November. 


des Krieges. (Nach Londoner Reederzeitung „The 
Syren and Shipping“ der britische Überseedienst im 
Stillen Ozean fast vollständig durch nordamerika- 
nische, holländische, brasilianische und norwegische 
Schiffe ersetzt, so im Verkehr nach Java, China, zwi- 
schen Brasilien und der Union, ım mexikanischen 
Golf; auch im Verkehr New Yorks mit Afrika, Ost- 
asien und Indien nichtbritische Schiffe” eingedrungen. 
So dürfte es auch nach Friedensschluß verbleiben, 
weil Großbritannien durch Verluste an Schiffsraum 
und vergrößerte Leistungsfähigkeit der japanischen, 
nordamerikanischen und anderen Werften geringeren 
Anteil am Weltschiffsraum haben werde als früher; 
weil der britische Schiffsraum für Abrüstung und 
Wiederaufbau Englands beansprucht werde; weil 
Schiffsraum und Geldmittel der Neutralen stark ver- 
mehrt und weil geplantes Eingreifen der britischen 
Regierung in  Schiffahrtsangelegenheiten Schaden 
bringen werde.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 
(Berlin), 2. November. 


Binnenschiffahrt. 


Der Kampf um den Hannover—Elbe-Kanal. (Zur Voll- 


endung des deutschen Mittellandkanals derzeit drei 
Pläne entworfen: Nordlinie von Hannover in gerader 
Richtung nach Heinrichsberg an der Elbe etwas nörd- 
lich von Magdeburg; ihr Vorteil Verbindung des 
westdeutschen Kohlenreviers ‘mit Berlin für den 
Massengüterverkehr; Südlinie, etwas länger als die 
nördliche Linie, verbindet Sehnde, Peine, Braun- 
schweig mit Magdeburg. Mittellinie ausgehend vom 
Nordkanal und abschwenkend zu Sehnde, Peine und 
Braunschweig nach Magdeburg, durch Stichkanal 
mit Westerregeln und durch Fortsetzung mit Leipzig 
verbunden. Letztgenannte Linie von größtem wirt- 
schaftlichen Nutzen, dürfte gebaut werden.) „Die 
Wasserwirtschaft‘ (Wien), 1. November. 
(Wasserstraben- 
fragen sind Reichsangelegenheiten ersten Ranges. 
Die Rhein—Main—Donauverbindung, die Mosel- 
kanalisierung, die Schiffbarmachung des Oberrheins 
sollen, im Verein mit Nachbarländern, durch das 
Reich vorgenommen werden. Die Organisation aller 
freien Kräfte soll auf gemischt-wirtschaftlicher 
Grundlage erfolgen. Die Rückkehr zur Wasser- 
verfrachtung der Schwergüter wird einer der Haupt- 
züge der kommenden Zeit sein.) Von Dr. Leo Vossen. 
„Der Welthandel“, 9. November. 


Rheinregulierung und Kohlenversorgung der Stadt 


Straßburg. (Die Rheinregulierung hat den Rheinlauf 
bis Straßburg derart verbessert, daß die Kohlenversor- 
gung dieses Platzes auf dem Wasserweg zu keiner 
Jahreszeit mehr Schwierigkeiten unterliegt, ähnlich 
wie auf der Strecke Mannheim— Mainz.) „Die freie 
Donau“ (Regensburg), 1. November. 


Eisenbahnwesen. 


Krieg und Eisenbahnfinanzen. (Sehr lebhafte Entwick- 


lung des Eisenbahnverkehrs in Deutschland in. den 
Jahren 1914, 1915 und 1916, am größten im Jahre 
1917. Ende September 1917 Mehreinnahme der 
preußischen Staatsbahnen gegenüber 1916, abgesehen 
von Beförderungen für Kriegszwecke, im nichtmilitä- 


La Telegraphie sans fil en Espagne. 


Nahrungspolitische Mißgriffe. 


‚rischen Personenverkehr 30, im ebensolchen Güter- 


verkehr 8 Prozent. Ursachen: Regsamkeit des Wirt- 
schaftslebens, Greeschäftsreisen, Erholungsbedürfnis 
weiter Kreise infolge schlechter Ernährung, persön- 
licher Nahrungsmitteleinkauf auf dem Lande, Ver- 
gnügungsreisen der Kriegsgewinner. Fahrpark Ende 
1917 um etwa 30 Prozent größer als Ende 1913; trotz- 
dem nicht ausreichend und Verdoppelung der Schnell- 
zugsfahrpreise als Abschreckungsmittel für über- 
mäßige Benützung der Bahnen eingeführt; dies werde 
durch Einschränkung des Verkehrs wahrscheinlich 
Einnahmen der Bahnen vermindern.) „Zeitung des 
Vereines deutscher Eisenbahnverwaltungen“ (Berlin), 
7. November. 


Post und Telegraphie. 


(Drahtlose Tele- 
graphie Spaniens derzeit angeblich ganz im Dienste 
der Mittelmächte. Tarıf für ein Wort eines Radiotele- 
grammes von Spanien nach Deutschland 0'45, nach 
Österreich-Ungarn 0:87 Pesetas. Verkehr mit Eng- 
land und Italien eingestellt.) „Mercure“ (Paris), Sep- 
tember. 


Lebens- und Genußmittelsowie Ernährungs- 


politik. 


Die Kriegsküche als Staatsnotwendigkeit. (Für die 


Volksernährung von großem Vorteil, wenn sich der 
Staat dafür einsetzen würde, möglichst viele, gut ge- 
führte Kriegsküchen einzurichten; dadurch würden 
bedeutende Ersparnisse an Lebensmitteln, Arbeits- 
kräften und Feuerung erzielt. Nicht durch private 
Wohltätigkeit, sondern durch den Staat müsse dafür 
gesorgt werden, daß jeder das Mittagessen in der 
Kriegsküche erhalte, auch wenn er nicht im stande 
sei, es zu bezahlen.) „Wiener Allgemeine Zeitung‘, 
19. November. 


Die Kriegsküchensorge. (Die zunehmenden Schwierig- 


keiten in der Beschaffung von Lebensmitteln machen 
es vielen Frauen, die durch ihren Beruf den ganzen 


: Tag in Anspruch genommen sind, unmöglich, sich 


selbst zu verköstigen. Daher ist die Errichtung von 
Kriegsküchen in ausreichender Zahl eine dringende 
Notwendigkeit. Unter der Leitung der Erzherzogin 
Isabella sollen nunmehr Kriegsküchen -errichtet wer- 
den, die auch jenen zugänglich sind, die den vollen 
Betrag für eine Mahlzeit nicht aufwenden können. 
Jeder soll in gerechter Abstufung gemäß seinen Ein- 
kommensverhältnissen einen Beitrag leisten.) „Neues 
Wiener Tagblatt“, 18. November. 

(Kartoffeln werden ın 
Österreich ohne Rücksicht auf den tatsächlichen Er- 
trag requiriert; die Verordnung, daß Kartoffeln unter 
3 cm für Futter- und Brennereizwecke freigegeben 
werden, kam erst, als die Kartoffeln schon ın Mieten 
eingelegt waren. Rauhfutter lagert auf der Bahn, ohne 
Möglichkeit, es abzuführen oder zu schützen. Saat- 
korn kommt am 5. November, also zu spät an; die 
Viehverwertungsgesellschaft bezahlt requiriertes Vieh 
erst nach Monaten.) „Die Zeit“ (Wien), 8. November. 


Venetien als Kornkammer. (Durch künstliche Bewässe- 


rungsanlagen Venetien zu grober Fruchtbarkeit ge- 
bracht worden. Insbesondere wird Weizen, Mais und 
Wein, in den versumpften Gebieten in letzter Zeit 
auch Reis angebaut. 1911 wurde in Venetien ein 
Elftel der Gesamtweizenernte Italiens gewonnen, vom 
Mais ein Viertel, vom Reis ein Dreizehntel. Ferner 
werden Kartoffeln, Gemüse, Wein in größeren Mengen 
geerntet. Für die Versorgung der Mittelmächte dürfte 
besonders das Ergebnis an Frühgemüse von Vorteil 
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sein.) Von Universitätsprofessor Dr. Ed. Brückner. 
Präsident der k. k. Geographischen Gesellschaft. „Die 
Zeit“ (Wien), 13. November. 


Staatszuschuß für Lebensmittel. (Da sich in Deutsch- 


land die Preise für Brot, Graupen, Grieß, Teigwaren, 
Zucker, Kartoffeln neuerlich erhöhen dürften, staat- 
liche Beihilfe gefordert, um der unbemittelten Bevöl- 
kerung einen Teil der Preislast abzunehmen. In der 
Schweiz werden den Verkäufern von Brot und Milch 
bei ermäßigten festen Preisen Vergütungen gewährt. 
Dies müsse auch in Deutschland geschehen, wenn- 
gleich eine Preispolitik, durch die der ohnehin so ge- 
stärkten Landwirtschaft unmittelbar Staatszuschüsse 
gewährt würden, Bedenken hervorrufen.) „Der Kon- 
sumverein“ (Wien), 7. November. 

Kaffee durchaus notwendig für die Volksernährung. 
(Entgegen der Ansicht von Professor Dr. Backhaus, 
Kaffee und Tee seien belanglose Genußmittel, der 
Kaffee ein wichtiges ‚„Volksnahrungsmittel“; er werde 
nach Friedensschluß zum Ersatz des fehlenden, der- 
zeit in der Erzeugung von Kaffee-Ersatz verbrauchten 
Getreides dienen müssen; dies ermöglicht durch Über- 
produktion an Kaffee in allen Erzeugungsgebieten. 
Zu erwarten, daß man ihn den deutschen Kaufleuten 
infolge der Absatzschwierigkeiten gegen langfristigen 
Kredit überlassen werde.) „Hamburger Nachrichten“, 
ı1. November. 

Des mesures s’imposent.... (Klagen eines in der deut- 
schen Nordschweiz wohnhaften Westschweizers [aus 
der französischen Schweiz] über die angeblich zahl- 
reichen und umfangreichen Fälle von ‚„Schmuggel“ 
mit Lebens- und Genußmitteln über die deutsche und 
österreichische Grenze durch wohleingerichtete Ban- 
den; dies erleichtert dadurch, daß nördliche und öst- 
liche Grenze der Schweiz im Gegensatz zur westlichen 
von schweizerischen Truppen fast entblößt seien.) 
„Schweizer Exportrevue“ (Zürich), 25. August. 
Ernährungssorgen in Finnland. (Finnland hat in den 
letzten Jahren vor dem Weltkrieg infolge des billigen 
russischen Getreides und des fehlenden Zollschutzes 
seinen Getreideanbau vernachlässigt, so daß Inlands- 
ernte nur mehr Hälfte des Bedarfes deckt. Seit 
Winter 1916/17 Einfuhr aus Rußland bedeutend ver- 
ringert, da russische Transportmittel versagten. 
Starker Frost im Juli vernichtete mehr als die Hälfte 
der finnländischen Ernte. Auch die Kartoffelernte, auf 
die große Hoffnung gesetzt wurde, übersteigt kaum 
die Aussaat. Zufuhr des in den Vereinigten Staaten 
angekauften Getreides durch DBlokadepolitik der 
Ententemächte behindert.) „Nachrichten der Aus- 
landspresse“ (Berlin), 2. November. 


Nahrungsmittelindustrien. 


Von der Zukunft der Müllerei. (Für die Mühlen für die 
Zeit nach Friedensschluß von besonderer Wichtigkeit, 
ihre Arbeitsleistungen auf das zweckmäßigste und bil- 
ligste einzurichten durch Verminderung der Schleu- 
derei, durch angemessene Begrenzung des Abzuges 
für Barzahlung und der Zahlfristen, durch einheit- 
liche Regelung der Sackfrage und anderes, denn es 
sei mit unvermeidlichen Verteuerungen zu rechnen, 
wie Preissteigerung der Kohle, erhöhte Bahnfracht- 
sätze, höherer Preisstand des Brotgetreides. Mühlen- 
genossenschaften hätten sich zu erweitern und auch 
untereinander in rege Verbindung zu treten.) „Öster- 
reichisch-ungarische Müller-Zeitung“ (Wien), 4. No- 
vember. 

Zucker von heimischen Bäumen. (Als Ersatz des Rüben- 
zuckers Ahornzucker vorgeschlagen. Alte, ertragreiche 
Bäume können ohne Schaden bei richtiger Behand- 
lung durch 30 Jahre angestochen werden. Anbohrung 


Briefe aus Böhmen. 
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im Frühjahr vorgenommen, dauert vier bis sechs 
Wochen. Nach neueren Versuchen liefern 1000 Ahorn- 
bäume 1000 bis 3000 hl Zuckersaft, woraus 100 bis 
300 g Zucker gewonnen werden. Nur ältere Bäume 
kommen für Zuckergewinnung in Betracht, daher 
Neuanpflanzungen vorläufig ohne Bedeutung; aus Be- 
ständen vorerst nur ein kleiner Teil des Zucker- 
bedarfes zu gewinnen. Vor Einführung des Zucker- 
rübenanbaues dieses Verfahren in Nordamerika all- 
gemein üblich, wo noch derzeit bedeutende Mengen 
von Ahornzucker erzeugt werden. Auch aus der Birke 
zuckerreicher Saft erhältlich; doch Birke gegen An- 
bohren viel empfindlicher als Ahorn.) ‚Wiener All- 
gemeine Zeitung“, 6. November.- 


Ein „stiller“ Weinboykott. (Vorzügliche österreichische 


Weinernte; Weinpreise riesig hoch, Weinhallen in 
Wien planen, Weineinkäufe möglichst einzuschrän- 
ken, da aller Wein als außerhalb der Höchstpreise 
stehende „beste Fechsung“ erklärt und Verkauf in 
den Weinhallen polizeilich scharf überwacht wird; 
Bezug von Trauben zur Vermostung und Most in 
offenen Gebinden durch massenhafte Eisenbahndieb- 
stähle unterbunden.) „Österreichische Volks-Zeitung“ 
(Wien), 15. November. 

(Nach Bericht der Vollversamm- 
lung der „Spiritus-Verkaufsvereinigung der landwirt- 
schaftlichen Brennereien“ in Prag im Betriebsjahr 
1916/17, statt wie in normalen Zeiten 380.000, im 


ganzen nur 88.000 hl Spiritus von allen der Vereini- | 


gung angehörenden Brennereien Westösterreichs er- 
zeugt. Vom Gesamtertrag Böhmens, Mährens und 
Schlesiens an Kartoffeln nur 147.000 q zu Spiritus ge- 
brannt, und zwar nur solche, die zur menschlichen 
Nahrung nicht geeignet waren. Im Jahre 1917/18 
wahrscheinlich höchstens Deckung des Militär-, nicht 
aber des Zivilbedarfes an Spiritus möglich. Infolge 
der Steigerung der Gestehungskosten sei Erhöhung 
der von der Regierung festgesetzten Spirituspreise 
nötig.) Ludw. Schönbergers „Handels- und Börsen- 
bericht“ (Wien), 18. November. 


Holz. 


Die Ausnützung der Forste in Bulgarien. (Wald nimmt 


in Bulgarien 27 Prozent der gesamten Bodenfläche 
ein, in der Türkei 14, in Frankreich und -Griechenland 
je 13, in Rumänien und Italien 22, in Deutschland 25, 


in Österreich-Ungarn 32 und im Europäischen Ruß- 


land 37 Prozent, Gesamte Holzgewinnung Bulgariens 
jährlich 5,200.000 m?. Wert der ganzen Forste mangels 
guter und billiger Verkehrswege nur etwa eine Mil- 
liarde Lewa. Staats-, Privat- und Gemeindeforste wer- 
den nicht rationell ausgenützt, daher hohe Holzpreise 
und jährliche Holzeinfuhr für 5 Millionen Lewa. Zur 
besseren Ausnützung der Forste erforderlich: billige 
Schmalspurbahnen, Wasserstraßen für längere Ent- 
fernungen, fliegende Geleise mit Pferdezug, Drahtseil- 
bahnen und Straßen für Lastautomobile. Ackerbau- 
minister gründete für derartige Arbeiten, die gleich 
nach Friedensschluß begonnen werden sollen, einen 
Fonds. Holzindustrie noch wenig entwickelt, Holz- 


handel meist von Kleinhändlern betrieben.) Von 


diplomierten Ingenieur Ivan P. Popoff. „Bnlgarische 
Handelszeitung“ (Sofia), 6. November. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Unsere Kohlenversorgung. (Der starke Kohlenbedarf 


der deutschen Rüstungsindustrie hätte durch um- 
fassende Freimachung der Bergarbeiter vom Heeres- 
dienst gedeckt werden können, wenn nicht seit 1916 
auch der Wagenmangel schwere Hindernisse bereitet 
hätte, der durch die herbstlichen Ernteanforderungen 


La question miniere. 


Une nouvelle mainmise de l’Etat. 


. Frankreich . gefährliche 


>. 
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und durch den Großangriff auf Italien verschärft 
wurde. Die Kokerei mul wegen ihrer kriegsindustriell 
wichtigen Nebenerzeugnisse, wie. Benzol etc., un- 
bedingt aufrechterhalten werden, desgleichen auch 
die Kohlenversendungen nach neutralen Ländern, wo- 
für wertvollste Nahrungsmittel und politische Sicher- 
heiten eingetauscht werden.) Unterredung mit dem 
Reichskohlenkommissär. Von Professor Dr. Ludwig 
Stein. „Vossische Zeitung“ (Berlin), 12. November. 
(Die französischen Bergwerke 
dürfen nach Gesetz von I81o nur Privatbesitz sein; 
seit 1906 aber Bemühen der Regierung, durch einzelne 
Verträge dem Staate Anteil an den Einkünften der 
Bergwerke zu verschaffen; dies bisher nur bei Kon- 
zessionen für Goldbergwerke gelungen. Für die Eisen- 
erz- und Steinkohlengruben Erteilung der Bergwerks- 
konzession an die staatliche Domänenverwaltung be- 
absichtigt und nachher Übertragung dieser Konzession 
an dritte Personen im Wege freier Verträge dieser 
mit der Domänenverwaltung, wobei zu gunsten der 
Domänenverwaltung, also des Staates, Bestimmungen 
über Anteil an dem Ertrag der Bergwerke festgesetzt 
werden sollen. Geplant, diese Konzessionen [statt wie 
bisher zumeist nur für fünfzig] auf hundert Jahre zu 
erteilen.) Von Maurice Ajam. „Le Depeche“ (Paris), 
6. Oktober. 

(Französisches Re- 
gierungsdekret vom Io. September 1917 über Verstaat- 
lichung der Salzbergwerke des Departements Meurthe 
et Moselle. Diese Verstaatlichung sei gegen das den 
Bergwerksbesitz ausdrücklich als Privateigentum er- 
klärende Gesetz von 1810 dadurch bewerkstelligt wor- 
den, daß die im Privatbesitz befindliche Konzession im 
Wirrwarr der damaligen Ministerkrise in der ersten 
Septemberhälfte auf die „staatliche Domänenverwal- 
tung“ ohne Befragung des Staatsrates übertragen wor- 
den sei. Dies, nach Ansicht des „Temps“, eine für 
staatssozialistische Betäti- 
gung.) „Le Temps“ (Paris), 29. Oktober. 

as Kohlenproblem in Spanien. (Spanische Kohlen- 
förderung von 4'29 Millionen ft im Jahre 1913 auf 
5-41 Millionen t im Jahre 1916 gestiegen. Einfuhr 
ausländischer Kohle durch den Unterseebootkrieg, 
heimische Förderung durch den Bergarbeiterstreik 
vom August 1917 stark gehemmt. Immerhin Einfuhr 
in den genannten drei Jahren von 2'70 auf 5'22 Mil- 
lionen t gestiegen. Das Jahr 1917 dürfte schätzungs- 
weise mit einem Verbrauch von 6'19 Millionen t 
schließen gegenüber 7°42 Millionen t im Jahre 1916 
und 7 Millionen t im Jahre 1913. Mangel an Kohle 
im Winter 1917/18, falls sich Zufuhren aus England 
nicht steigerungsfähig zeigen sollten.) „Hamburgi- 


- scher Korrespondent“, 9. November. 


D 


D 


Textilindustrie, Konfektion. 


ie städtische Kleiderverwertung. (Städtische Kleider- 
verwertung in Hamburg der Polizeibehörde angeglie- 
dert, arbeitet mit staatlichen Geldern unter ehrenamt- 
licher Leitung. Einteilung: in vier Abteilungen: An- 
kauf, Bearbeitung von Kleidung; Wäsche und Schuh- 
werk; Ausbesserung; Verkauf. Für die abgegebene 
Ware werden gute Preise gezahlt. Jedes abgelieferte 
Stück verschafft einen Bezugschein für ein neues. Die 
angekauften Altkleider werden gereinigt und aus- 
gebessert, Verkaufspreis hiervon festgesetzt. Großer 
Andrang der Käufer, so daß Besuchskarten für Tag 
und Stunde der Ausgabe geschaffen werden.) „Ham- 
burgischer Korrespondent“, 9. November. 


ie Not in Zwirnen. Größte Knappheit in Zwirnen 


- zwingt die Schneider zur Arbeitslosigkeit. (Dies auch 


von allen ärmeren Familien der österreichischen Be- 


Baumwollmonopol in Rußland. 


Die bösen Österreicher . 


. reichischer Tageszeitungen“ 


völkerung sehr schwer empfunden, ferner von Schuh- 
machern und Tapezierern; eine Spule Zwirn, im 
Frieden zu ı2 h erhältlich, derzeit für 30o K nur 
schwer zu haben.) „Neues Wiener Tagblatt“, 17. No- 
vember. 


Stoffe aus Papier. Zuerst wurden nur Papierspagate her- 


gestellt; nach Beschlagnahme der Baumwolle an die 
Erzeugung von möglichst dünnen, wasserdichten 
Papiergarnen gegangen. Am besten Mischgewebe aus 
Baumwolle und Papiergarnen; reine Papiergarnstoffe 
noch nicht genügend widerstandsfähig. Waschbar sind 
aber auch diese. Derzeit wird schon daraus Ersatz für 
Leder, Linoleum, Wachstuch, Kleider- und Möbel- 
stoffe, Seile, Bindfaden hergestellt. Alle diese Gegen- 
stände werden demnächst auf einer Ausstellung des 
Niederösterreichischen Gewerbevereines zu sehen 
sein.) „Die Zeit“ (Wien), 14. November. 


Erhöhung der Kunstseidenerzeugung. (An das Ministe- 


rıum des Innern in Dresden wurde eine Eingabe ge- 
richtet, in der eine verstärkte Kunstseidenerzeugung 
unter Aufhebung der bestehenden Patente und ein be- 
zügliches Eingreifen des Staates mit allen verfügbaren 
Mitteln angeregt wird. Das Ministerium hat hierzu 
Gutachten der Handelskammern eingefordert. Die 
Zwittauer Kammer tritt für die Ausgestaltung der 
Kunstseidenindustrie sogar auf Kosten der Papier- 
stoffindustrie ein, da die Seidenstoffe einen besseren 
Hilfsstoff für Bekleidung bilden als die aus Papier- 
garn erzeugten Gewebe. Die meisten Kammern halten 
die Steigerung der Kunstseidenherstellung derzeit für 
undurchführbar, da die Arbeitskräfte, Maschinen und 
der nötige Zellstoff fehlen. - Stillgelegte Spinnereien 
können nicht in Kunstseidenfabriken umgewandelt 
werden, da die Umgestaltung zu lange dauern würde.) 
„Zeitschrift für die gesamte Textilindustrie“ (Leip- 
zig), 7. November. 

(Russische Baumwoll- 
einfuhr aus Ägypten und über England im Weltkrieg 
ausgeblieben, genügende Beförderung chinesischer 
und nordamerikanischer Baumwolle durch sibirische 
Bahn aus technischen Gründen nicht möglich. Ruß- 
land daher fast ganz auf eigene Erzeugung an- 


gewiesen. Wichtigstes russisches Anbaugebiet für 
Baumwolle Turkestan; wegen Uneinigkeit mit der 
Revolutionsregierung 18. September 1917 von den 


turkestanischen Baumwollpflanzern Produktionsstreik 
beschlossen. Daraufhin mehrere Betriebe der Baum- 
wollindustrie eingeschränkt und Arbeiter entlassen, 
sodann Arbeiterunruhen, Schließung sämtlicher Be- 
triebe, 40.000 Arbeiter brotlos. Diese Schwierigkeiten 
zu beseitigen, Gesetz zur Schaffung eines staatlichen 
Baumwollmonopols vorgeschlagen und angenommen.) 
Von E. Trott-Helge. „Zeitschrift für die gesamte 
Textilindustrie“ (Leipzig), 7. November. 


Papier. 


.. (Nach Ansicht des ungari- 
schen Buchdruckerfachblattes „Nyomdaipar‘“ Entwick- 
lung einer ungarischen Papierindustrie angeblich 
durch Österreich verhindert; dieses verarbeite die 
ungarische Zellulose und führe das fertige Papier 
nach Ungarn ein. Diese Behauptung nach Wiener 
„Papier- und Schreibwarenzeitung‘ unrichtig, viel- 
mehr Österreich sowohl vor dem als auch im Welt- 
krieg der beste Abnehmer ungarischer Papierwaren, - 
Packpapiere, Papierspagate etc.) „Papier- und 
Schreibwarenzeitung‘“ (Wien), 9. November. 


Die Papiernot in Ungarn. (Antwort des Präsidenten der 


„Ungarischen Zeitungspapierzentrale“, Dr. Bela 
Agai, auf die in der Sitzung der „Vereinigung öster- 
geäußerten Ansichten 
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über die Papierversorgung der ungarischen Zeitun- 
gen. Vertrag der ungarischen Zeitungsverleger mit 
Verband der österreichischen Papierfabriken, diesen 
monatlich 35 Waggons Zellulose zu je 60 K zu liefern; 
infolge Preissteigerung in Zellulose ungarische Zei- 
tungsverleger genötigt, Preisunterschied von 545.000 
Kronen aus eigenem zu zahlen. Trotzdem von öster- 
reichischem Handelsminister verfügt, daß Ungarn 
monatlich statt I4o nur 91 Waggons Rotationspapier 
erhalte; auch diese Menge nicht vollständig geliefert. 
Daher habe Ungarn 700 Waggons Papier aus Deutsch- 
land zu hohen Preisen einführen müssen.) „Papier- 
und Schreibwarenzeitung“ (Wien), 16. November. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Flugprobleme nach dem Kriege. (Nach Friedensschluß 
werden angeblich automatische [kipp- und sturz- 
sichere] Segelflugmaschinen nicht nur zu Ausfuhr- 
zwecken erzeugt werden, sondern auch im Inland 
weite Verbreitung, ähnlich wie Fahrräder, finden. 
Hierdurch ermöglicht, weit außerhalb der Großstädte 
in gesünderen Wohnungen zu leben.) „Österreichische 
Volks-Zeitung‘ (Wien), 16. November. 

Von der niederländischen Metallindustrie. (Nach „In en 
Uitvoer“ holländische Metallindustrie im Weltkrieg 
günstig entwickelt, trotzdem Holland für Rohstoffe, 
Halbfabrikate und Kohle auf Einfuhr angewiesen. 
Werften auf Jahre hinaus mit Aufträgen versehen; 
Maschinen- und Kesselerzeugung sehr beschäftigt; 
auch Elektroindustrie erweitert. Nur die auf Ausfuhr 
angewiesenen Werke für Baggermaterial und Hafen- 
ausrüstungen im Weltkrieg zu Einschränkung oder 
Umgestaltung der Betriebe gezwungen. Notwendig sei 
nach Friedensschluß tatkräftige Ausfuhrförderung 
durch den Staat, besonders bessere Ausnützung des 
Warenreichtums der niederländischen Kolonien. 
Unterlage für künftige Handelspolitik müsse Ver- 
besserung der Handelsstatistik bilden.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 2. November. 


Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie 
Waren daraus. 


Zur Lage der deutschen Seifenindustrie. (Gegenüber 
anderen bedeutenden deutschen Industrien war die 
Seifenindustrie auch vor dem Weltkrieg in keiner be- 
sonders günstigen Lage. Unter 250.000 t Fett, die 
jährlich auf Seife verarbeitet wurden, wenigstens 
200.000 t aus dem Ausland bezogen. Fabriken ge- 
schäftlich genötigt, eine Unzahl verschiedener Seifen- 
typen zu erzeugen, und sogenannte Füllung, richtiger 
Fälschung der Seife sehr verbreitet. Rheinisch-west- 
fälische Seifenfabriken allein benützten jährlich 200 
bis 300 Waggons Kartoffelstärke zum Füllen der 
Seife. Nach Ausbruch des Krieges litt diese deutsche 
Industrie bald unter Rohstoffmangel; schließlich 
standen allen fettverarbeitenden Industrien statt 


430.000 t Fett jährlich höchstens 40.000 t zur. Ver-|' 


fügung. Durch Schaffung der „Kriegsabrechnungs- 
stelle der Seifen- und Stearinfabrikation“ wurde die 
Seifenerzeugung und -verteilung geregelt und als not- 
wendiges Übel ein Zwangssyndikat gegründet, das 
aber, sobald sich die Verhältnisse günstiger gestalten, 
sofort zu beseitigen wäre.) Von Dr. C. Deite, Berlin. 
„Deutsche Wirtschafts-Zeitung“ (Berlin), ı. No- 
vember. 


Elektrische Industrie. 


Französische Elektrizitätswirtschaft. (Nach Friedens- 
schluß in Frankreich voraussichtlich großer Kohlen- 


mangel und hohe Kohlenpreise. Daher für französische | 


Industrie Verwertung der Wasserkraft vorteilhaft. 


L’Industrie de l’Azote. 


Frankreich, das über Wasserkräfte von rund ıo Mil- 
lionen Pferdekräfte verfüge, verwertete davon vor dem 
Weltkrieg nur 10, Deutschland von den seinigen 
32 Prozent. Die französischen Wasserkräfte vor 


Kriegsbeginn verteilt auf: Alpen 610.000, Pyrenäen 


85.000, Mittelgebirge 80.000, übriges Frankreich 
30.000 Pferdekräfte. Man könne in Frankreich für 
Zeit nach Friedensschluß auf Ersatz von mindestens 
50 Millionen t Brennstoffe durch Wasserkräfte rech- 


nen.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 2. November. 


Chemische Industrie. 


Verwertung von Abfällen. (Folgende Abfälle und Hilfs- 


stoffe aufgezählt, die vorher mäßig verwertet, im 
Weltkrieg aber eine erhebliche wirtschaftliche Bedeu- 
tung erlangt haben: Abfälle der Naphthareinigung, 
mehrere Teerdestillate, seifenhältige Abwässer der 
Garnindustrie, Sägespäne, Sulfitablauge der Zellstofi- 
industrie, Blutkuchen, Küchenabfälle und minderwer- 
tige Abfälle zahlreicher Industrien, die alle derzeit zu 
wichtigen Fabrikaten verarbeitet; diese vor dem 
Kriege aus kostspieligen Rohmaterialien bereitet, die 
derzeit kaum aufzutreiben sind.) Von Leopold 
Katscher, Bern. „Das neue Europa“ (Zürich), No- 
vember. 

Den Stickstoffragen wurde in 
den letzten Jahren in allen Staaten die größte Auf- 
merksamkeit gewidmet; doch fand die Frage vom 
technischen Standpunkt 
Lösung. Nach norwegischem System wird der Stick- 
stoff der Luft bei Anwendung sehr hoher Temperatur 


des elektrischen Lichtbogens zu Stickoxyd verbrannt, 


dieses zu salpetersauerem Kalk [Norge-Salpeter] ver- 
arbeitet. Bei der Stickstoffkalkerzeugung durch Ein- 
wirkung des Stickstoffes auch Kalziumkarbid gewon- 
nen, dieses infolge Zersetzung durch Wasser in Am- 


moniak umgesetzt. Nach deutschem System von Haber 


unmittelbar Stickstoff mit Wasserstoff zu Ammoniak 
verbunden und sodann zu Ammonsulfat verarbeitet. 
Zur Gewinnung von 50.000 ft Luftstickstoff im Jahre 
müssen nach norwegischem System nur 16.000 H.P. 


verfügbar sein. Doch sind die Behelfe, die zum letzt- | 


genannten Verfahren gehören, sehr verwickelt.) 
„L’Economiste Frangais“ (Paris), 3. November. 


(Neue Höchstpreise für Zündhölzer. (Da von der Re- 
gierung für eine Kiste mit 5000 Schachteln eine 


Steuer von 625 Piastern und für die Anbringung der 
Banderole eine Gebühr von 120 Piastern eingehoben 
wird, wird der Höchstpreis für eine Kiste auf 2325 
Piaster und für eine einzelne Schachtel auf 20 Para 
festgesetzt.) Nr. 3183 des „Tanin‘“ (Konstantinopel), 
23. Oktober. 


Eine nationale Ausstellung chemischer Industrien. (Die 
Farbenindustrien haben sich in der Union auch wäh- 
rend des Weltkrieges, trotz der günstigen Konjunk- 


tur, nicht besonders entwickelt, und auch nach dem 
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ın Deutschland die beste . 
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Kriege sind dort gerade für die wichtigsten Farb- || | 


stoffe die Aussichten für eigene Erzeugung nicht be- 


sonders günstig. Die zur Erzeugung wichtiger Farb- 
stoffe nötigen Hilfsstoffe derzeit von der Sprengstoff- 
industrie in Anspruch genommen; nach dem Kriege 
dürften auch mit einem Schutzzoll von 30 Prozent 
vom Werte gewisse Farbstoffe im Inland nicht mit 
Vorteil erzeugt werden; außerdem eine Reihe von 
Farben auf einige Jahre hinaus durch Patente ge- 
schützt. Ferner mehrere Hilfsstoffe und Zwischen- 
fabrikate in Nordamerika nicht in genügenden Men- 
gen beschaffbar; auch Chemiker und Techniker mit 


‘den hierfür nötigen Kenntnissen derzeit nicht zur 


Verfügung.) „Deutsche Wirtschafts-Zeitung““ (Ber- 
lin), 1. November. 
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Lifte der dem mirtfchaftspolitifchen Ardiv F. Stuhlmann. Hamburg, Verlag von Georg Westermann, 


mackommenen Deröffentlichungen. 


‚Vom 6. Oktober bis inklusive 4 November 1917. 


Exzellenz Professgr Dr. A. v. Harnack, Die Sicherheit 
und die Grenzen geschichtlicher Erkenntnis. Deutsches 
Museum. Vorträge und Berichte, Heft ı7. München, 1917. 
Preis 40 Pfennig. 

Satzung der Deutsch-Bulgarischen Gesellschaft. Landes- 
verband Sachsen in Dresden. Bericht über die seit Begrün- 
dung bis zum Januar 1917 ausgeübte Tätigkeit der 
Deutsch-Bulgarischen Vereinigung, Sitz Dresden. (Vom 
Vorsitzenden zum Vortrag gebracht in der am 23. April 
1917 ım Hotel Höritzsch, Dresden, abgehaltenen ordent- 
lichen Mitgliederversammlung.) 

Geschäftsbericht über das 31. Geschäftsjahr vom ı. Juli 
1916 bis 30. Juni 1917 des Konsumvereins Sendling- 
München, E. G. m. b. H 

Dr. Fritz Winter, Der neue Arbeitsvertrag. Die Vor- 
schriften über den Dienst- und Arbeitsvertrag. (Praktischer 
Führer durch die österreichische Gesetzgebung X/XI.) 
Wien, Verlag von Ign. Brand & Co., 1917. Preis 80 h. 

Mitteleuropäische Wirtschaftsvereine ın Deutschland, 
Österreich und Ungarn. Verhandlungen der Mitteleuropäi- 
schen Wirtschaftskonferenz in Budapest 1916. Budapest, 
Verlag von Viktor Hornyänszky, 1917. 

M. Decoppet, Allgemeine Orientierung über die Holz- 
nutzungen in den Jahren 1914 bis 1916. (Publikation des 
Schweizerischen Departements des Innern, Inspektion für 
Forstwesen, Jagd, Fischerei.) Bern, 1917. 


Leonhard Steinwäger, U-Boot, Englands Tod! München, 


TrE Lehmanns: Verlag, 1017. Preis. ı M. - 

Friedrich Glatz, Die Gefährdung von Österreichs Brot- 
stoffversorgung durch das geplante Einfuhrscheinsystem. 
Vortrag, gehalten in der Plenarversammlung des Zentral- 
verbandes österreichischer Getreidehändler am 16. Mai 
1917. Wien, Kommissionsverlag von W. Frick, G. m. b. H., 
1917. Preis 3 K. 

Trente-quatrieme Rapport du Comite central de la 
Chambre Suisse l’Horlogerie et des Industries annexes: 
Bijouterie, Joaillerie, Orfevrerie et Boites a Musique. 
Annee 1916. La Chaux-de-Fonds 1917. 

Summarischer Jahresbericht der Handels- und Gewerbe- 
kammer in Olmütz über die Tätigkeit der Kammer und 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kammerbezirkes ım 
Jahre 1916. Olmütz, Selbstverlag, 1917. { 

Eugen Schwiedland, Das Transportwesen. II. Auflage. 
Wien, Manzsche Verlagsbuchhandlung, 1917. Preis K 160. 

Josef Rosemeyer, Der beste Weg zur Sicherung und Aus- 
dehnung unseres Welthandels. Berlin, Haude & Spenersche 
Buchhandlung Max Paschke, 1917. Preis 2 M. 

“ Karl Heinke, Monographie der algerischen, Oase Biskra. 
Inaugural-Dissertation, vorgelegt der philosophischen Fakul- 
tät der Universität Leipzig. Halle an der Saale, 1914. 

Der Zukunftsstaat als sozialistische Monarchie. Aus eines 
Leutnants Nachlaßkoffer. Witten-Ruhr, Emma Feyerabend, 
1917. Preis 88 h. 

Kürschners deutscher Literatur-Kalender auf das Jahr 
1917. Herausgegeben von Dr. Heinrich Klenz. Berlin, G. ]J. 
Göschensche Verlagsbuchhandlung,. G. m. b. H., 1917. Preis 
K- 15:84. 

Gids voor de Nederlandsch Fabrikaat-Week von 1—6 Oc- 
tober 1917 te Amsterdam. Algemeene Uitgevers-Maatschap- 
pij (Directeur G. H. Jonckheer). Amsterdam. 

Austria nova, Wege in Österreichs Zukunft. Heraus- 
gegeben von der Redaktion der Monatschrift für Politik 
und Kultur „Das neue Österreich“. Wien, Verlagsbuch- 
handlung Wilhelm Braumüller, 1916. 

Otto Neurath, Die Wirtschaftsordnung der Zukunft und 
die Wirtschaftswissenschaften. Berlin und Wien, Verlag 
für Fachliteratur, G. m. b. H., 1917. Preis K 2'40. 

Geheimer Bergrat Professor Dr. F. Frech, Die Bedeutung 
der Ukraine für den Weltkrieg. Mit 2 Karten. München, 
J. F. Lehmanns Verlag, 1917. Preis 2 M. 

Dr. Ing. Waldemar Koch, Handelskrieg und Wirt- 
schaftsexpansion. Jena, Verlag von Gustav Fischer, 1917. 
Preis M. 5'50. 2 

Dr. Gustav Fuchs, Übergangswirtschaft und unerledigte 
Friedenskontrakte. Wien, Manzsche Verlagsbuchhandlung, 
1917. Preis 66 h. 

Österreichischer Wasserstraßentag in Wien am 20. und 
21. Juni 1917. Wien, Verlag des Wiener Magistrates, 1917. 

Leonardo Azzarita, Il commercio italiano e l’opposta 
sponda adriatica. Milano, Stabilimento tipografico la 
Stampa commerciale, 1914. 

Otto Seligmann, Die künftigen Handelsbeziehungen. zwi- 
schen Rußland und Skandinavien. (2. Heft der „Hamburgi- 
schen Forschungen“, herausgegeben von K. Rathgen und 


1917. 

Dr. Paul Lejeune-Jung, Kolonial- und Reichskonferen- 
zen. Wege und Ziele des britischen Imperialismus. (Vereins- 
schriften der Deutschen weltwirtschaftlichen Gesellschaft, 
Heft 5.) Berlin, Karl Heymanns Verlag, 1917.) 

Maximilian Mintz, Die Kriegsgesetze über den gewerb- 
lichen Rechtsschutz im In- und Ausland. Berlin, Karl Hey- 
manns Verlag, 1917. Preis ıo M. f 

Walter Marcus, Die Verteidigung des Nährpflicht-Pro- 
gramms. Leitsätze für die Widerlegung von Einwendungen 
gegen das sozialwirtschaftliche Reformprogramm des Wer- 
kes „Die allgemeine Nährpflicht als Lösung der sozialen 
Frage“ von Josef Popper-Lynkeus. Wien, Verlag der Nähr- 
pflicht-Propagandastelle des Vereines für soziale Arbeit und 
zur Verbreitung sozialer Kenntnisse „Die Bereitschaft“ in 
Wien, 1917. 

Dr. Walter Schroeder, Das Schutzgenossenwesen in 
Marokko. Berlin, Verlag „Der neue Orient“, G. m. b. H., 
1917. 

Michael v. Tseretheli, Die Rechte Georgiens. Berlin, Ver- 
lag’ ,Der neue Orient“, G. m. b..H., 1917. 

Deutschland und der Orient, ihre Beziehungen in Ver- 
gangenheit, Gegenwart und Zukunft. Band ı der Türkischen 
Bücherei des Verlages „Der neue Orient“, G. m. b. H. 
Berlin, 1917. (In türkischer Sprache.) 
ua Bendixen, Das Inflationsproblem. Preis 

1:60, 

Dr. Ernst Makai, Währungsstudien mit besonderer Rück- 
sicht auf Österreich-Ungarn. Stuttgart 1917. (31. und 37. Heft 
der Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeitfragen. Heraus- 
gegeben von Dr. Georg v. Schanz und Dr. Julius Wolf.) 
Verlag von Ferdinand Enke in Stuttgart. Preis 3 M. 

Türkische Kriegsfiinanzwirtschaft. Budgetrede, gehalten in 
der türkischen Kammer am 3. März 1917 von Finanz- 
minister Dschawid Bei. Übersetzt von Dr. Karl Anton 
Schaefer. (94. Heft der Politischen Flugschriften. Heraus- 
gegeben von Ernst Jäckh.) Stuttgart 1917, Deutsche Ver- 
lagsanstalt. Preis 50 Pf. 

Friedrich Wiltner, Die Seifenfabrikation. Handbuch für 
Praktiker. 8. Auflage. (Chemisch-technische Bibliothek, 
Band 5.) Wien und Leipzig 1917, A. Hartlebens Verlag. 
Preis K 440. 

C. V. Suppan, Die Donau und ihre Schiffahrt, Wien 1917, 
im Selbstverlag. 

Lala Lajpat Rai, Betrachtungen über die politische Lage 
in Indien. Herausgegeben vom Europäischen Zentralkomitee 
der indischen Nationalisten. Leipzig 1917, Verlag von Otto 
Wigand. 

Jahr- und Adressenbuch der Zuckerfabriken und -raffi- 
nerien Österreich-Ungarns. Kleine Ausgabe. Herausgegeben 
vom Zentralverein für die Rübenzuckerindustrie Österreichs 
und Ungarns. Redigiert von Dr. Gustav Mikusch. Kam- 
pagne 1917/18. Wien 1917, Verlag des Zentralvereins für 
die Rübenzuckerindustrie Österreichs und Ungarns. 

Walter Rathenau, Vom Aktienwesen. Eine geschäftliche 
Betrachtung. Berlin 1917, Verlag von S. Fischer. Preis ı M. 

Vieh und Fleisch in der deutschen Kriegswirtschaft. Von 
Dr. Krüger, Dr. Mayer, Dr. Niklas, Dr. v. Östertag, 
v. Schlieben und Scholl. (Heft 17—19 der Beiträge zur 
Kriegswirtschaft. Herausgegeben von der volkswirtschaft- 
lichen Abteilung des Kriegsernährungsamtes.) Berlin 1917. 
Preis M. 1'20. 

Das Schwein in der Kriegsernährungswirtschaft. Von 
Dr. Skalweit und Dr. Klaß. (Heft 20/21 der Beiträge zur 
Kriegswirtschaft. Herausgegeben von der volkswirtschaft- 
lichen Abteilung des Kriegsernährungsamtes.) Berlin 1917. 
Preis M. 1'20, 

Der Kettenhandel als Kriegserscheinung. 2. erweiterte 
Auflage. Von Dr. Hirsch und Dr. Falck. (Sonderheft der 
Beiträge zur Kriegswirtschaft. Herausgegeben von der 
volkswirtschaftlichen Abteilung des Kriegsernährungsamtes.) 
Berlin 1917. Preis M. 1'20. 

Emmy Freundlich, Unser tägliches Brot. Eine Einführung 
in die Fragen der Zoll- und Handelspolitik. Wien und 
Leipzig 1917, Verlag von Hugo Keller. Preis K 132. 

Dr. Eduard Senator, Weltkrieg und Brotversorgung. 
Berlin 1917, Verlag von Franz Siemenroth. Preis 8 M. 

J. Singer, Die amerikanische Stahlindustrie und der Welt- 
krieg. Berlin 1917, Verlag von Franz Siemenroth. Preis 4 M. 

Richard Schwarz, Das Valutaproblem und die Rohstoff- 
frage im. Verhältnis zu „Mitteleuropa“. Wien 1917, 
Manz’sche Verlagsbuchhandlung. 

Bericht über die am 10. Oktober 1917 in der Handels- 
kammer abgeführte Plenarversammlung des Verbandes 
österreichischer Eisen- und Metallwarenproduzenten, Wien, 
VII., Zieglergasse 63. Wien, im Oktober 1917, Selbstverlag. 

Sven Hedin, Bagdad—Babylon—Ninive. Leipzig 1917, 
Verlag F. A. Brockhaus. Preis ı M. 
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Buchbefpreihungen. 


Kriegswirtschaftliche Verordnungen, betreffend den Wir- 
kungskreis des k. k. Handelsministeriums. Im Auftrag 
des Generalkommissariats für Kriegs- und Übergangswirt- 
schaft herausgegeben von Dr. Arnold’ Lehmann, k. k 
Landesgerichtsrat im k. k. Handelsministerium. Wien 1917. 
Manzscher Verlag. 1006 Seiten. 

Diese Gesetzessammlung umfaßt, außer den Verordnungen 
des Handelsministers selbst, auch alle den Wirkungskreis 
des k. k. Handelsministeriums berührenden kriegswirtschaft- 
lichen Verordnungen, die bis zum 1. .September 1917 im 
Reichsgesetzblatt veröffentlicht worden sind. Das Aufsuchen 
der in Betracht kommenden Bestimmungen wird durch 
mehrere Behelfe erleichtert: die den einzelnen Gruppen der 
Verordnungen vorgesetzte, kurze Inhaltsangabe der gelten- 
den Bestimmungen, ferner ein alphabetisches Sachregister 
und ein Verzeichnis der Verordnungen nach dem Zeitpunkt 
der Erlassung. Die während des Druckes im Reichsgesetz- 
blatt veröffentlichten Verordnungen wurden auf farbigen 
Papier als Nachtrag beigefügt, konnten aber in der den ein- 
zelnen Gruppen vorausgehenden Inhaltsangabe nicht mehr 
berücksichtigt werden. Zum Einkleben nachträglich er- 
scheinender einschlägiger Verordnungen wurden leere 
Blätter mitgebunden. Hier liegt ein recht brauchbarer Behelf 
für Ämter, Vereine, größere Privatunternehmungen, Rechts- 
vertreter etc. vor. 


Handbuch für das Generalgouvernement Warschau. Auf 
Grundlage amtlicher Unterlagen herausgegeben von 
E. Ginschel. Erster Teil: Die Verordnungen für das 
Generalgouvernement Warschau. Im Auftrag des Verwal- 
tungschefs beim Generalgouvernement Warschau systema- 
tisch zusammengestellt und bearbeitet von Dr. Otto Pa- 
landt, Oberlandesgerichtsrat beim kaiserlich Deutschen 
Obergericht in Warschau. Ausgabe A, umfassend die Zeit 
von der Einrichtung der Zivilverwaltung für Polen bis zum 
Erlaß der Proklamation betreffend Errichtung eines König- 
reichs Polen. Deutscher Verlag, G. m. b. H. in Warschau, 
1917. 589 Seiten. 

Diese Zusammenstellung half einem dringenden Bedürfnis 
jener Kreise ab, die am Rechtsleben des deutschen Ver- 
waltungsbezirkes ın Kongreßpolen unmittelbar 
sind. Aber auch jenen zahlreichen Geschäftskreisen, Rechts- 
beflissenen, Ämtern in Deutschland und Österreich-Ungarn, 
für welche die Rechtsverhältnisse des genannten Gebietes in 
Betracht kommen, dürfte dieses brauchbare, verläßliche 
Handbuch Nutzen bringen. Seine Reichhaltigkeit ist über- 
raschend. Es enthält rechtspolitisch grundlegende Verord- 
nungen, solche über Kalenderwesen, Sommerzeit, Vor- 
schriften zur Sicherheit des Heeres, Kreisordnungen, 
Städteordnungen, Polizeiverordnungsrecht, Vorschriften 
über Personenverkehr, Grenzverkehr, Verkehr mit Fuhr- 
werken und auf den Wasserstraßen, Sicherstellung der Ernte, 
den inneren Warenverkehr, Vergeltungsmaßnahmen gegen 
das feindliche Ausland, Agrarangelegenheiten, Bauwesen, 
Dampfkessel, Vereins- und Versammlungsrecht, Armen- 
wesen, Medizinal- und Veterinärangelegenheiten, Zoll-, 
Steuer- und Währungswesen, Gerichtsverfassung, materielles 
bürgerliches und Strafrecht sowie Prozeßrecht, religiöse und 
Hochschulangelegenheiten, Bergbau, Forste, Gewerbewesen, 
Presse etc. 


Der Kampf um die Vermeidung des Weltkrieges. Von 
Berta vw. Suttmer:. Herausgegeben‘ von "Dr. Alfred 
H. Fried. Zürich 1917, Verlag Orell Füßli. 2 Bände mit 628 
und 630 Seiten. Preis 16 Francs oder I6 M. 

Dieses aus dem Nachlaß Berta v. Suttners herausgegebene 
Werk eines hochkultivierten Geistes. und warmfühlenden 
Herzens enthält ihre tagebuchartigen Bemerkungen zu den 
politischen Ereignissen in der Zeit von 1892 bis 1914. Mag 
auch die Verfasserin sich häufig in Einzelheiten irren und 
zuversichtliche Erwartungen ausgesprochen haben, die sich 
nicht erfüllten, so ist doch ihr Buch den Lesern aller Völker 
sehr zu empfehlen. Es ist eine lebendige Darstellung der 
letzten zwei Jahrzehnte vom sozialistischen oder hochgradig 
demokratischen Standpunkt aus gesehen und alle Ereignisse 
nach ihrer Wirkung auf die internationale Friedensbewegung 
gewertet, wobei der Leser durch ein sehr eingehendes alpha- 
betisches Sach- und Namensregister unterstützt wird. Es 
ist auch von Interesse, den- Eindruck der heute schon der 
Geschichte angehörenden Vorkommnisse auf die Zeit- 
genossen zu verfolgen und ihr Urteil mit den vom Welt- 
krieg beeinflußten Ansichten der Gegenwart zu vergleichen. 


Im ganzen hat man es mit einem bedeutsamen Kultur- 


denkmal aus der Vorkriegszeit zu tun. 
Was wird aus Polen? Von Friedich Naumann. 
Berlin 1917. Verlag G. Reimer. 57: Seiten. Preis ı M. 
Diese mit viel verständnisvollem Eingehen auf die Eigen- 
tumlichkeiten und Empfindlichkeiten des polnischen Volks- 
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beteiligt‘ 


‚tums und im Verfolg der bekannten mitteleuropäischen- 
Gedanken Naumanns verfaßte, Ende Mai 1917 abge- 
schlossene Schrift beantwortet die im Titel gestellte Frage 
‘dahin, daß Russisch-Polen, nachdem Österreich-Ungarn an- 
scheinend nicht beabsichtige, es mit dem eigenen Staat in 
Form einer- Realunion zu vereinigen, als völlig selbständiges 
Königreich ins Leben treten müsse. Dies erheische nach - 
Naurnanns Ansicht insbesondere die Wirtschaftliche Lage 
Russisch-F’'olens; seine Angliederung als selbständiger Staat 
an das mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis 
werde durch bessere Bewirtschaftung und Verwaltung den 
Ertrag der Landwirtschaft wesentlich steigern und hiermit 
die Aufnahmsfähigkeit Polens für die Erzeugnisse der 
polnischen Industrie erhöhen. Dies sei um so nötiger, 
als Poiıen infolge der allmählichen Industrialisierung Ruß-. 
lands keine völlige Sicherheit hinsichtlich des dorthin _ 
gehenden Absatzes. hätte. 


Der beste Weg zur Sicherung und Ansdebaets unseres 
Welthandels. Von Joset Rosemeyer, Köln-Lindental. 
Mit einer Karte von Nordwestdeutschland, Holland und 


Nordbelgien. Berlin 1917. Verlag der Haude & Spenerschen “ 


Buchhandlung Max Paschke. 44 Seiten. Preis 2 M. 

Eine hoffnungsfreudige, kühne Schrift, welche die Blüte 
des deutschen Außenhandels durch eine Reihe von Binnen- 
schiffahrtsplänen sichern will, und zwar durch einen Rhein— 
See-Kanal, dem durch eine Abflußregelung des Bodensees 
die nötigen Wassermengen in allen Jahreszeiten zu sichern 
seien. Wenn nicht anders möglich, müßte dies ein von Köln 
ausgehender Rhein—Nord-Kanal sein, der in Emden mündet. 
Doch zieht der Verfasser, bei Vorhandensein der nötigen. 
politischen Sicherungen, einen Kanal von Köln nach Ant- 
werpen vor. Da dieser den äußersten Südzipfel Hollands 
durchschneiden müßte, fragt sich, wie die Staatsgewalt von 
Rotterdam und Amsterdam für einen Plan gewonnen 
werden könnte, der in erster Linie Antwerpen zu gute käme. 
Rosemeyer antwortet: durch die Drohung mit dem Bau des 
Köln—Emden-Kanals. Dies ist ein etwas zweifelhafter 
Punkt in seiner sonst so schönen Rechnung. 


Auf Tod und Leben. Ein Weckruf an alle Deutschen von 
Teja. Verlag „Das größere Deutschland“, G. m. b. H,, 
Dresden. 30 Seiten. Preis 75 Pig. 

Diese Schrift ist ein bemerkenswertes, leidenschaftlich- 
glühendes Beispiel jener Schriften, womit in Deutschland 
die alldeutschen Kreise für einen „Siegfrieden“ oder „ehren- 
vollen Frieden“ und gegen einen von ihnen als lau und 
wirtschaftliche Lahmlegung betrachteten ‚Verständigungs- 
frieden“ kämpfen. Das hierbei betriebene Anstürmen gegen 


einen Übergang Deutschlands in die Bahnen einer parlamen- |I- 


Demokratie einen wenig 


tarıschen 
Eindruck. 


„Moratorium‘“‘. Gesetzgebung über Zahlungsaufschub und 
andere außerordentliche Gesetzgebung während des Krieges 
ı914/ı5. Von Professor Albert Koertner und Sekretär 
Charles Dickson. Verfaßt im Auftrag der Schwedischen 
Bankvereinigung. Stockholm. 4. Band. 


Dieses großangelegte Werk wurde bereits beim Erscheinen 
der früheren Bände entsprechend gewürdigt. Der vierte Band 
ist ganz in deutscher Sprache erschienen und enthält, neben 
einigen Bestimmungen des Staates Uruguay, die einschlä- 
gigen Österreichischen, ungarıschen und bosnisch-hercego- 
vinischen Vorschriften, weshalb er für heimische Inter- 
essenten von besonderer Bedeutung ist. Ein fünfter Ergän- 
zungsband mit den neuesten Vorschriften der einzelnen 
Staaten befindet sich in Vorbereitung. Nach dem Erscheinen 
sämtlicher Ergänzungen wird zum ganzen Werk ein. über- 
sichtliches Verzeichnis herausgegeben werden. Man kann 
die frühere warme Empfehlung dieses nützlichen Nach- 
schlagewerkes nur wiederholen. 


macht erfreulichen - 


Türkische Kriegsfinanzwirtschaf. Von Finanzminister 
Dschawid Bei. Berlin 1917. Deutsche Verlagsanstalt. 
42 Seiten. Preis 50 Pfennig. Sr. 


Diese Wiedergabe der von Dschawid Bei am 3. März 
1917 in’ der türkischen Kammer gehaltenen Budgetrede samt 
inhaltsreichen statistischen und sonstigen Erläuterungen des 
Übersetzers ist ein wertvolles Hilfsmittel, um in Europa die 
türkischen Finanzverhältnisse bekanntzumachen. Der Minister 
schildert die türkische Finanzpolitik während des Welt; 
krieges, das Verhältnis der türkischen Währung zu jener 
des Auslandes und betont, daß der vermehrte Papiergeld- 
umlauf in der Türkei kein Grund zu allzu großer Beunruhi- 
gung und keineswegs die wesentlichste Ursache der großen 
Teuerung sei. Für die Zeit nach Friedensschluß müßten 
lLaandwirtschaft und Industrie unter Beiziehung ausländi- 
schen Kapitals mit allen Kräften gefördert, neue Verbrauchs- 
steuern und eine Kriegsgewinnsteuer eingeführt werden; 
für die Rückzahlung der deutschen Vorschüsse an die Türkei 
seien schonende Bedingungen vorgesehen. 


— DRUCK VON CHRISTOPH REISSER’S SÖHNE, WIEN V. 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Übergangswirtschaft. 


Wirtschaft und Technik in und nach dem Krieg. (Die 
Technik beschäftigte sich im Weltkrieg: ı. Mit Ge- 
- winnung früher vom Ausland her bezogener Rohstoffe. 
2.. Mit Abfallverwertung. 3. Mit Gewinnung von Er- 
satzmitteln.. Nach Friedensschluß, wenn Rohstoff- 
 zufuhr wieder in Gang gebracht, wohl manche 
‚Neuerungen aus Preisrücksichten aufgegeben. Sache 
der Technik, mit Rücksicht auf Möglichkeit zu- 
künftiger Schwierigkeiten die erzielten Fortschritte 
auszubauen. Technische Entwicklung sei ohne be- 
sonderen staatlichen Schutz lieber frei in normale 
Bahnen zu leiten; jenes Land wird früher zu wirt- 
schaftlicher Blüte gelangen, wo dem Unternehmungs- 
geist des einzelnen freie Bahn geschaffen würde.) 
„Papier-Zeitung“ (Berlin), 4. November. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 


wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Das Ausgleichsverfahren. (Das Organ der größten und 
mächtigsten Organisation der ungarischen Landwirt- 
schaft, des ungarischen landwirtschaftlichen Landes- 
rereinds [Omge] nimmt gegen ein gemeinschaftliches 

 Zoll- und Wirtschaftsgebiet mit Polen Stellung und 

‚erklärt sich, einer solchen Gemeinschaft nur dann 


zustimmen zu können, auch Deutschland in 
diese Zoll- und Wirtschaftsgemeinschaft einbezogen 
werde. Vorläufig hätte aber die Regierung ein zwei- 
jähriges Ausgleichsprovisorium zu schaffen.) „Köz- 
telek“ (Budapest), November. 
Ausgleichsprovisorium. (Vorläufiges Ergebris der Han- 
delsvertragsverhandlungen zwischen Deutschland und 
Österreich-Ungarn dürftig, da höchst wichtige politi- 
sche Vorfragen derzeit noch ungeklärt. Inzwischen 
kommen Führer der ungarischen .Großindustrie mit 
sonderbaren Wünschen, wie Kontingentierung des Ab- 
satzes einzelner Warengattungen, Zwischenzölle etc. 
Wichtigste zu lösende Vorfrage die des Verhältnisses 
zwischen Österreich und Kongreßpolen ; Überschätzung 
der eigenen finanziellen und industriellen Kräfte in 
Ungarn. Ungarn hofft für Zustimmung zur Angliede- 
rung Kongreßpolens an die Habsburgische Monarchie, 
selbständiges ungarisches Heer zu bekommen, das es 


wenn 


aber, ohne Quote, selbst zu. bezahlen haben wird.) 
„Der österreichische . Volkswirt“ * (Wien), 24. No- 
vember. = 

Eine skandinavische Wirtschaftsgefheinschaft. (Bei 


bisher wenig fruchtbaren Bestrebung&n der drei skandi- 
navischen Staaten um Anbahnung einer handelspoliti- 
schen Gemeinschaft untereinander wenig Freundlich- 
keit für die Mittelmächte, eher Mißtrauen bezüglich 
deren wirtschaftlicher Annäherung; diese zu ver- 
stärken, englische Beauftragte in Schweden und Finn- 
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land bemüht.) „Deutsche volkswirtschaftliche Kor- 
respondenz“ (Berlin), 16. November, 

Neubau der Weltwirtschaft. (Nach Vortrag von Pro- 
fessor Dr. v. Schultze-Gävernitz in der Deutschen 
weltwirtschaftlichen Gesellschaft scharfer Wirt- 
schaftskrieg nach Friedensschluß nicht zu befürchten. 
England werde für seine Eisenbahnen und Flotte 
Eisen von Deutschland kaufen, die britischen Ko- 
lonien seien auf Deutschland als Abnehmer für ihre 
Rohstoffe angewiesen. Zu erwarten wirtschaftliche 
Annäherung Rußlands an Deutschland. Wichtig für 
Deutschland Aufnahme der Meistbegünstigungs- 
klausel nach Beispiel des Frankfurter Friedens in 
alle künftigen Handelsverträge des Deutschen Reiches 
und Abkehr vom System der Generaltarife, Vertrags- 
und Vorzugstarife. Auch neueste, durch russische Re- 
volution beeinflußte Entwicklung der englischen Ar- 
beiterbewegung spreche gegen Wahrscheinlichkeit 
eines scharfen Wirtschaftskrieges nach dem Welt- 
krieg.) „Vossische Zeitung“ (Berlin) und „Berliner 
Börsen-Courier“, 10. November. 

Waffenfrieden und Wirtschaftskrieg. (Im Anschluß an 
eine Rede, die Großadmiral v. Tirpitz in München ge- 
halten hat, behauptet, daß Deutschland als Sicherungs- 
mittel gegen den Wirtschaftskrieg nach dem Welt- 
krieg Neuerwerbungen im Osten, besonders an der 
Ostseeküste, und die Vorherrschaft über Belgien 
brauche.) „Deutsche volkswirtschaftliehe Korrespon- 
denz“ (Berlin), 13. November. 

Der Kampf um die Zukunft des südamerikanischen 
Marktes. (Nach Hamburger Halbmonatschrift „Die 
Hausse“ Ausfuhr der Union nach Argentinien und 
Chile von 1914 bis 1916 fast verdreifacht, nach Brasi- 
lien mehr als verdoppelt; nach allen drei Staaten zu- 
sammen in dieser Zeit von I3'ı auf 32'4 Millionen 
Schilling angewachsen; jene Großbritanniens gleich- 
zeitig von 24'9 auf 24°7 Millionen gesunken; am be- 
deutendsten die Abnahme der Ausfuhr nach Argen- 
tinien. An Stelle Frankreichs im Weltkrieg Japan 
getreten, dessen Einfluß besonders in Brasilien groß 
geworden; dort Bau einer Bahn durch japanische 
Offiziere und Ingenieure geplant. Aussichten - des 
deutschen Handels in Südamerika nach Friedens- 
schluß infolge der großen Anpassungsfähigkeit der 
deutschen Kaufleute und des südamerikanischen Mib- 
trauens gegenüber der Union nicht ungünstig.) „Köl- 
nische Volkszeitung“, .ı2. November. 

Le blocus des matieres premieres et lapres guerre. (Die 
Entente verfügt über den Hauptteil der Rohstoffe der 
Erde, wie Baumwolle, Wolle, Eisenerze, Zinn, Nickel, 
Aluminium, Ölsaaten. Ein Ultimatum an die Mittel- 
mächte, wonach ihnen jede Rohstoffzufuhr während 
25 Jahre nach dem Kriege untersagt würde, wenn sie 
nicht die Friedenbedingungen der Entente annehmen, 
würde erstere zur Nachgiebigkeit zwingen.) „La 
guerre Europeenne Illustres“ (Lausanne), 4. No- 
vember. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Der Export deutschen Kapitals. (Nach den großen Ver- 


lusten, die mit der Anlage deutschen Kapitals im Aus- 
land seit Beginn des Weltkrieges verbunden waren, 
sei es unmöglich, nach Friedensschluß Kapitalsanlage 
im Ausland in alter Art wieder aufzunehmen, so 
nützlich sich diese auch im Frieden für Vergrößerung 
der deutschen Ausfuhr erwiesen hat. Dies nur dann 


möglich, wenn im Friedensvertrag vollständig aus- | 
reichende Sicherheiten für neuerliche auswärtige Ka- | 


pitalsanlagen geboten werden; über Art dieser Sicher- 
heiten weiter nichts mitgeteilt.) „Plutus“ (Berlin), 
21. November. 


Österreichisch-ungarische 


Frankreichs W irtschaftskrieg in Marokko. (Der Außen- 


handel Marokkos stieg in den letzten zehn Jahren vor 
dem Kriege von 99 auf 278 Millionen Franes. Deutsche 
Kaufleute hätten im Wirtschaftskriege gesiegt, falls 
nicht seit Kriegserklärung durch Sequestrierung, Li- 
quidierung, Erschießung deutscher Kaufleute der 
deutsche Handel ausgeschaltet worden wäre. Man 
arbeitet nur mit Reklame und Ausstellungen für den 
französischen Handel, zuletzt in Rabatt, im nächsten 
Jahre folgt eine Ausstellung in Marrakesch.) „Wirt- 
schaftsdienst“ (Hamburg), 16. November. 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 


Wirtschaftsbeziehungen. (Es 
sei nötig, die öffentliche Meinung in Österreich darüber 
aufzuklären, daß Ungarn angeblich bisher zur Ver- 
sorgung der diesseitigen Reichshälfte sein möglichstes 
getan habe. Die Preissteigerung der ungarischen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse werde übertroffen von 
der Verteuerung der österreichischen Industriewaren, 
die deshalb an Höchstpreise gebunden "und staatlich 
eingefordert werden sollten.) „Der ungarische Volks- 
wirt“ (Budapest), 20. Oktober. 


Was ist uns Tirol? (Tirol muß vereinfachte und ver- 


besserte Grenzen erhalten; es ist eine natürliche Ein- 
heit, die Grenzen Mitteleuropas liegen an den Aus- 
gängen und Pässen der Südalpen. Die Produktion Süd- 
tirols findet in Deutschland und Österreich vorteil- - 
haften Austausch. Erforderlich: Übergang zur Vieh- 
zucht, zum Großbetrieb in der Eisen-, Textil- und 
elektrochemischen Industrie, _Elektrifizierung der 
Eisenbahnen; Fremdenverkehr weiter entschieden zu 
betreiben, idealer Wert.des Hochgebirges.) Von Doktor 
Robert Sieger, Professor an der Universität Graz. 
„Wirtschaftszeitung der Zentralmächte“ (Wien), 
9. November. 


Wirtschaftliches aus Polen. (Ein aus Kongreßpolen und 


Galizien zusammengesetztes neues Polen von ungefähr 
205.000 km? und zwanzig Millionen Menschen selbst- 
genügsam durch landwirtschaftliche Erzeugung, aus- 
sichtsreich durch mancherlei vielversprechende Berg- 
bau- und Industrietätigkeit, wie Salz, Erdöle und Holz- 
industrie in Galizien. Kohle in Galizien und KongreB- 
polen, Textilwaren, Maschinen- und Eisenindustrie in. 
Kongreßpolen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 22. No- | 
vember. 


Une zone franco-suisse integrale. (Ähnlich dem System ä 


der Freihäfen, wie es in Frankreich nicht besteht, 
aber nach dem Kriege eingeführt werden soll, stellen 
die Freigebiete Flächen dar, auf welchen die Waren 
keinem Einfuhrzoll unterliegen und daher ohneweiters 
veredelt werden können. Eine industrielle Freizone 
an der Rhöne mit ihren großen Wasserkräften könnte 
ein Schweizerisch-französisches Zentrum der Arbeit 
und des wohlfeilen Lebens werden, dessen Vorteile 
dem Kanton Genf und Frankreich gemeinsam zu gute 
kämen.) Von Alf. Theulot. „La Tribune de Geneve“,. 
3. November. 


Maße und Gewichte. 


Education and the Metric System. (Gesuch von fast 


allen Schulleitern Großbritanniens an das Handels- 
amt,. es sei das metrische Maß- und Gewichtsystem 
sowie Zehnereinteilung des Geldwesens einzuführen.) 
„Manchester Guardian‘, 8. November. 2 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Staatskapitalismus. (Die österreichische Verwaltung be- 


fähigt, ausbeuterische Kartelle durch gewinnbringende 
Staatsmonopole für Kohle, Eisen, Petroleum etc. zu 
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‚ersetzen; Gegengewicht gegen die Vorherrschaft der 


Zur Besteuerung der Spekulationsgewinne. 


privatkapitalistischen Plutokratie durch Staatskapi- 
talismus, in Anlehnung an Vorschläge von Goldscheid 
und Popper-Lynkeus, zu schaffen.) Vom Reichsrats- 
abgeordneten Dr. Julius Ofner. „Der Morgen‘ (Wien), 
26. November. 

(In Öster- 
reich behindert die Handhabung der Besteuerung der 
Spekulationsgewinne den Effektenverkauf. Die Rechts- 
unsicherheit sollte durch Feststellung von Richtlinien 
beseitigt werden, wie etwa die Länge der Besitzdauer, 
nicht etwa die Absicht der Spekulation, die sich sinn- 
licher Wahrnehmung entzieht. Da der Staat Inter- 
esse hat, Effektenverkäufe zu fördern, wenn sie zur 
Zeichnung von Kriegsanleihe dienen, sollte mildere 
Praxis platzgreifen. Kursgewinne grundsätzlich nur 
dann zu besteuern, wenn die Bemessungsinstanz den 
Nachweis erbringt, daß es sich um Einbringung eines 
Spekulationsgewinnes handle.) Von Dr. Wilhelm 
Graf, Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. „Allgemeiner 
Tarifanzeiger“‘ (Wien), ıı. November. 


Eine unmögliche Steuer. (Wenn die Renngewinne mit 


40 Prozent besteuert werden, fehlt der Anreiz zum 
Wetten, und die für die Pferdezucht nötigen Renn- 
prüfungen müßten aus Staatsmitteln durch Preise ge- 
fördert werden. Der Staat und die Stadt verlören 
überdies sieben Millionen Einnahmen; das Gewerbe 
der Winkelbuchmacher würde durch die prohibitive 
Besteuerung eher gewinnen.) „Fremdenblatt“ (Wien), 
18. November. 


Die wirtschaftliche Verwaltung des serbischen Okku- 


pationsgebietes. (Das bestehende Steuersystem nahezu 
unverändert übernommen so die Kopfsteuer, die 
Grund-, Gebäude, und die Gewerbesteuer; seit 1917 
Veranlagung durch Kommissionen vorgenommen. Zu 
älteren Monopolen kam das Zuckermonopol. Das Okku- 
pationsgebiet gilt gegenüber Österreich-Ungarn als 
Zollausland. Die Währungsfrage derart geordnet: ein 
Dinar gleich K ı'20 gerechnet. Die südlichen Kreise 
mit mehr orientalischem Charakter und Großgrund- 
besitz haben altherkömmliche [türkische] Steuern, die 
nicht so straff eingehoben werden wie im Norden des 
Landes.) Von Professor Dr. Karl Pribram. ‚Der 
österreichische Volkswirt“ (Wien), 10. November. 


Taxe sur les Etrangers. (In der Schweiz Vorschläge, be- 


treffend eine besondere ‚Besteuerung der dort lebenden 
Ausländer bisher vom Bundesrat nicht angenommen, 
da eine derartige Schlechterstellung der fremden 
Staatsangehörigen gegenüber den Einheimischen den 
zwischenstaatlichen Verträgen der Schweiz zuwider 
sei und überdies die schweizerische Hotel- und 
Fremdenindustrie schwer schädigen würde.) „La 
Tribune de Geneve“, 8. November. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


Die Verhältnisse auf dem Exotenmarkte. (Die auf der 


Wiener Börse nichtnotierten Papiere in letzter Zeit 
Gegenstände eines besonders zügellosen Treibens ohne 
einheitliche Kursbildung; den Besitzern von Exoten 
daher besonders schwierig, sie gegen Kriegsanleihe um- 
zutauschen.) Von besonderer Seite. „Neues Wiener 
Journal“, 25. November. 


Sie wissen nicht mehr, wohin mit dem Gelde. Ein 


500 Millionen-Geschenk an Aktionäre. (Die reichs- 
deutschen Farbenfabriken bieten ihren Aktionären 
junge Aktien zu 107 an, während der Steuerkurs 330 
bis 490 beträgt; die Beteilung fand einen Tag vor 
der Bundesratsverordnung statt, die  Kapitals- 
erhöhungen von der staatlichen Genehmigung abhängig 
macht.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 17. November. 
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Friedensvorbereitungen der Börse. (Die deutsche Re- 


gierung tritt an die Neuregelung der Handelsbörse 
heran. Der Effektenverkehr ist ein wirtschaftliches 
Bedürfnis; der Wertpapierverkehr unterscheidet sich 
nicht wesentlich von dem der normalen Friedenszeit. 
Bei Überleitung in die Friedenswirtschaft soll an der 
Nichtinanspruchnahme des Bankkredits für Börsen- 
geschäfte festgehalten werden, die den Aktienmarkt 
in ungewöhnlichen Zeiten vor gefährlichen Rück- 
schlägen bewahrt.) Von Georg Münch. ,„Vossische 
Zeitung“ (Berlin), 18. November. 


Frankreichs Kapitals- und Handelspolitik in Rumänien. 


(Frankreich hat Rumänien immer vernachlässigt. 
Kulturfreundschaft Rumäniens für Frankreich kommt 
weder in Beteiligung Frankreichs an rumänischen 
Banken, noch bei der Staatsschuld, die zu 75 Prozent 
in deutschem Besitz ist, zum Ausdruck. In Petroleum- 
industrie stecken 160 Millionen deutsches, nur 
45 Millionen französisches Kapital; Einfuhr aus 
Frankreich sinkt, die aus Deutschland hat sich ver- 
dreifacht. Französische Flagge in rumänischen Häfen 
mit 21.000 f, die Österreich-Ungarns mit 314.000 t 
im Jahre 1913 verzeichnet.) Von Dr. N. Hansen, 
zurzeit Bukarest. „Balkan-Revue‘“ (Berlin), Heft VI, 
September. 


Die Geldmärkte nach dem Kriege. (Nach Friedens- 


schluß werden- hohe Zinssätze erwartet; es wird 
jahrelang währen, bis normale Verhältnisse eintreten 
und man wieder auf Lager und Vorrat arbeiten kann. 
Der Neutralen hat sich zum Teil eine Furcht vor 
Goldüberfluß bemächtigt; Schweden weist Gold zurück 
und will Waren haben; neutrale Länder haben Vor- 
schüsse und Darlehen an die Kriegführenden gegeben, 
die Landwirtschaft hat sich auch dort wie überall ge- 
kräftigt und entschuldet; der Zinsfuß dürfte bei den 
Neutralen ein normalerer sein als bei den Krieg- 
führenden.) „Neue Zürcher Zeitung“, 16. November. 


Geld- und Währungswesen. 


Eindämmung der Noteninflation. (Zu diesem Zweck von 


den österreichischen staatlichen Behörden die Lieferer 
nicht nur mit Geld, sondern auch mit Kriegsanleihe 
bezahlt; doch Hauptursache der Inflation gewaltige 
Zahlungen an viele kleine Leute, wie Militärpersonen, 
Beamte, Unterstützte etc., die nichts ersparen können; 
Inflation nur durch Friedensschluß heilbar.) „Die 
Zeit“ (Wien), 24. November. 


Auslandskredite, Handelsbilanze und Wechselkurse. (Die 


Schweiz ist durch Entwicklung des internationalen 
Geldmarktes in Zwangslage versetzt, die ausländischen 
Valuten künstlich zu verbessern. Der Hochstand der 
Schweizer Währung fußt auf der ungünstigen Zah- 
lungsbilanz der kriegführenden Staaten, bei deren 
Fortdauer nach Friedensschluß die schweizerische 
Ausfuhr und die Fremdenindustrie bedroht wäre. Die 
Schweiz versendet in ihren Waren hauptsächlich 
Arbeit, die wegen der Überwertigkeit der Währung 
allzuhoch entlohnt werden müßte; die Fremden würden 
durch die großen Kursverluste bei Einwechslung ihres 
Geldes in Schweizer Geld vom Hereinkommen abge- 
halten.) „Neie Zürcher Zeitung“, 23. November. 


Problemes d’aujourd’hui. Les querelles de Vor. Ouandon 


possede trop de ce precieuxr metal c’est comme quand 
on n’en a pas. (Der Präsident der niederländischen 
Bank wirft Schweden vor, daß seine Notenbank die 
Goldannahme verweigere und die Einstellung der 
Goldprägungen in Schweden durchgesetzt habe. 
Schweden zieht den Warenbezug dem Goldimport vor 
und wehrt sich gegen die Preissteigerung in der Mei- 
nung, sie stamme von der zu großen Notenzirkulation 
her; die Warenpreise ‚seien aber infolge der Waren- 
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India and Silver. 


Wichtige 


Die Industrie im eroberten Italien. 


Wirtschaftliche Lage 


Sobald die Freiheit der Meere 
wieder hergestellt sei, werden die Skandinavier sich 
mit ihrem Golde jede beliebige Ware verschaffen 
können.) „La Depeche“ (Paris), 6. November. 


(Indien leidet seit dem Mittelalter 
unter feindlichen Einfällen und Fremdherrschaft. Seit 
200 Jahren herrscht England und das Land ist arm 
geblieben; die Löhne stehen auf einem sonst unge- 
kannten Tiefstand. Dennoch häuft die Bevölkerung 
Silber und seit zwei Jahrzehnten Gold an. England 
hat aber während des Krieges die Goldausfuhr nach 
Indien verboten. Da Indien vorzügliche Ernten hatte 
und zu hohen Preisen absetzte, verwandelte es die 
Überschüsse seiner Handelsbilanz in Silber. Was nach 
Friedensschluß geschehen wird, ungewiß; jedoch 
Indiens währungspolitische Zukunft gefahrvoll.) „The 
Statist“ (London), 13. Oktober. 


knappheit im Steigen. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten, 


Ungarn und Bosnien-Hercegovina. 


Beschlüsse der „Siebenbürgischen V ereini- 
gung“. (Sitzung des Direktionsrates der „Siebenbürgi- 
schen Vereinigung“ unter Vorsitz des Grafen Bethlen 
und Stefan Apathys. Von diesem Vorschlag unter- 
breitet, der den Ausbau des siebenbürgischen Eisen- 
bahnnetzes, der internationalen Linie Budapest— 
Klausenburg—Tölgyesa—Jassy—Odessa, ferner meh- 
rere strategische und lokale Bahnen forderte. Direk- 
tionsrat nahm die Vorschläge an. Vizegespan Nikolaus 
Torma beantragte, zur Wiederherstellung Sieben- 
bürgens einen königlichen Kommissär oder Ernennung 
eines Ministers ohne Portefeuilles zu verlangen. Hier- 
auf verurteilten mehrere Redner die Ungarische Erd- 
gas-Aktiengesellschaft, die den vom Staate mit der 
Deutschen Bank abgeschlossenen Vertrag tatsächlich 
umgestoßen und den Beginn des Ausbaues der Erd- 
gasleitungen versäumt habe, aber in den Verträgen 
den siebenbürgischen Städten Wucherbedingungen 
stelle, wozu sie nicht berechtigt; der Vertrag sei vom 
Finanzminister aufzulösen. Direktionsrat beschloß, 
den Minister zu ersuchen, die Erdgas-Aktiengesell- 
schaft zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen anzu- 
halten.) „Siebenbürgisch-Deutsches Tagblatt“ (Her- 
manstadt), 23. November. 


(Im eroberten Teil 
von Venetien bis zum Piave größere Anzahl textil- 
industrieller Anlagen, so im Jahre 1912/13 236.000 
Spindeln und 2000 Webstühle in der Baumwoll- 
industrie, besonders in Pordenone, ferner 45 Seiden- 
filanden etc., holzverarbeitende Fabriken, 5 Braue- 
reien, in der Provinz Udine 225 Elektrizitätswerke 
mit fast 36 Millionen Kilowatt-Stunden.) „Berliner 
Börsen-Courier“, 23. November. 


und Außenhandel Portugals in 
den ersten 9 Monaten 1917. (Wirtschaftliche Krisis 
Portugals dauert an. Getreidebeschaffung aus dem 
Ausland nur unter größten Schwierigkeiten möglich. 
Brotknappheit und Teuerung der anderen Lebensmittel 
verursachten Arbeiterunruhen im Mai und Juli, Aus- 
stand der Post- und Telegraphenbeamten im September. 
Durchschnittliche Preissteigerung gegen 1914 etwa 
ı10 Prozent, Lohnerhöhungen nur 30 Prozent. Über 
Außenhandel der letzten Jahre keine verläßlichen 
Zahlen vorhanden. Gesamtausfuhr in ersten neun 
Monaten des Jahres 1917 soll etwa 72 Millionen Mark 
[20.000 Kontos] betragen haben. Einfuhr gleichzeitig 
stark gesunken, etwa 140 Millionen Mark, 288 Mil- 
lionen Mark weniger als im gleichen Zeitraum 1916. 
Weinernte des Jahres 1917 vielversprechend.) „Ham- 
burgischer Korrespondent“, 25. November. 
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Exportförderung, Handelskammern, Aus- 


kunfteiwesen. 


Die Hebung unserer Ausfuhr. (Notwendigkeit, die Aus- 


fuhr Ungarns durch folgende Maßnahmen zu bessern: 

Die Ansuchen um Ausfuhrbewilligungen nicht lang- 

samer zu erledigen als in Deutschland und Österreich, 

vielleicht durch Schaffung einer ständigen Vertretung 
des ungarischen Finanzministeriums im gemeinsamen 
Kriegsministerium. Waren, deren Ausfuhr bewilligt 

und in ausländischer Währung bezahlt worden ist, 
sollen nicht im Inlande monatelang liegen bleiben, weil 

die Versendung aus Waggonmangel nicht stattfinden 

kann oder weil Ausfuhrbewilligung nicht erteilt wird; 

Waren, die vom Auslande gekauft und in fremder 

Währung bezahlt worden sind, sollten nicht von der 

Regierung eingefordert und in Kronenwährung zu 

weit niedrigeren Preisen erworben werden. Auch soll 

kein Käufer, dem für eine Ware die Ausfuhr- 

bewilligung in Ungarn verweigert wurde, diese Be- 

willigung ohneweiters in Österreich erhalten können.) 

Von Ernst Satori, Subdirektor der Rimamurany-Salgo- 

tarjaner Eisenwerks-A.-G. „Pester Lloyd“, ı5. No- 

vember. 


Die Bank ist keine Auskunfter. (Das Reichsgericht ver- 


wirft Haftpflicht einer Bank für einen Schaden, der 
aus einer vorsichtigen und unvollständigen Auskunft 
über einen später in Konkurs geratenen Bankkunden 
erwachsen ist.) „Das Kontor‘ (Berlin), September. 


Wareneinfuhr. (Derzeit von den Militärbehörden der be- 


setzten rumänischen Gebiete Einrichtung einer Waren- 
einfuhr geplant. Wenn die eingeführten Mengen auch 
nur gering sein werden, die Einfuhr an und für sich 
doch sehr erfreulich. Wünschenswert, daß hierbei die 
Milıtärbehörden vom rumänischen Industrie- und 
Handelsministerium sowie den rumänischen Handels- | 
und Gewerbekammern unterstützt werden.) il \ 
(Bukarest), 4. November. « 


Ausländische Handelskammern in der Schweiz und ire F 


Mitgliederpropaganda bei Schweizer Firmen. (Im 
Gegensatz zu den mannigfachen Beschränkungen des 
Außenhandels durch die kriegführenden Staaten von || 
eben diesen Staaten in der Schweiz um die Wette | 
Handelskammern zur Förderung des Außenhandels 
gegründet. Diese ausländischen Handelskammern 
suchen schweizerische Firmen zum Beitritt zu be- 
wegen, wovon diesen jedoch unbedingt abzuraten sei, 
da die Schweizer wie in politischer so auch in wirt- 
schaftlicher Beziehung strenge Neutralität bewahren 
sollen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 2. November. 


Ein Schutzverband deutscher Kreditoren in der Schweiz. 


(Vonden in der Schweiz Guthaben besitzenden deutschen 
industriellen Unternehmungen „Schutzverband der 
deutschen Kreditoren“ gegründet; solcher besonderer 
Rechtsschutz angeblich nicht notwendig, da die schwei- 
zerischen Advokaten, Inkassofirmen und der. 
schweizerische Gläubigerschutzverband genügend 
Schutz böten. Die Neugründung angeblich ein Mittel 
zur „friedlichen Durchdringung“ der Schweiz durch 
deutsche Wirtschaftskräfte. Zu erwarten, daß alle an- 
scheinend leichtsinnig aufgenommenen Guthaben einem || 
Vertrauensmann des Schutzverbandes übertragen 
werden. Auf diese Art viele Warenhausunternehmun- 
gen- in der Schweiz, Dänemark, Belgien, Holland, || 
Spanien, Südamerika, Italien, Rußland unter deutsche _ 
Aufsicht gebracht.) „Schweizer Export-Revue“ 


Zürich, 29. September. ä r 

Commercial Intelligence.- One of the most interesting 
offhices. (Da nach dem Kriege die Notwendigkeit der 
Ausfuhrförderung in England größer sein wird als || 
bisher, werden in Zukunft das auswärtige Amt und das || 
Handelsministerium zwecks ‚Beschaftung‘ der 


Chinesische Handelskammern. 
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Nachrichten zusammenarbeiten, En Verbindungs- 
beamte haben, und die Verbindung. mit Männern der 
Praxis pflegen.) „The Chamber of Commerce Journal“ 
(London), Oktober. 

(Während des Welt- 
krieges wurde in China ein Verband der einheimischen 
Handelskammern gegründet, nach Muster des be- 
stehenden Verbandes der Handelskammern des briti- 
schen Reiches. Heißt „United Chambers of Commerce 
of China“, Sitz in Peking. Generalversammlungen 
sollen alle zwei Jahre abgehalten werden. Chinesische 
Regierung fördert derartige Organisationen; unter 
anderm gab Handelsministerium Satzungen für eine 
(Gesellschaft zur Förderung der Industrie heraus.) 
„Österreichisch-ungarische Exportrevue“ (Wien), 
5. November. 


Industrieförderung und Patentwesen. 


Die unterdrückte ungarische Industrie. (Über den mäch- 


tigen Einfluß des Kriegsministeriums auf wirtschaft- 
lichem Gebiet wird Klage geführt. Das Kriegsministe- 
rium stehe im Dienste österreichischer Interessen und 
menge sich in Dinge ein, die in gar keiner Beziehung 
zu den militärischen Lieferungen stehen; so habe es 
z. B. den Fabriken für feuerfeste Ziegeln die Preise 
für private Lieferungen festgesetzt. Das ungarische 
Handelsministerium besitze nicht die Macht, Abhilfe 
zu schaffen. Von der österreichischen Maschinenindu- 
strie wird gesagt, daß sie sich von Heereslieferungen 
frei zu machen trachte, um sich für die Zeit der 


Übergangswirtschaft besser vorbereiten zu können.) 
-„Honi Ipar“ 
Technische Berufsvorbildung der Frauen. (Nach Frie- 


(Budapest), 15. November. 


densschluß dürften zahlreiche Frauen in technischen 
Berufen tätig sein. Daher für Frauen höhere technische 
Ausbildung nötig, um sie zu Vorarbeiterinnen, Meiste- 
rinnen, Werkführerinnen, Betriebsleiterinnen, Ober- 
aufseherinnen auszubilden. Hierfür drei- bis vierjährige 
Lehrzeit erforderlich, die neben den rein beruflichen 
Kenntnissen auch solche der Mathematik, Physik etc. 
zu vermitteln hätte.) Von E. Trott-Helge. „Hamburgi- 
scher Korrespondent“, 25. November. 


Kunstförderung in der Schweiz nach deutschem Vorbild. 


(Ausstellung des deutschen Werkbundes in der 
Schweiz hat nicht nur lebhafte Anerkennung bei zahl- 
reichen Besuchern gefunden, sondern auch - im 
schweizerischen Departement des Innern Anlaß ge- 
geben, die Förderung des Kunstgewerbes, ähnlich wie 
es vom Werkbund betrieben wird, für die Schweiz mit 
staatlicher Geldunterstützung anzubahnen; vorläufig 
ein Kredit von 15.000 Francs verlangt.) „Frankfurter 
Zeitung“, 15. November. 


Die chilenische Industrie. (Zur Förderung der chileni- 


schen Industrie ständige Ausstellung einheimischer 
Fabrikate eingerichtet; soll demnächst durch Samm- 


lung einheimischer Rohstoffe erweitert werden. Er- 


richtung einer Industrieschule in Valpareso zur Heran- 
bildung von Fabriksleitern und Arbeitern durch staat- 
liche Beihilfe von 300.000 Pesos gefördert. Der Re- 
gierung Gesetzentwurf zur Förderung der Industrie 
vorgelegt, der von der „Industriegesellschaft“ und 
einer „Industriekommission“ günstig begutachtet 
wurde. Geplant Gründung von Munitionsfabriken 
sowie einer Industrie- und Handelsbank.) Euausehzts; 
dienst“ er 16. November. 


Agrarpolitik. 


eb riperlung des Zucht- und Nutzviehs. (Für Schlacht- 


vieh Höchstpreise festgelegt; dies für Zucht- und 
_Nutzvieh nicht geschehen, weil deren Wert sich auf 


Touristentum und wirtschaftliche 
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Rasse und Nutzwert stützt. Demnach bestraft, wer 
unter Berücksichtigung der gesamten Verhältnisse 
übermäßigen Gewinn nimmt. Der Preisfestsetzung für 
Zucht- und Nutzvieh im übrigen ziemlich weite 
Grenzen gesetzt.) „Der Tag“ (Berlin), 23. Oktober. 


La terre mobilisee! (Über die militärischen Erfordernisse 


habe man die Nahrungsmittelproduktion vernach- 
lässigt; wenn die Bebauung des Bodens nicht bald 
obligatorisch werde, würde Frankreich bei aller 
sonstigen militärischen Bereitschaft nichts mehr zu 
essen haben.) „L’Humanıte“ (Paris), 28. Oktober. 


Les directions des affaires eEconomiques. (Im Jahre 1916 


drei „Directions des affaires economiques“ in Smyrna, 


Brussa und Eskischehir, hautpsächlich zur Förderung 
der Landwirtschaft gegründet. Ihre Leiter vom Mi- 
nister für Handel und Ackerbau ernannt. Ihre Aufgabe: 
Untersuchungen über Lage des Handels, der Industrie, 
der Landwirtschaft und des Außenhandels, Unter- 
stützung von Syndikatsgründurgen und von Vereini- 
gungen zur Förderung der Erzeugung; Bericht- 
erstattung an den Minister für Handel und Ackerbau 
sowie an die Wali und Mutessarifs der Livas.) „La 
Revue finaneieres“ (Konstantinopel), 3. November. 


Argentina and the agricultural position. (In Argentinien 


gehen Viehzucht und Ackerbau ihre eigenen Wege; 
daher leidet Ackerboden unter Düngermangel. Groß- 
grundbesitz, kurze Pachtverträge und Mangel der 
Fruchtfolge führen zur Aussaugung des Bodens. 
Dessen Übertragung an die Pächter oder langjährige 
Verträge, dann Viehhaltung auch beim kleinen Mann 
und Steuererleichterungen könnten die Bodenerträge 
und die Lebensmittelausfuhr heben.) „The Statist“ 
(London), 13. Oktober. 


Fremdenverkehr. 


Expansion. (Nach dem 
französischen Abgeordneten Maurice Dasour im 
„Journal“: große Aussichten für Frankreich nach 
Friedensschluß infolge des Fremdenverkehrs, da zahl- 
reiche Ausländer sowohl Schlachtfelder als auch 
schöne Gegenden Frankreichs besichtigen wollen; er 
erzählt auch eine Reihe von Märchen über angebliche 


- Pläne der Mittelmächte, die gegen den französischen 


Fremdenverkehr gerichtet seien und besonders Spanien 
zum Nachteil Frankreichs in den Vordergrund 
schieben sollen.) „Plutus‘“ (Berlin), 21. November. 


Jugend- und Kinderfürsorge. 


Der Leidensweg unseres Jugendschutzes. (Die Beratung 


des Justizausschusses im österreichischen Abgeord- 
netenhaus über das Fürsorgeerziehungsgesetz abge- 
brochen, weil das Gesetz erweitert werden soll. Doch 
zu befürchten, daß ein noch so vollkommenes_ Gesetz 
nicht durchführbar, weil derzeit weder erforderliche 
Anstalten, noch Personen, wie Leiter, Lehrer, Für- 
sorger u. a., in genügend großer Anzahl vorhanden. 
Jedenfalls zur Beratung der neuen Gesetzesvorlage 
neben den Juristen auch - Erziehungsfachleute sowie 
männliche und weibliche Kenner der Fürsorgetätigkeit 
heranzuziehen.) „Der Morgen“ (Wien), 19. November. 


Ein- und Auswanderung. 


Überfluß an Grund und Boden. (In Deutschland wohnen 


113, in Rußland 6 Menschen auf einem Quadratkilo- 


meter. Nach den internationalistischen Grundsätzen 


der ‘Sozialdemokratie wären Landabtretungen Ruß- 
lands an Deutschland denkbar, um für die Ernährung 
des jährlichen gewaltigen deutschen Bevölkerungs- 
zuwachses Raum zu schaffen. Tatsächlich aber weder 
solches Siedlungs- 


deutsche Sozialdemokratie bereit, 


Mitarbeit 


Industrielle Mindestlöhne. 
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land von Rußland zu verlangen, noch die russische, 
dergleichen zu gewähren. Bedürfnis der deutschen 
Arbeiterschaft nach breiterer Ernährungs- und Roh- 
stoffgrundlage sowie besser gesicherter Absatzmöglich- 
keit sollte entscheiden.) „Arbeitsmarktkorrespondenz“ 
(Berlin), 23. November. 


Sonstige Sozialpolitik. 


der Frauen in der Gemeindeverwaltung. 
(Nach Erhebungen von Frühjahr und Sommer 1916 
bei 128 deutschösterreichischen Gemeinden [mit mehr 
als 6000 Einwohnern], wovon nur 93 antworteten, in 
in 23 Gemeinden Frauen ständig ehrenamtlich tätig, 
zusammen 626. Davon in Niederösterreich 331, Ober- 
österreich 3I, Steiermark 152, Kärnten 7, Tirol 5, 
Vorarlberg 2, Deutschböhmen 4, Mähren 06, 
Schlesien 3. Überwiegende Anzahl in Armen- und 
Kinderfürsorge, die anderen im Lebensmittel- und 
Marktwesen, im Ausschuß eines städtischen Alters- 
heimes, in der Arbeitsvermittlung, im Ausschuß einer 
städtischen Haushaltungsschule beschäftigt. Aus 
Salzburg kam von keiner Gemeinde eine Antwort. 
Linz und Innsbruck sind die einzigen Landeshaupt- 
städte, die keine weiblichen Mitarbeiterinnen haben, 
Am stärksten Teilnahme in Steiermark, wo gesetzlich 
in den ÖOrtsarmenrat mindestens eine Frau zu be- 
rufen ist.) „Grazer Tagblatt“, 19. November. 
Kriegsgewohnheiten und Kriegslehren. (Das Ein- 
dringen der Frauen in viele Berufe, die ihnen vor 
Kriegsausbruch verschlossen, erfordert neue Berufs- 
kleidung, da viele Betriebsunfälle durch hindernde 
Kleider, herabhängende Zöpfe, zu hohe Stöckel-herbei- 
geführt. In vielen Betrieben arbeiten Frauen schon 
in Hosen und Kappen, doch oft Widerstand der 
Frauen gegen solche Kleidung. Dieser zu beheben, 
wenn Unternehmer den Arbeiterinnen die Kleider ohne 
Berechnung hoher Kosten zur Verfügung stellen und 
für genügende Umkleideräume, natürlich streng von 
denen der Männer getrennt, Sorge tragen.) Von 
Gertrud Hanna. „Vorwärts“, Berliner Volksblatt“, 
18. November. 

(Geplante Einführung von 
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aus den so industriereichen Gebieten meist über 
Hamburg gehe, falsch, da Elbe nicht verläßlich zu 
befahren. Nur ausnahmsweise Verfrachtungen über 
Aussig der Menge nach größer als über Triest; 
Aussiger Wertziffer stets weit kleiner als jene Triests. 
Sogar Deutschland habe starkes Interesse an einem 
Mittelmeerhafen, was hervorragender Anteil Süd- 
deutschlands am Hafenverkehr Genuas- und Marseilles, 
ferner die Unterhaltung selbständiger, von Genua aus- 
gehenden Schiffahrtslinie des Norddeutschen Lloyds be- 
weise. Nach Friedensschluß dürfte Triest dieser Anteil 
an der deutschen Ausfuhr zufallen. Besitz von Triest 
für Österreich politische und wirtschaftliche Lebens- 
frage.) „Ostdeutsche Rundschau“ (Wien), 18. No- 
vember. 


Die deutschen Schiffahrtsgesellschaften. (Starke Steige- 


rung der Kurse der Schiffahrtsaktien in den letzten 
Wochen auf den deutschen Börsen, obwohl Reedereien 
für erste Zeit nach Friedensschluß schweren Kampf 
gegenüber dem durch den Weltkrieg finanziell ge- 
stärkten skandinavischen Wettbewerb erwarten ; mehr- 


fach Kapitalserhöhungen durch große Baupläne der 


betreffenden Reedereien nötig geworden.) „Berliner 
Börsen-Courier“, 23. November. 


Die neuen Aufgaben der Werftindustrie. (Die deutschen 


Werften rüsten für die erhöhte Bautätigkeit nach 
Friedensschluß. Das Gesetz über die Wiederherstel- 
lung der Handelsflotte sieht eine Milliardenbeihilfe 
für die deutsche Seeschiffahrt vor. Ferner sollen trotz 
dem bestehenden Bauverbot die Neueinrichtungen und 
Vergrößerungen der Werftenindustrie von der Re- 
gierung besonders gefördert werden. Dies veranlaßte 
in der letzten Zeit eine große Reihe von Schiffahrts- 
gesellschaften, bedeutende Kapitalserhöhungen vorzu- 
nehmen: Blohm und Voß in Hamburg von 12 auf 20, 


Howaldtswerke in Kiel von 4'1ı auf 10, Reiherstieg- || 
Schiffswerft in Hamburg von 5 auf 6 Millionen |) 


Mark. Einige der größten Werften, wie zum Beispiel 
der Stettiner und Bremer „Vulkan“, haben noch keine 
Erhöhungen vorgenommen. Gründung neuer Werften 
in Aussicht genommen.) „Berliner Tageblatt“, 16. No- 
vember. 


staatlichen Lohnvorschriften |Mindestlöhnen] in der Die holländische Schiffsraumfrage und England. (Nach 


Schweiz beeinträchtige die Vertragsfreiheit. Hohe 
Mindestlöhne bedingen hohe Mindestleistungen und 
schalten weniger leistungsfähige Arbeiter aus. Durch 
Mindestlöhne würden angeblich die zahlreichen, in 
der schweizerischen Textilindustrie beschäftigten un- 
gelernten Arbeiter, Jugendliche, Greise etc., brotlos 
und auf Öffentliche Unterstützung angewiesen. Auch 
würden die Textilfabrikanten, die trotz Rohstoff- 
mangels die Betriebe aufrechtzuerhalten bestrebt sind, 
um ihre Arbeiter nicht : entlassen zu müssen, sich 
dieser sozialen Pflicht durch das Eingreifen des 
Staates enthoben glauben. Höhe der Mindestlöhne 
noch nicht bestimmt; geplant seien Stundenlöhne.) 
„Neue Zürcher Zeitung“, 7. November. 

Contre les indesirables. (Nach Ansicht der „Ligue des 
travailleurs suisses“ soll schweizerische Regierung 
gegen die in der Schweiz arbeitenden Ausländer ein- 
schreiten, da es unstatthaft sei, daß diese den Schwei- 
zern Arbeitsmöglichkeiten wegnehmen oder den Ein- 
gerückten nach Friedensschluß die Wiederaufnahme 
der Arbeit erschweren. Öffentliche Arbeiten sollen 
nicht an Unternehmer vergeben werden, die ausländi- 
sche Arbeiter beschäftigen.) „Le Tribune de Geneve“, 
2. November. 


Seeschiffahrt. 


Triest und die Adriaküste. (Die oft ausgesprochene An- 
sicht, nicht Triest, sondern Aussig wäre für Öster- 
reich-Ungarn der wichtigste Hafen, da die Ausfuhr 


„Algemeen Handelsblad“ vom 19. Oktober: Die briti- 
sche Regierung greift ın ihrer durch den Untersee- 
bootkrieg bewirkten Schiffsraumnot nach den Fahr- 
zeugen neutraler, namentlich holländischer Reede- 
reien, soweit daran Ententekapital, namentlich briti- 
sches, stark beteiligt sei; auf die diesem Zwecke 
dienenden britischen Käufe wären vielleicht auch 
jüngste Kurssteigerungen für holländische Schiff- 
fahrtsaktien zurückzuführen; hierdurch Aufsichts- 
recht der holländischen Regierung über eigene Schiff- 
fahrt ausgespielt.) „Wirtschaftlicher Nachrichten- 
dienst“ (Berlin), 10. November. 


Der Futterneid der englischen Reeder. (Ärger der engli- 


schen Reeder, weil sie derzeit nicht besonders hohe 
Gewinste erzielen; denn bei Vernichtung oder Be- 
schädigung ihrer Schiffe erhalten sie nur mäßige 
Wiedergutmachung von der eigenen Regierung und 
müssen dieser alle Schiffe zu nicht so hohen Sätzen, 
wie sie im freien Verkehr erhältlich, zur Verfügung 


stellen. Sie verlangen nunmehr, die britische Regierung 


möge verhindern, daß neutrale Reeder ungeheure, zu 
Rücklagen verwendete Verdienste erzielen. Dadurch 
käme die englische Handelsflotte gegenüber den Neu- 
tralen ins <Hintertreffen.) = 5,Der "Tags Berka), 
20. November. E > 


Les constructions navales en Angleterre. L’activite des 


x 


chantiers anglais. (Die Leistungsfähigkeit der engli- 


schen Schiffswerften hat sich während des laufenden 
Jahres verdoppelt. Im zweiten Halbjahr 1917 sollen 
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ı°ı Millionen. t fertiggestellt werden. Wunderbare 
Organisation der Arbeit und lange Erfahrung kommt 
dabei den Engländern zuhilfe. 

special] ) „Le Temps“ (Paris); 2. 


|De notre envoye 
November. 

Les constructions navales en Angleterre. Ouvrieres et 
ouvriers d’Angleterre. (Auf den englischen Werften 
derzeit Männerarbeit vielfach durch Frauenarbeıt er- 
setzt; die Leistungen der Frauen zumeist jenen der 
Männer ebenbürtig; Löhne für beide Geschlechter 
gleich. In der Nähe der Werften Erholungsräume für 
die Arbeiter errichtet, wo sie ihre Mahlzeiten ein- 
nehmen können. Hauptmahlzeit dort verabreicht zu 
einem Schilling, dies ungefähr der zehnte Teil ihres 
Taglohnes.) De notre envoye special. „Le Temps“ 
(Paris), 4. November. 


Bedrängnis durch die Ententemächte. (Handelsflotte 
Schwedens hat seit Kriegsausbruch Einbuße von neun 
Prozent erlitten. 91 Schiffe gingen durch Untersee- 
boote, 35 durch Minen verloren, 20 Schiffe wahr- 
scheinlich Prisen der kriegführenden Mächte. Die in 
französischen und englischen Häfen liegenden Schiffe 
nicht herausgelassen, auch wenn Deutschland freie 
Fahrt zusichert. Die Entente sucht möglichst viele 
Schiffe an sich zu bringen und Verbot der schwedi- 
schen Regierung, betreffend Schiffsverkäufe, zu durch- 
brechen. Aus schwedischen Schiffsbeständen im Aus- 
land könnte sich Entente um 100.000 f bereichern.) 
„Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 9. November. 


Norwegens Interessen im Kriege. (Die nordischen 
Mächte einschließlich Holland haben es unterlassen, 
gegen Ausstreuung von Minen im Atlantischen Ozean 
durch Großbritannien zu protestieren. Deutsche haben 
vergebens gegen das Plünderungsrecht zu Wasser 
Einspruch erhoben. Als seefahrende Nation hat Nor- 
wegen die gleichen Interessen wie Deutschland; der 
U-Boot-Krieg angesichts der völkerrechtswidrigen 
Aushungerungspolitik Englands gerechtfertigt.) Von 
Dr. Hermann Harris Aall, Christiania. „Deutsche 
Politik“ (Weimar), 16. November. 


Die norwegische Schiffahrt. (Schiffsverluste Norwegens 
bis Oktober 1917 sehr bedeutend. In den Vereinigten 
Staaten im Auftrag Norwegens bis Ende 1916 
67 Schiffe mit 80.435 Bruttoregistertonnen gebaut 
und größtenteils vom amerikanischen Shipping Board 
beschlagnahmt. "Ungesunde Spekulation in Schiffs- 
papieren, hervorgerufen durch die Annahme, daß Nor- 
wegen den russisch-amerikanischen Personen- und 
Güterverkehr an Stelle Englands und der Kontinental- 
mächte übernehmen werde. Andere Ansicht, daß nach 
Friedensschluß mit keinem bedeutenden Verkehr zu 
rechnen sei, und zwar infolge Arbeitermangels und 
Bedarfs im eigenen Lande, der keinem Staate er- 
lauben werde, Waren auszuführen. Derzeit Schiffahrt 
verteuert durch gestiegene Löhne und Proviantpreise, 
ferner durch erhöhte Steuern, Versicherungsprämien 
und durch die neuen Rettungsvorkehrungen, die der 
Unterseebootkrieg erfordert.) „Wirtschaftsdienst‘“ 
(Hamburg), 2. November. 


Schiffahrt. Norwegen als Vermittler des Verkehrs Ruß- 
land— Amerika. (Nach Friedensschluß gesteigerter 
Handelsverkehr zwischen Rußland und den Ver- 
einigten Staaten zu erwarten. Die Union wahrschein- 
lich einziges Land, das im stande, ausländische Auf- 
träge anzunehmen; alle anderen Staaten für eigenen 
Bedarf reichlich beschäftigt. Besonders Rußland wird 
auf auswärtige Lieferungen angewiesen sein. Daher 
müsse Norwegen für sofortigen Ausbau seiner Handels- 
flotte Sorge tragen. Anknüpfung von Verbindungen 
erfahrener norwegischer Reeder mit kapitalskräftigen 
russischen Schiffahrtsinteressenten wünschenswert. 
Für Norwegens Stellung von größter Bedeutung, alle 


russisch-nordamerikanischen Schiffahrtslinien über 
norwegische Häfen zu leiten.) „Wirtschaftlicher 
Nachrichtendienst“ (Berlin), 14. November. 


Il Porto di Venezia. (Verkehr des Hafens von Venedig 


1873 300.000 f, 1905 zwei Millionen f, 1913 fast drei 
Millionen t. Daher Erweiterung der seit langem nicht 
vergrößerten Hafenanlagen dringend nötig. Wün- 
schenswert insbesondere Ausbau der Flußverbindungen 
Venedigs mit seinem Hinterland. Februar 1917 
Syndikat zur Förderung des venezianischen Hafens 
gegründet; von diesen mehrere Neubauten beschlossen, 
die in fünf Jahren fertig sein sollen.) „L’Economista 
d’Italia“ (Rom), 2. Oktober. 


Binnenschiffahrt. 


Ausbau der Donau und der Wasserstraßen. (Die Egerer 


Handelskammer tritt für Benützung des Donauweges 
ein, da schon bisher bedeutende Gütermengen aus dem 
Kammerbezirk in Regensburg, Deggendorf und Passau 
für Wien, Budapest und den Balkan umgeschlagen 
wurden. Die Kammer hat schon 1915 den Dienst der 
„Bayerischen Lloyds Dampfschiffahrt“, der „Donau- 
dampfschiffahrts-Gesellschaft“, der „Süddeutschen 
Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft“ als unzulänglich 
bezeichnet. Die Kammer wendet sich gegen Denk- 
schrift von Erzherzog Heinrich Ferdinand, worin Bau 
des Donau—Oder-Kanals und dessen Verbindung mit 
der Elbe empfohlen, aber Ausgestaltung des Fahr- 
weges der oberen Donau als zu teuer bezeichnet 
wurde.) „Mitteilungen der Handels- und Gewerbe- 
kammer“ (Eger), 19. Oktober. | 


Die Zukunft der Donau. (Der stellvertretende Direktor 


der königlich ungarischen Fluß- und Seeschiffahrts- 
Aktiengesellschaft, Kapitän Döbrentei, hat der 
Zentraltransportleitung eine Denkschrift übermittelt, 
worin er Vorschläge über die zukünftige Ausgestal- 
tung des Donauschiffahrtsverkehrs macht. Neben Re- 
gulierungsarbeiten und einer Vermehrung des Schiffs- 
parks setzt sich Döbrentei insbesondere für Schaffung 
eines geregelten Nachtverkehrs auf der Donau ein.) 
„Magyar Külkereskedelem“ (Budapest), 21. No- 
vember. 


Schiffahrt. (Vor dem Weltkrieg in Frankreich kein be- 


sonderes Interesse für eine schweizerisch-französische 
Wasserverbindung; nunmehr gewünscht, den Verkehr 
der Schweiz von und zum Meere an Frankreich zu 
bringen, um wirtschaftlichen Einfluß Deutschlands 
auf die Schweiz möglichst zu verkleinern. Nach 
Friedensschluß dürfte Plan der Schiffbarmachung der 
Rhöne nicht mehr so beliebt sein, da es für Frank- 
reich vorteilhafter, daß die für die Schweiz bestimm- 
ten Güter möglichst lange auf französischen Bahnen 
und Kähnen fahren. Auch Verbesserung der Trans- 
portwege geplant, die von der französischen West- 
küste, besonders von Bordeaux nach der Schweiz führen.) 
„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 6. No- 
vember. 


Stadt und Hafen Rustschuk. Rustschuk größte bulgari- 


sche Handelsstadt an der Donau. Ausgangspunkt von 
Bahnlinien nach der Dobrudscha, nach Sofia und über 
den Balkan nach Südbulgarien, das, wie teilweise 
auch Nordbulgarien, auf die Zufuhren über Rustschuk 
angewiesen ist. Entwicklung der Stadt durch Balkan- 
und Weltkrieg stark gehemmt. Schon vor den Balkan- 
kriegen Hafen-Schleppanlagen und Zollmagazine ge- 
schaffen, doch fehlen fahrbare Krahne und eine Ver- 
bindung mit dem jenseitigen Ufer, am besten durch 
eine Bahnfähre, die als Eisbrecher gebaut ist.) „Bul- 
garische Handels-Zeitung‘“ (Sofia), 7. November. 
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Post und Telegraphie. 


Flugverkehr in der Monarchie. Ein großzügiges Projekt. 
(Nur mit Flugzeugen, nicht mit Gasluftschiffen mög- 
lich, deren Anschaffungs- und Betriebskosten zu hoch; 
bei den größeren Städten Österreich-Ungarns und den 
dortigen Postverwaltungen hierfür viel Interesse.) 
„Neues Wiener Journal“, 25. November. 


Lebens- und Genußmittelsowie Ernährungs- 
politik. 


Das Versagen des Ernährungsdienstes. (Dieser Dienst 
versagt in Österreich aus folgenden Gründen: un- 
zureichende Machtstellung des Ernährungsministers, 
dilettantische Einmischung der jeweiligen Minister- 
präsidenten, Voranstellung der Grundbesitzer- und 
Bauernpolitik vor der Ernährungspolitik durch das 
Ackerbauministerium, der Müller- und Bäckerschutz- 
politik vor der Mehl- und Brotpolitik, Verschleppung 
der Ware an die „bessere“ Kundschaft durch die 
„legitimen“ Händler; bessere Ordnung in Deutsch- 
land.) „Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 27. Novenber. 
Die Aufgaben der Wirtschaftsämter und Wirtschaftsräte 
in der Kriegs- und Übergangswirtschaft. (Wegen Un- 
zulänglichkeit der Öffentlichen Einrichtungen, Ver- 
sagen des bureaukratischen und lokalen Verwaltungs- 
apparates sowie der Absperrung der Bezirke und 
Kronländer leidet die Bevölkerung mehr als nötig 
ware, Erst im März 19:17 wurden Wirtschaftsämter 
ins Leben gerufen. Für Wien sollte für jeden Sprengel 
der Brotkommission ein Ortschaftsamt geschaffen 
werden; das zu schaffende Ministerium für Volks- 
ernährung hätte die Behörden, deren Rechte und 
Pflichten gesetzlich festzulegen wären, zu über- 
wachen.) Bericht des Abgeordneten Dr. Karl Renner 
an die Reichskonferenz der Wirtschaftsämter und 
Preisprüfungsstellen. „Der Konsumverein“ (Wien), 
21. November. : 
Die Denkschrift der steirischen Industrie über die wirt- 
schaftlichen und die Ernährungsverhältnisse der 
Steiermark. (Gegen Mitte November Kaiser Karl in 
Triest von steirischen Industriellen Denkschrift fol- 
genden Inhalts übergeben: Zur Besserung der in sehr 
düsterem Licht geschilderten wirtschaftlichen Lage 
Steiermarks nötig: Behandlung Steiermarks als 
Land, das sich nicht selbst versorgen könne; Zufuhr 
von Fett, Fleisch und Eiern zu erschwinglichen 
Preisen aus Ungarn; Auflassung der Flüchtlingslager 
in Steiermark, Unterbringung italienischer Kriegs- 
gefangener dortselbst und Verwendung dieser Ge- 
fangenen bei Feld- und Industriearbeiten; möglichst 
schnelle Wiederaufnahme des Frachtverkehrs in 
Steiermark; Zuschub von Kohle aus den Sudeten- 
ländern. Erforderlich vor allem größere Einheitlich- 
keit der Reichsernährungspolitik und Wahrung der 
wirtschaftlichen Interessen der österreichischen 
a gegenüber Ungarn.) „Grazer Tagblatt“, 
. November. 


a es auf dem Lande zugeht! (Aus Bezirk Bischof- 
teinitz in Böhmen berichtet: Der Bezirk schlecht ver- 
sorgt, da Bewirtschaftung nach einheitlichen Gesichts- 
punkten fehlt; z. B. 
Stankau versandt und von dorther anderes zur Bedarf- 
deckung von Bischofteinitz bezogen. Durch dieses und 
ähnlich unnützes Hin- und Herrollen der Lebens- und 
Futtermittel Waggonmangel verschärft. Preise tun- 
geheuer gestiegen; wie in den Großstädten muß man 
sich um 6 dkg Butter anstellen.) „Arbeiter- Zeitung“ 
(Wien), 16. November. 


Freundnachbarliche Feindseligkeiten. 


L’actualite. 


Verpflegung der Zivilbevölkerung. 
rumänischen Zivilbevölkerung seit Mai 1917 durch 
neugeschaffene Zentralstelle, „Verpflegungsoffizier für | 
Unter- 


wird abgeliefertes Mehl nach |; 
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Der Äpfelskandal. Passive Resistenz politischer Unter- 


behörden. (Das Ernährungsamt — noch immer kein 
Ministerium — gegen den passiven Widerstand der 


Unterbehörden ın den Kronländern, namentlich in 
Oberösterreich und Steiermark, ohnmächtig, die keine 
Äpfel nach Wien gelangen lassen wollen, trotz glän- 
zender Apfelernten, so daß allzu große Vorräte zu 
verfaulen beginnen; hoffnungsloses ‚„Anstellen“ auf 


den Wiener Obstverkaufsplätzen.) „Die Zeit“ (Wien), 


30. November. 

(Die derzeit noch 
verhältnismäßig günstigen Lebensverhältnisse Ungarns 
widerlegen die ungarische Redensart von der Aus- 


beutung Ungarns durch Österreich. Tatkräftiges Vor- 


gehen der österreichischen Regierung gegenüber Un- 
garın in wirtschaftlicher Beziehung nötig, damit von 
den Überschüssen der ungarischen Volkswirtschaft das 
für den dringenden Nahrungsmittelbedarf Österreichs 


Nötigste zu erschwinglichen Preisen nach Österreich 


komme; erforderlich bessere Erfassung und Verteilung 
der Vorräte in Ungarn selbst.) „Der Morgen“ (Wien), 
29. Oktober. 


Eine ungarische Kommission für die besetzten italieni- 


schen Gebiete. (Dem Volksernährungsminister Grafen 
Hadik sei es gelungen, durchzusetzen, daß die Ver- 
tretung Ungarns in der Wirtschaftskommission der 
besetzten italienischen Gebiete eine abgesonderte und 
selbständige Stellung erhalte.) „Az Est‘ (Budapest), 
18. November. 

L’organisation du ravitaillement. (Zu- 
sammenstellung der Maßregeln, die Frankreich die 
Ernährungskrise überwinden lassen sollen. Der Weizen- 
einfuhrbedarf für 1918 beträgt 4o Millionen q und 


wird durch die gemeinsame Weizeneinfuhrstelle der 
Entente gedeckt. Für die Städte Brotkarte eingeführt, 
'man regt die | 
Weizenproduktion pro 1918 durch staatliche Gewähr- || 
leistung eines Preises von 60 Frances für 100 kg an.) | 
Correspondant de Y’Institut de 


ein Teil der. Viehbestände geopfert; 


Von Henri Hauser, 
France, Professeur a l’Universite de Dijon. „La Tri- 
bune de Geneve“, 4. und 5. November. 


Wie soll England die russischen Bezugsquellen ersetzen? 


(Nach dem „Statist“ könnte der russische Weizen 
durch kanadischen und indischen ersetzt werden, die 
russische Gerste durch persische, die Eier durch Ver- 
mehrung der inländischen Eierproduktion, Milch und 
Speck aus Rußland durch vermehrte Kuh- und 
Schweinehaltung, russisches Holz könnte durch Auf- 
forstung erhalten und aus Deutschland als — Kriegs- 
entschädigung bezogen werden.) 
Auslandspresse‘ (Berlin), 9. November. 


(Verpflegung der 


die Zivilbevölkerung Rumäniens“, geleitet; 
scheidung von Überschuß- und Bedarfsbezirken. Aus- 
gleich zwischen dieser Hauptaufgabe des 
pflegungsoffiziers“. Hauptnahrungsmittel der Land- 


bevölkerung Mais, als Zulagen für die Schwerarbeiter 
Hülsenfrüchte, Fleisch und Fische. In den größeren 


Provinzstädten und in Bukarest Brot- und Fleisch- 
karten. 


ausgebaut, wenig in Betracht kommen. 
Strecken stark. überlastet. Für Bukarest ti 
13 Waggons Mehl nötig. Fleisch für die Person und 


Woche ı0 dkg. Zur Aufnahme der für den Winter || 


nötigen Lebensmittel sieben Lagerräume in Bukarest. 
Verkaufspreise 
offizier _ geregelt; viele Volksküchen 
„Agrarul“ (Budapest), 11. ‚November. 
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Die 


bulgarische Ernährungsdirektion. (Dieses Amt! 
Zentralstelle für sämtliche Kriegswirtschaftsfragen. 
Seine Aufgabe: Regelung der Produktion und Ver- 
teilung für Zivilbevölkerung und Heer. Formell 
bulgarische Ernährungsdirektion Stelle des Kriegs- 
ministeriums, an ihrer Spitze Generalmajor Pro- 
togeroff, dort auch zahlreiche andere Offiziere be- 
schäftigt. Brotversorgung |500 g täglich] gut, Fleisch- 
versorgung schwierig, da vorhandene Mengen nicht 
ausreichen. Als Ersatz für Fleisch Fische geliefert. 
Am günstigsten Versorgung mit Obst und Gemüse. 
Durch Bezugscheine vorhandene Vorräte gerechter 
verteilt. Auch für Waren jeder Art Kleinhandelspreise 
vorgeschrieben. Gewinnzuschlag der Händler für alle 
Warengattungen genau festgesetzt. Scharfe Aufsicht 
betreffend Einhaltung der Preisverordnungen.) „Os- 
manische Post“ (Wien), 9. November. 


Die Fischereianstalt des Militärgeneralgouvernements in 


Rijeka. (Seit Januar 1917 ist Fischerei in Rijeka am 
Skutarisee in Betrieb. Die häufigst vorkommenden Fische 
sind die Skobaljen und Skoranzen; hiervon in guten 
Jahren ungefähr 600.000 kg gewonnen. Einzelne am 
See ansässige Stämme haben von altersher ein Vor- 
recht auf den Fischfang, Dieses wurde ihnen belassen; 
sie liefern die gefangenen Fische gegen gute Preise, 
die ihnen teilweise in Lebensmitteln ausgezahlt wer- 


den. Fische werden 30 bis 40 Stunden geräuchert, 


dann sechs Stunden gekühlt, hierdurch sind sie ver- 
sandfertig; mitunter Fische auch in Salz eingelegt. 
Seit Bestand der Fischereianstalt den Truppen in 
Montenegro und Albanien weit über 125.000 kg ge- 
liefert.) „Cetinjer Zeitung“, 17. August. 


Une culture alimentaire en Egypte. (lm Weltkrieg ın- 


folge Ausbleibens der dänischen, holländischen, deut- 
schen und französischen Ware ungenügende Ver- 
sorgung Großbritanniens mit Kartoffeln. Ersatz könne 
ägytische Kartoffel bieten. Um Förderung des Kar- 
toffelanbaues in Ägypten das englische Imperial In- 
stitute bemüht.) „Le Bulletin“ (Paris), 17. Oktober. 


Nahrungsmittelindustrien und Tabak. 


ie Bedeutung der Nahrungsmittelchemiker und der 


Ü berwachung des Verkehrs mit Nahrungsmitteln wäh- 
rend des Krieges. (Die Nahrungsmittelchemie hat 
während des Krieges viel geleistet. Leider Tätigkeit 
vieler Nahrungsmittelchemiker nicht immer einwand- 


frei. Nicht selten Erzeugung minderwertiger Ersatz- 


stoffe begünstigt, die nur den Erzeuger bereicherten. 
Notgedrungen mußte von den üblichen Anforderungen 
betreffs der Ernährungsmittel abgesehen werden. Auf- 
gabe ‚der Friedenswirtschaft, nicht nur frühere nor- 
male Verhältnisse wiederherzustellen, sondern auch 
durch Verbesserung der vernachlässigten Nahrungs- 
mittelaufsicht die im Kriege gemachten Erfahrungen 
zum Wohle der Allgemeinheit anzuwenden.) Von 
Regierungsrat Professor Dr. A. Juckenack. ,„Mit- 
teilungen aus dem Intendanzwesen“ (Wien), Sep- 
tember. ö 


Das Fleischhauergewerbe im Kriege. (Mitteilungen in 


der diesjährigen Genossenschaftsversammlung der 
Wiener Fleischhauer: Fleisch müsse- in Wien im 
Großeinkauf um ı bis 2 K teurer bezahlt werden 
als es in Oberösterreich, woher. es komme, ım Klein- 
verkauf koste. Sämtliches Fleisch aus Steiermark und 
Mähren an die Erste Wiener Großschlächterei ge- 
liefert; diese auch sonst gegenüber den’ Fleischhauern 
‘bevorzugt. Auch in der Fettfrage wenig Entgegen- 
konmen der Regierung gegen Fleischhauer; ihnen 
im Vorjahr noch 25 Prozent von dem Fett ihrer 


müssen nun alles 
abliefern. Mehr als 300 Fleischhauer verdanken nur 


eigenen Schlachtungen belassen ; 


dem „Volksrindfleisch“ die Fortführung ihrer Ge- 
schäfte. Regierung hätte sich nicht bloß mit 4000 
Stück Rindvieh aus Ungarn monatlich zufrieden 
geben sollen, da es dort genügend Schlachtvieh gäbe.) 
„Die Zeit“ (Wien), 28. November. 


Die Gesellschaft zur Erhaltung der wissenschaftlichen 


Anstalten für Brauindustrie in Prag. (In den Fach- 
schulen konnte wegen Mangels an Hörern nicht unter- 
richtet werden. Seit dem Verbot der Verwendung von 
Zucker, Kartoffelmehl und Mais hat sich Zuckerrübe 
als Ersatzmittel für Bierbrauerei bewährt; Lupine und 
(Juecke unbrauchbar. Das Fehlen einer Versuchs- 
brauerei macht sich sehr fühlbar.) „Österreichische 
Brauer- und Hopfenzeitung“ (Prag), 15. November. 


Die deutsche Zigarettenindustrie im Kriege. (Deutsche 


Zigarettenindustrie auf Einfuhr von Rohstoff aus dem 
Orient angewiesen; 1913 10 Millionen kg eingeführt. 
Infolge Heeresverbrauches Bedarf derzeit verdoppelt. 
1915 Zigarettentabak-Einkaufsgesellschaft gegründet, 
ihr 15 Prozent des orientalischen Tabaks abzuliefern. 
1916 Kontingentierungsverordnung erlassen; die 
Kontingente derzeit von den kleinen Fabrikanten, die 
ihre Betriebe nicht aufrechterhalten können, an die 
großen Fabriken verkauft. September 1917 Höchst- 
gewicht der Zigaretten durch Verordnung festgesetzt. 
Tabakpreise im Orient verzehnfacht. Staatliche Re- 
gelung der Zigarettenindustrie auch nach Friedens- 
schluß erwünscht.) Von Baschibagli. „Europäische 
Staats- und Wirtschaftszeitung“ (Berlin), 3. Nor 
vember. 


Brazil. Growth of prosperity. (Brasilien, das zu Kriegs- 


beginn sich in einer Wirtschaftskrisis befand, die zur 
Bezahlung der Zinsen durch neue Staatsschulden- 
scheine führte, hat seither einen bemerkenswerten 
Aufschwung genommen. Die Chicagoer Fleischfirmen 
haben in Brasilien die Ausfuhr von gefrorenem Fleisch 
in Gang gebracht, während früher das an der Sonne 
getrocknete Fleisch exportiert wurde.) „The Statist“ 
(London), 13. Oktober. 


Brazilian Sugar. (Die brasilianische Zuckerproduktion, 


die zu zwei Dritteln im Lande verbraucht wird, ist 
einer riesigen Ausdehnung fähig, falls wissenschaft- 
liche Vorgangsweisen in Anwendung kommen. Auch 


England, wo sich der Zuckerpreis während des 
Krieges verdreifachte, würde, dadurch gewinnen.) 


„Ihe Statist“ (London), 6. Oktober. 


Holz. 


Das neue türkische Forstgesetz. (Der Schutz der Staats- 


forste und die Bildung von Betriebsgesellschaften 
unter obligatorischer Teilnahme. osmanischer Staats- 
bürger soll geordnete Forstwirtschaft in die Wege 
leiten; österreichisch-ungarische Forstmänner werden 
angestellt. Eine ungarische Gesellschaft bewirbt sich 
um die Ausbeutung von Wäldern und soll auf Be- 
dingungen der Regierung eingegangen sein.) „Os- 
manische Post“ (Wien), 9. November 


Bergbau und Hüttenwesen. 


L’industrie et le commerce du Sel en France. (Salz und 


werden ın Frankreich von einer 
Schweizer Leitung stehenden Gruppe geleitet. Nach 
Friedensschluß wird die bestehende Organisation 
unter Einschluß der nach Ansicht des Verfassers dann 
zu Frankreich gehörenden elsaß-lothringischen Salz- 


Salzhandel 


bergwerke und bei Berücksichtigung der fiskalischen - 
Interessen Frankreichs entsprechend umzubilden und 


unter _ 


Field and 
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8. No- 


auszubauen 
vember. 


„Le Bulletin“ (Paris), 


sein.) 


Die industriellen Interessen Deutschlands in Frankreich 


vor dem Kriege. (Deutsche Gruben- und Hüttenwerke 
haben einen Teil der französischen Erzförderung an 
sich gebracht, und zwar durch Abschließung lang- 
fristiger Verträge für den Erzbezug, durch Beteiligung 
an französischem Erzbesitz oder unmittelbaren Er- 
werb. Französische Scheingründungen - erleichterten 
die Erweiterungen; so hat Thyssen mit 30 Millionen 
Frances Kapital die „Hauts Fourneaux et Acieries 
de Caen“ geschaffen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
19. Oktober. 

Mineralwässer in Serbien. (Das Land besonders reich 
an. Alkali-Mineralwässern, etwa dreißig, die aber zu 
Bade- und Trinkzwecken zumeist nur wenig aus- 
genützt werden; auch zwei alkali-muriatische Wässer 
erwähnt; am meisten verwertet das Bukoviker Bad 
bei Arandjelovac |kalt, alkalisauer] und das Vrnjacer 
Bad [warme Quellen] im Bezirk Trstenik.) „Belgrader 
Nachrichten“, 24. November. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Empire Cotton. (Die Union erzeugt zwei Drittel, alle 
britischen Besitzungen zusammengenommen nur ein 
Viertel des Baumwollbedarfes der Erde. England be- 
sitzt 40 Prozent aller Spindeln, verarbeitet aber 
75 Prozent amerikanische, 17 Prozent 
und 3 Prozent indische‘ Baumwolle; es versendet die 
Hälfte seiner Erzeugung. Indien und Japan zusammen 
haben nur 6 Prozent der Spindeln, verbrauchen aber 
60 Prozent der Welterzeugung an Baumwollwaren. 
England bestrebt, einen größeren Teil seines Baum- 
wollbedarfes als bisher aus den eigenen Kolonien zu 
decken und dort den Baumwollanbau zu fördern.) 
„Ihe Statist“ (London), 6. Oktober. 

factory. (Nötig, daß Baumwollhändler, 
Spinner und Weber in England über Herkunft der 
Baumwolle und Stand der Felder besser unterrichtet 
werden. Hierzu tägliche Berichte in den Tag:s- 
zeitungen nach Art der Wetterberichte geeignet. 
Anderseits sollen Pflanzer über Verwendung der Roh- 
baumwolle belehrt _ werden, damit sie je nach den 
Bedürfnissen der Industrie bestimmte Baumwoll- 
gattungen bei der Anpflanzung bevorzugen.) „Man- 
chester Guardian“, 26. Oktober. 


Papier. 


Confederation. A propos de la Crise du papier. (Von 
Schweizer Bundesregierung geplante Einschränkung 
der Papierabgabe an die Zeitungen Gefahr für die 
Schweiz, da die ausländischen Zeitungen dies zur 
Verstärkung des ausländischen Einflusses benützen 
würden. Besser, den Papierverbrauch der Verwal- 
tungsbehörden und des Militärs sowie Papierausfuhr 
zu beschränken.) „La Tribune de Geneve“,. 8. No- 
vember. 


Kautschuk. 


Rubber position and outlook, (Der Plantagenkautschuk 
nimmt einen immer bedeutenderen Platz in der Ge- 
samtproduktion an Kautschuk ein. Pflanzer werden 


nach dem Weltkrieg um 40.000 t jährlich mehr ab- | 


zugeben haben als vorher. Zwar brauchen Deutsch- 
land und Österreich zusammen 22.000 t, doch werde 


die Verarmung nach dem Kriege überall groß sein 


und der Bedarf daher sinken. Dieser Ansicht entgegen- 
zuhalten, daß der Kriegsbedarf nicht zum normalen 
Bedarf hinzugekommen sei, sondern ihn ersetzt habe 


Zur Metallbeschlagnahme. 


ägyptische | 


und Kautschuk nach dem Kriege zu vielerlei Zwecken, 
z. B. zum Schuhsohlenersatz, verwendet werden dürfte; 
dauernder Preisfall des Kautschuks daher nicht wahr- 
scheinlich.) „The Statist“ (London), 6. Oktober. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


(Deutsche Metallbeschlag- 
nahme für die Hausbesitzer sehr unangenehm. Gleich- 
wertiger Ersatz für Türklinken, Fenstergriffe etc. 
nicht zu beschaffen. Gerechter, den Hausbesitzern nur 
vorläufig irgend welchen Ersatz zur Verfügung zu 
stellen und nach Friedensschluß Ersatz in gleichem 
Material zu bieten, anstatt derzeit beschlagnahmte 
Gegenstände nach Metallwert [Höchstpreis!] zu be- 
zahlen. Beim Reichsamt des Innern beantragt, fest- 
zustellen, daß Mieter nicht berechtigt, aus Anlaß der 
behördlich angeordneten Metallbeschlagnahme eine 
Minderung der Miete zu beanspruchen.) „Der Tag“ 
(Berlin), 1. November. £ 


Die Zukunft der Automobilindustrie. Automobilvereini- 


gungen sollten in Erfahrung bringen, wieviele Kraft- 
wagen nach Friedensschluß in Deutschland benötigt 
werden. Bedarf groß, da Pferdematerial an Zahl ver- 
ringert und schonungsbedürftig sein werden. Keine 
neuen Automobiltypen überstürzt herzustellen; doch 
wird sich die Automobilindustrie den Anforderungen 
des ausländischen Wettbewerbes anzupassen haben.) 
„Plutus“ (Berlin), 21. November, 


Chemische Industrie. 


Die Farbstofffrage nach dem Kriege. (Wie in England, 


wird nun auch in der Union eingesehen, daß die Be- 
strebungen, die deutsche Farbstoffindustrie ganz aus- 
zuschalten, zwecklos seien. Gründe: Mangel an wissen- 
schaftlicher und technischer Organisation, Unmöglich- 
keit, den Stab von Gelehrten, der in den deutschen 
Hochschulen tätig ist, zu beschaffen; Erkenntnis des 
Irrtums, die Ausfuhr auf das ‚„Dumping“ gestützt 
zu glauben, da die Farbstoffe in Deutschland nicht 
teurer verkauft wurden als im Ausland.) „Deutsche 
Wirtschaftszeitung‘“ (Berlin), 15. Oktober. 


Düngemittel. (Kaligewinnung der Vereinigten Staaten 


im Jahre 1916 8830 t für 3 Millionen Dollar (zehn- 
facher Wert des Friedenspreises). Hauptanteil aus 
den Alkaliseen Nebraskas. Im ersten Halbjahr 1917 
aus einer Anzahl von Herkünften 14.025 t für 5'86 
Millionen Dollar, im Jahre 1916 8830 t für 3 Millionen 
Dollar. Die Gewinnung von Thomasmehl hofft man 
von 400.000 i in früheren Jahren auf 500.000 t im 
Jahre 1917/18 zu bringen. Der Absatz von Phosphat- 
gestein betrug im Jahre 1916 2 Millionen t gegen 
18 Millionen t im Jahre 1915.) „Wirtschaftlicher’ 
Nachrichtendienst“ (Berlin), 22. November. 


Petroleum, Mineralöle. 


Die Kerzen. (Die arge Kerzennot in Bayern und ganz 


Deutschland besprochen, die mit dem Mangel an 
Paraffıin, Arbeitskräften, Beförderungsmitteln zu- 
sammenhängt und in ihrer Wirkung durch unzuläang- 
liche Deckung des Petroleumbedarfes noch besonders 
verschärft wird. Auf dem Lande wird der Kerzen- 
mangel, beim Fehlen elektrischer und Gasbeleuchtung, 
noch drückender empfunden als in den Städten. Die 
Versorgung der "Bevölkerung mit Paraffinhaushal- 
tungskerzen in Händen der Kriegsschmierölgesell- 
schaft m. b. H. in Berlin. Im Frieden in Deutsch- 
land jährlich 2000 Waggons san Rohstoffen aller Art 
zu Kerzen verarbeitet.) „Münchener Neueste Nach- 
richten“, 15. November. 
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£ifte se dem wirtfchaftspalitifchen Ardiv 
sugekommenen Beröffentlichungen. 


Vom 3. November bis inklusive 17. November 1917. 


Dr. Ignaz Seipel, Nation und Staat. Wien und Leipzig 
1916, Verlag von Wilhelm Braumüller, G. m. b. H. Preis 
K 4:80. : 

Moratorium. Lagstiftning om betalningsanstand samt 
annan extraordinär lagstiftning under krieget 1914—1915. 
I urval utgiven av Albert Köersner och Charles Dickson. 
Del IV. (Legislation sur les Delais pour le Payement des 
Dettes et autres Dispositions legislatives extraordinaires 
pendant la Guerre 1914/1915.) Herausgegeben von Svenska 
Bankföreningen in Stockholm, 1917. 

Dr. Cuno Hofer, Die Keime des großen Krieges. Zürich 
1917, Verlagsbuchhandlung Schulthes & Co. Preis 5 M. 

Dr. Paul Rohrbach, Der Kampf um Livland. (Weltkultur 
und Weltpolitik, deutsche und österreichische Schriften- 
folge. Herausgegeben von Ernst Jäckh, Berlin, und vom 
Institut für Kulturforschung in Wien. Deutsche Folge 11.) 
München 1917, Verlag von F. Bruckmann, A.-G. Preis 2 M. 

Dr. Jacques Stern, Mitteleuropa. Von Leibniz bis Nau- 
mann über List und Frantz, Planck und Lagarde. (92. Heft 
der von Ernst Jäckh herausgegebenen Flugschriftensamm- 
lung „Der Deutsche Krieg“.) Stuttgart 1917, Deutsche Ver- 
lagsanstalt. Preis 5o Pf. 


Dr. €. Schmidt, Karte der Fundorte von mineralischen 
Rohstoffen in der Schweiz. I: 500.000. I. Kohlen, Asphalt, 
Erdöl, bituminöse Schiefer, Erdgas. II. Salze. III. Erze. 


Samt Erläuterungen zur Karte der Fundorte von minerali- 
schen Rohstoffen in der Schweiz. (Beiträge zur Geologie 
der Schweiz, herausgegeben von der Geotechnischen Kom- 
mission der Schweizerischen naturforschenden Gesellschaft 
auf Kosten der Eidgenossenschaft.) Basel 1917, in Kom- 
mission bei A. Francke, Bern. Preis M. 7'20. 

Karl Rothmeier und Karl Heinrich, Die Kinderzulagen- 
und Witwenrentenversicherung für Staatsbeamte. Ein sozial- 
und bevölkerungspolitisches Projekt des bayerischen Staates. 
München-Regensburg 1917, Verlagsanstalt vorm. G. J. Manz, 
G. m. b. H. Preis M. 1°50. 

Dr. Arnold Lehmann, Kriegswirtschaftliche Verordnungen, 
betreffend den Wirkungskreis des k. k. Handelsministeriums. 
Herausgegeben im Auftrag des Generalkommissariats für 
Kriegs- und Übergangswirtschaft. Wien 1917, Manz’sche 
Verlagsbuchhandlung. 

The Statesman’s Year-Book. Statistical and historical 
annual of the states of the world for the year 1913. Dasselbe 
für das Jahr 1916. Edited by J. Scott Keltic, assisted by 
M. Epstein. London 1915 und 1916, Macmilan and Co. 
Limited. 

„Balkan und Orient“. Herausgegeben als Sonderausgabe 

vom Verlag „Die Textil-Woche‘“ in Gemeinschaft mit der 
Deutsch-Türkischen Vereinigung und der Zentralgeschäfts- 
stelle für Deutsch-Türkische Wirtschaftsfragen. Berlin 
1916/17, Verlag Fritz Hirschberg & Co., G. m. b. H. 
* Bericht über die Tätigkeit der niederösterreichischen 
Landesgewerbeförderung 1913—1916. Erstattet vom Landes- 
ausschuß des Erzherzogtums Österreich unter der Enns. 
Referent Landesausschuß Hermann Bielohlawek. Wien 
1917, im Selbstverlag des niederösterreichischen Landes- 
ausschusses. 

Statistik des böhmischen Kohlenverkehrs im Jahre 1916. 

48. Jahrgang. Herausgegeben von der Direktion der 
Aussig— Teplitzer Eisenbahngesellschaft. Teplitz-Schönau 
23, 1, 
Dr. Karl Renner, Marxismus, Krieg und Internationale. 
Kritische Studien über offene Probleme des wissenschaft- 
lichen und des praktischen Sozialismus in und nach dem 
. Weltkrieg. Stuttgart 1917, Verlag von J. H. Dietz’ Nachfg., 
Bem-b- EN Preistä M; 

Dr, Moritz Dub, Österreich- Ungarns Volkswirtschaft im 
Weltkrieg. (Finanz- : und volkswirtschaftliche Zeitfragen. 
Herausgegeben von Dr. Georg v. Schanz und Dr. Julius 
Wolf, 36. Heft.) Stuttgart 1917, Verlag Ferdinand Enke. 
Preis 3 M. 

Friedrich Naumann, Was wird aus Polen? Berlin 1917, 
Verlag von Georg. Reimer. Preis ı M. 

Dr. Hermann Curth, Der Nahrungsmittel- und Roh- 
stoffbedarf Englands. Bericht der Dominions Royal Com- 
mission, dem Parlament vorgelegt im November 1915. Er- 
schienen London 1915. (14. Heft der vom Professor Dr. Bern- 
hard Harms herausgegebenen Kriegswirtschaftlichen Unter- 
suchungen aus dem Institut für Seeverkehr und Welt- 
wirtschaft an der Universität Kiel.) Jena 1917, Verlag von 
Gustav Fischer. Preis 3 M. 

' Teja, Auf Tod und Leben. Ein Weckruf an alle Deutschen. 
Dresden 1917, Verlag „Das .Größere Deutschland“. Preis 


re’ BE 


Dr. Karl J. Benziger, Unsere auswärtige Vertretung und 
ihre Kritiker. (Schweizer Zeitfragen, Heft 52.) Zürich 1917, 
N; Artistisches Institut Orell Füßli. Preis 2 M. 

Otto Zoller, Das Völkerrecht und der Krieg 1914/15. 
Zürich 1915, Verlag von Rascher & Co. 


‚Hugo Münsterberg, Psychologie und Wirtschaftsleben. 
Ein Beitrag zur angewandten FExperimentalpsychologie. 
3. Auflage. Leipzig 1916, Verlag von Joh. Ambros. Barth. 
Preis «M. 2'80 

XXI. vyrocni zprava rady obchodni a prümyslove, Cesk&eho 
obehodniho musea v Praze za rok 1916. Prag 1916, Selbst- 
verlag. 

Dr. Hans v. Frisch, Der völkerrechtliche Begriff der 
Exterritorialität. Wien 1917, Verlag Alfred Hölder. 

Aus dem Verlag der Librairie Nouvelle (Edwin Frank- 
furter) in Lausanne: 

Lieutenant Indigene Boukabouya. (Hadj 
Soldats Musulmans au 
1 Kran. 

Le Guet-Arens de 1er Decembre 1916 a Athenes. Documents. 
1617. Preis 50 Centimes. 

Ludwik Kulezycki, La Pologne et l’Autriche. 
50 Centimes. 


Cheikh Kemail Sefaihiı und Cheikh Saleh 
Tunisie et Y’Algerie. 1917. Preis 60 Centimes, 

A. Ischirkov, Les Confins occidentaux des Terres Bul- 
gares. - Notes et Documents. -ıı Cartes. 1916. Preis 
Frances 3°60. 

La Perse et la Guerre Europeene. Par un Patriote Persan. 
1917. Preis 60 Centimes. 

En Algerie. Les Corruptions de la Religion et des Moeurs 
indigenes. Par un Musulman Algerien. 1917. Preis 60 Cen- 
times. 

Michel Passaria, 
1.. Franc. 

La Georgie et la Guerre actuelle. 1917. Preis 60 Centimes. 

Major Dobrivoj R. Lazarewitsch, Die schwarze Hand. 
1917. Preis: 60 Centimes. 

K. Rein, Wie England die deutschen Kolonien bewertet. 
Berlin 1917, Verlag von Gsellius. Preis 2 M. 

Oberst Karl Egli, Berichte aus dem Felde. ı. Heft: Von 
der Isonzofront. März/April 1917. 2. Heft: Aus Galizien und 
der Bukowina während der großen Offensive im Juli— 
August 1917. Zürich 1917, Verlag von Schultheß & Co. 

Dr. Georg Obst, Geld-, Bank- und Börsenwesen. 
9. Auflage. Leipzig 1917, Verlag von Ernst Poeschel. Preis 
gebunden M. 6'80. 

Dr. Georg Obst, Was ist Kriegswucher und wie bekämpfen 
wir ihn? 2. erweiterte Auflage. Leipzig 1917, Verlag von 
Ernst Poeschel. Preis M. 1'20. 

Schweizerisches Finanzjahrbuch 1917. XIX. Jahrgang. 
Redigiert von Dr. J. Steiger. Bern 1917, Verlag von Neu- 
komm & Zimmermann. Preis ı2 M. 

Dr. Paul Kaufmann, Was dankt das kämpfende Deutsch- 
land seiner sozialen Fürsorge’ 2. Abdruck. Berlin 1917, 
Verlag von Franz Vahlen. Preis 50 Pf. 

Die behördlich festgestellten Preise für Bedarfsgegen- 
stände in Österreich. Zusammengestellt von der k. k. Zentral- 
Preisprüfungskommission. Heft 1: Der menschlichen Er- 
nährung und als Futtermittel dienende Bodenprodukte, Tiere 
und tierische Produkte, Erzeugnisse der Yuttermittel- 
industrie. Wien 1917, im Selbstverlag der Zentral-Preis- 
prüfungskommission. Preis K T’50, 

Bericht über die bisherige Tätigkeit des Komitees für 
österreichische Edelarbeit und Kunst. 

Handbuch für das Generalgouvernement Warschau. Auf 
Grund amtlicher Unterlagen herausgegeben von E. Gin- 
schel. I. Teil: Die Verordnungen für das Generalgouver- 
nement Warschau. Zusammengestellt und bearbeitet von 
Oberlaudesgerichtsrat Dr. Otto Palandt. Ausgabe A, um- 
fassend die Zeit von der Einrichtung der Zivilverwaltung 
tür Polen bis zum Erlaß der Proklamation, betreffend Er- 
richtung eines Königreiches Polen. Warschau 1917, Deut- 
scher Verlag, G. m. b. H. 

Harnack, Meinecke, Sering, Troeltsch, Hintze, - Die 
deutsche Freiheit. Fünf Vorträge. Herausgegeben vom 
Bund deutscher Gelehrter und Künstler. Gotha 1917, Verlag 
Friedricen Andreas Perthes, A.-G. Preis M. 160. 

R. Lutter, Kriegsvorschriften auf dem Gebiete des ge- 
werblichen Rechtsschutzes, Berlin 1917, Verlag J. Guttentag, 
G- mie br. H.- Preis;2.M. 

Jahresbericht des unter dem Höchsten Protektorate Seiner 
k. u. k. Hoheit des Durchlauchtigsten Herrn Admirals Erz- 
herzog Karl Stephan stehenden Vereines Kriegsblinden- 
Heimstätten für das Vereinsjahr 1916. Wien 1917, Verlag 
des Vereines Kriegsblinden-Heimstätten. 


Abdallah), Les 
Service de la France 1917. Preis 


1916. Preis 


Cherto La 


L’Entente et la Grece, 1917. Preis 
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Suchbefprechungen. 


Der Kampf um Livland. Deutsch-russisches Ringen durch 
sieben Jahrhunderte. Von Dr. Paul Rohrbach. Aus der 
deutschen und österreichischen Schriftenfolge ,„Weltkultur 
und Weltpolitik“. Verlag F. Bruckmann, A.-G., München 
1917. 108 Seiten. Preis 2 M. 

Kaum ein anderes. Land hat eine so reichbewegte ge- 
schichtliche Vergangenheit wie Livland. Seit dem XII. Jahr- 
hundert bis auf den heutigen Tag ringen die Deutschen und 
die Russen um- den Besitz dieses alten deutschen Kolonial- 
landes. Diese beständigen Kämpfe sowie auch alle Tatsachen 
und Zusammenhänge der geschichtlichen Entwicklung des 
3altenilandes führt uns in der vorliegenden Schrift der schon 
durch gar manche einschlägige Veröffentlichung rühmlich 
bekannte Verfasser ın übersichtlicher, zusammenfassender 
Darstellung vor Augen. Er gibt der Hoffnung Ausdruck, 
daß es den deutschen Waffen gelingen werde, Rußland ent- 
scheidend zu schlagen und es zur Befreiung der in den 


letzten Jahrhunderten eroberten, ihm innerlich wesens- 
fremden Westgebiete zu zwingen. 
Schweizerisches Finanzjahrbuch 1917... XIX. Jahrgang. 


Herausgegeben von Professor J. Steiger in Bern (Ver- 
fasser der Abschnitte II. und III. über die Finanzen des 
Bundes, der Kantone und Gemeinden), unter Mitwirkung 
von Dr. Traugott Geering, Sekretär der Handelskammer 
ın Basel (Verfasser der Abschnitte über das Wirtschafts- 
jahr 1916/17 sowie über die Handels- und Zollstatistik der 
Schweiz), Dr. G. Schaertlin, Direktor der Schweizeri- 
scher Lebensversicherungs- und Rentenanstalt in Zürich, 
H. Schmidt, Inspektor der Hypothekarkasse des Kantons 
Bern (Verfasser der Abschnitte über Anlehen und Grün- 
dungen sowie über industrielle Unternehmungen) und 
A. Messerli von der Kantonalbank in Bern (Verfasser 
des Abschnittes über Banken und Kassen). Bern 1917. Druck 
und Verlag von Neukomm & Zimmermann. 680 Seiten. 
Preis 12 21. 

Dieses in manchen Einzelheiten bis Ende August 1917 
fortgeführte, altbekannte vortreffliche Handbuch enthält, 
auber dem üblichen Material an Mitteilungen über Firmen, 
(resellschaften, Kassen, Eisenbahnen, öffentliche Finanzen, 
höchst bemerkenswerte Darlegungen über die wirtschaftlich- 
kapitalistisch-staatsfinanzielle Entwicklung der Schweiz 
inmitten der auch sie, namentlich mit Hinblick auf die 
Staatsfinanzen, Lebensmittel- und Rohstoffversorgung sowie 
Währungsverhältnisse, stark in Mitleidenschaft ziehenden 
Stürme des dritten Weltkriegsjahres. Dieser Jahrgang kann 
gleich seinen Vorgängern allen denjenigen warm empfohlen 
werden, die sich über die Wirtschafts- und Finanzverhält- 
nisse der Schweiz unterrichten wollen. 


Bagdad, Babylon, Ninive.e Von Sven Hedin. Leipzig 
1917, Verlag F. A. Brockhaus. 165 Seiten. Preis ı M. 


Fast mehr als vom Weltkrieg und seinen Ausstrahlungen 
ist ın diesem Kriegsbuch des berühmten, die Sache der 
Mittelmächte mit unparteiischem Gerechtigkeitssinn ab- 
wägenden schwedischen Verfassers vom weltgeschichtlichen“ 
Fintergrund dieses einzigartigen Kriegsschauplatzes die 
Rede. Geschichte und Gegenwart der Kalifenstadt am 
Euphrat, die erhabendüstere Vergangenheit der bibelver- 
trauten, nunmehr in Trümmern liegenden Riesenstädte 
Babylon, Ninive erstehen durch die hervorragende Schilde- 
rungskunst Hedins vor unserem geistigen Auge Hierzu 
vielerlei von brennendstem Tagesinteresse: die Schicksale 
der nach Mesopotamien verbannten Armenier, des kurz vor 
seinem schönsten Sieg durch jähren Tod dahingerafften 
Feldmarschalls von der Goltz, der britischen und indischen 
Gefangenen von Kut el Amara etc., all dies durch eine 
größere Anzahl lehrreicher und gefälliger Bilder erläutert. 
Ein Volksbuch ım besten Sinn des Wortes, voll Anregung 
auch für hochgebildete Kreise. 


„Balkan-Orient“‘. Sonderausgabe der Zeitschrift „Die 
Textilwoche“ Von dieser herausgegeben in Gemein- 
schaft mit der Deutsch-Türkischen Vereinigung und der 
Zentralgeschäftsstelle ‘für deutsch-türkische Wirtschafts- 
fragen. 1916/17. Verlag Fritz Hirschberg & Comp., G. m. 
b. H. Berlin. 166 Seiten. 

Man hat es hier mit einer höchst anerkennenswerten Lei- 
stung deutscher Ausfuhrförderung zu tun. In ebenso gründ- 
licher wie gefälliger Art, mittels Aufsätze, Statistiken, 
farbiger und schwarz-weißer Bilder, zahlreicher Ge- 
schäftsankündigungen in deutscher, bulgarischer und türki- 
scher Sprache wird den Bulgaren und Osmanen eine ein- 
gehende Darstellung der deutschen Textilindustrie, besonders 
ihrer Ausfuhrzweige geliefert, und die einschlägigen deut- 
schen Geschäftskreise werden mit den für sie belangreichen 
Verhältnissen der genannten südöstlichen Länder (Zolltarif, 
Einfuhrgeschäft in Textilwaren, Textilwaren- und Textil- 
rohstofferzeugung, allgemeine Wirtschaftskunde) bekannt- 


reitet sich die deutsche Textilindustrie anscheinend für eine 


‚Öle, Riechstoffe u. s. w. April-Oktober 1917. 


gemacht. Trotz allen Kriegsschwierigkeiten ist diese der 
deutschen Textilwarenausfuhr gewiß sehr nützliche Ver- 
öffentlichung geradezu vornehm ausgestattet. Ungeachtet 
aller Rohstoffverlegenheiten der Übergangswirtschaft be-. 


kräftige Wiederaufnahme ihres früheren großen Ausfuhr- 
geschäftes vor. 


Die Grundlagen der Agrarwirtschaft in Osterreich. Eine 
handels- und produktionspolitische Untersuchung von Doktor 
H. C. Siegfried v. Strakosch (Wien-Hohenau). Wien 
1916, Verlag von F. Tempsky, 416 Seiten und zehn statisti- 
sche T abellen. 

Man steht diesem Buch mit zwiespältigen Ener 
gegenüber. Kinerseits hat man es sicherlich mit einer groß- 
artigen  wissenschaftlichen Leistung zu tun, die über das 
Wesen und die Entwicklungsmöglichkeiten, die Vorteile und 
Behinderungen der. österreichischen Landwirtschaft, ge- 
gliedert nach den Hauptkulturgebieten (die Alpen und ihre 
Vorländer, die Nordwestländer — Sudetenländer, die Nord- 
ostländer — Galizien und Bukowina, das Karstgebiet) und 
verglichen- mit Preußen-Deutschland, sehr viel Licht ver- 
breitet. Die politischen Schwierigkeiten (Verhältnis zu 
Ungarn, Nationalitätenkämpfe, Auswüchse der Kronlands- 
autonomie), der kulturelle Rückstand (besonders im Osten 
und Süden), die auf natürlichen und politisch-sozialen 
Grundlagen beruhenden ungünstigeren Verkehrsverhält- 
nisse, die im Vergleich zu Deutschland unentwickeltere, 
weniger leistungsfähige Industrie, die mangels durch- 
greifender Verkoppelungen weitverbreitete Gemenglage, all 
dies wird klar und lehrreich dargestellt. So weit, so gut. 

Sodann kommt aber der parteipolitische Teil des Buches, 
‘vorin, nach allen unerträglichen Verteuerungen des Welt- 
krieges, die Nützlichkeit und Unentbehrlichkeit der Getreide- 
zölle „bewiesen“ werden soll. Hier wird mit künstlich 
zurechtgestellten Beispielen landwirtschaftlicher Buchhaltung 
dargetan, daß entgegen der allgemeinen Ansicht, die ein 
Interesse an Getreidezöllen erst bei der kleinen Schar von || 
Großbauern und Großgrundbesitzern etwa von 20 ha an und || 
mehr annimmt, in ganz besonderen Fällen hochintensiven 
Anbaues ein Interesse an den Getreidezöllen auch bei einem - 
Kleingrundbesitzer von hicht einmal 5 ha denkbar 
sei. Hiermit sollen die Getreidezölle für die Zeit nach || 
Friedensschluß „gerechtfertigt“ werden. Dieser kleinere | 
Teil des Buches macht den Eindruck, daß für eine von || 
vornherein feststehende Ansicht ın nicht sehr wissenschaft- 
licher Art irgendein Beweis gesucht worden sei. Doch 
überwiegen die echt. wissenschaftlichen Ausführungen in 
der Arbeit Strakosch’ bei weitem, und sie kann, bei einiger | 
Vorsicht gegenüber den zollpolitischen Ausführungen, jedem 
= arm empfohlen werden, der sich über die Österreichische 

Landwirtschaft der Vorkriegszeit und vielleicht noch des . 
ersten Weltkriegsjahres zu unterrichten wünscht sowie ihre || 
dauernden klimatischen, die Bodenverhältnisse etc. betreffen- 
den Grundlagen kennenlernen will. PR 


Gegenwart und, Zukunft der Elektrizitätswirtschaft in || 
Deutschland und Österreich. Von Ing. Max Ried. Verlag || 
Urban und Schwarzenberg, Berlin und Wien 1917. 80 Seiten. ET 

Während des Weltkrieges ist die Frage, ob die private || 
oder öffentliche Elektrizitätsversorgung vorzuziehen sei, || 
oft in der Öffentlichkeit erörtert worden. Der Verfasser der 
kleinen eindrucksvollen Schrift tritt für die Übernahme der- 
Elektrizitätserzeugung durch den Staat ein, da nur bei einer 
das ganze Staatsgebiet ergreifenden Zusammenfassung der 
Flektrizitätswerke die vorhandenen Kräfte zum Nutzen der 
Volkswirtschaft in jeder Beziehung und genügend -billig 
ausgenützt werden könnten. Die Kriegszeit habe ja mannig- 
fache neue Verwendungsmöglichkeiten für den elektrischen 
Strom gefördert, so z. B. die seit wenigen Jahren bestehende 
Stickstoffindustrie. Ried bespricht ferner aufs eingehendste 
die bereits vorhandenen und geplanten staatlichen Elektrizi- 
tätsbetriebe in den wichtigsten deutschen Bundesstaaten. 
und in Österreich-Ungarn sowie deren zurzeit noch zu ver- 
zeichnende Durchkreuzung -durch den Privatbetrieb. Ein 
sorgfältiges L.iteraturverzeichnis: ıst der brauchbaren Se 
beigegeben. 


Bericht von Schimmel & Comp. Inhaber Karl en Her 
mann Fritzsche) in Miltitz, Bez. Leipzig, über ‚ätherische . 


Dieser hinter seinen ausgezeichneten Vorgängern nieht 
zurückbleibende Bericht bringt über ätherische Öle, neben 
zahlreichen technischen Mitteilungen, auch. mancherlei wirt- 
schaftlich bemerkenswerte Angaben, so z. B. über Kampfer- 
öl, Kardamomenöl, Fichtennadelöle, Kirschkernöl, La- 
vendelöl, Nelkenöl, Palmarosaöl, Pfefferminzöl, "Terpentinöl 
und einen besonders inhaltsreichen Aufsatz über die anatoli- 
sche Rosenölindustrie. Auch über mannigfache -andere 
chemische Präparate und Dragen wird viel belangreiches 


zahlreicher, einschlägiger wissenschaftlicher Arbeiten. 
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BEILAGE ZU NR. 50. 


Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 


INHALT. 


Übergangswirtschaft 

Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und wirtschaft- 
liche Annäherung der Zentralmächte 

Wirtschaftskrieg im Weltkrieg 

Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik 

Maße und Gewichte $ 

Finanzwesen, staatliches, kommunale 

Börsen und Banken, Gründungen, Aktienwesen. . . . 

Geld- und Währungswesen 

Preistreiberei 

Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten, Ungarn und 
Bosnien-Hercegovina . . 

Exportförderung, Handelskammern, Auskunfteiwesen 

Industrieförderung und Patentwesen . . . . 

Agrarpolitik 

Rechtspolitik im In- und Ausland 

Fremdenverkehr 

. Mode 

Jugend- und Kinderfürsorge 

Bevölkerungspolitik 

Wohnungs- und Bodenpolitik 

Ein- und Auswanderung 

Sozial- und andere Versicherung 

Genossenschaftswesen und sonstige Sozialpolitik 


Übergangswirtschaft. 


Über einige Grundfragen der Übergangswirtschaft. (Die 
bedingungslose Rückkehr zum Alten ist unmöglich. 
Die Gemeinwirtschaft kann nicht ohne die Triebkräfte 
des individuellen Interesses aufgebaut werden. Schiffs- 
raum und Auslandsguthaben werden die Einfuhr be- 
grenzen, die Rohstoffe werden durch Wirtschaftsstellen 
der Händler und Industriellen verteilt werden, die 
Kosten der Gütererzeugung müssen herabgesetzt 
werden; eine starke, ruhige Führung der Volkswirt- 
schaft ist unerläßlich.) Von Dr. Kurt Singer. „Euro- 
päische Staats- und Wirtschaftszeitung‘“ (Berlin), 
20. Oktober. 


Wirtschaftliche Betrachtungen. (Die deutschen Kauf- 
leute haben es versäumt, sich schon vor dem Kriege 
zu organisieren. Die Zwangsregelung in 140 Kriegs- 
gesellschaften, davon 139 in Berlin, eine in Hamburg 
hat versagt; sie hat das deutsche Volk zur Unehrlich- 
keit angeeifert und den Schleichhandel, der das Leben 
unsinnig verteuert, großgezogen. Sogar Sozialdemo- 
kraten hätten kein Wort der Verteidigung für den 
Staatssozialismus in der Kriegswirtschaft gefunden.) 
„Hamburger Nachrichten“, 2. Dezember. 


Seeschiffahrt 

Binnenschiffahrt 

Eisenbahnwesen 

Post und Telegraphie A 

Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungspolitik . 

Nahrungsmittelindustrien und Tabak... . 

Holzes. 

Glas, Keramik 

Baugewerbe, Steine, Erden 

Bergbau und Hüttenwesen 

Textilindustrie, Konfektion 

Papier 

Leder und Lederwaren 

Kautschuk 

Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate 

Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie Waren 
daraus 

Elektrische Industrie 

Chemische Industrie 

Petroleum, Mineralöle 

Liste der dem wirtschaftspolitischen Archiv zuge- 
kommenen Veröffentlichungen, vom 17. November bis 
inklusive 8° Dezember 1917 

Buchbesprechungen 


Bemerkenswerte Äußerungen zur Frage der Organisation 
der englischen Industrie. (Nach Ansicht des Sir 
R. Vassar-Smith, Vorsitzenden des englischen „In- 
stitute of Bankers“ und der „Federation of british 
Industries“, staatliche Anleitung und Überwachung der 
Industrie im Weltkrieg notwendig; staatliche Über- 
wachung der Industrie auch nach dem Kriege zu 
wünschen, da hierdurch ihre Betriebs- und Verwal- 
tungskosten verringert, ihre, Widerstandsfähigkeit er- 
höht und ihre Finanzierung erleichtert würden. Dem- 
gegenüber betont „Financial Times“, daß bisher die 
freie Tätigkeit der einzelnen Industriellen stets die 
Haupttriebfeder der englischen Industrie gewesen sei.) 
„Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 23. No- 
vember. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Die österreichisch-polnische Lösung. (Diese Lösung sei 
nur möglich, wenn vorher die wirtschaftliche und mili- 
tärische Einigung Mitteleuropas feststehe. Durch Zu- 
gehörigkeit Polens zu Österreich mitteleuropäische 
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Das mitteleuropäische Wirtschaftsproblem. 


innere Zollfreiheit von selbst herbeigeführt; Polen in 
die wirtschaftliche Annäherung der Mittelmächte ein- 
zubeziehen zur Sicherung seiner eigenen Wirtschafts- 
hebung und des dauernden geschichtlichen Zusammen- 
bleibens aller Beteiligten.) Von Dr. Friedrich Nau- 
mann, M.d. R. „Mitteleuropa“ (Berlin), 20. November. 
Österreich vor der Polenfrage. (Die Verbindung zwischen 
Österreich und Polen könne nur Realunion, nicht 
Personalunion sein. Die Zollvereinigung mit Kongreß- 
polen biete Österreich keine hinlängliche Entschädi- 
gung für die Dahingabe Galiziens an das Königreich 
Polen. Daher sei nur Realunion und Zollvereinigung 
des nicht um Galizien verkleinerten Österreichs mit 
Kongreßpolen möglich.) Von Professor Dr. Heinrich 
Rauchberg in Prag. „Hamburgischer Korrespondent“, 
29. November. 


(Aus dem 
Vorwort zur demnächst erscheinenden 2. und 3. Auf- 
lage von „Das mitteleuropäische Wirtschaftsproblem“: 
Auch ohne Willen der Entente zum Wirtschaftskrieg 
gegen Mitteleuropa durch Ausdehnung des Entente- 
bundes im Jahre 1917 auf China, Brasilien etc. die 
wechselseitige wirtschaftliche Abhängigkeit der po- 
litisch und militärisch gemeinsam in Isolierung ge- 
drängten verbündeten Mittelmächte gesteigert. Große 
Aussicht der Entfaltung des innerrussischen Marktes 
als Ersatz für etwaigen Ausfall am deutschen Außen- 
handel durch Zerstörung der russischen Revolution an- 
geblich vernichtet und dadurch Rücksichtnahme auf 
Erhaltung dieses Marktes kein Hindernis mehr für 
deutsch-österreichisch-ungarische wechselseitige Zoll- 
bevorzugung. Hauptzwang zu solcher wirtschaftlicher 
Annäherung in der polnischen Frage, die nur mittels 
sogenannter austro-polnischer Lösung möglich sei.) 
Von Dr. Gustav Stolper. „Der österreichische Volks- 
wirt“ (Wien), I. Dezember. 


Die Zukunft Litauens. (Die von der Okkupationsver- 
waltung gestattete Wilnaer litauische Konferenz vom 
18. bis 23. September zeigte entschieden westliche 
Richtung und Lostrennung vom Osten. Litauen als 
Agrarland ohne eigene Industrie wünscht engere Be- 
ziehungen zum Industriestaat Deutschland, dem Haupt- 
abnehmer seiner landwirtschaftlichen Erzeugnisse. 
Klare Stellungnahme Deutschlands zu diesen 
Wünschen werden von Litauen herbeigesehnt.) Von 
Stefan Kayris, Vizepräsident des litauischen Landes- 
rates. „Berliner Tageblatt‘, 2. Dezember. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Der Wirtschaftskrieg. (Begriff des Wirtschaftskrieges 
haufig viel zu weit gefaßt und auf alle möglichen wirt- 
schaftspolitischen Maßregeln angewandt. Man sollte 
reinen Wirtschaftskrieg ohne politische Gewalttätig- 
keit, wie die Zollkriege der Friedenszeit, vom bewaff- 
neten Wirtschaftskrieg während des Weltkrieges unter- 
scheiden, der sich unter anderem folgender Mittel be- 
dient: Handels- und Zahlungsverbote, weiße, graue 
und schwarze Listen, Beschränkungen der Prozeßfähig- 
keit, Aufhebung von Verträgen, Zwangsverwaltung, 
Zwangsaufsicht, Zwangsliquidierung, Beschlagnahmen, 
Nichtigerklärung von Patenten etc. Dieser Wirt- 
schaftskrieg richtet sich in erster Linie gegen Bevölke- 
rung, nicht gegen Heeresmacht.) „Bukarester Tag- 
blatt“, 29. November. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Rohstoffmonopole und Ausfuhrhandel. Freie Beschaffung 
der Rohstoffe auf dem Weltmarkt und freier Vertrieb 
im Inland. (Sowohl für Übergangswirtschaft als auch 


Cotton trade banking. 


für die spätere Zeit in Deutschland Errichtung eines 
staatlichen Monopols auf ausiändische eingeführte 
Rohstoffe oder besondere Besteuerung dieser Rohstoffe 
in der Art der Kohlenabgabe unzweckmäßig. Er- 
wägenswert staatliches Monopol für Erzeugung und 
Verkauf von Kali und Luftstickstoff sowie eine in 
etwas geänderter Weise zu erhebende Kohlenabgabe, 
da Deutschland in diesen drei inländischen Rohstoffen 
auf dem Weltmarkt keinen bedeutenden Wettbewerb 
zu befürchten habe.) Von Professor Dr. Franz Eulen- 
burg, Aachen. „Deutsche Export-Revue“ (Berlin), 
26. Oktober. 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 


wesen. 


Gegen die hohen Kriegsgewinne. (Die deutschen Auto- 


mobilfabriken verlangen 25 Prozent Preisaufschlag, 
was angesichts der hohen Dividenden und stillen Rück- 
lagen ungerechtfertigt.. Weitverbreitete Erscheinung‘ 
des Hinaufschraubens der Preise führt zu starker Ver- 


schuldung des Reiches, zur Papiergeldvermehrung und. 1% 


zur Teuerung, endlich zum Reichtum auf der einen, 
Verelendung auf der anderen Seite.) „Berliner Tage- 
blatt“, 23. November. 


(Manchester größter Bankplatz 
Englands nach London. Sein Clearingverkehr über- 
steigt eine halbe Milliarde Pfund Sterling jährlich. 
Nach dem Kriege soll von den Banken ein gemein- 
sames Institut zur Gewährung langer Kredite, wie in 
Deutschland üblich, geschaffen werden.) „Manchester 
Guardian“, 9. November. : 


Amerikanische und japanische Konkurrenz. Englische 


Beklemmungen. (Nach dem „Statist“: Hauptneben- 
buhler Großbritanniens nicht so sehr Deutschland als 
die durch Größe des Landbesitzes und der Bevölkerung 
überlegenen Vereinigten Staaten, durch welche die 


finanzielle Vorherrschaft Englands bedroht sei. Japan, 4 


zwar minder ausgedehnt und volkreich als die Union, 


aber mit sehr leistungsfähiger, tüchtiger Bevölkerung, || 


schonte seine Volkswirtschaft im Weltkrieg, nimmt 
an Kräften im Handels- und Finanzwesen beständig 
zu.) „Vossische Zeitung“ (Berlin), 23. November. 


Geld- und Währungswesen. 


Unsere Valuten und der industselle Goldbedarf. (Da 
nichts geschieht, um den als unerläßlich anerkannten 


Bedarf der Industrie von Staats wegen zu befriedigen 
und den überflüssigen Goldverbrauch einzudämmen, 
verschaffen sich in Österreich-Ungarn Juweliere, Gold- 
arbeiter und Zahnärzte Gold zu sehr hohen Preisen im 
Wege des Schleichhandels.) Von Hofrat Franz 
Szekely.) „Pester Lloyd“, 24. November. 


Die Ursachen des Fallens des Dollarkurses. Valutaver- | 
(Die 


wässerung, Goldausfuhr und Exportabnahme. 
Verschlechterung der Währung der Vereinigten 
Staaten im neutralen Ausland auf vermehrte Noten- 


ausgabe, Nachlassen der Ausfuhr, starke Rohstoff- 


einfuhr und Arbeitermangel zurückzuführen.) „Deut- 
sche Export-Revue‘ (Berlin), 23. November. 


Preistreiberei. 


Preistreiberei bei gewerblichen Leistungen. (Schwerer 
Mangel der österreichischen Preistreibereivorschriften, 
‚ daß ihnen nur Gegenstände, nicht aber gewerbliche 
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Leistungen, wie z. B. Ausbesserungen unterliegen. 
Fall eines freigesprochenen Schneiders, der für Wenden 
eines alten Sakkos 100 K verlangt hatte.) „Ostdeutsche 
Rundschau“ (Wien), 23. November. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten, 
Ungarn und Bosnien-Hercegovina. 


Dr. Graf v. Hertling und Bayerns Handel und Industrie. 
(Wertvolle Wirtschaftspolitik dieses Staatsmannes zu 
gunsten Bayerns: Gründung des „Bayerischen Lloyd“, 
der Kruppschen „Bayerischen Geschützwerke“ zu 
München, Rückkehr des Scheidemandel-Konzerns nach 
Bayern, Bayerische Stickstoffwerke, Aluminiumwerke 
am Inn, lebhafte Schürftätigkeit im ganzen Land etc.) 
„Handel und Industrie“ (München), 17. November. 


Stadt und Land. Das k. u. k. Belgrad. (Im „Az Est“ 
faßt Dr. Eugen Erdely seine Belgrader Eindrücke in 
folgendem Artikel zusammen: Europäisierung Bel- 
grads durch Verbot der Aufschriften mit zyrillischen 
Buchstaben, strenge Reinhaltung der Straßen, k. u. k. 
Kaffeehäuser und Kinos sowie elektrische Trambahnen, 
Inbetriebsetzung und lebhafte Tätigkeit des Belgrader 
Schlachthauses. In Belgrad wie im übrigen Serbien 
kein Elend, genügend Nahrungsmittel zu billigen 
Preisen, mannigfache Erwerbsgelegenheiten.) ‚Bel- 
grader Nachrichten“, 28. November. 


Über die gegenwärtigen Zustände in Serbien. (Serbien 
ist Bauernland und kennt keinen Großgrundbesitz, der 
Boden ist reich, die Rasse begabt. Das Verkehrswesen 
wird derzeit verbessert, neue Bahnlinien werden ge- 
baut, der Handel ruht in den Händen der Waren- 
verkehrszentrale und zeigt hoffnungsvolle Aussichten 
für die Zeit nach Friedensschluß.) „Das junge Europa“ 
- (Berlin), Oktober. 


Albaniens wirtschaftliche Zukunft. (Um die zahlreichen, 
wertvollen Naturschätze Albaniens, wie Wälder, Mi- 
nerallager, Wasserkräfte etc. auszunützen, bedarf es 
der Ruhe des Landes unter einer nationalen Regierung 
in Anlehnung an die Mittelmächte; Albanien darf kein 
Gegenstand des Raubbaues für ländergierigen Nach- 
barstaat sein.) „Handel und Industrie“ (München), 
17. November. 


Die kriegswirtschaftliche Entwicklung Südafrikas. (Wirt- 
schaftslage Südafrikas günstiger als die anderer über- 
seeischer Kolonialgebiete. Heimischer Bedarf infolge 
unterbundener Zufuhr gestiegen. Gute Konjunktur für 
Bergwerksprodukte, besonders für Kohle. Es betrug 
in Millionen Pfund Sterling: im Jahre 1915 Einfuhr 
33.834, Ausfuhr 16.859, im Jahre 1916 Einfuhr 41.185, 
Ausfuhr 23.964. Entwicklung Südafrikas behindert 
durch Unmöglichkeit, Maschinen und Material zu er- 
neuern, durch Raubbau in den Goldbergwerken, durch 
verschlechterte Schiffahrtsverhältnisse etc. Von er- 
höhter landwirtschaftlicher Erzeugung hängt spätere 
Gestaltung des Wirtschaftslebens ab.) „Wirtschafts- 

. dienst“ (Hamburg), 9. November. f 


Argentinien. Wirtschaftliche und finanzielle Lage 1915 
bis 1916. (Der Schuldendienst verschlingt 45 Prozent 
aller öffentlichen Einnahmen; die Zahlungsbilanz 
Argentiniens war im Jahre 1915/16 nur mit 59'8 Mil- 
lionen Goldpesos aktiv gegen 164'9 Millionen im Jahre 
1914/15, weil die Getreidepreise niedrig und die Ver- 
schiffungsgelegenheiten spärlich waren. Wenn man die 
erhöhten Warenpreise bei der Einfuhr einsetzt, wird 
das Ergebnis noch ungünstiger.) „Nachrichten für 
Handel und Industrie“, 17. November, 


Reisende Kaufleute in der Übergangswirtschaft. 


Wirtschaftsbrief aus der Schweiz. 
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Exportförderung, Handelskammern, Aus- 


kunfteiwesen. 


Eine Export-Mustermesse in Wien. (21. November 1917 


in der Wiener Handels- und Gewerbekammer Ver- 
sammlung einer Anzahl vom „Verein zur Hebung der 
Gewerbe“ einberufener Fachmänner, um _ über 
Schaffung einer Export-Mustermesse in Wien zu be- 
raten. Eine solche Messe werde nicht unter dem Wett- 
bewerb der Leipziger Messe leiden, die den steigenden 
Meßverkehr kaum mehr bewältigen könne. Die Wiener 
Messe immer Anfang Mai abzuhalten, werde wahr- 
scheinlich zumeist, beeinflußt durch das Wiener Kunst- 
gewerbe, „Qualitätsmesse‘“ sein. Erbauung von Meß- 
gebäuden für den Anfang nicht nötig; als Ort für Ab- 
haltung der Messe geeignet der Häuserblock zwischen 
Stubenring, Kai, Dominikanerbastei und Wollzeile.) 
„Wiener Handelsblatt“, 30. November. 


(Zu- 
sammenschluß deutscher, österreichischer, ungarischer 
Vereine und Verbände reisender Kaufleute gegen Be- 
schränkungen des freien Handels in der Übergangs- 
zeit. In Ungarn Bestrebungen, den Handelsreisenden 
sorgfältige Ausbildung besonders in Sprachen zu 
geben. Dieses Land durch seine geographische Lage 
vorzüglich geeignet, zwischen Mitteleuropa und dem 
Balkan zu vermitteln. Vorwurf Ungarns, daß Deutsch- 
land den ungarischen Markt vernachlässige und Wien, 
nicht Budapest als Mittelpunkt des Handels mit und 
über Ungarn betrachte) Von Armin Sasväri, Vize- 
direktor des ungarischen Handelsmuseums. „Der un- 
garische Volkswirt“ (Budapest), 20. November, 


Vorbildliches Vorgehen der Kölner Handelskammer in 


der Frage des weiteren Ausbaues der Kleinhandelsaus- 
schüsse. (Verfasser, Vorsitzender des Kölner Detail- 
listenverbandes, hat dortige Handelskammer zu einer 
am 5. Oktober beschlossenen neuen Wahl- und Ge- 
schäftsordnung für den Kleinhandelsausschuß der 
Handelskammer bewogen: örtlichen Vereinen des 
Kleinhandels das Recht gesichert, Vertreter in Klein- 
handelsausschuß für je drei Jahre zu wählen, und zwar 
auch solche, deren Wahlfähigkeit nicht am Besitz des 
Wahlrechtes zur Handelskammer gebunden ist. Vor- 
sitzender des Kleinhandelsausschusses stets der Vor- 
sitzende der Kammer selbst, stellvertretender Vor- 
sitzender vom Kleinhandelsausschuß aus seiner Mitte 
unter den Mitgliedern der Handelskammer gewählt. 
Hoffnung, diese vorbildliche Einrichtung werde von 
anderen deutschen Handelskammern nachgeahmt 
werden.) Von Dr. Oster, Köln.. „Deutsche Handels- 
warte‘ (Nürnberg), November. 


(Die „Schweizer 
Woche“ vom 27. Oktober bis 4. November d. J. hat 
in 20.000 Verkaufsläden dem Publikum Schweizer 
Waren vorgeführt. Die Schweiz will sich vom Aus- 
land tunlichst unabhängig machen, kein passiver Be- 
helf für Handelsvermittlung in der Nachkriegszeit 


"sein und wehrt sich gegen wirtschaftliche Durchdrin- 


gung durch Deutschland oder andere Länder.) „Deut- 
sche Export-Revue“ (Berlin), 23. November. 


Die Wirtschaftslage der Balkanländer und die Aus- 


sichten des Exports dorthin. (Die türkische Volkswirt- 
schaft steht im Zeichen der Nationalisierung, eine 
Gründungstätigkeit macht sich bemerkbar und es 
scheint mehr Kapital im Lande zu sein, als vermutet. 
Deutschland werde die Wirtschaftslage der Türkei zu 
heben gern bereit sein. Bulgarien finanziell konsolidiert, 
da sehr lohnende Ausfuhr von Tabak und anderen 
Landesprodukten viel Geld ins Land brachte; Unter- 
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nehmungsgeist außerordentlich entwickelt. Deutschland 
müsse sich die günstige Lage zunutzemachen und 
große Ausfuhrmengen bereithalten, um als erster Liefe- 
rant auf dem Platze zu erscheinen.) „Der Welthandel“ 
(„Deutsche Export-Revue“) (Berlin), 23. November. 


Mißerfolge deutscher Ingenieure im alten Bulgarien und 
ihre Ursachen. (Leidensweg von Ingenieuren, welche 
in den 1880er Jahren Bankunterstützung zur Er- 
richtung von Kohlenwerksanlagen, Mühlen, Brücken 
u. s. w. verlangten. Derzeit hofft Deutschland auf Be- 
herrschung des bulgarischen Marktes zu Vorzugs- 
zöllen; doch der Bulgare guter Kaufmann und wird 
von dorther beziehen, wo ihm größte Vorteile geboten 
werden.) Von Ingenieur Eugen K. Geßler. „Süd- 
deutsches Industrieblatt‘“ (Stuttgart), 22. November. 


Industrieförderung und Patentwesen. 


Wissenschaft und Industrie in England. (Das früher in 
Großbritannien ungekannte Zusammenarbeiten von 
Industrie. und Wissenschaft hat im Weltkrieg große 
Ausdehnung gewonnen mit dem ausgesprochenen Ziele, 
es den Deutschen zumindest gleichzutun und die Zeit 
des Ausschlusses Deutschlands vom Wettbewerb 
möglichst auszunützen.) „Wirtschaftsdienst“ (Ham- 
burg), 23. November. 


Fremdenverkehr. 


Pour la sauvegarde des oeuvres d’art italiennes. (In Er- 
wartung, daß es den neutralen Staaten gelänge, in um- 
fassender Weise die kriegführenden Mächte zum 
Schutze der italienischen Kunstdenkmäler zu ver- 
pflichten, sei Unterbringung der beweglichen Kunst- 
denkmäler Italiens in der Schweiz und Schutz der 
übrigen durch Schweizer zu erwägen. Nicht befestigte 
Städte [und darin befindliche Kunstdenkmäler] sollten 
nicht verteidigt werden.) „Journal de Geneve“, 17. No- 
vember. 


Bevölkerungspolitik. 


Der Einfluß der europäischen Menschenverluste durch 


den Krieg auf die Weltwirtschaft. (Zum Menschen- 
verlust des Weltkrieges von 15 bis 20 Millionen kommt 
noch die Bodenreform, die in Rußland und anderwärts 
mehr Menschen als bisher durch ihren Besitz an den 
Boden ketten wird. Die deutsche Großlandwirtschaft 
und noch mehr die der Vereinigten Staaten und Argen- 
tiniens werden die Hauptleidtragenden sein, ihre 
Wirtschaft wäre ohne Zufluß landwirtschaftlicher Ar- 
beiter gefährdet. Japan und China könnten, freilich 
unter Gefährdung der europäischen Rasse, die nötigen 
Menschen liefern. In Mitteleuropa wird man durch 
zweckmäßige Einrichtungen Ersparnisse an Arbeits- 
kräften erzielen müssen. Verminderung der Unzahl von 
Verkäufern, Lastträgern und Küchen; Ersparnis an 
Kohlen durch Heizzentralen, Elektrizität durch Wasser, 
Wind und Erdgas erzeugt u. dgl.) Von Gustav Herlt, 
Konstantinopel. „Weltwirtschaftliches Archiv“ (Kiel), 
November. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Wie die Häuserpreise steigen. (Kriegsgewinner suchen 
in Österreich für ihr Geld sichere Anlage und kaufen 
Häuser und Baugründe. Wohnungen über 3000 K 
können gesteigert werden, kleinere nicht. Daher sind 
Häuser mit teuren Wohnungen gesucht. Verschuldete 
Hausbesitzer mit kleinen Mietern geraten durch die 
Geldentwertung und die teuren Ausbesserungen in 


Der Stand der Kleinwohnungsfrage. 


Not und unter Zwangsverwaltung.) „Neues Wiener 
Journal“, 29. November. 


Die Gefahr einer -Wohnungsnot, (Zu Beginn des Welt- 


krieges in Deutschland Überfluß an Kleinwohnungen, 
hervorgerufen durch Auflassung von Wohnungen und 
besonders von Geschäftsräumen. Seit Ende des zweiten 
Kriegsjahres rasche Abnahme der Kleinwohnungen, 


‘da jede Bautätigkeit für Zivilbedarf eingestellt. Jähr- 


licher Friedensbedarf Deutschlands mehr als 
290.000 neue Wohnungen, im Durchschnitt der letzten 
Jahre nur 30.000 bis 40.000 Wohnungen erbaut. Nach 
Demobilisierung droht aus mehrfachen Gründen Not an 
Kleinwohnungen; dann erst viele Eheschließungen und 
Hausstandsgründungen der während des Krieges ge- 
trauten Paare, Übersiedlungen vieler verarmten Leute 
aus größeren in kleinere Wohnungen.) Von A. Ellinger. 
„Die neue Zeit“ (Stuttgart), 30. November. 


Amtliche Interessenvertretung für den städtischen Haus- 


und Grundbesitz. (Um in Preußen ein Gegengewicht 
gegen das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht 
zu schaffen, das dem Hausbesitz kaum die genügende 
Vertretung sichern dürfte, werden Hausbesitzer- 
kammern oder besondere Abteilungen in den Handels- 
kammern empfohlen.) „Der Tag“ (Berlin), 23. No- 
vember. 


(Mitarbeit der 
Terraingesellschaften zusammen mit Gemeinden und 
öffentlichen Körperschaften an der Behebung des 
Wohnungsmangels empfohlen; die Gesellschaften 


sollen sich im eigenen Interesse hüten, auf teuer er- 


worbenen Grundstücken allzu lange sitzen zu bleiben.) 
„Handel und Industrie“ (München), 17. November. 


Ein- und Auswanderung. 


Deutschkoloniale Siedlungspolitik. (Die Union braucht 


Menschen und dürfte die Deutschen von der Rück- 
wanderung abhalten. Deutschland sollte ein Programm 
für eine Umsiedlungspolitik aufstellen, und zwar die 
verfügbare Menschenzahl feststellen, in den Friedens- 
bedingungen Beschränkungen der Freizügigkeit gegen- 
über Rückwanderern durch die Entente ausschließen 
und einen Kolonisationsplan für Afrika. aufstellen.) 
Von Dr. Freiherr v. Mackay. „Hamburgischer Korre- 
spondent“, 29. November. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Eine Entgegnung. Die Bewegung gegen die Sonderver- 


sicherung der Privatangestellten. (Entgegen der im 
„Berliner Tageblatt“ vom Abgeordneten Dr. Doormann 
geäußerten Ansicht in Deutschland Trennung der Ver- 
sicherung der Angestellten von der allgemeinen Ar- 
beiterversicherung unzweckmäßig, da hierdurch die 
Verwaltungskosten wesentlich erhöht würden. Erfolg 
der Angestelltenversicherung bisher gering; durch sie 
zu den anderthalb Millionen in der Arbeiterversiche- 
rung versicherten Angestellten nicht ganz eine halbe 
Million besonders versicherter Angestellter hinzu- 
gekommen; im Jahre 1916 Ruhegelder in neun, Leib- 
renten in 237 Fällen bewilligt, diese letzteren zumeist 
sehr niedrig. Verschmelzung der Angestelltenversiche- 
rung mit der Arbeiterversicherung keine Schädigung 
der Angestellten.) Von Professor Dr. phil, Dr. jur. 


Alfred Manes, Dozent der Handelshochschule Berlin. 
„Berliner Tageblatt“, 24. November. 2 


Versicherungswesen. Englische Lebensversicherung im 


Jahre 1917. (Schwere Verluste der britischen Lebens- 
versicherung in sinkenden Kursen der dortigen Staats- 
papiere im Gegensatz zum Schicksal der deutschen 


Versicherungsanstalten; auch britische Volksversiche- 


— 
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Die Behandlung der Privatangestellten. 


Industrieparlamente. 


ri EEE 3 


rung erfuhr im Weltkrieg nach anfänglichem Auf- 
schwung durch hohen Lohnstand empfindlichen Rück- 
gang durch Verteuerung der Lebenshaltung wegen des 
Unterseebootkrieges und durch umfangreiche mili- 
tärısche Einberufungen.) „Handel und Industrie“ 
(München), ı7. November. 


Genossenschaftswesen und sonstige Sozial- 


politik. 


Der Kredit der Arbeitergenossenschaften. (Die Grob- 


einkaufsgesellschaft der österreichischen Konsum- 
vereine, gegenüber deutschradikalen Verieumdungen, 
als rein wirtschaftliche Zentrale bezeichnet, die ıhre 
Bankverbindungen besitzt und mit politischer Ver- 
tretung der Arbeiterklasse nichts zu tun hat; hat zwei- 
mal gegen Sicherstellung Kredit in Anspruch ge- 
nommen, 1912 bei der Kreditanstalt und 1914 bei der 
Bodenkreditanstalt und wieder zurückgezahlt.) Von 
Dr. Karl Renner, Obmann des Zentralverbandes öster- 
reichischer Konsumvereine. „Arbeiter-Zeitung“ 
(Wien), 30. November. 

(Privatange- 
stellte in Deutschland unter Druck der Teuerung, wo- 
gegen sie wehrloser als Arbeiterschaft in erbitterte 
Klassenkampfstimmung geraten. Ihnen Teuerungs- 
zulagen zögernder und minder ausgiebig gegeben. als 
der Arbeiterschaft Lohnerhöhungen. Bei Gründung des 
Kriegsausschusses für die deutsche Metallindustrie 
dessen schiedsgerichtliche Tätigkeit auf Arbeiter be- 
schränkt, Privatbeamte ausgeschlossen. Brotzusatz- 
karten für Schwerarbeiter nur Arbeitern, nicht 
Privatbeamten erteilt. Technische Institute der Mili- 
tärverwaltung zahlen einberufenen Arbeitern hohe 
Löhne des Arbeitsmarktes, einberufenen Privatbeamten 
geringe Militärlöhnung.) Von Karl Müller (Franken), 
Geschäftsführer des Deutschen Techniker-Verbandes. 
„Vossische Zeitung“ (Berlin), 23. November. 


Ein Hamburger Wohlfahrtsamt. (In Hamburg wird die 


Gründung eines Wohlfahrtsamtes geplant, mit fol- 
genden Aufgaben: Vorbereitung aller Anträge auf 
staatliche Unterstützung von Wohlfahrtsunternehmen, 
Entscheidung über sämtliche Anträge auf Genehmi- 
gung Öffentlicher Sammlungen zu gunsten der Wohl- 
fahrtspflege und hinsichtlich der übrigen staatlichen 
Befugnisse gemäß der Bundesratsverordnung vom 
15. Februar 1917. Vorbereitung neu auftauchender 
städtischer Fürsorgebetätigungen, insbesondere die 
Fürsorgemaßnahmen für die Übergangszeit. Drei Ab- 
teilungen des Wohlfahrtsamtes: Allgemeines, milde 
Stiftungen und Spezialfonds, öffentliches Armenwesen 
sowie Werk- und Armenhaus.) „Hamburger Nach- 
richten“, 1. Dezember. 


Les deserteurs et refractaires etrangers. (Beschluß des 


Schweizer Bundesrates, betreffend die in der Schweiz 
lebenden ausländischen Deserteure und Flüchtlinge: 
Der Bundesrat behält sich das Recht der Ausweisung 
dieser Ausländer vor, wenn sie im Auslande oder in 
der Schweiz wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
verurteilt oder anarchistischer oder antimilitaristischer 
Umtriebe überführt worden sind; ferner können die 
ausländischen Deserteure und Flüchtlinge in der 
Schweiz zu öffentlichen Arbeiten herangezogen 
werden.) „Journal de Geneve“, ı5. November. 

(In England Schaffung von In- 
dustrieparlamenten, „Joint Standing Industrial Coun- 
cils“, bestehend zu gleichen Teilen aus Vertretern der 
Unternehmerverbände und der Gewerkschaften, ange- 
bahnt. Ihre Aufgabe die Beschäftigung mit der Frage 
der Löhne, der Arbeitszeit, der Überstunden, des Lehr- 
lingswesens, der Fabriksdisziplin, der technischen Er- 


ziehung, der. Verbesserung des industriellen-Verfahrens 
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u. s. w. Gründung ähnlicher Einrichtungen in Deutsch- 
land erwägenswert.) „Münchener Neueste Nach- 
richten“, 22. November. 


Festsetzung von Höchstlöhnen für die amerikanischen 


Arbeiter notwendig. (Die Einziehung von zwei Mil- 
lionen jungen Männern zur Militärdienstleistung und 
das Aufhören der Einwanderung hat der Arbeiter- 
schaft große Vorteile gebracht, besonders: hohe Löhne 
und kurze Arbeitszeit. Es wird verlangt, daß die Re- 
gierung, die hohe Steuern und Höchstpreise eingeführt 
hat, auch Höchstlöhne festsetze.) „Nachrichten der 
Auslandspresse (Berlin), 20. November. 


Seeschiff ahrt. 


Die Erweiterung des Fiumaner Hafens. (Eine der wich- 


tigsten Aufgaben der Vorbereitung der Übergangs- 
wirtschaft Befreiung der ungarischen Rohstoffbeschaf- 
fung von Hamburg zu gunsten Fiumes. Gouverneur 
von Fiume, Zoltan Jekelfalussy, hatte am 23. Oktober 
eine Besprechung veranstaltet, zu der Marinebehörden 
und Hafenamt sowie Staatseisenbahnen Vertreter ent- 
sandten; beraten über Hafenerweiterung, insbesondere 
über die von der Marinebehörde ausgearbeiteten Er- 
weiterungspläne. Einvernehmen zwischen Vertretern 
der Eisenbahn- und Marineverwaltung erzielt, und 
zwar auch über mehrgeleisige Verbindung Budapests 
mit Fiume.) „Budapesti Hirlap“, 29. November. 


Die Frage einer deutschen Schiffsbeleihungsbank. (Das 


Schiffshypothekengeschäft hat seinen Hauptsitz in 
Holland und rentiert gut; es erstreckt sich auf Rhein- 
schiffahrt und Seeschiffahrt. Die Verschlechterung der 
deutschen Währung mache die Zinsverpflichtungen 
drückend, überdies trachten die Holländer die Bau- 
aufträge nach Holland hinüberzuleiten. Deshalb sei 
eine deutsche Bank zu gründen, die ihr Kapital durch 
Pfandbriefe aufbringen könnte.) „Die freie Donau“ 
Regensburg), 15. November. 


Seamen and a German Boycott. A Liverpool Resolution. 


(Eine Liverpooler Versammlung beschloß, daß zwei 
Jahre nach Friedensschluß keine Deutschen auf bri- 
tischen Schiffen beschäftigt und keine . deutschen 
Waren auf britischen Schiffen befördert werden dürfen. 
Der Präsident der Union der Seeleute und Heizer 
fügt hinzu, daß die Transportarbeiter deutsche Waren 
nicht verladen oder entladen wollen.) ‚Manchester 
Guardian“, 5. November. 


Binnenschiffahrt. 


Donau—Oder-Kanal. (In dieser Entgegnung auf einen 


im Sommer 1917 geschriebenen Aufsatz von Professor 
von Philippovich gegen den Plan eines Donau—Oder- 
Kanals sucht Verfasser die von Philippovich gegen den 
Kanal erhobenen Bedenken zu widerlegen: Besondere 
Wichtigkeit des Kanals zur Beförderung. von Kohle, 
von rumänischem Getreide und Mineralöl nach Ober- 
schlesien sowie von Hamburger und Stettiner Waren 
nach Wien und Budapest. Nötig Unterstützung des 
Unternehmens durch staatliche Geldbeihilfen; bei dem 
zu erwartenden großen Nutzen des Kanals seien die 
hohen Baukosten als „werbendes Kapital“ anzusehen. 
Unterbrechung des Verkehrs infolge "Wassermangels 
oder Vereisung nicht zu befürchten.) Eine Erwiderung. 
Von Georg Gothein, Mitglied des Reichstages. „Die 
Wasserwirtschaft“ (Wien), 1. November. 


Eisenbahnwesen. 


Die Zukunft Serbiens. (Serbien müsse nach dem Welt- 


krieg Anschluß an Ungarn suchen, gewissermaßen 
Rückkehr zur Politik des Königs Milan. Von besonderer 
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Wichtigkeit Ausbau der Eisenbahnen und Regelung 
der Donauschiffahrtsverhältnisse. Bayern arbeite 
‚schon derzeit an der oberen Donau und an einer Ver- 
bindung zwischen dieser und dem Rhein. Vor Kriegs- 
ausbruch wurde Donaustraße weniger benützt als die 
einzige Eisenbahnbrücke zwischen Semlin und Bel- 
grad. Der nach den Balkankriegen angeregte Bau 
einer zweiten Eisenbahnbrücke bei Bazias kam nicht 
zur Ausführung. Serbische Regierung leistete Wider- 
stand, weil sie mit dem Plan der Donau—Adria-Bahn 
den Verkehr Rußlands und Rumäniens von Ungarn 
ablenken wollte. Derzeit in Serbien mehrere Bahnen 
im Bau.) „Der ungarische Volkswirt“ (Budapest), 
20. November. 

Der Farquhar-Trust“. (Der unter- nordamerikanischer 
Leitung stehende Trust, der in Südamerika großen 
Einfluß hat, will Buenos Aires mit New York durch 
eine Eisenbahn verbinden; er hat riesigen Grundbesitz 
in Paraguay und Brasilien und beherrscht das Ver- 
kehrswesen am Amazonenstrom.) _ „Nachrichten der 
Auslandspresse“, 23. November. 


Lebens- und Genußmittel sowie Ernährungs- 
politik. 

Plötzliche Besserung der Ernährungsverhältnisse. (Durch 
Eingreifen der allerhöchsten Stelle sei Ungarn ver- 
anlaßt worden, nicht nur Mehl, sondern auch Getreide 
nach Österreich und besonders Wien zu liefern, was 
eroße Erleichterung für österreichische Ernährung. 
Versagen der österreichischen Getreideversorgung so 
kurze Zeit nach der Ernte auf das Verstecken von 
Getreide durch die Landwirte zurückzuführen, die 
durch heurige scharfe Aufbringungen störrıg ge- 
worden und auch infolge Futtermangels Getreide zur 
Verfütterung zurückbehalten wollen. Kleisch wird 
durch Massenabschlachtungen infolge Futternot reich- 
licher zur Verfügung stehen und noch konserviert 
werden.) Eine Unterredung mit dem Leiter des städti- 
schen Lebensmittelamtes, Magistratssekretär Dr. Roß- 
kopf. „Neues Wiener Journal“, 1. Dezember. 


Kritischer Stand der Versorgung Prags. Eine Deputation 


zum KErnährungsminister entsandt. (Befürchtungen 
wegen Ausfalls in der Brot- und Mehlversorgung vom 
Bürgermeister Dr. Gros in besonderer Stadtratssitzung 
geäußert; dies sei mit aller Anstrengung zu verhüten, 
um Unruhen zu vermeiden; ein „eiserner Vorrat“ an 
Mehl und Brot nötig.) „Prager Tagblatt“, 28. No- 
vember. 

Parlamentsbericht. Preußischer Landtag. Haus der Ab- 
geordneten. 95. Sitzung vom 16. November 1917, vor- 
mittags 11 Uhr. (In Verhandlungen des preußischen 
Abgeordnetenhauses gefordert, den Fischfang nach 
danischem Muster weiter auszugestalten, geeignete 
Stützpunkte und Schutzhäfen zu schaffen, die Fischer 
in Fachschulen zu unterrichten, ihnen die Beschaffung 
von Netzen, Tauwerk, Öl abzunehmen, im Ministerium 
für Landwirtschaft eine hauptamtliche Stelle für die 
Fischerei zu errichten. Das Transportwesen brauche 
eine Verbesserung, Einstellung von Spezialwaggons 
wäre wünschenswert. Der besonders wichtige Hafen 
von Geestemünde, der einzige staatliche Hafen für 
Hochseeefischerei, sei gegen Ebbe und Flut zu sichern. 
Militär und Gefangene sollten dem Mangel an Ar- 
beitskräften abhelfen. Die Fischhandelsgesellschaft 
| Zentrale] wäre nach Friedensschluß sofort abzu- 
schaffen, da sie angeblich übermäßige Gewinste er- 
zielen und die Es a „Deutscher Reichs- 
anzeiger“ (Berlin), ° November. 

New Plan to Save Food. Sir Arthur Yapp’s Appeal for 
Greater Economy. (Mit der Nahrungsfrage dürfe nicht 
. gespielt werden; von der Einschränkung des Ver- 


Ber una Alleanza ennarıa fra gli Alleatı. 


Verwertung von Holsabfällen. 


Sosialwirtschaftliche 


Die Daische Gefahr“. 


brauchs, insbesondere von Brot hängt der Ausgang des 
Krieges ab, umsomehr als jeder Soldat, den die Union 
herüberschickt, von dort aus verpflegt werden mtıß.) 
„Manchester Guardian“, 5. November. 

(Die ge- 
meinsame Beschaffung des Getreides wird zur wich- 
tigsten Kriegsfrage und zu einer Lebensfrage West- 
europas; die Steigerung der Getreideernten ist un- 
erläßlich und gewinnt angesichts des Eintrittes der 
Union in den Krieg erhöhte Bedeutung.) „L’Econo- 
mista d’Italia“ (Rom), 3. Oktober. 


Nahrungsmittelindustrien und Tabak. 


Die indische Tabakindustrie. (In Indien sind eine Mil- 


lion Acres mit Tabak bebaut. Indische Zigaretten- 
einfuhr dem Wert nach höher als die Ausfuhr; Zi- 
garrenausfuhr nach Ostasien bedeutender als die Ein- 
fuhr, die hauptsächlich aus Holland stammt. Durch 
Verbesserung des Anbaues könnte die Tabakindustrie 
Indiens gehoben werden.) ,„Hamburgischer Korre- 
spondent“, 21. November. 


Holz. 


(Im Weltkrieg hat An- 
wendung des Holzes zu Bauzwecken sehr zugenommen, 
so daß viel Abfall in Sägespänen.. Chemische Ver- 
wertungen der Sägespäne: Verkohlung und Brikettie- 
rung, Erzeugung von Teer bei unvollständiger Ver- 
brennung, Verzuckerung durch Inversion, Vergährung. 
und Destillation [7'2 1 Äthylalkohol aus 100 kg Säge- 
spänen]. Mechanische Verwertungen: Erzeugung des 
Holzmehles mittels Desintegratoren u. dgl.; Holzmehl 
zu Streuzwecken, zur Erzeugung von Sprengstoffen, 
Linoleum, Lincrusta, Holzsteinen, Kunstholz, Isola- 
tionsmaterialien verwendet; bei gegenwärtigem Futter- 
mangel dem Futter beigegeben.) „Deutsche BERepr a 
Revue“ (Berlin), 23. November. 


Der Holzbedarf nach dem Kriege. (Riesenhafte Hold. 


mengen, die zum Wiederaufbau der vom Kriege heim- 
gesuchten Gebiete erforderlich, schaffen ungemein 
günstige Aussichten für die Holzausfuhr der Ver- 
einigten Staaten; wenig umfangreiche Waldungen in 
Großbritannien während des Krieges zum bedeutenden 
Teile niedergeschlagen, starker Absatz von Gruben- 
holz der Vereinigten Staaten nach Westindien [Kuba]. 

Pitchpine stieg von 65 Schilling für 50 Kubikfuß im 
August 1914 auf 255 Schilling im März 1917. Derzeit 
besondere Sorgfalt der Washingtoner Regierung für 
die gewinnbringende Holzausfuhr der Vereinigten 
Staaten.) „Hamburgischer Korrespondent“, 30. No- 
vember. 


Baugewerbe, Steine, Erden. 


Aufgaben eimes Wirtschafts- 
verbandes im Baugewerbe. (Um die vor dem Kriege 
bestandenen unleidlichen Verhältnisse im Baugewerbe 
zu beheben, soll eine Stelle geschaffen werden, die | 
als alleiniger Käufer und Verkäufer von Baustoffen 
auftritt. Dadurch könnte das Steckenbleiben der Bauten 
verhindert, den Bauhandwerkern ihr Lohn gewährleistet 
und unreelle Bauspekulation ausgeschlossen werden. 
Der Geldkredit sollte in Produktivkredit für Waren 
und Leistungen umgewandelt werden.) „Der öster- 
reichische Volkswirt“ (Wien), 24. November. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Die Braunkohle gewinnt für 
- Ölgewinnung und als Kraftquelle der Überlandzentralen 
erhöhte Bedeutung. Die Monopolisierung“ der ‚sächsi- 
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schen und mitteldeutschen Braunkohle durch böhmische 
Firmen erregt den Neid deutscher Konzerne. Das; 


Publikum wendet sich aber gegen den Versuch der 
Schaffung eines privaten Kohlenmonopols, mag dieses 
in deutschen oder österreichischen Händen sein.) „Die 
Bank“ (Berlin), November. 

(Kohlenbergwerke in der 
Schweiz in den Jahren 1850 bis 1860 aufgelassen, da 
durch Eisenbahnen viel billigere und bessere Kohle 
aus dem Ausland kam. Nunmehr in Anbetracht der 
hohen Kohlenpreise Ausbeute in beschränktem Aus- 
maß wohl möglich, doch Gesamtvorrat des schweizeri- 
schen Bodens nur ungefähr 50 bis 100 Millionen t; 
daher Ausbeute gering, nur ein Zehntel des Eigen- 
bedarfes, und Förderung köstspielig.) Nach einem 
Vortrag von Professor Dr. A. Heim. „Neue Zürcher 
Zeitung“, 1. Dezember. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Drosselung des ungarischen Textilwarenhandels. (Gegen- 


über Österreichischen Anklagen gegen Ungarn, dieses 
liefere zu wenig Lebensmittel, darauf hingewiesen, 
daß Österreich [durch Verordnung des Handels- 
ministers vom 31. Oktober 1917] Ausfuhr von Textil- 
waren völlig untersagt habe. Man hoffe in Ungarn, 
wenigstens die Waren, worüber bereits abgeschlossene 
Verträge vorliegen, zu erhalten. Auf dem Budapester 
Markt seien derartige Schlüsse für 42 Millionen 


Kronen noch nicht erfüllt worden.) „Pester Lloyd“, 


27. November. 


Zur Lage der deutschen Leinenindustrie. (Obwohl die 


deutsche Leinenindustrie für den bürgerlichen Bedarf 
nicht mehr tätig ist, war sie während des Sommers 
und Herbstes 1917 für Heereslieferungen ziemlich 
beschäftigt. Erhöhter Anbau von Flachs durch Kriegs- 
tlachsbaugesellschaft; 45.000 ha im Jahre 1917 bebaut 
gegen 22.000 ha im Jahre 1916. Wunsch der deutschen 
Leinenindustrie: nach Friedensschluß sei lieber Flachs- 
anbau zu steigern als Versuche mit Ersatzstoffen, wie 
Nessel, Ginster, Schilf, Weide zu machen. Klagen der 
Spinner, daß Garnpreise nicht im Einklang mit hohen 
Rohstoffpreisen. Viele Betriebe erzeugen derzeit mit 


gutem Erfolg Ersatzartikel aus Papiergarn, um den 


The home trade. 


Zivilbedarf zu befriedigen und ihren Betrieb aufrecht- 
zuerhalten.) „Berliner Börsen-Courier“, 30. No- 
vember. 

(Manchester nimmt gegenüber dem 
Kleinhandel dieselbe Stellung ein wie Venedig oder 
Brügge im Mittelalter; es ist der verteilende Groß- 
händler für England und seine Kolonien geworden. 


Baumwolle wird derzeit als Ersatz für Seide, Schaf- 
. wolle, Flachs, ja sogar für wasserdichte Stoffe ver- 


wendet; sogar Seidenglanz, früher besondere Leistung 
des Kontinents, wird herausgebracht und Kriegsbedarf 
mit seinen unzähligen Anforderungen gedeckt. Hohe 
Preise, das Verlassen der alten Routine und die Schaf- 
fung von Versuchsanstalten eröffnen gute Aussichten 
für die Zeit nach dem Kriege) „Manchester 
Guardian“, 9. November. 


Standard Clothes. Variety in Colour and Pattern. (Die 


Normalkleidung für Erwachsene zu 50, für Knaben 
zu 22'/, bis 40 Schilling soll nicht durch Zwang, 


Beddern durch guten Willen und Hand in Hand 


. } 


Zur Lage des englischen Wollgewerbes. 


Arbeiten eingeführt werden. Farbe und Schnitt sollen 
dem individuellen Geschmack angepaßt sein, womit 
Erzeuger und Großhändler, die das deutsche Uniform- 
system verwerfen, einverstanden sind.) From our 
Special Correspondent. „Manchester Gouardian“, 
8. November. 

(Der größte 


Teil der erzeugten Wollwaren wird für Heereszwecke 


Ar ri 
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in Anspruch genommen, für das Zivil bleibt wenig 
übrig. Die Verwaltung der Wollen wurde in die Hände 
von Staatsbeamten, früheren Angestellten der Woll- 
handelsfirmen, gelegt, deren Chefs den späteren Wett- 
bewerb ihrer ehemaligen Angestellten befürchten. Man 
rechnet mit Materialknappheit nach dem Kriege und 
verlangt, daß die Industrie der Feindesländer- keinen 
Rohstoff bekomme und Garne nach England nicht ein- 
führen dürfe.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
16. November. 


Die wichtigsten Landeserzeugnisse Indiens. (Baumwoll- 


ernte Indiens 1916/17 etwas geringer als im Vorjahr; 
betrug 4'82 gegen 5°4 Millionen Ballen. Ausfuhr nach 
dem europäischen Festland ging von 1,077.000 Ballen 
ın den Jahren 1908/09 auf 99.000 Ballen 1916/17 
zurück. Preis in England gestiegen durch starken 
Rückgang der nordamerikanischen Ernten, allgemein 
gesteigerten Baumwollverbrauch, große Erhöhung der 
Fracht- und Versicherungssätze. Abnahme der Baum- 
wollvorräte in England. Preise für Americ. Middling 
stiegen von Januar 1916 bis August 1917 von Pence 
801 auf 20'15. Aus dieser Geschäftslage ziehen Ja- 
paner auf ostasiatischem Markt und indische Baum- 
wollerzeuger auf dem Inlandsmarkt Vorteil. Zahl der 
Baumwollfabriken in Indien stieg von 204 im Jahre 
1913 auf 245 im Jahre 1917 bei Rückgang der Einfuhr 
aus dem Ausland.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 
23. November. 


Leder und Lederwaren. 


La debacle d’une-industrie. Une region menacee de la 


ruine. (Die Gewinnung von Wolle und die Reinigung 
der Häute bildeten die Haupteinnahmsquelle der fran- 
zösischen Städte Mazamet und Graulliet, die vor dem 
Weltkrieg 88 Prozent der Schafhäute Australiens, 
Argentiniens, Marokkos bearbeiteten. Nun bleiben die 
Sendungen aus und Nordamerika bemächtigt sich des 
Industriezweiges; man verlangt die Erlaubnis des Be- 
zuges australischer Wollen und Häute, die England 
nicht gewährt.) „Le Matin“ (Paris), 14. November. 


Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Deutschland. 
(Dieses Ausfuhrverbot vom österreichischen Näh- 
maschinenhandel als schwerer Schlag empfunden, der 
auch die Kleiderherstellung sehr ungünstig beeinflusse. 
Die Wiener Handelskammer und das österreichische 
Handelsministerium wurden um Beihilfe ‘für Be- 
seitigung dieses Ausfuhrverbotes angerufen.). „Öster- 
reichische Nähmaschinenzeitung“ (Wien), 30. No- 
vember. 

(Die Fahrrad- 
industrie bei Ausbruch des Weltkrieges mit überfüllten 
Lagern in ungünstigen Verhältnissen. Umfangreiche, 
sofort bezahlte Ankäufe der Heeresverwaltung 
brachten Gewinn und geldliche Besserung. Hemmung 
der Erzeugung durch Mangel an manchen Rohstoffen 
dadurch wettgemacht, daß die Fabriken ihre Ma- 
schinenanlagen, Werkzeuge und geschulten Arbeiter 
zur Erzeugung von Munition und anderem Heeres- 
bedarf mit bestem geldlichen Erfolg verwendeten.) 
„Österreichische Nähmaschinenzeitung“ (Wien), 
30. Oktober. 


Die deutschen Stahllieferungen an die Schweiz. (Im 


„Schweizerischen kaufmännischen Zentralblatt“ be- 
hauptet, daß Deutschland die Schweiz bei Lieferung 
von Kohlen und Eisen im Stich lasse und gewissen 
ihm nicht genehmen Fabrikanten die Waren entziehe. 
Deutschland rechne aber, da es sich tatsächlich Be- 
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schränkungen auferlege, um der Schweiz unentbehr- 
liche Rohstoffe zu liefern, auf Anerkennung und weise 
solche Angriffe als.ungerechtfertigt zurück.) „Berliner 
Tageblatt“, 26. November. 

Die schweizerische Uhrenindustrie im Jahre 1916. (Nach 
Jahresbericht der Chambre Suisse d’Horlogerie Wert 
der aus der Schweiz ausgeführten Uhren im Jahre 
1913 183, im Jahre 1916 207°5 Millionen Francs. 
Ursache der Zunahme zum Teile die starke Preis- 
steigerung. Im ersten Halbjahr 1917 um 9973 Mil- 
lionen Francs Uhren ausgeführt, um 13'39 Millionen 
mehr als in der gleichen Zeit des Jahres 1916; Zahl 
der ausgeführten Uhren jedoch zurückgegangen. 
Hauptabsatzländer im Jahre 1916: _ Großbritannien, 
Deutschland und Rußland, Österreich-Ungarn an 
fünfter Stelle; ım Jahre 1917 infolge der Einfuhr- 
verbote Deutschlands, Englands und Österreich- 
Ungarns starke Abnahme der Ausfuhr in diese Länder; 
dafür Ausfuhr nach Frankreich, Italien und Rußland 
gestiegen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 16. November. 


Öle, Fette, pflanzliche und tierische, sowie 
Waren daraus. 


Neue Ölquellen. (Unter einheimischen Sämereien, die 
vorher nicht verwertet und während des Weltkrieges 
zur Ölgewinnung herangezogen wurden, lieferten die 
Akaziensamen 12 Prozent Öl [die Rückstände als 
Kaffeeersatz verwertet], Zirbelkiefer 15 Prozent, Roß- 
kastanien 5'/, Prozent [Rückstände der Kastanie als 

Futtermittel verwertet] ; Versuche mit Lindensamen, 

Esche. und  Spargelsamen u. a. scheiterten 'an 

Schwierigkeit der Beschaffung größerer Mengen von 

Rohmaterial und der Sichtung des guten 

schlechten Ölgut.) „Seifensiederzeitung“ (Augsburg), 

21. November. 


vom 


Chemische Industrie. 


Die Kiefernharsgewinnung ım vergangenen und im lau- 
fenden Jahre. (Infolge des Harzmangels in deutschen 
Wäldern im Jahre 1916 Harzgewinnung im großen 
Stil unternommen. Ergebnisse des ersten Jahres nicht 
besonders günstig. Gesammelte Erfahrungen dienten 
als Grundlage zur Feststellung richtiger technischer 
Gewinnungsarten und zweckmäßiger wirtschaftlicher 
Einrichtungen. 100 kg Harz dürften 70 bis 90 M. 
Kosten verursachen, was nur bei derzeitigen hohen 
Preisen keine Verluste bringt. Da das Ergebnis ver- 
besserungsfähig, dürfte wohl auch für die Zukunft 
deutsche Harzgewinnung möglich, d. h. lohnend sein.) 
„Die Seife“ (Wien), 28. November. 

Die Kalifrage in Nordamerika. (Angebliches Kriegsziel 
der Vereinigten Staaten: Eroberung des Elsaß für 
Frankreich, um durch die dort vorhandenen Kalilager 
das deutsche Weltmonopol für diese wichtigen Dünge- 
mittel zu durchbrechen.) „Handel und Industrie“ 
(München), 17. November. 

Chemische Industrie. (Infolge Gründung großer Spreng- 
stoffabriken in den Vereinigten Staaten hofft man 
dort, die Halbfabrikatgrundlage einer ausgedehnten 
Farbstoffindustrie für die Zukunft zu haben. Derzeit 
120 Firmen mit 163 Millionen Dollar Kapital im 
Betrieb, und zwar erzeugen 22 die Grundstoffe [ Benzol, 
Toluol etc.], 40 bearbeiten die Zwischenprodukte, 46 
die fertigen Teerfarben, 13 erzeugen pflanzliche Farb- 
stoffe. Der ältere nordamerikanische Wertzoll von 
30 Prozent Herbst 1916 noch um 5 Cents für ein engli- 
sches Pfund erhöht. Fraglich, ob dadurch Wettbewerb 
Deutschlands in Friedenszeiten völlig ausgeschlossen.) 


„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 22, No- 
vember, 


Lifte der dem wirtfihaftspolitif den Ardhiv 


zugekommenen Beröffentlichungen. 


Vom 17. November bis inklusive 8 Dezember 1917. 


25. Nachtrag zu der Zusanımenstellung der Anordnungen, 
welche der Bundesrat auf Grund des $ 3 des Gesetzes über 
‘ie Ermächtigung des Bundesrates zu wirtschaftlichen Maß- 
nahmen u. Ss: w. vom 4. August 1914 erlassen hat. Berlin 
1917, Verlag von Carl Ileymann. 

Die siebente österreichische Kriegsanleihe. \WVien 1917, 
K. k. österreichische Credit-Anstalt für Handel und Gewerbe. 

Dr. Max Köhne, Livland, Rußland und wir! 2. Auflage. 
Güterslolı 1917, Verlag von C. Bertelsmann. Preis M2 120: 


Dr. Richard Berger, Die deutsche Sozialdemokratie im 
dritten - Kriegsjahr. München-Gladbach 1917, Volksvereins- 
Verlag, -G. m. b.Hr Preis=M. 1:90. 


Regierungsrat Dr. Robert Mayer, Handel und Gewerbe in 
der Übergangswirtschaft. Sonderabdruck aus der Denk- 
schriit anläßlich des zehnjährigen Bestandes des Mährischen 
JI.andesgewerberates. Brünn 1917. : 


Altes und Neues vom Friauler Verband landwirtschaft- 
licher Genossenschaften, I'ederazione dei consorzi agricoli 
del Friuli, Ein kurzer Tätigkeitsbericht aus der Kriegszeit 
von Üeneralsekretär Pius Meyer. (Sonderabdruck aus der 
„Österreichischen landwirtschaftlichen Genossenschafts- 
presse“.) Wien 1917. 

P. Meßmann, Der Kriegsausgang und die deutsche In- 
dustrie. Mainz 1917, Verlag ]J. Diemer..-Preis K r'15. 

Dr. Andreas Thomsen, Vierzig neue Bekämpfungsmöglich- 
keiten des Kriegswuchers. Hannover 1917, Helwingsche 
Verlagsbuchhandlung. Preis K 1:94. 


Lujo Brentano, Die byzantinische Volkswirtschaft. Kin 
Kapitel aus Vorlesungen über Wirtschaftsgeschichte. 
(Sonderabdruck aus Schmollers Jahrbuch, XLI. Jahrgang, 
2. Heft.) München 1917, Verlag von Duncker & Humblot. 
Preis, K1202 


Chr. L. Lange, Die Bedingungen eines dauernden 
Friedens. Bericht über die Arbeiten der ‚Union inter- 
parlamentaire“. Kristiania. 1917,  Interparlamentarisches 
Bureau: 

Geschäftsbericht für das fünfzehnte Geschäftsjahr des 
Konsumvereines für Straßburg und Umgebung, E. G. m 
b. H. ı. Juli 1916 bis 30. Juni 1917. Straßburg 1917. 

Dr. J. J. L. Van Rijn, Verslag over den Landbouw in 
Groot-Britannie en lerland en den handel in produkten 
van Landbouw, Tuinbouw, Veeteelt en Zuivelbereiding over 
het jaar 1916. (Departement van Landbouw, Nijverheid en 
Handel, Directie van den Landbouw.) s’Gravenhage 1917, 
Gbrs. T. & H. Van Langenhuysen. 


Friede und die wirtschaftliche Zukunft. Viertes Hundert- 


tausend mit ergänzten Zahlenangaben. September 1917. 
Herausgeber Reinh. W. Schulze in Dresden. Verlag Leh- 
mannsche Buchdruckerei in Dresden. 


Reden Seiner Hoheit des Herzogs Johann Albrecht zu 
Mecklenburg und Seiner Exzellenz des Großadmirals von 
Tirpitz am Montag, den 24. September 1917 in der 
„Philharmonie“ zu Berlin in der Versammlung der Deut- 
schen Vaterlandspartei. Berlin 1917. 


Julius Wolf, An der Wiege Mitteleuropas. Dritte Auflage 
der Schrift Ein deutsch-österreichisch-ungarischer Zoll- 
verband. Leipzig 1917, A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung 
Werner Scholl. Preis M. 1'20. 


Hofrat Johann Bolle, Der gegenwärtige Stand des Seiden- 
baues. (Sonderabdruck aus der Zeitschrift für wissenschaft- 
liche Insektenbiologie, früher 
Entomologie, Heft 7/8, 1917.) Berlin. 2 

The Statesman’s Year-Bock. Statistical and historical 
Annual of the States of the World for the Year 1917. Edited 
by J. Scott Keltie, assisted by M. Epstein. London 1917, 
Macmillan and Co., Limited. 


Prof. Dr. Eugen ee Die Balkanvölker. Vortrag, 
gehalten den ı4. März 1917. (Vorträge des Vereines zur 
Verbreitung naturwissenschaftlicher Kenntnisse in Wien. 
57. Jahrgang, ı1. Heft.) Wien 1917, Selbstverlag des Ver- 
eines 
In Kommission bei W. Braumüller, G. m. b. H. Preis K 1'60. 

Ottokar Stern, Wohnungsnot, Steuerformel und Absonde- 


rung der Grundrente. Wien und Leipzig 1917, Verlag von 


Karl Gerolds Sohn. Preis K 1:60. 


Le monde balcanique. Par Alphonse Muzet. (Bibliothöque 
de philosophie scientifique.) Paris 1917, Ernest Flammarion. 
314 Seiten. Preis K 9:12. 

La richesse de la France devant la guerre, son passe - — Ses 
perspectives — capital — revenus — epargnes. Par Rene 


Allgemeine Zeitschrift für 


zur Verbreitung naturwissenschaftlicher Kenntnisse. 


13. DEZEMBER 1917] 


Pupin. (Problemes de guerra et de paix.) Paris 1916, 


Marcell Riviere et Cie. ı5ı Seiten. Preis K 9°60. 


La reglementation des exportations et des importations 
pendant la guerre: Par Marius Dujardin. Paris 1917, Imp. 


Ed. Morin et Millant. 232 Seiten. Preis Francs 3'350 
(K 1080). 
L’Apres — guerre. Le fer et le charbon Lorrains. Une 


des causes profondes de la guerre et une des conditions 
essentielles de la victoire de la France et de la paix durable. 
Par Maurice Alfassa. Prefaces du general Malleterre et de 
M. Andre Lebon. Paris 1916, Belin freres. 79 Seiten. Preis 
K 4:48. 

Les zones franches et l’exportation francaise. Documents 
et arguments r&unis par la Chambre de Commerce de Mar- 
saille. Paris 1916, Felix Alcan. 254 Seiten. Preis K 6'40. 

L’aspetto finanziario della guerra. Ugo Ancona. (Qua- 
derni della guerra.) Milano 1915, Fratelli Treves. 122 Seiten. 
reis. K. 3:20. 

. The political economy of war. By F. W. Hirst. London 
and Toronto 1916, J. M. Dent & Sons Ltd. 344 Seiten. 
Preis 24 K. 


Annual statement of the trade of the United Kingdom 
with foreign countries and British posessions 1916 compared 
with the four preceding years. Volume I. London 1917. 
697 Seiten. Preis 32-K. 


Verhandlungen der Mitteleuropäischen Wirtschaftskon- 
ferenz in Brüssel (15. und 16. April 1912). (Veröffentlichun- 
gen der Mitteleuropäischen Wirtschaftsvereine, zugleich 
Heft XIII der Veröffentlichungen des Mitteleuropäischen 
Wirtschaftsvereines in Deutschland.) Leipzig 1912, A. Dei- 
“ cherts Nachf. 392 Seiten. Preis K 1280. 


Umgestaltung und Neuorientierung des Handels infolge 
des Krieges. Festrede von Professor Dr. I Friedr. 
Schär. (Korporation der Kaufmannschaft von Berlin, Han- 
delshochschule Berlin.) Berlin 1916, Verlag Georg Reimer. 
31 Seiten. Preis K. 1'28. 

Eugen Oberhummer, Die Türken und das Osmanische 
Reich. Leipzig und Berlin 1917, Verlag von B. G. Teubner. 
115 Seiten. Preis K 480. 

Major Franz Karl Endres, Palästina. Volk und Land- 
schaft. (Heft 4 der Schriften der Deutschen Vorderasien- 
"Gesellschaft, Länder und Völker der Türkei, herausgegeben 
von Dr. Hugo Grothe.) Leipzig 1917, Eduard Gäblers Geo- 
graphisches Institut. ‘30 Seiten. Preis K 1'12. 

Die rumänische Volkswirtschaft. Ein Handbuch, heraus- 
gegeben im Auftrage der Militärverwaltung in Rumänien. 
Berlin 1917, Germania, A.-G. für Verlag und Druckerei. 
120 Seiten. Preis K 2'40. 

H. W. Schmidt, Auskunftsbuch für den Handel mit der 
Türkei. Leipzig, Berlin und Konstantinopel 1917, Verlag 
von B. G. Teubner. 178 Seiten. Preis K 6'40. 

Demetrius A. Sturdza, Europa, Rußland und Rumänien. 
Eine ethnisch-politische Studie. Berlin 1915, Verlag von 
Puttkammer & Mühlbrecht. 48 Seiten. Preis K 2'40. 

. Horst Weyhmann, Unsere Südsee. Ein unentbehrlicher 
Bestandteil der deutschen Volkswirtschaft. Mit einem Ge- 
leitwort von Professor Dr. G. Thilenius. Berlin 1917, Ver- 
lag von Dietrich: Reimer. 66 Seiten. Preis K 1'20. 

Dr. Alex. Redlich, Der Gegensatz zwischen Österreich- 
Ungarn und Rußland. 2. Auflage. Stuttgart und Berlin 1915, 
Deutsche Verlagsanstalt. ıro Seiten. Preis K 1'60. 


Dr. Siegmund Schilder, Mitteleuropa und die Meist- 
begünstigungsfrage. (32. Heft der Finanz- und volkswirt- 
schaftlichen Zeitfragen. Herausgegeben von Professor Dr. 
G-v. Schanz und Professor Dr. .J.: Wol:.) Stuttgart 1917, 
| Verlag von Ferd. Enke. 74 Seiten. Preis K 4'48. 

Dr. Maximilian Fliegenschmidt, Deutschlands Orient- 
politik im ersten Reichsjahrzehnt 1870—188o. I. Teil. Berlin 
1913, Verlag von Puttkammer & Mühlbrecht. 322 Seiten. 
Preis I6 K. 

Dr. Albrecht Wirth, Der Balkan, seine Länder und 
Völker in Geschichte, Kultur, Politik, Volkswirtschaft und 
Weltverkehr. 2. und 3. Auflage. Stuttgart 1916, Union, 
Deutsche Verlagsgesellschaft. 391 Seiten. K 12°80. 

China-Archiv. Herausgegeben vom Deutsch-Chinesischen 
Verbande, E. V., durch Dr. W. Schrameier. Berlin, Karl 
Curtius. (Abonnement 1917.) Preis ı5 M. 

- Dr. Rudolf Sieghart, Zolltrennung und Zolleinheit. Die 
Geschichte der österreichisch-ungarischen Zwischenzoll- 

linie. Wien 1915, Manz’sche Verlagsbuchhandlung. Preis 

K 1734. 

Professor Dr. Rudolf Sonndorfer, Die Technik des Welt- 
 handels. 4. Auflage. Unter Mitwirkung von Fachmännern 
vollständig neu bearbeitet von Klemens Öttel. Wien 1912, 
‚Verlag A. Hölder. 1. und 2. Band und Supplemente: Der 
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internationale Kohlenhandel und Der internationale Eier- 
handel. Preis 35 K. 

Lexikon der gesamten Technik und ihrer Hilfswissen- 
schaften. Im Verein mit Fachgenossen herausgegeben von 
Otto Lueger. 8 Bände und einem Ergänzungsband. Stuttgart 
1904— 1917. Preis 432 K. 

Enzyklopädie der technischen Chemie, Unter Mitwirkung 
von Fachmännern herausgegeben von Professor Dr. Fritz 
Ullmann. I.—V. Band. Wien 1914, Urban und Schwarzen- 
berg. Preis K 20736. 

Hinrichs Katalog der im Deutschen Buchhandel er- 
schienenen Bücher, Zeitschriften, Landkarten u. s. w., Titel- 
verzeichnis und Sachregister. Herausgegeben und verlegt 
von J. €. Hinrichs, Leipzig, beziehungsweise 

Halbjahrsverzeichnis der im Deutschen Buchhandel er- 
schienenen Bücher, Zeitschriften und Landkarten. (Fort- 
setzung der Hinrichs-Kataloge, herausgegeben vom Börsen- 
verein der deutschen Buchhändler zu Leipzig.) Für die 
Jahre 1906 bis 1016. Preis K 475'32. 

Professor Dr. Viktor Pöschl, 


Grundzüge der wissen- 
schaftlichen Drogenkunde und organischen Rohstofflehre, 


nebst einem Entwurf einer Ersatzmittelkunde. Berlin 1917, 
Verlag‘ Adolf L. Herrmann, G. m. b. H. Preis 7 M. 

Dr. Rudolf Sieghart, Zur österreichischen Finanzpolitik. 
Rede, gehalten in der 16. Sitzung des Herrenhauses vom 
26.. Oktober 1917. Wien 1917, Verlag der Manz’schen Buch- 
handlung. Preis 80 h. 

S. Zuckermann, Die landwirtschaftliche 
Rußlands und der deutsche Markt. Berlin 
„Russischer Kurier“. Preis ı8 M. 

Professor Karl Stoos, Zur Reform der Geldstrafe. (1. und 
2. Heft der Schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht 
(Revue P£nale Suisse). Bern 1917, Verlag von Stämpfli 
& Co. 


Dr. Max Smolensky, Die Kursschwankungen der öster- 
reichisch-ungarischen und deutschen Valuta in der Schweiz. 
(Sonderabdruck aus den Mitteilungen des Österreichisch- 
Ungarischen Handels-Verbandes in der. Schweiz.) Zürich 
1917, Verlag des Österreichisch-Ungarischen Handels- 
Verbandes in der Schweiz. 


Produktion 
1917, Verlag 


Dr. A. Feifalik, Ein neuer aktueller Weg zur Lösung 
der bosnischen Agrarfrage. (Wiener Staatswissenschaftliche 
Studien, herausgegeben von Edmund Bernatzik und Eugen 
v. Philippovich in Wien. 12. Band, 3. Heft.) Wien und 
Leipzig 1916, Verlag Franz Deuticke. Preis ı2 K. 

Berthold Molden, Alois Graf Ährenthal. Sechs Jahre 
äußere Politik Österreich-Ungarns. Stuttgart und Berlin 
1917, Deutsche Verlagsanstalt. Preis geb. 8 M. 

Dr. Alfred Vierkandt, Machtverhältnis und Machtmoral. 
(Philosophische Vorträge, veröffentlicht von der Kant- 
Gesellschaft, Nr. 13.). Berlin 1916, Verlag von Reuther und 
Richard. Preis M. 1'60. 


Dr. Artur Haberlandt, Kulturwissenschaftliche Beiträge 
zur Volkskunde von Montenegro, Albanien und Serbien. Er- 
gebnisse einer Forschungsreise in den von den k. u. k. 
Truppen besetzten Gebieten. Sommer 1916. (Ergänzungs- 
band XII [zu Jahrgang XXIII] der Zeitschrift für Ööster- 
reichische Volkskunde.) Wien 1917, Verlag des Vereines für 
österreichische Volkskunde. Kommissionsverlag Gerold & 
Co., ‚Wien I.- Preis 15 RK. 

Bericht der Allgemeinen Pensionsanstalt für Angestellte 
über die VIII, Gebarungsperiode, das ist die Zeit vom 
t. Januar bis 31. Dezember 1916, erstattet def? IX. ordent- 
lichen Generalversammlung zufolge Vorstandsbeschlusses 
vom 15. Oktober 1917. Wien 1917. 

Sil-Vara, Briefe aus der Gefangenschaft. Zu gunsten der 
Österreichischen Gesellschaft vom Roten Kreuze (für die 
österreichischen Kriegsgefangenen in Rußland und Sibirien) 
und des Kriegs-Hilfsbureaus des k. k. Ministeriums des 
Innern. Leipzig-Wien, Verlag, für Technik und Industrie, 
Julius Brüll. Preis 10 K. 

Dr. Willy Bäcker, Die deutschen Banken im Jahre 1916, 
zugleich eine vollständige Statistik der deutschen Banken 
seit dem Jahre 1883. Sonderabdruck aus dem Deutschen 
Ökonomist. Berlin 1917, Verlag Der Deutsche Ökonomist 
(Wilhelm Christians). Preis M. 2°50. 


Dr. Friedrich Schwartz, Städtischer Grundkredit und 
Tilgungshypothek. (Bericht für die Immobiliarkredit-Kom- 
mission nebst einer Abhandlung über die Tilgungshypothek.) 
Berlin 1915, Verlag J. Guttentag, G. m. b. H. Preis M. 2'530. 


Dr. W. K. Weiß-Bartenstein, Bulgariens Volkswirtschaft 
und ihre Entwicklungsmöglichkeiten. Seine: Wirtschafts- 
politik und Wirtschaftsläge im Hinblicke auf den Abschluß - 
neuer Handelsverträge und deutsche Kapitalsbetätigung auf 
dem Balkan. Herausgegeben vom Deutschen Balkan-Verein, 
E. V. Berlin 1918, Karl Heymanns Verlag. Preis 14 M. 
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Bucbefprerjungen. 


Österreich-Ungarns Volkswirtschaft im Weltkrieg, Von 
Dr. Moritz Dub. Stuttgart 1917, Verlag Ferdinand Enke. 
36. Heft der Finanz- und volkswirtschaftlichen Zeitfragen. 
Herausgegeben von Professor G. v. Schanz und Professor 
Julius Wolf. 80 Seiten. Preis 3 M. 

Der langjährige Schriftleiter des wirtschaftlichen Teiles 
der „Neuen Freien Presse“ setzt hier aus dem reichen Schatz 
seiner Erfahrungen auseinander, wie vorbereitet oder besser 
gesagt wie unvorbereitet Österreich-Ungarns Wirtschafts- 
körper und Wirtschaftspöhitik in den Weltkrieg eingetreten 
ist und wie sich beide darin bis zum Abschluß der Schrift 
(etwa März 1917) entwickelt haben. Sehr eingehend und 
lehrreich, auch im Zusammenhang mit den Fragen der Über- 
gangswirtschaft, wurden die finanz- und währungspolitischen 
Vorgänge, flüchtiger die industriellen und handelspolitischen 
Entwicklungen behandelt. Dub huldigt wohl zu sehr der 
Auffassung, daß die Inflationserscheinungen von der Waren- 
seite her und nicht durch die massenhafte Banknotenaus- 
gabe veranlaßt worden seien; freilich hat er seine Schrift 
noch vor Herbst 1917 abgeschlossen, da jeder Monat un- 
gefähr eine Milliarde Kronen Mehrausgabe an Banknoten 
brachte. Bei der wirtschaftlichen Annäherung der Mittel- 
mächte berücksichtigt er zu wenig den Umstand, daß sie 
bis zum Friedensschluß bewerkstelligt werden muß oder 
überhaupt undurchführbar bleibt. Im großen und ganzen 
bietet aber vorliegende Schrift nicht nur eine Fülle ge- 
diegener Belehrung, sondern ist auch die Äußerung eines 
geraden, lebhaft empfindenden Charakters, so in mancher 
Bemerkung über die Kriegsgewinner, über die unbezweifel- 
bare Zahlungsfähigkeit und Zahlungswilligkeit beider 
Staaten der Monarchie u. dgl. Schilder. 


Berichte aus dem Felde. Von Oberst Karl Egli, Lektor 
für Kriegswissenschaften an der Universität Basel. I. Helft. 
Von der Isonzofront. März/April 1917. Zürich 1917, Verlag 
Schultheß & Comp. Mit einer Kartenskizze und einem An- 
hang: Betrachtungen zur 10. Isonzoschlacht. 108 Seiten. 
Preis Francs 1'350. II. Heft. Aus Ostgalizien und der Buko- 
wina während der großen Offensive im Juli/August 1917. 
Mit einer Kartenskizze. 136 Seiten. Preis Francs 1'50. 

Diese beiden höchst lesenswerten Schriften stellen ein 
„Ehrenbuch‘“ des österreichisch-ungarischen Heeres und der 
Militärverwaltung Österreich-Ungarns dar, deren groß- 
artige Leistungen, gegenüber dem starken Sinken der russi- 
schen Heereskraft seit der Revolution von März 1917 und 
gegenüber den besser ausgerüsteten und auch moralisch 
kräftigeren Italienern, vom Verfasser gebührend hervor- 
gehoben werden. Der große Erfolg des mittelmächtlichen 
Großangriffes gegen Venetien hat seinen wohlbegründeten 
Zweifeln hinsichtlich der italienischen Erfolgsaussichten an 
der Isonzofront Recht gegeben. Man findet auch manche 
gute Bemerkung über die Stimmung im österreichischen 
Hinterland, über die Gefangenenlager, über die mutwilligen 
Verwüstungen und Gewalttaten der Russen in Ostgalizien 
u. s. w. 


Die Bedingungen eines dauernden Friedens. Bericht über 
die Arbeiten der Union Interparlementaire. Von Chr. L. 
Lange, Generalsekretär der Union. Interparlamentarisches 
Bureau, Kristiania 1917. 58 Seiten. 

In dieser bemerkenswerten Materialsammlung werden 
Vorschläge zur Begründung eines dauernden Friedens, 
mit den aus den Zeitungen zumeist bereits bekannten 
Punkten, mitgeteilt, wie Vermeidung gewaltsamer Gebiets- 
übertragungen, Volksabstimmungen hierüber, Rechtsgleich- 
heit und Religionsfreiheit in Nationalitätenstaaten, offene 
Tür in den Überseebesitzungen, Schiedsgerichtsbarkeit und 
deren Zwangssicherungen. Besonders eingehend wird die Er- 
richtung einer internationalen Gerichtsbarkeit behandelt. 
Einigermaßen vorsichtig und zurückhaltend wird die „Frei- 
heit der Meere“ erörtert. Bezüglich der Begrenzung der 
Rüstungen wird ein ausführlicher Fragebogen vorgelegt. 

Das Völkerrecht und der Krieg 1914/15. Von Dr. jur. 
Otto Zoller (Zürich). Verlag Rascher & Co., Zürich 1915. 
146 Seiten. 

Diese dem ersten Weltkriegsjahr entstammende, wertvölle 
Schrift behandelt, mit sichtlichem Bemühen um die eines 
neutralen schweizerischen Rechtsgelehrten würdige Un- 
parteilichkeit, die damals am meisten erörterten völker- 
rechtlichen Fragen unter besonderer Berücksichtigung der 
für die Schweiz belangreichen Gegenstände. Er erklärt z. B. 
das Vorgehen Deutschlands gegen Belgien zu Beginn des 
Weltkrieges zwar als einen Bruch des Völkerrechts, ander- 
seits aber die vorhergegangenen Besprechungen belgischer 
Regierungsvertreter mit jenen der Westmächte als einen 
schweren ..politischen Fehler, dessen sich die Schweiz nicht 
schuldig machen dürfe. Den englischen Fliegerraid nach 
Friedrichshafen über schweizerisches Gebiet vom 21. No- 
vember 1914 verurteilt er unbedingt. In einer Besprechung 
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ı des belgischen Franktireurkrieges vom August I9I4 warnt 
er die Bevölkerung der Schweiz höchst nachdrücklich, dem 
belgischen Beispiel zu folgen. Bei Besprechung der Frage, 
wer im allgemeinen am Weltkrieg Schuld trage, weist er 
die in den Ententeländern übliche Verurteilung Kaiser 
Wilhelms II. zurück, legt schon mehr Gewicht auf die dem 
deutschen Einmarsch in Belgien längst vorausgegangenen 
britisch-französischen Einverständnisse, will sich weder auf 
die Schlagworte „Ein Raubkrieg zu Handelszwecken“, noch 
„Ein Verbrechen des Kapitalismus“ festlegen lassen, sondern 
erblickt den Hauptschuldigen in dem unsicher-anarchischen, 


eine zwischenstaatliche Rechtsordnung nur vortäuschenden 


Großmachtssystem in Europa und auf der ganzen Erde. 


„Mitteleuropa‘‘ (Von Leibniz bis Naumann über List und 
Frantz, Planck und Lagarde). Von Dr. Jacques Stern. 
92. Heft von „Der deutsche Krieg“ (Politische Flug- 
schriften herausgegeben von Ernst Jäckh). Deutsche Ver- 
lagsanstalt, Stuttgart 1917. 32 Seiten. Preis 50 Pfennig. 

In dieser Schrift wird der Hauptgehalt des mitteleuropäi- 
schen Gedankens durch Feststellung einer langen Ahnenreihe 
darzulegen gesucht, beginnend mit dem internationalen 
Grundzug des deutschen Kaisertums im Mittelalter, fort- 
gesetzt durch Anführung der staatsrechtlichen Streitigkeiten 
über die Gestaltung des Heiligen Römischen Reiches Deut- 
scher Nation, dem damals Österreich noch angehörte, be- 
schlossen mit einer Reihe von Vorkämpfern während der 
letzten hundert Jahre, wie List, Frantz, Planck, Lagarde, 
Naumann etc. Mögen auch in dieser Schrift politische und 
öffentlich-rechtliche Gesichtspunkte gegenüber den wirt- 
schaftlichen überwiegen, ist sie dennoch als ein bemerkens- 
werter Beitrag zur Frage des mitteleuropäischen Zoll- und 
Wirtschaftsbündnisses zu betrachten. 


Warum trat Amerika in den Krieg? Von George Her- 


bert Clarke, Professor an der Universität in Tennessee. 
Zürich 1917, Verlag Orell Füßli. 52 Seiten. Preis ı Franc. 
Übersetzung aus dem Englischen. 

Diese Schrift enthält die Botschaft Wilsons an den Kon- 


greß vom 2. April 1917 und seine Rede am amerikanischen 


Flaggentag vom I5. Juni 1917, außerdem einen Versuch, die 
Kriegserklärung der Vereinigten Staaten aus angeblich 
idealen Beweggründen, in der seit jeher von Ententeschrift- 
stellern geübten deutschfeindlichen Art, zu erklären. 


sehr bekannten wirtschafts- und machtpolitischen Er- 


wägungen der in der Union maßgebenden Kreise, die ent- 


scheidend für die deutschfeindliche Stellungnahme der Ver- 
einigten Staaten gewesen sind, werden selbstverständlich 
nicht berührt. “ 


Die siebente österreichische Kriegsanleihe. Herausgegeben 
von. der k. k. privilegierten Österreichischen Kredit- 


anstalt für Handel und Gewerbe. Wien 1917. 49 Seiten. 


Dieses klar und eindringlich geschriebene Büchlein ver- 


einigt geschickt die Eigenschaften einer Werbeschrift für 
die Kriegsanleihe und für die Benützung der hierzu dien- 


lıchen Einrichtungen der Kreditanstalt, so z. B. deren Kriegs- 
anleihebücher, mit Auskünften über Anleihezeichnung sowie 


über österreichische und ausländische Kriegsfinanzen. Es 


ist ihm bester Erfolg zu wünschen. 
Frankreichs finanzielle Oligarchie. 
hör. Stuttgart und Berlin 1915. 38 Seiten. Preis 50 Pfennig. 
Unter den mannigfachen Ursachen des Weltkrieges 


werden in dieser lesenswerten Schrift besonders jene Um- 


stände hervorgehoben, welche die Gegnerschaft der mäch- 


tigen und stets friedliebenden finanziellen Oligarchie Frank- 


reichs gegen einen Krieg überwunden haben. Diese Oligar- 
chie war aber in den letzten Jahren, besonders seit dem 


‚[13. DEZEMBER 1917. 


Die 


Von Dr.:M. Uebeb 


Russisch- Japanischen Krieg, teils durch eigene unbedachte Br 


und rücksichtslose Spekulationen, teils durch die ihr von der 
französischen Regierung selbst nach politischen Rücksichten 
aufgedrängte Art der Kreditgewährung an minder zahlungs- 
fähige Auslandsstaaten, in eine immer schlechtere Lage ge- 


raten und hatte immer mehr Hilfe und Unterstützung inder || 


Anlehnung an die 
sowie in der Förderung der deutschfeindlichen Pläne Eng- 


lands und Rußlands gesucht. Als ihr Zusammenbruch infolge | 
der finanziellen Krise Frankreichs Ende 1913 und Anfang || 
suchte sie nach der 
Meinung des Verfassers ihre letzte Rettung, im Herauf- 
beschwören einer allgemeinen Katastrophe, im Ausbruch || 
leitenden | 


1914 nahezu unvermeidlich erschien, 


des Weltkrieges. Tatsächlich waren aber die 
Finanzkreise Frankreichs durch die Krisen und be- 
schämenden Vorfälle der ersten sieben Monate des Jahres 


1914 zu schwach geworden, um den Kriegstreibereien der 


mit fremdem Besitz würfelnden Imperialisten ‚entschiedenen 
Widerstand entgegenstellen zu können. > 2 


Währungsprobleme Österreich - Ungarns. Yon Di 


1917. Sonderabdruck aus dem Jahrbuch: 1917 der Gesell. 
schaft österreichischer Volkswirte. 23 Seiten. ee 


imperialistischen Kreise Frankreichs 


Felix 
Somary, Berlin. Verlag Karl Fromme, G. m. b. H., Wien 
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Eine schmerzlich zu lesende Schrift, aber nicht arm an 
heilsamen Wahrheiten. Sie stellt die Unterlassungssünden 
und den, trotz mancherlei Warnungen, weitgehenden 
Mangel an währungspolitischer Kriegsvorbereitung in 
Österreich-Ungarn dar und zählt manche ähnliche Ver- 
fehlungen während des Weltkrieges mit schneidender 
Schärfe auf. Am düstersten 'ist aber das Gemälde, das von 
den riesigen Währungsschwierigkeiten der Übergangswirt- 
schaft entworfen wird, gegenüber denen man sich nicht ein- 
fach auf die Hilfe Deutschlands verlassen könne. 

Der bargeldiose Zahlungsverkehr und. seine Vorteile. Von 
Artur Säglitz, Gewerbelehrer in Meerane i. S. Mee- 
rane’i. S. 1917. Verlag von G. R. Herzog. 69 Seiten. 
Brass 1. M. 

Eindringlich wird in dieser Schrift zur allgemeinen An- 
wendung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs aufgefordert. 
Unter Rücksichtnahme auf deutsche Verhältnisse wird 
mittleren, größeren und rein kaufmännischen Betrieben der 

" Bankscheck- und Überweisungsverkehr, Handwerkern und 
Gewerbetreibenden der Postscheckverkehr, Beamten und 
andern Privatpersonen der Gemeindegiroverkehr emp- 
fohlen. In Österreich genügt wohl für alle diese Zwecke der 
Postsparkassen-Scheckverkehr. Durch Wiedergabe von 
Formularen mit eingehenden Erklärungen sucht der Ver- 
fasser die weitesten Kreise des deutschen Volkes mit dem 
bargeldlosen Zahlungsverkehr bekanntzumachen. Zum 
Schlusse bringt er eine Zusammenstellung des am ı. Januar 
1917 im Deutschen Reiche in Umlauf befindlichen Bar- 

II geldes. 
er Nationale Währungspolitik. Los von England. Von 
Dr. Alfred Schmidt, Essen. Verlag „Globus“, Dresden 

und Leipzig. 1917. Heft 37 der von Professor Franz 
v. Mammen herausgegebenen Bibliothek für  Volks- und 


_ 11 Weltwirtschaft. 65 Seiten. Preis M. 1:80. 

N Eine streng chartalistische Betrachtung der deutschen 
Br \Währungsverhältnisse im Sinne Knapps. Der Verfasser 
Sr hält sich schon für recht gemäßigt, weil er dem Schlagwort 
Er von der „Entthronung des Goldes““ mit einigen Bedenken 
— I} gegenübersteht. Die deutsche reine Goldwährung sei unfrei- 
u willige Unterwürfigkeit unter britische Interessen gewesen, 
er: die nach dem Krieg durch eine chartalistisch-ungebundene 
&) Goldkernwährung, und zwar mit möglichst kleinem Gold- 


kern, ersetzt werden soll. Das, allen chartalistischen Lehren 
zum Trotz, hartnäckige Festhalten der breiten Massen am 
Edelmetall und besonders am Gold sei klägliche Rück- 
ständigkeit und Unwissenheit. 

Die byzantinische” Volkswirtschaft. Ein Kapitel aus Vor- 
lesungen über Wirtschaftsgeschichte. Von Lujo Brentano. 
München und Leipzig 1917. Verlag Duncker und Humblot. 
50 Seiten. Preis M. 1'20. 

Diese sehr empfehlenswerte und trotz ihres streng wissen- 

' schaftlichen Inhalts auch für fachlich weniger Vorgebildete, 
| leicht verständliche, mannigfacher Beziehungen zur Gegen- 
wart nicht ermangelnde Schrift schildert die byzantini- 
sche Volkswirtschaft von der Teilung des Römischen 
Reiches bis zur Eroberung Konstantinopels durch die 
Türken. Eingehend werden insbesondere die Maßnahmen 
I] der byzantinischen Kaiser zum Schutz der Bauern gegen- 
|| über den Großgrundbesitzern besprochen, die jedoch keine 
1] dauernden Erfolge zeitigten (wie noch derzeit die Asiatische 
Türkei ein Land weitaus überwiegenden Großgrundbesitzes 
1 ist). Durch den Reichtum und die wachsende Selbständig- 
1 keit der großen Grundherrn, die sich zwischen Regierung 
a und Bevölkerungsmassen eindrängten, wurde die Wider- 
1} standskraft des Reiches immer mehr geschwächt; dieses 
konnte sich nur mit Hilfe der aus Fremden bestehenden 
 Soldheere und fortlaufender Bestechungsgelder an die an- 
 griffslustigen ausländischen Machthaber behaupten, wozu 
die in der Hauptstadt massenhaft zusammenströmenden 
Geldmittel durch. ungemein drückende Steuern beschafft 
wurden. 
Landwirtschaftlicher Atlas des russischen Reiches in 
| Europa und Asien. Von Dr. Th. H. Engelbrecht, 
Atlas mit 30 Karten und 2ı Seiten erklärenden Textes. 
5 Berlin 1916. Verlag Dietrich Reimer (Ernst Vohsen). 
4 Man hat es hier mit einem wertvollen, aufschlußreichen 
zip Quellenwerk zu tun. Es führt die landwirtschaftlichen Grund- 
12 züge des Europäischen und Asiatischen Rußlands, wie sie 
I} sich unmittelbar vor dem Beginn des Weltkrieges dar- 
|| stellten, auf übersichtlich ausgeführten Landkarten (für 
Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, Mais, Hirse, Buchweizen, 
- Reis, Kartoffeln, Sorghum, Hanf, Lein, Baumwolle, Tabak, 
Sonnenblumen, Hopfen, Zuckerrüben, Wein, Heu, Rinder, 
Pferde, Schafe, Ziegen, Schweine) vor Augen und ergänzt 
die Aufschlüsse dieser Karten durch knappe, aber inhalts- 
reiche Erklärungen. Wie viel auch der Weltkrieg an der 
russischen Landwirtschaft verändert haben mag, bleiben 
doch die hier klar zum Ausdruck gelangenden Grundlagen 
I ihres Betriebes hinsichtlich Klima und Bodenbeschaffenheit 
Pe | unberührt bestehen. 
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Die Rechte Georgiens. Von Michael v. Tseretheli. 
Berlin 1917. Verlag „Der neue Orient“, G. m. b. H. 
92 Seiten, 

Diese lehrreiche, empfehlenswerte Schrift führt den Pro- 
zeß des freiheitsliebenden, kulturell seit Jahrtausenden 
hochentwickelten, Ackerbau treibenden Georgiervolkes 
gegen die heimtückisch-gewalttätige russische Eroberung, 
die, unter dem Vorwand einer Schutzherrschaft zur Siche- 
rung gegen die Türkei, seit 1783 in Georgien eindrang, so- 
dann sehr bald mit rücksichtsloser Willkür das Land in 
Knechtschaft stürzte und dessen aussichtsreiche Kultur ver- 
kümmern ließ. Hierüber werden zahlreiche, auskunftgebende 
Aktenstücke mitgeteilt. Hoffentlich wird Georgien als Teil- 
staat der in Entwicklung begriffenen großen russischen 
bundesstaatlichen Republik jenes besseren Schicksals teil- 
haftig werden, dessen es würdig ist und wozu ihm der 
Zarısmus den Ausweg versperrte, Diese Hoffnung scheint 
auch der Verfasser in seiner vom 5. April 1917 datierten 
Vorrede zu teilen. 


En Algerie. Les Corruptions de la Religion et de Moeurs 
indigenes par un Musulman Algerien. Lausanne 
1917, Librairie Nouvelle de Lausanne. 24 Seiten. Preis 
60 Centimes. 

Auf Grundlage genauer Kenntnis der nordafrikanischen 
Kolonien Frankreichs wird in dieser Schrift mit großer An- 
schaulichkeit der, wie sie behauptet, unheilvolle Einfluß der 
westeuropäischen Kultur auf die Mohammedaner Algiers 
geschildert. Dieser äußere sich vorzüglich darin, daß die 
Eingeborenen zumeist die schlechten Gewohnheiten der 
französischen Kolonisten und Soldaten annehmen, was teil- 
weise von den Franzosen zum Zweck der Schwächung der 
einheimischen Bevölkerung absichtlich unterstützt werde. 
Die Folge davon sei die rasche Ausbreitung der Trunksucht 
und Prostitution sowie die Abnahme der mohammedanischen 
Religiosität. In letztgenannter Beziehung wendet er sich 
insbesondere gegen den Orden der Peres blancs. 


Betrachtungen über die politische Lage in Indien. Von 
Lala Lajpat Rai (Lahor, Indien). Bearbeitet und: heraus- 
gegeben vom Europäischen Zentralkomitee der indischen 
Nationalisten. Verlag Otto Wigand, Leipzig 1917. 52 Seiten. 
Preis 1 M. 

Eine außerordentlich lehrreiche Schrift, die es dem euro- 
päischen Leser ermöglicht, die Verhältnisse und die politi- 
sche Lage Indiens einmal aus indischem Gesichtspunkte 
kennenzulernen. Lala Lajpat Rai, ein hervorragender 
Führer der gemäßigten Indischen Nationalpartei, ein 'aus- 
gezeichneter Kenner seines Vaterlandes, dem er den 
größten Teil seines Lebens in aufopferungsvollem Dienst 
gewidmet hat, schildert in anschaulicher Weise die britische 
Politik in Indien, eine Politik reinster- und einfachster 
Despotie, die dem indischen Volk die wichtigsten politischen 
und Freiheitsrechte sowie ein neueren Anforderungen ent- 
sprechendes Volksbildungs- und Volksschulwesen versagt 
und die Lage der ärmeren Klassen durch das Sinken der 
Kaufkraft der Rupie sich verschlimmern läßt. Er sucht das 
Gerechtigkeitsgefühl des britischen Volkes und das Inter- 
esse der Gebildeten aller Kulturnationen an den beklagens- 
werten Zuständen in Indien und die Teilnahme für die 
hungernden, seufzenden und gedemütigten Inder wachzu- 
rufen. Er mahnt die britischen Staatsmänner, ihre bisherige 
Herrschermethode zu ändern, da sonst eine Revolution un- 
vermeidlich sei, und scheint zu glauben, daß nur durch 
wohleingerichtete Streitkräfte (vielleicht unter Beistand einer 
klugen, weitblickenden, Indien freundlich gesinnten Groß- 
macht) die Millionen Indiens aus der erdrüekenden Um- 
klammerung Großbritanniens befreit werden könnten. 


XXl. Vyroöni zpräva rady obchodni a prümyslove 
Gesk&ho obcehodniho musea v Praze za rok 1916 usporadal 
Dr. Josef Janda. Nakladem Ceskeho obchodniho musea v 
Praze. V Praze 1917. 138 Seiten. 

Der vorliegende XXI. Jahresbericht des Handels- und 
Industrierates des böhmischen Handelsmuseums in Prag 
für das Jahr 1916, der heuer im Verlag des böhmischen 
Handelsmuseums in Prag erschien, enthält eine klare, er- 
schöpfende Schilderung der Entwicklung des böhmischen 
Handels und der böhmischen Industrie während des Krieges 
bis Ende 1916, ferner eine übersichtliche, brauchbare Dar- 
stellung aller während des Kriegsjahres 1916 erlassenen 
Reichsgesetze, namentlich jener, die unmittelbar auf das 
Wirtschaftsleben Bezug Sr und schließlich den Tätig- 
keitsbericht” der Anstalt für das Jahr 1916, der genaue 
Daten bringt über Außenhandel der mit Österreich-Ungarn 
noch in Verkehr stehenden Länder und heimisches Ge- 
schäftsleben, über die Auskunftstätigkeit des böhmischen 
Handelsmuseums, und über die sogenannte Kriegsberatungs- 
stelle für Handel, Gewerbe und Industrie, besonders über 
deren Tarif-, Reklamations- und Zollabteilung etc. Erheb- 
lich erleichtert wird die Benützung der Schrift u alpha- 
betische Anordnung des Stoffes. 
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Grammatik der osmanisch-türkischen Sprache. Von Doktor 
Gotthold Weil. Berlin 1917, Verlag Georg Reimer. Band I 
der Sammlung türkischer Lehrbücher für den Gebrauch im 
Seminar für orientalische Sprachen zu Berlin. 264 Seiten. 
Preis geheftet 6 M., gebunden 7 M. 

Diese Grammatik erscheint als erster Teil einer Sammlung 
türkischer Lehrbücher, als deren zweiter Teil ein Übungs- 
buch mit Übungsstücken zu den wichtigstes grammatischen 
Tatsachen und als deren dritter Teil eine Auswahl aus den 
besten neueren Prosaschriftstellern mit Erklärungen und 
Wörterbuch in Aussicht genommen ist. Der vorliegende erste 
Teil will den vielen Türkisch Lernenden, die sich etwas 
gründlichere Kenntnis der Sprache aneignen sollen, ein 
lern- und Nachschlagebuch sein, indem es ihnen in syste- 
matischer Form die Besonderheiten und Grundzüge der 
gegenwärtigen osmanischen Sprache, unter Verzicht auf ver- 
gleichende "Darstellung oder geschichtliche Entwicklung der 
Sprache, erklärt. Ohne gegen andere Auffassungen ausdrück- 
lich aufzutreten, hat der Verfasser eine Reihe neuer Er- 
klärungen und Beobachtungen geboten. Das Buch dürfte 
für die Lernenden von besonderem Nutzen sein durch die 
besondere Aufmerksamkeit, womit es die Formen im Satz 
herausarbeitet und den typisch türkischen Satzbau behandelt, 
durch die größere Zahl von Sprachproben für jede gram- 
matische Tatsache, endlich durch die Umschreibung dieser 
Beispiele in lateinische Schrift. 


Die Kriegsgesetze über den gewerblichen Rechtsschutz 
im In- und Ausland. Von Maximilian Mintz, Patentanwalt 
in Berlin. Verlag Karl Heymann, Berlin 1917. 239 Seiten. 
Preis 10 M. 

Diese bis Ende 1916 reichende Veröffentlichung, in deren 
Vorwort eine Fortsetzung für 1917 versprochen wird, ist 
nicht nur als Material- und Quellensammlung sehr schätzbar, 
sondern enthält auch in den drei einleitenden Abschnitten 
„Einleitung und Rückblick“, sodann „Überblick über die 
Rechtslage in den einzelnen Staaten“ und „Ausschau“ rechts- 
politische Darlegungen von hohem Wert. Darin wird ins- 
besondere die I'rage des Bestandes der gewerblichen 
Schutzrechte trotz den Kriegsverhältnissen gemäß Gerichts- 
entscheidungen und Gesetzesbestimmungen sowie die ge- 
samte einschlägige Rechtslage in den einzelnen Ländern 
klar erörtert. Auch die durch den Krieg bewirkten rein 
innerstaatlichen Beeinflussungen der gewerblichen Schutz- 
rechte werden behandelt. Es folgen sehr beachtliche Sta- 
tistiken über die Erteilung solcher Rechte in kriegführenden 
und neutralen Staaten. Sodann werden die während des 
Weltkrieges zu verzeichnenden Abänderungsvorschläge kurz 
berührt und etwas ausführlichere wertvolle Vorschläge be- 
züglich der zwischenstaatlichen und innerstaatlichen Rege- 
lung des Gegenstandes vorgebracht. Den Schluß bilden die 
im Urtext und deutscher Übersetzung mitgeteilten Ab- 
änderungen und Neuerungen in den einzelnen verbündeten, 
neutralen und feindlichen Ländern. Im ganzen hat man es 
mit einer recht brauchbaren und empfehlenswerten  Ver- 
öffentlichung zu tun. 


Zur Reform der Geldstrafe. Von Professor Karl Stooß, 
Wien. Verlag Stämpfli & Co., Bern 1917. (Sonderabdruck 
aus der „Schweizerischen Zeitschrift für Strafrecht“.) 
20 Seiten. 

Diese Arbeit untersucht, inwieweit der finanzwissenschaft- 
liche Gedanke der Steuerleistung gemäß der wirtschaft- 
lichen Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen für die Be- 
messung der Geldstrafen herangezogen werden kann. Für 
eine richtige Bemessung der Geldstrafen seien feste Buß- 
rahmen und Bußgrenzen höchst hinderlich. Die kleinste 
fest angesetzte Geldstrafe könne unter Umständen für den 
Armen ein fast erdrückendes Übel bedeuten. Anderseits 
stellen oft recht hohe feste Strafsätze für den Reichen eine 
Belanglosigkeit dar, sind bisweilen nur kleine Unkosten 
bei einer gewinnbringenden strafbaren Handlung, so z. B. 
für das im Weltkrieg so häufig gewordene Verbrechen der 
Preistreiberei' Zum Schluß schlägt Stooß eine gesetzliche 
Bestimmung vor, wonach der Betrag der Buße nicht nur im 
Verhältnis zum Verschulden des Täters, sondern auch gemäß 
dessen Einkommen und Vermögen, Familienpflichten, Beruf, 
Erwerb, Alter und Gesundheit zu bemessen sei; sie darf 
den Unbemittelten und seine Familie nicht in schwere Not- 
lage stürzen und soll bei nachfolgender starker Verschlim- 
merung der Lage des Verurteilten ermäßigt werden können. 


Der völkerrechtliche Begriff der Exterritorialität. Von 
Dr. Hans v. Frisch, Professor an der Universität in Czerno- 
witz. Wien 1917, Verlag Alfred Hölder. 1oo Seiten. 

Unter Zurückweisung der veralteten Fiktionstheorie und 
mit reichhaltigen Quellenangaben legt der Verfasser dieser 
aufschlußreichen, lesenswerten Untersuchung streng posi- 
tivistisch die besonderen Arten jener Exterritorialität und 
ihre eigentümlichen Rechtsgründe dar, die den Gesandten, 
Konsuln, exterritorialen Kommissionen, den Staatsober- 
häuptern, Truppenkörpern, den Franken im Orient zukommt; 


hierbei sei Inhalt und Umfang. der. Exterritorialität durch 
den Zweck bestimmt, der mit der Gewährung dieses Privi- 
legiums erreicht werden soll. Auffällig ist es, daß jene ex- 
territoriale Personengruppe, die in Friedenszeiten die zahl- 
reichste war, nämlich die Franken im Orient, vom Ver- 
fasser höchst dürftig behandelt wird. Er scheint wohl zu 
glauben, daß nach Friedensschluß die Mittelmächte für die 
Türkei, die Entente für China, Siam, Ägypten und Marokko 
die Befreiung von den bezüglichen Privilegien der Europäer 
und Amerikaner durchsetzen werden. Aber auch dann 
bleiben hierfür zumindest noch Persien, Oman, Abessinien 
übrig. 

Österreichische Zeitschrift des Klubs 
österreichischer 
schrift zum vierzigjährigen Bestand des Vereines. 
ı. November 1917. 30 Seiten. 


Diese mit zahlreichen Bildern . hervorragender Vereins- 
mitglieder geschmückte Festnummer gewährt einen be- 
achtenswerten Überblick über die Vereinstätigkeit, über die 
dortigen Vorträge und Veranstaltungen, bringt einen Bericht 
über Geschichte und Entwürfe der österreichischen Wasser- 
straßen von H. Goldemund, einen Bericht über Wohnungs- 
fürsorge für Staatseisenbahnbedienstete von R. Seelig. 


Die Kinderzulagen- und Witwenrentenversicherung für 
Staatsbeamte. -Ein sozial- und bevölkerungspolitisches 
Projekt des bayerischen Staates, Von Karl Rothmeier 
und Karl Heinrich. München 1917, Verlag vormals 


Eisenbahnzeitung. 


Wien, 


J. G. Manz, Buch- und Kunstdruckerei, A.-G., München. 
79 Seiten. 
Der in dieser sehr lesenswerten Schrift entwickelte Ge- 


danke geht dahin, man möge nicht die Besoldung der Be- 
amten nach Leistungen und Dienstalter durch ganz anders 
geartete Zuschläge für kinderreiche Beamtenfamilien in 
Verwirrung bringen, 
sicherung von Kinderzulagen und Witwenrenten Abhilfe 
schaffen, wobei selbstverständlich unverheiratete und kinder- 
lose Beamte weit mehr beizusteuern haben als beamtete 
Familienväter. Es ist sehr erfreulich, daß bayerische Re- 
gierungsmänner diesen einleuchtenden Plan begünstigen. 


Was dankt das kämpfende Deutschland seiner sozialen 
Fürsorge? Von Dr. Paul Kaufmann, Präsident des 
Reichsversicherungsamtes. Berlin 1917, Verlag von Franz 
Vahlen. 24 Seiten.‘ Preis 50 ‘Pf. 


Diese Schrift wurde auf Grundlage einer Rede zusammen- 
gestellt, die Kaufmann auf Einladung des Generalgouver- 
neurs v. Beseler April 1917 in Warschau hielt. Darin wird 
ausgeführt, welch große Segnungen das deutsche Volk der 
gesetzlichen sozialen Fürsorge, Arbeiterschutz und Arbeiter- 
versicherung, verdankt. Während des Friedens äußerte sich 
dies in einer körperlichen und moralischen Kräftigung des 


deutschen Arbeiterstandes und in der Verwendung großer 


Gelämittel aus den Eingängen der Versicherungsanstalten 
für höchst gemeinnützige Zwecke, Seit Beginn des Welt- 
krieges zeigte sich die günstige Wirkung dieser Gesetz- 


KEisenbahn- und Schiffahrtsbeamten, Fest- 


sondern auf dem Wege einer Ver- 


gebung in der für das Vaterland opferwillig eintretenden 


Haltung der Arbeiterschaft und in einer Reihe von Hilfs- 


maßnahmen der Versicherungsanstalten zur Wahrung des 
Gesundheitszustandes der breiten Bevölkerungsmassen. 


Diese Zusammenhänge werden in vorliegender Schrift in 


knapper, aber klarer Darlegung besprochen. 


Erläuterungen zur Karte der Fundorte von mineralischen 


Rohstoffen in der Schweiz. ı : 500.000. I. Kohlen, Asphalt, 
Erdöl, bituminöse Schiefer, Erdgas. II. Salze. III. Erze. 
Bearbeitet im Auftrage der Geotechnischen Kommission 
der Schweizerischen Naturforschenden . Gesellschaft von 
Dr. C. Schmidt, Professor an der Universität Basel. 
In Kommission bei A. Francke, Bern. Beiträge zur Geo- 
logie der Schweiz. Herausgegeben von der genannten Kom- 
mission auf Kosten der Eidgenossenschaft: Preis 5 Francs. 


Bekanntlich galt die Schweiz seit jeher als auffallend arm 


an nutzbaren, nicht ganz gewöhnlichen Mineralien, ein Um- 


stand, der sich für die Eidgenossenschaft in den mannig- 
fachen Notlagen des Weltkrieges öfters recht unangenehm 
fühlbar machte. Vorliegende Untersuchung reicht zwar in 


ihren Ursprüngen hinter den Weltkrieg weit zurück, kommt | 


aber, im April 1917 abgeschlossen, für seine Nöte gerade 


zurecht. Die Schrift erweckt den Eindruck, daß die über- 
Mehrzahl der darin verzeichneten Mineralvor- 


wiegende 
kommnisse eher geologisch. bedeutsam, als wirtschaftlich 


auswertbar sei. Immerhin dürfte sie für die bereits mehrfach || 
schweizerischen || 
an so manchen brauchbaren Mineralien durch || 
eine. brauchbare Grundlage 
der hervorragenden Stellung der 


in Angriff genommenen Versuche, dem 
Mangel 
Eigenerzeugung “ abzuhelfen, 
bieten und. daher, bei 


Schweiz im internationalen Handelsverkehr, auch für nicht- 


schweizerische Geschäftskreise und Wirtschafispehtleg ‚von R. 


Interesse sein. - BRET N 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 


Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Übergangswirtschaft. hältnismäßig wenig Rohstoff in Anspruch nehmen, 


sollen für Ausfuhr hergestellt werden.) Von Otto . 


Das Weihnachtsgeschäft. (Im allgemeinen ist in Wien 
die Nachfrage groß, zahlungsfähig und sieht nicht 
scharf auf den Preis, der Warenvorrat gering. Infolge 

der Einfuhrverbote für Juwelen-, Silber- und Spiel- 
waren und des Rohstoffmangels sind Puppen, Nipp- 
sachen aus Bronze, Galanteriewaren selten, Reise- 
utensilien werden viel verlangt, Pelzwaren wegen Irr- 
glaubens baldiger billigerer Zufuhr aus Rußland zu 
hohen Preisen vernachlässigt.) „Die Zeit“ (Wien), 
1 1,:Dezember. | 


Schulz-Mehrin, Charlottenburg. „Zeitschrift für Han- 
delswissenschaft und Handelspraxis“ — (Leipzig), 


Heft 7/9. 


Die Versorgung in Deutschland. (Die Rohstoff- und 
Kohlenvorräte sind genügend, weiterz Verkehrs- 
einschränkungen nicht beabsichtigt, Ersatzstoffe, wie 
Papier- und Brennesselfabrikate, Aluminium, Luft- 
salpeter, haben sich bewährt. Der Gesundheitszustand 
der arbeitenden Frauen ist zufriedenstellend, das Ver- 
hältnis zwischen Kriegsamt und Arbeitern dank der 


‚Rohstoffversorgung und industrielle Produktionsregelung 


in der Übergangswirtschaft. (Der dringendste Bedarf’ 


wird nicht mittels Geld, sondern durch Fertigwaren zu 
bezahlen sein; man muß feststellen, was vorhanden 
und was nötig ist. . Erzeugungsplan soll festgestellt, 
die menschliche Arbeitskraft durch Maschinen tun- 
lichst ersetzt werden. Eingeführte Rohstoffmengen 
werden durch Rücksicht auf Schiffsraum und Wäh- 
rung beschränkt sein, Rohstoffzuteilung soll von be- 
.triebstechnischer Vollendung abhängig gemacht wer- 
den. Aufstellung eines Schemas für die Kriegs- und 
Übergangswirtschaft. Nur im Ausland dringend be- 
.nötigte und hoch bezahlte Qualitätswaren, die ver- 
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Mitwirkung der Gewerkschaftsorganısationen ver- 
trauensvoll.) Unterredung mit dem Chef des deutschen 
Kriegsamtes General Scheuch. „Der Morgen“ (Wien), 
10. Dezember. 


Ouestions Economiques. Le contröle du commerce et de 


Pindustrie par l’Etat. (Die Proteste gegen die Ein- 
mischung des französischen Staates in alle wirtschaft- 
lichen Verhältnisse häufen sich; die Regierung hat es 
unterlassen, sich der Mitarbeit der Kaufleute zu ver- 


“sichern und ihre Verfügungen haben oft zu Preis- 


erhöhungen und Warenmangel geführt.) „Le Sema- 
phore de Marseille“, 14. November. 
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Ein neues Arbeiterprogramm in England. (Für die 
Übergangswirtschaft: Beherrschung, unter Umständen 
nur Unterstützung wichtiger Industrien, Verstaat- 
lichung von Eisenbahnen und Kanälen, Unterdrückung 
des Wuchers, intensive Bodenbebauung, Normallohn, 
Schutz gegen Arbeitslosigkeit, Kontrolle der Einwan- 
derung und des Wohnungswesens, kostenfreie Er- 
ziehung.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Ber- 
lin), 17. November. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Il blocco delle materie prime e il dopo-guerra. (Die 
deutsche Industrie erhielte den Todesstoß, wenn sie 
vom Rohstoffbezug ausgeschlossen wäre. Textilroh- 
stoffe, Erze, Kupfer, Zinn, Nickel, Ölsaaten, Schwefel 
kommen aus den Ländern der Entente; der Wirt- 
schaftskrieg werde die Annahme der Friedensbedin- 
gungen der Entente erzwingen.) „L’Economista 
d’Italia“ (Rom), 1. November. 


Amerikanische Drohungen gegen den deutschen Handel. 
(Die Union verfügt zwar über schwer ersetzbare Roh- 
produkte, wie Baumwolle und Kupfer, braucht aber 
Kalı und chemische Erzeugnisse. Mais kann Argen- 
tinien, Ölkuchen Rußland liefern; die Arbeiterfrage 
wird für Amerika bedrohlich. In Südamerika haben 
sich nordamerikanische Kaufleute und Fabrikanten 
unbeliebt gemacht; man sehne sich im romanischen 
Amerika nach der Wiederaufnahme der Beziehungen 
zu Deutschland.) ‚Deutsche Exportrevue“ (Berlin), 
30. November. 


Wirtschaftskrieg im Weltkrieg. 


Krieg undV olkswirtschaft. Die Beschlagnahme deutschen 
Vermögens in Amerika. (Zweifel über die von der 
Regierung der Vereinigten Staaten verfügte Beschlag- 
nahme feindlichen Vermögens nicht zutreffend. Die 
feindlichen Ausländer dürften nach Friedensschluß 
nicht einfach alles wieder erhalten, sondern nur 
mittels langwieriger, kostspieliger Zivilklagen. In 
Deutschland sollte gegen Vermögen von Unions- 
bürgern ähnlich vorgegangen werden.) „Kölnische 
Volkszeitung“, 6. Dezember. 

Die Freuden der Neutralität. (Das Leben in den neutra- 
len Staaten, besonders in Schweden, infolge Geld- 
entwertung und Teuerung sehr erschwert; ferner 
empfindlicher Kohlen- und Petroleummangel. Durch 
Eintritt der Union in den Weltkrieg Mittelmächte nur 
wenig berührt, neutrale Staaten schwer geschädigt. 
Diese von der Union rücksichtslos gezwungen, zu 
wählen zwischen Abbruch aller Handelsbeziehungen 
zu den Mittelmächten oder Verzicht auf jegliche Zu- 
fuhr von Nahrungsmitteln und anderen unentbehr- 
lichen Waren aus den Entente- und Überseeländern. 
Bei Begegnung der drei skandinavischen Könige Be- 
ratung gemeinsamer Schutzmaßnahmen gegenüber der 
Entente zu erwarten.) Von unserem Korrespondenten. 
„Pester Lloyd“, 27. November. 


Britische Liquidierungspraktik. (Bei Zwangsauflösungen 
geht England im Gegensatz zu Deutschland parteiisch 
vor und sucht vorhandenen Aktiven der Deutschen 
möglichst hohe Passiven gegenüberzustellen. Die 
Grundstücke der Deutschen Bank und der Diskonto- 
gesellschaft wurden an englische Banken verschleu- 
dert, die Bank von England läßt sich mit der Glatt- 
stellung ihres Guthabens Zeit, um dann mit unerwar- 
teten Forderungen heranzutreten. Ein Berliner Ko- 
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ınitee befaßt sich mit der Liquidierung deutscher Fir- 
men in England.) Von E. Trott-Helge, Misdroy. 
„Zeitschrift für Handelswissenschaft und Handels- 
praxis“ (Leipzig), Heft 7/9. 


Der Kampf gegen das Deutschtum in China. (Änderun- 


gen in der Behandlung der feindlichen Staatsangehöri- 
gen ın China seit der Kriegserklärung Chinas an die 
Mittelmächte: Völlige Beschränkung der Bewegungs- 
freiheit, Beseitigung der von feindlichen Staats- 
angehörigen herausgegebenen oder geschriebenen 
Presse, Inaussichtnahme von Veränderungen [Be- 
schränkungen] der bestehenden bezüglichen Bestim- 
mungen; Deutsch-asiatische Bank geschlossen; Ver- 
charterung deutscher und österreichisch-ungarischer 
Schiffe an die Ta-Ta-Company zur Weitervercharte- 


rung an eine japanische Gesellschaft; Einstellung der. 


Zinszahlungen und Boxerentschädigung an Deutsch- 
land. Telegrammverbot für die Deutschen. Wetteifer 
aller Ententemächte, die früher von Deutschen und 
Österreichern innegehabten Berechtigungen in Besitz 
zu nehmen, Verhandlungen über die Verteilung der 
deutschen und österreichischen Schiffe und der früher 
von Deutschen und Österreichern eingenommenen 
Stellen bei der chinesischen Regierung.) „Wirtschafts- 
dienst“ (Hamburg), 16. November. 


Sonstige Handelspolitik und Kolonialpolitik. 
Der Einfluß des Krieges auf die Zollpolitik. (Darlegun- 


gen von „Stockholms Tidningen“ vom 15. November: 
Das schutzzöllnerische Deutschland und das freihänd- 
lerische Großbritannien haben sich in der Handels- 
politik des Weltkrieges einander angenähert. Groß- 
britannien traf schutzzöllnerische Maßregeln, wie 
Einschränkung seiner Freiliste, staatliches Darlehen 
von ı!/, Millionen Pfund Sterling zur Förderung der 
Farbstoffindustrie, erhöhte Sorgfalt für Schicksal der 
britischen Landwirtschaft. Deutschland ist in manchen 
Schutzzollfragen unsicher geworden und kann wohl 
Wiedereroberung der verlorenen Märkte durch un- 
entwegte Schutzzöllnerei nicht fördern. Für Groß- 
britannien, Zölle auch fiskalische Notwendigkeit, 
Deutschland wird sich durch innere Steuern helfen.) 


„Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 30. No- 


vember. 


Das Geschäft über alles! (Französische Ausfuhr nach 


Holland durch Großbritannien behindert. Schwierig- 
keiten für holländische Kaufleute, wenn sie franzö- 
sische Waren über England nach Holland bringen 
wollen. Hingegen beschicken die Engländer den hol- 
ländischen Markt mit englischen Waren, welche die 
französischen und deutschen ersetzen sollen, so mit 
Parfüms, Spielwaren, Giftstoffen gegen Ungeziefer, 
Büchern etc.) „Die Seife“ (Wien), 28. November. 


Vollständiges Exportverbot für Skandinavien. (Eine 


dauernde Verständigung über den Warenaustausch 
zwischen den skandinavischen Ländern, wie ein ge- 
meinsames allgemeines Ausfuhrverbot und eine dar- 
auf aufgebaute gemeinsame Kompensationspolitik 
gegenüber nichtskandinavischen Ländern sei zu 
zu empfehlen.) „Vossische Zeitung“ (Berlin), 10. De 
zember. 4% 


Maße und Gewichte. 


L’unification des poids et mesures. (In der Türkei seit 


1869 das metrische System eingeführt, doch alte tür- 
kische Maße und Gewichte noch immer im Gebrauch. 


Von den staatlichen Verwaltungsbehörden nur metri- 
sche Maße und Gewichte verwendet, ebenso im Kon- 
stantinopler Großhandel und im Handel mit Aus- und 
Einfuhrwaren, jedoch die Preise nach den alten Ge- 
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wichten berechnet; Verwirrung in der Provinz noch ‚Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
’ 


größer. Die gebräuchlichsten türkischen Maße und 
Gewichte: die Oka gleich 1283 g, ihr vierhundertster 
Teil, der Dirhem, gleich 3°21 g; die Arschime gleich 
0:62 bis 0'75 m, die Mille gleich 1895 m. Wünschens- 
wert allgemeine Einführung des metrischen Systems 
bei der gegenwärtigen Teuerung nicht zweckmäßig, 
da hierdurch die Warenpreise um 25 Prozent steigen 
würden.) „Revue de Turquie“ (Lausanne), Oktober. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


Die Vermögensabgabe. (Hainisch als Gegner der Ver- 


mögensabgabe, die in Österreich die Städter und 
Deutschen stärker belasten würde als die Landbevöl- 
kerung und die Slawen; Verwendung der Vermögens- 
abgabe zur sofortigen Verbesserung der Währung 
wegen des damit verbundenen Preisumsturzes be- 
denklich; vorzuziehen sei stark progressive Ver- 
mögenszuwachssteuer.) ‚Die Zeit“ (Wien), 8. De- 
zember. 


Die neuen Steuern und die Aktiengesellschaften. (Die 


Aktiengesellschaften werden bis zu einem Drittel ihres 
Erträgnisses besteuert, während der Grundbesitz im 
Verhältnis zu seinem Mehrertrag im Weltkrieg wenig 
herangezogen wird. Der 6oprozentige Kriegssteuer- 
zuschlag und die Kriegsgewinnsteuer sollen gleich- 
mäßig von Privaten und Aktiengesellschaften ein- 
gehoben werden, was als drückende Belastung an- 
gesehen wird. Man erhofft eine Milderung einzelner 
Bestimmungen.) Von Dr. Ernst Makai. „Peter Lloyd“, 
5. Dezember. 


Kroatische Wirtschafts- und Finanzprobleme. (Sowohl 


Ungarn als Kroaten behaupten, daß das bestehende 
finanzielle Abkommen für den anderen Teil günstiger 
sei; die Kroaten erhoffen von einer ständigen Ex- 
positur der Landesregierung in Budapest eine für sie 
vorteilhaftere Gestaltung der beiderseitigen Wirt- 
schaftsverhältnisse.) Von Karl Unkelhäuser. „A Mon- 
archia“ (Budapest), 25. Oktober. 

(Es 
müsse eine klare Grenze zwischen den Steuersystemen 
des Reiches und der Einzelstaaten gezogen werden. 
An neuen Steuern und Steuererhöhungen stehen zur 


“ Verfügung: Vermögensabgabe, Zuwachssteuern, Erb- 


steuern, Ausfuhrzölle auf Kali, Kohlen, Eisen, Mono- 
pole für eingeführten Weizen, sodann für Stickstoff, 
Tabak, Petroleum, Schnaps). Von Justizrat Dr. Bau- 
mert (Spandau). „Der Tag“ (Berlin), 6. Dezember. 


Industrielle Erträgnisse und Kriegsgewinnsteuer. (In 


England Reinerträgnis sämtlicher Gesellschaften um 
durchschnittlich 45 Prozent erhöht, Tempo der 
steigenden Erträgnisse verlangsamt. Hohe Steuern 
[sie nehmen 80 Prozent des das normale Erträgnis 
der Friedenswirtschaft übertreffenden Reingewinnes 
in Anspruch] werden größtenteils auf Verbraucher 
abgewälzt. Hohe Kriegsgewinne in den Munitions- 
betrieben, besonders in den schon vor oder bald nach 
Kriegsausbruch gegründeten, veranlassen die Regie- 
rung, Verwaltung eines Teiles dieser Unternehmungen 
selbst zu übernehmen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
29. November. 


Staatsbankerott. (Die Zahlungsteinstellung des Staates 


berühre die Privatgeschäfte der russischen Banken 
und Bahnen nicht, richte sich aber gegen die Entente. 
Frankreich verliere jährlich eine bis eineinhalb Mil- 
liarden Frances. Rußland führe keinen Krieg mehr, 
brauche daher weder Waffen, noch Munition, noch 
Vorschüsse.) Von Georg Bernhard. „Vossische Zei- 
tung“ (Berlin), 10. Dezember. 


Berliner Brief. 


Die Spekulation und der Krieg. 


Wirtschaftliche Möglichkeiten auf dem Balkan. 


Gold. 


Une invasion de Sous Argentins. 


wesen. 


(Im Vertrauen auf die „Valuta des 
Siegers“ finden sich deutsch-schweizerische Bank- 
konsortien, die es ihnen nahestehenden großen In- 
dustriekonzernen ermöglichen, ausländische Wert- 
papiere mit bestimmten Kursen in die Bilanz ein- 
zusetzen.) „Österreichisch-ungarische Exportrevue“ 
(Wien), 5. Dezember. 


(Die Spekulation be- 
wirkt im Frieden die Ausgleichung der Preise als 
sachkundiger Berater der Volkswirtschaft; im Kriege 
wirkt Warenspekulation preistreibend und sei daher 
auszuschalten. Spekulation in Wertpapieren not- 
wendig und behebt Ausschreitungen. Regierung wollte 
durch Aussetzen der Kursnotierungen Spielwut ein- 
dämmen; Untersagen des amtlichen und Zulassung des 
nichtamtlichen . Verkehrs eine Halbheit, führte zur 
Zügellosigkeit der Bankiers.) Von August Behrens, 
Berlin. „Zeitschrift für Handelswissenschaft und 
Handelspraxis“ (Leipzig), Heft 7/9. 


Pour lapres-guerre. L’argent frangais, pour la produc- 


tion frangaise. (Um ausführen zu können, braucht 
man Rohstoffe, Arbeiter, Kapitalien. Frankreich hat 
seine Kapitalien dem Ausland zugeführt und die 
eigene Entwicklung vernachlässigt. Deutschland hat 
durch Verflechtung von Bankwesen und Ausfuhr- 
handel seiner ganzen Wirtschaft genützt. Die Ein- 
richtung der Treuhandgesellschaften, welche die in- 
dustrielle Entwicklung überwachen und den Unter- 
nehmern mit Rat zur Seite stehen, habe sich gut be- 
währt.) „Le Journal“, 25. November. 

(Die 
bulgarische Volkswirtschaft, der über Nacht große 
Kapitalien zuflossen, weil die landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse zu nie gekannten Preisen ausgeführt wur- 
den, macht eine wilde Gründungsperiode durch, die 
zu ungesunden Auswüchsen der Spekulation führt.) 
Von Artur Dix, Sofia. „München- Augsburger Abend- 
zeitung“ (München), 28. November. 


Geld- und Währungswesen. 


(Mitteilung, daß der Goldbestand der öster- 
reichisch-ungarischen Notenbank größer sei als an- 
genommen wurde, wirft Frage auf, warum nichts ge- 
schehe, um Gold in die Bankkeller zu lenken und 
durch raschen Zugriff die wüste Goldspekulation und 
die Luxusneigungen einiger, schnell reich gewordener 


Emporkömmlinge einzudämmen.) „Der Morgen“ 
(Wien), 3. Dezember. 
Auslandskredite, Handelsbilanz und Wechselkurse. 


(Durch Kapitalsvorschüsse Schweiz zum Gläubiger 
der Großstaaten geworden, deren Handelsbilanz ge- 
stört ist, was die schweizerische Währung überwertig 
macht. Schweiz hat Interesse an der Wiederherstel- 
lung der alten Relation, weil sie Zinsen und Kapita- 
lien in ausländischer Währung zu empfangen hat und 
Export sowie Fremdenverkehr durch Disagio der Aus- 
landswährungen gefährdet werden. Warenverkehr im 
Welthandel das entscheidende, Kapitalsverkehr nur 
von sekundärer Bedeutung.) „Neue Zürcher Zeitung“, 
23: November. 

Presente-t-elle un 
danger pour notre circulation monetaire? (Der argen- 
tinischen Centavo ist der hundertste Teil des Peso; der 
Papierpeso wertet zwar nur 2 Francs 27 Centimes; 
doch in Frankreich, wo Mangel an Kleingeld, wird 
Centavo gern für fünf Centimes genommen; in 
Frankreich werden Kupfermünzen allmählich durch 


Nickelmünzen ersetzt. 
an Kleingeldmangel.) 
vember. 


„Le Matin“ (Paris), 6. No- 


Die Zinsfußerhöhung der Schwedischen Reichsbank. 
(Der siebenprozentige Zinsfuß soll die private Dar- 
lehensgewährung an das Ausland unlohnend machen. 
Die Maßregel hängt mit der Furcht vor zu großen 
Goldeinfuhren zusammen, die zu hohem Notenumlauf 
und zur Teuerung führen könnten.) „Neues Wiener 
Tagblatt“, 14. Dezember. 


Der Rubelkurs im besetzten Gebiet und die Einnahme von 
Riga. (Seit Einnahme von Riga versucht, in dortiges 

- Geld- und Bankwesen Ordnung zu bringen; Rubel mıt 
zwei Mark festgesetzt, bis sich geschäftlicher Verkehr 
in Mark abwickeln konnte, der nunmehr vorherrscht. 
Banken, deren Aktien ins Innere des Landes ver- 
schleppt wurden, allmählich wieder in Tätigkeit ge- 
setzt.) „Berliner Börsen-Courier“, 5. Dezember. 

Letters to the Editor. International Currency. (Eine 
internationale Bank- oder Staatsnote, die sıch auf 
Warenvorräte aller Art stützt, könnte Goldzirkulatıon 
ersetzen, dürfte aber von den wirtschaftlich stärkeren 
Staaten nicht angenommen werden. Aufrechterhaltung 
des Wertes einer solchen Note setzt internationale 
Überwachung voraus und dürfte ebenso unhaltbar 
werden wie der Bimetallısmus, der am schwankenden 
Wertverhältnis zwischen Gold und Silber scheiterte.) 
To the editor of the Economist. „The Economist“ 
(London), November. 


Preistreiberei. 


Das Mittel gegen die Preistreiberei. (Als Hilfsmittel 
gegen die Preistreiberei Aufhebung aller Einfuhrzölle 
für ein Jahr nach Friedensschluß vorgeschlagen; 
gegenüber Gefahr der Auswucherung des Volkes sei 
vorübergehende staatsfinanzielle Einbuße nebensäch- 
lich.) „Wiener Montags-Journal“, 3. Dezember. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten, 
Ungarn und Bosnien-Hercegovina. 


Bosnien im Kriege. (Kriegsteilnehmer erblickten in 
Bosnien-Hercegovina schwere  wirtschaftspolitische 
Mängel, wie Rückständigkeit der Landwirtschaft, 
Kläglichkeit der Eisenbahnleistungen, Schädigung 
der Wealdwirtschaft durch ältere Holzabstockungs- 
verträge, fast völliger. Mangel einer geregelten 
Wasserwirtschaft; anderseits auch große Zukunfts- 
möglichkeiten sichtbar, die durch fachmännische, 
großzügige, aber auch parlamentarisch streng über- 
wachte Verwaltung zu heben wären.) „Sarajewoer 
Tagblatt“, 5. Dezember. 

Schweizer Eindrücke. (Die bisher im internationalen 
Handelsverkehr ihre Hauptstütze findende Schweiz 
durch Kohlenknappheit, Notlage ıhrer Fremden- 
industrie und ihrer Luxusfabrikationen, Nahrungs- 
Beer zur Selbstgenügsamkeit gedrängt; da- 
her Sorge um Ausnützung der Wasserkräfte; welsche 
Schweiz wirtschaftlich und politisch gegen die Entente 
zu gerichtet.) „Österreichisch-ungarische Export- 
revue‘‘ (Wien), 5. Dezember. 


Auf dem Wege zum Frieden. (Deutschland und Rußland 
zwei sich ergänzende Verkehrsgebiete. Die Handels- 
bilanz 1904—1913 war für Rußland im. ganzen mit 
4'2 Milliarden aktiv. Da sich Rußlands Landwirt- 
‘ schaft kräftigt und die Bodenerträge steigen, besteht 
- dort Ausfuhrmöglichkeit für Weizen und Gerste, Ein- 
fuhrmöglichkeit für Fabrikate und Industrialien, und 
zwar beides im größten Maße.) Von Georg Münch. 
:„Vossische Zeitung“ (Berlin), 2. Dezember. - 
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Inzwischen leidet Argentinien | La vie economique & Milan.  (Mailands Wirsschaftefeben: E: 


Verdrängung des französischen 


Latein-Amerika. (Die Deutschen den Nor dan ee 


La Valeur du Concours bresilien. 


Exportförderung, Handelikanc Aus- 


Ein einheitliches Ma 


.vember. , u 
Schwierigkeiten bei der 


gehe weiter, die Kriegsindustrie blühe, Kohlen fehlen, 
Holz unerschwinglich- teuer. Die Lebensmittel um 
124 Prozent teurer geworden. Die Arbeiter erhalten 
4oprozentige Teuerungszulage, die Mittelklasse leide 
Not. Vom ı. Januar an werden Karten für Brot, 

Mehl, Butter, Reis, Teigwaren ausgegeben.) De notre 
envoye special au corps expeditionnaire. „Le Temps“ 
(Paris), 4. Dezember. 
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Handels in Alysin 
(Französische Waren werden durch englische, italie- 
nische, schweizerische und einheimische verdrängt; es | 
gilt dies für Korsetts, fertige Kleider, Wäsche, 
Herrenhüte, Toiletteartikel, pharmazeutische und || 
kosmetische Artikel und anderes mehr.) Von E. Trott- 
Helge. „Zeitschrift für die gesamte Textilindustrie“ 
(Leipzig), 14. November. 
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überlegen, müssen aber einen Weltnachrichtendienst 
schaffen, dessen Zentralstelle Berlin. Latein-Amerika 
braucht Menschen und Kapital. Niemand soll hin- 
übergehen, der keine feste Anstellung hat; Kleinhand- 
werkern, Arbeitern, Taglöhnern sei von Auswande- 
rung abzuraten. Im aligemeinen finden sich Deutsche 
in dortigen großzügigen, natürlichen Verhältnissen 
gut zurecht.) Von W.- Fink, Berlin. „Europäische 
Staats- und Wirtschaftszeitung‘“ (Berlin), 27. Ok- 
tober. RE 
(Große wirtschaftliche 
Bedeutung Brasiliens; Handelsflotte besteht aus 300 
Dampf- und zahlreichen Segelschiffen. Langgestreckte 
Küste und Holzreichtum ermöglichen lebhafte Schiffs- 
bautätigkeit. Vor dem Weltkrieg über die Hälfte allen 
Kautschuks, 70 Prozent allen Kaffees in Brasilien Be 7 
wonnen; Baumwolle nach England und Portugal, 
ferner nach mehreren Ländern Zucker, Tabak, od - 
Mangan etc. ausgeführt. Im Weltkrieg Ackerbau ge- 
fördert, Kreditbanken gegründet, Straßen gebaut, 
Viehzucht verbessert, „Versuchsfelder“ besonders war 
Baumwolle angelegt, landwirtschaftliche Schulen ver- 
mehrt, Verwendung von Kunstdünger betrieben, Ge- 
frierfleischindustrie ausgestaltet; zur Beh der 
Dürre in einzelnen trockenen Gegenden artesische 
Brunnen gegraben. Auffindung von Steinkohlenlagern, 
Verwertung der Wasserkräfte für elektro- chemische 
und Metallindustrien. In die vor dem Weltkrieg. vor- 
herrschende Stellung Deutschlands in Brasilien sucht 
Japan zu gelangen.) „La Depeche“ (Paris), 7. No- | 
vember, Be - 


kunfteiwesen. 


der Zentralmächte? 
(Vorschlag des königlichen Rates Max Guttmann be- 
treffs Schaffung eines einheitlichen Auskunftswesens 
der Mittelmächte unzweckmäßig. Einführung des > 
zessionszwanges nach österreichischem Muster _ 

Deutschland und Ungarn nicht wünschenswert, ch 
sowenig bei Verschiedenheit des kaufmännischen 
Standards ‚innerhalb ya es Einheitlichkei 


Institutionen erlehtet werden a 2 
Unterstützung des. Staates anrufen.) Von einem 
kunfteifachmann. „Wiener Handelsblatt*, 2 
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Bayerische Industrie und bayerisches Handwerk 


Die Kriegswirtschaft der bayerischen Industrie. 
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Interessen sind für deutsche Behörden rein wirtschaft- 


liche Gründe für Paßverweigerungen maßgebend; die 
Schwierigkeiten werden unter dem Einfluß der deut- 
schen Konkurrenz gemacht. Es wird um Abstellung 
der von deutscher Seite dem Handel Österreich- 
Ungarns in den Weg gelegten Hemmnisse und der 
nach österreichischer Bewilligung einsetzenden deut- 
schen Verzögerungen eingeschritten.) „Der Handels- 
agent“ (Wien), 1. Dezember. 


Die niederländische Exportzentrale. (Eine Aktiengesell- 


schaft mit fünf Millionen Gulden holländischem Ka- 
pital wird unter Regierungsaufsicht, solange der Aus- 
landsverkehr behindert ist, Ausfuhr und Einfuhr Hol- 
lands in die Hand nehmen, fünf Prozent Jahres- 
dividende verteilen und nach der Liquidation den 


Überschuß dem Reichsschatzamt zuführen.) „Wirt- 
schaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), 8 De- 
zember. 

„Kaufmännische Offensive“ in Makedonien. (In Salo- 


niki von General Sarrail ein „Bureau commercial des 
importations frangaises“ gegründet. Seine Aufgabe: 
Förderung des französischen Handels nach Makedo- 
nien sowie Verdrängung des deutschen und» öster- 
reichisch-ungarischen aus seiner vor dem Weltkrieg 


‚bedeutsamen Stellung auf dem makedonischen Markt.) 


„Wiener Handelsblatt“, 20. November. 


‚Industrieförderung und Patentwesen. 


im 
Kriege. (In Bayern verteilt die Vermittlungsstelle des 
Ministeriums des Äußern die Aufträge der durch die 
Ausgleichsstelle in Berlin an Bayern zugewiesenen 
Aufträge auf Industrie und Handwerk; die Unter- 
ausschüsse verteilen die Aufträge auf die einzelnen 
Firmen.) „Münchner Neueste Nachrichten‘ (Mün- 
chen), 27. November. 
(Die 
Meldungspflicht bei Heereslieferungen und die Zu- 
sammenfassung der Ergebnisse in eine „Firmenkartei“ 
ermöglicht eine Übersicht über das Können der Unter- 
nehmungen und -erleichtert die Überführung der 
Kriegswirtschaft in die Friedenswirtschaft.) „Münch- 
ner Neueste Nachrichten“ (München), 30. November. 


Die neue bayerische Wirtschaftspolitik und deren. Er- 


folge. (Bayern konnte wegen zu geringer Leistungs- 
fähigkeit an den Heereslieferungen nicht in ent- 
sprechendem Maße teilnehmen. Die neuen Richtlinien 
für die einzuschlagende Wirtschaftspolitik betreffen 
Verkehrsmittel, Ausbau der Wasserstraßen, besonders 
des Rhein—Donauweges, und die Zusammenfassung 
der Großbanken zur Industrieförderung.) Von Fried- 
rich Karl Zahn, Nürnberg. „Bayerische Staats- 
zeitung“, „Königl. Bayerischer Staatsanzeiger“ (Mün- 
chen), 27. November. 


Musterlager für schweizerische Erzeugnisse in Basel. 


(In Basel ein ständiges Musterlager für schweizeri- 


sche Erzeugnisse am 27. Oktober eröffnet, wovon sich 
schweizerische Industrielle 


viel für Belebung des 
schweizerischen Ausfuhrhandels nach Friedensschluß 
versprechen; bereits am Eröffnungstag 170 Firmen 
vertreten.) „Neue Zürcher Zeitung“, 29. Oktober. 


Agrarpolitik. 
Wie schaffen wir der städtischen Bevölkerung billige 
und ausreichende Ernährung? (Das Zusammen- 


"arbeiten von Stadt und Land, die Verwertung von 
_ Abfallwässern und die Umziehung der ‘Städte mit 


„Los von: England“. 


‚Pour lindustrie thermale en provence. 


einem Kranz von Gärtnereikolonien [Gartenstädte] 
könne die Ernährung verbilligen.) „Deutscher Reichs- 
anzeiger“ (Berlin), 12. Dezember. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Englische Verträge und Schieds- 
gerichte. (Nach Friedensschluß soll sich Deutschland 
von englischen Verträgen mit englischer Schieds- 
gerichtsklausel lossagen, weil englische Schiedsrichter 
sich nur als Vertreter der Partei fühlen und nicht un- 
parteiissch sein dürften, falls Deutsche in einen 
Streit verwickelt sein werden.) Von Otto Friedeberg, 
Vorsitzender des Vereines der Getreidehändler an der 
Hamburger Börse. „Wirtschaftszeitung der Zentral- 
mächte“ (Wien), 30. November. 


Fremdenverkehr. 


(Die deutsch- 
österreichische Propaganda für Heilquellen und Mi- 
neralwässer soll durch die französische für die eige- 
nen Wässer geschlagen werden. Die Nordamerikaner 
werden nach dem Weltkrieg die Schlachtfelder be- 
suchen und dabei viel Geld ins Land bringen; man 
könne durch eine geeignete Reklame auf die Heilkraft 
der Bäder und Mineralwässer der französischen Kur- 
orte aufmerksam machen und deren Ausfuhr fördern.) 
„Le Semaphore de Marseille“, 16. November. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Die Errichtung von Kriegerheimstätten, Kriegsgrund- 


besitz in Ungarn. Die Heimstätte soll dem Berech- 
tigten gesichert, dafür aber sein Eigentums- und 
Erbrecht beschränkt sein. Verkauf und Belehnung 
sind von der Zustimmung des Kriegsfürsorgeamtes 
abhängig. Grundbesitz-Pachtungen sollen den Familien 
ein Heim und dem Großgrundbesitz Arbeitskräfte 
sichern.) Von Edmund Kirschanek, Pfarrer und Schul- 
inspektor in Kisköszeg. „Österreichische landwirt- 
schaftliche Genossenschaftspresse“ (Wien), 25. Ok- 
tober. 


Kritische Betrachtungen zur Frage einer Reichswohn- 


versicherung. (Vorschlag von Professor Dr. B. Schmitt- 
mann in Köln, zur Begünstigung der Elternschaft, die 
Wohnungsnot der Kinderreichen in Deutschland durch 
eine Reichswohnversicherung zu mildern, sei un- 
zweckmäßig. Nach Schmittmann soll die Reichs- 
wohnversicherung aus einer vom vierten Kinde ab 
zu beziehenden, bei jedem weiteren Kind unter vier- 
zehn Jahren steigenden Kinderrente bestehen. Nach 
Dr. Hahn trage jedoch Wohnungsnot nur wenig 
schuld an der freiwilligen Einschränkung der Kinder- 
zahl und an der geschädigten Gesundheit des Nach- 
wuchses. Der gleichen Meinung sei auch die vom 
Ministerium des Innern 1915 herausgegebene „Denk- 
schrift über die Ursachen des Geburtenrückganges“ 
und der Direktor des hygienischen Institutes der Uni- 
versität in Berlin, Professor Dr. Flügge, in seiner 
Abhandlung ‚„Großstadtwohnungen und Kleinhaus- 
siedlungen in ihrer Einwirkung auf die Volksgesund- 
heit“.) Von Rechtsanwalt Dr. Gustav Hahn. „Berliner 
Börsen-Courier“, 22. November. 


Hypothekenbanken und Grundbesitz. (Die privilegierte 


Stellung der Hypothekenbanken liege darin, daß kein 
Einlösungszwang der Banken für Pfandbriefe bestehe, 
daß. sie aber von den Banken zu pari zurückgekauft 


werden können, falls der Zinsfuß a 
Kriege hängt die Entwicklung von -Brauindustrie und 
Belehnugsgeschäft von der Höhe der Mieten ab, deren | 
für die Bevölkerung allerdings schmerzliches Steigen 
die Bautätigkeit beleben würde) Von Dr. August 
Behrens. „Berliner Tageblatt“, 1. Dezember. 


Wie werden unsere Feldgrauen zurückkommen? 

- Fröntsoldaten werden ruhebedürftig und in ihrer Ge- 
sundheit geschwächt, aber mit gesteigerter Familien- 

. gesinnung zu ihrer Arbeit zurückkehren. Energischer 

- ım Wollen, rascher im Handeln werden sie fordern, 
und ihre Wünsche werden Gehör finden müssen oder 
sie werden sich selber helfen; besonders dringend wird 
die Forderung nach besseren Wohnungsverhältnissen 
sein.) Von Paul Göhre, M. d. R. „Vossische Zeitung“ 
(Berlin), 9. Dezember. 


England. (In England Mangel an Arbeiterwohnungen 


auf dem flachen Lande, da während des Krieges kein | 


Kapital für Spekulationsbautätigkeit vorhanden. Nun- 
mehr erklärt sich Regierung bereit, den Gemeinden 
in England und Wales umfangreiche finanzielle Bei- 
hilfe [Ausfallsgerantien für Zins, günstige Darlehens- 
bedingungen] zu leisten, wenn sie sofort nach Frie- 
densschluß Wohnungen für Arbeiter bauen, die von 
dem „Local Government Board“ gebilligt werden. 
- Auch für die großen Städte werde sich gleiche Not- 
wendigkeit der Staatsbeihilfe ergeben.) „Wirtschaft- 
licher Nachrichtendienst“ (Berlin), 29. November. 


Genossenschaftswesen und sonstige Sozial- 
politik. 


Widersprüche und Notwendigkeiten. (Da Friede heran- 

. naht, sei der vom Felde und der Munitionsfabrik zu 

 friedlicher Beschäftigung zurückkehrende Arbeiter 
durch eine Sozialgesetzgebung größten Stils vor Ar- 
beitslosigkeit, Überarbeitung und dem sozialen Über- 
gewicht der „Papierrentner“ zu bewahren sowie der 
Heilung der im Weltkrieg erlittenen Gesundheits- 
schaden zuzuführen.) „‚‚Arbeiter-Zeitung“ (Wien), 
8. Dezember. 


Die Arbeitskammern. Die nächste Aufgabe der sozial- 
politischen Gesetzgebung. (Wiederaufbau der Be- 
ratungen über Schaffung der 1890 im Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit . gewesenen Arbeitskammern in 
Deutschland. Unentschieden derzeit noch die Frage, 
ob sie nur aus Arbeitnehmern oder paritätisch aus 

. Arbeitnehmern und Arbeitgebern bestehen und ob sie 

. nur zur Wahrung der Interessen der Arbeitnehmer oder 
auch jener der Arbeitgeber bestimmt sein sollen. Vor- 
schlag der Sozialdemokraten, die Kammern in zwei 
Sektionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu teilen, 
die getrennt oder gemeinsam beraten können. Errich- 
tung von Arbeitskammern jedenfalls wünschenswert.) 
Von Dr. Doormann, Mitglied des Reichstages. „Ber- 

 liner Tageblatt“, 29. November. 

Ein Volkshausbund. (Badischer Landeswohnungs- 
inspektor Dr. H. Kampffmeyer an der Spitze einer 
Bewegung zur Gründung eines großen deutschen 
„Volkshausbundes“, der den Gemeinden, 
gungen etc. beim Bau von Volkshäusern behilflich sein 


soll; Gründung in erster Dezemberhälfte nn 


„Frankfurter Zeitung“, 30. November. 


Les Salaires et le Cout de la Vie. Aujourd’hui et en 
(Dem wirtschaftlichen Notstand zu Anfang des 
Krieges folgte eine fieberhafte Tätigkeit, die den 
Unternehmern reichen Verdienst brachte und die 


Nach ER 


(Die 


Die Bereitstellung unserer H andelsmarine für die Far 


Schiffahrtsbanken. 


Schwedischer Schiffbau. (Der Motorschiffbau mit Di 
 „Hamburgischer Korrespondent“, 


Schiffbau 


‚wetter. „Kölnische Zeitung“, 8. Dezember. 


Die "zukünftigen Handelsbesiehungen 


Vereini- | 


Eine vierte Ba 
Löhne, aber noch mehr die Lebenskosten in die Höhe | 
trieb. Nach dem Kriege schwere Übergangszeit; Rück- ER 


rehr- zu en alten Merhälenesen wird sch 
„L’ KEORageS an (Paris), 24° “Novem 


PN 


lung zur männlichen Arbeit bedarf eines er 
Studiums; gleichmäßige Entlohnung nicht im Inter- 
esse der Frauen, die dann durch Männer verdrängt 
würden.) „Manchester Guardian“, 19. November. 


Seeschiffahrt. 


denszeit. (In Österreich sei für stählernes Schiffbau- 
material und Kohle noch vor Kriegsende zu sorgen, 
auch Bau von Holzschiffen sowie von Segelschiffen Bi 
mit Hilfsmaschinen empfehlenswert.) „Österreichisch- 
ungarische Export-Revue“ (Wien), 5. Dezember. 


(Die Schiffsbeleihungsbanken eine 
Begleiterscheinung der kapitalistischen Entwicklung; 
es soll nun nach holländischem Muster deutsche Bank 
gegründet werden, die sich ihr Kapital durch Pfand- 
briefe beschafft. Man hofft, sich dadurch von der 
drückenden Bestimmung der Zahlungen in holländi- || 
schen Gulden und von den holländischen Werften un- 
abhängig zu machen.) Von Dr. ©. Mathies, Syndikus 
der Handelskammer in Hamburg. „Wirtschaftszeitung 
der Zentralmächte“ (Wien), 26. Oktober. 


Motoren .nimmt einen großen Aufschwung; 
werden Segelschiffe aus Eichen- und Föhrenholz ge- 
baut, die mit Motoren als Hilfskraft ausgestattet a 

ı1. Dezember. 


und ÜU-Boot-Krieg. (Englische Fachze 
schriften geben sich über den Ernst der Lage kei 
Täuschung hin; der englische Schiffbau gehe lang am 
vor sich, Normen komme zu spät, Japan | 4 
zu wenig Stahl.) Von Kapitän zur See a. D. v. Küh 


diese Einfuhr könnte auf 3.-bis 4, vielleicht sogar An 
bis 7 Millionen t gesteigert werden, aber im Fried: en 
dürfte die Donau für Transporte nach West- | 


sein.) „Das Schiff“ (Berlin), 23. November. 
uch 
Schweiz und Französisch-Nordafrika. (Bishe 
die Schweiz zwei Drittel ihrer Einfuhr über Ro 
und Rhein; sie hofft, durch eine Verbindun 
Rhöne und des Genfer Sees mit anderen schweizeri- || 
schen Binnenwasserstraßen. eine N he 


und Ts Pen aka Südfein 
Datteln in Betracht EN „Wirtechattie 


sei in Österreich Er 
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Bahnwagenklässe einzuführen. Die Anregung des Ab- 
geordneten von einem hochstehenden Staatsbahn- 
.beamten bei möglichst niedrigem Fahrsatz für vierte 

Klasse gebilligt.) Mitteilungen des Reichsratsabgeord- 
neten Ganser. „Neues Wiener Journal“, 7. Dezember. 


 komitee. (Dieses offizielle Blatt des ungarischen 
Landes-Handelsvereines nimmt abermals gegen die 


die Beengung der Weltkriegszeit, zu leicht zu Minder- 
leistungen entschlossen.) ‚Neue Zürcher Zeitung“, 
25. November. | 


Die Kommission des Eisenbahngütertarifes in dem Tarif- | Lebens- und Genußmittelsowie Ernährungs- 


politik. 


geplante Gütertarifreform Stellung: Falls das mit Österreichisch-ungarische Ernährungspolitik. (In Öster- 


Österreich geschlossene Übereinkommen tatsächlich 
jederzeit gekündigt werden könne, sei es Pflicht der 
ungarischen Regierung, dieses Übereinkommen sofort 
zu kündigen,” das von sämtlichen Interessenvertre- 
tungen des ungarischen Wirtschaftlslebens bekämpft 
werde. An Stelle der geplanten Reform mögen Jie 
Tarife, eingerechnet die 3oprozentige Eisenbahnkriegs- 
steuer, auf das Doppelte erhöht werden. Der geplante 
Entwurf sei österreichischen Ursprunges und diene, 
gemäß Erklärung des Leiters des österreichischen 
Tarifamtes, Ritter v. Solvis, vor allem österreichischen 
Interessen.) „Omke‘“ (Budapest), 6. Dezember. 


Zur Reform der Gütertarife. (Eine systematische Neu- 
ordnung des ungarischen Tarifwesens ist erst nach 
Friedensschluß möglich; die derzeit durchgeführte 
2 fiskalische Ausnützung der Eisenbahn gefährlich; man 
ee: müsse trachten, eigene Rohstoffe selbst zu verarbeiten 
k und dürfe deren Ausfuhr nicht tarifarisch begünstigen.) 
= Von Ferdinand Zeller, Direktorstellvertreter a. D. der 
königlich ungarischen Staatseisenbahnen, verkehrs- 
politischer Konsulent ‘der Budapester Handels- und 
Gewerbekammer. „Pester Lloyd“, 7. Dezember. 


Post und Telegraphie. 


. Ein mitteleuropäischer Postverein. (Wünschenswert Er- 
richtung eines mitteleuropäischen Postvereines in der 

Art des 1850 gegründeten, ausgezeichnet bewährten 
 Deutsch-Österreichisch-ungarischen Postvereines. Im 

a Jahre 1913 aus Deutschland nach Österreich-Ungarn 
. 116 Millionen Briefsendungen, 6 Millionen Pakete 
sowie Wertsendungen und ın umgekehrter Richtung 
ea 118 Millionen Briefsendungen sowie vier Millionen 
41 Pakete und Wertsendungen. Zweckmäßig Einrichtung 
Ne einer Vermittlungs- und Abrechnungsstelle nach Art 
FE des Weltpostamtes in Bern, bestehend aus Beamten 
oe . aller Vereinsstaaten. Kosten der Schaffung eines Post- 
SEE vereines und durch ihn .hervorgerufene zeitweilige 
“Verminderung der Posteinnahmen ‚Deutschlands von 
keinesfalls mehr als einer Million Mark jährlich durch 
Steigerung des Verkehrs bald aufgewogen. Politische 


= ER Bedeutung des mitteleuropäischen Postvereines.) 

zen, ‚Blätter für -Post und ea (Berlin), 10. Sep- 
tember. ; 

 Mitteleuropäischer Posttarif und _Welteinheitsporto. 


- (Von der Entente, besonders von Frankreich, Ein- 
stellung des wvelteinheitsportos nach Friedensschluß 

. sowie Schaffung eines Einheitsportos für dıe Entente- 
staaten und die ihnen befreundeten Länder beabsich- 

tigt. 
bedrohten Welteinheitsportos anzustreben und außer- 

dem ein mitteleuropäischer Posttarif zu schaffen. Dies 

- IL derzeit angeblich wichtiger als die Gründung eines 


.. 17. November. 


Be Post. (In der Schweiz: wegen Kohlenmangels 
: Schließung aller Postämter Samstag nachmittags an- 
geordnet; dies ‚eine nicht zu rechtfertigende Ein- 
‚schränkung des Verkehrs; die schweizerische Post- 


ni; 


Hingegen sei von Deutschland Sicherung des 


re ‚nitteleuropäischen Postvereines.) „Der Tag“ (Berlin), 


verwaltung habe sich überhaupt, unter Berufung auf 


reich Klagen über Ungarn wegen der Ernährungs- 
politik, in Ungarn Klagen über Österreich wegen der 
angeblich ungenügenden Versorgung mit Industrie- 
waren. Schuld daran die übertriebene Geheimhaltung 
aller auf die Ernährungspolitik bezüglichen statisti- 
schen Daten sowie der Mangel übereinstimmender und 
gleichzeitiger ernährungspolitischer Maßnahmen in 
Österreich und Ungarn. Nach beigefügter Ansicht 
- von Reichstagsabgeordneten Baron Madarassy-Beck, 
Präsident des .Ungarisch-deutschen Wirtschafts- 
verbandes, die im österreichischen Abgeordnetenhaus 
laut gewordenen Klagen über Ungarn ungerechtfertigt; 
Ungarn habe im Weltkrieg von seiner Ernte an Brot- 
frucht nur 54 Prozent und für Zucht- und Mastzwecke 
nur ein Viertel des Friedensbedarfes im Lande zurück- 
behalten; die Ernährungsfrage sei „keine gemeinsame 
Angelegenheit Österreichs und Ungarns“.) Von Doktyr 
Rudolf Kobatsch. „Pester Lloyd“, 14. November. 


Der Kampf gegen die Brotkarte in England. (In Groß- 
britannien demnächst mit Verminderung der Fleisch- 
nahrung zu rechnen, wodurch Schwierigkeit noch 
größer werden dürfte, Bevölkerung zu kleinerem Brot- 
verbrauch anzuhalten. Trotzdem Regierung zum neuen 
Pencepreis für das Vierpfund-Brot jährlich sechzig 
Millionen Pfund Sterling zuschießt, betrug Friedens- 
preis für dasselbe Brot in weit besserer Beschaffenheit 
nur dns. Bence.) Von Leonhard Neumann. „Berliner 
Börsen-Courier“, 6. Dezember. 


Amerikanische Vorwürfe an Hollands Adresse wegen 
Lieferung von Lebensmitteln an Deutschland. (Im 
ententefreundlichen „Telegraaf‘“ vom 15. November 
Brief eines Ententeangehörigen an den Vorsitzenden 
des niederländischen Überseetrusts veröffentlicht, wor:n 
Holland angebliche Ausfuhr nach Deutschland von 
918.355 t mannigfacher Nahrungsmittel im Jahre 1916 
vorgeworfen wird. Bei Andauer solchen die Kriegs- 
interessen der Entente schädigenden Verfahrens werde 
Holland jede Überseezufuhr abgeschnitten werden.) 


„Nachrichten der Auslandpresse“ (Berlin), 27. No- 
vember. 
Konzentration der Weltgetreideversorgung ın Nord- 


amerika? (Seit einigen Monaten Mais und Leinsaat 
aus Argentinien und Weizen aus Australien nach der 
Union gebracht; beabsichtigt auch sibirisches Getreide 
dorthin zu bringen. Zweck dieser Maßnahmen: das 
Getreide von der Union vor Unterseebooten möglichst 
gesichert. auf dem kürzesten Wege nach Westeuropa 
zu schaffen. Schwierigkeiten infolge des der Beförde- 
rung so großer Getreidemengen nicht gewachsenen 
nordamerikanischen inneren Verkehrswesens und der 
künstlichen Einteilung der Union in Preisbezirke.) 
Von Leonhard Neumann. „Berliner Börsen-Courier“, 
29. November. 


Nahrungsmittelindustrien und Tabak. 


Die Lebensmittelversorgung im Kriege. Die Frage der 
Zusammenlegung von Bäckereibetrieben. (Gegen die 
‚beabsichtigte Zusammenlegung von Betrieben, wodurch 
große Kohlenersparnis bewirkt werden soll, wenden 
Bäcker-ein, daß dadurch Hunderte von Bäckermeistern 
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ihre Existenz verlieren würden.) „Deutsches Volks- 
blatt“ (Wien), 4. Dezember. 

Die Approvisionierung im Kriege. Die Fleischhauer für 
die geplante Großschlachtung. (Diese soll nunmehr 
in Wien an einer Stelle oder an wenigen Stellen die 
bereits im Frieden wenig wünschenswerten Schlach- 
tungen bei den zahlreichen einzelnen Fleischern er- 
setzen, Doppelversorgungen verhüten, Erzeugung von 
Dauerfleischwaren erleichtern, Versorgung der Be- 
völkerung verbilligen.) „Neues Wiener Tagblatt“, 
7. Dezember. 

Vollständiger Valutaverzicht bei Hopfenexport und die 
Hopfenpreissteigerung. (Das Finanzministerium hat 
für alle Hopfenausfuhren der Ernte 1917 zugestanden, 
daß für sie die fremde Valuta der österreichisch- 
ungarischen Bank nicht mehr abgeführt zu werden 
braucht. Da Saazer Hopfen dadurch wieder kon- 
kurrenzfähig geworden, haben sich Hopfenpreise, die 
früher durch die Reichshopfenstelle nur künstlich ge- 
halten wurden, stark erhöht.) Von Theodor Gauba, 
Direktor der Reichshopfenstelle. „Der Pilsner Bier- 
brauer“ (Pilsen), 15. November. 

Haferfabrikate. (In Österreich Ende Juni 1917 von der 
Ernte 1917/1918 1129 Waggons Rohhafer zur Ver- 
arbeitung abgegeben; Gesamtausbeute an Fertigware 
540 Waggons, davon 29 der Heeresverwaltung ab- 
geliefert, der Rest zur Ernährungsaufbesserung für 
stillende Mütter und Kinder von einem halben bis 
drei Jahre verwendet. Die Hafererzeugnisse bestanden 
aus: 35.360 q Haferreis, 2100,q9 Haferkindermehl, 
490 g Hafergrütze, 125 q Haferflocken, 80 q gewöhn- 
liches Hafermehl.) „Österreichische landwirtschaft- 
liche Genossenschaftspresse“ (Wien), 8. November. 
Der „Ersatz“-Wucher. (Mitteilungen über arge Lebens- 
mittelfälschungen in Österreich und Deutschland, wie 
Zitronenersatz, Teerumersatz, Suppenwürfel, Dauer- 
milchwaren, Butterstreckungsmittel, Eierersatzmittel, 
Fleischkonserven, Kakaoersatz, Kaffeeersatz, Kunst- 
honigpulver, Honigbutter. Alle diese Erzeugnisse aus 
minderwertigen, teilweise sogar gesundheitsschädlichen 
Stoffen mit riesigem Gewinn verkauft. Epoche- 
machende Ersatzmittel, wie seinerzeit Rübenzucker 
oder Margarin, hat der Weltkrieg nicht gebracht.) Eine 
Unterredung mit dem Direktor der Untersuchungs- 
“ anstalt für Nahrungs- und Genußmittel des Apotheker- 
vereines Dr. Moritz Mansfeld. „Neues Wiener 
Journal“, 8. Dezember. 


La carte de pain. 300 grammes par jour et par personne. 
(Die französische Landbevölkerung behält das Recht 
der Selbstversorgung, die Städter erhalten eine Brot- 
karte und das Anrecht auf 300 g gutes Brot zu 
50 Centimes das Kilogramm.) „Le Matin“ (Paris), 
28. November. 

Der Weinbau in Bulgarien. (Dort erhielten sich durch 
Weinbau 15.164 Personen nach letzter Volkszählung 
von 1910. Im Jahre ıg9rı mit Wein 67.872 ha an- 
gebaut, hiervon 59.700 ha mit gewöhnlichen, 8166 ha 
mit amerikanischen Reben. Im Jahre 1911 gewonnen: 
104.632 t Weintrauben, 551.002 t Wein für insgesamt 
3617 Millionen Lewa. Das Jahr ıg91ıı ergab ver- 
hältnismäßig kleinen Ertrag.) Von Stephan P. Bol- 
garow. „Deutsche Balkan-Zeitung“ (Sofia), 3. De- 
zember. 


Bergbau und Hüttenwesen. 


Niederlande. Die Salzgewinnung bei Buurse und Winter- 
swijk. (Zur Behebung der augenblicklichen Salznot 
in Holland Abbau der Salzlager bei Buurse infolge 

der Möglichkeit, durch Pumpen rasch Salz zu ge- 
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winnen, vorteilhaft. Dieses Salzlager jedoch nicht in 
der Lage, Holland auf die Dauer mit Salz zu ver- 
sorgen; hierzu Einrichtung eines Salzbergwerkes in 
Winterswijk geeigneter. Daher sei der Abbau an beiden 
Stellen vorzunehmen. In Winterswijk Gewinnung von 
Kali und Rohsalzen für Fischerei, Gemüsesalzereien 
und chemische Industrie möglich.) „Nachrichten für 
Handel und Industrie“ (Berlin), 22. November. 


Rußland. (Rußland könne seine Bodenschätze wegen des 


unzulänglichen Eisenbahnnetzes nicht ausnützen; es 
habe große Reichtümer an Kohle, Eisenerz, Petroleum, 
Kupfer und sei in vieler Hinsicht auf Deutschland 
angewiesen, das durch die Ententestaaten nicht ersetzt 
werden könne.) „Belgrader Nachrichten“, 6. De- 
zember. 


Textilindustrie, Konfektion. 


Kinderkleider aus Papiergeweben. (Ständige Verbesse- 


rung der Papiergewebe ermöglicht es, haltbare und 
warmhaltende Kleider und Mäntel herzustellen, die 
mindestens für den Frühling genügen.) „Allgemeine 
Textil-Zeitung“ (Wien), 30. November. 


Der Rohstoffbedarf der deutschen Textilindustrie. (Vor 


Kriegsausbruch in der deutschen Textilindustrie 
162.000 Betriebe mit über einer Million Arbeiter und 
einem Rohstoffbedarf im Werte von zwei Milliarden 
Mark; Baumwolle aus Nordamerika, Indien, Ägypten; 
Wolle aus Argentinien, Südafrika, Australien; Seide 
aus Japan und Italien; Jute aus Indien; Flachs und 
Hanf aus Rußland, Österreich-Ungarn. Um trotz der 
unterbundenen Zufuhr weiterarbeiten zu können, 
wurden die Vorräte gestreckt, gebrauchte Erzeugnisse 
wieder verarbeitet, heimische Ersatzfasern versucht. 
Fruchtwolle, Nesseln, Torffasern, Schilf, Strohfasern 
reichen aber nicht für den Bedarf aus. Papier- und 
Kunstseidenindustrie leiden keinen Mangel, da Holz 
ausreichend vorhanden.) „Allgemeine Textil-Zeitung“ 
(Wien), 30. November. 


Zur Frage der Einheitsverkaufsbedingungen in der 


Textilindustrie. (Als notwendige Reformen werden 
empfohlen: Straffere Verkaufsbedingungen, damit das 
Kapital rascher umgeschlagen werde; Bekämpfung 
der Forderung der Waren- und Kaufhäuser, daß ihnen 
immer die niedrigsten Preise anzurechnen seien, und 
der Zersplitterung in unzählige Detailgeschäfte; Ver- 
bandsbildung der Erzeuger und Händler; große 
Spezialgeschäfte) Von Dr. S. Tschiersky. „Kartell- 
Rundschau“ (Berlin), Heft ı bis 5. 


Baumwollmonopol in Rußland. (Turkestan liefert viel 


Baumwolle nach Rußland, könne aber derzeit keine 
Baumwollgewebe und Nahrungsmittel aus dem Euro- 
päischen Rußland erhalten. Pflanzer wollen daher statt 
Baumwolle Getreide bauen. Das Monopol soll die 
Möglichkeit bieten, die Sorten zur Wiederaufnahme 
des Baumwollbaues zu zwingen und zweckmäßige 
Preispolitik zu treiben. Freilich werde das Monopol 
die Baumwollwaren- verteuern.) Von E. Trott-Helge. 


„Zeitschrift für die gesamte Textilindustrie“ (Leipzig), 


7. November. 


Papier. 


Papiernot und Preßfreiheit. (Reichskonferenz der öster- 


reichischen Tageszeitungen beschloß, Schaffung einer 
interministeriellen, vom Handelsministerium .los- 
gelösten, dem Ministerratspräsidium unterstehenden 
Kommission zur Sicherung, des Zeitungswesens von 
der Regierung zu verlangen. Hierdurch erhielte einer- 


seits die Regierung Macht, durch Sperrung des Papier- 
bezuges mißliebige Zeitungen unschädlich zu machen; 
anderseits würde Erzeugung von Rotationspapier 
gegenüber jener anderer Papierarten |Spinnpapier und 
Kommerzpapier]| noch mehr "als bisher begünstigt 
werden. Gesamte Papiererzeugung derzeit auf weniger 
als 40, Rotationspapiererzeugung nur auf 60 Prozent 
der Friedensmenge gesunken. Rotationspapierfabriken 
in Form von Vergütungen und durch billige Beliefe- 
rung mit Zellulose aus der staatlichen Fabrik 
Hallein von der Regierung unterstützt.) „Der öster- 
reichische Volkswirt“ (Wien), Dezember. 


in 


Papiernot und Handelsrecht. (Der Papiernot könnte ge- 
steuert werden, wenn die vorgesehene ıojährige Frist 
für. Aufbewahrung von Handelsbüchern und Handels- 
briefen auf fünf Jahre herabgesetzt würde; dies wäre 
um leichter, als Ansprüche auf Warenlieferung 
schon nach zwei Jahren verjähren.) Von Dr. Karl 
Hornung. „Handel und Industrie“ (München), 24. No- 
vember. 


so 


Leder und Lederwaren. 


Folksschuh-Reparaturwerkstätten. (Wünschenswert, dab 
- die in Österreich geplanten Volksschuh-Reparaturwerk- 
stätten den Schuhmacherverbänden und -genossen- 
schaften übergeben werden. Amtliche Übernahms- 
stellen für Volksschuhreparaturen zu gründen, die 
möglichst rasch arbeiten sollen; nach Möglichkeit die 
- Schuhe zur Ausbesserung jenen Schuhmachern zu- 
zuweisen, bei denen die Partei früher Kunde war; 
Einführung Übernahms- und Gegenscheinen ; 
Überprüfung der Ausbesserungsbedürftigkeit durch 
Bedarfsprüfungskommissionen ; pro Kopf und Jahr 
etwa drei Paar Besohlungen einschließlich eines oder 
zwei Paar Vorschüben zulässig; Schaffung von Richt- 


von 


preisen.) „Österreichische Schuh- und Lederzeitung“ 
(Wien), 15. November. 
Beachtenswerte Winke für die Jetztzeit und später. 


(Knappheit an Oberleder zwingt zu Ersatzstoffen Zu- 
- lucht zu nehmen ; es werden ganze Schäfte aus Papier- 
 gewebe gemacht, was aber eine sehr genaue Her- 
stellung erfordert. Die gemeinsame Verwendung von 
Leder, Papiergewebe- und anderem Ersatzmaterial 
schwierig.) Brief aus Deutschland. „Der Schuh“ 
(Wien), 30. November. 


Ein Erfolg der Ersatzsohle. Eine Ausstellung der E. S. G. 
(In einer Ausstellung in Berlin wurden erfolgreiche 
Versuche, Leder durch Holz, Papier, Horn, Blech etc. 
bei Schuhen zu ersetzen, vorgeführt.)  „Vössische 
Zeitung“ !(Berlin), 27. November, 


Kautschuk. 


Rubber after the war. (Die Verdreifachung der Kaut- 
_ schukerzeugung eine Folge des steigenden Ertrazges 
der Plantagen, die 80 Prozent der Gesamtproduktion 
liefern. Nach dem Weltkrieg werden alle Staaten, vor 
allem die Union, der Hauptkonsument, sodann 
Deutschland und Österreich, die seit Kriegsbeginn 
nichts erhielten, einen großen Kautschukbedarf haben 
und Mehrertrag der Plantagen willig aufnehmen.) 
„The Statist" (london), 20. Oktober. 


# $ 


°% 


E- Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 
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im Weltkrieg um 100.000 Wagen zugenommen; den- 
noch ist infolge Rohstoffmangels ein Rückstand gegen 
die Bestellungen besonders bei Lokomotiven fest- 
zustellen.) „Zeitung des Vereines deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen“ (Berlin), 1. Dezember. 


Probleme der norwegischen Eisenindustrie. (Vor dem 
Weltkrieg führte Norwegen 160.000 t Roheisen und 
Halbfabrikate für 25 Millionen Kronen, 100.000 { 
Eisenwaren für 30 Millionen Kronen ein. Wünschens- 
wert nach Friedensschluß Förderung der einheimischen 
Eisenerzeugung, besonders Herstellung von Stabeisen 
und Blechen. Empfehlenswert Anlage eines Thomas- 
werkes und eines Walzwerkes bei Narvik. Erwägens- 


wert die Errichtung von Elektrohöchöfen für Koks- 
betrieb.) „Nachrichten der Auslandspresse“ (Berlin), 
November. 
Elektrische Industrie. 
L'electrification des chemins de fer suisses. (Die Er- 


setzung der Kohle durch die in elektrische Energie 
umgeformte Wasserkraft würde die Schweiz vom Aus- 
land unabhängiger machen, die Elektrifizierung der 
Eisenbahnen der Industrie lohnende Arbeit zuführen. 
Die abbauwürdigen Wasserkräfte mehr als 
Kosten für Umgestaltung des ganzen 
500 Millionen Francs.) 
vember. 


genügend, 
Netzes etwa 
„Journal de Geneve“, 20. No- 


Petroleum, Mineralöle. 


Die schwäbischen Ölschiefer. (Vor dem Weltkrieg jähr- 
lich 300.000 t mineralische Schmieröle im Werte von 
40 Millionen Mark nach Deutschland eingeführt. Bei 
Ausbleiben dieser Einfuhr derzeit große Knappheit 
an Schmierölen. Wünschenswert daher Abbau der aus- 
gedehnten Lager bituminöser, ölhaltıger Schiefer 
schwäbischen Jura. Aus diesem Posidonienschiefer des 
Lias mehr Öl zu gewinnen als in den Petroleumfeldern 
Galiziens, allerdings erst nach längerer Vorbereitung. 
Jedenfalls sei mit der Ausbeutung der süddeutschen 
Ölfelder ungesäumt zu da Schweden 
Luxemburg ähnliches bereits ins. Werk gesetzt haben.) 
Von Otto Debatin. Industrieblatt‘“, 

November. 


im 


beginnen, und 


„Süddeutsches 


Le combustible liquide. (Der flüssige Heizstoff biete so 
große Vorteile, daß die Nordamerikaner bei Kriegs- 
schiffen von der Kohlenverwendung ganz abgekommen 

und zwar: Steigerung des Aktionsradius um 

50 Prozent, Verminderung des Rauches, schnelleres 

Anheizen, Ersatz der menschlichen Arbeitskraft durch 

mechanische. Möglichkeit, auf hoher See Heizstoff 

einzunehmen, was die Rückkehr zum Hafen erspart 
und die Leistungsfähigkeit der Kriegsfiöotte um ein 

Drittel erhöht.) „Le Semaphöre de Marseille“, 10. No- 

vember. 


Die sinkende Petroleumproduktion der Vereinigten 
Staaten. (Aufrechterhaltung der bisherigen Erdöl- 
gewinnung der Vereinigten Staaten zweifelhaft, zu- 
mindest wenn nicht Regierung ihre Grundsätze bezüg- 
lich Erschließung ausgedehnter staatlicher Erdöl- 
gebiete bald ändere, die mit Hinblick auf Zukunfts- 
bedarf bisher der Ausbeutung 
Derzeit Zurückbleiben der Erzeugung hinter dem Be- 
darf, der für Benzin und für Heizöl zu Schiffahrts- 
zwecken besonders stark.) „Nachrichten der Auslands- 
presse (Berlin), 30. November. 


seien, 


verschlossen wareu 
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Lifte der dem wirtfchaftspolitifchen Archiv 
zugekommenen Beröffentlihungen. 


Vom 9. Dezember bis inklusive ı5. Dezember 1917. 


Deutsches Baumwollhandbuch 1917. Jährliches Merk- und 
Nachschlagebuch für die Interessenten des Baumwollhandels 
und der -industrie. Herausgegeben von R. C. Stempel, 
Fremen, Baumwollbörse 423 (Selbstverlag). Preis M. 5'30. 

Ku Hung-Ming, Der Geist des chinesischen Volkes und 
der Ausweg aus dem Krieg. Jena 1916, verlegt bei Eugen 
Diederichs. Preis M. 3°50. 

Professor Dr. ing. M. Kloß, Die Arbeit des Alldeutschen 
Verbandes im Kriege. Rede, gehalten auf der Tagung des 
Alldeutschen Verbandes in Kassel, am 7. Oktober 1917. 
Herausgegeben von der Hauptleitung des Alldeutschen Ver- 
bandes. München 1917, Kommissionsverlag von J. F. Leh- 
nıann. Preis 50 Pf. 

Dr. Otto Stählin, Hindenburg, der Retter und 
München 


Professor 
Führer des deutschen Volkes in schwerer Zeit. 
1917, Verlag von J. F. Lehmann. Preis 60 Pf. 


Mitteilungen über die Studien und vorbereitenden Maß- 
nahmen der österreichischen Staatseisenbahnverwaltung 
zur Ausnützung der Wasserkräfte und zur Einführung des 
elektrischen Betriebes auf Vollbahnen. I. Teil. Bearbeitet 
im k. k. Eisenbahnministerium. Wien 1917, Hof- und Staats- 
druckerei. 


Dramede-@.=E. 
trachtungen eines deutschen Naturforschers. 
Artistisches Institut Orell Füßli. Preis Io M. 


Der Wirtschaftskrieg. Die Maßnahmen und Bestrebungen 
des feindlichen Auslandes zur Bekämpfung des deutschen 
Handels und zur Förderung des eigenen Wirtschaftslebens. 
Herausgegeben vom königl. Institut für Seeverkehr und 
Weltwirtschaft an der Universität Kiel. Kaiser Wilhelm- 
Stiftung. Erste Abteilung: England. Bearbeitet von Ernst 
Schuster und Dr. Hans Wehberg. Preis M. 13°50. — Dritte 
Abteilung: Japan. Bearbeitet von Konsul Leo Ulrich. Köm- 
missionsverlag von Gustav Fischer. Preis 9 M. 

Das türkische Reich. Wirtschaftliche Darstellungen von 
Dr. George Böker, Reinhard Junge, Professor Max Krah- 
mann, Dr: J2 Krauß, Dr. Belıx Meyer: Dr2 € A, Schäfer, 
Prof. Dr. Marburg, Dr. Kurt Zander. Herausgegeben von 
Professor Dr. Josef Hellauer. Veröffentlichungen des In- 
stituts für internationale Privatwirtschaft (Welthandels- 
archiv) an der Handelshochschule Berlin. Kurse für inter- 
nationale Privatwirtschaft. Ländereihe, Heft ı. Berlin 1918, 
Ernst Siegfried Mittler & Sohn. Preis 7 M. 


Nicolai, Die Biologie des Krieges. Be- 
Zürich 1917, 


Dr. Heinz Horstmann, Handelsverträge und Meist- 
begünstigung. Berlin 1916. Karl Heymanns Verlag. 
Preis 5M. 


Dr. Adolf Münzinger, Organisation im landwirtschaft- 
lichen Großbetriebe. Betriebstechnische Erlebnisse, Ge- 
danken und Untersuchungen. Sonderabdruck aus dem 
Archiv für exakte Wirtschaftsforschung (Thünen-Archiv). 
Jena 1917, Verlag von Gustav Fischer. Preis 6 M. 

Schriften für Schweizer Art und Kunst: 

Nr. 3, Dr. Eugen Großmann, Die Deckung der schweizeri- 
schen Mobilisationskosten. 1915. 


„4, Oskar Höhn, Ratschläge zur Berufswahl. Eine na- 
tionale Frage. 2. Auflage. 1910. 
5, J. €. Bluntschli, Die schweizerische Nationalität. 


1915. 

6, Industrie und Landwirtschaft. Vortrag, gehalten in 
der Neuen Helvetischen Gesellschaft, Gruppe Zürich, 
von Dr. E. Laur. 19135. 

‚Dr. C. A. Schmid, Internationale Armenfürsorge. 
Eine nationale Frage. Vortrag, gehalten in der Neuen 
Helvetischen Gesellschaft, Gruppe Zürich. 1915. 

8, Dr. E. Laur, Die Wehrkraft des Schweizervolkes 
und der Bauernstand. 19135. 

9, Wirtschaftliche Unabhängigkeit? Vortrag, gehalten 
am ı5. Januar 1915 in der Gruppe St. Gallen der 
Neuen Helvetischen Gesellschaft, von Dr. Hans 
Töndury. 1915. 

Sämtliche aus dem Verlag von Rascher & Cie. in Zürich. 

Die Wiener Arbeiterbewegung. Den Mitgliedern des 
Internationalen Sozialisten- und Gewerkschaftskongresses 
gewidmet. Wien 1914. Verlag des Parteisekretariats, Kom- 
missionsverlag von Ig. Brand & Co. Preis K 1'32. 

Dr. E. Wunderlich, Geographischer Bilderatlas von Polen. 
Veröffentlichungen der Landeskundlichen Kommission beim 
Kaiserl. Deutschen Generalgouvernement Warschau. Reihe B, 
Band I. Berlin 1917, Gea-Verlag, G. m. b. H. Preis.3 M. 

Oskar Grosse, 40 Jahre Fernsprecher. Stephan— Siemens— 
Rathenau. Berlin 1917, Verlag von Julius Springer. 
Preis 3 M. 


SI 


[20. DEZEMBER 1917 


Buchbefprechungen. 


An der Wiege Mitteleuropas. Dritte Auflage der Schrift 
„Ein deutsch-österreichisch-ungarischer Zollverband“. Von 
Julius Wolf. Leipzig 1917, Verlag A. Deichert. 143 Seiten. 
Preis M.' 120: 

Die vorzügliche Werbeschrift Wolts, die seinerzeit dem 
Gedanken der mitteleuropäischen wirtschaftlichen Annähe- 
rung so gute Dienste leistete, ist nunmehr, durch mehrere 
neuere Beiträge erweitert, um einiges, inzwischen selbst- 
verständlich gewordenes gekürzt, in dritter Auflage er- 
schienen. Man kann ihr auch in dieser Gestalt den wohl- 
verdienten Erfolg auf das wärmste wünschen. 


Die deutsche Freiheit. Fünf Vorträge von Adolf v. H ar- 
nack, Friedrich Meinecke, Max Sering, 
Troeltsch und Otto Hintz, gehalten am ı18., 22. und 
25. Mai 1917 im Abgeordnetenhaus in Berlin. Herausgegeben 
vom Bund deutscher Gelehrten und Künstler. Verlag 
Friedrich Andreas Perthes, A.-G., Gotha 1917. 169 Seiten. 

In diesen fünf Vorträgen wird der innerliche deutsche 
Freiheitsbegriff, als ein selbstgewählter, dem eigenen Ge- 

issen entstammender Dienst für die Allgemeinheit, für 
Staat und Volk, dem rein individualistischen, in erster Linie 
auf persönliche Ungebundenheit abzielenden Freiheitsbegriff 
der Franzosen, Briten, Nordamerikaner gegenübergestellt 
und in seinen derzeitigen äußeren Formen aus der geschicht- 
lichen Entwicklung des deutschen Volkes erklärt. Hierbei 
fällt, namentlich bei Sering, manches scharfe Wort ab über 
die Heucheleien und argen plutokratischen Schönheitsfehler 
der westmächtlichen Freiheit. Ein gedankenreiches, hoch- 
stehendes Buch, eine deutsche Kriegs-Erbauungsschrift. 


Die Lösung der Nationalitätenfrage. Von M. Sytern. 
Zürich 1917. Verlag Orell Füßli. 26 Seiten. Preis 80 Cen- 
times. 

Die Nationalitätenfrage, für die man heute zumeist das 
Schlagwort „Selbstbestimmungsrecht der Völker“ gebraucht, 
wird in dieser zeitgemäßen und berücksichtigungswerten 
Schrift hinsichtlich ihres grundsätzlichen Wertes und ihrer 
tatsächlichen Durchführbarkeit erörtert. Erstrebenswert sei 


nicht so sehr die staatliche Selbständigkeit der einzelnen 


Völker als ihre innerstaatliche Gleichstellung in größeren 
Staatswesen, wie sie derzeit schon in der Schweiz und 
Österreich-Ungarn erreicht sei. 


Livland, Rußland und wir! Von Dr. Max Köhne. 2. Auf- 
lage. Gütersloh 1917, Verlag C. Bertelsmann. 80 Seiten. 
Preis. M. 1:20. 

Diese Schrift enthält nicht nur viele schätzenswerte An- 
gaben über Geschichte, Wirtschafts- und Bevölkerungs- 
verhältnisse Livlands und der anderen russischen Ostsee- 
provinzen, sondern auch eine der Beachtung würdige 
Meinung: Er tritt dafür ein, das Deutschtum in Livland 
und Estland möge durch Angliederung dieser Gebiete an 
Deutschland vor den ihm sonst bevorstehenden traurigen 
Schicksalen bewahrt bleiben. Angesichts der Wichtigkeit 
Rußlands für den Beginn einer den Weltkrieg beendenden 
internationalen Umstimmung mag dieser Wunsch zwar Be- 
denken hervorrufen. Doch steht der Verfasser, als gebürtiger 
Deutschbalte, in einem Gemütskreis außerhalb der schwer 
beizulegenden Meinungskämpfe zwischen Vertretern des 
Verständigungsfriedens und jenen des Siegfriedens. 


Le guet-apens du 1er decembre 1916 a Athenes. Docu- 
ments. Publication d’Unionhelleniquede Suisse. 
Verlag Edwin Frankfurter (Librairie nouvelle), nz 
1917. 48 Seiten. Preis 50 Centimes. 

Die Herausgeber der vorliegenden Schrift bemühen sich, 
auf Grundlage amtlich beglaubigter Urkunden die in den 
Ententeländern und der romanischen Schweiz verbreitete 
Meinung zu widerlegen, daß die griechische Regierung einen 


Anschlag auf die englisch-französisch-italienischen Truppen 


unternommen habe, die’am ı. Dezember 1916 im Piräus 


ausgeschifft wurden, um Athen zu besetzen. Die Darlegungen 


machen einen höchst glaubwürdigen Eindruck. 


L’Entente et la Grece. Par Michel Passaris, com- 
mandant dans l’Armee hellenique. Verlag Edwin Frank- 
furter (librairie nouvelle), Lausanne 1917. 120 Seiten. Preis 
ı Franc. 

In recht anschaulicher Weise wird in dieser noch vor 
der Verdrängung König Konstantins aus Griechenland ver- 
taßten Schrift gezeigt, wie dieser Staat seit seiner Befreiung 


bis in die neueste Zeit unter dem Druck der Westmächte 


und Rußlands stand und sich daher weder politisch noch 
national ungehemmt entwickeln konnte. 


wendet sich der Verfasser gegen die Vergewaltigung 


Griechenlands während des Weltkrieges durch die Entente- 
mächte, die über das kleine wehrlose Land die gröbsten 


Unwahrheiten und die niedrigsten. VelsaRtungee aus- 


Ernst 


Ganz besonders 


EZ 


streuten und die verwerflichsetn Mittel 
brachten, um die Griechen zu zwingen, die Neutralität auf- 
zugeben und an der Seite der Entente zu kämpfen. 


Zur österreichischen Finanzpolitik.) Rede, gehalten in der 
16. Sitzung des Herrenhauses vom 26. Oktober 1917 von 
Dr. Rudolf Sieghart, Wien 1917, Manz’scher Verlag. 
22 Seiten. Preis K 0'8o. 

Diese Rede erregte seinerzeit in der stark verkürzten 
Wiedergabe der Tagesblätter viel Aufsehen und Zu- 
stimmung. Hier liegt sie vollständig vor. Sie beginnt mit 
der in der Öffentlichkeit viel zu wenig gewürdigten Frage 
der finanziellen Auseinandersetzung zwischen dem Staat und 
den Kronländern, warnt sodann vor dem „Milliardenrausch“ 
der Kriegszeit, der in der sinnlosen Redensart von der 
„Wertlosigkeit des Geldes“ gipfelt, predigt Maßhalten in der 
Ausgabenpolitik und fordert einen wohlüberlegten, mit 
Festigkeit verfolgten, von fiskalischer Demagogie freien 
Einnahmen- und Steuerplan. 


Geld-, Bank- und Börsenwesen. Fine gemeinverständliche 
Darstellung von Professor Dr. Georg Obst, Bankdirektor 
a. D. (1. Band der Sammlung kaufmännischer Unterrichts- 
werke.) 9. unveränderte Auflage, 36. bis 38. Tausend. Leipzig 
1917, Verlag Karl Ernst Pöschel. 391 Seiten. Preis ge- 
bunden M. 6°80. 

Das bereits in einer Reihe von Auflagen rühmlich bekannte 
Handbuch kann in seinen klaren, verständlichen, dabei aber 
durchaus nicht seichten Darlegungen über Geld-, Münz- 
und Währungswesen sowie Geldersatzmittel, über Banken 
und Bankgeschäfte, Börsen und Börsengeschäfte allen warm 
empfohlen werden, die knappe, verläßliche Auskunft über 
diese volks- und weltwirtschaftlich so wichtigen Angelegen- 
heiten zu erhalten wünschen. Obwohl es in erster Linie auf 
den Friedenszuständen aufgebaut ist, werden darin auch ein- 
zelne Weltkriegserscheinungen berücksichtigt. 


Die deutschen Banken im Jahre 1916. Zugleich eine voll- 
ständige Statistik der deutschen Banken seit dem Jahre 
1883. Von Dr. jur. Willy Bäcker. Sonderabdruck aus 
dem Deutschen Ökonomist, Berlin 1917. Verlag „Der 
Deutsche Ökonomist“ (Wilhelm Christians), Berlin SW. ır. 
46 Seiten. Preis M. 2'530. 

Von der Tatsache der kraftvollen Bewährung der deut- 
schen Banken zur Zeit des Weltkrieges ausgehend entwirft 
der Verfasser ein statistisch wohlbegründetes und manche 
bemerkenswerte allgemeine Darlegungen, so z. B. über 
das Wesen des Bankakzeptes, enthaltendes Bild der Ent- 
wicklung der deutschen Banken im letzten Menschenalter. 
2 Die Schrift kann allen denjenigen, die ihren wichtigen 

Gegenstand kennenzulernen wünschen, warm empfohlen 
werden. 


Die Kursschwankungen der österreichisch-ungarischen und 

deutschen Valuta in der Schweiz. Von Dr. Max Smolen- 

&: sky, Syndikus des österreichisch-ungarischen Handelsver- 

2 bandes in der Schweiz. Sonderabdruck aus den „Mitteilungen 

3 i| des österreichisch-ungarischen Handelsverbandes in der 

ja Schweiz“. Zürich 1917, Verlag des genannten Verbandes. 
15 Seiten. 

Die Ursachen dieser während des Weltkrieges so starken 
Schwankungen und namentlich Senkungen sowie die Mittel 
zu ihrer Milderung werden in dieser kleinen, aber inhalts- 
reichen Schrift besprochen. Behauptet wird unter anderem, 
daß den österreichischen Beschwerden über starren Wider- 
stand der Devisenzentrale gegen die notwendigsten Ein- 
fuhren aus der Schweiz auffällige Klagen schweizerischer 
Industrieller gegenüberstehen, wonach diese aus Österreich- 
Ungarn für ihre Betriebe wichtige Rohstoffe und Halb- 

 fabrikate nicht erhalten könnten. 


Was ist Kriegswucher und wie bekämpfen wir ihn? Von 
Professor Dr. Georg Obst, stellvertretender Vorsitzender 
des sächsischen Kriegswucheramtes, Bankdirektor a. D. 
Zweite erweiterte Auflage. Verlag Karl Ernst Pöschel, 
Leipzig 1917. 56 Seiten. Preis M. 1'20. 

Dieses wertvolle Büchlein kennzeichnet den Begriff des 
Wuchers gemäß der deutschen Kriegsgesetzgebung, bespricht 
sodann die der Verwaltung und Rechtsprechung zur Ver- 
fügung stehenden Gegenmittel und deren Wirksamkeit, 
wobei es anerkennenswerterweise die ungeheuren Schwierig- 
keiten jeder wirksamen Wucherbekämpfung offen zugibt. 
Recht nützlich ist ein Anhang: „Richtlinien für Revisionen 
und Ermittlungen“. Auch österreichische Volkswirte werden 
der Schrift viel brauchbare Belehrung entnehmen können. 


La Pologne et Il’Autriche. Par Ludwik Kulczycki. 
- IF Verlag Edwin Frankfurter (Librairie nouvelle). Lausanne 
- 11 1916. 27 Seiten. Preis 60 Centimes. 

Bei der gegenwärtigen Dringlichkeit der polnischen Frage 

verdient die kleine, aber sachliche Schrift die Aufmerk- 

|| samkeit des politisch und geschichtlich gerichteten Lesers. 

SE a Verfasser verfolgt die Geschichte der politischen Ent- 

_ wicklung des Königreiches Polen seit dem Jahre 1717, be- 
tn F 


ran 
8 + 
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in Anwendung |; kämpft das noch immer verbreitete Märchen, daß die Polen 


nur unter Rußland glücklich werden könnten, und tritt mit 
Wärme für eine enge Vereinigung Polens mit dem Habs- 
burgerreich ein; dieses habe den Beweis geliefert, daß auch 
zahlreiche Völker in einem Staate in Frieden leben 
könnten. » 


Die Balkanvölker. Vortrag, gehalten den 14. März 1917. 
Von Professor Dr. Eugen Oberhummer. 57. Jahrgang, 
Heft ıı der Vorträge des Vereines zur Verbreitung natur- 
wissenschaftlicher Kenntnisse in Wien. Selbstverlag des 
genannten Vereines, Kommissionsverlag Wilhelm Brau- 
müller, G. m. b. H., Wien 1917. 72 Seiten. Preis K 1:40 
oder M. 1:20. 

Auf Grundlage eines reichen Wissens und vielfacher 
persönlicher Bereisung der Balkanhalbinsel wird die Ent- 
wicklungsgeschichte und gegenwärtige Lage des Völker- 
mosaiks der Balkanhalbinsel mit echt wissenschaftlicher 
Vorsicht besprochen, unter Betonung des Umstandes, daß, 
bei dem Mangel genauer Sprach- und Nationalitäten- 
zählungen, ja bisweilen der Volkszählungen überhaupt, nicht 
selten nur mit beiläufigen groben Schätzungen gearbeitet 
werden kann. Wer die Bevölkerungsverhältnisse der Balkan- 
halbinsel als Grundlage ihrer politischen und Wirtschafts- 
geographie kennenlernen will, hat hierfür in vorliegender 
Schrift einen verläßlichen, wertvollen Behelf. 


Die Türkei. Von Regierungsrat P. R. Krause. Verlag 
B. G. Teubner, Leipzig 1917. Mit zwei Karten im Text. 
Geheftet M. ı'20, gebunden M. 1'50. 

Aus langjähriger Erfahrung heraus hat der in türkischen 
Staatsdiensten gewesene Verfasser Land und Leute nach geo- 
graphischen, wirtschaftlichen, kulturellen und politischen 
Gesichtspunkten knapp, aber inhaltsreich beschrieben. Durch 
mannigfache Bezugnahme auf die Geschichte des Osmani- 
schen Reiches wird das Verständnis für die Gegensätzlich- 
keiten orientalischer und europäischer Weltanschauung ge- 
fördert. 


]}Türkisch. Eine Einführung in den praktischen Gebrauch 
der türkischen Sprache nebst einem Wörterverzeichnis. Von 
W. Padel. Mit einer Karte der Türkei. VIII. von 
Teubners kleinen Sprachbüchern. Verlag B. G. Teubner, 
Leipzig 1917. 179 Seiten. Preis M. 3°60. 

Dieser empfehlenswerte Behelf steht in der Mitte zwischen 
einem Sprachführer für rein praktische Zwecke und einer 
wissenschaftlichen Grammatik und soll gebildeten Deut- 
schen einen gewissen Einblick in Wesen und Eigenart der 
türkischen Sprache und damit auch die Befähigung zur 
praktischen Handhabung dieser Sprache vermitteln, ohne 
eine erschöpfende Behandlung der Grammatik, Formenlehre 
und Syntax erreichen zu wollen. Durch ein verhältnismäßig 
reichhaltiges, nach Brauchbarkeitsrücksichten zusammen- 
gestelltes Wörterverzeichnis wird die Verwendbarkeit dieses 
Hilfsbuches noch erhöht. 


Das albanische Problem. Politisches und Wirtschaft- 
liches. Von Dr. jur. et phil. Hugo Grothe. Halle 1914, 
Gebauer-Schwetschke. 30 Seiten. Preis Mark 0°60. 

Die kleine Abhandlung ist auf genauer Kenntnis des 
Landes aufgebaut. Sie schildert Albanien und seine Be- 
wohner, seine rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
und gibt Maßnahmen an, die zur Hebung des Landes ge- 
eignet wären, wie bessere Pflege der in höchst veralteter 
Weise betriebenen Landwirtschaft, Ausnützung der mine- 
ıalischen Bodenschätze und namentlich der großen Wald- 
bestände, Verbindung der Küste mit dem Innern des Landes 
durch Eisenbahnen und Straßenbauten. Die nach Abschluß 
des Weltkrieges an die dortigen bedeutenden Leistungen 


‚| Österreich-Ungarns seit Frühjahr 1916 anknüpfende neue 


Verwaltung Albaniens dürfte dieser Schrift manche brauch- 
bare Anregung entnehmen können. 


Die landwirtschaftliche Produktion {Rußlands und der 
deutsche Markt. Berechnet, gezeichnet und erläutert von 
S. Zuckermann, Verlag Russischer Kurier, Berlin 
NW. 52, 1917. 25 Seiten, mit zahlreichen statistischen Ta- 
bellen und graphischen Darstellungen. Preis ı8 M. 

In dieser sehr empfehlenswerten Arbeit wird ein reich- 
haltiges statistisches Material über Rußlands landwirtschaft- 
liche Erzeugung und Ausfuhr, besonders mit Hinblick auf 
die Handelsbeziehungen zu Deutschland, höchst übersicht- 
lich mitgeteilt und mit Sachkunde erläutert, woraus die 
riesige Aufnahmsfähigkeit des deutschen (oder gar gemäß 
den „Mitteleuropa“-Plänen mittelmächtlichen) Absatzmarktes 
für russische landwirtschaftliche Erzeugnisse klar hervor- 
geht. Hierzu kommen noch beachtenswerte Mitteilungen über 
die Notwendigkeit einer deutsch-russischen Handelskammer, 
über russische landwirtschaftliche Wanderarbeiter in 
Deutschland, über deutsche Kolonisten in Rußland, über die 
Getreideelevatoren der russischen Staatsbank etc. Auch 
österreichische Geschäftskreise und Wirtschaftspolitiker 
werden dieser Schrift mancherlei Anregung und Belehrung 


entnehmen können. 
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Schlesien und der Orient. Ein geschichtlicher Bei 


1916, Verlag Ferdinand 
Verlagsbuchhandlung. 


\on Heinrich Wendt. Breslau 
Hirt, Königliche -Universitäts- und 
244 Seiten. ar RER 

In “dieser trotz wissenschaftlicher Gründlichkeit an- 
genehm zu lesenden Abhandlung wird ein lebendiges Bild 
der.. mannigfachen Beziehungen zwischen Schlesien. und 
dem Orient vom Ausgange des Mittelalters bis zur Gegen- 
wart entworfen. Auf deutschem und polnischem Akten- 
material sowie einer reichen Literatur aufgebaut bietet das 
Buch eine Fülle bedeutsamer, bisher wenig bekannter Tat- 
sachen. Man habe es in ‘Schlesien stets verstanden, sich den 
durch die jeweiligen Wirtschaftsverhältnisse gegebenen Um- 
ständen anzupassen. In früheren Zeiten habe es den Handel 
zwischen Orient und Mitteleuropa vermittelt; später be- 
schränkte es sich infolge seiner Binnenlage und der wachsen- 
den Bedeutung des Seeverkehrs auf den Verkauf eigener 
Erzeugnisse nach dem Orient und die Kinfuhr orientalischer 
\Waren für den eigenen Verbrauch, wobei aber dieser 
Eigenhandel auf zahlreiche neue Warengattungen ausgedehnt 
wurde. Seine. frühere Vermittlerrolle könne Schlesien nur 
durch Ausbau seiner Wasserstraßen wieder erlangen. 


Auskunftsbuch für den Handel mit der Türkei. Kurz- 
eefaßtes Nachschlagebuch für Handel und Industrie. Von 
H. W. Scehmidt (Konstantinopel). Mit drei Karten. Ver- 
lag B. G. Teubner, Leipzig 1917. :178 Seiten. Preis M. 3°50. 

Diese recht brauchbare, empfehlenswerte Zusammen- 
stellung enthält neben allgemeinen geographischen Angaben 
über das osmanische Reich zahlreiche Auskünfte, besonders 
über Konstantinopel, über Behörden und Beamte des 
Reiches, über Postverhältnisse, für den Ausländer und Ge- 
schäftsmann wichtige Gesetze, über Zollwesen, über Handel, 
Handelsstatistik, Ein- und Ausfuhr, Handelskammern, 
türkische sowie deutsche und  österreichisch-ungarische 
Handels- und Industrieunternehmungen im Osmanischen 
Keich, Speditionsfirmen, Einzelangaben über ı3ı alpha- 
betisch angeordnete größere Städte. Im Anhang findet sich 
eine Anzahl von Aufsätzen über einzelne wirtschaftlich- 
geschäftlich wichtige türkische Angelegenheiten. 


Kriegsvorschriften auf dem Gebiete des gewerblichen 
Rechtsschutzes. Zusammengestellt und mit Erläuterungen 
versehen von R. L.utter, Geheimer Regierungsrat im kaiser- 
lichen Patentamt. Berlin 1917, Verlag J. Gutentag, G. m. 
b. H: 64 Seiten. Preis 2.M. 

Die zahlreichen einschneidenden Einwirkungen des Welt- 
krieges auf die deutschen Gesetzesvorschriften hinsichtlich 
der Patente, Gebrauchsmuster und Warenzeichen sind in 
dieser übersichtlichen Schrift zu finden, die nicht weniger 
als 33 Verordnungen und Bekanntmachungen (die- letzte 
vom 13. März 1917) enthält. Ein alphabetisches Schlagwort- 
verzeichnis erhöht die Brauchbarkeit dieser nützlichen Zu- 
sammenstellung. 


Das Transportwesen. Von Eugen Schwiedland. 
Wien und Leipzig 1918. Verlag Manz. 33 Seiten. Preis 
K 1:60. 


Diese in knapper Fassung inhaltsreiche Schrift behandelt 
Wesen und Bedeutung des Verkehrs. Sie gibt eine kurze 
Entwicklungsgeschichte vom Lastträger bis zur Eisenbahn. 
Alle üblichen Verkehrsmittel und ihre wirtschaftlichen Wir- 
kungen, die Errungenschaften der neuen Zeit und die Ge- 
fahren, die sich hieraus ergeben, zum Beispiel der drohende 
industrielle Wettbewerb der genügsamen Völker des Ostens, 
finden eingehende Würdigung . 


Wohnungsnot, Steuerformel und Absonderung der Grund- 
rente. Von Zivilingenieur Ottokar Stern, Baudirektor der 
Allgemeinen österreichischen Baugesellschaft. Wien 1917, 
Verlag Karl Gerolds Sohn. 32 Seiten. 

Diese von einem sachkundigen Fachmann verfaßte, sehr 
lesenswerte Schrift weist darauf hin, daß, infolge der durch 
den Weltkrieg bewirkten Verteuerung aller Baubehelfe, in 
den ersten Jahren nach dem Weltkriege, auch bei völlig un- 
verändert bleibenden Bodenpreisen und Grundrenten, eine 
namhafte Steigerung der Wiener Wohnungsmieten, wahr- 
scheinlich auf das Doppelte zu erwarten wäre. Abhilfe böte 
nur ein Entschluß der öffentlichen Körperschaften, welche 
die Hauszinssteuer beziehen, auf diese Einkünfte für längere 
Zeit zu verzichten, sowie zwangsweises Zurückdrängen der 
I uxusbauten zu gunsten der Kleinwohnungen von Staats 
wegen. Daß dieser "andauernde Verzicht nicht etwa von einer 


Steigerung der Bodenpreise und Grundrenten aufgesaugt. 


W erde, soll durch einen eigentümlichen, auf bodenreformeri- 
schen Gedanken beruhenden Aufbau des Steuerverzichtes 
bewirkt werden, dessen einigermaßen verwickelte Bug 
in der vorliegenden Schrift selbst nachzulesen ist. 


Marxismus, Krieg und Internationale. 
über offene Probleme des wissenschaftlichen und des prakti- 
schen Sozialismus in und nach dem Weltkrieg. Von Karl 
Renner, Stuttgart 1917, Verlag J. H. W. Dietz Nachf., 
G. m.b. H. 384 Seiten. Preis geheftet 4 M., ‚gebunden 5! M 


_ WIRTSCH AFTSPOLITISCHES ARCHIV. 


Kritische Studien 


$ 


eich von. ablreickiere für Debnae 
orien besonders anziehenden Ausführungen 
fassers vorliegender Schrift, der die Eigensch 
hervorragenden österreichischen Politikers sowie soziol« 
schen Denkers und Forschers seit jeher zu vereinen wußte, 
findet man hier auch sehr beachtenswerte, eigentümliche _ 
‘Ausführungen über Imperialismus, Riesenzollgebiete, Welt. 
marktskonkurrenz, internationale Handelswege etc., die her- 
kömmlicherweise von Handelspolitikern von anderen Stand- 
punkten aus behandelt werden. Der Hauptgesichtspunkt des 
Verfassers ist aber: Durch welche wirtschafts-, rechts- und 
machtpolitische _ Veranstaltungen verhindert man die 
Wiederkehr eines solchen Schicksalsschlages wie es der 


Weltkrieg war? Eine trotz eines gewissen Mangels an |} 
systematischer Gliederung höchst anregende, nachdenkliche 
Schrift. 


Die Textilindustrie und der Krieg, Von Richard Hün- || 


lich. Verlag P. Adler, Berlin 1917. 23 Seiten. Preis ge-. 
heftet M. ı'20, gebunden 2 M. BE 
Diese optimistische kleine Schrift schildert die Ent- 


wicklung der deutschen Textilindustrie während des Welt- 
krieges und die günstigen Aussichten, die sich ihr trotz des 
englischen, japanischen und französischen Wettbewerbes, _ 
sowohl auf dem inländischen als auch auf dem Weltmarkt || 
bieten sollen. Man müsse die Geldsummen, die man vor || 
dem Weltkriege für die Einfuhr ausländischer Textilwaren 
sowie für die Ausfuhr und Wiedereinfuhr deutscher Erzeug- 
nisse unter fremder Marke verwendete, der deutschen In- 
dustrie zukommen lassen; dann werde sie im stande- sein, $ 
erstklassige Ware zu liefern. i 


Deutsches Baumwollhandbuch. Jährliches Merk- und 
Nachschlagebuch für die Interessenten des Baumwollhandels 
und der -industrie. Nach amtlichen und den zuverlässigsten 
privaten Quellen bearbeitet und herausgegeben von R. b 
Stempel. IV. Jahrgang. Im Selbstverlag, Bremen, DE 
tober 1917. Hofbuchdruckerei H. M. Hauschild. 

Auch dieser Jahrgang des bereits zu Ansehen gelangten 5 
Handbuches empfiehlt sich durch reichhaltige Statistiken 
über Baumwollernten, Ein- und Ausfuhr, Vorrat, Garn- und 
Gewebepreise etc. für Fachangehörige und Wirtschaft 
pölitiker. Hierzu kommt noch eine recht dankenswerte ein- 
gehende Behandlung der T'aserersatzmittel, eine Adreßtafel 
von 62 deutschen Kriegsämtern, Mitteilungen über den 
begründeten Verein für Schiffsnachrichten „Seediensge 


Grundzüge der wissenschaftlichen Drogenkunde und. = 
ganische Rohstofflehre, nebst Entwurf einer- * Ersatzmi el- 
kunde. Von Professor Dr. Viktor Pöschl, Direktor 
Instituts für Warenkunde an der Handelshochschule Man 
heim. Verlag Adolf L. Herrmann, G. m. b. H., Berlin Wa 

Seitdem Wiesner, der Meister der Warenkunde, « t 
seine Rohstofflehre die wissenschaftliche Grundlage 
Warenkunde geschaffen hat, ist wiederholt versucht wor 
eine wissenschaftliche Einteilung des vielseitigen Stoffe 
zubahnen. Professor Pöschl will nın das Problem durch 
gründliche Aufklärung des Ausdruckes „Droge“ und ( 
Feststellung. der Gruppe, dem die verschiedenen Droger 
gehören, lösen. Ob das Problem vom wissenschaftlichen ° 
vom praktischen Standpunkt dadurch rationell gelöst wurde 
wird die Zukunft lehren, da die Vorteile der neuen wissen- “ 
schaftlichen Auffassung der Drogen sich in der Praxis zu 
bewähren haben. Zur Begründung seiner Einteilung bringt 
der Verfasser überaus bemerkenswerte Nachrichten über die 
Drogen, deren Zubereitung, Verpackung und Verwendung 
sowie eine allgemeine Einteilung der Drogen auf chemischer, 
physikalischer und morphologischer Grundlage. Besonders 
wichtig und aktuell ist das letzte Kapitel, das die Ersatzstoffe 
und deren Einteilung behandelt. Das inhaltsreiche Buch ist 
mit schönen Abbildungen versehen und dürfte nicht “ 
Fachmännern, sondern auch den Studierenden der Hand 
schulen sowie jedermann, der sich für Drogen intere 
gute Dienste leisten. Morp 


Kleine Ausgabe vom Jahr und ” Adressenbuc 
Zuckerfabriken und Raffinerien -Österreich- -Ungarns. EB 
Zuckerverkaufsnotizen. Herausgegeben vom Zentra 
für die Rübenzuckerindustrie Österreichs d © 
Redigiert vom Generalsekretär Dr. Gusta 
XLV. Ausgabe. Kampagne 1917/18. 
genannten Vereinen: he nebst, 
Anzeigen. 3 

Auch diese Ausesde des: he 
enthält eine Fülle -technischer “und wi 
gaben, die nicht nur- für Fachleute und 
essenten von Wert sind u zum Bei 
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Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs. 
Die wöchentlichen »Mitteilungen des wirtschaftspolitischen Archivs« bieten eine nach Materien 
geordnete Übersicht über die wichtigsten wirtschaftlichen Abhandlungen der Tages- und Fach- 
presse des In- und Auslandes. 
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Einfuhrhandelsmonopole. 


Übergangswirtschaft. 


Die Aufteilung der importierten Rohstoffe. (Dieses 
Organ ungarischer Kaufleute kommt nochmals auf 
die Erklärung von Sektionschef Riedl im Budget- 
ausschuß des österreichischen Abgeordnetenhauses 

zurück, macht gegen Annahme der Aufteilung nach 
bisheriger Leistungsfähigkeit der beiderseitigen In- 
dustrie, statt nach der Quote der gemeinsamen Aus- 

gaben, durch die ungarische Regierung scharf, fordert 
entschiedene Gegenmaßregeln und beklagt sich über 
das Vorgehen des österreichischen Generalkommis- 
sariates für Übergangswirtschaft, das die von der un- 
garischen Baumwollzentrale etc. übernommenen Kauf- 
verträge über noch nicht abgelieferte österreichische 

Waren nicht anerkennen wolle.) „Magyar Kereskedök 
Lapja“, 15. Dezember. 

(Dem Plane, den Einfuhr- 

handel zu verstaatlichen und aus diesem Monopol eine 

Jahreseinnahme von einer Milliarde zu ziehen, wird 

das Prinzip des freien Handels gegenübergestellt. 


ll Deutschland könne nur durch äußerste Schlagkraft 


die Wunden des Krieges heilen. Die deutsche Währung 


in a ner Freiheit im Handel rasch erholen.) 
| „Kölnische Volkszeitung“, 6. Dezember. 


Über die Steuerfreiheit der Rückstellungen für den Über- 
gang zur Friedenswirtschaft. (Die deutschen Unter- 
nehmungen haben gewaltige Abschreibungen gemacht, 
um den Übergang in die Friedenswirtschaft zu er- 
leichtern ; inwieweit diese Rücklagen steuerfrei bleiben 
sollen, ist schwer festzustellen, aber, bei der hohen 
Besteuerung der Kriegsgewinste, für die Schlagfertig- 
keit der Unternehmungen nach Friedensschluß von 
nicht geringer Wichtigkeit. Im allgemeinen soll der 
Verkehrswert, nicht der Liquidationswert als Steuer- 
grundlage dienen.) Von Bürgermeister a. D. und 
Rechtsanwalt Rütgers, Köln. „Frankfurter Zeitung“, „ 
8. Dezember. 

Die Organisation des Reichswirtschaftsamtes und der 
Großhandel. (120 bis 130 beratende Fachgruppen 
sollen den ganzen Warenverkehr umfassen, deren 
Vorsitzender je ein Regierungsvertreter ist. Eine Art 
von „wirtschaftlichem Generalstab“ soll mit der 
nötigen Beschleunigung sein Gutachten abgeben, damit 
Mißgriffe vermieden werden.) Von Kommerzialrat 
Leo Lustig, Berlin. „Vossische Zeitung“ (Berlin), 
8. Dezember. 

The Economic Future. (Die wirtschaftliche Vertrustung 
soll sobald als möglich der Freiheit in Handel und 
Verkehr weichen, die unerträglichen Rüstungskosten 


Et 
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* durch die allgemeine Abrüstung abgelöst werden. Die] 


Neutralen und besonders Holland sollen dabei eine 
führende Rolle spielen.) „Gazette de 
(La Haye), 21. November. : RB 
La desorganisation commerciale. (Die Verwaltungs- 
maßregeln schädigen den französischen Handel zu| 
gunsten der Neutralen und erschweren die Versorgung | 
‘des Landes. 


Kenntnis-der Interessenten gebracht werden, Rücksicht | . 


auf bestehende Verträge nehmen und die freie Be-| 
tätigung des Handels nicht unterbinden.) „Le Temps“ | 
(Paris), 23. Oktober. 

Englischer Staatssozialismus im Kriege. (England wird 
ein staatssozialistisches Bureaukratenland. Es gibt 
Privatfabriken, deren Preise niedrig gehalten werden, 
von Beamten geleitete Staatsfabriken und Unter- 
nehmungen, die von ortsansässigen Kaufleuten und 
Ingenieuren für Staatsrechnung verwaltet werden. Die | 
Regierung kauft Rohmaterialien und verteilt sie, setzt 
Arbeitslöhne fest; Eisenbahnen und Bergwerke stehen 
unter staatlicher Leitung. Gemeinsamer Einkauf von 
Lebensmitteln für die Entente.) „Hamburgischer 
Korrespondent“, 10. Dezember. 

Die russischen kriegsindustriellen Komitees und die 
Übergangswirtschaft. (Rußland hat auf dem Gebiet 
des Eisenbahnwesens, der Handelsflotte und der Land- 
wirtschaft viel zu verbessern; die kriegsindustriellen 
Komitees sollten bestehen bleiben? die landwirtschaft- 

- liche Maschinenindustrie, die Erzeugung von Eisen- 
waren soll sich vom Ausland unabhängig machen; 
in der Häute- und Lederfabrikation wäre der Über- 
gang zur zweckmäßig arbeitenden Großindustrie an- 
zustreben.) „Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ 
(Berlin), 8. Dezember. 


Wirtschaftskrieg nach dem Weltkrieg und 
wirtschaftliche Annäherung der Zentral- 
mächte. 


Zum _ wirtschaftlichen Zusammenschluß Österreich- 
Ungarns und Deutschlands. (Zur Befestigung. der 
Stellung Östererich-Ungarns innerhalb des Zoll- und 
Wirtschaftsbündnisses der Mittelmächte die Zoll- 
freiheit für Nahrungsmittel, insbesondere Getreide, ım 
wechselseitigen Handelsverkehr Notwendigkeit ersten 
Ranges. Das in Deutschland bestehende, in Österreich- 
Ungarn geplante Einfuhrscheinsystem für Brotgetreide 
müßte einem reinen, ehrlichen Veredlungsverkehr ohne 
Identitätsnachweis weichen. Für Viehzucht und 


Fleischversorgung Ermäßigung der Außenzölle für | Von 


Futtergerste, bei etwa höher verbleibenden Sätzen für 
Braugerste, erforderlich. Einbeziehung Polens in Zoll- 
bündnis der Mittelmächte hätte deren erleichterte Ver- 
sorgung mit Kleie, Ölkuchen, Ölsaaten, Weizen, 
Gerste, Erbsen, Futtersaaten zur Folge. Gegenüber 
etwaigem Wirtschaftskrieg der Westmächte gegen | 
Mitteleuropa wäre mit Türkei und Rußland zu ver- 
einbaren: Dardanellensperre für eine Reihe wichtiger 
Lebensmittel und Rohstoffe bis zur Deckung eines | 
Jahresbedarfes der Mittelmächte und befreundeter 
Neutralen.) Von Julius Flamm, Wien. „‚Dorns volks- | 
wirtschaftliche Wochenschrift“ (Wien), 14. Dezember. 
Bulgarien und Ungarn als Nachbarstaaten. (Beide 


Länder der Mittelpunkt des Blocks der Mittelmächte| 
in dem diesem etwa aufgenötigten Kampf gegen eiuen| 
Wirtschaftskrieg der Entente nach dem Weltkrieg. | 


Gemeinsame Grenze beider Gebiete notwendig, 


wechselseitige Erlernung des Magyarischen und: Bul- E 
garischen in Bulgarien und Ungarn zum Teile bereits | 1% 


Se in noch höherem Ausmaß erfor 


Holland“ | 
| el und es Yon Dr. Oskar, F 
Rechtsanwalt des bulgarischen Generalkonsulates‘ i 


Verordnungen müssen rechtzeitig zur | Skandinavien — Rußland release (Nach et 


Nationalisierung des Wirtschaftslebens _ Wirtschaften 


‚verbrauchen, das auf der Utrechter Messe, währen 


Sonstige Handelspolitik und Kolonial AN ik 


ländischen Zufuhren erwachsen, wird von der 
‚gewürdigt und die Versorgung der Schweiz, 
nach jener der ee von Wilson z 


Frankreich. Wirtschaftliche Übersichs Rn K 
konferenz ‚stellt fest, 
nötigten Kolonialwaren im Werte von 61), 
‚nur 800 Millionen aus eigenen. Kolon 
könnte den. Bedarf in es 


Budapest. „Der UERSLIESES N Meer 


5. a 


(Budapest) . 


borgs Handels- och Sjöfarts-Tidning“ vom 12. No- 
vember: Lebhafte Zuneigung für Deutschland i in Finn- 
land vorhanden, das sich als Rohstoffgebiet dem mittel- 
europäischen Block vorteilhaft anschließen könne. 
Rußland hat Ausgangstore für seinen Überfluß und 
Pforten für seinen Einfuhrbedarf im Westen nötig, 
wofür es sich dem mitteleuropäischen Block und | 
Skandinavien anschließen könnte; hierfür Hamburg || 
und Kopenhagen die wichtigsten Plätze. Hinterland j: 
Hamburgs, außer Mitteleuropa selbst, die ‚Balkan- 
halbinsel, Anatolien, Persien und Gebiete ar 
Schwarzen Meere, Hinterland Kopenhagens das Din 
und Wolgagebiet bis zum Kaspischen Meere. Nor- 
wegen werde immer den Westmächten, Schweden und 
Dänemark Mitteleuropa näherstehen.) „Mitteleuropa“ 
(Berlin), 4. Dezember. 


krieg. (Das Bestreben, nur heimische Erzeugnisse zu 


der Schweizer Woche u.s.w. zum Ausdruck kam 
geht mit dem Wunsch, die Ausfuhr zu fördern, einher 
Deutschland soll getroffen werden. Bei der Knapphei 
an Rohstoffen und Lebensmitteln Eohlen auch die N 


gewisse Waren, wie Kohle, Chemikalien, Werkzen 
maschinen, deren Lieferung €s, Ve 


« 


währung ren rückgängig : zu 
„Neue Zürcher Zeitung“, 30. November. 
unserer  Sondermission nach a Ver 


iunenstzit und aus ihrer ee 


„Neue Zürcher Zeitung“, 29. November. 


daß Frankreich von . 


« 


ET TRETEN wirtschaftlichen: Zu- 
ammenschlusses ‘von mehreren Verfassern behandelt. 
 Gefordert ‘wird darin baldige Einleitung von Unter- 
handlungen zwischen den drei Staaten für planmäßiges 
Be Zusammenwirken i in der Handelsvertragspolitik. Hier- 
bei Schwierigkeit, daß Norwegen und Schweden für 
3  Landw irtschaft und Industrie schutzzöllnerische, Däne- 
mark freihändlerische Politik betreiben. Anderseits hat 
Weltkrieg eine gesamtskandinavische Zwangslage ge- 
schaffen, die zur Annäherung drängt. Wichtig wäre 
auch politischer Zusammenschluß der drei skandinavi- 
schen Königreiche ‘mit Island als vierten Staat zu 
einem Staatenbündnis unter gemeinschaftlichem, zwi- 
‘schen den drei Königen abwechselnden Vorsitz, Zoll- 
ze tarıf, Militärwesen und auswärtiger Politik. Dieser 
Staatenbund mit einem aus den vier Ministerien ge- 
bildeten Staatsrat möge schon auf dem Weltfriedens- 
kongreß als Einheit auftreten.) „Deutscher Außen- 
handel“ (Berlin), 25. November. 


Finanzwesen, staatliches, kommunales. 


|| Die Neuregelung der Überweisungen an die Landesfonds. 
N * (Angesichts der Notlage der Kronlandsfinanzen ge- 
1]  währte die österreichische Regierung den Ländern die 
B 1, H Beträge, die ihnen im Jahre 1916 aus direkten Steuern, 


aus Branntwein- und Biersteuer- zugewiesen wurden. 
1 Es läge nahe, da staatliche Überwachung der Ge- 
|| barung mit so großen Geldmitteln kaum durchführbar, 
& die Volksschulen zu verstaatlichen, die den Ländern 
etwa 30 Prozent ihrer Ausgaben verursachen.) Von 
Universitätsprofessor Dr. Richard Reisch, Direktor 
-° der k. k. priv. allgemeinen österreichischen Boden- 
kreditanstalt. „Neues Wiener Tagblatt“, ro. De- 
BER 


Börsen und Banken, Gründungen, Aktien- 
- - wesen. 

| Reichstinanzreform — die Aufgabe des kommenden 
Winters. (Die Ausgaben des Reiches nach dem Kriege 
dürften 13 Milliarden jährlich betragen. Eine Ver- 
mögensabgabe, Besitz-, Erb- und Einkommensteuern 
unter Berücksichtigung der Kinderzahl, sodann aber 
auch Verbrauchs- und Verkehrssteuern müssen die 
Reichsfinanzen wieder in Ordnung bringen.) Von 
Dr. R. Kuczynski, Direktor des Statistischen Amtes 
der Stadt Berlin-Schöneberg. „Europäische Staats- 
und Wirtschaftszeitung“ (Berlin), 10. November. 
War debt payments not „sunk in sea“. (Die Furcht vor 
zu großer Belastung der nordamerikanischen Industrie 
Be dem Be die aus der Schuldenlast ent- 
rien Teil des Volkes zu gunsten des 
AR schweren. Die Überwälzung der Lasten kann allerdings 
ur stattfinden, ‚wenn Handel und Industrie en, 


zu Dec“ 8 weil. x Ballen an 


nicht Sl würden, ae , Die Dar- 


ee ro: Kapitalien binden, ders 


2 WIRTSCHAFTSPOLITISCHES "ARCHIV. 


287 


Kapieishrkie seien wahrscheinlich.) „Neue Zürcher 
Zeitung“, 6. Dezember. 


Projet de creation d’une chambre de compensation 


a Constantinople. (In Konstantinopel soll eine Stelle 
für Zahlungsausgleichung [Clearing house] errichtet 
werden, deren Satzungen als Vorschlag mitgeteilt 
werden, Einladungen zum Beitritt gesandt an: 
Ottomanbank, Deutsche Bank, Deutsche Orientbank, 
Credit National Ottoman, Credit Lyonnais, Wiener 
Bank-Verein, Banque de Salonique, Russische Bank 


für auswärtigen Handel, Banque d’Athenes.) „Ik- 
tissadiat Medjmouassi“ (Konstantinopel), 22. No- 
vember. 

Wirtschaftliche Neugründungen in der Türkei. (Das 


Osmanenreich ist in eine Gründerzeit eingetreten, die 
zwar unter fremder Führung und finanzieller Beteili- 
gung stattfinden, aber den Türken überall aus- 
reichenden Einfluß sichern soll. Die Gründung der 
türkischen Nationalbank geschah im Zeichen natio- 
nalen Erwachens, zahlreiche industrielle und kommer- 
zielle Neugründungen fanden während der letzten drei 
Jahre statt.) „Wirtschaftsdienst“ (Hamburg), 7. De- 
zember. 


Geld- und Währungswesen. 


Die freiwillige Goldabgabe an die Österreichisch-ungari- 


sche Bank. (Die in Österreich-Ungarn vor. zwei Jahren 
angeregte freiwillige Gold- und Juwelensammlung 
scheiterte am passiven Widerstand des Finanzmini- 
steriums. In Deutschland ergab die Sammlung fünfzig 
Millionen Mark in Gold. Doch wäre in Österreich- 
Ungarn rege privatgeschäftliche Tätigkeit in Ausfuhr 
internationaler Wertgegenstände, wie Schmucksachen, 
Gemälde, kostbarer Teppiche möglich und ist in Rich- 
tung nach Skandinavien, durch Entwertung der Krone . 
unterstützt, bereits in Durchführung begriffen.) Unter- 
redung mit dem Generalsekretär Edlen v. Schmid. 
„Neues Wiener Journal“, 14. Dezember. 


Ausländische Wechselkurse. (Die Höherbewertung von 


andern be- | 


 abstoßen und angesichts des Warenmangels die Gelder | 


- Ausnützung 


Devisen, insbesondere jener Deutschlands und Öster- 
reichs, wie sie jüngst in der Schweiz zutage trat, 
könnte zum Teile auch auf das rapide Fallen der 
Stockholmer Devise in der Schweiz zurückzuführen 
sein; eine Baisse des Schweizer Franken könne auch 
als Hausse der Auslandsdevisen in Erscheinung 
treten.) „Neue Zürcher Zeitung“, 7. Dezember. 


Eine neutrale Standarddevise. (Angesichts des sinkenden 


Prestige Londons und der Wahrscheinlichkeit der Auf-. 
teilung der finanziellen Führung suchen die Neutralen 
nach einem Maßstab, an dem sie den wirklichen Stand 
der Währungen abmessen können. Zur Schaffung. einer 
neutralen Standarddevise, die ein wichtiger Faktor 
der- Übergangswirtschaft werden könnte, seien ein- 
gehende Vorstudien nötig.) Eine . Anregung von 
E. Trott-Helge. „Österreichisch-ungarische Export- 
Revue“ (Wien), 5. Dezember. 


‚Eine spanische Valutaanleihe an Frankreich — die ein- 


zige Lösung für die bestehenden Ausfuhrdifferenzen. 
(Frankreich erstrebt in Spanien eine Währungsanleihe 


an, um das große Passivum seiner Handels- und Zah- 


lungsbilanz gegenüber Spanien auszugleichen und 
dadurch die Wechselkurse zu seinen Gunsten zu be- 
einflussen.) „Nachrichten der Auslandspresse“ 


(Berlin), 30. Növenbet, 
Kriegsschulden und Währung. rer der euro- 


päischen Kriegslasten durch eine internationale Bank 
mit. international gültigen Banknoten würde auf eine 
der Gläubigerstaaten, darunter auch 


Deutschlands, zu gunsten der Schuldnerstaaten hinaus- 


ee Finanzmännern neue und große | 
rde. Srobe: Be auf Bar: 


laufen. Der Plan, die Zinsen der Kriegsschulden durch 


jährliche Neuausgabe von international gültigen Bank- 
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noten zu bezahlen, käme einer uferlosen Inflation | 
gleich und müßte höchst: schädliche wirtschaftliche 
Folgen haben.) Von Dr. Otto Heyn, Nürnberg. 
„Deutscher Außenhandel“ (Berlin), 25. November. 


Preistreiberei. 


Baisse im Schleichhandel. Anzeichen eines Preisturzes. 
(Die Friedensverhandlungen mit Rußland haben zu 
einem Preissturz im Schleichhandel nicht nur in Le- 
bensmitteln, sondern auch in Textilwaren und Luxus- 
gegenständen, wie Pelze und Gold, geführt. Kaffee- 
von 80 auf 20 bis 25 K pro kg gesunken, Schleich- 
handel in Leinenwaren hat fast aufgehört, völlige Um- 
- stimmung der unregelmäßigen Schleichhandelsmärkte.) 
„Die Zeit“ (Wien), 18. Dezember. 

Der: Abbau der Preise nach dem Kriege. (Preis- 

> ermäßigung. nach Friedensschluß kann nur. allmählich 
mit Hilfe gesteigerter Erzeugung und erzwungener 
Sparsamkeit eintreten. Ein wichtiges Zwangsspar- 
mittel wird einschneidende. Vermögenssteuer ' sein. 
Derzeit gewaltsam niedrig gehaltene Wohnungsmieten 
dürften näch Friedensschluß allmählich steigen, um 
Erhöhung der Baukosten auszugleichen.) Von Walter 
Federn. „Fremdenblatt“ (Wien), 16. Dezember. 


Wirtschaftsberichte über Auslandsstaaten, 
Ungarn und Bosnien-Hercegovina. 


Französisch-Westafrika. (Das Gebiet erzeugt Weizen, 
"Mais, Reis, Ölnüsse, Baumwolle, Schlachtvieh, Kakao, 
‘Häute, die bei genügendem, derzeit aber nicht vor- 
'handenem ° Schiffsraum nach Frankreich  verladen 
werden könnten.) „Wirtschaftlicher Nachrichten- 
dienst“ Se, 5.: Dezember. 


Exportförderung, Handelskammern, Aus- 
kunfteiwesen. 


Zersplitterungsgefahren. (Eine Äußerung der in Deutsch- 
land vielfach anzutreffenden Neigung, Vorteile ört- 
licher Natur auf Kosten der Gesamtheit anzustreben, 
seien auch die Bemühungen, gegen die Leipziger 

- Mustermesse in anderen deutschen Städten Wett- 

“ bewerbsveranstaltungen einzurichten. Dies werde nur 

zu namhaften Kapitalsverlusten. der solchen Plänen 
nicht gewachsenen anderen Städte führen, was gerade 

während der Übergangswirtschaft zu vermeiden wäre, 
ferner möglicherweise eine Zersplitterung der Kräfte, 
sicher aber eine Beunruhigung der Aussteller und Ein- 
käufer sowie eine Verwirrung, besonders unter den 
ausländischen Interessenten bewirken.) „Berliner 
Tageblatt“, 11. Dezember. ö ee 

Das Auslandsdeutschtum und die Inlandsschule. (Die 
Deutschen kennen ..das Ausland nicht, dem Ausland 
ist das Deutsche Reich unbekannt; ein sachgemäßer 
Außendienst soll den Zustand beseitigen, daß England 

- als Machtfaktor, Frankreich als Kulturfaktor ange- 
:priesen wird; der deutsche Staatsbürger müsse zu den 
30 Millionen Auslandsdeutschen persönlich Stellung 
nehmen; ein einzusetzender Schulausschuß ‘soll den 
Zusammenhang ‘draußen und drinnen wecken.) Von 

. Erwin. -Hübbe, Hamburg. „Deutsche * Politik“ 

"© (Weimar), 7: Ha IS 


Industrieförderung und Patentwesen. 


Wiener: Juwelenarbeit. Eine gefährdete Kunst, {Wiener 

Schmuckwarenerzeugung leidet nicht nur .an der mili- 
- tärischen Einziehung zahlreicher wertvoller Arbeits- 
...kräfte, sodann ‘unter dem Mangel‘ an gewissen Ma- 


terialien wie’ Platin, ferner ‘an der. riesigen" Verteue-|: 


‚zember. Er ER ra 


rung von Silber und Gold, sondern auch an der Ver- 
gröberung des Geschmackes der Käufer, die zwar stark 
erhöhte Preise ohne Murren bezahlen, aber die er- 
worbenen Gegenstände eher als 'Kapitalsanlage, denn 
als künstlerisch zu wertendes Besitztum betrachten. 


Neben den bedenkenlos jeden Preis zahlenden Käufern 


kommen in die Schmuckwarenläden atıch zahlreiche 
Verkäufer, um. die günstigen Preisverhältnisse zum 
Gelderwerb oder auch zur Wiederherstellung ihrer be- 
drohten geldlichen Lage auszunützen.) „Neues Wiener 
Tagblatt“, 15. Dezember. 


Wirtschaftliche Friedensziele der Schweiz. (Die Schweiz 


sucht sich vom Ausland tunlichst unabhängig zu 
machen und wenigstens den Inlandsmarkt selbst zu 
versorgen. Die Rohstoffzufuhr ‘blieb im Weltkriege 
günstig. Die Neuausrüstung und Mobilisierung des 
Schweizer Heeres erforderte eine Umstellung der 
Uhren- und Maschinenindustrie auf die Kriegswirt- 
schaft. Nach Friedensschluß werde das Schwergewicht 
wieder auf die Qualitätsindustrie gelegt werden müssen. 
Zwar dürften die Nachbarstaaten ihre Ausfuhr in die 
Schweiz forcieren, um ihre Valuta zu verbessern; aber 


die Schweiz zeigt durch Mustermessen, die Tessiner 


Woche in Zürich etc, dem Publikum, daß sie vieles, 
das bisher aus dem Ausland bezogen wurde, selbst er- 


zeugen könne) „Wirtschaftsdienst“. : (Hamburg), 


30. November. 


Agrarpolitik. 


Eine agrarpolitische Studie des Staatssekretärs Doktor 


Ludwig Beck. (Ein Prozent aller Grundeigner ver- 


fügt über 59°3 Prozent des ungarischen Bodens; dem 


besitzlosen Landarbeiter und dem Zwergbauer müsse. 
Boden zugewiesen werden, insbesondere derzeit, da 


“die besitzlosen Massen aus dem Felde‘ heiss 


sollen.) „Pester Lloyd“, ı1. Diezember. 


Eisen und Brot. (Zusammenhang zwischen Eisen und 


Brot durch das wichtige Düngemittel Thomasmehl her- 
gestellt, das die Mittelmächte von der Phosphateinfuhr 
aus Übersee (Nordafrika, Nordamerika etc.) unab- 


hängig mache. Eben deshalb sei die Sicherung der 


Lager phosphorreicher Eisenerze von Briey und 
Longwy für Deutschland eine Lebensfrage, ganz ab- 


gesehen von der Notwendigkeit dieser Erwerbungen 


für die E Eisenindustrie.) „Bayerischer Kurier“ 
(München), ıı.. Dezember. 


Rechtspolitik im In- und Ausland. 


Concurrence deloyale. (Das kürzlich beschlossene schwei- 


zerische Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
setzt fest, daß jede Ware, die mit Preisangabe aus- 
gestellt wurde, auch zum angegebenen Preise abge- 


geben werden muß; angemeldete Ausverkäufe müssen 
. zum Aufhören des Geschäftsbetriebes, ohne stete An- 


schübe neuer Waren, führen; alle Geschädigten können 


eine Klage einbringen, und die Strafen sind empfind- | 
‚ lich.) „Journal de Geneve“, 29. November. 


Fremdenverkehr. 


Der EDEN nach dem Kriege. (Ba4 Stockung 
der Ausfuhr und des Zuströmens der Auswanderer- 


gelder der Fremdenverkehr das richtigste Mittel, Aus- 


landsgelder nach Ungarn zu bringen. Zahlreiche Hotels || 
und Fremdenplätze sind zerstört, anderseits hat. die . 
Heeresverwaltung Straßen und. Wasserleitungen an- |} 
gelegt. Unsere Adria könne der französischen Riviera || 


erfolgreich Konkurrenz bieten. Große Kapitalsanlagen 
und Staatshilfe unerläßlich.) Unterredung mit dem Ge- 
neralsekretär des Landesverbandes für Fremdenverkehr 
Fedor Gerenyi. Een AULSEH ERS Jonmal 10. 0. De 


{ nee 
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Das schweiserische Verkehrsamt. (In normalen Zeiten 
zieht die Schweiz aus dem Fremdenverkehr alljährlich 
eine halbe Milliarde. Um in Zukunft die Zersplitterung 
der Kräfte zu vermeiden, soll ein schweizerisches Ver- 
kehrsamt geschaffen werden, das jährlich von 1918 an 
eine Bundesunterstützung von I20.000 Francs erhält. 
Die Interessenten müssen 180.000 Francs aufbringen. 
Nach langen Kämpfen wurde am 28. November in der 
begründenden Vollversammlung beschlossen, den Sitz 
des. Amtes nicht nach Basel, das sich durch eine hohe 
Zeichnung hervorgetan hatte, sondern nach Zürich 
zu verlegen.) „Neue Zürcher Zeitung“, 5. Dezember. 


Wohnungs- und Bodenpolitik. 


Zukunftsaufgaben der städtischen Wohnungspolitik. 
(Wider Erwarten nimmt die Zahl der leerstehenden 
Wohnungen ab; es müssen Kleinwohnungen geschaffen 
. werden, weil das Notwendige den Vortritt hat. Bei Ab- 
rüstung sollen Baustoffe, Fuhrwerke, Arbeitskräfte, 
‚Baukredite gesichert werden. Große Gebiete sollen zu 
Schrebergärten umgestaltet werden.) Von Bürger- 
meister Dr. Richard Weiskirchner. „Reichspost“ 
(Wien), ı1.. Dezember. 


Sozial- und andere Versicherung. 


Ausbau der Zentralisation in der Arbeiterversicherung. 
(Das neue ungarische Arbeiterversicherungsgesetz hat 
die Tendenz zur Zentralisation; bei der Krankenver- 
sicherung wird sie vielfach als nachteilig hingestellt, 
“was aber irrig ist. Eine allgemeine Überprüfung der 
Kassen, die Herabdrückung der Gebarungskosten und 
die Eintreibung der Rückstände der Arbeitgeber sei 
unerläßlich.) Von Eugen Somlö. „Pester Lloyd“, 8. De- 
zember. 

Geldentwertung und die Lebensversicherung. (Leistung en 
der deutschen Lebensversicherung während des Welt- 
krieges zwar in der Geldziffer unverändert geblieben, 
aber dem Sachwert nach durch die allgemeine Geld- 
entwertung stark verringert. Hierdurch sorgsamen 
Familienvätern die Erhöhung der versicherten Beträge 
nahegelegt. Hiezu im stande weniger die unter Teue- 
rung am schwersten leidende Mittelklasse als viel- 
mehr einzelne besser entlohnte Gruppen innerhalb der 
Ärbeiterschaft, sodann Kriegsindustrielle, Kriegs- 
händler, Landwirte und ähnliche Kriegsgewinner.) 
„Handel und Industrie“ (München), 1. Dezember. 


Genossenschaftswesen und sonstige Sozial- 
politik. 


Österreichischer Tuberkulosentag. (Die Gefährdung der 


“Familien durch Ilungenkrank aus dem. Kriege heim- 
kehrende Soldaten soll gemindert, auf den Universi- 
täten sollen Sondervorlesungen über Lungenschwind- 
‚ sucht veranstaltet und die Arbeiterschaft soll zur Mit- 


wirkung an der Bekämpfung dieser Krankheit 'heran- 


. „gezogen werden.) „Die Zeit“ (Wien), 18. Dezember. 
Pohitisierung der englischen Konsumvereine? (Die in 
England herrschende soziale Gärung kommt durch den 


Beschluß der Konsumvereine, sich politisch zu be-| 
» tätigen, zum Ausdruck. Eine neue politische Partei 


-will mit dem Geld der Konsumvereine, die über die Be- 
handlung- durch ‘den Premierminister gereizt sind, in 
Opposition zur Regierung treten.) „Wirtschaftsdienst“ 
pet); AR Dezember. 


_ Seeschiffahrt. 


Das: ee sedtburs Schiff. (Das Schodänsketem soll 
. durch luftdicht eingebaute Windkessel derart ver- 
2 bessert werden, daß BER Wassereintritt infolge Torpe- 


Schiffshypotheken. 


Österreich und die Wasserstraßenfrage. 


‘ .dierung etc. die Wasserverdrängung im gleichen Maße 


vergrößert werde.) Eine. Zuschrift des Erfinders an 
das „Neue Wiener Tagblatt“. „Neues Wiener Tag- 
blatt“, 14. Dezember. 

(Die von Holland betriebene Be- 
lehnung von Schiffen bis zu 65 Prozent ihres Wertes 
zwar vom Standpunkt der deutschen Schiffswerften 
bemerkenswert; doch nicht Aufgabe des deutschen 
Staates, Schiffsbelehnungsbanken ins Leben zu rufen. 
Kapitalszufluß vom Ausland her derzeit nur erwünscht. 
Aufnahme dieses Geschäftszweiges in Deutschland in 
beschränktem Maße wahrscheinlich.) „Berliner Tage- 
blatt“, 12. Dezember. 


Die deutsche Schiffbauindustrie. (Deutsche Kriegsflotte 


und Handelsreedereien geben lohnende Bauaufträge, 
letztere _ besonders seit Gesetz über Reichsbeihilfe. 
Viele Kapitalserhöhungen deutscher Reedereigesell- 
schaften durchgeführt, weitere Erhöhungen sowie Neu- 
gründungen stehen bevor.) Von A. Hauptmann, Ham- 
burg. „Die freie Donau“ (Regensburg), 1. Dezember. 


Die Seefrachtenbildung. (Die Reichsregierung wird bei 


Tariferstellung ihr Wort mitzusprechen haben, da sie 
der deutschen Schiffahrt einen Zuschuß von einer 
Milliarde gibt; auch Handel und Gewerbe zu be- 
fragen. Bisherige Frachtnachlässe der Reedereien 
waren unverbindliche Zugeständnisse, keine Rechts- 
pflicht, die nunmehr durch eine Tarifkommission ge- 
sichert werden sollte.) Von K. Busch, Charlottenburg. 
„Die freie Donau“ (Regensburg), 1. Dezember. 


Die Weltstellung der Nordsee im Wandel der Zeiten. 


(Nordsee Randmeer eines der wichtigsten Weltmeere, 
ihre Bedeutung steigt mit Entwicklung der. Technik. 
Englands wichtigste Industriegebiete am Meere oder in 
dessen Nähe, London seit 1651 der Hauptumschlag- 
platz der Welt; Hochseefischerei der Nordsee zu 
70 Prozent englisch. Landumschlagplätze wie Ant- 
werpen oder Hamburg traten allmählich in den Vorder- 
grund. Amsterdam, sogar London wurden überholt. 
Weltkrieg wird auf Verkehrswege durch Schwächung 
der britischen Kapitalsübermacht besonders umstürzend 
wirken.) Von Engelbert Graf, Berlin. „Der Kampf“ 
(Wien), November/Dezember. 


Schiffahrtspolitik. (Die Gesetzgebung über die Schiff- 


fahrt soll zur Bundessache werden. Der Anlage eines 
schweizerischen Wasserstraßennetzes soll sich Ver- 
bindung mit dem Meere angliedern, wohl auch unter 
Schaffung einer Seeflotte. Der bedeutende Außen- 
handel und die große Menge der einzuführenden 
Lebensmittel empfehlen Sicherung des nötigen Fracht- 
raumes und Ausbau der Binnenschiffahrt gebe Möglich- 
keit eines unmittelbaren Verkehrs mit dem Meere.) 
Von Dr. E. Utzinger, Zürich. Be Zürcher Zeitung“, 

7. Dezember. 


Binnenschiffahrt. 


(Bayern wird 
den Großschiffahrtsweg bis Aschaffenburg im Jahre 
1918 eröffnen. Hamburg und Nordost-Deutschland 
neigen zur Elbe—Donau—Oder-Verbindung hin, unter 
Vernachlässigung der Donau—Rhein-Straße; in Öster- 
reich schweigt sich der Ministerpräsident aus; die 


Donau müsse mit Rhein, Elbe und Oder raschestens in 
‘Verbindung gebracht werden.) Von Rechtsrat Ditt- 
NE 


Regensburg. „Die freie Donau“ 
.. Dezember. _ 


(Regensburg), 


Zur Donaufrage. (Der Plan einer schwimmenden Aus- 
"stellung auf der Donau sei erwägenswert; die Donau 


ein biegsames und zugleich unzerreißbares Band, das 
die Mittelmächte mit den Balkanstaaten verknüpft. 
Bezüglich Rumäniens seien, bei den franzosenfreund- 


"lichen Neigungen seiner herrschenden Schichten, be- 


di 
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sondere Sicherungen erforderlich; Donatithändingh sei 
_ nach wie vor von einem Ausschuß zu verwalten, dem| 
‚aber nur die Mittelmächte und ihre Verbündeten, nicht | 
mehr alle europäischen Großmächte an i 
hätten; Ausbau der Eisenbahnnetze Bulgariens und 
“Rumäniens in der Richtung zur Donau erforderlich, 
um diesen Fluß für die Warenbeförderung innerhalb 
des mittelmächtlichen Bereiches erst völlig ausnützen 
zu können.) Von Hauptmann Schmalz, München. 
„Handel und Industrie‘ (München), 1. Dezember. 

Die Aufgaben eines bayerischen Handelsministeriums 
beim Ausbau der Großschiffahrtsstraße Rhein—Donau. 
(Bayern muß 82 Prozent seines Steinkohlen-, 95 Pro- 
zent seines Braunkohlenbedarfes von auswärts decken. 
Hohe Frachten für Rohstoffe verteuern dort die Güter- 
herstellung, der Ausbau der Wasserstraßen sei daher 
unerläßlich. Die Donaufrage wichtigste österreichisch- 
ungarisch-deutsche gemeinsame Angelegenheit, Ver- 
bindung Donau—Rhein ebenso unerläßlich wie die 
Donau—Oder-Straße. Die industrielle Zuwanderung 
nach Bayern und ein großzügiger Industriesiedlungs- 
plan seien ohne Verbilligung der Warenbeförderung 
durch Binnenwasserstraßen undurchführbar.) Von 
Dr. Julius Lübeck, München. „Bayerische Handels- 
a, Be 8. Dezember. 


'küste, französische‘ "Elfenbeinküste ER zur Fo 
„Wirtschaftlicher Nachrichtendienst“ (Berlin), Eat > 
zember. A 
Zuckerkrise in Fronkkeich, (Die. französische Re | 
 zuckerindustrie von , Millionen t auf kaum 200. ‚000 8 
ım Jahre während des Weltkrieges gesunken und 30- 
gar unter Zuziehung des Zuckers aus kolonialen Ge- 
‚ bieten Frankreichs nicht mehr in der Lage, den fran- 
zösischen Bedarf zu decken; man hat die Zuckerkarte 
mit 500g monatlich eingeführt und hofft, mit Hilfe mi: 
 kubanischer Zufuhren den Mangel zu decken.) „Nach- j 
richten der Auslandspresse“ (Berlin), 30. November. 
Zur Übergangswirtschaft der Tabakeinfuhr. (Klagen 
über die Tabaks-Kriegsgesellschaft, die deutsche 
Tabaks-Gesellschaft m. b. H. von 1916, genannt 
„Detag“, nach der ‚„Weser-Zeitung“: Das schwer- || 
fällige Vorgehen der ,„Detag“ werde, wenn nach || 
Friedensschluß fortgesetzt, den Einfuhrhandel um 
seine alten Verbindungen in Nord- und Südamerika 
bringen. Freies Tabakgeschäft an den Warenbörsen 
Hamburgs und‘ Bremens zur Wiederanknüpfung der 
alten Überseebeziehungen unentbehrlich, sonst ‚bleibe 
der Einfuhrhandel zum Schaden der deutschen Volks- x 
wirtschaft auf Vermittlung Hollands angewiesen 3 
„Die Tabakwelt“ (Dresden), 25. November. ir 
Eine der größten Tabakfabriken der Welt. (Eine a8 
größten Tabakfabriken der Erde, jene in Grodno, 186 
begründet; im Jahre 1913 Erzeugung der 1500 Arbeit 
kräfte sieben Millionen Zigaretten und 20.000 
Tabak täglich. Betrieb durch Kriegsverhältnisse 
einigermaßen verringert, noch immer hervorragen 
in Wohlfahrtseinrichtungen für Arbeiterschaft; v 
arbeitet derzeit polnisch-litauische, bulgarische 
rumänische Tabake, vor dem “Krieg hauptsäc 
russische und türkische.) „Deutsche Lodzer-Zei 
9. Dezember. 


ee. 


TigsRbäh wegen 


Die Erste niederungarische landwirtschaftliche Bahn. 
(Die in Ungarn erbauten Feldbahnen mit kleiner 
Spurweite und Anschluß an jeden Gutshof haben sich 
bewährt; sie ermöglichen einen Aufschwung der 
Landwirtschaft, haben gute Einnahmen und können 
auf staatlichen Zuschuß verzichten.) „Zeitung des 
Vereins deutscher Babe (Berlin), 
8. Dezember. 


Lebens- und Genußmittel sowie SHabzunge 
politik. 


Die Obstverwertung in Serbien. (Obstbau und Obst- 
verwertung Serbiens, die früher auf Anforderungen 
des internationalen Obsthandels wenig Rücksicht 
nahmen, wurden verbessert. und sind, insbesondere 
seit der Eroberung des Landes durch die Mittel- 
mächte, zweckmäßiger und lohnender geworden. Doch 
sind viele Kulturen. teils zerstört, teils verwahrlost.) 
„Belgrader Nachrichten“, 14. Dezember. 

Die Hamburger Kriegsküchen. (In Hamburg werden 
unter 850.000 Einwohnern rund 100.000 in den 
Kriegsküchen verpflegt. Vom Rest sind sicherlich 
mehr als 700.000 schlechter daran, als die in den 
Kriegsküchen von der Staatsverwaltung mit beson- 

derer Sorgfalt umgebenen 100.000; unter den Ver- 
nachlässigten, besonders Selbständige, sowie der in| m 
privaten und öffentlichen Diensten stehende Mittel- Kohlenknappheit und. Kohlenhandel.. Die 
stand. In dieser Beziehung sei ein Ausgleich von-| Staatsbahnen haben im Winter ı 
nöten.) „Hamburger Nachrichten“, 12. Dezember. ‚sagt; die Förderausfälle ware 

 zuholen. „Die,, le ‚von 


Glas, Keramik. 


Die deutsche Keramik im Weltkriege. (Die Par 1- 
und Steingutindustrien, zu Kriegsbeginn notlei nd, 
‚hatten 1917 schon Hochkonjunktur ; 

Anlaß zu Klagen, außer dort, wo sie technisches 


ein. Viertel ihrer a ins Asia sa 
sich erholt; Spiegel-, Fenster- und Tafelg 
aber schlecht, die optische Industrie blüht, di 
hat das deutsche Porzellan nicht ersetzen 
Von J. Erzgraber, - Selm, „Der Wear 
Dezember. ie 


He; 
>: 


Bergbau und Hüttenwesen. 


RL 


2 


.Nahrungsmittelindustrien und Tabak 


Kakao. (In Frankreich während der Jahre eig > den. Finde 
eine bedeutende Steigerung der Einfuhr von Roh-| ig 
kakao und Waren daraus, sowohl dem We 
auch noch mehr der ‚Menge. nach, ‚weil 
auch starke Preissteigerung; Are , 
auch in Großbritannien zu verzeichnen; 
sche Schokoladefabriken ‚mußten, um. ‚überhau 
‘fuhr des Rohstoffes von. der. Entente zugesti 
erhalten, ‚ihre. Ausfuhr an ‚die ‚Zentral ä 


Bei 
Fi 


TEA 


licher. er der. Ka Techni- 

i | Hochschule“ zu Berlin-Charlottenburg. Vor- 
Br; en der Prüfanstalt für Heiz- und Lüftungsanlagen. 
Er Fremdenblatt“ (Wien), 13. Dezember. 

'erein Deutscher Eisen- und Stahlindustrieller. (In der 
eng wird der gegenwärtige Mangel an 
Rohstoffen und Arbeitskräften hervorgehoben und die 

Notwendigkeit, die Erzeugung ergiebiger zu gestalten. 

‚Die Grenzen des Deutschen Reiches seien zur Ver- 

. größerung ‚des Nahrungsspielraumes und zur Ver- 
||  breiterung der deutschen Erzgrundlage hinauszu- 
a - „schieben. 50 Prozent der in Deutschland verarbeiteten 
“iR “Erze entstammen dem Ausland; Briey und Longwy 
sollen festgehalten, aus Polen, der Ukraine, Lappland, 

Brasilien, dem Kaukasus müssen Eisen- und Mangan- 
|  erze herangezogen werden.) „Hamburgischer Kor- 

||  respondent“, ı1. Dezember. 

|| Frankreichs Kohlenversorgung. (Die - französische 

‚Kohlenversorgung läßt viel zu wünschen übrig. Die 
Eigenerzeugung ist zwar im Wachsen begriffen, aber 
die Einfuhr aus England ist nicht mehr verläßlich. 
Großhandel und Großindustrie werden kontingentiert, 
die Verteilungsorganisation für englische Kohle auf 
_ dem Lande versagt, die ländlichen Bezirke sind gegen 
- die Großstädte benachteiligt.) „Wirtschaftsdienst“ 
(Hamburg), 7. Dezember. 
china — das Kohlenland der Zukunft. (Kohlengebiete 
| Chinas ungefähr so groß wie ganz Deutschland; Vor- 
_ räte bloß in der Provinz Schansi, 650 Milliarden t 
zu 1000 kg Anthrazit und noch 800 Milliarden anderer 
_ Steinkohlen; deutsche Kohlenlager gegenwärtig auf 
425, britische auf 200 Milliarden f geschätzt. Sehr 
_ reich an Kohle auch Südwestprovinzen Hupei, Kwei- 
 tschou, Hunan, die aber sehr weit von der Seeküste 
entfernt. Am wichtigsten derzeit nordchinesische 
Kohlenfelder in Provinz -Tschili, in der Nähe der 
Küste sowie jene in Schantung, die seit Herbst 1914 
‚aus deutsche in japanische Botmäßigkeit geraten sind. 
1913 chinesische Kohlenausbeute rund 14 Millionen t.) 
| „Der Tag“ (Berlin), ı1. Dezember. 


5 
ag. 
Ai 


Textilindustrie, Konfektion. 


1| Ein industrieller Sieg der Mittelmächte. (Packstoffe aus 
indischer Jute derzeit durch Spinnpapierstoffe ersetzt; 
auch zu Feldbefestigungzwecken (Sandsäcke), wofür 
man sonst Leinen, Hanf, Baumwolle verwendet hatte, 

_ eignen sich Papiergarnfabrikate. In der Kabelindu- 
 strie als Füllstoff- und Umhüllungsmaterial, dann für 
Leder- und Treibriemen, zur Dichtung: und Isolierung, 
für Teppiche und Wandverkleidung Papiergarn ver- 
dbarı nee und Färben möglich, doch 


ons ie. 


des Maniahanis stockt, Ausfuhr 
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Metalle, Maschinen, Fahrzeuge, Apparate. 


Eine Krise in der obersteirischen Eisenindustrie. (In 
letzter Vollsitzung der Leobener Handelskammer 
schwierige Lage der nordsteirischen Eisenindustrie 
infolge Kohlenmangels besprochen; Beschlagnahme 
der für diese Industrie bestimmten Kohlen während 
der Beförderung häufig; Gefahr des Entstehens einer 
großen Arbeitslosigkeit; nordsteirische Eisenindustrie 
hat wegen Mitbenützung von Wasserkräften ohnehin 
geringen a en „Grazer Tagblatt“, 15. De- 
zember. 

La crise des munitions. Questions horlogeres. (Die 
französischen Bestellungen auf Munition bleiben in 
der Westschweiz aus, angeblich weil Nordamerikaner 
leistungsfähige Fabriken in Frankreich. errichtet 
haben, so daß westschweizerische Industrielle ge- 
zwungen sein werden, mit Deutschland abzuschließen. 
Uhrenausfuhr nach Rußland stockt völlig, Fabriken 
werfen sich auf Erzeugung von Munitionsteilen. 
Jedenfalls verschlechtert sich Konjunktur zusehends.) 
„Journal de Geneve“, I. Dezember. 

La ‚fabrication des munitions en Suisse. 
Schweiz, z. B. in der Hotelindustrie und der Trans- 
portindustrie herrschende Notstand wurde durch 
Entwicklung der. Munitionsindustrie gemildert. Ver- 
vollkommnete Maschinen werden angewendet, Ab- 
fälle verwertet, ein elektrischer Hochofen in Betrieb 
gesetzt. Verbot der Nachtarbeit hat geschadet, weil 
dadurch Leistungsfähigkeit der Wasserkraftbetriebe 
auf Hälfte herabgesetzt. Noch bedenklicher Treibe- 
reien der Antimilitaristen gegen Munitionserzeugung.) 
„Revue Suisse d’Exportation“ (Zürich), 1. Dezember. 


(Der in der 


Elektrische Industrie. 


Staatliche und kommunale Elektrizitätswirtschaft. (Dem 
Staat sollen Erzeugung und Weiterleitung, den kom- 
. munalen Verbänden die Verteilung obliegen, unzweck- 
mäßige neue Anlagen sollen verhindert, bestehende 
Unternehmungen nicht geschädigt, das Elektrizitäts- 
wesen zum Vorteil der Gesamtheit auf eine höhere 
Stufe der Wirtschaftlichkeit gehoben werden.) „Ber- 
liner Tageblatt“, 14. Dezember. 


Chemische Industrie. 


Ein neues Azetylenglühlicht. (Grundlage der Erfindung: 
"Erzeugung eines Intensivlichtes mittels Glüh- 
strumpfes, wobei das stark erhitzende Azetylen nur 
‚als Heizgas dient. Das mittels eines kleinen Gaso- 
meters erzeugte Azetylengas und der in einer Stahl- 
flasche aufbewahrte verdichtete Sauerstoff gelangen 
gesondert durch Rohre oder Metallschläuche bis zum 
Brenner, wo.sie sich in einer überaus heißen und sehr 
lichtstarken Flamme vereinigen.) „Deutsche Lodzer- 
Zeitung“, 14. Dezember. 


Petroleum, Mineralöle. 


Deutschlands Erdölgewinnung. (Hoffnungen auf dest 
schen Ölschiefer bei dessen geringem Erdölgehalt 
. übertrieben. Sogar günstige. Schiefervorkommen an 
‘der schottischen Küste lohnten im Frieden die Be- 
 arbeitung nur infolge mittelbaren staatlichen. "Zus. 
' Deutsche Friedenseinfuhr. 1’2—1'3 Mil- 


1 lionen t Erdölerzeugnisse bei eigener Gewinnung von 


etwa 100.000 f. Deutschlands Versorgung erfordert 


| \ den Wasserweg, wofür nach Friedensschluß _haupt- 


 sächlich die Donau in Betracht käme.) 


„Berliner 
 Börsen-Coutier“ , er Dezember, RI 
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"Machtverhältnisse und Machtmoral. \on Piofesshk Alfred. 
Vierkandt. Berlin 1916, Verlag von Reuther & Reichard. 
Nr. 13 der von. der Kant-Gesellschaft veröffentlichten Philo- 
sophischen Vorträge. 64 Seiten. Preis M. 1:60. 

Eine Schrift von besonderem Wert bei der tieigehenden. 5 
Aufwühlung der öffentlichen Meinung durch die tragischen 
Verwicklungen, worin das sittliche Empfinden der einzelnen 
und der Klassen, ja ganzer Völker durch die Ereignisse 
des Weltkrieges geraten ist. Der Verfasser sucht die, Ver- 
wirrung dadurch zu lösen, daß er die rein naturalistischen 
Gewaltverhältnisse von den Machtverhältnissen unter- 
scheidet, die zumindest der Rechtsform nicht entbehren 
können, wobei ihnen der triebhafte Unterordnungswille der 
menschlichen Persönlichkeit zu Hilfe kommt. Das Rechts- 
gefühl und die Rechtsordnung als Sicherung des äußeren || 
Daseins im staatlichen und Gesellschaftsleben sowie in Welt= 
wirtschaft und Weltpolitik wird als Seitenstück zur Ordnung - 
des Lebens durch Instinkte bei der vernunftlosen Tierwelt 
dargestellt. Auf dieser das herkömmliche sittlich-rechtliche 
Leben beschreibenden Grundlage wird als Forderung das 
Bild einer in Einzelheiten bereits schon vorhandenen Zu- 
kunft entworfen, in der die Macht als Behelf zur Erreichung 
des wirtschaftlich. Gemeinnützigen und des sittlich Guten, 
unter Ausschluß von Willkür und Machtwahn, wirken 
werde. Diese Andeutungen erschöpfen bei weitem nicht den 
Reichtum der gediegenen Schrift. 


Geographischer Bilderatlas von Polen. Herausgegeben von 
Dr. E. Wunderlich. Veröffentlichungen der Landes- 
kundlichen Kommission beim Kaiserlich Deutschen General- 
gouvernement Warschau, Reihe B, Band ı. Gea-Verlag, 
G. m. b. H., Berlin, Juni 1917. 140 Seiten mit 100 Original- 
aufnahmen, 6 Spezialkärtchen und einer Übersichtskarte. 
Preis 3 M. 

Eine besonders für die Weltkriegszeit geradezu vornehm 
ausgestattete und bei der Fülle des Gebotenen erstaunlich 
billige Veröffentlichung. Die zahlreichen, technisch wohl- 
gelungenen Bilder, die sich nicht bloß auf den unter deut- || 


scher Verwaltung stehenden Teil des ehemaligen Kongreb- 


Lifte der dem wirtfchaftspolitifchen Archiv. 
mackommenen Beröffentlidhungen. 


Vom 15. Dezember bis inklusive 22.. Dezember 1917. 


Schriften des Schutzverbandes für deutschen Grund- 
besitz, E, V., Berlin: 

Heft 26, Zum preußischen Wohnungsgesetzentwurf. Ein- 
gabe des Schutzverbandes für deutschen. Grund- 
besitz an den preußischen Landtag, vom 18. Ja- 

; nuar 1917. 
„27, Die Abbürdung der Steuerlast des ER und 
Grundbesitzes. Reden des Präsidenten a. D., 
Dr. R. van der Borght und Justizrates Dr. Bau- 
ınert, auf der Versammlung des Brandenburgischen 
Verbandes der Haus- und Grundbesitzervereine, 
vom 6. Mai 1917 ın Potsdam. 

„28, Schutz der Mieter gegen Mietsteigerungen. Zur 

Bundesratsverordnung zum Schutze der Mieter, 
vom. 26. Juli 1917, R.-G.-Bl. S. 659. 

Berlin 1917, Verlag des Schutzverbandes für deutschen 
Grundbesitz, E. V. 

Arnold Steinmann-Bucher, Englands Niedergang. Mit 
17 Schaubildern. - Berlin 1917, Verlag von Leonhard 
Simion Nachf. 270 Seiten. Preis 5 M. 

R. E. Verow, Die große russische Revolution. Mit Illu- 
strationen und Porträten. Berlin 1917, Verlag für Sozial- 
wissenschaft, G. m. .b. H. 106 Seiten. Preis M. 2:50. 

Albert Hassdenteufel, Die Materialienbuchführung für 
Fabriks- und Großbetriebe. Stuttgart 1917, Muthsche Ver- 
lagsbuchhandlung. 24 Seiten, Preis 2 M. 

Dr. R. van der Borght, Der städtische Realkredit nach 
dem Kriege. Finanzwirtschaftliche Zeitfragen, herausgegeben 
von Dr. Georg v. Schanz und Professor Dr. Julius Wolf. 
23. Heft. Stuttgart 1916, Verlag von Ferdinand Enke, 
68 Seiten. Preis M. 2°60. 

K. u. k. Generalmajor d. R. Ottokar Piskacek, Die Donau 
als Rückgrat eines mitteleuropäischen Wasserstraßennetzes. 
Wien 1917, Verlag von Waldheim-Eberle, A.-G. 87 Seiten. 
Preis 6 K. 

Professor Dr. P. Krusch, Die nutzbaren Lagerstätten 
Belgiens, ihre geologische Position und wirtschaftliche Be- 
deutung. Mit 20 Abbildungen und 3 Tafeln. Essen 1916, 
Verlag der Berg- und Hüttenmännischen Zeitschrift „Glück- 
auf“. 75 Seiten. 

Die Volkswirtschaft Ungarns, Bulgariens und der Türkei. 
Periodische Mitteilungen, ı. Folge, herausgegeben von der 
Ungarischen Bank- und Handelsaktiengesellschaft. Buda- 
pest, Januar 1917. 54 Seiten. 

Berliner Grundbesitz im Kriege. Sonderabdruck aus der 
Frankfurter Zeitung, Abendblatt vom 30., 31. Oktober und 
ı. November 1917. Frankfurt am Main. ı6 Seiten. 
Preis.252Pf: 

Professor Dr. Erwin Hanslik, Menschheit: 1. Wesen der 
Menschheit. Schriften des Instituts für Eilnrforschung: 5, 
Wien 1917, Verlag des Instituts für Kulturforschung. 
205 Seiten. : 

Bosanski glasnik. Opca prirucna i adresna knjiga za 
Bosnu i Hercegovinu. Bosnischer Bote, Universal-Hand- 
und Adreßbuch für Bosnien und die Hercegovina. 1918. 
22. Jahrgang. Sarajevo 1918, Kommissionsverlag der k. k. 
Hof- und Staatsdruckerei in Wien und des Landesökono- 
mates der Landesregierung in Sarajevo. 464 Seiten. 
er K  5'50. 

Josef Schön, Das Gewerberecht und einschlägige 
ee aus dem Handelsrechte in den in ‚österreichisch- 
ungarischer Militärverw altung stehenden Gebieten Serbiens. 
Vorlesungen, gehalten im Verwaltungskurse des k. u. k 
Militärgeneralgouvernements in Belgrad. 2. Auflage. Belgrad 
1917, Verlag der k. u. k. Gouvernementsdruekerei, 64 Seiten. 
Preis 5 K. 

Karl 'Stooß, Geldstrafe und Dußenahdieen "Schweizeri- 
sche Zeitschrift für Strafrecht. (Revue penale Suisse), 1. und 
2. Heft des 29. Jahrganges. Bern 1916, Verlag a Stämpfli 
& Cie. 36 Seiten. 

Dr. A. Langer, Kettenhandel und Draideestiensche "Ma- 
chenschaften. Mit einem Beitrage: Die Mitwirkung des | 
Finanzkapitals am Kettenhandel. Von Dr. A. Formanek. 
‚Wien 1917, Manz’sche er dpi, 58 ‚Seiten, EX 
"Preis,2'K. a 

Schulrat Otto. Becher Aidvnespesen und Schölrefosta Bund Li -einhe 
in der neuen Türkei. Heft a2 der Sammi " Abhand- 


zolens, sondern auf das ganze Land von 127.000 km? mit 
Einschluß des Cholmer Gebietes erstrecken, berücksichtigen Bj 
in ausgedehntem Maße die landschaftlich- geologischen Ver- 
hältnisse, bringen aber auch zahlreiche Städtebilder, Volks- 
typen des flachen Landes, der kleineren Städte sowie von 
I.ublin, Lodz und Warschau, woraus sich auch das starke 
Hervortreten des jüdischen Volkstums ergibt. Die den 
Bildern beigegebenen Bemerkungen und Erklärungen, = 
jene der landschaftlich-geologischen Bilder enthalten 
knapper Form viel Wissenswertes über Beröliernie 
zusammensetzung, Produktionsverhältnisse und. sonstige 
Wirtschaftsleben. Mannigfache Angaben sind den klar au 
gearbeiteten Spezialkärtchen zu entnehmen. Wer sich ı | 
den Verhältnissen der zurzeit in den Mittelpunkt der 
gemeinen Aufmerksamkeit gerückten polnischen Lande v 
traut machen will, wird aus vorliegender gediegener Ver 
öffentlichung in mühelos- gefälliger Art reiche Ba 
schöpfen können. j A 


Die Getreideproduktion und Brotversorgung der heile 
Von Dr. J. Wirz. Verlag Orell Füßli, Zürich as 
162 Seiten. Preis 8 Francs. 

Der Verfasser behandelt in der vorliegendenh Aisc 
anschaulich geschriebenen, inhaltsreichen Schrift den 
treideanbau und die Brotversorgung der Schweiz 
Mittelalter bis in die neueste Zeit, die Einträglichkeit de 
Getreidefelder und die wichtigsten Maßnahmen 
haltung und. Förderung dieses Zweiges der L; 
schaft ° sowie «die a des ee 2, 


Kapital und Kabae so 

treideanbau in der Schweiz s 

krieges ‚mindestens, [6) 
nd S 


Dresden Bari. 1916, Verlag. 

63 Seiten. Preis. M. 180. ; = 

Otto Jöhlinger, Die Prasis! N Getreidegesch tes. 

re und en Hur- ‚den ea hend / { 
li i 


